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Oeffentlioher  akademischer  Vortrag 

gebalteu  in  Zürich  am  Ii).  Dezember  1H81 
von 

Prof.  Dr.  E.  Zürcher. 

^Ks  hat  sich  am  25.  Sipteiiibris  l')0.s  imii  Icydi^cr  Fahl  be- 
geben Uli«)  /.ugetragLMi  in  der  Herrnrhaft  Murton.  di  ilif  Üoi^ierimg 
daznialou  meinen  GiiäJig«Mi  llrrreii  ze  îîi  i  ii  /.ugrstiunl«  u  i^^r, 

das«  Kiner,  so  »einer  Sinne  l)<>r;iu})f  mul  w ahii^iiiiiii;-  gewordon, 
bei  Tas?  vor  der  Stadt  zw»'en  Brnth  rkualx  ii  ;ingi  tn>rtrii,  die  mit 
eiiuMii  biaukrii  Wcidnn-^sfr  angetalh'ii  und  drn  einen  titdtUcheu 
verwundt  und  iiitt  hiedutch  seines  Lebens  beraubt** 

Der  geistliche  Konvcmt  der  Stadt  B<'rti  ertheiltc  auf  Aufrage 
de»  liathes  folgende»  Senatus-Cnnsuliinii  : 

„Obgleieii  de«  entbüitm  frembdeu  Kinds  krine,  Vatter,  Matter 
noch  Yerwandten,  solciieu  TotMchlag  rechtlicii  nachzuaetEen,  yor- 
luuiden 

und  aucii  iluu  dem  Täter  seiner  Himsucht  halber  etwas  zu 
condouiren  wäre 

so  .solle  er  doch  in  Betrachtung  d«'s  (Jcsaz  Gottes 
da^  auch  Termag,  wo  ein  taub  Stier  «'inen  Meuäühen  umb  sein 
Leben  bringen  würde,  da.Hf*  dorsolbig  gh'ichtalls  geüttct  werden  sölle 

majore  ratione  (mit  ^lüsscrem  Jiechte),  weil  er  «dn  Mensch, 

dessgleicheu  da»»  derjenige  so  durch  ein  Hirnt»üchtigon  getöt 
wird,  eben  so  wohl  todt  als  wann  er  von  einem  wohlbesinnten  und 
wisigen  ertot  wurde 

gleiohialls  sein  Leben  verwirkt  haben. 

Notiz:  OapitiH  tupplicio  adjudicatns  est:  Er  wurde  zum  Tod 
doroh  Enthaupten  rerurtheilt. 

')  Aus  den  „8tratVechthclu'n  (Gutachten  d^s  <j;eistliclien  Konventes  der  Sfadt 
Bern",  initgetheilt  von  Archivar  H.  Tarier  iu  Bern,  in  dieser  Zeitschrift,  Bd.  UL, 

Seite  427. 
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Die  geistlichen  Herren  von  Bern  haben  bei  diesem  Gutachten 
nicht  nur  eine  anerkennenswerthe  Belesenheit  in  den  Schriften  de» 
alt«i  Testamenten,  sondern  auch  ein  recht  crfrenliches  Mass  hauK- 
backenen  KenschenTerstandes  an  den  Tag  gelegt;  es  läitst  sich 
keinen  Augenblick  daran  zweifeln,  dass  der  arme  Knabe  so  todt  war, 
als  wenn  er  von  einem  geistig  kerngesunden  Menschen  todtgeschla- 
gen  worden  wäre  ;  Ton  einleuchtender  Richtigkeit  ist  die  Folgerung, 
dass  ebenso  wie  das  geflbrltchc  Thier,  d^  gefahrliche  Mensch  zu 
beseitigen  sei,  zumal  bei  dem  nnvemünfdgen  Thier  niemals  Ton 
einer  l'ebertretung  eines  Gesetzes  gesprochen  werden  kann,  indeü:* 
beim  MenMchen,  auch  beim  geistig  Gestörten,  diese  Annahme  nicht 
von  vornherein  ausgeschlossen  ist. 

Mit  diesen  Erwägungen  und  Schlüssen  hatte  sich  auch  der  Cou- 
vent von  Bern  keineswegs  in  Widerspruch  gesetzt  mit  der  damaligen 
Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft.  Die  Frage  der  strafrecht- 
lichen Behandlung  der  geisteskranken  und  geistesschwachen  Ver- 
brecher war  noch  nicht  gelost,  insbesondere  nicht  im  Sinne  der 
völligen  dferaflosigkeit.  Karl's  V.  peinliche  Gerichtsordnung,  da«( 
grosse  deutsche  Reichsstra^esctzbuch  von  15H2,  weist  den  Richter 
in  Art.  179  an,  falls  von  Jemandem  ein  Verbrechen  ver&bt  worden 
w&re,  „der  der  Jugend  oder  anderer  Gebrechlichkeit  halben,  wissent- 
lich seiner  Sinn  nit  hett,  so  soll  der  Richter  den  Rat  der  Obrigkeit 
und  anderer  Sachverständigen  einholen  und  hienach  handeln  oder 
strafen*. 

Es  war  der  Arbeit  der  kommenden  Jahrhunderte  vorbehalten, 
die  Lehre  von  der  Zurechnungsfahigkeit  als  der  Voraussetzung  jeder 
Strafbarkeit  mit  logischer  Folgerichtigkeit  auszubilden,  und  zwar 
wurde  die  Zureohnungsföhigkeit  gegründet  auf  die  Voraussetzung 
eineH  freien  Willenti.  Der  freie  Wille  aber  besteht  in  der  Möglich- 
keit, die  Folgen  eines  Thuns  oder  Unterlassens  zu  übersehen,  ein 
Werthurtheil  sich  zu  bilden  in  Beziehung  auf  Zweckmässigkeit  und 
Moral,  und  hienach  frei  sich  zu  entncheiden  über  Thun  oder  Unter- 
lassen, fret  zu  wählen  zwischen  Gut  und  Bos. 

Wo  Immer  nun  die  eine  oder  die  andere  Voraussetzung  fehlt, 
wo  es  fehlt  an  der  nöthigen  Einsicht  in  die  Natur  der  Dinge  und 
ihren  Zununmenhang,  wo  es  fehlt  an  der  Möglichkeit,  zu  beurthcilen, 
ob  eine  Handlung  gut  oder  schlecht  sei,  wo  es  fehlt  an  der  Fähig- 
keit, den  dunklen  Trieben  und  mächtigen  Eindrücken  durch  Gel- 
tendmachung von  Gegenvorstellungen  das  Gleichgewicht  zu  halten 
und  dadurch  Gelegenheit  zu  schaffen  zur  ruhigen  Erwägung  des 
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Für  und  Wider,  uad  hienach  zum  gereiften  Entschlüsse  zu  gelange», 
da  kann  auch  der  Mensch  nicht  Teiantwortlioh  gemacht,  nicht  be> 
«traft  werden  für  das,  was  er  getliau. 

Eine  er»te  Gel'ahr  «chien  dieser  Begründung  des  Strafrechts 
2U  drolien  von  einer  Weltauechauung,  welche  das  Hestelieu  eines 
freien  WillenM  überhaupt  in  Abrede  stellt.  Wie  in  der  Weit  der 
äussern  Erscheinung  das  Kine  mit  Nothwendigkeit  ans  dem  Voran- 
gegangenen erwachsen  und  wiederum  mit  Xaturnoth wendigkeit  seine 
Wirkungen  in  der  Zukunft  ausübt,  also  soll  auch  der  menschliche 
Wille,  das  Entschliessen,  das  noth wendige  P^gebuiss  »oin  der  Ein- 
drücke Ton  aussen  und  des  Bodens,  auf  den  die  Eindrucke  follen, 
des  Charakters;  bei  der  entgegengesetzten  Annahme  würde  û»n 
Clesetz  der  Verursachung  und  Wirkung  überall  da  aufgehoben,  wo 
4er  mensehliche  Wille  sich  demselben  entgegenstellt 

Diese  Anschauung  führt  keineswegs  zu  sittenloser  Auflösung 
der  Gesellschaft,  wie  etwa  eifrige  Gegner  gewarnt,  es  ist  dieselbe 
Lehre  der  Prädestination,  der  Vorausbestimmung  von  Urzeit  an, 
auf  welche  fromme  Männer  wie  Luther  und  Calvin  ihr  theologisch- 
ethisches  Lehrgebäude  gegründet.  Und  mag  auch  unser  Bewusst- 
sein  uns  die  Willensfreiheit,  die  ungebundenste,  vorspiegeln;  die 
Frage,  die  wir  bei  unsern  wichtigsten  Beschlussfassungen  uns  stellen, 
ist  nicht,  was  tvollen,  sondern  was  soUen  wir  thun,  und  unser  Ge- 
wissen ist  rein  und  das  Herz  leicht,  wenn  wir  nach  vollbrachter 
Tfaat  nns  sagen  können:  Oe  que  j*al  fait,  j*ai  cm  le  devoir  faire 
{Sacitie,  Athalie)  ;  wenn  wir  das  Bewusstsein  besitzen,  in  einer  ver- 
nünftigen, sittlichen  Nothwendigkeit  gehandelt  zu  haben.  Eine 
ganz  willkürliche  Entscheidung,  die  sich  durch  keine  vernünftigen 
Erwägungen  leiten  liess,  nennen  wir  eine  närrische. 

Nun  bedarf  es  indess  hier  keiner  einlässlichen  Erörterung  dieser 
Lehre  vom  bestinunten  Willen,  des  Determinismus,  weil  derselbe 
sich  rasch  und  leicht  in  die  Lehre  von  der  Zurechnungsfshtgkeit 
hineingefunden  hat.  Auch  dann,  oder  vielleicht  gerade  dann,  wenn 
der  Wille  nicht  frei,  sondern  bestimmt  wird  Ton  den  äussern  und 
den  innern  Einflüssen,  mnss  die  Strafe  da  sein,  als  Bestimmungs- 
moment des  Willens.  Sie  kann  aber  nur  da  wirken  als  Motiv,  sei 
«s  abschreckend  als  Strafitndrohung,  sei  es  bessernd  im  Vollzüge, 
wo  der  Mensch  im  Stande  ist,  durch  Motiye  sich  vernünftig  be- 
stimmen zu  lassen,  sie  ist  daher  auch  nur  dem  vernünftigen  Men- 
schen gegenüber  zulässig.  Der  vernünftige,  der  normale  Mensch 
des  Determinismus  ist  aber  kein  anderer  als  der  willensfreie  Mensch 
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dea  IndetcnniniBmus,  die  Lehre  von  der  Zurcchnuug^i'Uhigkeit  »t 
l>ci  beiden  Anschauungen  dieselbe,  die  Grensen  des  Strafrechto  sind 
dieselben  filr  beide. 

,  Auf  diesen  Grundlagen  bestimmten  die  Strafgosctzbfichor  die 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  oder  HandlungefShigkeit.  Vorerst 
wurde  das  Kindosaltcr  Ton  jeder  strafrcchilichon  Verfolgung  Auf- 
geschlossen und  gomeiiiiglich  hicfiir  eine  Altersgrenze  bestimmt^ 
7 — 12  Jahre,  jo  nach  den  besondcm  Verhältnissen  dos  betreffenden 
Landes.  Auf  einer  weitem  Stufe  des  jugendUchon  Alters  hat  sich 
der  Bichter  die  Frage  Torzulegeii,  ob  der  Thäter  mit  der  sur  Er- 
kenntniss  der  Strafbarkeit  der  That  erforderlichen  Kinsiclit  begabt 
gewesen  sei,  und  es  ist  diese  Frage  mit  oder  ohne  Beiziehung 
medizinischer  SachTerstfindiger  zu  tösen,  obgleich  die  Erfahrung- 
zeigt, dass  dem  jugendlichen  Verbrecher  weit  weniger  die  Einsicht 
als  die  durch  reifere  Lebenserfahrung  bediugto  Stärke  des  Charak- 
ters mangelt.  Als  unbeMtrittcncs  Gebiet  dos  Gerichtsarztes  gilt  aber 
die  Losung'dcr  Frage,  ob  ein  Erwachsener  die  That  nicht  begaugon 
habe  in  einem  Zustande  ge.st5r(er  Geistesthätigkeit,  die  ihm  die 
Fähigkeit  der  Helbstbcstiramung  und  der  Erkenntniss  der  Strafbar- 
keit der  That  geraubt  hatte. 

Das  Lehrgebäude  des  Straireclits  schien  damit  wieder  auf» 
Xeue  befestigt  und  in  seinen  Grundlagen  unerschütterlich  dazu- 
stehen. Aber  in  seiner  folgerichtigeu  Anwendung  auf  da»  Leben 
sollte  die  Grundlage  ihre  Hinfälligkeit  zeigen. 

Die  'VS^issenschaft  Tom  Leben  der  Seele  und  insbesondere  ihrer 
Krankheiten  hatte  sich  iosgelust  yon  den  Fesseln  der  Schulwissen- 
schaft  und  der  blossen  Gcdaukenoperationen  ;  sie  hatte  sich  auf  da» 
Gebiet  der  Beobachtungen  der  körperlichen  Tnterlage  dieses  Le- 
bens, des  Gehirns  und  seiner  Umhüllung,  b<>geboii,  sie  hatte  immer 
neue,  bis  dahin  unbekannte  Krankheitsformen  und  insbesondere 
schlummernde  (latente)  Zustände  entdeckt,  die  stets  die  Gefahr  ¥oa 
Ausbrüchen  in  sich  tragen,  während  früher  nur  diese  letztem 
beachtet  worden  waren. 

Es  kam  hinzu  die  Entdeckung  der  vielfachen  Formen  der  epi- 
leptischen Krankheit,  als  eines  gefährlichen  Erregers  yerbrecheri- 
scher  Thaten. 

Es  wurde  aufgedeckt  jenes  Entsetzliche,  das  moralische  Irre- 
Dcin,  bei  dem  das  IndiTiduum,  bei  vielleicht  verminderte,  aber 
immerhin  nicht  gerade  gestörter  Funktion  des  Verständnisses  (des 
Intellekts),  krankt  an  einer  Abwesenheit  jeglichen  Sinnes  fur  mo- 
ralisches Urtheilen,  jeglichen  Mitgefühls  für  Andere. 
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Zahlreicher  noch  als  alle  diese  Fälle  offenbarer  Unxurechoung»- 
fahigkeit  sind  die  Ghrenzfalle,  in  denen  es  zweifelhaft  is^,  ub  wir 
-das  Indiyiduam  noch  sn  den  Gesunden  zählen  oder  schon  unter  die  * 
Kranken  rechnen  dfirfen,  die  Uobergaugszuslände,  die  von  geistiger 
Oesundhett  zur  geistigen  Krankheit  hinüberführen  und  so  zahlreich 
«ind,  als  die  (Jcbergängo  viMi  Gesundheit  des  Körpers  znr  Krankheit. 

Es  wäre  nothwendig,  den  Begriff  einer  vorminderten  Zurech- 
nnngsföhigkeit,  Torminderter  Schuld  aufzustellen  und  diese  folge- 
richtig als  Strafintlderuagsgrund  zu  behandeln. 

M»a  anerkannte  von  jeher,  dass  eine  Handlung,  zu  der  Jemand 
4arch  unfiberwindlioho  körperliche  Gewalt  gezwungen  worden,  nicht 
zur  Schuld  angerechnet  werden  dürfe.  Da  gab  es  nun  Fälle,  in 
denen  uachweisHch  der  sonst  geistig  gesunde  Thätcr,  tou  aussen 
vielleicht  gereizt,  Ton  einem  flbermächHgen  dämonischen  Triebe 
«rfasst  und  wehrlos  demsotben  preisgegeben  war:  Die  unwidersteh- 
liche innere  Gewalt  wurde  konnequenter  Weise  zum  Schuldaus^ 
echliessuagsgrund  erhoben. 

Und  endlich:  Die  Anlage  de«  Momchon  ist  nur  der  eino  Faktor 
des  Yerbrechers,  der  andere  ist  die  äussere  Umgebung,  das  soziale 
Element,  in  dem  der  Yerbreoher  lebt.  Lassen  sich  nun  aber  Ver- 
brechen, und  es  gibt  solche,  auf  die  Hchuld  der  Gesellschaft  und 
Ihrer  Organisation  zur&ckfahron,  wie  will  da  dieselbe  Gesellschaft 
das  bkinke  Schwert  der  Gerechtigkeit  schwingen  und  an  dem  armen 
llenschen  sich  Richen  für  ein  Verschulden,  das  zum  Theil  auf  ihren 
Schultern  ruht? 

So  gab  es  denn  bald  keinen  Fall  mehr,  in  dem  ein  ge- 
«chickter  Verthoidiger,  wo  nicht  einen  durchschlagenden  Schuld- 
«usschliessungsgrund,  sio  doch  einen  oder  eine  Reihe  von  prächtigen 
Strafmildeningsgrtlnden  gefunden  hätte.  Ifon  schien  durch  die 
Fortschritte  der  Wissenschaft  auf  dem  Punkte  angelangt,  wo  man 
mit  Madame  de  Stael  sagte:  «Tout  comprendre  c*ost  tout  par- 
donner. Und  das  Schlimmste  daran  war,  dass,  je  entsetzlicher,  je 
unmenschlicher  die  Grauelthat  war,  desto  sicherer  war  der  Nach- 
weis, dass  sie  Ton  einem  nicht  normalen  Menschen  ausgegangen, 
je  mehr  sich  der  Thätcr  menschlichen  Denkens  und  Fühlens  baar 
erwiesen,  desto  grösser  mussto  das  Hitleid  mit  dem  Stiefkinde  der 
^atur  sein,  desto  schonender  seine  Behandlung. 

Zur  Auflösung  der  Strafrechtspflege  ist  es  dennoch  nicht  ge- 
kommen. Das  Volksgewissen  erhob  sich  kräftig  gegen  die  Ver* 
bringung  reicher  Wüstlinge  in  die  mit  aller  Bequemlichkeit  des 
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Löbens  nusgoiütrtt toten  Asyle  für  Oeiateskranke,  und  da  die  Grund- 
lagou  dos  (losetzeg  unantastbar  Kchiouen,  so  wnrde  den  Gericht»- 
*  ärzton  UebertnMbung  und  Begünstigung  der  Verbrecher  vorgeworfen. 
Aber  auch  der  Jücltter  erinnerte  »ich  der  ersten  Aufgabe  der  Straf- 
rcchtsptiege,  das  Yerbrechen  zu  bekämpfen  und  <1ie  G(>seUschaft 
ver  demselben  zu  sichern,  und  er  verurtheiite  zu  langer,  bis  zu 
lebenHlünglieher  Zuchthauahaft  über  Gesetz  und  unzweifelhafte  Gut- 
achten hinweg.    Unsere  Stadt  Zürich  ist  vor  wenigen  Jahren  der 
Bchanpiatz  zweier  ganz  abscheulicher  Lustmorde  gewesen  ;  die  IJn* 
zurechnungsfähigkeit  beider  Individuen  wegen  moralischen  Irrsinns 
war  ganz  ausser  Zwolfel,  und  sie  wurden  dennoch  beide  wegen 
Mordes  zu  lebensUinglichcr  Zuchthausstrafe  verurtheilt.    Nach  den 
Konsequenzen  der  herrschenden  Theorie  wären  sie  freizuHprechen 
oder  wenig'Ktrns,  da  sie  jedenfalls  nicht  mit  Vorbedacht,  sondern 
im  Zustande  einer  gänzlich  unverschuldeten  jähen  Gemüthsaufregung 
gehandelt,  mit  recht  milder  Strafe  zu  belegen  gewesen.  Der  Saoh- 
verständige  erklärte,  dass  die  Ijoiite  getahrlich    n  l  deshalb  sorg- 
föltig  zu  verwahren  seien,  und  dass  hiefür  die  Irrenlioilanstalt  nicht 
der  Orr  si-i;  blii  b  also  das  Zuchthaus,  und  der  Richter  that,  wa» 
ihn  sein  Gewissen  hiess,  er  war  im  Nothstand  gegenüber  einem 
Gesetz  und  einer  Wissenschaft,  die  seine  Stütze  und  sein  Kührer 
sein  sollte  :  Es  schien  wiederum  das  weise  Gutachten  des  geistlichen 
Konventes  zu  Bern  zu  Ehren  gezogen  zu  werd^. 

Solche  Konflikte  aber  zwisobon  Lehen  und  Praxis  einerseits 
und  dem  Gesetze  und  der  Theorie  anderseits  dürfen  auf  die  Dauer 
nicht  fortbestehen;  wir  suchen  nach  einer  Liisung  und  wir  wenden 
uns  den  neuen  Horizonten^)  zu,  welche  uns  die  neue  anthropolo- 
gische Schule  der  Italiener  eröffnet  hat. 

Der  italienische  Irrenarzt  Oesare  Lombroso  hatte  damit  be- 
gonnen, eine  Reihe  von  Untersuchungen  über  das  körperliche  Ver- 
halten der  Trren  im  Vcn  gleich  zu  den  Geisti^sgesunden,  über  Schädel- 
form, Kinpergewicht,  Muskelkraft,  Schmerzempfindlichkeit  anzu- 
stellen. Dieselbe  Beobachtungsmethode  befolgte  er  auch  mit  Bezug 
tiuf  Verbrecher,  die  zur  UntOTSUchung  ihres  Geisteszustandes  ihm 
zugi  wicsen  worden  waren.  Es  ergab  sich  ihm  zur  üeberzeugung, 
dass  G(«i8teskranke  und  Verbrecher  sich  durch  scharfe  körperliche 
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uml  pHychi^che  Minkinale  »owokl  vou  einander  aU  vom  uormaleu 
Menscheu  unterscheiden. 

Hieraus  eutaprang  der  Plan  nintM'  allseitigen  Beschreibung 
dieî«er  bc^^oudern  Menscheugattung,  dos  Verbrochers,  und  ch  ist  diese 
Aufgabe  durchgeführt  in  Lombroso'g  Werk  vom  Verhreoher 

Die  Betrachtung  beginnt  beim  Kopf  de»  Yerbrochor>*.  T>ie 
Öchiidelform  priigt  sich  aui»  in  der  niedern,  nach  oben  und  l  ück- 
wâit»^  fliehenden  Stirn,  es  ist  dio  Hintorhälfte  des  Bchädels,  der 
Tcvmuthliche  Sit/  der  instinktiven  Triebe  Tergrössert  auf  Koston 
der  Tordern  Hälfte,  in  die  wir  die  bewussten  GeistoHtliätigkoiten 
legen,  in  grossen  Augonhöhlon  liegt  das  Auge  tief,  die  Kinnladen 
treten  stark  hervor,  dio  OhrniUHchel  ist  auffallend  unregelt nässig 
und  unschön,  die  beiden  Gt'sichtshälfren  sind  angleich,  asymmetrisch, 
die  Uaare  eher  schwars  ab  blond.  Beim  normalen  Menschen  ist 
da.s  Mass  der  ausgespreizten  Arme  von  Finger^ipitzo  /u  Fingerspitze 
gleich  dem  Ilöhenmass  dos  aufrecht  Stehenden,  boim  Verbrecher 
sind  die  Arme  länger,  gleichwie  beim  verwandten  Vierhänder. 

Die  erste  Bekanntmachung  dieser  Beobachtungsergebnisse  rief 
▼ielfochen  und  lebhaften  Widerspruch  in  Fachkreisen  und  Laien- 
kreisen hervor.  Eine  irrthQmliche  Auf&ssung  mag  vorab  dazu  bei- 
getragen haben,  die  Auffassung,  dass  dem  typischen  Bilde  des  Ter- 
brechcrs,  wie  es  sich  aus  allen  den  einzelnen  Zügen  ergab  —  wir 
haben  hier  nur  wenige  aufzählen  können  —  alle  oder  auch  nur 
eine  Mehrzahl  von  Verbrechern  sofort  erkennbar  gleichen  müssen. 
Lombrofio  stellt  die  Anomalien,  das  Regelwidrige  nur  insoweit  als 
Verbrochnrmerkmale  anisammen,  als  er  glaubt,  gewisse  Regelwidrig- 
keit häufiger  beim  Yerbrecher  als  beim  normalen  Mensehen  be- 
obachtet zu  haben.  Ein  einzelnes  Merkmal  ist  noch  kein  Yer- 
brechcrstigma  für  den  damit  Behafteten,  bedenklich  wird  erst  das 
Znsammentreffen  mehrerer  Anomalien,  die  rnregelmässtgkeiten  treten 
beim  Einzelnen  mehr  in  der  einen,  beim  Andern  mehr  in  anderer 
Richtung  henror,  und  es  ist  unrichtig,  dass  Lombrost)  und  diejeni- 
gen, welche  in  der  von  ihm  gezeichneten  Richtung  die  Forschungen 
weiter  geführt,  die  Anmassung  gehabt  hätten,  untrflglioh  aus  des 
Menschen  äusserer  Erscheinung  seine  Zukunft  vorauszusagen;  so 
erstrebenswerth  auch  das  Ziel  sein  mag,  Anhaltspunkte  zu  geben 
zu  einem  rechtzeitigen  Einschreiten,  ehe  die  Geschicke  sich  erfüllt 


0  L*DOnio  delinqoente  von  Cewre  Lombroao  ist  in  4.  Autlsge,  Taria  1689, 
enehieneD.  —  Deotadte  Uebeisetiang  von  Frä$ikd, 
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Baben  und  wir  uns  einem  Tfaäler  gegenfibw  befinden,  der  unser 
vorsorglicbes  Mitleid  nicBt  mehr  zu  erwecken  vermag,  und  Opfern, 
die  vir  durch  die  emsteste  Strafe  des  erstem  nieht  mehr  in's  Leben 
und  zum  Lebensglück  zurückzurufen  vermögen.  Und  noch  eine 
weitere  Bemerkung:  Lange  bevor  der  fromme  Lavater  hier  in 
Zürich  seine  Physiognomik,  die  Lehre,  aus  dem  Gesichtsausdruck 
den  Charakter  des  Menschen  zu  enträthseln,  aufzubauen  versuchte, 
bevor  in  einseitiger  Betonung  eines  eiuzelnen  Momentes  und  meist 
in  Unkeuntniss  anatomischer  und  physiologischer  Forschung  jlic 
Phrenologen  dieselbe  Aufgabe  verfolgten,  sprach  man  im  Volke 
vom  Galgengesicht  und  von  der  Zunft  der  Langfinger,  und  erfahrne 
Menschenkenner  wussten  im  Gesichte  ihrer  Mitmenschen  zu  lesen. 
Der  A'ersucb,  das,  was  im  Einzelnen  unbewusst  gefühlt  wurde, 
wissenschaftlich  zu  aualysiren  und  zu  begründen,  muss  keineswegs 
als  von  vornherein  aussichtslos  erscheinen. 

Die  Beobachtungen  Lombroso's  und  seiner  Schule  —  denn  eine 
solche  hat  sich  um  ihn  aus  gleichgesinnten  Forschem  gebildet  — 
hielten  aber  nicht  an  der  äussern  Erscheinung  stille,  sie  gingen 
ein  auf  das  ftinnliche  und  seelische  Leben  des  Yerbrechers. 

Abstumpfung  des  Schmerzgefühls,  welche  auf  eine  weniger 
feine  Ausbildung  des  Gefuhlsnervensystems,  Linkshändigkeit,  häufiges 
Vorkommen  der  Farbenblindheit,  welche  beide  auf  anormale  Gehirn« 
konstruktion  zurückgeführt  werden,  sind  weitere  Beiträge  zur  Gha« 
rakteristik  dos  Verbrechers. 

Wir  werden  damit  hinübergeführt  auf  das  eigentliche  Gebiet  des 
Seelenlebens  der  Verbrecher,  wie  es  sich  uns  klarlegt  in  dem,  was  der 
Verbrecher  thut,  was  er  spricht,  was  er  zeichnet  und  was  er  dichtet 

Der  Verbrecher  zeichnet  und  dichtet;  er  vertraut,  was  ihn 
bewegt,  den  Wänden  der  einsamen  Zelle,  dem  Papier,  der  eigenen 
Haut  an.  Jn  Zeichnung  und  Dichtung,  in  primitivster  bis  zu  recht 
vollkommener  Gestaltung  feiert  er  vor  Allem  seine  Thaten,  Tropmann 
zeichnet  seinen  Familienmord,  ein  Anderer  besingt  den  ewigen 
Ruhm,  den  er  und  seine  Genossen  durch  einen  wohlgelungenen 
Einbruch  sich  erworben,  der  Verbrecher  begrüsst  etwa  den  Kerker, 
der  ihn  wieder  aufnimmt: 

Curcere  vita  nita  csra  felice  '  

Kerker,  oiein  Leben,  mein  theure«  and  gtflckliches. 

Wie  e>  mir  in  dir  pefälltl 

I'.i  tin«lf»«^r  (in  (lio  T^rüdcr.  fla  dif  Fn-utide, 

(teld,  gut  hssfiü  und  IroUlichen  Krit'den, 

Druuï»en  bist  du  imnitteu  deiner  I-  einde. 

Und  wenn  du  nicht  Arbeiten  kannst»  Btirbst  du  tot  Hunger. 


Digitized  by  Google 


Die  neneo  Horizonte  im  Strafrecht.  9 

Meint  abor  fibernimrat  ihn  die  Lnugowcilc;  das  Hoimweh  uach 
der  Freiheit  und  den  Oxgien,  welche  glücklich  verübter  Tiiat  zu 
folgen  pflegten,  i»t  es,  was  ihn  horahntimmt,  und  er  Tcrsweiielt  — 
nicht  mit  Unrecht  —  an  flciuem  (ieschicke: 

Le  pasaé  m*û  trompé, 
Le  présent  me  tonnuetiU»» 
L'avenir  m'épovvtinte  : 

oder  î<ein  H«  r/.  macht  sieii  Luft  in  VL'iwuiiseiiuugt  ii  und  li.tche- 
dioliungen  i4;i-'g«Mi  dir,  die  ihn  verrathun  und  einge^puiTt,  uud  er 
entwirft  die  Pliiue  ueuei  riiHh-u. 

So  der  Spiegel  eiuer  Seele:  ein  liild  von  kindinelier  Kiieikeit 
und  Prahlsticlif.  Dabei  Sell»8tgefühl  und  l-^oismus,  der  sieh  nament- 
lich auch  im  Uj4ehe<lur8t  äussert.  Kr  h(>rlii'Mii<;r  soin»«  That;  w«*ün 
en  weit  gclit.  so  Idagt  er  über  daH  Uoseliiek,  das  ihn  zwinge,  ao 
und  nieht  an(h'rs  /u  handeln,  aber  uirgeuds  eine  aufrichtige  Selbst- 
orkfMintniss  und  Keue,  eiu  Mith  id  mit  dem  Opfer.  Stumpf  in  der 
Knijitindnng  der  Sinne,  vermag  er  Anderer  L'dd  und  Schmer/,  nicht 
mitziitiihien,  aitruixtifiche«  Denken  ist  ihm  frrmd  ;  er  kt  niit  nicht 
das  Gewix^eu,  den  Ahm  heu  vor  d^T  'l'hat.  die  l\»'ue  nach  der«clben. 
Der  Verbrecher  ist  tnig,  er  kennt  k«  iiie  Arbeit  als  doi»  Yerbruchen, 
und  die  Vorbereitung  eines  An^bruchs. 

Das  ist  nun  so  in  grossen  Zügen  der  'i'vpus  des  Verbrechers, 
wie  er  von  l>o!nbroso  im  Anfange  seines  litnarischcn  Auftreteus 
besehrieben  worden  ist.  Es  ist  das  Verdienst  Ferri's,  Professor  des 
Strafrechts  an  der  l'niversität  Sicna,  darauf  hingewiesen  zu  haben, 
dasH  das  IMld  in  seiner  Alles  umspannenden  Allgemeinheit  Schwächen 
bietet,  und  das«  es,  wie  auf  dem  Gebiete  der  (îeisteskrankheit,  »o 
auf  dem  Gebiete  des  Verbrechens,  verschiedene  KrschciuungBformen, 
Abstufungen  und  lJebergäug<>  gibt,  welche  studirt  und  beschrieben 
werden  müssen,  um  zu  lebenswahren  Bildern  zu  kommen. 

Ferri  fragt  sich  vorerst:  wa«  ist  das  Verbrechen!-'  Die  klassische 
Schule  gibt  uuä  die  klassische  Antwort:  Verbrechen  ist  die  be- 
wttsste  freiwillige  l'cbertretuug  des  Strafgesetzes.  Welche  Hand- 
lungen aber  vom  Strafgesetz  mit  Strafe  zu  bedroluMi  seien  und  wie, 
das  üb(>rlässt  sie  zutrauensvoll  einer  andern,  irgendwo  und  irgendwie 
unterzubringenden  Wissenschaft:  der  Kriminalpiditik,  die  sie  dann 
aber  doch  wieder  mit  der  Technik  ihrer  Formeln  leiten  will,  etwa 
wie  das  bürgerliche  Recht  mit  seinen  Konstruktionen  sich  aufwirft 
zum  Leiter  der  sozialen  und  natioualijkonomischen  Postulate. 
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Forri  hnt  mm  gcfuuden,  dass  un8«M'e  Ooselixirhaft  für  ihr  \>o- 
stchon  und  ihVo  Kultur  zwfiior  Motiv«-  dos  Handelns  und  l'ntcr- 
lassons  ««'ifoiiH  ihrer  Mitgliodor  h^dürfo  :  das  Mit«^efiihl  mit  «lern 
Mitm<Mischeu  und  die  Aclituufi:  sriner  liechto:  La  piot'i  tmd  la 
j>roliitî\.  Kill  gewisses  Durrhsehnittsniass  beider  (»nfühli',  «las  mir 
dem  Fortschritte  der  Gesittung  ein  jj;rÖ88ercs  H<  iu  wird.  inu>s  vor- 
han<len  sein,  aus  drin  Fehlen  desselben  entspringen  der  Allgemein- 
heit und  dem  Einzelneu  schädliche  Handlungen.  ]>as  sind  di»« 
Verbrechen.  Als  Yerbrechen  sind  daher  alle  di<'j«Miigt  n  llaudluugt  ii 
/AI  ahnden,  welche  jenes  DurchsckuiithuiaëS  von  ISittliclikoit  nioiit 
erreichen. 

Aus  tliosor  IVtrachtiing  ergeben  sich  denn  iiucli  sofort  die 
beiden  grossen  K;tî(»;(uien  der  Verbrechen,  die  -iVngritfe  aul"  die 
Person  und  die  Angritie  anf  das  Vermögen. 

l^nserer  Auschauunj!:  nach  sind  dit'  verderMn- listen  und  ha-^sens- 
wiirdigMton  Verbrechen  diejeni^iui.  die  auf  das  Lehen  des  Mituit'Ust  heu 
j^i'Ik'u,  der  grünste  Verl>reclier  ist  uns  di'r  Mörder,  dt-r  Käu  her.  Das 
war  nicht  überall,  nicht  /.n  allen  Zcitm  so.  der  blinder  und  Räuber 
y.rij^t  uocli  heute  -  den  ItaliciKM-ii  ^rhwelM-n  ja  Iiirr  /unächst  <li'^ 
Jiriganren  mit  ilin-n  romantischen  Häupriinjicu  voi-  —  Spuren  seiner 
ein«tit,n'u  lîrvor/.ui^uug,  grösseres  Körpergewicht  und  KiW-perstärke, 
griissfMii  (Tehiriiiuhalt ;  er  ist  der  Nachkomme  des  alten  Itauliritter- 
thums,  der  (iewaltigeu,  welche  eiujjt  die  Lrde  und  die  Vidker  be- 
herrschten. 

And'Ts  d<T  l>i<  b  und  der  Schelm,  kleinere.  ini>st«irnii<%  schwäch- 
lichere (Tf^stalten,  die  mit  List  und  Truij  nud  1 1 »'niilh  likeit  im  Kampfe 
um's  DaHcin  aufzukommen  trachteten.  I>er  arme  Sclielm  ist  keine 
Gestalt,  dir  uns  Entsetzen  cinflösst,  der  verbrecherische  Tvpus  des 
Mörd«M>  i'^t  in  ihm  abgeschwächt;  in  seinim  letztiui  Ausläufern, 
dem  Srliw  indler,  dem  Haukrotteur,  verwi^t  lit  si(  li  der  l  ntorschied 
/wi^chfu  Verbre*-her  und  Niuinaluieusi  h.  Auch  in"irali'5ch:  Denn 
nocli  nicht  ist  naivst»»  Ofti  ulu'it  gerade  das,  was  wir  iui  geschäft- 
lichen îjpben  v«in  cinaiuii  r  zu  fordern  uns  Ix'rochîigt  glaul>eu. 

W  i(  litii;er  ist  indess  die  ander»'  Abstufung,  nach  der  Stärke 
der  Wurzeln,  welche  das  Verbnudieu  im  Menschen  gesehiagen. 

Ibiginnend  mit  (h  m  Gelegenheitsverbrecher,  der  jene  beiden 
moralischen  (ii  tiililr  wirklich  noch  besitzt,  der  dem  Verbrechen 
abgeneigt  ist  und  nach  begangener  Tlint  dassidbe  ohrlieh  hasst, 
den  aber  die  Gelen^enheit  jeweilen  sehwacli  findet,  steigen  wir  hcral> 
zum  Verbrecher  iu  der  Aufwallung  und  Aufregung.    Dan  ist  auch 
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Boeh  ein  GelegeaheitsverbrachQr,  aber  es  ist  nicht  das  schwache, 
schwankende  Rohr  wie  der  Torbenannte,  er  hasst  zwar  in  normaler 
Zeit  das  Yerbrechen  wie  der  Andere,  aber  sein  bewnestes  Selbst- 
gefühl fibenagt  alle  Qeföhle  für  Andere,  so  dass,  wenn  ihm  irgend 
etwas  in  den  Weg  sieh  legt,  er  sich  aufb&umt  und  entsohlossen 
xum  Aenssersten  sehreitet. 

Durch  Wiedcrholnng  bildet  sich  die  Gewohnheit;  noch  ist  das 
moralische  Gefühl  nicht  erloschen,  aber  der  Mensch  fftllt  von  einer 
Sohw&ehe  in  die  andere,  überall  drängt  sich  ihm  eine  Gelegenheit 
anf,  wo  er  frfiher  keine  gesehen  hätte,  beim  Gewohnheitsverbrecher 
fangt  bereits  das  Terlorne,  unyerbosserliche  Individuum  an.  Und 
die  grosse  Mehrzahl  der  Gelegenhoitsverbrecher  schlagt  im  Laufe 
der  Zeit  diesen  Weg  ein. 

Und  SU  Unterst  nun  steht  der  gebome  Verbrecher  und  der 
moralisch  Irrsinnige.  Hier  fehlt  das  moralische  Gefühl,  das  Ge- 
wissen. Hat  der  Gelegenheitsverbrecher  noch  ein  Motiv  zur  Hand- 
lung, so  suchen  wir  hier  vergebens  nach  einem  solchen,  es  sind 
nur  dunkle  Triebe,  die  plötzlich  erwachen,  der  Mensch  lügt  aus 
innerer  Kothwendigkeit,  er  lebt  ganz  in  einer  andern  Welt,  als  der 
normale  Mensch,  er  beginnt  als  Thierquäler,  er  endet  als  Mdrder. 

Ich  kann  mich  an  diesem  Orte  nicht  näher  auslassen  Aber  das 
Vcrhältniss  des  Verbrechens  zur  Geisteskrankheit,  Aber  den  geistes- 
kranken Verbrecher.  Dio  Geisteskrankheit,  die  ZorrOttung  der  intel- 
lektuellen Fähigkeiten,  ist  gewiss  ein  günstiger  ßnden  für  das  Ent- 
stehen von  Verbrechen,  moralisches  Fühlon  ist  eine  Thätigkeit 
des  Gehirns,  die  unter  einer  allgemeinen  Gehimkrankheit  auch  mit 
leiden  mnss.  Dennoch  lassen  sich  die  verbrecherischen  Irren  aus- 
scheiden von  Andern,  sie  sind  gar  nicht  zahlreich.  £8  kann  aller- 
dings der  Verbrecher  von  Geburt  auch  Irre  worden;  meist  ist  es 
aber  die  Krankheit,  dio  auch  den  Charakter  ändert,  oft  sind  es 
Wahnideen,  die  den  Betroffenen  zu  einer  That  treiben,  die  objektiv 
ein  Verbrechen  ist;  im  letztem  Falle,  ja  in  den  beiden  letsstern, 
werden  wir  dem  l  iigtücklichen  ein  gewisses  Mitleid  nicht  ver^agou, 
aber  die  Gesellschaft  muss  auch  gegen  diese  geschützt  worden,  so 
lange  die  Geistesttürung,  die  GelShrlichkeit  dauert.  —  Dabei  noch 
Biiwft.  Es  wird  wiederholt  anf  den  Zusammenhang  mit  der  Epilepsie 
hingewiesen,  die  eine  lange  Stufenleiter  von  vorübergehenden,  seltenen 
SchwindelanflUen  bis  zu  den  wilden  Krampfausbrüchen  zeigt.  Ist 
das  Verbrechen  nicht  auf  der  ersten  Stufe  ein  moralischer  Schwindel- 
zufltand,  zu  oberst  der  häufige  Ausbruch  gewaltiger  KrftmptV>,  eine 
Art  der  Epilepsie!^ 
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Besumiren  vir  das  Cksagto.  Auf  ftllen  Entwloktungsstufen 
beruht  das  Ycrbreclien  auf  omem  gftnzltcbeu  Mangel  oder  in  einer 
Scbwaohe  moraliscber  HoHtc,  es  ist  nioht  das  Ergebniss  einer  freien 
Willkür,  sondern  eines  vorhandenen  Defektes.  Dieser  Mangel  allein 
kauji  aber  koine  Handlung  hcrTorrufen,  es  muss  ein  aktiver  Trieb 
Torhanden  sein,  xu  handeln,  so  zu  handeln  und  niobt  anders.  Der 
Trieb  ist  offenbar  überall  von  derselben  Natur,  nnr  verschieden  in 
seiner  Stärke. 

Und  woher  kommt  dieser  Trieb  ?  Ist  es  das  Hineinragen  eines 
bösen  Prinzips  in  diese  sittliche  Weltordnung?  Mag  sein.  Eines- 
aber  ist  sicher.  Es  hat  eine  Zeit  gegeben  und  gibt  jotzt  noch 
zurückgebliebene  Stämme,  da  alles  das,  was  wir  als  Yorbrechen 
Yerabscheuen  und  hassen,  Gewohnheit  und  unbestrittener  Gebrauch 
war  und  ist;  wo  das,  was  wir  Familie,  Haus  und  Heim  und  Eigen 
nennen,  ein  friedliches,  Jeden  in  seiner  Existenz  schützendes  Zu- 
sammenleben nnbekannt  waren  oder  unbekannt  sind.  Durch  rohe 
Gewalt  brachte  ein  Theil  der  Menschen  don  andern  in  Sklaverei, 
und  durch  diese  hindurch  sind  wir  in  unsere,  ftlr  Viele  ja  recht 
leidlichen  Zustände  gekommen.  Was  heute  der  Verbrecher  thut, 
ist  das,  was  vordem  in  grauer,  zum  Theil  noch  geschichtlich  nach- 
weisbarer Vorzeit  dio  Gewalt  und  der  Uebermuth  dos  Starken,  des 
Herisobcrs  gethan,  was  Sklarensinn  ausgesonnen,  um  sich  auch 
etwas  von  der  Freude  des  Lebens  zu  erholen.  Uralte  Gewohn- 
heiton,  die  wir  überwunden  glaubten,  kehren  wieder,  os  ist  ein 
Itückfiill  in  alte,  mit  Mühe  besiegte  Zustände,  ein  Atavismus.  Daher 
ist  das  Verbrechen  ein  triebartiger  Ausbruch  beim  Menschen,  es 
l^ohört  nicht  dem  modernen  Denken  an,  so  sehr  es  sich  auch 
moderner  Waffen  zu  bedienen  weiss,  —  daher  ist  das  Zeichen  des 
Verbrechers'  die  Eörperbildung  zurückgebliebener,  alter  Rassen, 
zttletst  die  des  Gorilla. 

Aus  diesen  letztorn  AuHeinandersctznngeu  leiten  sich  dann  auch 
sofort  die  praktischen  Folgen  der  neuen  Anschauung  ab. 

Dio  Theorie  Darwins  von  der  fbottstehung  der  Arten  zeigt  uns, 
wie  die  vollkonminoren  Arten  entstanden  sind  durch  die  Ausstossung 
des  Unzweckmätiäi^eu,  Tapasi^ondea  und  durch  Vererbung  der  zweck- 
mässigen, passenden  Eigenschaften.  Denselben  Weg  hat  das  Menschen- 
g<  !4chlecht  genommen,  os  ist  gelangt  zur  heutigen,  hoffentlich  noch 
nicht  höchsten  Vollkommenheit  im  steten  Ringen  gegen  die  schlechten, 
der  Art  schädlichen  Elemente.  Stetsfort  bedroht  unsere  Kultur  das 
Ilineindriugeu  atavistischer  Klementu,  Elemente,  dio  sich  unsorer 
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GeBelUchaft  nicht  anzuparaen  vermögen.  Der  Kampf  mit  dcii«elbeu 
katm  nur  auf  dem  einen,  tiergebrachten  Wege  geführt  werden,  auf 
dem  Wege  der  Ausfltossung  des  Unpassenden  aus  der  Gesellschaft. 
Je  mehr  die  natfirUche  Zuehtwahl  in  den  Hintergrund  tritt,  je  mehr 
eine  über  Qute  und  Bd«e  väterlich  waltende  Regierung  die  frühere 
natiirUche,  etwas  gewaltsame  Süielektion  darniederhält,  desto  kräftiger 
bat  die  künstliche  Âuesonderung  stattzufinden.  Es  ist  eine  Sfinde  an 
der  Menschheit  und  an  ihren  grossen  Errungenschaften,,  wenn  ein 
Mensch,  der  in  viehischem 'Trieb  einen  andern  halb  todtgeschlagen, 
nach  wenigen  Jahren  ungebessert  und  unverändert  wieder  auf  die 
Menschheit  losgelassen  wird,  damit  er  einen  Andern  ganz  todtschlagen 
könne  und  durch  sein  Beispiel  manch'  schlummernde  und  zurQck- 
gehaltene  Neigung  zum  Ausbruch  bringe,  und  dies  alles  im  Xsmen 
einer  Gerechtigkeit,  die  nur  die  That  abwiegt  (es  war  ja  bloss  ein 
Yersuch),  und  die  im  ThSter  nicht  die  konstante  Quelle  der  ü^ihr, 
sondern  den  Armen  sieht,  dem  wegen  seiner  Hirnsucht  Vieles  zu 
kondoniren  ist.  Da  möchte  man  mit  Garofalo,  der  in  seiner 
Kriminalogie  diese  Folgerungen  gezogou,  sagen  :  Ausstossung  ohne 
Rachsucht,  aber  auch  ohne  Mitleid,  und  ich  hätte  seiner  HefÜr- 
Wertung  der  Todesstrafe  keine  grundsätzlichen,  allerdings  aber  meines 
Erachtens  durchschlagende  praktische  Gründe  entgegenzusetzen.  Dass 
dabei  die  Ausschliessung  gerade  begri&mässig  ein  Tebel  sein  müsse, 
d.  h.  dass  der  Ausgestossene  künstlich  gequält  werden  müsse, 
möchte  ich  nicht  zugeben;  wohl  aber,  dass  ein  besonderer  Aufwand 
für  diese  uns  wenig  verwandten  Kreaturen  nicht  gerade  nothwendig 
sein  wird. 

Das  ist  nun  hart,  sehr  hart  gesprochen  und  tritt  aufs  Schärfste 
entgegen  jenem  Bestreben,  die  neue  Richtung  damit  lächerlich  zu 
machen,  dass  mau  vorgibt,  dieselbe  beabsichtige,  die  am  Huug  zum 
Yerbrechen  leidenden  Menschen  durch  Flöteuspiel  und  Geigen  wieder 
gesund  zu  machen.  Ein  rauher  Emst  geht  vielmehr  durch  diese 
neue  Richtung,  der  Ernst,  den  Kampf  mit  dem  Verbrechen  kräftig, 
ja  rücksichtslos  durchzufûlueu,  und  »ie  dürfte  da  das  Volk  recht 
rasch  auf  ihre  Bei  te  bekommen. 

Sie  glaubt,  diesen  Ivainpf  nur  erlulgiuich  fülm'n  zu  k'tiiut'n, 
indem  sie  »ich  lossagt  von  der  hergebrachten  Unterscheidung  von 

<i(ir'>f<iJn.  Cituiinalogia.  ^^tuiii'«  sul  il<]itt".  vul'e  s»**  causo  t«  sui  mez/i  di 
I  t  proshiuue.  Torino  16^6.  In  /weiter  ^traüzüäiächer)  Auüage:  La  Criminalogie. 
l'ans  \m). 
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ZarochniiBgiifahigetL  und  UnzttrechaungDiahtgen.  Dürfen  wir  doch 
xur  Ehre  der  Monschheit  aniiehmea,  da»»  in  jedem  Yorbreeher 
etwas  Abnormale«  alecke  und  da«  er  Bich  unter  einem  bösen  Zwange 
befinde,  und  in  dem  m<>hr  oder  weniger  suchen  wir  vergebens  nach 
einer  klaren  Grenze  der  Yerantwortlichkeit.  Bio  mnss  sich  lossagen 
Yon  der  Theorie  der  Wiedervergeltung,  der  Gerechtigkeit,  welche 
die  That  an  sich  beurtheilt  und  f&r  jede  ihr  Strafmass  hat,  wie 
die  alte  Mediain  tur  jede  Krankheit  einen  Krauterkasten.  Jede 
büse  That  wird  vielmehr  von  ihr  aufgesehen  als  Wahrieichen, 
Symptom,  einer  moralischen  Verdorbenheit,  der  Geftihrltohkeit  des 
Verbrecher»,  und  nicht  nach  der  äussern  That,  sondern  nach  der 
Get&hrlichkeit  des  Thaters  sollen  sich  die  Vertheidignngsmassregeln 
der  Gesellschaft  richten. 

Nach  diesem  Massstab  der  Geffthrlichkeit  wird  sich  dann  aller- 
dings die  Gegenmassregel  abstufen:  GSnzliche  Ausstossung  auf 
Lebenszeit,  oder  nur  theilweise  der  Zeit  nach,  oder  theil weise  nach 
der  Art:  als  Ausstossuug  aus  einem  gef^hrlicben  Berufs-  oder 
bürgerlichen  Kreise.  Bald  auch  wird  die  Massregel  mehr  den 
Charakter  des  Heilnngsvcrsuchs,  der  Eraiehung  tragen.  In  manchen 
Füllen  endlich  wird  der  Zwang  xum  Ersatz  des  gestifteten  Schadens 
schon  genügende  Reaktion  und  Stärkung  der  immerhin  noch  vor* 
handenen  guten  Triebe  bilden  und  es  Terhindern,  dass  nicht  das 
Verbrechen  zur  vortheilhaften  Waffe  im  Kampf  um*s  Dasein  werde. 
Aber  dann  mnss  allerdings  einmal  Ernst  gemacht  werden  mit  dem 
Vollzug  des  Urthcils,  das  zum  Ersatz  verbrecherisch  zugefügten 
Schadens  venirtheilt  ;  dass  auch  ein  Dnbs  ')  diesen  Gedanken  aus- 
gesprochen, bürgt  uns  wiederum  für  dessen  Volksthümlichkeit. 

Wie  immer  aber  auch  die  Gegenmassregel  beschaffen  sei,  noth- 
wendig  irst,  dass  in  allen  Fällen  eine  solche  in  zweckentoprechender 
Weise  getroffen  werde.  Der  heutige  Richter  spricht  den  Ange- 
klagten frei  wegen  Unzurechnungsfähigkeit:  der  Mann  ist  geistes- 
krank, aber  ein  gefiihrlicher  Geisteskranker,  vielleicht  ist  er  über- 
haupt nur  moralisch  Irrsiuuigor.  Ist  nun  damit  die  Aufgabe  der 
Straf  rech  tspflege  geir>ät,  wenn  es  dann  im  Uebrigen  danuif  abge- 
stellt wird,  ob  die  ArmenpH«  die  Mittel  und  den  Willen  habe, 
den  gefährlichen  Menschen  mit  grossen  Unkosten  in  einer  komfor- 
tablen Irrenanstalt  unterzubringen,  oder  ob  der  Mensch,  der  eine 


')  Dabi.  Eutwutf  eines  SStrafgeselzbucbs  für  den  KantoD  Zttrich.  S.  28. 
Zarieh  1855. 
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steto  Ucfalir  für  »eine  Mitnicnsi')i«3a  bildt^t,  der  seine  fichlocbr<Mi 
Kigensc hatten  dabei  noch  auf  ^'aoh kommen  übertragen  kann,  einfiick 
laufen  gelassen  werde? 

Im  Grossen  und  Ganzen  werden  dienellieu  ZwangHmittel,  die 
wir  heute  al:^  StrafmitUl  können,  im  (.lebraucho  bleiben,  aber  auch 
90  nocb  wird  das  Althergebrachte  nii^ht  von  einem  Ti^e  zum 
andern  gostfirzi  and  geändert  vvGrd>  n  können,  und  dm  ganze  Byêtem 
vorbeugtmder  und  zurriek\v»»i8eud«'r  MH.HMregeln  bedarf  wohl  auch 
noch  der  ßi'fe^itigung  und  Vertiefung  der  jungen  unrliropulogischen 
AVisrienHcbafi  vom  Verbreeheu  und  erfordert  die  Heranbildung  VOD 
Öfhüh'm  derëelben  in  Gericlit  und  Käthen. 

Was  wir  für  ciiiiiia!  verhingeu.  ist  nicht  viel;  es  ist  nur,  dan^ 
man  «»line  N  urgefasstheit  für  eine  Theorie  mit  ans  prüf«;  die  prak- 
tische Nützlichkeit  einiger  Neuerungen: 

So  etwa  die  Frage  der  bedingten  Yerurtheiluug.  Wer  zum 
ersten  Mal  einer  Versuchung  erleg(>n  ist,  soll  nicht  nofort  in  die 
moralisch  vergiftete  Kerk»!rluft  gebracht  werden,  sondern  os  soll 
ihm  auf  Wohlverhaltcn  hin  die  Strafe  orhissen,  aber  bei  Tebel- 
V  rhalteu  binucn  der  nächsten  Jahre  auch  reichlich  wieder  einge- 
bracht werden.  Es  soll  aus  dem  gl(»ieh(»n  («rund»>  der  Grundsatz 
der  Erziehung  beim  jugendlichen,  noch  bildsamen  Verbreclier  durch- 
geführt werdeUf  ohne  uach  dorn  Unterscheiduugsv(>rmog<  u  zu  fragen. 
Und  der  (iegensatz  dazu:  Es  muss  eine  energischere  Ausstossung 
de»  Unverbesserlichen  stattfinden,  »;s  muss  dafür  gesorgt  werden, 
dass  der  Berufsverbrecher  nicht  mit  Sicherheit  darnuf  ret  hii<>n  kann, 
zu  einer  bestimmten  Zeit  losgelassen  zu  werden,  welches  aiu  li  s<>iae 
Führung  inzwisrlscn  gewesen;  es  muss  ein  Mittel  gegeben  werden, 
die  Stnifzeit  durch  das  Gericht  auch  verlängern  zu  lassen. 

Dazu  noch  einige  Bereinigungen  ib  r  Begriffe  TOn  liuckfall, 
Versuch  und  vollendetem  >'er8uch,  Mord  und  Todtst  ltlag  u.  s.  W.; 
ich  habe  weder  den  Beruf,  noch  die  Zeit,  hier  ein  i'rogranmi  zu 
entwickeln. 

JedenfallH  ii»t  es  nicht  viel,  was  zunächst  verlangt  werden  muss, 
und  es  ist  auch  ganz  unrichtig,  wenn  hier  zur  gnindsnt/1ir]H>u  Ab- 
wehr gerufen  wird  :  l'rincipiis  obsta,  man  wehre  den  Antiiugen. 
Wer  so  i-uft,  der  sehe  sich  einmal  das  Yon  dou  Grundsätzen  der 
Gerechtigkeitstheorie  und  der  Hesserungstheorie  getragene  Straf- 
gesetz nii  Haben  wir  dort  nicht  dio  schwere  Bestrafung  des  Uück- 
falls,  obgleich  die  Gerechtigkeit  nicht  ihn  Thäter,  sondern  nur  seine 
That  ansieht,  obgleich  nur  der  Ani'ang  schwer  ist  und  jede.H  fol- 
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^nde  Yerbrechen  ein  weit  geringeres  Mass  verbrecherischer  Energie 
und  damit  freien  Willens  erfordert.  Und  haben  wir  nicht  die  be- 
dingte Entlassung,  eine  Belohnung  guten  Verhaltens  nach  der  That, 
wahrend  die  Triigcrin  von  Schwert  und  Waage  ja  nur  diese  That 
und  nicht  das  Vorangegangene,  nicht  das  Nachfolgende  kennt. 

So  ist  ein  praktischer  Sinn  der  Theorie  vorausgegangen,  so 
wird  auch  in  Zukunft,  denke  ich,  das  praktische  Ziel  der  Be- 
kämpfung dos  Vorbrecherthums  das  sciu,  was  die  Anhänger  vor- 
sehiedener  Theorien  zu  gemeinsamom  Streben  vereinigen  wird,  wobei 
Jeder  die  Aufgabe  sich  geben  mag,  seine  Theorie  den  nouon  An* 
forderungen  auf  den  liOtb  m  schneiden.  Wie  vielen  Gestaltungen 
hat  sich  schon  die  alrc  Vergeltungs-  oder  Gerechtigkeitstheorio  an- 
bequemt. 

Ich  mochte  aber  hier,  wo  es  sich  zunächst  nur  um  die  Theorien 
handelt,  noch  ein  Wort  einlegen  für  die  neue  Theorie. 

Wir  haben  gesehen,  wie  dieselbe  anknüpft  an  die  Entwicklungs- 
theorie in  der  Naturwissenschaft.  Dadurch  ist  die  von  der  philosophi- 
sohcn  Betrachtungsweise  stets  geforderte  Einheit  des  Wissens  und 
der  Wissenschaft  auf  andorm  Gebiete  wieder  hergestellt. 

Durch  diese  Verbindung  ist  aber  auch  das  Strafrecht  in  einen 
unmittelbaren  Zuwimmenhang  gebracht  worden  mit  allen  Beitti'e- 
bungen,  das  Menschengeschlecht  zu  veredeln. 

Die  schöne  Sage  vom  verlornen  Paradiese  ist  zerstört,  os  sind 
die  Ideale  aus  der  Vergangenheit  in  die  Zukunft  verlegt  worden, 
und  dadurch  werden  wir  mitten  hinein  versetzt  in  das  Streben  nach 
Besserung  auf  allen  Gebieten  des  Lebens. 

Und  da  kann  und  soll  Jeder  mitwirken.  Jegliche  Sclbstübor- 
windung,  jeglichoH  stille,  pflichtgetreue  Arbeiten  wirkt  durch  die 
Macht  des  Beispiels  bei  Dritten,  sie  wirken  in  uns  durch  Stärkung 
des  moralischen  Sclbstgeffthls,  sie  wirken  zu  Folge  des  Gesetzes 
der  Vererbung  in  unsem  Kindern  und  erleichtern  ihnen  den  Kampf 
um  Sitte  und  Hecht. 

Noch  stehen  die  alten  finsteru  Mächte  ungebrochen  da,  sie 
bedrohen  uns  täglich,  und  zwar  —  seien  wir  uns  dessen  wohlbe- 
wusst  —  nicht  nur  äusserlich.  Die  Wissenschaft  zeigt  uns,  wo 
wir  den  Führer  in  diesen  Gefohren  gewinnen:  wir  gewinnen  ihn 
in  der  sorgfaltigen JPflege  altruistischer  Gefühle  oder,  in  volksthüm- 
licher  Kedeweise,  in  der  Befolgung  des  alten  christlichen  Gebotes 
der  Nächgtenliebe. 
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Un  projet  de  loi  sur  la  peine  oonditionneUe 

À  Oflnè¥e. 

Ptr  Aifrtd  OmtHer^  profeMeur  de  droit  pénal  &  lUttlrenité  de  Génère. 

Il  y  a  fîix-huît  mois  «'iivirou,  t^»rminniit  ici-mLiui  nu  article 
•sur  la  condainiiati(<n  cnnditioimelU;,  j'exprimais  la  craïutt'  que  le 
aèle  de  notre  Grand  (Jonueil  pour  les  ijurstious  pénales  no  8'éteignit 
de  suite  aprè»  ta  modification  d(;  notre  législation  sur  le  jury;  je 
croyais  le  terrain  mal  préparé  pour  d'autres  projets  do  réforme. 
Nul  nVst  propbét**  on  son  pays;  jo  me  suis  trompé  et  c'est  de 
^rand  cd'ur  que  je  tain  aruende  honorable. 

Si  mes  pronostic»  décourageant»  ne  se  Mont  pas  réalisés,  c'est 
sRn<^  routredit  à  M.  le  conseiller  d'Etat  Richard  qu'il  convient 
iVon  attribuer  !o  mérite.  C'est  à  l'initiative  perHoanelle  de  ce 
magistrat,  eu  cU'et,  (|ueât  dû  le  projet  de  loi  dont  ?oici  le  texte: 

Prttfeê  de  M  »ur  la  peine  eondUknmette, 

Ariick  pretnier»  Lonqu'im  ineidpé  n'a  jmis  Kubi  en  Suiue  om  à  rétroÊiger 
de  eanâammUhtt  antérieure  à  la  primm  pour  infraction  vohnkàre  de  droit 
'f  omniHnf  ta  four  on  U  Tribunal  de  Police  peut  ordonner,  .t'il  en  partdi  digne, 
tju'iJ  "f'fi  sursis  à  Vrri'CHtiini  fh-  la  peinf  pronnttcéf  rryntif  lui. 

Cette  déviSMrn  ne  pimrid  niimeinr  qu'eu  cas  dt  condamnaium  à  i'cutpri- 
jsuumiHeut  ou  aux  arréU  de  pultct. 

fera  partie  du  jugeiMnt  de  eonâamfHttio»  et  devra  être  motioie. 

Art.  Le  délai  de  »weis  eera  de  cinq  an«  à  partir  du  prononcé  de  ta 
4»udatnnalion. 

Art.  Si  p-n  iniit  ce  délai  le  condamné  ne  commet  aucun  acte  qui  lui 
4ittirr  di  tu  part  des  Tribu  hou  r  f/euevoin  une  nouvelle  condamnation  à  une  peine 
pri»ntirede  hfr  rtf  ji  nir  rrinie  ou  délit  intentionnel.  Ut  condamnation  sera  étritifc 

Dam  le  cas  conlnure,  la  prenoére  pane  nera  d'aburd  exéctUée  sans  gu  Hie 
puine  «t  coirfondre  aeee  la  eeeoude,  —  et  pour  le  eemâamné  âgé  de  plue  de  vingt 
4MÊ»  récohi9  au  pmr  âe  la  première  aandamuation,  il  ne  pourra  lui  être  accordé 
de  eiroomkuieet  atténuantes  ou  trët  atténuantes. 

Art.  4.  Apris  la  lecture  du  jugent, <t  ou  de  l'arrêt,  le  Président  de  la  cour 
lierra  adres^ter  une  cuim'mition  au  condamné  et  l'arertir  des  conséquences  qu'en- 
tramerait  pour  celui-ci  une  nourelle  cttndamnation  pendant  le  délai  de  cinq  annéex 
qui  ra  s'ouvrir. 

jlrl.  5.  Le  sursis  d'exècutton  nr  préjudicte  en  rien  aiw  droits  de  la  partie 
Msée:  Il  n*a,frami^it  le  condamné  ni  de»  frai»  du  prœè*  ni  des  domnmges- 
fuftérettt 

Mtafikr.  1 8ekw«ixOT  Strafrochl.   5.  J*hrg.  3 
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Art.  ti.  Pendant  la  période  de  sursis,  la  cotiâamnaiian  ne  êtr»  pÊÊ  inaaite 
doms  Irf  ertraifs  du  conter  jwUciairt  fUinrés  au.r  partif.t. 

Art.  7.  La  libiralion  défitàtire  sera  acguist  d'office  au  ootidamné  jMtr  le 
mit  fait  de  Pei^nOion  du  eunis. 

Quelques  mots  sur  ce  projet  et  sur  l'accueil  qui  lui  a  été  fait  ptr 
notre  pouvoir  l^islatif  intéresseront  pea(>étre  les  lecteurs  de  \sl  Revue. 

M&BÎfestemeiit,  le  rédaotear  geneYcis  s'est  inspiré  de  la  loi 
française  du  26  mars  1891  sur  Tatténuation  et  Taggiavation  de» 
peines;  la  méthode  la  plus  simple  pour  caractériser  exactement  le 
projet  à  l'étude  consistera  donc  à  signaler  les  principales  diffé^ 
reoces  qui  existent  entre  lui  et  la  loi  Bérenger.  Ces  différences 
sont  surtout  les  suivantes: 

1«  Quant  aux  eandamnoHom  à  Toecasion  desquelles  le  bénéfice 
du  sursis  pourra  être  accordé: 

a.  Tandis  que  le  législateur  français  a  étendu  ce  bénéfice  aux. 
coud  1111  nations  à  l'amende,  lo  projet  le  restreint  aux  »LOiidam- 
nations  ù  une  peino  privative  de  liberté.  Le  rapport  présenté 
par  M.  Kicliiud,  rapport  bien  pensé  et  rédigé  avec  beaucoup 
d'élégance,  explique  cette  divergence  en  disant  que  le  but  de- 
là réforme,  c'est  de  conjurer  la  contagion  des  prisons  ;  on  ne 
devait  pas  dès  lors  prendre  en  considération  la  peine  pécuniaire. 

6.  A  un  autre  point  de  vue,  en  revanche,  le  projet  se  montre 
plus  lar^e  que  le  texte  frant^ais  ;  ce  dernier  ne  parle  que  de» 
condamnations  à  V empriw ^niaimni ;  le  premier  accorde  aussi 
le  bénéfice  aux  condamnés  k  la  peine  des  arrêts  de  police. 
Va  r'p^t  à  juste  titre;  notre  code  jiéual  (art.  15)  fixe  le 
maxiiiiuin  de  cette  peine  à  un  mois;  elle  s'exécute  dans  de» 
locaux  tout  à  fait  défectueux.  Bien  (jue  la  grande  majorité 
des  conda innés  aux  arrêts  de  police  appartiennent  à  ia  catégorie 
peu  intéressante  des  mendiants  et  vagabonds  expulséh  du 
territoire,  il  faut  cependant,  dans  un  cas  donné,  pouvoir  pré- 
server do  cette  souillure  celui  qui  paraît  digne  de  quelque 
intérêt.  (Voir  projet  genev.  art.  1,  alinéa  2,  et  loi  française 
art.  1.) 

2^  Quant  aux  condamnaiiom  antérieures  qui  auront  pour  effet 
d'exclure  l'inculpé  dn  bénéfice: 

a.  Il  est  de  principe  que  les  jugements  pénaux  sont  sans  effet 
à  l'étranger.  Le  silence  de  la  loi  Bérenger  laisse  subsister 
cette  règle  générale.   Donc,  en  France,  les  seules  condam- 
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nations  antérieures  qui  privent  de  la  faveur  légale  sont  celles 
rendues  par  les  tribnoaux  français.  Le  projet  genevois  (art.  1, 
alinéa  1)  assimile  au  oontraire  à  cet  égard  lee  condamnakonB 
étrangères  aux  nationales.  C'est  une  innovatian  Jieoretise, 
surtout  pour  un  petit  pays  frontière  serrant  trop  souTent  de 
reloge  à  la  population  criminelle  ooemopolite  des  Etats  voi- 
sins. Donc,  un  casier  jadiciaire,  quelle  qu'en  soit  la  prove- 
nanee,  empêchera  les  juges  genevois  d'octroyer  le  sursis. 

6.  En  revanche,  le  projet  (art.  1),  apportant  un  tempérament 
à  cette  disposition  rigoureuse,  édioCe  que  les  condamnations 
pour  infraction  votonlaiirê  (il  -serait  plus  eorrect  de  dire 
iiintentionneUe*^,  comme  à  Part.  8)  seront  seules  prises  en  coniii- 
dération.  D*apràs  le  texte  français  (art.  1),  le  sursis  ne  peut 
pas  être  accordé  à  celui  qui  a  été  antérieurement  condamné 
à  la  prison  pour  un  délit  par  imprudence. 

3*  Quant  aux  condanin  ifi  oti.-.  (^ui,  intervenant  pmdant  le 
mrsis,  entraînent  la  révocation  àn  bônéfico,  la  même  différence  se 
retrouve.  La  loi  française  (art.  1,  alinéa  2)  donne  cet  effet  à  touto 
condamnation  à  rtîniprisonnement  ou  ù  une  peine  plus  p^rav»»  pour 
crime  ou  tlélit  dr  dioit  commun;  le  projet  (art.  3,  alinéa  1)  ne 
veut  encore  ici  compter  que  les  coudamnatious  pour  iulVactiou 
intentionnelle. 

4"  Le»  doux  texten  existent  une  decmun  )Hotivöe,  mais  lo 
projet  genevois  veut  quol(jue  chose  de  plus.  Il  n'a  pas  paru  judi- 
cieux que  le  sursis  pût  êtn'  accordé  (comme  cela  peut  avoir  lieu 
en  France)  par  le  seul  motif  que  l'inculpé  en  mt  à  son  premier 
démêlé  avec  la  justice.  11  faut  de  plus  des  circonstances  favo- 
rables, il  faut  que  la  personnalité  même  du  coupable  parai>se  justi- 
fier cette  mesure  de  clémence  (voir  projet  genev.  art.  1,  alinéa  1). 

5*  Quant  à  Veffet  de  l'épreuve  mhie,  la  loi  française,  imitant 
ici  la  loi  belge,  dit  que  la  condamnation  sera  «comme  non  avenne*^. 
Cette  fiction  a  paru  difficile  à  admettre;  on  ne  peut  effacer  un 
jugement;  il  en  demeure  trace,  ne  serait-ce  que  par  les  dom- 
mages-intérêts et  les  frais  qui  restent  en  tous  cas  à  la  charge  du 
condamné  Avorisé.  Aussi  le  texte  genevois  (j*accorde  que  la  nuance 
est  légère)  porte-t-il  que  la  condamnation  sera  «éteinte*,  assimilant 
ainsi  Péprenve  victorieusement  subie  à  une  sorte  de  prescription 
extinctîve.  (Voir  projet  genev.  art  3,  alinéa  1,  et  loi  franç.  art.  1, 
alinéa  2.) 
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6*  Comment  s*opère  U  dfykéancef  En  Fmnoe,  il  faut  une 
pourauUe  intentée  pendant  le  «mis;  à  Genève,  cet  effet  est  déjà 
aeeordé  à  la  perpétration  d*nne  infraction  nouvelle,  à  Vade  Ini-môme. 
Le  système  français,  pins  juridique  et  plus-  précis,  parait  ici  préfé- 
tftbie,  attendu  que  la  date  exacte  de  la  commission  du  délit  peut 
rester  incertaine.  (Voir  projet  gencT.  art  3,  alinéa  1,  et  loi  franç. 
art.  1,  alinéa  2.) 

7®  Les  effets  fie  la  reekuie  ne  sont  pas  les  mêmes  dans  le» 
deux  législations.  La  loi  française  se  borne  à  Papplication  simple 
de  la  peine  nouyelle,  à  laquelle  la  première  peine  devra  être 
ajoutée.  Il  convient  de  rappeler  que  la  loi  Bérenger  modifie  le«t 
articles  57  et  58  du  code  pénal  dans  un  seuM  rigoureux,  et  permet 
notamment,  dans  certains  cas,  de  frapper  de«  peines  de  la  récidive 
les  condamnés  oorrectiojmels  alors  même  que  la  première  peine 
encourue  par  eux  est  inférieure  à  un  an  d'emprisonnement.  Le 
projet  genevois  ne  change  rien  à  la  récidive  du  code  pénal.  Il  a 
imni  toutefois  opportun  d'introduire  une  aggravation  spéciale  pour 
celui  qui,  oublieux  de  la  faveur  à  lui  accordée,  rechute  pendant 
le  temps  d*cprcuvc.  Cette  aggravation  consiste  dans  rinterdictiou 
au  jury  do  mettre  ce  condamné  au  bénéfice  des  circonstances  atté- 
nuantes, à  la  condition  toutefois  qu*il  fût  majeur  à  Tépoque  où  la 
peine  conditionnelle  a  été  prononcée  contre  lui.  (Voir  projet  genev. 
art.  3,  alinéa  2,  et  loi  franç.  art.  1,  alinéa  3.) 

9^  Le  projet  genevois  est  muet  sur  les  incapacités  et  dé- 
chéances  résultant  de  la  condamnation  avec  sursis.  Il  faut  en 
conclure  que  ces  peines  aecessoireB  suivent  le  sort  du  principal  et 
que  leur  exécution  est  suspendue.  En  France,  au  contraire,  le 
condamné  conditionnel  est  frappé  d*emblée  de  ces  incapacîtéi» 
diverses,  et  n'en  est  déchargé  qu*ä  l'expiration  du  sursis- traversé 
sans  rechute.    (Voir  toi  franç.  art  2,  alinéa,  2  et  3«) 

Une  différence  d'une  portée  pratique  considérable  est  rela- 
tive  au  caeier  judiciaire.  En  Fiance,  la  condamnation  condition- 
oelle  y  eat  inscrite  (avec  une  mention  spéciale,  il  est  vrai,  indi- 
(|uant  la  suspension  accordée);  c'est  seulement  une  fois  le  sursis 
écoulé  que  cette  condamnation  ne  figure  plus  sur  les  exlraito  du 
casier  délivrés  aux  intéressés.  Le  système  du  projet,  plus  fiivoiablc 
au  relèvement  du  oondanmé,  eflfooe  au  contraire  toute  mention  di* 
la  condamnation  conditionnelle  des  extraits  du  casier  délivrés  aux 
partiee,  même  pendant  le  sursis.  (Voir  pmjet  genev.  art.  6,  et 
loi  fronç.  art.  4.) 
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10*  Cet  dîsponUions  du  projet  genevois,  eBsentiellement  faTo* 
rables  au  condamné  on  ce  qui  touche  les  déchéances  et  le  casier 
jttdiciairei  ont  pemis  de  dire  (art.  7)  que  la  libération  est  acquise 
d'office  par  la  simple  expiration  du  sursis.  La  loi  française  (art.  2, 
alinéa  3,  et  art.  4,  alinéa  2)  semble  adopter  le  même  système. 
Là)  cependant,  les  choses  ne  sont  plus  entières  et  on  peut  se 
demander  si  le  condamné  qui  a  subi  réprouve  ne  devra  pas  ouvrir 
une  sorte  de  procédure  en  réhabilitation  pour  se  faire  relever  deti 
incapacités  encourues  et  rentrer  dans  l'intégrité  de  ses  droits, 
comme  aussi  pour  obtenir  que  son  casier  judiciaire  letronve  sa 
virginité,  au  moins  aux  yeux  des  tiers. 

Tel  est,  par  différence  et  dans  ses  grandes  lignes,  le  projet 
de  loi  que  M.  le  conseiller  d*Etat  Richard,  au  nom  du  Conseil 
d'Etat^  a  présenté,  avec  rapport  à  l'appui,  au  Grand  Conseil  dans 
Ka  séance  du  16  janvier  1892.  Le  rapport  lu,  le  tour  de  précon- 
»ittltation  a  été  immédiatement  ouvert  et  huit  orateurs  ont  pris  la 
parole;  tous,  à  une  seule  exception  près,  se  sont  déclarés  favo- 
rables au  principe  fondamental  de  la  loi;  la  discussion  n'a  donc 
guère  roulé  que  sur  certains  points  de  détail  ot,  dans  la  même 
xéance,  le  projet  a  été  renvoyé  k  une  Commission  de  sept  membres. 

Cette  Commission  n'a  point  encore  terminé  ses  travaux  et  son 
rapport  n'est  pas  déposé;  je  ne  puis  donc  indiquer  avec  cer- 
titude quelles  modifications  elle  a  jugé  opportun  d'apporter  au 
texte  primitif.  Toutefois,  si  je  suis  bien  informé,  les  questions  les 
pins  débattues  seraient  les  suivantes: 

1*  On  a  demandé  l'extension  des  dispositions  du  jaujet  à  la 
pdne  pémniaire,  en  faisant  observer  que  l'amende  est  sou- 
vent une  tache,  souvent  aussi  une  peine  plus  dure  à  subir 
pour  le  pauvre  que  la  prison  même;  qu*il  était  donc  irra- 
tionnel de  s'interdire  d'avance  de  décharger  d'une  amende 
encourae  celui  qui  paratt  le  mériter. 

2*  On  a  critiqué,  comme  une  atteinte  à  la  souveraineté  du  jury, 
la  disposition  de  l'art,  -i  proscrivant  le  refus  des  circonstances 
atténuantes  an  majeur  qui  ne  soutient  pas  l'épreuve. 

3^  On  a  critiqué  l'nniformité  du  délai  de  sursis  fixé  à  cinq  années  et 
proposé  d'adopter  ici  le  système  proportionnel  admis  en  Belgique. 

4®  On  a  critiqué  surtout,  avec  vivacité,  la  régie  de  Part.  6  rela- 
tive au  casior  judiciaire.  Taire  la  condamnation  encourue, 
is'est,  a-t-on  dit,  diminuer  la  valeur  de  ce  document  et  cré^r 
une  sorte  de  mensonge  officiel. 
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5*  On  a  proposé,  aocentuant  encore  le  caractère  intematioiial  dn 
projet,  d'assimiler  les  oondanmationa  étrangères  aux  juge- 
ments genevois  en  leur  donnant  ^;alement  pour  effet  la  révo- 
cation du  bénéfice  (suppression  du  mot  genevois  an  premier 
alinéa  de  Part.  3).  On  a  fUt  observer,  non  sans  raison,  qu'il 
était  illogique  de  considérer  comme  ayant  subi  l'épreuve 
celui  qui  quitte  le  canton  après  la  première  peine  encourue 
et  va  ae  faire  oondaniner  à  l'étranger. 

6«  Enfin,  on  s'est  demandé  s'il  ne  &llait  pas  élargir  la  portée 
réformatrice  du  projet  et  utiliser  l'occasion  offerte  pour  une 
rénovation  plus  étendue;  on  a  parlé  de  reviser  les  articles 
du  code  pénal  sur  la  récidive;  on  a  parlé,  imitant  encore  ici 
la  Belgique,  de  joindre  au  projet  des  dispositions  pour  intro- 
duire à  Genève  la  libération  conditionnelle. 

Sau?*  contester  le  mérite  intrinsèque  de  cette  dernièro  ré- 
forme, je  crois  qu'elle  Obt  absolument  irréalisable  à  l'iicure  actuelle, 
vu  l'état  défectueux  do  nos  prisons.  En  thèse  générale,  je  croiî* 
qu'il  ne  faut  j),is  nop  >  lubraseer  pour  bien  étreindre  et  que  mieux 
vaut  faire  de  t^uitf  ce  jui  est  aujourd'hui  possible.  La  réforme  du 
système  jiéniteutiaire  \  i  iidra  eu  son  temps,  elle  est  à  l'étude, 
mais  il  faut  m'  soumettre  aux  uécessités  budgétaires. 

En  réâumé,  Tceuvre  est  commeneée  et  .sa  réalisation  paraît  eu 
bonue  voie;  souhaitons  le  succès,  ^ou Imitons  surtout  que  le  projet 
ne  subisse  pas,  dans  la  liiscussiou  détinitive,  des  modifications  qui 
en  altéreraient  le  caractère. 

')  Au  moment  où  je  corrigeais  los  épreuves  de  Farticle  d-dessos,  on  me 
commturiqae  le  texte  de  VAi^mt^rtijet,  tel  qu'il  est  sorti  des  délibérations  de  la 

t'ommissinn.  I.e  projet  primitif  a  subi  des  changements  nsspz  profonds  rt  dont 
plusieurs  me  i.iiraisëeut  contestables.  Au  premier  rang  de  ces  derniers  je  place  Li 
diapositiuu  nouvelle  qui  attribue  à  1»  Cour  osnHU  du  jury  le  poatolr  d*ac60rder 
le  sursis,  et  aussi  celle  qui  fixe  le  délai  de  sursis  à  cinq  ans  un  nuudmnm,  émut 
iiiiunnidii.  Toutes  les  nufrrs  moditications  <\m  j'indiquais  ci-dexsus  comme  pro- 
bables ont  etVcctivemout  été  opérées  (à  la  seule  réserve  de  celle  prévue  sous  le 
chiffre  6).  Doue,  le  béoétice  a  été  étendu  aux  coadamuations  à  Tarnende;  en 
rermclie,  la  Gommisaion  a  cm  devoir  foire  abstnctIOD  des  arrêta  de  police  ;  daoa 
le  système  de  l'Avaut  projet,  le  sursis  ne  pourra  donr  iatervcnir  que  dans  les  con- 
damnations h  i  emprisonnement  ou  à  l'amende  prononcées  pai*  la  Cour  correctionnelle. 
^otons  enfin  que  la  condamnation  a?«c  sursis  dewa  égarer  sur  les  extraits  dn 
casier  jndiftalrft.  La  place  me  mantiue  pour  parler  ai\joard'bnt  des  autres  modifi- 
catfona  subies  par  le  projet  Richard. 
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Seiträge  «ir  juristischen  Beurtheüung  der  MypûOÊ» 

und  deren  WirknngeiL 

Von  Dr.  jor.  K  Stodtar-Heer  in  ZAricli. 


1.  Kapitel. 

SinleitiiDg  und  Begründung  der  Haftboi^oit  des  HypnotiBirten 
f&r  seine  Handlungen  und  deren  Felgen  im  Âllgemeinen. 

£8  kftim  nicht  Aufgabe  der  Torliegenden  Abhandlung  sein,  den 
Urdacheu,  durch  welche  die  Möglichkeit  der  Erzeugung  hypnotischer 
Vorgänge  und  Handlungen  bedingt  wird,  nachzuforschen  und  bindende 
Kegeln  hierüber  aufzustellen,  aus  denen  sich  hinwieder  feste  Prin- 
zipien iûr  die  Juristische  Beurtheüung  gewinnen  Hessen.  Biese 
Aufgabe  muss  den  Modizinern  zufallen,  und  sie  stellt  »ich  als  eine 
durchans  nicht  leichte  dar.  Der  Grund,  wesshalb  dieselbe  beim 
gegenwärtigen  Stand  der  betreffenden  Fragen  als  eine  schwierige 
«FBoheint  und  der  Versuch  einer  Lösung  derselben  neben  dem 
soeben  angeführten  Grande  aus  dem  Bereiche  der  vorliegenden 
Abhandlung  ausgeschlossen  bleiben  muss,  beruht  darin,  dass  GSat 
eine  für  die  Beurtheilun«;  der  einschlägigen  juristischen  Fragen 
verwendbare  wissenschaftliche  Bearbeitung  und  zusammenfassende 
Darstellung  hypnotischer  Vorgänge  mit  daraus  gezogenen  Schluss- 
Iblgerungen,  welche  die  Gewinnun^^  bestimmter  konstanter  Begeln 
hinsichtlich  Entstehung  und  Verlauf  hypnotischer  Zustände  ermög- 
lichen würden,  kfiü  umfangreiches  Material  vorliegt  und  dio  binher 
erschienenen  Werke  über  Hypnose  sich  mehr  auf  kasuistische  Dar- 
«tellung  einzelner  zur  Behandlung  gelangter  Fälle  beschränken  und 
«s  im  Allgemeinen  nntertasaen,  fiber  diejenigen  physischen  und 
psychischen  Hvmente,  welche  als  konstante  oder  individuelle  Ent- 
atehungsursachen  für  die  Hypnose  zu  betrachten  sind,  eingehendere 
Aufschlüsse  an  ertheilen. 

A)im*'-rkung.  Sehr  schätzen swerthe  Erörtemngen  enthalten  die  beiden 
Schriften  von  Prof.  v.  Lilienthal:  „Der  Hypnotismas  und  das  Stritfrecht" 
<1887)  und  von  Prof.  Forel:  „Der  Üypnotismus  und  seine  strafrechtliche 
Bedeutung*'. 


Digitized  by  Google 


24 


E.  Stocktr-Hcer. 


Die  Hypno»o  soll  demgemaHs  nur  insofern  Gegeudtand  der  vor- 
liegenden Besprechung  und  Erörterung  bilden,  als  sie  daf^  Gebiet 
zivilrechtlicher  und  Htrafm  htlicher  Haftbarkeit  berührt,  indem  sio 
zu  Handlungen  führt,  welche  Uecht^vcrlctzungen  auf  dem  Boden 
des  Zivilrechts  oder  Uebertretungen  strafrechtlicher  Bestimmimgeny 
Vergehen  oder  Verbrechen  in  si^  schliessen. 

Zu  diesem  Bchufe  sind  zunächst  das  Wesen  und  die  charak- 
teristiaohen  Züge  des  hypnotlsohen  Zustande»  eiulässlicher  darzu* 
»teilen. 

Die  Hypnose  stellt  sich  als  ein  Mitt<>l  dar,  durch  welches  der 
Wiüensbestimmnng  und  den  danach  sich  richtenden  Handlungen 
eines  Individuums  bestimmte,  oft  durch  talsche,  irrthûmlichc  Vor* 
BtelluDgeu  hervorgonifrne  Ziele  gegeben  werden  können,  zu  deren 
Verwirklichung  das  betreifende  Individuum  nach  Aufliören  des  schlaf- 
ähnlichen Zustandes,  in  dem  ditrch  die  Nachwirkung  der  Hypnose 
beeinflussron  Zustande,  sich  zu  bcthätigen  gezwungen  ist  Bei  dieser 
Bethatigiiug  ist  also  das  betreffende  Individuum  in  einem  Zustand 
geistiger  Unfreiheit  befangen,  der  so  weit  reichen  kann,  dasHThatsachen^ 
Erscheinungen  und  Vorgânj.î<'  dor  physischen  Welt  von  demselben 
abweichend  von  ihrer  wirklichen  Beschaffenheit  aufgeiasst  werden 
und  so  eine  die  WillenHÜusserung  des  Hypnotisirten  bestimmende 
falsche  Vorstellung  vou  den  äusseren  Bedingangen,  unter  denen  sich 
das  Handeln  vollzieht,  entsteht. 

Die  Nachwirkung  der  unrichtigen  Vorstellung  von  den  äusneren 
Umstünden  und  Bedingungen,  welche  Vorstellung  während  den 
Schlafes  infolge  der  Thtitigkeit  des  Hypnotisators  im  Gehirn 
des  Hypnoti^^irton  cntnteht,  kommt  dann  im  wachen  Zustand  des 
letztem  zur  Geltung,  indem  sie  sich  in  der  vom  Hypnotisator 
gewolUeu  Thätigkeit  ausprägt.  Es  sind  Beflez.vorgäug(!  im  Gehirn^ 
welche  durch  die  Hypnose  erzeugt  werden  und  welche  zu  einer  in 
Halluzinationen  sich  äussernden  l^törung  und  Aufhebung  der  regel- 
mässigen Funktiou<m  der  Sinnesorgane  führen  können.  Diese  Hallu* 
zinatiouen,  die  Folge  des  geistig  unfreien  Zustandes  des  Hypnotisirten, 
bilden  dann  die  aktuelle  Veranlassung,  welche  den  letztern  zu  der 
konkreten  Thätigkeit,  zu  dem  in  Frage  stehenden  Verhalten  bestimmt, 
und  80  lange  dieselben  andauern,  ist  ein  der  wahren  Beschaffenheit 
der  Erscheinungen  und  Vorgänge  der  äiissi  tLMi  Welt  angcpasstes, 
von  Vemunftgründen  geleitetes  Handeln  aus  dem  Bereich  der  Möglich* 
keit  ausgeschlossen.  Die  Halluzinationen  sind  gewissermassen  dio 
Vehikel,  durch  welche  de^Wille  des  Hypnotisators  die  Bethätigungen 
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de«  Hypnotisirten  während  der  Dauer  dor  Hypnose  leitet  und  im 
Einzelnen  bestimmt.  Das  Bewusstscin  und  damit  dio  richtige  Auf- 
fassung und  Vorstellung  tou  den  äusseren  Dingen  kehren  erst  mit 
dem  Aufhören  der  Hypnose  und  der  daduieh  bedingten  Hersiel  long 
der  normalen  Sinnes«  und  Gehirnfunkticmeii  wieder  zurück,  und 
dieser  Uebergang  äuMert  sich  in  der  Unmögliobkeifc,  sich  auf  die 
irrgänge  der  Hypnose  zu  besinnen. 

Tn  alloii  f  inzelnnn  Phasen  des  während  der  Dauer  der  Hypnose 
sich  vollzii'lieuden  i:landelns  ist  nach  dem  Angefahrten  der  Einfluss 
entscheidend,  welchen  der  Wille  des  Hypuotisators  auf  dieïhâtigkeit 
des  Hypnotisirten  ausübt,  da  der  letztere  demselben,  wenn  einmal 
die  Hypnose  begonnen  hat,  nicht  das  Gegengewicht  eines  eigenen 
freien  Willens  entgegenzusetzen  und  dadurch  die  vom  Hypnotisironden 
gewollte,  durch  ihn,  den  HypnotisirteD,  Tennittelte  Thätigkeit  in 
hindern  im  Stande  ist. 

Was  sind  nun  die  Folgen  dieser  jj^eistif^on  und  physischen 
Unfreiheit,  wenn  das  aus  ihr  herrorgehendo  Handeln  die  Verletzung 
einer  frenuh  u  Ueehtssphäre,  sei  es  unmittelbar  oder  mittelbar,  bewirkt? 
Bildet  dieselbe  ein  Entlastungsmoment  für  den  Hypnotisirten,  so 
dass  dieser  von  jeglicher  Verantwortlichkeit  fur  sein  Handeln  frei 
wird,  oder  trägt  er  die  volle  oder  doch  wenigstens  eine  beschränkte 
Verantwortung  für  die  schädlichen  Folgen  seines  Thuns? 

In  dieser  allgemeinen  Fassung  gestellt,  muss  die  Frage  in 
letsterem  Sinne  bejaht  werden.  Die  speziellen  Arten  der  Haftbarkeit 
des  Hypnotisirten  sind  späterhin  im  Zusammenhange  einlässlioher 
m  erörtern,  und  es  soll  hier  zunächst  die  prinzipielle  Begründung 
der  Haftpflicht  des  Hypnotisirten  Tersucht  werden.  In  dieser  Bich- 
tang ist  Folgendes  anzuführen: 

Jeder,  der  sich  hypnotischen  Versuchen  unterwirft,  ist  sich 
darüber  Uar,  dass  er  dadurch  in  einen  Zustand  yersetzt  werden 
kann,  der  ihn  seiner  Willensfireiheit,  sowohl  nach  der  positiven  als 
nach  der  negativen  l^ite,  f9r  die  Dauer  der  Wirkung  der  Hypnose 
beraubt^  und  dass  er  somit  zu  Veranlassung  von  Akten  werden 
kann,  durch  welche  er  in  eine  fremde  Becbtssphäre  eingreift  und 
dieselbe  schädigt.  Wo  er  hierüber  im  Unklaren  ist,  ist  ihm  die 
Mdgliohkeit  geboten,  sich  die  mangelnde  Klarheit  zu  verschaffen, 
und  wenn  es  auch  an  dieser  Möglichkeit  für  ihn  fehlt,  so  soll  er 
aus  Gründen  gewöhnlicher  Vorsicht  gegenüber  etwas  ihm  Unbe- 
kannten die  durch  die  Hypnose  bedingte  Veranlassung,  aus  welcher 
Schädiguigen  eines  Dritten  sich  entweder  unmittelbar  oder  mittelbar 
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«rgeben  können,  venneiden.  Thut  er  diei  nidit,  iendorn  imtenieht 
§ich  der  Hypmne,  bo  trifft  ihn  die  nftnlîoke  Y«imntwortiiclikeit  wie 
denjenigen,  der  sich  ron  TornelMceia  tefiber  klar  ist^  dau  er  infolge 
der  Hypnose  in  einen  Zutaad  ^msOien  wefde,  weleher  die  Möglioli- 
keit  selbständiger,  keiMr  Menden  Beeinflnssong  unterliegender 
Willensbestiiniraagt  eo  lange  die  Hypnose  andauert,  aufhebt. 

In  Imdea  Arten  Ton  Fftllen  ireiss  allerdings  der  Hypnotisirte 
Aieht  sun  Yeraus,  iras  er  thun  soll  und  thun  wird,  somit  auch 
n'ieht,  ob  sein  Thun  einen  sldrenden  Eingriff  in  die  Beohte  eines 
Dritten  in  sich  schliessen  oder  zur  mittelbaren  Folge  haben  werde 
oder  könnte:  Dennoch  mnss  daTon  ausgegangen  werden,  er  stimme 
Tor  Beginn  der  Hypnose  allem  denjenigen  zu,  was  er  infolge  der 
beginnenden  Wirkung  der  Hypnose  lu  thun  werde  Yeranlasst  werden, 
wenn  er  es  auch  in  dem  Ifomente,  In  welchem  er  es  thut,  nicht 
mit  freier  Selbstbestimmung  will,  vielmehr  dem  Ton  dem  Dritten, 
dem  Hypnotisator,  auf  ihn  ausgeübten  Zwange  folgt  In  dieeer 
Annahme  einer  von  Aufuig  an  auf  Seite  des  Hypnotisirten  yor- 
handenen  Zustimmung  zum  Eintritt  der  Wirkungen  der  Hypnose 
mit  allen  daran  sieh  knflpfenden  Folgen  kann  keine  kîinstliche 
Konstruktion  gefunden  werden;  denn  dieselbe  hat  nicht  sur  noth« 
wendigen  Yoraussetsung,  dass  der  Hypnotisirte  ein  klares  Bewusst- 
sein  von  dem  habe,  was  er  im  Zustand  der  Hypnose  thun  oder 
lassen  werde,  vielmehr  reicht  fftr  die  betreffende  Annahme  die  That- 
sache  aus,  dass  er  sich  bestrebt,  die  auf  die  Herbeiffihrung  des 
hypnotischen  Schlafes  gerichteten  Bemtlhungen  des  Hypnotisators 
durch  ein  entsprechendes,  zunächst  passives  und  rezeptives  Yer* 
halten  zu  unterstützen,  und  dadurch,  allerdings  unbewusst,  auch  in 
die  Konsequenzen  seines  nachherigen  Thuns  einwilligt.  Dieses  sein 
Yerhalten  schliesst  eine  Fahrlässigkeit  in  sich,  welche  den  Qmnd 
seiner  Haftbarkeit  für  den  Schaden  bildet,  der  infolge  seiner  unter 
demEinfluss  der  Hypnose  vorgenommenen  Handlung  entstanden  ist. 

Dieser  Hassstab  der  Beurtheilung  muss  selbstverständlich  allen 
denjenigen  sich  hypnotischen  Yersuchen  unterwerfenden  Personen 
gegenüber  platzgreifen,  deren  Einsicht  derart  entwickelt  ist,  dass 
angenommen  werden  darf,  sie  seien  sich  Ober  die  eventuellen  gefahr- 
lichen Folgen  hinliingUch  klar,  wobei  auch  das  zwischen  ihnen  und 
dem  Hypnotisator  bestehende  persdniiche  Yerhältniss  von  Bedeutung 
ist.  Aber  auch  gegenilher  Personen,  deren  Einsicht  nicht  so  weit 
reicht,  dass  vermuthet  werden  darf,  es  walte  ein  hinlänglich  klares 
Bewusstsein  hinsichtlich  einer  allfälligen  schädlichen  Tragweite  der 
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von  ihnen  wahrend  der  Hypnose  Torzunchmenden  Handlungen  bei 
ihnen  ob,  linden  die  oben  dargolt  «j^toa  Chrundautze  Anwendung. 
Gerade  der  Mangel  an  Einaicht  in  das  Wesen  und  den  Verlauf  der 
Hypnose  sollte  solche  Personon  doppelt  vorsichtigem  Verhalten 
veranlasHen,  da  ein  geringer  Grad  von  intellektueller  Entwicklung 
sich  oft  mit  geringerer  Widerstandakraft  des  AVillens  gegenfiber  von 
dritter,  geistig  überlegener  Seite  ausgehenden  Einwirkungen  paart 
und  derartige  Personen  desshalb  eine  gesteigerte  Empfänglichkeit 
für  die  Einwirkungen  des  Hypnotisaton  «eigen.  Dieses  Verhalten 
darf  solchen  Personen  um  so  mehr  xngemuthet  werden,  als  das- 
jenige, was  ihnen  an  Einsicht,  Intelligenz  und  Widerstandskraft  des 
Willens  fehlt,  wie  bereits  bemerkt,  gewöhnlich  in  um  so  höhenn 
Grade  in  der  Person  4es  Jäypnotieatorg  vorhanden  ist,  so  daas  die 
<  «efahrlichkeit  der  Uypnoae  saMge-4er  Erlcichftenmg  dardas  Oelii^en 
derselben  verbärgendcn  Bedingungen  sich  wesentlich  steigert. 

Gleich  wie  mit  den  Personen  von  schwach  entwickelter  Intelli* 
genz  Terhfttt  es  sich  mit  denjenigen  Personen,  welche  sieh  zum 
ersten  Male  hypnotischen  Versuchen  unterwerfen,  welche  demnach 
hei  der  ersten  mit  ihnen  vorgenommenen  Probe  noch  nicht  wissen, 
ob  sie  überhaupt  fiir  hypnotische  Einwirkungen  empfänglich  sind. 
Die  Bejahung  der  Haftpflicht  hängt  hier  nicht  davon  ab,  ob  ein 
hoher  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  fär  sie  besteht,  dass  sie  in  den 
das  Gelingen  der  Absichten  des  Hypnotisators  bedingenden,  geistig 
unfreien  Zustand  werden  versetzt  werden,  sondern  ergibt  sich  schon 
aus  der  einfachen  Erwägung,  dass  sie  fär  den  Fall  des  thataächlichen 
Erweises  ihrer  Empfänglichkeit  durch  das  mit  ihnen  vorgenommene 
Experiment  sich  der  Möglichkeit  begeben,  ihre  Willensfreiheit  au 
bewahren  und  vermöge  deteelben  den  Bestrebungen  des  Hypnotisators 
erfolgreichen  Widerstand  zu  leisten.  Diese  Möglichkeit,  gegen  die 
vom  Hypnotisator  ausgehende  Beeinflussung  negativ  au  reagiren  und 
dadurch  zu  verhindern,  dass  ihr  Thun  und  Lassen,  überhaupt  ihr 
ganses  Verhalten,  durch  den  Willen  des  Hypnotisators  beeinflusst 
und  hieduroh  unfrei  werde,  liegt  in  ihrer  B^md,  und  sie  haben  es 
daher  selbst  verschuldet,  wenn  sie  durch  ihre  Unterwerfung  unter 
das  hypnotische  Experiment  den  Anstoss  dazu  geben,  dass  der 
Zustand  unbeschränkter  Willensfreiheit,  der  ihnen  das  selbständige, 
d.  h.  unbeeinflusste  Thun  und  Lassen  gestattet,  fär  kürzere  oder 
längere  Zeit  aufhört.  Es  ist  nämlich  eine  erfahrungsgemässe  That- 
sache,  dass  bei  den  Einleitungen,  welche  der  eigentlichen  Hypnose, 
dem  schlafähnlichen  Zustande,  vorausgehen  und  welche  darauf  ab- 
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zielen,  diesen  letztern  hervorzubringen,  der  Wille  des  zu  Hypnoti- 
sirenden  nicht  mit  Einem  Male  und  ohne  sich  allmälig  entwickelndes, 
Ktufenweises  Fortschreiten  den  Einwirkungen  des  Ilypnotisators  zu- 
gänglich  gemacht  wird,  sondern  dass  die  Willensfreiheit  und  die 
mit  dieser  verbundene  Möglichkeit,  die  Entstehung  der  Hypnose  zu 
hemmen,  noch  eine  Zeit  lang  fortdauern.  Um  die  Hypnose  nicht 
eintreten  zu  lassen,  bedarf  es  keiner  besondern,  ausnahmsweiscn 
BemfiLhungen,  sondern  der  Betreffende  kann  sich  einfach  ans  der 
Gegenwart  des  Hypnotisators  entfernen  und  damit  deo  g(M»tigcn 
Kontakt  mit  dem  letztem,  der  in  seiner  allmäligen  Steigerung  den 
Eintritt  der  Hypnose  herbeif&hrt,  entweder  von  Anfong  an  nie  zur 
Entstehung  gelangen  lassen  oder  noch  zur  richtigen  Zeit,  d.  h.  bevor 
der  Einfluss  des  Hypnotisators  auf  seinen  Willen  flbermftchtig 
geworden  ist,  aufheben.  Durch  das  entgegengesetzte  Yerhalteo, 
U.  h.  durch  sein  Eingehen  auf  die  Intentionen  des  Hypnotisators, 
fordert  er  die  Wirksamkeit  der  Aktion  des  letztern  und  trägt  so 
zur  Erreichung  der  Absicht  desselben,  welche  darauf  gerichtet  ist, 
ihn  zu  einer  bestimmten  Thfttigkeit  zu  veranlassen,  bei,  ja  ermöglicht 
dieselbe  geradezu. 

Hieran  ändert  der  Umstand,  dass  der  Hypnotisirte  sich  nicht 
selbst  in  den  Zustand  vorübergehender  Bewusstloi^igkeit  versetzt, 
sondern  dass  es  in  erster  Linie  die  Thütigkeit  des  Hypnotisators 
ist,  welche  diesen  Zustand  als  thatsäehliehe  Veranlassung  der 
Schädigung  bewirkt,  nichts.  Es  genügt  f&r  die  Begründung  der 
Haftpflicht  des  Hypnotisirten,  dass  derselbe  mittelbar  zur  Ent- 
stehung der  Bewusstlosigkoit  beitrügt,  indem  er  durch  eigene  Th&tig- 
keit,  d.  h.  durch  den  Aufforderungen  des  Hypnotisators  sich  an- 
passende Gedankenkonzentration  bei  anfänglich  noch  freiem  Wiüen, 
dessen  auf  Herbeiführung  der  Bcwusstlosigkeit  gerichtete  Bemühungen 
unterstfitzt. 

Diese  Bewusstlosigkeit  und  die  durch  sie  enndglichto  Boein* 
Hussung  dos  Willens  und  Handelns  des  Hypnotisirten  sind  somit 
durch  den  letztem  mit  verschuldet,  und  die  Folge  hievon  ist,  das« 
or  für  die  durch  ihn  in  diesem  Zustande  begangenen  sohfidigenden 
Handlungen  einzustehen  hat. 

Von  der  Regel,  dass  der  Hypnotisirte  einzustehen  hat,  wäre 
nur  der  Fall  auszunehmen,  wo  das  Medium  eine  derartige  Empfftng- 
tichkeit  für  die  Einwirkungen  des  Hypnotisators  zeigen  wQrde,  dass 
es  dem  letztem  möglich  wäre,  ohne  hinzutretende  eigene  Thätigkeit 
des  Mediums  und  ohne  dass  das  letztere  sieh  der  zum  Zwecke  der 
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Erzicluii^  der  Hypnose  Htatitiiideuden  Einwirkung  bowusst  würde, 
die  lotztt  rc  zu  bcwirkuü.  Jlier  hiitto  àm'  Hypnotisirto  kuine  Voran- 
laasimg,  das  ( u.'gengewicht  «eines  freien  Willens  gegen  die  auf 
KrzicliHii^  di  r  I lypncise  gerichteteu  Bemühuiigfcjn  de»  llypnotisator» 
il/ iibirtcu,  du  ihm  duis  linwusstaein,  dass  er  durch  paasive»  Ver- 
hultrii  die  EntHtehung  der  Hypnose  fördern  könnte,  mangeln  wurde. 
Ihm»  indessen  solche  Fälle  öciiou  vurg.'konnnen  sind  oder  überhaupt 
Yorkuaimen  können,  ist  mir  nicht  b<  k  innt,  und  es  int  auch  kaum 
glaublich,  dass  die  Thatigkeit  des  11)  puotisators  für  sich  allein  und 
oiinc  entsprechende  Mitwirkung  des  Mediunis  hinreichen  würde,  um 
eine  so  intensive  Wirkung  hervtir-iubriiigeii. 

Wenn  das  Ergebniss  der  bisherigen  Eriirterun^eu  kurz  zusammeu- 
gefasst  wird,  ho  sind  folgende  liegein  fcstzulialten  : 

1)  Dem  llypnorisirteii  ist  ein  seine  (Ifltrbarkeit  begründendes 
subjektives  Verschulden  hinsichtiicli  der  Kutstehong  der  Hypnose 
beizumessen. 

2)  Die  infolge  der  Hypnosi*  bei  ihm  obwaltende  Bewusstlosig- 
keit  hinsichtlich  der  Tragweite  und  der  Folgen  sein»»«  Handelns 
bilde!  desshalb,  weil  in  ursächlichem  Zusamnifiilüiug  mit  diesem 
Vcr^eluilden  stehend,  kein  Korlastnngsmonient  für  iliii,  nein  Handeln 
mubü  ihm  vielmehr  so  zuuei  'clinef  werden,  wie  wenn  er  sich  des- 
selben mit  allen  sich  an  dasselbe  anknüpfenden  direkten  und  in- 
direkten Folgen  bew'usst  gewesen  wäre.  Tür  das  (iebiet  des  Straf- 
rechts  erleidet  diese  Kegel  aUerdin<js  KinschränkunLcen ,  welche 
spate rli in  in  dem  einschlägigen  Kapitel  zur  Besprechung  gelangen 
worden. 

3)  Ks  gdit  keine  Ausnahmen,  wclcJie  eine  grundsätzliche  Auf- 
hebung der  Kegel  der  Tfaftbarkeit  zu  rechtfertigen  verinüchteu, 
wogegen  allerdings  Falle  ged'  i  kli  ir  sind,  in  welchen  im  lijüblick 
auf  gewisse  konkrete  Vertimständungen  eine  Milderung  der  Haft 
eiazutreteu  hat. 

II.  Kapitel. 
Haftong  fta  QuaaideliktBhandlimgen. 

Qnasideliktsobljgatiuuen  werden  bekanntlich  durch  solciie  Haud- 
lunut  11  I  der  IJnterlassnngen  erzeugt,  welche  die  Schädigung  der 
l'erson  odes  des  Vermögens  eines  Dritten  zur  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  Folge  haben,  ohne  dass  sie  zugleich  den  Thutbestaiul 
eines  Vergehens  in  sieh  schliessen.    Mit  den  Vergehen  haben  sie 
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nur  das  gemein,  üass  nie  zivilrech tlicbe  Yerptiiclituugcii  zu  äohadens* 
oröatz  begründen. 

Gegeubtand  der  betreftendcu  Mandlungon  oder  Unterlassmigea  ' 
ist  also  eine  bestimmte,  einem  Dritten  augehörigo  liechtHsphäre, 
auf  deren  intcgrität  dieser  Dritte  vermöge  des  S  liiiize»,  den  ihr 
das  positive  Recht  zuwendet,  einen  Jedermann  gegenüber  V(;rtolg- 
bart  n  Anspruch  but.  Der  Schatz,  den  diese  Rechtssphäre  vermöge 
allgemeiner  K< m  hisgi uiidsätze  oder  vermöge  Gesetzes  geniessr,  be- 
gründet für  die  iiusserhall)  derselben  St(;hendeu  die  negative  Pflicht, 
sich  jeglichen  Handelns,  das  eine  nachtheilige  Aendernng  oder  Störung 
ders(>lbfMi  in  sich  schliesst  oder  als  sekundäre  Folge  nach  sieh  zieht, 
zu  eutinilteü,  und  nach  seiner  positiven  Seite  die  Verpflichtung  des 
Urhebers  der  Schädigung,  den  durch  seine  Handlung  oder  Unter- 
lassung verurnüchteu  Schaden  dem  Beeinträchtigten  zu  ersetzen.  Als 
haftbar  erschemen  hiebcMalle  diejenigen  Personen,  welche  durch  irgend 
eine,  wie  immer  gearti^re,  Thatigkeit  den  Schaden  als  Krgebuisg 
ihrer  Einzelhandlungeu  oder  ihres  die  letztern  mit  Bezug  nnf  ihre 
schädliche  Wirkung  unterstützenden  speziellen  Verhalt^ms  verursacht 
haben.  Das  Bewusstsein  von  der  eventiK  lit  ii  Schädlichkeit  eines 
in  Frage  kommenden  Thuns  ist  nur  tür  die  Wechselbeziehung 
zwiselien  einer  vorhergehenden  und  einer  nachfolgenden  Haiuilung 
erforderlich,  sofern  diese  Jlandlungen  von  vorsehiodenen  Personea 
vorgenommen  werden  und  die  durch  die  vorhergehende  liaiidlung 
geschaffene  ursächliche  Veranlassung  der  Steigerung  der  (îefahr  für 
<lie  l'erson  oder  da8  Vermögen  für  denjenigen,  der  die  spätere  Handlung 
vornimmt  oder  durch  sein  sonstiges  Verhalten  die  Gefahr  f<»rdert, 
entweder  sofort  erkennbar  ist  oder  erkennbar  wäre,  wenn  er  die 
Lage  der  Dinge  prüfen  und  sich  dadurch  in  den  Stand  setzen 
würde,  sich  den  Zusammenhang  seiner  TTandlung  mit  der  eventuellen 
Kntstehung  eines  Schadens  klar  zu  machen.  Auch  Unterlassungen, 
insofern  durch  ein  entsprechendes,  zur  Abwendung  des  Schadens 
geeignetes  Handeln  der  nachher  entstandene  Schaden  hätte  verhütet 
werden  können,  dieses  Handeln  also  unter  den  obwaltenden  Ver- 
hältnissen angezeigt  und  dem  Betreffenden  individuell  möglich 
gewesen  wäre,  sind  dem  Letztern  zivilrechtlich  zuzurechnen.  Dieses 
Unterlassen  konstituirt  eine  Verletzung  einer  allgemein  menschlichen 
Pflicht,  in  deren  Berücksichtigung  das  Gesetz  von  Jedermann,  der 
hiesa  ihatsächlich  in  der  Lage  ist,  ein  bestimmtes  Handeln  fordert. 
De^enige,  dem  die  Unterlassung  sur  Last  fallt,  macht  sich  demnach 
eineR  Verhaltens  achaldig,  das  g^en  einen  poeitiTen  Rechtesats 
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V('r!sti)sst  uufl  um  dieses  UmstandeB  willen  die  Pflicht  zur  ächadeus- 
ersatzleistuiig  begründet. 

Wükrend  indesseu  für  Holche  Fälle,  wo  in  der  Unterlassung- 
bloss  ein  Verstoss  gegen  cino  allgemeine,  nicht  in  einem  bestinnnton 
Rechts8atz  ausgesprochene  MenschenpHicht  liegt,  ein  minder  streuger 
Massstab  hinsichtlich  der  Beurtheilung  der  zivilrechtlichen  Haft- 
pflicht platzgreifen  nmss  und  je  nach  den  üniHtänden  des  konkreten 
Falls,  (1.  h.  da,  wo  dem  zum  Handeln  Verpflichteten  hinreichende- 
Entschuldigungsgründe  für  seine  Unterlassung  zur  Seite  stehen,  die 
Haftpflicht  ganz  wegfîillt,  ist  die  letztere  in  vollem  Umfange  in 
allen  den  Fällen  zu  bejahen,  in  denen  das  Gesetz  von  einer  be- 
stimmten Person  um  eines  bestimmten  persönlichen  Yerhältnissea 
willen,  in  welchem  derselbe  zu  der  den  Schaden  unmittelbar  wt" 
ursachenden  Person  oder  Sache  steht,  eine  verschärfte  Aufmerksam- 
keit und  die  Beobachtung  besonderer  zur  Verhütung  von  Schaden 
geeigneter  Sicherheitsvorkehrungen  und  Massrcgeln  verlangt. 

Da  indessen  in  Fällen  der  letztern  Art  die  schadenstiftendc 
Unterlassung  den  Thatbestand  einer  selbständig  dastehenden  Ver- 
letzung einer  gesetzlichen  Verpflichtung  bildet  und  nicht  die  schäd- 
liche Wirkung  der  von  einem  Andern  ausgegangenen  Handlung^ 
fördert  oder  ermöglicht,  indem  sie  zu  der  letztem  hinzutritt,  so  sind 
diese  Fälle  hier  nicht  naher  zu  erörtern.  Wir  haben  uns  vielmehr 
auf  die  Besprechung  solcher  Verletsungen  von  Verpflichtungen  sa 
beschränken,  welche  sich  zusammensetaien  aus  Handlungen  und 
Unterlassungen,  die  durch  ilir  zusammenwirkendes  Ineinandergreifen 
das  schadenbringende  Ëreigniss  als  Endergebniss  hervorbringen«. 
Zu  dieser  Kategorie  von  Thätigkeiten  und  Unterlassungen  gehört 
vorsagsweise  auch  das  hypnotische  Verfahren.  Die  Verwirklichung- 
der  mittelst  denelben  angestrebten  Ziele  wird  erreicht: 

1)  Dureh,  die  einleitende  Tbfttigkeit  des  HypnoHsators; 

2)  durch  den  hiedurch  erzeugten  Schlaf  des  Mediums  und  die 
durch  diesen  ermöglichte  Einwirkung  des  Hypnotisators  auf 
die  Entstehung  bestimmter,  in  momentan  eintretender  und 
bald  wieder-  verschwindender  oder  während  längerer  Zeit 
andauernder  Störung  der  normalen  Funktionen  eines  Sinnes- 
organes oder  mehrerer  Sinnesorgane  augleich  wurzelnder  Yor> 
Stellungen; 

8)  duich  die  Tbätigkeit,  welche  der  Hypnotisirte  unter  dem  Ein- 
fiuB»  und  der  Herrschaft  dieser  der  Bealität  der  Dinge  wider- 
sprechenden Vorstellungen  vornimmt. 
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Wie  man  dem  AjigeiÜhrton  eniDimmt,  mflwen  alle  bewegenden 
Krftfte,  aus  denen  sich  die  Thatigkeit  und-  das  YerhaMen  eineroeit» 
des  Hypnotisirten,  anderseits  des  Hypnotisators  susammenselaen, 
sich  an  einander  anschliessen,  ans  einander  herrorgeJien,  um  im 
Terhältniss  Ton  Bedingung  und  Wirkung  fvngiren  au  kdnnen.  Zeigt 
sieh  irgendwo  eine  Lücke  in  der  Reihe  der  bedingenden  Yoraus- 
sotsungen,  weiche  sich  a.  B.  in  einem  bei  dem  Hypnotisirten  zurück- 
bleibenden Rest  Yon,  allerdings  begrenxter,  Willensfreiheit  ünssem 
kann,  so  erscheint  die  schädigende  Handlung  nicht  als  eine  unter 
dem  EinfluBS  der  Hypnose,  also  in  bewusstlosem  Zustande  be* 
gangone,  sondern  als  That  des  freien  Willens  des  Hypnotisirten. 
Die  Wirkung  der  Hypnose  ist  in  solchen  Fällen  ausgeblieben  und 
der  innere  Zusammenhang  awischen  der  Thfttigkeit  des  HypnotisatorH 
und  der  Handlung  insofern  aufgehoben^  als  die  letatcre  nicht  durch 
die  erstere  als  nothwendige  Folge  derselben  veranlasst  worden, 
sondern  aus  der  selbständigen  Willensbestimmung  des  Dritten 
hervorgegangen  ist.  Das  Zusammentreffen  der  beidseitigen  Willens- 
bestimmungen, das  sich  in  der  von  dem  Hypnotisator  angestrebten 
und  von  dem  Hypnotisirten  vorgenommeaen  Handlung  ausspricht, 
trägt  den  Charakter  des  Zufälligen,  nicht  durch  innere  Bindeglieder 
Yormittelten  an  sich.  Der  Hypnotisator  will  allerdings,  dass  der 
Hypnotisirte  die  betreffende  Handlung  vornehme  ;  allein  sein  Wille 
übt  keinen  beatimmendon  Einfluss  auf  die  Thätigkeit  des  letztern 
aus,  vielmehr  kommt  dieser  vollbewusst  und  selbständig  zu  dem 
Entschlüsse,  die  betreffende  Handlung  vorzunehmen,  und  demgemäss 
steht  auch  die  Ausführung  derselben  nicht  unter  dem  Einfluss  eines 
fremden  Willens. 

Das  Yorkommen  eines  solchen  Falles  ist  nur  da  gedenkbar, 
wo  die  in  Frage  stehende  Handlang  nicht  durch  falsche  Yorstellungen 
provozirt  worden  ist  (solche  Yorstellungen  sind  immer  das  Produkt 
eines  gelungenen  hypnotischen  Experimentes),  sondern  der  Handelnde 
die  äusseren  Yerumständungen,  unter  denen  sein  Handeln  erfolgte, 
in  ihrer  Natur  entsprechende  Berechnung  gezogen  hat.  Ist  nämlich 
die  Willensfireiheit  des  Dritten  nicht  gemäss  den  Intentionen  des 
Hypnotisators  aufgehoben,  sondern  durch  das  hypnotische  Experiment 
unberührt  geblieben,  so  ist  sieh  der  Dritte  der  äusseren  Bedingungen, 
die  für  sein  Handeln  massgebend  sind,  bewusst  und  infolge  hievon 
im  Stande,  alle  Phasen  des  letztem  nach  freiem,  vernünftigem, 
diesen  äusseren  Bedingungen  angepasstem  Ermessen  zu  bestimmen. 
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Für  die  Benrtheiluiig  der  EiTilrechtlioben  HnftWkoit  des  Hypno- 
tisaton  macht  dieser  Umstand,  dass  die  Thâtîgkeit  desselben  nicht 
den  angestrebten  Erfolg,  als  welcher  zunächst  das  Zustandekommen 
der  Hypnose  sich  darstellt,  hat,  vielmehr  dio  Handlung  der  mit  der 
Thatigkeit  des  Hypnotisators  in  keinem  Innern  Zusammenhange 
stehenden  Willensbestimmnng  des  Handelnden  entsprungen  ist, 
insofern  einen  Unterschied,  als  die  Handlang  nicht  aus  der  Thatig- 
keit des  Hypnotisators  hervorgegangen  ist,  sondern  ihren  selbet- 
ständigen  Kausalltfttsgrund  in  der  Person  des  Handelnden  hat.  Das 
bedingende  Yerhälrniss  von  Ursache  und  Wirkung,  wie  es  sich 
sonst  in  der  Thatigkeit  des  Hypootisators  einer-  und  der  Handlung- 
des  Mediums  anderseits  darstellt,  ist  demnach  hier  nicht  Torhanden, 
und  die  Folge  hie?on  ist,  dass  für  das  schädliche  Ergebniss  der 
Handlung  nur  deijenige  einzustehen  hat,  der  dieselbe  Yorgenommen 
hat,  bei  dem  der  auf  die  Vornahme  gerichtete  Wille  und  die  Aus- 
ffthmog  zusammentreffen,  während  dem  Hypnotisator  keine  Yemnt» 
wortlichkeit  für  das  den  Schaden  nach  sich  ziehende  Handeln  zuföllt 

Es  wird  allerdings  vielfooh  nicht  leicht  sein,  solche  Fälle  genau 
zu  erkennen,  da  die  äusserliche  Uebereinstimmung  zwischen  dem 
Ziele,  auf  welches  sich  die  Thätigkeit  des  Hypnotisators  richtet, 
und  der  Handlung  zunächst  darauf  schliessen  lässt,  dass  auch  ein 
innerer  Znsammenhang  zwischen  den  beiden  in  Frage  stehenden 
TlütigkeitenTorhanden  sei;  dieser  innere  Zusammenhang  ist  indessen 
nur  ein  scheinbarer.  Die  Thätigkeit  des  Hypnotisators  wird  erst 
dann  su  einer  solchen,  fiär  welche  er  ziTilrechtlich  haftbar  ist,  wenn 
ee  ihm  gelingt,  den  Willen  des  Handelnden  mittelst  der  Hypnose 
zu  influircn,  welche  Wirkung  an  die  Entstehung  des  hypnotischen 
Schlafes  geknüpft  ist.  So  lange  diese  Wirkung  nicht  eintritt,  hat 
man  es  mit  einem  blossen  Yersuche  zu  thun,  welcher  an  einer 
im  ungestörten  Besitze  ihrer  Willensfreiheit  Terbleibenden  Person 
unternommen  wird,  deren  Handeln  durch  den  Hypnotisator  desshalb 
nicht  beeinflusst  wird,  weil  ihr  das  Ziel,  auf  welches  ihr  Wille  und 
ihre  Thätigkeit  gerichtet  werden  soll,  erst  während  des  hypnotischen 
Schlafes  und  in  Folge  desselben  suggorirt  werden  konnte,  das  Aus- 
bleiben des  Schlafes  aber  die  Entstehung  der  Suggestion  verhindert 
hat.  Sofern  derselben  die  Absichten  des  Hypnotisators  unbekannt 
geblieben  sind  —  und  dies  ist  eben  der  Fall  — ,  ist  die  Willens« 
Übereinstimmung  eine  schânbare  und  zufällige  und  erscheint  die 
Thätigkeit  des  Hypnotisators  nicht  als  ein  seine  zÎTilrechtliche  Haft- 
barkeit begrOndendes  Agens  fur  die  Handlung  des  Dritten. 

Zaitsehr.  f.  SehweiMr  Strafrecht.  &  Jahrf .  B 
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Die  Thätigkcit  des  Ilypnotisators  hat  «ich  auf  vorbereitende, 
einleitende  Handlungen  beschränkt,  und  die  einzelne  Vorstellung 
oder  die  Hoiho  von  Vorstellungen,  welche  die  Unterlage  und  den 
Beweggrund  für  das  Handeln  des  Uypuotisirtcn  bilden,  sind  nicht 
zur  Entstehung  gelangt. 

Auch  wenn  eine  strafb.ài*  Handlung  in  Frage  stehen  würde, 
konnte  von  einer  zivilrechtlichou  Mitverantwortlichkeit  des  Ilypno- 
tisators nicht  die  Hede  sein,  weil  die  Vorbereitungshandlungen  die 
Absichten  desselben  nicht  erkennbar  liaben  liervortreten  lassen,  für 
die  Zurechnung  ai)er  erforderlich  ist,  dass  ein  Zusammeuh.mg 
zwischen  den  Vorberuitungshandlungen  und  dem  in  Aussicht  ge- 
nommenen Vergehen  aus  der  bestimmten  Art  und  Natur  der  erstem 
nachweisbar  ist.  Der  Begriff  „Vorbereitung*  setzt  voraus,  dass  das- 
jenige, was  „vorbereitet"  werden  soll,  zufolge  der  Art  und  Natur 
der  betr.  Handlungen  wenigstens  in  gewissen  allgemeinen  Umrissen 
feBtstcht,  so  dass  die  Möglichkeit  geboten  ist,  die  Frage  dei-  Stral- 
barkoit  oder  Stratlunigkeit  der  im  AuhcIiIuss  au  die  Vorbereitungs- 
handUmgen  zu  begehenden  Handlungen  zu  beurtheilen.  Wo  nicht 
einmal  diese  Requisit  vorhanden  ist,  fallen  die  Einleitniif^^'u  sowohl 
straf-  als  zivilrechtlich  ausser  Betracht,  da  sie  sich  nicht  objektiv 
als  Vorbereitungshand luiigt  II  darstellen  und  als  solche  sich  auch 
nicht  darstellen  können,  indem  sie  an  einem  untauglichen  Objekte 
unternommen  werden.  Dieses  untaugliche  Objekt  ist  die  J*erson, 
welche  dem  hypnotischen  Vorsuche  unt^jrworfen  wird,  und  ihre 
üntaugliclikeit  zeigt  sich  dann,  dass  sie  die  Freiheit  ihrer  Willcus- 
entschliessungen  behält  und  somit  in  der  Lage  ist,  durch  die  er- 
forderliche Ueberiegung  Klarlieit  hinsichtlich  der  Folgen  ihres  Thuuh 
zu  erlangen. 

Die  entwickelte  AuÜts«iung  steht  nicht  im  Widcrsprucli  mit 
der  sub  'A  am  Ende  des  I.  Kapitels  aufgestellten  Regel;  denn  diese 
hat  y.ur  \  oraussetzung ,  dass  ein  nachweisbarer  Zusammenhang 
zwischen  der  Tliäligkeit  des»  llypnuti.satorii  und  dem  Handeln  des 
ilypnotisirteu  besteht,  da<^s  also  da«  früher  im  gegenwärtigen  Kapitel 
aufgestellte  Erfoiderniss  vuihamlen  ist,  gt^näss  welchem  bestimmte 
durch  die  llvpnose  vermittelte  kausale  Beziehungen  zi^ischcn  der 
beidseitigen  Tliärigkeit  stattfinden  müssen,  die  Handlung  des  Hyp- 
notisirten  als  Wirkung  aus  der  Thätigkoit  des  Hypnotisators  als 
aus  der  sie  veranlassenden  und  in  ihremi  ganzen  \'erl;iufe  bestim- 
menden Ursache  hervorgegangen  sein  muss,  währ,  nd  die  in  Frage 
stehenden  Fälle  nicht  zu  den  Normalfällen  der  Hypnose  gerechnet 


Digitized  by 


Beiträge  sur  juristiaelieii  Benrtheiluog  der  Hypume  and  deren  Wlrkimgeu.  35 

werden  können,  indem  die  leiden  in  Betracht  kommenden  Thätig- 
keiten  niekt  durch  ein  inneres  kausales  Band  mit  einander  rer- 
knfipft  sind. 

Es  sind  nunmehr,  nachdem  der  Einfloss  der  Hypnose  auf  die 
airilreohiliche  Haftbarkeit  derjenigen  Personen,  welche  sieh  an  einer 
eine  Quasideliktsobligation  efzeugenden  Handlnog  bethfttigt  haben, 
im  Allgemeinen  erörtert  worden  ist,  die  Handlung«»  des  Hypnoti- 
sirteii,  durch  welche  der  Person  oder  dem  Termögen  eines  Dritten 
Schaden  sugeftigt  wird,  näher  au  betrachten.  Dieselben  aerfallen 
im  Wesentlichen  in  swei  Kategorien,  nämlich 

1)  in  solche,  welche  die  direkte  Bchädigung  einer  fremden 
BechtssphSre  in  sich  schliessen; 

2)  in  flulehe,  welche  nicht  für  sich  allein,  sondern  nur  in  V«*r- 
binduug  mit  andern  Momenten  eine  hchadeubringeiidü  Wirkung 
äussern ,  bei  welchen  also  der  Schaden  erst  dadurch  verursacht 
wird,  danï*  in  Folge  der  Handlang  diesen  Momenten  ein  Spielraum 
für  ihre  schädliche  Bethatigung  eröö'net  wird. 

Beispiel  der  erstem  Art: 

Der  Uypnotisator  erregt  bei  dem  Medium  die  Wahnvorstellung, 
dass  Räuber  gegen  sein  Haus  herandringen,  während  sich  Niemand 
in  räuberischer  Absicht  dem  letztem  naht,  und  veranlasst  dasselbe 
hiedorch,  aus  dem  Fenster  mehrere  8chiis>*^  in  der  Richtung  gegen 
die  Strasse  hin  abzufeuern.  Eine  der  betreit  itdenE-ugeln  streift  einen 
soföUig  Vorübergehenden  und  verletzt  denselben  derart,  dass  er  für 
einige  Wochen  arbeitsunfähig  wird. 

Beispiel  der  zweiten: 

Der  Hypnotisirte  stellt  einen  Blumentopf  auf  den  äussersten 
Band  eines  gegen  die  Strasse  hin  über  das  Haus  Torragenden 
Fensterbrettes.  Nun  kommt  pl5tatlich  ein  Sturmwind,  erfasst  den 
Blumentopf,  wirft  ihn  auf  die  Strasse  hinunter,  uud  dadurch  wird 
ein  auf  der  Strasse  mit  seinem  Beiter  vorbeigaloppirendos  Pferd 
scheu,  geht  durch  und  wirft  ein  auf  der  Strasse  befindliches  Kind 
über  den  Haufen,  wodurch  das  letztere  verletzt  wird. 

Im  letzteren  Falle  ist  der  gefährliche  Ort,  an  welchem  der 
Blumentopf  tou  dem  Hypnotisirten  hingestellt  worden  ist,  die 
primäre  Ursache  der  nachher  eingetretenen  Verletzung.  Der  Sturz 
des  Topfes  auf  die  Strasse  hinunter  ist  zwar  nicht  unmittelbar  eine 
Folge  der  Wahl  des  Ortes  für  die  Aufstellung  des  Blumentopfes, 
sondern  der  Gewalt  des  Sturmwindes  zuzuschreiben,  aber  der 
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letztere  hätte  keine  verderbliche  Wirksamkeit  entfalten  können, 
wenn  der  Betreffende  die  erforderlichen  SicherheitsYorkehrungen 
gegen  ein  müglichea  Hinunterstürzen  des  Topfe»  getroffen  hätte. 

An  llaud  dieser  Btibpielc  soll  nun  die  Frage  erörtert  werden, 
in  wa»  ïiix  einem  VerhältiiisRe  die  ilaftpHicht  einerseits  des  11} p- 
«  notisators,  anderseits  des  Ilypnutisirteii  zu  einander  stelieu,  ob  die 
gleiche  liafipÜiclit  Beide  treffe  oder  ob  sich  die  Haftpflicht  des 
Kinen  oder  des  Antleru  nach  den  konkreten  Verumötäudungeu 
mildere  oder  ganz  wrgtulle. 

Der  Entscheid  dieser  Frage  hiusichtlich  derjenigen  Fülle,  in 
denen  der  Thatbestaud  der  rechtswidrigen  iScliä  liguug  der  Person 
oder  eines  vermügeasrechtlichen  Gutes  eines  Dritten  unmittelbar, 
d.  h.  ohne  Vermittlung  durch  ZwischengUeder,  Torwirklicht  wird, 
verursacht  keiue  Schwierigkeiten. 

Der  llypnotisator  hat  hier  dadurch,  dass  er  bei  dem  llypnoti- 
sirten  die  Wahnvorstellung  erweckt  hat,  er  und  die  Seinigeu  seien 
in  ihrem  Hause  von  einem  rituhmscht^n  UeljLiiall  bedroht,  den- 
selben veranlasst,  einen  Akt  der  Notiiwehr  auszuüben,  um  den 
Ucbertall  zurückzuschlagen.  Dieses  unter  der  Voraussetzung  eines 
wirklichen  Ueberialls  gesiattote,  straflose  Vorgi^hen  des  Hypnoiiwiiten 
war  aber  unnöthig,  da  ein  derartiger  Uebcrfall  gar  nicht  drohte, 
und  die  Verletzung  des  auf  der  Strasse  daherkommenden  Dritten 
erscheint  daher  nicht  als  entschuldbar,  enthält  vielmehr  eine  Quasi- 
deliktshaudluntr ,  für  deren  Folgen  sowohl  der  Ilypnotisator  als 
das  Modiuni  emzustehen  luiben.  Auf  Seite  des  Erstem  liegt  ein 
Akt  wcitf^ohender  Fahrlässigkeit  vor,  da  es  ihm  bei  Erweekung 
der  fal^Liitn  Vorstellung  bei  dem  Hypnotisirteu  klar  sein  musste, 
dasH  der  Jjetztere  Bich  durch  die  in  Folge  der  betreöenden Vorstellung  in 
ihm  erzeugte  Angst  werde  veranlasst  sehen,  sich  und  die  Seinigon 
mit  allen  ihm  zu  Oebote  stellenden  Mitteln  vor  dem  Ueberfall  zu 
schützen,  auch  wenn  er,  der  ilypnotisator,  nicht  so  weit  gehe,  den 
Willen  des  Mediums  direkt  dahin  zu  beeinflussen,  dass  er  dem- 
serucii  anrathe,  mittelst  gegen  die  Strasse  hin  abgefeuerter  Sehüsse 
die  angeblichen  Angreifer  vom  Hause  fernzuhalten. 

Tu  gleicher  Weise  haftet  der  llypnotisirte  für  die  Folgen  seiner 
Handlung.  Er  hat  dadurch,  dass  er  das  hypnotische  Experiment 
an  sich  hat  vornehmen  lassen,  eg  verschuldet,  dnss  das  klare  Be- 
wusstsein  von  der  konkreten  liealität  der  ilui  umil';  !»*  iidon  Menschen 
und  Dinge  und  damit  die  Möglichkeit,  sem  ll  tnd  In  und  Unter- 
lassen nach  Massgabe  dieser  realen  Umstände  und  gemäss  den 
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Begeln  besonnener,  falsche  Yorsteliungen  abweisendor  Uebcrlc|^ng 
zu  bo^timmen,  bei  ihm  aufgehoben  und  »eine  Willensbestiinmuug 
durch  Wahnvorstellungea  beeinfluast  worden  ist,  welche  nur  mitteUt 
der  Hypnose  Macht  über  ihn  habon  f^ow innen  und  ihn  zu  dem  in 
Frage  stehenden  »chadeabringendon  Handeln  haben  drängen  können. 
Sein  Handeln  in  diesem  ihm  alsYersehuldeu  anzurechnenden  Zustande 
ist  80  aufzufassen,  wie  wenn  er  in  Folge  desselben  f  iii<-  Sache  in 
Bewegung  gesetzt  und  die  dieser  innewohnende  mechanische  Gewalt 
hiedurch  zu  schädlicher  Wirksamkeit  gebracht  hätte.  Wie  eine 
Sache  blind  und  unbewusst  wirkt,  weil  sie  keiner  Vorstellung  und 
keiner  durch  eine  solche  bedingten  Willensbethätigung  föhig  ist, 
yielmehr  zur  Darstellung  und  Erweisung  der  ihr  innewohnenden, 
Aenderongen  in  der  Aussenwelt  hervorbringenden  Kraft  eines  ihr 
Ton  einem  mensehlicben  Willen  gegebenen  Anstosses  oder  einer 
drtlichen  Lage  bedarf,  welche  gewissen  Katurkräften  eine  sie  be- 
einflussende, schädliche  Wirkungssphäre  eroflfhct,  so  wirkt  auch  der 
Hypnotisirte  im  Hinblick  auf  die  reale  Beschaffenheit  der  Dinge 
bewusstlos;  derselbe  ist  aber  verantwortlich  für  die  Folgen  seines 
Thuns,  weil  sein  Wille  in  der  Art  seiner  Einwirkung  auf  die  Aussen- 
welt der  schädlichen  Wirksamkeit  der  Sache  gleich  steht,  d.  h. 
durch  den  von  ihm  xivilreehtlioh  zu  vertretenden  hypnotischen 
Zustand  bestimmt  und  bedingt  worden  ist.  Hätte  der  Hypnotisirte 
die  Freiheit  und  Selbständigkeit  seiner  Willensentschli  essungen 
nicht  der  Einwirkungssphäre  des  Hypnotisators  ausgesetzt,  so  wäre 
er  nicht  unter  den  Zwang  einer  Wahnvorstellung  gerathen  und  die 
durch  die  letztere  provozirte  Handlung  unterblieben. 

Es  kann  hinsichtlich  der  Haftpflicht  nicht  zwischen  der  Thätig- 
keit  des  Hypnotisators  und  derjenigen  des  Hypnotisirten  unter« 
schieden  werden,  da  hier  die  Begriffe  der  intellektuellen  und  der 
physischen  Urheberschaft  analoge,  auf  das  Gebiet  dor  Quasidelikte 
übertragene  Anwendung  finden. 

Der  Hypnotisator  will,  dass  eine  bestimmte  Wahnvorstellung 
während  der  Daner  der  Hypnose  das  Medium  beherrsche,  wenn  er 
auch  nicht  im  Anschluss  an  diese  durch  ihn  erzeugte  Wahnvorstel- 
•lung  demselben  das  durch  die  Wahnvorstellung  veranlasste,  in  Frage 
stehende  Thun  suggorirt.  Diese  Vorstellung  ist  es  nun,  welche 
das  Medium  ausschliesslich  und  unmittelbar  zu  der  betreffenden 
Handlung  bestimmt;  keine  fremden  Kräfte  und  Faktoren  treten  zu 
ihr  hinzu  und  leiten  durch  ihre  Yerbindung  mit  derselben  zu  der 
erfolgten  Verletzung  des  Dritten  hinäber,  vielmehr  ist  sie  es  einzig, 
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welche  Yei*anla»8ung  und  Beweggrund  zum  Abfeuern  des  Gewehrs 
gebildet  hat.  Dieselbe  ist  nRch  dem  oben  Oesajrton  ebenso  «ehr 
aiit  ein  primäres  subjektives  Ycrscliulden  als  aut  ihr  kausales  Moment 
zuriick/uführeu,  wie  die  Thätiji;keit  des  U^piiotisafors,  die  in  der 
Erregimg  der  Wahnvorsti  llun<j::  bestanden  und,  voniiittelt  durch  die 
letztere,  den  Aristos«  zu  der  schadenstiftenden  Hundluiig  gegeben  hat. 

Anders  dagegen  gestaltet  sich  die  Frage  der  Hat'tpHicht  in  den 
Fällen  der  zweiten  Art.  d.  Ii.  in  den  Fälieu,  bei  denen  die  in 
Betracht  kommende  Handlung  uicht  unmittelbar  den  Schaden  be- 
wirkt, sondern  der  letztere  als  mittelbare  Folge  der  Thätigkeit  des 
Ilypnotisirten  erscheint  und  das  nächste  kausale  Moment  i^r^-olbeu, 
d.  h.  das  Auftreten  der  Is'aturkrat't,  von  der  Thätigkeit  des  Ilypno- 
tisirten durch  einen  längeren  oder  kürzeren  Zeitraum  getrennt  ist, 
innerhalb  dessen  die  Wirkung  der  Hypnose  aufgehört  und  der  Hyp- 
notisirt^^  wieder  das  ungetrübte,  klare  Bewusstsein  von  der  wirk- 
lichen (Jestaltung  der  ihn  umgebenden  Dinge  und  in  Verl)iu(iuiig 
hiemit  die  Fähigkeit  freier,  selbständiger  'NVillensbe.stimmung  erlangt 
hat.  Mit  dem  Wiedereintritt  des  klaren,  uicht  niehr  unter  der 
Herrschaft  einer  bestimmten  Wahnvorstellung  stehenden  liewusst- 
seins  von  der  die  Gefahr  einer  Schädigung  eines  Dritten  in  sich 
bergenden  Gestaltung  einer  Sachlage,  welche  durch  die  in  der 
Ilyjinose  vorgenommene  Thätigkeit  geüchaffen  worden  ist,  ist  d  r- 
selbe  wieder  befähigt,  die  eventuelle  Schädlichkeit  seiner  Handlung 
einzusehen,  und  vermöge  dcss«  n  verpflichtet,  durch  geeignete  »Sicher- 
heitsvorkchrungen  \ Orsorge  gegen  einen  aus  derselben  r<»sultircndon 
Schaden  zu  tretic'n.  Hier  ist  es  also  nicht  mehr  der  Wille  des 
Hypnori^iitors,  der  sich  des  Hypnotisirten  als  eines  Werkzeuges  zur 
Ausführung  einer  bestimmten  Absicht  bemächtigt  hat  und  denselben 
in  einer  bestimmten  schadenbringenden  Richtung  intluirt,  in  der 
Weise,  dass  er  denselben  zwingt,  jede  Handlung  zu  unterlassen, 
durch  welche  die  Oetahrlicbkeit  der  durch  die  erste  Handlung  ge- 
schaffenen Lage  der  Dinge  aufgchnhcn  oder  vermindert  wird.  Die 
Thätigkeit  des  Hypnotisators  hat  nur  darin  bestanden,  dass  er  den 
Hypnotisirten  veranlasst  hat.  den  lilumentopt"  auf  die  gefährdete 
Stelh  zu  setzen.  Hiedurch  ist  also  die  Entstehung  der  Schädigung 
des  Killdos  eingeleitet  uud  bedingt  worden.  Mit  dem  Aufhören 
der  lIy|uiosn  hat  aber  auch  der  in  der  Handlung  des  Hinstellens 
des  Bhimentopfos  äusserlich  dargystellte  Zusammenhang  zwischen 
dem  Willen  des  Hypnotisators  einer-  und  dem  durch  denselben 
beointiuASten  Verhalten  des  Hypnotisirten  andenteits  sein  Ende  er- 
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reicht  und  cluî^jenige,  was  vuii  diesem  Zeitpunkte  an  sciteua  des 
wieder  iu  den  Besitz  »einer  Willensfreiheit  gelaugtoji  chciiiiiligen 
Mediums  ^eHchehcn  oder  unterlassen  worden  ist,  ist  in  doi  Be- 
urthc'ilung  der  Frage  der  zivilrcchtlichf^n  Verantwortlichkeit  von 
demjenigen,  was  während  des  h\ pnotisclu'n  Zustande«  als  äusserer 
Ausdruck  der  Willonsideutiirit  zwischen  den  liaiKicluJfn  Tcrsonen 
geüch('lH»u  ist,  zu  trcnueu  uud  ub^i'sondert  /.u  l»«'trachten.  Diese 
abgesonderte  Betrachtung  ist  dadurch  begründet,  dass  mit  dem 
Aut'hüieü  der  ilvjjuose  der  Zusammenhang  zwi>«chen  demjenigen, 
was  der  Hypnotisirte  ju  dem  durch  die  UypuDse  beherrschten 
Zustande  gcthan  hat,  und  der  dadurch  geschaffeneu  Sachlage  für 
das  Bewusstsein  des  II ypnotissirten  nicht  als  Ergebnis»  einer  von 
ihm  ausi^eganj^enen  Thätigkeit  vorhuudcn  ist,  da  jede  Krinueruug 
an  Hein  iliuii  uud  Lctsst  u  während  der  Dauer  der  Hypnose  mit 
der  Wiederkehr  d(>s  hellen  Bewuttëtseius  erlischt.  Hieraus  küiiiite 
man  schliesson,  dass,  nur  wenn  er  aus  einem  bcsondern  lîi  clits- 
grund  verpflichtet  und  auch  tliatsächlich  iu  d(îr  Lage  gewesen 
wäre,  für  Beseitigung  der  getahrdrehonden  Stelluii;^;  des  Blumen- 
topfes geeignete  Vorkehrungen  zu  treti'cn,  er  für  die  l  uti  rlassung 
dieser  Vi)rkehrungen  einzustehen  hätte,  im  Falle  des  Nichtvor- 
handenseins dieser  N  oraussetzungeu  dagegen  seine  Verantwortlich- 
keit zessiren  würde.  Dieser  Schluss  wäre  indessen  ein  verfehlter. 
Im  Gegensatz  zu  dieser  Aulfassung  tritt  in  solchen  Fällen  ein  neuer 
Jlcclifsgrund  für  die  Verantwortlichk<*it  Desjenigen,  di  r  im  Zustand 
der  Hypnone  den  Topf  auf  das  KfMisterbrott  gesetzt  hat,  zu  dem 
iu  der  Hypnose  liegenden  primären  liechtsgruud  hinzu,  es  entsteht 
eine  neue,  selbständige,  die  Hatt{)riiclit  steigernde  Verantwortlich- 
keit, welche  ihre  besondere  Kntstehungsursache  iu  der  dum  Be- 
treflfenden  zur  Last  fallenden  Unterlassung  hat.  Das  Nichtwissen 
der  betreffenden  Person  um  die  gefährliche  Stt  Iking  d(îs  Topfes 
kann  keine  Abschwächung  der  Haftbarkeit  zur  Folge  haben,  da  ja 
der  Hypnotisirte  diene.*!  Nichtwissen  durch  die  ruterweilimg  unter 
die  Hypnose  verschuldet  hat  und  er  sich  die  volle  Klarheit  des 
Bewusstseins  bctrelfend  die  ev  Mitueile  (iefahrlichkeit  eines  derartigen 
Thuns  hätte  erhalten,  souüt  das  letztere  entweder  gänzlich  unter- 
lassen oder  mit  besonderen  Sicherheitsvorkehrungen  hätte  umgeben 
können. 

Auch  wenn  er  tliatsächlich  nicht  in  der  Lage  wäre,  duich  ge- 
eignetes Handeln  die  primäre  Entstehuni^sursache  des  nachher  ein- 
getretenen Schadens  zu  bebeitigeu,  sei  es,  dass  er  durch  Zufall 
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dama  VfMliindert  wäre,  soi  es,  da^ss  er  auch  mit  Autbietunp^  aller 
Bemühungen  sich  nicht  die  erforderliche  Iveontniss  von  der  den 
Keim  der  naeliherigeu  Veiirt/unj;  des  Kindes  in  sich  enthaltenden 
Lage  der  Verhiiltnisse  hätte  ver>cliatteii  künno?i^  winde  seine  Ver- 
antwortlichkeit bestehen  bleiben.  Die  in  dem  Zustande  der  Hypnose 
begangene  Fahrlässigkeit  wäre  dann  eben  die  fortwirkende,  den 
unmittelbaren  Anstoss  zur  Entfesselung  der  in  ihren  niitt(dbaren 
Folgen  schädlichen  Wirksamkeit  des  Windes  <;el>endu  Ursache  der 
nachher  eini;eti(»tenen  Verletzung  des  Kindes  gi'wesen,  nnd  gegen- 
über diesem  Kuiisalnexns  kiinie  niehts  darauf  an,  ob  der  Hypnoti- 
sirft'  hei  wiederh  'rgest-lltcni  ludlcni  Bewusstsoin  ohnc  ein  nach- 
\\ f  isUiues  spG/ielh's  Yerfcclnilden  sich  thutsächlich  nicht  iu  der  Lage 
Ijciuuden  hat,  die  ihm  obliegende  allgemeine  Rechtspflicht  thuulichsi 
für  Abwendung  eines  durch  seine  Thätigkeit  mit  veranlassten 
Schadens  /u  sorgen,  zu  erfüllen.  Daraus  ergeben  sich  folgende 
Regeln:  Ist  ihm  ein  spezielles  Vers(diulden  in  He/.ug  auf  ein  säumiges 
Verhalten  nach  Aufhören  der  Hypnose  nachzuwtMseü,  so  haftet  er 
aus  dem  dopj^  dten  (Tc^sichlspunkt  einer  im  Zustandt»  der  Hypnose 
vorgenommenen  taiirlä^sigen  Handlung  und  ein(M"  einer  allgenieinou 
Rechtsptiicht  widerstreitenden  Unterlassung  einer  Thätigkeit,  durch 
welche  die  schädlichen  Folgen  der  vorangegangenen  Handlung 
hätten  vermieden  werden  können  T/ustet  dagegen  kein  spezielles 
Verschulden  auf  ilim,  sondem  hat  er  sich  bemüht,  das  ihm  Ob- 
liegende behufs  Ahweuduug  einen  eventuellen  Schadens  zu  thun, 
und  ist  der  Misserfolg  seiner  hierauf  gerichteten  Bemühungen 
äussern,  ihm  nicht  als  Verst  hulden  zuzurechnenden  Umständen  bai- 
zumessen, so  fällt  lediglich  der  zweite  Uechtsgrund  für  seine  Ver- 
antwortlichkeit hinweg  und  wird  das  Ma«î8  seiner  Haftbarkeit  durch 
die  lahrlässige  Haudlung  des  Hinstüllcns  des  Blumentopics  bcschrojikt 
und  begrenzt. 

Die  Haftbarkeit  des  Hypnotisato  rs  bleibt  im  letztera  Falle 
die  gleiche  und  wird  nur  im  erstem  Falle  gej-onüber  derjenigen 
des  Hjpnotisirten  eingeschränkt,  weil  dem  Hypuutisirten  ein  dop- 
peltes, das  Mass  seiner  Haftbarkeit  erschwerendes  Verschulden  aar 
La'ît  fallt.  Diese  Ret  htsauifassung  wird  für  das  schweizerische 
Obligationenrecht  durch  Art.  51  aur  gesetzlich  geltenden  erhoben, 
denn  die  Anwendbarkeit  der  in  diesem  iVjtikel  aufgestellten  Norm 
der  „Grosse  der  Verschuldung''  kann  nicht  etwa  auf  die 
Person  eines  einzelneu  »Schädigers  eingeschränkt  werdeU|  sondern 
ist  auszudehnen  auf  das  Mehr  oder  Kinder  der  Verschuldung  zweier 
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oder  mehrerer  kumulativ,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Rechts- 
gründen, haftender  Schädiger.  Schwierigor  dagegen  gestaltet  sich 
die  BeantwortuDg  der  Frage,  ob  nicht  eine  Milderung  der  Haft- 
pflicht für  den  Hypnotisator  sowohl  als  für  den  Kypnotisirteu  eiiL- 
zutreten  habe,  mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  die  von  dem 
Hypnotisator  gewollte  und  von  dorn  Hy{)notisirten  ausgeführte  Hand- 
lung nicht  unmittelbar  das  schädigende  Ereignis»  zur  Folge  gehabt 
hat,  sondern  zur  Hervorbringung  de«  letztern  mehrfache  Zwischen- 
glieder erforderlich  waren,  welche,  einmal  in  Wirksamkc^it  «getreten, 
der  Beherrschung  «liircli  don  Willen  und  die  Thätigkcit  des  Hyp- 
notisators  sowohl  als  des  Hypnotisirten  entrückt  waren,  wenn  auch 
die  M  öglichkeit  ihres  Eintrittes  dem  Hypnotisator  wenigstem  nicht 
entgehen  konnte.  Wenn  man  da«  Verhaltniss  der  Ursachen  zu  der 
rechtswidrigen  Thatsache  der  körperlichen  Verletzung  des  Kindes 
in'a  Auge  faest,  ho  ist  dem  Zufall  ein  ebenso  grosser  Antheil  an 
der  in  Frage  stehenden  Verletzung  beizvmessen  wie  dem  subjek- 
tiven Verschulden  der  in  erster  Linie  in  Thätigkeir  getretenen 
Personen  des  Mypnotisators  und  des  Hypnotisirten.  Der  ZutalJ 
hat  das  Aufeinanderwirken  von  drei  dynamischer  Kräften twicklung 
fähigen  Sachen  (Wind,  Topf  und  Pferd)  begünstigt  und  vermittelt, 
indem  er  sie  in  einen  unmittelbaren,  in  dem  schädigenden  Ereigniss 
sich  abschliessenden  and  in  dasselbe  ausmündenden,  wechselseitigen 
Kontakt  zu  einander  gesetzt  hat.  In  Folge  der  Aktion  dieser 
Zufalle,  deren  Verkettung  und  Ineinandergreifen  weder  vom  Hyp- 
notisator nooli  vom  Meilium  auch  bei  Anwendung  des  gewöhnlichen, 
üblichen  Masses  von  Aufmerksamkeit  mit  dem  für  die  Yolle  Zureeh- 
nnng  hinreichenden  Grade  von  Sicherheit  vorausgesehen  werden 
konnte,  wesshalb  ihre  Nichtberücksichtigung  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  als  entschuldbar  erscheint,  ist  es  möglich  geworden,  dass 
das  in  der  exponirten  Sn  Iluiig  des  Blumentopfes  im  Keime  ent- 
haltene Moment  der  Gefahr  für  die  Persomm  Dritter  aus  seinem 
latenten  Zustande  entbunden  und  zu  verderblicher  Wirksamkeit 
gebracht  worden  ist.  Da  nun  die  Grösse  der  Verschuldung  sich 
immer  nach  den  äussern  rmständen,  Tinter  denen  das  Handeln 
erfolgt  ist,  d.  h.  nach  der  durch  die  Beschaffenheit  der  betre£fcndon 
Umstände  gegebenen  grösseren  oder  geringeren  Leichtigkeit  der 
Yorausbcrechnung  der  direkten  und  indirekten  Folgen  der  betreffen- 
den Handlung  bestimmt,  so  vermindert  sich  dieselbe  entsprechend 
dem  Verhaltniss,  in  welchem  die  Handlung  einer-  und  <lie  Ein- 
wirkung des  Zufalls  anderseits  zu  einander  stehen  und  in  ihrem 
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ZaKammenwirken  Antheil  an  dem  schädigenden  EreignisB  gehabt 
haben.  Aus  je  mehr  Ëiozelaktcn  sich  die  Thiltigkeit  des  Handeln- 
den ziuaniinengosetat  hat  und  je  mehr  diese  Akte  in  ihrer  gegen- 
seitigen Verbindung  und  in  für  den  Handelnden  erkennbarer  Weise 
die  Gefahr  des  Eintrittes  eine»  Schadensereignisses  gesteigert  haben, 
80  dass  die  Einwirkung  des  Zufalls  bei  Herbeiführung  de»  letztem 
nur  einen  beschränkten,  untergeordneten  Raum  einnimmt,  um  so 
groBser  erscheint  die  Verschuldung,  l'mgekehrt  verkleinert  »icli 
die  Verschuldung,  wenn  die  Thätigkcit  dos  Hypnotisators  und  des 
Uypnotiriirten  in  einer  einzelnen  Handlung  besteht  und  in  dieser 
ihren  Abschluss  findet  und  dn  weitaus  wesentlichere  und  ent- 
scheidende Antheil  an  dem  Bcluidcusereignisse  einer  plötzlichen 
Konstellation  von  durch  den  Zufall  unter  einander  verketteten 
äussern  Umständen  zukömmt,  da  die  kausale  Verbindung  diesw 
Umstände  mit  der  primären  Handlung  des  Hypnotit^irten  eine  lose, 
entfernte  ist  und  die  schliesslich^  Entstehung  des  Schadens  nur  in 
einem  durch  den  Zufall  vermittelten  und  ermöglichten  Zusammen- 
hange mit  der  an  sich,  d.  h.  ohne  das  I) a wischentreten  des  Zufalls 
ungefährlichen  und  unschädlichen  Handlung  steht. 

Dieses  Vei-hältniss  zwischen  Verschuldung  und  Zufall  richtig 
abzuwägen  und  danach  den  Entscheid  betreffend  die  Grösse  des  zu 
leistenden  Schadensersatzes  zu  treffen,  ist  Sache  dos  Richters,  und 
es  geht  aus  der  Fassung  des  die  Norm  für  den  Richter  aufstellen- 
den Artikels  51  des  schweizerischen  Obligationenrecfats  hervor,  dass 
es  die  Intention  des  Gesetzes  ist,  dass  die  oben  angeführten  Exkul- 
pationsmomente  zu  Gunsten  des  Schädigers  in  angemessene  Berück- 
sichtigung gezogen  werden  sf)Ilnn.  Dagegen  geht  es  nicht  an,  fOr 
die  Fälle,  wo  das  Spiel  des  Zufalls  unmittelbar  das  schädliche  £t- 
oigniss  hervorbringt  imd  die  von  dem  Hypnotisirtcn  vorgenommene 
Handlung  ihm  gegenüber  zurücktritt,  den  völligen  Wegfall  der 
Yerantwortlichkeit  de^  Hypnotisators  und  dos  Hypnotisirteu  zu 
statuiren.  Wenn  nämlich  auch  die  Thätigkeit  des  Hypnotisirteu 
sicli  auf  eine  einzige  Handlung  beachräjikt  und  diese  Handlung  erst 
durch  den  plötzlichen  Hinzutritt  unerwarteter,  zufälliger  Umstände 
ihren  geföhr liehen  Charakter  erhält,  so  bleibt  doch  immerhin  die 
Thatsache  bestehen,  dass  ohne  Vornahme  der  fraglichen  Handlung 
der  schädliche  Effekt  gar  nie  eingetreten  wäre  und  aiu  li  uh  hätte 
eintreten  ki'>nnen,  dass  also  dieser  Effekt  auf  die  Handlung  als  auf 
ihre  letzte  Ursache  zurückzuführen  ist. 
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T'm  dieses  Verhältnisses  willen,  welches  ein  subjektives  Ver- 
schulden des  Hypnnrisirton  in  sich  schliesst,  musa  dem  Lct/toren 
wenigstens  ein  Tlieil  der  Vorautwortliohkeit  iiir  den  eingetrotoneu 
ächadeu  zugewunien  werden. 

Als  Fazit  der  bieherigen  Ausfühningeii  ergeben  «ich  folgende 
Sätise: 

I)  £s  liegt  kein  innerer  Grimd  Tor,  tun  eine  Abstufung  in  der 
Verantwortlichkeit  des  Hypnotisators  einer-  und  des  Hypnotisirten 
anderseits  zu  statniron,  ihre  Thätigkeit  miiss  vielmehr  mit  Bezug 
auf  die  Verantwortlichkeitsfrage  der  nnmüchcn  Beurtheilung  unter- 
liegen, da  die  Absicht  beider  auf  die  Herbeiführung  desjenigen 
Zustandet  des  nachherigeu  Handelnden  gerichtet  ist,  welcher  die 
Vorbedingung  für  die  Vornaîime  der  Handlung  bildet,  Hiebei  kommt 
nichts  darauf  an,  ob  der  II vpnntisirto  von  dem  HypnotiHator  direkt 
im  8inDe  der  Vornahme  der  betreffenden  Handlung  beeinflusst  wird 
oder  ob  die  Handlung  als  eine  mittelbare  Folge  des  hypnotisoben 
Zustande»  erscheint. 

n)  Innerhalb  der  hiedoroh  gegebenen  Grenze  dagegen  ist  das 
Mehr  oder  Minder  des  ICausalzusammenhanges  zwischen  dem  Eintritt 
des  Schadens  und  der  Thätigkeit  des  Hypnotisators  und  des  Hyp- 
notisirten in  angemessene  BerAcksichtigung  zn  ziehen,  in  der  Weise, 
dass,  je  nachdem  das  Mehr  oder  Minder  vorwiegt,  die  Verantworte 
Uchkeit  der  beiden  genannten  Personen  sich  entsprechend  vermehrt 
oder  vermindert.  — 

l^'achdem  wir  im  Bisherigen  bestimmte  Regeln  fflr  die  Be« 
urthoitnng  der  Verantwortlichkeit  des  Hypnotisators  und  des  Hyp- 
notisirten aus  Quasideliktshandlungen  gewonnen  haben,  wollen  wir 
nunmehr  zur  Besprechung  des  Einflusses  der  Hypnose  bei  eigent- 
lichen Deliktsfallen  übergehen. 

III.  Kapitel. 
Art  der  Haftnng  aus  Btrafbaren  Haadlungen. 

Die  hier  wesentlich  bedeutungsvolle  Frage  ist  die  :  Ist  Der- 
jenige, der  im  hypnotischen  Zustande  ein  Vergehen  oder  ein  Ver- 
brechen begeht,  mit  derjenigen  Strafe  zu  belegen,  welche  den  mit 
vollem  freiem  Bewusstsein  handelnden  Thäter  trifft,  oder  muss  ihm 
gegenüber  mit  Rücksicht  auf  die  Hypnose  ein  anderer,  gelinderer 
Massstab  der  Beurtheilung  Platz  greifend 
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Dit  durcli  die  HypnoMC  (>r/eugte  Zustand  und  die  durch  diesen 
bedin^^to  Handlung  sind  so  ox/eptioneller  Art.  das«?,  wenn  die  durch 
die  llypnosr  bewirkte  liandluug  den  Thatbestand  eines  Vergehens 
oder  Yeibrecheu^  bildet,  die  strafrechtliche  Haftbarkeit  des  Ilyp- 
notlHirteu  iius^eseiilossen  ist,  den  letztern  also  nicht  die  dem  ge- 
wöhnlichen physischen  Ui-hober  zugedachte  Strafe  treffen  kiinn.  Da 
nämlich  die  Veranlassung  uüd  die  näheren  Veruiustüuduugeu,  in 
Folge  deren  und  unter  denen  das  Ilandeln  des  Ilypnotisirten  statt- 
findet, ganz  die  nämlichen  sind,  wenn  es  sich  um  ein  Vergehen 
handelt,  wie  wenn  eine  Quasideliktsliautllung  in  Frage  steht,  d.  h. 
in  beiden  Arten  von  Fällen  der  Hautlelnde  dem  ihm  von  einem 
fremden  Willen  gegebenen  Impulse  folgt,  so  liegt  kein  (Jrund  vor, 
eine  verschiedenartige  Behaudlun«;  beider  Fälle  hinsichtlich  der 
Frage  der  Zurechnung  eintreten  zu  lassen.  Im  (Tci^entheil  :  der 
Umstand,  da.ss  der  I  lypnotisirte,  nachdem  einmal  die  Wirkung  der 
Hypnose  beuonuen,  bei  seinem  Handeln  von  einem  unwidersteh- 
lichen Zwange  beherrscht  wird,  muss  zur  Folge  haben,  dass  sein 
Handeln  nach  einem  mibleren  Massstabe  zu  bemessen  ist,  als  das- 
jenige eines  Menschen,  der  mit  voller  iingeschwächter  Urtheilskraft 
und  mit  gänzlich  uubeeinilusstem  Willen  ein  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen begeht.  Seine  Haftpflicht  ist  demgemäss  nach  Analogie  einer 
aus  einer  i^nasideliktshandlung  obligirten  Person  zu  beurtheilen  und 
nur  ziviheciulicher  Art.  Zwar  ist  sein  Vorsatz,  insoweit  er  auf 
Verwirklichung  sanimtlicher  Momente  des  mit  Strafe  bedrohten 
Thatbestandes  gerichtet  ist,  ein  rechtswidriger,  und  seine  strafrecht- 
liche Zurechnungsfîihigkeit  könnte,  wenn  der  Vorsatz  aus  einem 
frei«  n  Willensontschluss  hervorgegangen  wäre,  keinem  Zweifel  unter- 
liegen. Dagegen  ist  die  Erkenntiiiss  der  ötratbarkeit  der  That  bei 
ihm  entweder  verdunkelt  oder  aufgehoben,  da  mit  dem  Aufhören 
des  hypnotischen  Schlafes  das  klare  Bewusstsein  hinsichtlich  seines 
Thuns  und  Lassons  und  die  hiedurch  bedingte  Fähigkeit,  seine 
Handlungen  mit  Bezug  auf  ihre  Zulassigkeit  und  Erlaubtheit  gegen- 
über den  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  zu  prüfen  und  zu  be- 
urtheilen,  nicht  ohne  Weiteres  wieder  hergestellt  sind,  vielmehr 
noch  ein  Dämmerzustand  bei  ihm  obwaltet,  der  das  Vorhandensein 
eines  klaren  Bewusstseins  hinsichtlich  seiner  Handlungen  und  eines 
frei  bestimmbaren  W^illens  ausschliesst.  Die  freie  Bestimmbarkeit 
des  Willens  ist  durch  den  als  unmittelbare  Folge  der  Hypnose 
erscheinenden  Dämmerzustand  aufgehoben,  und  das  Bewusstsein, 
dass  er  durch  die  betrefiendc  Handlung  das  Stra^eaetz  übertrete, 
tritt  nicht  in  den  Kreis  seiner  Vorstellungen  ein. 
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In  der  betreffenden  Hundluiig  hat  man  es  nur  scheinbar  mit 
einem  Willensakte  des  Ilypnutisirten  zu  thon;  in  That  und  Waiir- 
heit  ist  aber  der  firemde  Wille  eines  Dritten  verwirklicht  worden^ 
der  sich  hiezu  der  vermittelnden  Thätigkoit  der  unter  dem  Ëinflusê 
der  Hypnose  stehenden  und  handelnden  Person  bedient  hat.  Diese 
letztere  Thütigkeit  ist  eine  rein  mechanische,  dem  Tom  Hypnotisator 
ausgehenden  Impulse  in  willenloser  Beschränkung  folgende,  und 
demnach  kann  der  Hypnottsirte  nicht  derjenigen  strafreohtliohen 
Zurechnung  unterliegen,  welche  den  gewöhnlichen  physischen  Ur- 
heber trifft.  Dieser  letztere  macht  den  rechtswidrigen  Willen  des 
intellektuellen  Urhebers»  des  Anstifters,  mit  vollem  ungetr&btem 
Bewusstsein  zu  àem  seinigen.  Sofern  hiebei  der  Anstifter  nicht  bei 
der  blossen  Ucberrednng  stehen  bleibt,  sondern  deren  Wirkung,  um 
den  ihm  entgegengesetaten  Widerstand  zu  brechen,  durch  Zwang 
verstärkt,  wirkt  der  letztere  nicht  auf  das  Bewusstsein  von  der 
Bechtswidrigkeit  und  Strafbarkeit  der  Handlung  zurQck,  indem  er 
dasaelbe  trübt  oder  aufhebt,  vielmehr  lâsst  er  dieses  Bewusstsein 
ungeachwächt  fortbestehen  und  beeinfluaat  lediglich  die  Fassung 
dea  rechtswidrigen  Willens.  Der  ausgeübte  Zwang  kann  demgemaas 
nur  al»  ein  Strafmilderungs-,  nicht  als  ein  Strafausschliessungsgrond 
in  Betracht  kommen,  indem  das  Bewusstsein  von  der  Strafbarkeit 
der  Handlang  ein  Moment  bildet,  das  den  Betreffenden  bitte  be- 
stimmen sollen,  dem  Zwange  zu  widerstehen  und  die  Begehung 
der  vom  Anstifter  gewollten  That  zu  unterlassen,  auch  weim  er  in 
Folge  dessen  einen  persönlichen  Nachtbeil  erleiden  sollte. 

Bei  der  Entscheidung  der  Frage  der  Zurechnung  ist  indessen 
genau  zu  prOfen,  ob  wirklich  die  rechtswidrige  strafbare  Handlung 
noch  unter  der  Nachwirkung  der  Hypnose  begangen  worden  ist 
oder  ob  der  Hypnotisirte  im  Zeitpunkte  der  Begehung  derselben 
bereits  wieder  seine  Willensfreiheit  erlangt  hatte  und  desshalb  die 
Handlung  aU  Bethatigung  eines  selbständigen,  unbeeinflussten 
WillensentschlusseB  erscheint*  Solohe  Fälle  sind  untw  der  Voraus- 
Setzung  gedenkbar,  dass  der  Thatbestand  des  betreffenden  Vergehens 
derart  beschaffen  ist,  dass  er  nicht  in  Einem  ununterbrochenen 
Akte  kouBummirt  werden  kann,  sondern  sich  aus  mehrfachen,  zum 
Theil  seitlich  von  einander  getrennten  Einzelhandlungen  zu- 
sammensetzt, so  dass  der  gesammte  gesetzliehe  Thatbestand  erst 
mit  der  letzten  Einzelhandluog  vollendet  ist.  Zwischen  je  zwei 
solchen  Handlungen  kann  nämlich  die  Hypnose  ihren  Abschluss 
finden  und  die  Bewnsstlosigkeit,  welche  das  Eausalitätsmoment  flir 
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die  Vornahme  der  früheren  Handlaogen  gebildet  hat,  ein  Ende 
nehmen.  In  Fällen  dieser  Art  mnss  auch  dasjenige,  was  derHyp* 
noCisirte  im  Zustande  der  Bewusgtlosigkeit  gethan  hat,  und  was 
seiner  Natur  nach  noch  in  den  Bereich  der  Torbereitung«-  oder 
Yersuchshandlungen  föllt,  demselben  strofreohtlich  zugereehnet 
werden;  die  Straflosigkeit  der  rechtswidrigen  Bethfttigung,  die 
während  des  Stadioms  der  Hypnose  begonnen  hat,  kann  nicht  seit* 
lieh  Yorwirts  erstreokt  werden  auf  diejenigen  begriffiichen  Momente 
des  Thatbestandes,  die  Tom  Thâter  bei  vollem  Bewosstsein  und 
nnbeeinflosster  Beschaffenheit  des  Willens  Terwirklicht  worden  sind. 
Allerdings  weiss  der  Hypnotisirte  beim  Erwachen  aus  der  Hypnose 
nicht,  was  er  während  der  Dauer  der  Hypnose  gethan  hat,  und 
kann  sich  somit  keine  Rechenschaft  darüber  geben,  ob  etwas  Be- 
stimmtes, was  er  während  der  Dauer  dieses  Zustandes  gethan  hat, 
die  Natur  einer  strafbaren  Thatigkeit  an  sich  trägt.  Hierauf  ist 
indessen  kein  entscheidendes  Gewicht  zu  legen;  denn  bei  Tor- 
nahme  des  letzten  rechtswidrigen  Aktes,  durch  welchen  das  Ver- 
gehen konsnmmirt  worden  ist,  war  das  Bewosstsein,  dass  er  sich 
gegen  eine  im  Strafgesetz  niedergelegte  Bestimmung  der  Beohts« 
Ordnung  verfehle,  bei  ihm  Torhanden.  Um  sich  StraBosigkeit  zu 
sichern,  hätte  er  daher  Ton  der  Fortsetzung  der  rechtswidrigen 
Thatigkeit,  bevor  durch  dieselbe  sämmtliche  Momente  des  That- 
bestandes Terwirklicht  waren,  abstehen  sollen  oder,  genauer  aus- 
gedruckt, er  hätte  es  unterlassen  sollen,  dieses  Moment,  von  welchem 
er  doch,  da  sein  Bewusstsein  und  seine  Urtheilsffthigkeit  wieder 
hergestellt  waren,  wusste,  dass  es  den  Bestandtheil  eines  rechts- 
widrigen Thatbestandes  ausmache,  zu  Terwirklichen  und  damit 
diesem  Thatbestande  das  letzte  noch  fehlende  oder  doch  ein  wesent- 
liches Glied  einzufügen. 

Beispiele  der  besprochenen  Art  sind  folgende; 

1)  Der  Hypnotisirte  schreibt  auf  Diktat  des  Hypnotisators  an 
einen  Dritten  einen  diesen  oder  eine  andere  Person  injurirenden 
Brief.  Nachdom  er  den  Brief  geschrieben,  erwacht  er  aus  der  Hypnose, 
liest  den  Brief  noch  einmal  durch  und  übergibt  denselben  in  ToUer 
Kenntniss  seines  injuriosen  Inhaltes  der  Post,  so  dass  er  in  den 
Besitz  des  Adressaten  gelangt. 

2)  Gemäss  dem  Willen  des  Hypnotisators  soll  der  Hypnotisirte 
sein  eigenes  Haus  oder  das  Hans  eines  Nachbarn  in  Brand  stecken. 
In  Yerwirkliehung  dieses  Willens  legt  der  Hypnotisirte  an  einer 
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hiefilr  geeigneten  Stelle  des  betreffenden  Hanses  eine  Zündsohnur 
bereit,  nm  in  einer  der  folgenden  NSohte  die  Brandstif^ing  in*s 
Werk  zu  setzen.  In  der  Zwisobenzeit  bört  die  Wirkong  der  Hypnose 
anf,  Trotsdem  zündet  der  Betreffende  das  Hans  an  und  handelt 
biebei  mit  Tollem  ungestörtem  Bewnsstsein  binsicbtliob  des  Inhaltes 
und  der  Tragweite  seines  Tbnns. 

Die  dem  Biobter  in  solchen  Fällen  obliegende  Aufgabe  wird 
sidi  allerdings  oft  reoht  schwierig  gestalten.  Eine  Hauptsehwierigkeit 
wird  sich  daraus  ergeben,  dass  der  Uebergsng  aus  dem  Znstande 
der  Hypnose  in  denjenigen  des  bellen,  den  Willen  zur  unbeeinflnssten 
Erseheinung  kommen  lassenden  Bewusstseins  stob  oft  nur  allmalig 
Tollaîeht  und  nicht  durch  bestimmte,  ein  für  alle  Male  feststehende 
Symptome  bezeiobnet  wird,  so  dass  Zweifel  darüber  entstehen 
können,  ob  eine  bestimmte  Tbitigkeit  noch  in  den  Bereich  der 
Hypnose  gefoUen  ist  oder  bereits  denjenigen  Stadium  angehört, 
wo  das  durch  das  Yorhandensein  des  vollen  ungetrübten  Bewusst- 
seins bedingte  Beurtheilnngs*  und  UnterseheidungsTermdgen  hin- 
sichtlich der  Erlaubtheit  oder  Unerlaubtbeit  der  in  Frage  stehenden 
That  bei  dem  Handelnden  wieder  hergestellt  war. 

Bestimmte  Beweisregeln  lassen  sich  hier  nicht  aufstellen,  da 
ein  innerer  Vorgang  in  Frage  steht,  der  sieh  sehr  oft  der  äusseren 
Feststellung  entzieht.  Gewisse  Anhaltspunkte  wird  das  persönliche 
Yerhältniss  des  Thäters  zu  dcijcuigen  Person,  gegen  welche  das 
Yerbrechen  gerlditet  ist,  liefern. 

Ist  dieses  s.  B.  eo  geartet,  dass  man  zu  der  Annahme  be- 
reohtigt  ist«  der  Wille  des  Handelnden,  diesen  durch  die  Hypnose 
unbeeinflusst  gedacht,  stimme  mit  demjenigen  des  Hypnotisators 
flberein,  weil  der  Thätw  eine  bescmdere  persönliche  Veranlassung 
f&r  diese  Uebereinstimmung  habe,  so  wird  man  der  Einwendung 
des  Thäters,  er  habe  noch  unter  dem  Einfluss  der  Hypnose  ge- 
handelt, nicht  leichtbin  Glauben  schenken,  besonders  daun  nicht, 
wenn  die  Yornahme  der  betreffsnden  Handlung  von  dem  Zei^unkte, 
in  welchem  der  Betreffende  aus  dem  hypnotischen  Schlafe  erwacht  ist, 
durch  einen  längeren  Zwischenraum  getrennt  ist.  In  einem  solchen 
Falle  lässt  sich  nämlich  annehmen,  die  Wirkung  der  Hypnose  habe 
in  der  Zwischenzeit  eine  gewisse  Abschwächung  erfahren,  so  dass 
der  Hypnotisirte  befähigt  gewesen  äei,  dem  von  dem  ilypnotisator 
ausgegangenen  Antriebe  zur  Vornahme  der  Haodhing  eher  zu  wider- 
stehen,  als  dies  der  Fall  gewesen  wäre,  wenn  die  Handlung  in 
einen  dem  Aufhören  des  hypnotischen  Schlafes  unmittelbar  folgenden 
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Zeitpunkt  gefàllen  wftre.  Wenn  nun  der  Tfaäter  sicli  auf  die  Wirkung 
der  Hypnose  beruft,  durch  welche  sein  freier  Wille  gehemmt  und 
unterbunden  gewesen  sei,  so  wird  ihm  mit  Recht  entgegengehalten 
werden  können,  dass  ihm  diese  Einwendung  nicht  zu  Statten  komme, 
weil  das  Bewnsstsein  toe  seinem  Vorhaben  und  der  in  der  Aus- 
führung des  letstcm  liegenden  Terletzung  der  Rechtsordnung,  sowie 
der  hieduroh  bedingte  Wille  sich  damals  schon  aus  dem  Zustande 
der  Gebundenheit  loszulösen  begonnen  haben,  wodurch  er  in  den 
Stand  gesetzt  worden  sei,  dem  von  dem  Hypnotisator  ausgegan- 
genen Antriebe  ein  Qegeugewicht  entgegeneaaetzen.  Hat  er  diesem 
Gegengewicht  keinen  Einfluss  auf  sein  Handeln  eiogeifiumt,  so 
wird  die  Veranlassung  hiezu  in  dem  Umstände  zu  suchen  sein, 
dass  er  die  Begehung  der  That  gewollt  und  sich  Ton  derselben 
durch  keine  aua  ihrer  Shrafbarkeit  entnommene  Bedenken  hat  ab* 
halten  lassen. 

Auch  von  einem  Dolus  eyentualis,  an  welchen  man  Tielleioht 
denken  könnte,  kann  dem  Handelnden  gegenftber  nicht  die  Rede 
sein«  Ein  solcher  setzt  bekanntermassen  Toraus,  dass  der  Handelnde 
Ton  Anfang  an  daa  YoUe  Bewuastsein  hat,  dass  sein  Thun  auch 
den  Thatbestand  eines  Verbrechens,  auf  welohea  sein  Dolus  princi- 
palis  zunächst  nicht  gerichtet  ist,  yerwirklichen  könnte  und  dass 
er  um  der  Sicherstellung  des  durch  daa  prinzipale  Vorbrechen  an- 
gestrebten rechtswidrigen  Erfolges  willen  auch  die  Begehung  des 
zweiten  eTontuellen  Verbrechens  oder  Vergehens  in  den  Kreis  semer 
rechtswidrigen  Absicht  mit  einbezieht  Die  hiezu  «rforderliohe  Tolle 
Klarheit  der  Willensbestimmung  und  die  Möglichkeit,  alle  Stadien 
der  Umsetzung  des  rechtswidrigen  Willens  in  die  That  bis  zur 
Konaummation  des  YoUen  gesetzlichen  Thatbeatandea  zu  berechnen 
und  in  ihren  Wirkungen  richtig  zu  beurtheilen,  sind  nun  aber  bei 
dem  Hypnotisirten  nicht  Yorhanden;  er  unterscheidet  nicht  zwischen 
einer  prinzipalen  und  einer  OYentuellen  rechtswidrigen  Absicht,  da 
er,  wenn  er  in  den  hypnotischen  Zustand  Y»aetzt  wird,  nicht  zum 
Voraus  weiss,  in  waa  filr  Bahnen  sein  Wille  und  seine  Thätigkeit 
gelenkt  werden  sollen. 

Ueberhaupt  kann  Yon  einer  bei  ihm  Yorhandenen  bestimmten 
rechtswidrigen  Abaieht  gar  nicht  die  Rede  sein;  denn  die  Vor- 
stellung, welche  für  ihn  die  Veranlassung  zur  Begehung  der  das 
Verbrechen  in  sich  schlieasenden  Handlung  bildet,  wird  wfthrend 
des  hypnotischen  Zustandea  in  ihm  erregt;  sie  entsteht  also  zu  einer 
Zeit,  in  welcher  sein  freier  Wille  lahm  gelegt  ist,  die  Bedingungen 
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wmiit  fehlen,  bei  deren  Torhandensem  allein  es  einem  Hénaohen 
moglieh  ist,  in  unbeeinflaBstem,  freiem  Willensakt  eine  beBtimmte 
Abaieht  zu  fitasen  und  dieselbe  in  einer  änrnera  That  ra  yerkörpem. 

Anders  dagegen  gestaltet  siehdieFra^re  der  Haftbarkeit  mit  Bezug 
auf  die  Person  des  Hypnotisaton.  Dieser  ist  mit  derjenigen  Strafe  zu 
belegen 'mit  welcher  das  Gesetz  denintellektaellen  Urheber  des  inFrage 
stehenden  Vergehens  oder  Verbrechens  bedroht  Bei  ihm  ist  die  volle 
Zurechenbarkeit  in  keiner  Weise  ausgeschlossen  oder  auch  nur  ge- 
mindert. In  dem  Momente,  in  welchem  er  den  Hypnotisirten  zur  Be- 
gehung der  das  Vorbrechen  oder  Vergehen  in  sich  sehliessenden  Hand- 
lung Toranlasst,  hat  derselbe  das  volle  ungeschwäehte  Bewusstsein  da- 
Ton,  daas  dureh  dieses  Handeln  ein  rechtswidriger,  Tom  Gesetze  ver- 
botener Thatbestand  verwirklicht  werde,  und  er  umfaast  alle  einzelnen 
Momente,  aus  denen  sieh  dieser  Thatbestand  zusammensetzt,  mit 
seinem  Vorsatz,  indem  er  sich  der  Thatigkeit  des  Hypnotisirten 
zur  AnsfÜhmng  dieses  Vorsatzes  bedient  Dass  ein  wirklicher  Vor- 
salz, wie  er  für  die  Zurechnung  erfordert  wird,  bei  ihm  vorhanden 
Ist,  geht  aus  dem  Umstände  hervor,  dass  alle  von  ihm  in's  Werk 
gesetzten  Einwirkungen  auf  den  Handelnden  durchgängig  und  aus- 
sdüiesslioh  das  Ziel  verfolgen,  mittelst  des  Hypnotisirten  die  be- 
absichtigte Handlung  zu  verwirklichen.  Was  also  seitens  des  Hypno- 
tisirten geschieht,  erscheint  als  Ausfluss  der  Absicht  dos  H}pnoti- 
sators  und  deckt  sich  in  allen  Richtungen  mit  der  letztem. 

Es  erhebt  sich  noch  die  Frage,  wie  zu  entHchoidcn  sei,  wenn 
der  Hypnotisator,  bevor  das  Medium  zur  Vornahme  dor  Hunillun«^ 
schreitet,  den  Versuch  macht,  in  eiUgegengesotztem  Sinne,  d.  h. 
liii  Sinne  der  Unterlasëuug  der  IJ;indlung,  auf  das  Medium  »'iuzu- 
wirken,  diesf»r  Versuch  aber  erfolglos  bleibt,  Tst  in  einem  solchen 
Falle  der  1 1\ pnotisator  mit  einer  milderen  bhafe  zu  belegen,  oder 
geht  er  gänzlich  -^tratTrei  ausi" 

Diese  Frage  ist  in  ersterora  Sium;  zu  iiejaheu.  Die  llaudhmg 
des  1 1  ypiujtiüirten  (jualifizirt  sich  aucli  in  einem  solchen  Falle  als 
eine  tiniuittelbure  Foljçc  des  vom  llypnntiaator  gegebenen  ursprüng- 
lichen AuHtosses.  Wäre  nicht  diese  Anregung,  dieser  Anstoss  zur 
Begehung  der  That  vom  II\ pnotisator  ausgegangen,  so  wäre  die 
That  unterblieben;  der  Kausalzusammenhang  zwischen  der  Jlaudhiug 
und  der  die  Vornahme  derselben  seitens  des  Hypnotisirt'  n  be- 
zweckenden Thätigkeit  dos  Hypnotisators  ist  demgemäss  unV(?rkonubitr. 

Einzig  die  auf  die  entgegengesetzte  Kiawiikung  des  Jlypuoti- 
sator«  zurückzuführende  Unterlassung  der  That  niaciu  die  That 
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strafloH,  während,  wenn  der  Hypnotisirto  die  Handlung  trotzdem 
vornimmt,  die  prim&re  Yeranlassung  zu  derselben  in  der  Anstiftung 
seitens  des  Hypnotisators  beruht,  welche  durch  den  nachher  vom 
Hypnotisator  untemommenen  Versuch,  die  Handlung  durch  eine 
entgegengesetzte  Einwirkung  zu  hindern,  nicht  wirkungslos  gemacht 
worden  ist.  Dagegen  kommt  dem  Hypnotisator  sein  nacliheriges 
Verhalten  als  Strafmilderungsgrund  zu  Statten.  Dieses  Verhalten 
enthält  nämlich  einen  thatsächlichen  Rücktritt  vom  Verbrechen, 
iiud  w  enn  auch  die  Auaführung  des  letztern  durch  den  Hypuotisator 
uiclit  hat  verhindert  werden  können,  so  hat  derselbe  doch  Alles 
gethan,  was  in  seiner  Macht  lag,  um  das  Vergehen  zu  verhindern,  und 
dadurch  bekundet,  daas  er  Reue  über  äein  Vorhaben,  den  Hypiiotisirten 
zur  Vornahme  einer  rechtswidrigen  Handlung  zu  bestimmen,  empfinde. 

AI  H  Ge8amintergebuiä8  der  bisherigen  Ausführungen  stellen  sich 
folgende  Sätze  heraus: 

Den  Hypnotisator  trifft  da,  wo  durch  die  Handlung  sömmtlichc 
zum  Thatbcstande  des  Vergehens  oder  Verbrechens  gehörenden 
.>£ümente  verwirklicht  werden,  die  volle  auf  die  Urheberschaft  des 
betreffenden  Vergehens  oder  Verbrechens  gesetzte  Strafe.  Die  An- 
wendung dieser  Strafe  ist  dadurch  begründet,  das8  der  Hypnotisator 
«ich  nicht  nur  voll  bowusst  ist,  dass  die  Handlung,  zu  welcher  er 
den  liypnotisirten  bestimmt,  den  Thatbestaud  eines  Vergehens  oder 
Verbrechens  enthält,  sondern  dass  seine  Absicht  direkt  auf  die  Vor- 
iiainiK  dieser  Handlung  durch  den  Hypnotisirten  gerichtet  ist,  dessen 
er  sich  zu  diesem  Behufe  als  Mittel  bedient. 

Dagegen  erscheint  der  Hypnotisirte  niu  als  zivilrechtlich  ver- 
antwortlich. Sein  Handeln  ist  ein  rein  mechanischus,  wirkt  wie  eine 
^Huturkraft,  indem  es  duui  ihm  vom  Hypnotisator  gegebenen  Anstosse 
blindlings  folgt.  Durch  den  vom  Hypnotisator  auf  ihn  ausgeübten 
geistigen  und  physischen  Zwang  wird  das  Bewusstsein  von  der  Straf- 
barkeit der  That  aufgehoben  oder  verdunkelt.  Sein  Wille  ist  nicht 
mehr  frei  und  dosshalb  die  Möglichkeit,  sich  durch  die  Erwägung,  dass 
die  in  Frage  stehende  Hamilung  das  Strafgesetz  verletze,  von  der 
Begehung  der  letztem  abhalten  zu  lassen,  für  ihn  ausgeschlossen. 

Objnktiv  ist  und  bleibt  natürlich  seine  Handlung  eine  strafbare, 
alb'in  iV  iileii  die  Bedingungen  für  <lie  subjektive  Zurechenbarkeit 
derselben  im  strafrechtlichen  Sinne.  Desshalb  ist  der  Hypnotisirte 
nicht  als  ein  gewöhnlicher  physischer  Urheber  aufzufassen,  sondern 
unterliegt  der  milderen,  auf  das  zivilrechtliche  Gebiet  eingeschränkten 
Haftung  einer  ein  (4ua8idelikt  begehenden  Person. 
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IV.  Kapitel. 

Vergieiohuiig  der  Hypnose  mit  dem  Zustande  der  Trunkenlieit 
and  andern  Zuständen  von  BewusstloBigkeit. 

Die  Tninkeiiheit  bietet  mehr&ohe  Analogien  sur  Hypnoee  dar, 
nntenohetdet  oich  dugegeo  io  andern  Bichtungen  wieder  Ton  der- 
selben. Bei  beiden  waltet  bei  dem  Handelnden  eine  Träbung  oder 
ginslicbe  Aulbebung  des  Bewusateeine  htneiehtlich  der  Tragweite 
der  betreffenden  Handlung  ob.  Der  TUUor  bandelt  rein  meobaniaeb. 
Bei  der  Hypnose  folgt  der  Th&ter  dem  von  dem  Hypuotiaator  ans- 
gegaagenen  Antriebe,  bei  der  Tmnkenbeit  wird  der  Trunkene  von 
der  fiesiunungslosigkeit  beberrscbt,  die  eine  Folge  seines  Znstandes 
ist  und  die  üm  der  Möglichkeit  beraubt,  sein  Thun  und  Lassen 
naeb  den  Gesichtspunkten  Temftnftiger  Ueberlcguug  und  eines 
besonnenen,  ntfeb  aussen  d  e  Rechte  und  Interessen  Dritter  berück- 
sichtigenden Yerhaltens  an  bestimmen.  Bei  der  Hypnose  tritt  also 
die  Yeraalassung  zu  dem  scbadigcuden  Handeln  oder  Verhalten 
von  aussen  an  den  Handelnden  heran,  indem  sie  durch  die  bezflg- 
licbe  Thätigkeit  des  Hypnotisators  Termittelt  wird,  und  wirkt  dann 
allerdings  innerlich  in  der  Seele  des  Hypnotishrten,  indem  sie  bei 
diesem  eine  bestimmte  Yorstellung  and  infolge  dessen  auch  eine 
bestimmte,  zu  der  betreffenden  That  drftngende  Willaksrichtung 
eoneugt.  Der  Hypnotisirte  weiss,  was  er  thut,  wenn  er  auch  aunichst 
nur  die  Handlung  selbst  in's  Auge  fosst  und  ihm  das  Bewusstsein 
▼on  der  Tragweite  derselben  und  davon,  dass  er  damit  schädigend 
in  eine  fremde  Beohtssphäre  eingreifen  könnte,  mangelt  oder 
wenigstens  getrübt  ist 

Der  Betrunkene  dagegen  ist  dermassou  im  freien  Gebrauche 
seiner  Sinne  und  seiner  Vernunft  durch  seinen  Znstand  behindert, 
dass  das  Bewusstsein  dessen,  was  er  thut  oder  lässt,  bei  ihm  aus- 
g^chlossen,  sein  Thun  und  Lassen  ein  bewusstloses  ist.  Der  Be- 
trunkene weiss  weder  im  Momente  der  That  noch  nach  der»elben, 
was  er  thnt,  resp.  gethan  hat. 

Der  Hypnotisirte  weiss  im  Momente  der  Handlung,  was  er 
thut^  wenn  er  aber  aus  dem  Zintand«  <ler  Hypnosf'  wieder  zum 
hellen  Bewusstsein  erwacht  laL,  >o  ist  sein  Wissoii  um  Jas,  w.as  er 
gethan  hat,  verschwunden,  das  Getluinc  gleichsam  aus  seinem  Dasein 
ausgewischt.  Die  Hyj)nosc  lässt  keine  Nachwirkung  in  seiner 
Erinnerung  zurück^  und  Alles,  was  während  derselben  geschehen 
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ist,  ist  dem  Be?nisst9ein  des  Hypnotisirten  mit  der  Herstellung  des 
normalen  geistigen  Zustandes  firemd  geworden. 

Trotz  der  hervorgehobenen  Versciüedenlieiten  stimmen  aber  die 
Wirkungen,  welidie  das  Handeln  dm  H3rpnotisirten  sowohl  als  des 
Betrunkenen  auf  die  thatsächlichen  und  BechtsTerhältnisse  Dritter 
ausübt,  im  WesentliiAeii  fiberein.  Beide  Kategorien  von  Personen 
sind  an  der  sehädliohen  Wirksamkeit  ihres  Handelns  nicht  schuld- 
los.  Sie  haben  nämliek  ihren  Zustand,  wenn  auch  in  verschiedenem 
Hasse,  durch  eigenes  Handeln  und  passives  Verhalten,  wo  die  Möglich- 
keit vorhanden  war,  sich  der  Einwirkung  seitens  des  Dritten  /.u 
entziehen,  herbeigeführt,  und  dieser  Zustand  hat  Quelle  und  Ver- 
anlassung des  Handelns  und  des  an  dieses  sich  knüpfenden  schäd- 
lichen Erfolges  gebildet.  Insofern  ihnen  die  allgemein  menschliche 
Pflicht  oblag,  sich  nicht  in  einen  Zustand  zu  versetzen,  resp.  ver- 
setzen  zu  lassen,  welcher  die  Möglichkeit  einer  Gefährdung  der 
Rechte  Dritter  in  sich  schloss,  haben  sie  dieser  Verpflichtung  zuwider- 
gehandelt und  erscheinen  infolge  hieven  als  sohadensersatzpflichtig. 

Von  (lioscm  Standpunkte  geht  auch  Arr.  'ü  des  .schwci/orischcn 
Obligatiüut'iircclitcs  aus,  welcher  vorschreibt,  das?,  wer  sich  durch 
eigene  Schuld  in  ein<'n  vorübergehenden  Zuïsiaud  von  Bewusst- 
losigkeit  versetze  und  in  demselben  Schaden  anrichte,  hiofiir  ver- 
antwortlich Hoi.  Diosor  Artikel  lejjt  also  auch  auf  das  Vorhandensein 
eines  ei(jfurn  W'rschuldi'nif  humchilich  des  Bewtmflodßkeitf!Zf(sttitidr!> 
das  entscht'idcnd»'  (Jewicht  und  erklärt  hioniir,  ilass,  wo  ein  solches 
Verschulden  fehle,  keine  /ivilrechtlich©  Ilufrharkeit  der  Scha  lea 
anrichtenden  Person  statuirt  worden  könne.  Damit  kommen  wir 
auf  die  weiteren  Zustände  von  Bewusstlosiirkeit,  bei  denen  die 
zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  der  schadeustifteuden  Person  aus- 
geschlossen ist  oder  doch  fraglich  erscheint. 

Der  Uauptroprasentant  der  erstem  Art  von  Zuständen  ist  dit; 
Schlaftninkenlieit.  Bei  dieser  lio^t  keinerlei  Art  von  »uhjektivom 
Verschulden  des  Handelnden  vor.  Die  Schlaftrunkenheit  entwickelt 
sich  ans  dem  vorangegangenen  S(  iii;it'zuf<tiJudo ;  sie  ersch 'int  als 
eine  Mittelstufe  zwischen  d -m  letztern  und  dorn  wachen<len  Zustande. 
Es  geht  schon  aus  der  Bezeichnunu  Sdi-UiJ ti  uuk*  uhrii  hervor,  dass 
der  in  Frage  »teilende  Zustand  der  eigentlichen  Trunkenheit  nahe 
verwandt  ist.  Auch  bei  ihr  ist  die  Helligkeit  des  Howusstseins 
•çeirûht  oder  aufgehoben.  Der  8eh(aftrunk('n<»  handelt  unter  dem 
Einflüsse  eine»  ph»t/Jichf'U.  Jede  ruhige  l  olMTlegung  ausschlies.seudeu 
Impulses,  weicher  übermächtig  wirkt,   da  ein  vernunftgemäsacs 


Digitized  by  Google 


Beitrage  mr  jutfotischen  Beortheiliing  der  Hypnose  und  deren  Wirkungen.  53 

Erkennen  und  Bcurthcilea  durch  die  Natur  des  betreffenden  Zu- 
stande» venmmöglicht  werden.  Es  nind  meistens  durcli  den  Gesichts- 
oder  Gehörsinn  vermittelte  Wahnvorstellungen,  welche  sich  plütslich 
bei  dem  Schlaftrunkenen  einsteliea  nnd  ihn  mit  Naturgewalt  zu 
einem  bestimmten  Handeln  drängen,  so  z.  B.  eine  plötzliche  Angst, 
es  drohe  eine  Gefahr,  welche  den  Schlaftrunkenen  yeranlasst, 
instinktiv  ein  Mittel  sor  Abwehr  der  Go£ahr  zu  ergreifen.  Solche 
"Wahnvorstellungen  sind  nur  niöglich,  wenn  (He  durch  den  wachenden 
Zustand  bedingte  geistige  Helle  des  Handelnden  noch  unter  dem 
Banne  des  vorangegangenen  Schlafes  befangen  ist;  sie  sind  ein 
Sympton  dafür,  dass  der  Handelnde  nicht  im  Stande  ist,  die  Gegen- 
stände seiner  Einbildung  von  der  Wirklichkeit  zu  unterscheiden, 
dass  es  die  ersteren  unmittelbar  mit  der  Wirklichkeit  identifisirt. 

Schlafkrunkeiüieit  ist  übrigens,  wie  bekannt,  nioht  nur  als 
Mittelstufe  zwischen  Torangegangenem  Schlafe  und  wachendem  Zu- 
stande gedenkbar,  sondern  kommt  auch  vor,  wenn  nach  voran- 
gegangenem wachendem  Zustande  die  betreffende  Person  im  Begriffe 
ist,  in  den  Zustand  des  Schlafes  fiberzugeben,  und  bevor  die  durch  den 
Schlaf  bewirkte  höchste  Stufe  der  Bewusstlosigkeit  eingetreten  ist. 
Die  Erscheinungen  der  Schlaftmnkonheit  sind  in  beiden  Fällen  ganz 
die  nämlichen.  Das  Nichtversohuldon  des  Schlaftrunkenen  bezüglich 
der  in  solchen  Fällen  von  ihm  verübten  Schädigungen  leuchtet 
sofort  ein.  Der  Schlaftrunkene  thnt  nichts,  was  durch  sein  Wesen 
und  seine  Natur  geeignet  ist,  den  betreffenden  Zustand  herbeizu- 
führen. Dieser  kommt  ohne  irgend  welches  Zuthun  von  seiner  Seite 
über  ihn,  und  es  gibt  für  ihn  kein  Mittel,  demselben  zu  widerstehen. 
Nur  diejenige  Person  erscheint  als  fSbr  ihre  schädigende  Handlung 
stTilrecbtüch  verantwortlich,  welche  sich  selbst  in  den  Zustand  yer- 
setzt  hat,  der  die  Schädigung  zur  Folge  hatte.  Bei  der  Schlaf- 
trunkenheit versetzt  sich  aber  die  betreffende  Person  nicht  selbst, 
d.  h.  f^iwiUig,  in  den  fraglichen  Zustand,  sondern  sie  wird  vermöge 
eines  physischen  Totganges  in  denselben  versetzt,  und  daher  entfallt 
für  den  Schlafi^unkenen  jegliche  Verantwortlichkeit  für  einen  all- 
fäUig  schädlichen  Erfolg  seines  Handelns.  Eine  Ausnahme  machen 
auch  hier  die  Fälle,  wo  der  in  die  Schlaftrunkenheit  übergegangene 
oder  derselben  nachfolgende  Scblafeustand  durch  Betrunkenheit 
Toranlasst  worden  ist.  Hier  bildet  nämlich  die  Schlaftrunkenheit 
einen  Bestandtheil  des  Trunkenheitszustandes  und  ist  als  solche 
durch  den  Schädiger  verschuldet.  Sie  kann  demgemäss  kein  Ent- 
lastangamomen t  hinsichtlich  des  entstandenen  Schadens  bilden,  da 
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die  Bewusstlosigkeit  de*  Handelnden  fuif  ein  eigenes  Thun  denelben 
als  auf  seine  Quelle  zurflokzuführen  ist 

Etwas  anders  gestaltet  sich  die  Frage  in  den  Fftllen,  wo  der 
Bewusstlosigkeitssttstand  dorok  künstliche  Mittel  kerbeigefitfart  worden 
ist  zu  dem  Zwecke,  um  sich  hiedurch  Liadening  körperlicher  Leiden 
zu  yerschaffen.  Hier  hat  sich  allerdings  die  betrelFende  Person 
selbst  in  den  Zustand  Torselzt,  in  welchem  sie  die  Schftdigung  Terflbt 
hat;  allein  der  Zweck,  der  die  betreffende  Person  geleitet  hat,  als 
sie  das  betreifende  Mittel  nahm,  war  an  sich  ein  erlaubter;  sie 
wollte  sich  Ton  quälenden  Eiankheitserseheinungen  befireien,  und 
dies  war  nur  durch  Anwendung  der  betreffenden  Mittel  mdglioh. 
Allerdings  greift  sie  infolge  des  Gebrauchs  dieses  Mittels  sehftdigend 
in  eine  fremde  RechtssphSre,  ein  und  es  frSgt  sich  daher,  ob  nickt 
im  Hinblick  auf  diese  sich  an  die  betreffende  Handlung  knfipfenden 
schädlichen  Folgen  auch  die  Handlung  selbst  die  Natur  einer  rechts- 
widrigen erhalte,  so  dass  der  Handelnde  f&r  die  betreffenden  Folgeo 
ziTÜrechtlich  einzustehen  hätte. 

In  dieser  Beziehung  ist  anzuführen  :  Es  ist  zweifelsohne  Jeder- 
mann gestattet,  medizinische  Mittel  zu  gebrauchen,  die  darauf  ab- 
zielen, eine  Bess^ung  und  Befestigung  seines  Gesundheitszustandes 
herbeizufilhren,  weil  er  hiemit  ein  hüchst  persönliches  Interesse 
wahrt.  Bei  Gebrauch  solcher  Mittel  muss  er  dagegen  Sorge  tragen, 
dass  aus  diesem  Gebrauch  nicht  fur  Dritte  Schädigungen  resultiren. 
Diese  Pflicht,  Schädigungen  zu  verhüten,  ist  eine  absolute.  Auch 
durch  Anwendung  der  weitgehendsten  Sorgfalt,  also  unter  Voraus- 
setzung der  pünktlichsten  Erfüllung  der  botreffenden  Yerpiichtuiig, 
kann  sich  der  das  fingliche  Mittel  Gebrauchende  der  BÎTilrcchtlichen 
Haftbarkeit  nicht  entwinden,  wenn  trotzdem  einem  Dritten  Schaden 
entstanden  ist.  Dieser  Schaden  ist  nämlich  auf  den  Gebrauch  des 
Mittels  als  auf  seine  primäre  Ursache  zurückzuführen  und  wäre 
unterblieben,  wenn  der  Gebrauch  des  Mittels  unterlassen  worden  wäre. 

Für  die  ziTÜrechtliche  Nichtrerantwortlichkeit  des  Betreffenden 
lässt  sich  nicht  etwa  geltend  machen,  dass  derselbe,  indem  er  das 
fragliche  Mittel  zu  sich  nimmt,  nur  ein  ihm  zustehendes  Becht 
ausübe,  und  daher  für  den  Schaden,  den  er  hiebei  einem  Dritten 
zufüge,  diesem  Dritten  nicht  aufzukommen  habe.  Es  ist  allerdings 
richtig,  dass  an  sich  die  Ausübung  eines  Rechtes,  auch  wenn  durch 
dieselbe  einem  Dritten  Schaden  erwächst,  den  Berechtigten  nicht 
schadensersatzpflichtig  macht.  Unter  einem  solchen  Rechte  ist  aber 
nur  ein  solches  zu  Yorstohen,  das  sich  auf  ein  priTatrechtliches 
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Verhàltniss  bezieht,  das  al«o  entweder  auf  eine  in  pcisitiven  liechto- 
satzo  oder  auf  einer  vertraglichen  l  obereiokunft  beruht. 

In  den  in  Frage  stobcndon  Fällon  übt  aber  der  Handelnde 
nicht  ein  dorartiges  Recht  aus,  er  thut  nicht  etwas,  was  ihm  per- 
sönlich und  nur  ihm  kraft  eines  besonderen  liechtssatzcs  oder  einer 
vertraglichen  l'oboroinkunft  irestiittct  ist,  sondern  was  an  sich  Jeder- 
mann thun  darf,  ü  T  ille  düsshalb  sind  auch  alle  Dritten  berechtigt,  zu 
ver!nn«^pn,  dam  der  Betreffende  hiebei  keine  Kingriffe  in  eine  fremde 
ii,eclit»8pha.rc  begehe.  Da»  Thun  doH  l'.i  tt  ■ffV-nden  bleibt  nur  eo 
lange  ein  erlaubtes,  als  sich  keine  Bchadenbriugeuden  Wirkungen 
nach  aussen  hin  an  dasëeibe  anknüpfen.  Sobald  solche  scbaden- 
bringende  Wirkungen  aus  demselben  resultiren,  d.  Ii.  subald  infolge 
Gebrauches  des  Mittels  der  Betreffende  zu  Handlungen  veranlasst 
wird,  welche  eine  Verletzung  einer  freindt  u  KeclitHHphüre  enthalten, 
erhält  seine  Handlung  einen  rechtswidrigen  Charakter,  für  welchen 
er  zivilrechtlich  haftbar  wird.  Niclit  die  Handlung  an  sich  wird  hie- 
durch  zu  einer  unerlaubten,  sondern  ihre  Wirkung,  also  nicht  der 
Oebraueh  des  Mittels,  sondern  das  schädliche  Thun,  zu  welcliem 
der  Betreffende  durch  diesen  Gebrauch  veranlasst  wird. 

Die  Analogien  dieser  Art  von  Fällen  von  Bewusstlosigkeit  mit 
der  Hypnose  sind  unverkennbar.  Auch  die  Hypnose  ist  an  sich 
nicht  verboten.  Es  ist  Jedermann  gestattet,  hypnotische  Experiment** 
an  sich  vornehmen  zu  lassen.  Hiebei  ist  aber  vorausgesetzt,  dasi« 
die  Handlungen,  zu  welchen  der  durch  die  Hypnose  erzeugte  Zustand 
Veranlassung  gibt,  ebenfalls  erlaubte  sind,  d.  h.  dass  durch  dieselben 
keine  Schädigung  einer  fremden  Rechtssphäre  bewirkt  wird.  Nach- 
theilige Aenderangen,  welche  infolge  der  Hypnose  in  der  Rechts- 
Sphäre  oder  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen  eines  Dritten  ent- 
stehen, fallen  auf  Rechnung  des  Hypnotisirten  ;  denn  dieselben 
wären  nicht  eingetreten,  wenn  der  Betreffende  sich  nicht  dem  hypno- 
tisclien  Experimente  nnterworfeu  hätte. 

Allerdings  unterscheiden  sich  anderseits  wieder  tlie  Fälle  der 
Hypnose  von  denjenigen  der  Anwendung  narkotischer  Mittel,  nämlich 
da,  wo  die  Hypnose  nicht  um  eines  bestimmten,  dem  zu  Hypnoti- 
sirenden  bekannten  Heilzweckes  willen,  sondern  ohne  einen  solchen 
und  bei  völliger  Unkenntnis^  des  zu  Hypnotisirenden  hinsichtlich 
desjsien,  was  mit  ihm  geschehen  soll,  vorgenommen  wird.  Wenn 
n&miich  von  Anfang  an  ein  bestimmter  Heilzweck  in's  Auge  gefasst 
wird,  so  ist  es  begreiflich,  dass  der  Kranke  sich  der  Hypnose  unter- 
wirft, um  Befreiung  von  seinen  Leiden  zu  erlangen,  um  so  mehr. 
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■w(!üu  schon  andere  angcwaudce  Heilmittel  fehlgeschlHgen  haben. 
Tu  allen  andern  Fällen  dagegen  erscheint  als  MfJtiv,  wesHhulb  sich 
eine  l'orsou  der  Hypnose  untcizi(>ht,  ciuu  gewisse  Neugierdi',  ob 
sie  wohl  lier  Einwirkung  des  llypnotisators  zugänglich  sei,  und  wenn 
auch  diese  nicht  einen  rec)itswidri<i;en  Charakter  an  Hich  trägt,  so 
kann  ihr  doch  nicht  die  Natur  einer  y:ewi?«sen  Leichtfertigkeit  ab- 
gesprochen werden,  du  der  zu  Hypnotisircnde  nicht  zum  Voraus 
wissen  kann,  was  für  unter  Tnistiinden  für  dritte  Personen  uach- 
thoilige  Fols;en  aus  dem  hypijo'i-i  iis  u  Zustande  resultircu  können. 
Anders  dagegen  verhält  sich  di»-  iSaclie  da,  wo  die  Hypnose  zu  dem 
Zwecke  unternommen  wird,  um  dem  lietreti'endeu  IJefreiung  von 
irgend  einem  Leiden  zu  ver?^chatfeu,  wo  also  nicht  ein  blosses 
Kuriositätsinteresse,  sondern  ein  bestimmter  Ihnlzweck  in  Frage  steht. 
Unter  dieser  Voraussetzuuf?  kann  die  Unterwerfung  de«  Betreffenden 
unter  die  Hypnose  uiciit  als  eine  leichtsinnige  Handlung  bezeichnet 
werden,  und  ersclu'int  es  aU  durch  sein  persönliches  lurerease  geboten, 
dass  er  sich  der  Hypnose  unterwerfe,  da  er  von  dieser  im  Hinblick 
auf  srünstige  Erfolge  der  Anwendung'  dcrsellion  in  ähnlichen  Krank- 
huitstallcn  HeUung  erwarten  kann.  l)i«  ses  Motiv  der  Hyiinrwe  kann 
indessen  nur  ein  Moment  für  die  Milderung  der  Haftptiichi  ai)geben, 
im  Uebrigen  sind  solche  Fälle  mit  Ikzug  auf  die  Frage  der  Haft- 
pflicht ganz  gleich  zu  behandeln,  wie  diejenigen,  in  denen  der 
Betreffende  infolge  ein«  s  ühi kutischen  Mittels,  das  er  zu  sich  ge- 
nommen, in  den  Zustand  versetzt  worden  ist,  in  welchem  er  die 
schudi  ustiftende  Handlung  begangen  hat,  d.  h.  die  Haftpflicht  muss 
nach  den  obigen  Ausführungen  als  fe^tstihend  betrachtet  wtrdcn; 
dagegen  kommt  den  Betretfcuden  der  Umstand,  dasis  sie  bei  der 
Hypnose  sowuiil  als  beim  (Jehrauch  narkotischer  Miuel  einen  Heil- 
zweck verfolgten,  als  ein  ihre  Haftbarkeit  milderndes  Moment  zu 
Statten. 


Une  troisième  éooie  de  droit  pénal  en  Italie. 

P»r  Âtfrtd  GmOier,  profcMenr  de  droit  pénal  à  lITnifmité  de  GenèTe. 

Tel  est  le  tiire  wm  lequel  un  jeuno  criminaliste  aioilien, 
M.  Emmanuel  OanieTale,  avocai  à  Lipari,  a  fait  paraître^  l'an 
dernier,  danf  une  des  meilleures  myrips  8p<rcialeB  de  rilalie,  un 
opoaeuie  reniarquabl«>  et  remarqué.^)  Au  premier  abord,  ce  titre 
parait  un  peu  ambitieux,  un  peu  hors  do  proportion  avec  Timpor- 
tance  mémo  du  travail;  prétendre  développer  les  principes  d'nm 
école  nouvelle  dans  une  brochure  de  moiuë  de  vingt  pages,  il  faut 
pour  cela,  serait-on  tenté  de  se  dire,  toute  l'audace  de  la  jeunesse. 
Et  pourtant  le  reproche  ne  serait  pas  Juste;  Tauteur  n*a  point  voulu 
rédiger  un  manifeste,  ni  tracer  nn  programme  détaillé,  encore  moins 
imposer  certaines  idées  à  titre  de  dogmes  impérieux.  En  parlant 
d'école  nouvelle,  ce  qu'il  a  entendu  signaler,  c'est  un  sinipi«*  fiiit 
d'observation,  la  formation  entre  len  deux  grandes  écoles  rivales  d'un 
petit  noyau  de  penseurs  indépendants;  ce  qu'il  a  vimlu  décrire 
en  quelques  mots,  ce  sont  les  cariictères  essentiels,  la  direction 
générale  de  ce  mouvement  naissant  qui  peut  être  gros  de  consé* 
quences.  D'ailleurs,  si  les  pages  de  l*œuvre  sont  peu  nombreuses, 
leur  intérêt  me  psirait  assez  puissant  pour  que  j'essaie  d'esquisser 
ici  avec  quelque  détail  les  idées  de  M.  Camevale. 

Mais,  avant  de  décrire  le  courant  nouveau,  il  importe  de  bien 
préciser,  les  tendances  des  deux  partis  entre  lesquels,  jusqu'à  ce 
jour,  ta  lutte  était  ctroonserite;  c'est  à  quoi  l'auteur  s'attache  au 
début  de  son  étude. 

L'école  dauique  ou  méU^hyaque,  quelles  que  soient  d'ailleurs 
les  divergences  de  vues  qui  ont  pu  naître  parmi  ceux  qui  se  sont 
rangée  sous  son  drapeau,  doit  sa  physionomie  particulière  aux  traits 
suivants: 

1**  Elle  se  renferme  en  elle-même,  sans  vouloir  entrer  en  rapport 
avec  les  autres  sciences,  notamment  avec  l'anthropologie. 

0  t^M  terra  Kuola  di  diritUt  ptmale  per  Emanude  Cameeaief  extrait  de  la 
iïtrMa  di  «fiMijiKne  enremirte,  XXI,  7;  Borne,  18BI. 
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2"  ElU  jj.at  d'une  conception  formaliste  de  l'iufraction;  elle 
V  voit  une  oppfisition  avoe  le  droit,  écrit  ou  aHiurcl  ;  niais  elle  ne 
iaii  aucun  «'ffort  pour  découvrir  les  cuu»eâ  organiques  ou  ëocialea  de 
cette  oppoHÏtiou  mémo. 

3"*  Elle  a  fondé  ou  cru  fonder  la  responsabilité  pénale  sur  le 
libre  arbitre. 

4*  Enfin,  elle  attache  une  impoiiauce  exagérée  aux  droitë  de 
l'individu  en  regard  de  ceux  de  l'Etat 

Tl  suffit  de  prendre  le  contro-pied  des  doctrinCB  qui  précèdent 
pour  trouver  le«  caractères  de  l'écoio  potfitm'  ou  nntliroiiolor/iqiu'. 
Hc8  mleptes  proclament  la  parenté  dos  8cience>s  pénales  avec  l'an- 
thropologie; ils  voient  dans  l'infraction  la  manifestation  d'une  puis- 
Hauce  nirtiivaiHe  et  antisociale  dont  il  faut  rechercher  les  causes; 
de  là  leur  étude  passionnée  de  riiommo  criminel,  leur  recherche 
;irdente  des  f'erc!«»<  qui  agissent  sur  lui,  des  caractères  qui  le  dis- 
tinguent de  riionmie  uoniuil,  dos  traits  qui  séparent  l'une  do  l'autre 
les  diverses  classes  de  délinquants.  Dès  lors,  la  liberté  ne  peut  exister 
à  leurs  yeux  et  nus  vouloirs  ne  sont  que  les  résultantes  rie  causes 
irrésistibles,  qu'il  importe  avant  tout  d'étudier  et  de  dé( mr.  Les 
positivistes  critiquent  aussi  l'individualisme  exagéré  de  l'école  adverse 
et  prétendent  rétablir  l'équilibre  dans  les  sciences  pénales  entre 
l'élément  social  et  l'élémeut  individuel.  Pour  eux  eutiu,  la  peine 
est  un  instrument  de  lutte,  un  remède  à  trouver  contre  la  maladie 
sociale  du  délit;  ils  oublii  iit  ainsi,  oi)S(;rve  très  justniient  l'auteur, 
que  la  souffrance  infligée  ni  coupable  est  un  élément  inhérent  à 
la  peine  et  qu'eu  supprimanr  cet  élément  on  ne  fait  plus  de  la 
science  pénale  au  sens  strict  du  mot. 

Mais  faut-il  donc  forcément  s'embrigader  dans  l'une  ou  dans 
l'autre  do  ces  deux  armées  ennemies?  Est-il  bien  vrai  qu'en  dehors 
d'elles  il  n'y  a  place  au  soleil  pour  personne?  M.  Carnevale  se 
refuse  à  l'admettre,  et  il  me  semble  «ju'il  a  raison.  La  critique,  cet 
art  qui  n'est  point  aisé,  appartient  à  ttnis.  ("est  en  son  nom  que 
les  positivistes  ont  démoli  l'édifice  j)éna1  de  leurs  devanciers  pour 
le  remplacer  par  une  construction  nouv  lle.  Mais,  voici  venir  un 
tiers-parti  qui,  au  nom  de  cette  même  critique,  attaque  à  sou  teur 
l'o'uvre  des  positivistes.  Après  avoir  fait  cause  commiinr  avec  eux 
dans  la  lutte  contre  l'école  classique,  ces  penseurs  indépendants, 
ces  positivii<trs  rritiques\,  ainsi  les  baptise  l'auteur,  se  sont  séparés 
de  leurs  alliés  d'hier  et  tendent  chaque  jour  à  s'écarter  d'eux  davan- 
tage pour  prendre  une  direction  qui  leur  est  propre.  Il  jr  a  dans 
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cetto  ftcissioii  le  germe  d'iinn  troi*çiôme  école,  dont  Ie8  doctrines 
naus  doute  m  forment  pnn  nncore  un  sygtènio  complot  et  arrêté, 
main  qui^  dores  et  déjà,  recouuait  ot  proclame  troiç  grands  priacipos^ 
savoir  : 

1"  Tout  en  rénovant  le  droit  pénal  dann  un  sens  scientifique, 
il  faut  lui  conserver  sa  position  de  science  indépendante  ou,  commt» 
dit  Tautour,  respecter  sa  personnalitc.  LombroHO,  Forri  et  Inurs  dis- 
ciples ont  rompu  toutes  les  barrières;  ils  ont  fait  tant  dN-mprunts 
aux  autres  branches  du  droit,  tant  d'incursions  dans  le  domaine 
dos  sciences  sociales  et  de  la  biologie,  que  le  droit  pénal,  perdant 
sea  frontières  précises,  est  devenu  une  sorte  de  terrain  vague. 
Même  confusion  d'ailleurs  et  mémo  incertitude  quand  il  s'agit  de 
distinguer  Tune  de  l'autre  la  biologie  et  la  sociologie.  On  a  adopté 
pour  In  seconde  la  terminologie  de  la  première;  on  parle  sans  cesse 
^'adaptation,  de  lutte  pour  la  Tie  et  de  sélection  naturelle,  sans 
songer  que  dans  la  langue  du  sociologiste  oea  expressions  n'ont  pas 
la  même  portée  que  dan^  celle  des  seienees  naturelles  et  sans 
4âiercher  à  préciser  cette  différence*  Ferri«  par  exemple,  se  plaît  à 
assimiler  l'Ëtat  et  la  société  aux  (^(aniamea  Tivanf'^  qui  possèdent 
le  droit  de  se  défendre  et  de  se  conserver  aux  dépens  d'autroi. 
Mais,  ponr  que  cette  identification  fût  autre  chose  qu'on  jeu  de 
mota  aans  portée  réelle,  encore  faudrait-il  démontrer  que  les  coa- 
dttiooa  de  la  lutte  sont  analoguea  dans  les  deux  oaa  et  aurtout  que 
rexiatenee  de  la  société  est  miae  en  péril  comme  est  en  jeu  la  vie 
d'un  animal  assailli  par  un  autre.  L'intégrité  du  droit  pénal  ne  peut 
que  aouffirir  de  cette  tendance  à  tout  généraliser;  o*eat  aiTroî,  que 
Fcrri  lui  conteste  même  aon  nom  et  voudrait  trouTer^  pour  cette 
fonction  de  défenae  aoetale,  une  désignation  souTelle,  embrassant  à 
la  fois  lea  meaurea  pénalea  an  aena  propre,  lea  meaurea  préventîTea 
et  les  mesurée  répaiatricea. 

Réagissant  contre  cette  méthode,  \e  posUivisfne  cnHque  déclare: 
que,  s'il  est  indiapensable  aujourd'hui  d'établir  entre  les  divorsea 
branobea  du  savoir  des  rapports  intimea  et  continua,  il  n'est  paa 
moins  néeeasaire  de  conserver  à  chacune  d'ellea  aa  yie  propre  et 
son  autonomie;  qu*en  outre,  et  pour  ce  qui  concerne  particulièrement 
le  droit  pénal,  il  eat  certain  que  cetto  science  doit  être  tranaformée 
aelon  lea  donnéea  du  progrès  scientifique;  qu'il  faudra  peut-être 
l'abandonner  un  jour  si  elle  se  montre  impuissante  à  résoudre  les 
problömea  sociaux  de  demain;  mais  que,  tant  que  le  droit  pénal 
exiate,  c'eat  dans  son  Individualité  spécifique  qu'il  faut  l'étudier, 
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Bans  le  dénaturer  et  sans  le  confondre  ayee  les  sciences  qui  lui 
tiennent  de  pins  ou  moins  près. 

2*  Le  délU  est  un  phénomène  causal,  mais  non  fakd.  Dire 
qu*it  y  a  des  indiTidus  nés  fatalement  pour  le  crime,  o*eBt  dire 
qu'ils  y  sont  poussés  par  une  force  organique  indomptable,  à  la- 
quelle ils  ne  pourraient  se  soustraire.  Or,  en  philosophie,  la  néga^ 
tion  du  libre  arbitre  n'emporte  que  cette  seule  conséquence:  au 
moment  où  on  acte  est  touIu,  il  ne  peut  pas  ne  pas  l*étre.  En 
effet,  si  tout  Touloir  est  la  résultante  de  certaines  forces,  ces  forces 
données,  un  Touloir  différent  n'est  pas  possible  à  ce  momeni'là.  La 
doctrine  déterministe  autorise  donc  à  affirmer  la  nécessité  d'un  acte 
accompli,  mais  non  celle  d'un  acte  à  accomplir.  Elle  n'enseigne 
pas  qu'on  homme,  encore  bien  moins  toute  une  classe  d'individus, 
doÎTO  forcément  courir  au  bien  ou  au  mal.  Il  y  a  cet  égard  des 
probabilités,  maïs  rien  de  plus.  TJn  homme  en  tue  un  autre;  il  a  été<i» 
poussé  à  cet  acte  par  une  force  irrésistible,  soit.  Mbm  d'avance, 
personne  n'aurait  pu  dire  qu'il  était  ^oué  inexorablement  an  crime. 
Donc,  le  déterminisme  rejette  la  théorie  du  déHnquani*né,  cette 
pierre  angulaire  de  l'édifice  lombrosien. 

En  sociologie,  d'ailleurs,  cette  théorie  ne  &it  pas  meilleure 
figure.  Férri,  et  c'est  là  son  mérite  incontestable,  a  mis  l'accent 
sur  les  facteurs  du  délit,  qu'il  divise  en  trois  grandes  classes: 
facteurs  physiques^  anthropologiques  et  sociaux.  Il  enseigne  ini-méme, 
et  à  bon  droit  encore,  que  l'action  simultanée  de  ces  trois  catégories 
de  causes  est  nécessaire  à  la  genèse  de  toute  infraction.  Mais  que 
devient  alors  la  théorie  du  eriminel<néF  qu'est-ce  qu'un  délinquant 
instinctif  qui  ne  peut  agir  que  poussé  par  les  facteurs  sociaux?  et 
si,  par  hypothèse,  ces  causes  sociales  ont  une  puissance  suffisante 
pour  enrayer  l'effet  des  deux  antres  catégories  de  forces  impulsives, 
que  reste-t-il  de  cette  fameuse  criminalité  native  P  Ceci  foit  toucher 
du  doigt  le  point  faible  de  la  doctrine  de  Fenri;  il  reste  dans  le 
vague  et  ne  s'explique  pa»  sur  la  puissance  respective  de  ces  trois 
classes  de  facteurs;  il  énonce  les  causes,  il  ne  mesure  pas  leur  effet. 

Le  posiHvitme  critique,  au  coniaraire,  qui  nie  le  fistalisme  en 
criminologie,  qui  n'admet  pas  les  influences  organiques  irréeiatibles, 
demande  l'étude  quantitative  et  qualitative  des  causes  du  délit.  Avant 
tout,  il  faut  distinguer  les  causes  détenninantes  des  causes  de  simple 
prédisposition.  L'observation  montre  que  les  premières  sont  preoque 
toujours  d'ordre  social,  les  dernières  d'ordre  physique  ou  organique. 
Les  causes  de  prédisposition  simple  n'agissent  que  suivant  les  ooca- 
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siong;  les  causes  détenninaates  ioarnent  vers  le  délit  les  foroes 
encore  inoertaines  et  latentes  créées  par  la  prédispotltion. 

9*  La  réforme  todàle  ett  le  premier  devoir  de  VEtat  dans  sa 
lutte  contre  la  criminalité.  Classiques  et  lombrostens  se  déclarent  à 
renn  partisans  de  la  prhmHùn  pénale.  Mais,  adopter  une  formule 
ne  suffit  pas;  encore  fanUil  la  Justifier  par  des  actes.  Or,  les  clas- 
siques, par  leur  conception  même  de  l'infraction,  se  sont  interdit 
de  donner  aux  institutions  préTentives  le  développement  nécessaire; 
ils  ne  veulent  pas  étudier  les  causes;  et  prévenir,  qu'est-ce,  sinon 
scruter  les  forces  déterminantes  d'un  phénomène  pour  leur  opposer 
des  forces  contraires?  Les  novateurs  paraissent  donc  ici  en  meilleure 
posture,  puisque  l'étude  de  la  genèse  criminelle  est  leur  m.  de  guerre. 
Toutefois,  diverses  raisons  les  ont  empêchés  de  marcher  dans  la  voie 
de  la  prévention  aussi  avant  qu'ils  Tauraient  dû  : 

a.  Tout  d'abord,  ils  exagùrt  nt  l'importance  des  facteurs  orga- 
niques et  professent  la  théori(>  des  crijiiinels-nés,  ce  qui  revient  à 
diminuer  pour  la  plupart  di  s  criminels,  à  détruire  même  pour 
quelques-uns  d'cnrn?  oux,  Toffet  possible  des  mesures  préventives; 
de  là.  la  tiédeur  (le»<  positivistes  actuels  pour  h\  réforme  snciale  et 
pour  toute  moditication  législative;  ce  n'est  pas  la  loi  qui  modi- 
fiera  la  conformation  des  délinquants. 

h.  Ils  appliquent  aussi  par  trop  à  la  lettre  la  doctrine  de  la 
lutte  pour  la  vie,  prétendant  subordonner  avant  tout  les  phénomènes 
sociaux  aux  lois  de  la  nature,  alors  que  c^est  surtout  aux  lois  du 
développement  historique  qu'ils  obéissent. 

c.  Ils  méconnaissent,  enfin,  Télément  idéal  du  droit  et  le  rôle 
de  TEtat  pour  la  réforme  et  le  progrès.  Ferri  a  écrit  quelque  part 
cette  phrase  décourageante:  „Est*ce  à  la  loi  pénale  peut-être  qu^ap^ 
partient  la  correction  des  mœurs?  Non,  certes;  lois  et  coutumes 
suivent  le  cours  naturel  des  choses  et  toutes  deux  sont  déterminées 
par  les  circonstances  ambianteH.**  L'auteur  repousse  avec  énergie 
cette  conception  amoindrie  du  rôle  de  l'Etat  et  de  la  loi.  Dans  la 
bataille  sociale,  TEtat  ne  peut  ni  ne  doit  rester  neutre;  il  ne  doit 
pas  non  plus  borner  son  intervention  à  une  simple  surToillance  qui 
maintiendrait  la  lutte  dans  de  certaines  limites;  il  faut  qu'il  prenne 
parti,  il  faut  qu'il  agisse  pour  que  la  victoire  reste  au  progrès  et  à 
la  civilisation. 

Ce  n'est  donc  point  parce  qu'ils  inscrivent  la  prévention  pénale 
sur  leur  drapeau,  que  les  paeiHvieiea  criHqim  prétendent  innover 
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et  réclament  la  place  qui  leur  ose  duo,  c'est  ptirce  qu'ils  euteudeut 
cette  préventiou  dans  un  seo«  plus  radical  et  plus  vaste,  parce  qu*îia 
placent  en  elle,  en  son  avenir,  une  confiance  absolue  que  n'ont  pas 
le»  deux  autres  écoles  d*aigourd*htti. 

Donc,  réjonm  tocùUe,  telle  est  Ja  devise  choisie;  et,  par  ces 
mots,  il  ne  faut  pas  entendre  seulement  la  révision  des  lois  pénales, 
la  réforme  des  prisons,  U  h  nie^ure!«  contre  ralcoolisme^  la  diffuaiou 
de  rinstructîon  et  la  tute  lle  de  renfance;  ces  buts,  louables  sans 
doute,  ne  sont  que  fractions  d'un  plan  d'ensemble  bien  plus  yaste: 
n  faut  réformer  la  société  do  façon  que  les  antagonismes  (surtout 
d'ordie  économique)  qui  luttent  en  elle  8*atténuent,  puis  dispa- 
raissent. Donc,  taudis  que  l'école  de  Lombroso  part  de  Tidée  de  la 
lutte  sociale,  qu'elle  regarde  comme  une  dure  nécessité,  les  positi- 
Tistes  critiques  8*appuient  sur  la  pair  sociale,  qu'ils  voient  lente- 
ment mais  progressiyement  émerger  de  l'océan  orageux  de  Thistoire. 
Sans  doute,  cette  réforme  ne  peut  s*accomplir  avec  les  moyens  ins« 
tantanés  que  préconisent  les  socialistes  purs,  mais  elle  ne  réclame 
pas  non  plus  pour  sa  réalisation  la  durée  infinie  que  lui  assignent 
les  positivistes  à  courte  vue.  La  criminologie  préventive  doit  donc 
Youer  au  socialisme  scientifique  une  attention  au  moins  égale  à  celle 
qu^elIe  accorde  à  l'anthropologie. 

Dans  ces  trois  grands  principes,  qu'il' faudrait  développer  plus 
amplement,  est  contenue  la  source  d'un  courant  nouveau  dans  les 
sciences  criminelles,  courant  bien  distinct  de  celui  que  dirigent 
Lombroso  et  ses  lieutenants. 

Jusqu'ici,  pour  laisser  son  argumentation  se  développer  à  l'aise, 
j'ai  laissé  parler  l'auteur  sans  l'interrompre,  sans  prendre  parti  ni 
pour,  ni  contre.  Et,  chemin  faisant,  mon  analyse  s'est  élargie  au  point 
de  se  transformer  presque  en  traduction;  j'espère  que  M.  Camevale 
ne  m'en  voudra  pas  trop  de  cette  reproduction  non  autorisée!  — 
Et  nuûntenant,  avant  d'exprimer  mon  propre  sentiment  à  l'égard 
de  cette  tentative,  intéressante  4  coup  sûr,  je  voudrais,  en  deux 
mots,  indiquer  quel  accueil  ont  &it  à  ces  idées  les  compatriotes  de 
l'auteur,  les  oriminalistes  italiens  eux*mémes. 

Cet  accueil  ne  pouvait  guère  être  que  dé&vorable  ;  donnant  le 
signal  d'une  défection,  d'un  schisme  dans  les  rangs  des  positivistes, 
Pauteur  devait  s'attendre  à  être  traité,  par  les  coryphées  actuels  de 
cette  école,  de  trouble-féte  et  de  transfuge.  Et,  en  effet,  Ferri,  dans 
une  lettre  partioulière,  Fioretti,  dans  la  Scuoîa  positiva  (31  août 
1891),  Puglia,  dans  VAntoUtgia  giuridica  de  Gatane  (Y*  année, 
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fiMoicule  6),  ont  trdt  TÎTement  combattu  cette  doctrine  hérétique; 
Iiombfoeo  Ini-mème,  du»  sea  ArobiTes,  Vm  oondamnée  en  quelques 
lignes  dédnignettBee.  Sann  perdre  courage,  M.  Oamertle  a  fait  front 
contre  tona  Ma  adTersairea  à  la  fois,  et  publié,  dana  VAntoloffia 
gitaridiea  (V*  année,  fascicule  S),  une  courte  et  nette  réplique. 

Les  critiques  adressées  &  ce  fondateur,  réel  ou  prétendu,  d*un 
système  nouveau,  peuyent  se  grouper  sous  les  cheb  suivants: 

1"  n  n'y  a  place  (|U0  pour  deux  écoles,  affirme  Puglia,  et  la 
lutte  eutre  elles  continuera  jnH(iu'ù  euinplète  victoire  do  Tune  doM 
deux,*)  ou  peut-être  jusqu'à  leur  t'usiou,  chHcune  empruntant  à  l'autre 
ce  que  ses  doctrines  recèlent  de  vérilé.  Il  n'y  a  place  que  pour 
deux  écoles,  précise  Ferri,  parce  qu'il  n'y  a  <jue  deux  méthodes 
possibles,  l'une  positive,  l'autre  apriuristii|ue.  Vouh  vouü  déclarez 
positiviste,  donc  vous  êtes  deb  nôtres.  —  Kon,  réplique  M.  Carnevalc, 
car  le  positivisme  est  à  tout  le  monde  et  chacun  se  pare  aujour- 
d'hui de  ce  titre.  L'induction  (>t  l'obnervation,  qui  sont  ù  la  base 
de  cette  méthode,  peuvent  être  employées  pour  des  recherches, 
dans  des  tendances  même  diamétralement  opposées.  Bref,  l'étiquette 
positivisme  n'est  le  monopolo  do  j)ers(>uue,  ou,  en  d'autres  termes, 
l'identité  ou  la  différence  dans  la  méthode  js^énérale  est  dcvr^nuo 
un  critère  insuffisant  pour  identifier  ou  dittéreucicr  deux  écoles. 

2"  Mais,  à  supposer  même  que  l'oxistenre  d'un  tiers-parti  soit 
possible,  insiste  Puglia,  encore  faudrait-il  prouver  <jue  cette  scission 
a  sa  raison  d'être.  Voua  ne  fiiites  pas  cette  preuve,  car  vos  doctrines 
sont  les  nôtres;  sans  doute,  vous  eu  critifpie/i  quelques  parties,  mais 
a-t-on  jamais  vu  deux  penseurs  unanimes  sur  tous  les  points?  Les 
différences  que  vous  vous  plaisez  à  signaler  entre  vous  et  nous  sont 
toutes  secondaires  et  insuffisantes  à  légitimer  la  prétention  de  fonder 
une  église  nouvelle.  —  Non,  riposte  encore  M.  Carnevale,  il  s'agit 
de  diver;:;ences  profondes  sur  des  questions  essentielles.  Ce  qui  nous 
divise,  c'est  l'importance  plus  ou  moins  prépondérante  à  assigner 

')  U  n'eût  pas  sans  iotérêt  de  citer  ici  l'affirmation  récente  de  M.  Lucchini 
à  cet  égiid.  Dans  la  préface  mise  par  lut  en  tête  de  la  traduetion  finmcidae  dhm 
de  ses  oamges  (jk  sempliciiti  del  Diritio  pénale,  tradoit  par  IL  Prodhomme  tous 
ce  tItM:  Le  JhftU  pèneU  et  k»  HOUveSee  théories,  Parie,  Pichon,  1B92;  je  me  ré- 
serre  de  ronsacrer  ici  sous  pmi  quelques  lignes  à  ce  volume^,  ce  classique  h-üolu 
sonne  le  glas  de  la  „nouvelle  ciole**.  8eä  doctrines,  assiire-t-il,  démveiit  une  pa- 
rabole descendante;  le  nombre  de  ses  apôtres  et  de  ses  prosélytes  va  8'éclaircis- 
Mot;  leur  production  littéraire  diminue  de  plu»  ea  plus.  —  <7eet  le  cas  peutrètie 
de  nppeler,  taot  âncim  pertlopris,  Padage  conna:  Jir«tBMe  m  mm  re  Uetie  mktligîUir. 
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aux  cattMB  sociales  du  crime,  et^  à  toat  prendre,  c'est  là  Tobjet 
TD%me  de  la  science.  Sans  compter  que  les  dissentiments  actuels  ne 
sont  qu'un  point  de  départ,  et  que  chaque  jour  verra  s'élargir  le 
fossé  qui  nous  sépare. 

Ainsi  dialoguent  les  adversaires,  et  c'est  là  qu'en  est  le  débat. 
Il  m'a  paru  intéressant,  instructif  aussi,  de  raconter  cette  querelle 
née  d'hier  entre  criminalistes  d'au  delà  les  monts.  Maintenant, 
le  moment  est  venu  peut-être  de  dire,  en  toute  finmchise,  mon 
opinion  sur  cette  ^troisième  éoole*^.  Sans  me  donner  la  compétence, 
ma  qualité  d'étraoger  me  rend  du  moins  l'impartialité  &cile,  puis- 
qu'elle me  place  non  certes  au-dessus,  mais  en  dehors  de  tous  les 
partis. 

Tout  d'abord,  une  observation  préliminaire  s'impose.  Pour  que 
de  pareilles  dissensions  intestines  puissent  se  produire  au  sein  d'une 
école  scientifique,  il  faut  qu'elle  ait  quelque  point  vulnérable,  qu'elle 
cache  en  elle  quelque  cause  de  faiblesse  ou  de  désagrégation.  En 
ce  qui  concerne  l'école  positiviste  italienne,  ce  défaut  de  la  cuirasse 
reste  visible  malgré  les  efforts  faits  pour  le  dissimuler.  Ce  qui  la 
compromet,  c'est  le  manque  d'unité;  ses  doctrines  ne  sont  pas 
homogènes;  leurs  éléments  disparates  ne  se  combinent  pas  entre 
eux,  mais  forment  un  simple  mélange  dont  les  composants  peuvent 
à  tout  instant  se  dissocier.  En  d'autres  termes,  cette  école  est  basée 
sur  un  mariage  de  raison  entre  la  biologie  d'une  part  et  la  socio- 
logie de  l'autre  ;  mais,  à  en  juger  par  ce  qui  se  passe  aujourd'hui, 
il  semble  que  l'heure  du  divorce  soit  sur  le  point  de  sonner  pour 
cette  union  mal  assortie.  Autant  de  têtes,  autant  d'avis.  Lombroso 
et  BGS  disciples  expliquent  tout  par  l'anthropologie;  Ferri,  dans  sa 
théorie  des  causes  du  délit,  cherche  sans  grand  succès  à  concilier 
les  deux  tendances;  le  système  du  délit  naturel  et  de  l'anomalie 
pHychique,  professé  par  Oarofalo,  laisse  également  dans  le  vague  la 
part  qui  revient  dans  l'acte  criminel  à  chaque  cafégorie  de  facteurs; 
M.  Camevale  enfin,  et  c'est  là,  suivant  moi,  son  grand  mérite,  met 
résolument  l'accent  sur  les  causes  sociales  du  délit;  il  en  fait  presque 
les  seules  causes  déterminantes.  Peut-on,  dès  lors,  logiquement 
grouper  dans  uoe  seule  et  même  famille  tant  d'écrivains  à  ten- 
danccH  pri  s<jU(>  opposées,  et  peut-on  dire  que  ce  programme  si  com- 
posite est  le  programme  à^une  école? 

Main,  revenons  à  notre  auteur  et  regardons  de  plus  près  les 
idées  émises  par  lui.  Ce  qui  me  frappe  surtout  en  elles,  c'est  leur 
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eonfonnîté  presse  parfaite  vrw  lea  principes  posée  dans  les  statuts 
de  lUmoB  mternatioiiâle  de  droit  pénal.  On  m'objectera  que  oette 
Union  n'est  pas  une  école  fermée,  qu'elle  est  accessible  à  ebacun 
et  que  presque  tous  les  coryphées  de  l'école  anthropologique  en  font 
partie.  Sans  douta,  mais  plus  qu'aucun  d'eux  H.  Oarnevale  me  parait 
incarner  ce  que  l'on  pourrait  appeler  le  tempérament  moyen  de 
cette  Union.  Quand  nos  statuts  définissent  la  mission  du  droit  pénal 
comme  la  lutte  contre  le  phénomène  social  de  la  criminalité,  quand 
ils  ajoutent  que  la  peine  ne  doit  pas  être  isolée  des  antres  remèdes  * 
sociaux,  ni  fiûre  oublier  les  mesures  préYentiTes,  il  semblerait  presque 
que  ce  soit  M.  OameTale  qui  les  ait  rédigés! 

Oeia  dit,  j'observe  encore  qu'en  vrai  positiviste  critique  H.  Game« 
vale  réussit  mieux  dans  l'attaque  des  idées  d'autnii,  que  dans  la 
défense  des  siennes  proprmi.  Prourer  que  son  adversaire  a  tort,  ce 
n'est  pas  forcément  prouver  que  l'on  a  raison  soi-même.  Il  démolit 
EToe  plus  de  facilité  qu'il  n'édifie,  et  si  l'on  peut,  le  plus  souyent, 
aousorire  aux  critiques  quMI  adresse  à  ses  adversaires,  il  est  permis 
aussi  de  constater  quo  son  prugramnie  (rappelons,  pour  être  juste, 
quHl  ne  s'agit  pas  encore  d'un  système  complet)  ne  brille  ni  par 
l'ampleur,  ni  par  la  précision. 

Trois  thèses,  énoncées  sous  une  forme  un  peu  dogmatique, 
voilà  ce  qu'il  nous  présente.  La  meilleure,  et  de  beaucoup,  me 
parait  être  celle  qui  vient  en  second  lieu  et  qui  proclame  la  causa- 
lité du  délit  par  opposition  à  sa  fatiilité.  La  réfutation  de  l'hypo- 
thèse du  ciiiniii^»l-né  au  nom  du  déterminiMmc  lui-même  ewt  inji^é- 
uieuse  et  bien  déduite.  Mais,  quant  aux  <leux  autres  jiriucijK'H,  il 
soml)k'  qu'il  y  ait  bien  des  réserves  à  formuler.  L'auteur,  un  s'en 
souvient,  pose  comme  première  règle  fondamentale  le  respect  de  la 
personnalité  du  droit  pénal  ilaus  sa  rénovation  scientifique,  et  l'union 
des  diverses  sciences,  chacune  gardant  ^un  autonomie.  J.*a  formule 
jiikii  au  premier  coup  d'œil,  elle  paraît  simple  et  claire;  mais,  à  la 
bien  examiner,  on  ne  trouve  pas  d'idée  bien  nette  sous  cet  assem- 
blaj?e  de  mots  et  je  crois  que  l'on  pourrait  renvoyer  ici  à  l'auteur 
un  reproche  que  lui-même  adresse  volontiers  à  nés  adversaires, 
celui  de  resler  dans  le  vao;ue.  D'une  part,  innover  par  des  emprunts 
aux  autres  domaines,  d'autre  part,  coubcrver  l'iatef^rité  juridique, 
cette  double  tâche  est  malaisée  à  réaliser  simultanément;  j'aurais 
donc  voulu  que  M.  Canievale  nous  uioiitrât  i  ■  <|u'il  Ci)mpte  faire 
pour  l'accomplir,  nous  révélât  les  moyens  pratiques  dont  il  entend 
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faire  ueage.  Mais  il  B*efit  borné  à  énonoer  le  théorème  sans  nous  en 
doimer  la  démonstratioo,  et,  pour  ma  part,  jo  lo  regrette.*)  Je  ne 
vois  pas  non  plus  qu'il  piofesse  lai»méme  de  grands  égards  pour 
Fintégrité  da  droit  pénal,  puiHquMl  manifeste  Tîntention  de  s'en 
débatzasser  un  jour  ou  Fantre  comme  d*un  Tétement  usé.  Enfin, 
la  première  et  la  troisième  dièse  de  Tauteur  sont-elles  bien  oonci- 
liablesP  et  Tautonomie  du  droit  pénal  est-elle  vraiment  sauvegardée 
quand,  après  s'être  efforeé  de  le  séparer  d'avec  l'anthiopologie,  on 
*  s'empresse  de  le  mettre  à  la  remorque  de  la  question  sodale? 

C'est  cette  dernière  thèee,  en  effet,  celle  de  la  réforme  sociale 
entendue  dans  son  sens  le  plus  vaste,  qui  me  parait  surtout  dauge- 
reuse,  peut^tze  parce  que  là  encore,  et  sans  doute  par  ma  faute, 
je  ne  vois  pas  clairement  où  M.  Oamevale  veut  noua  mener.  Certes, 
je  ne  méconnais  ni  la  mission  civilisatrice  de  l'Etat,  ni  le  rèle  cor- 
recteur de  la  loi.  Nul  plus  que  moi  n'est  pénétré  de  l'importance 
capitale  des  causes  sociales  du  délit.  J'accorde  que  la  peine,  à  elle 
seule,  est  impuissante  à  enrayer  ces  causes  constantes  et  qu'il  faut 
chercher  d'autres  moyens.  Où  les  trouver?  Là  est  la  quea^on. 
J'estime,  et  je  ne  suis  pas  le  seul,  que  ces  armes  nouvelles  doivent 
être  puisées  dans  l'arsenal  de  la  sociologie  criminelle,  et  l'emploi  des 
substitutifH  pénaux  de  Ferri  (pour  autant  que  la  peine  sera  conservée 
à  cèté  d'eux)  me  parait  tout  à  fait  recommandable.  M.  Carnevale 
trouve  ces  mesures  insuffisantes;  ce  ne  sont  là,  dédare-t-il,  que  des 
minimes  fractions  d'un  vaste  plan  d'ensemble,  et,  délaissant  la  so- 
ciologie criminelle,  il  s'aventure  sur  le  terrain  glissant  du  socialisme 
politique.  Rêvant  de  fraternité  universelle,  il  voit  la  meilleure  des 
préventions  pénales  dans  la  fin  des  luttes  de  classes,  dans  la  sup- 
pression des  antagonismes  actuels,  et  prophétise  l'avènement  de  la 
paix  sociale.  J'ai  grand'peur  que  li.  Carnevale  ne  se  soit  laissé 
bercer  par  les  illusions  de  la  jeunesse.  Au  risque  de  passer  auprès  de 
lui  pour  myope,  j'avoue  que  j'ai  beau,  et  de  la  meilleure  foi  du  monde, 
fixer  jusqu'à  Féblouissemeut  les  yeux  sur  P„océan  de  l'histoire*, 
je  n'en  vois  rien  émerger  de  ce  qu'il  prétend  nous  j  faire  voir. 
J'imagine  aussi  qu'au  1*'  mai  dernier,  l'auteur  n'a  pas  regardé  bien 
attentivement  la  Méditerranée  du  côté  de  Rome;  autrement  ses 
conclusions  seraient  sans  doute  moins  optimistes.  Mais  parlons  sé* 

*)  Ajoutoitt  qne  ces  Idées  ne  aont  pas  entièrement  ueaves  et  que  M.  Caraevale 
ne  pourrait  en  revendiquer  la  paternité.  D'iiutres  avaDt  lui,  des  classhiues  mftme 
(voir  notûinnipnt  Lnccbini  loc.  cit.  p.  K>  s.),  out  protesté  contre  Finféodation 
du  droit  pénal  à  l'anthropologie  et  à  la  sociologie. 
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rieiieement;  ici  encore,  sous  le  cliquetis  des  mots,  je  cherche,  sans 
les  trourer,  les  moyens  pratiques,  les  réformes  poHsibles.  Je  croîs 
que,  s'il  fallait  attendre  puur  mettre  la  main  à  l'œuvre  de  la  pré- 
TentioB  la  disparition  des  inégalités  sociales,  nos  arrière*petits-en- 
fants  resteraient  encore  les  bras  croisés!  Je  crois  que  pour  tenter 
une  cure  sérieuse  il  est  imprudent  d'user  de  remôdes  inappréciables 
et  incertains  ;  je  crois,  enfin,  que  c'est  tourner  le  dos  au  positÎTisme 
que  d'opérer  sur  des  données  qui  échappent  à  toute  observation. 

La  part  de  la  critique  ainsi  faite,  je  déclare,  et  de  grand  cœur^ 
avonr  été  Tiveraent  intéressé  par  la  lecture  de  cet  ouvrage.  Reste,, 
à  vrai  dire,  à  résoudre  une  question,  celle  à  laquelle  les  Italiens 
paraîwent  attacher  le  plus  d'importance:  Quelle  est  la  portée  réelle- 
du  mouvement  nouveau,  est-ce  vraiment  une  troisième  école  qui  mu?  jL,nt  i'' 
J'avoue  que  cette  question  d'étiquette  me  laisse  froid;  ixHir^uoi 
vouloir  à  toute  force  se  donner  une  raison  sociale?  pourquoi  élever 
ainsi  des  barrières  infranchissables  entre  les  hommes  de  science  qui, 
tous  de  bonne  foi,  cherchent,  par  des  voies  diverses,  la  solution  des 
mêmes  problèmes?  II  suffit,  et  c'est  le  cas  en  l'espèce,  que  les  idées 
émises  aient  une  valeur  intrinsèque  pour  qu'elles  soient  digaes  de 
notre  attention.  Donc,  est-ce  un  astre  nouveau  qui  se  lève,  n'est-ce 
an  contraire  qu'an  satellite  entraîné  dans  l'orbite  d'une  des  deux 
grandes  planètes  qui,  ju.-H4if  ici,  s<.>  partageaient  l'horizon  scientiti'jnr, 
je  n'en  saie  rien  et  peu  m'importe.  Attendons  l'œuvre  à  ses  résultatn 
et  disons  comme  là-bas:  Se  ton  rose,  ßoriranno/ 
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Es  ist  in  Luxem  yielfaoh  die  Memmig  verbreitet,  das  Oesetz 
beirtffend  Wiedereif^Ükrmg  der  Todeetêrt^e  rom  6.  Ifiürz  1883 
habe  diese  letstere  Strafe  ein&oh  in  der  Weise  und  Aasdelmiing 
wieder  restitairt,  wie  dieselbe  vor  dem  Jabre  1874  in  Lnsem 
bestanden.  Dem  ist  aber  nicht  so,  vielmehr  darf  behauptet  werden, 
dase  von  sSmmtlichen  Kantonen,  welche  die  Todesstrafe  nach  1879 
wieder  eingeführt  haben,  das  Inaernerisohe  Einführungsgesets  eines 
der  mangelhaftesten  und  inkonsequentesten  ist.  Während  8t.  Gallen 
(1885)  nur  den  Mord  mit  dem  Tode  bestraft,  und  auch  Uri  die 
Todeastrafe  nur  gegen  Mord  und  Brandstiftung,  wenn  bei  letiterer 
ein  Mensch  das  Leben  verloren,  in  Anwendung  bringt  (vgl.  Stooss, 
die  Schweiz.  Strafgesetzbücher),  so  ist  in  Luxem  die  Todesstrafe 
ausser  für  Mord  und  Brandstiftung  auch  bei  gemeingefihrlioher 
Yergifltung  (§  108)  und  sogar  bei  gemeingef&hrlicher  Schftdigung  von 
Eisenbahnen  (§  115,  letater  Absatz),  wo  eine  Kollision  mit  dem  Geseta 
über  das  Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1853  vorliegen  dürfte,  viel- 
leicht sogar  nach  dem  Wortlaut  des  §  141  des  Kriminalstrafgesetzes 
auch  für  das  Terbrechen  der  falschen  Anklage  oder  des  falschen 
Zeugnisses  wieder  hergestellt,  dagegen  für  das  Verbrechen  des 
Raubes,  auch  wenn  bei  demselben  der  Tod  eines  Menschen  durch 
Mtsshandlong  oder  Körperverletzung  erfolgt  ist  (§  194,  Ziff.  1),  ÜEÜlen 
gelassen  worden. 

Viel  wichtiger  aber  als  diese  meist  aofalligen  Abanderangen 
ist  fur  die  Beurtheilung  des  gegenwirtigen  Standes  der  Todesstrafe 
in  Luzem  der  g  3  des  Einfithrungsgesetses,  womaoh  der  Richter 
an  die  Stelle  der  angedrohten  Todesstrafe  eine  lebenslängliche  Zucht- 
hausstrafe aussprechen  kann,  wenn  Milderunffsgründe  vorhanden 
sind  und  der  Terbrecher  sich  nicht  im  Bückfalle  befindet,  eine 
Befugniss,  die  or  früher  nicht  gehabt. 

Sowohl  im  Falle  Marfurt  als  Kaufmann  hat  das  Obergericht 
ausgesprochen,  dass  os  sich  hier  nicht  um  aues&'ordentliche  Milde- 
rungsgründe  im  Sinne  des  §  72  des  luzemerischen  Krimioalstraf- 
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geêetzeB  handle,  aoDdorn  Milderungsgründe  jeder  Art  eine  Um- 
wandlung der  Todesstrafe  in  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  zu 
rechtfertigen  vermögen.  Mit  andern  Worten:  Durch  die  Bestimmung 
des  §  3  erhalten  wir  bei  allen  tudeswürdigen  Verbrechen  einen 
sttematiTen  Strafrahmen:  Todts^trafe  oder  lebenslängliches  Zucht- 
liaiiB,  je  nach  der  0rö8se  und  Schwere  des  einseinen  Verbrechens. 

Als  seiner  Zeit  im  deutschen  Reichstag  mit  nur  8  Stimmen 
Mehrheit  auf  das  Yerinngen  des  Reichskanzlers  die  Todesstrafe  in 
der  dritten  Lesung  wieder  anfgenommen  worden,  hatte  der  Ab- 
geordnete Beeker-Oldenburg  einen  ähnlichen  Zusatsantrag  beantragt, 
wie  wir  ihn  in  §  3  besitzen,  dass  nämlich  bei  mildernden  Umständen 
lebenslängliches  oder  mindestens  lOfähriges  Zuchthaus  an  erkennen 
sei,  damit  aber  keinen  Erfolg  erzielt. 

In  Luzem  dagegen  ist  durch  die  NoTcUe  yon  1883  die  frflhero 
absoltUe  Androhung  der  Todesstrafe  in  eine  relative  verwandelt 
worden.  Dies«*  grosse  Unterschied  wird  bei  den  publizistischen 
Erörterungen  fiber  den  Stand  der  Todesstrafe  in  Luzem  allzu  sehr 
übersehen. 

Aus  der  Verhandlung  tn  Sachen  Marfnrt  (1889)  kann  femer 
der  Schluss  gezogen  werden,  dass  die  Anwendung  der  Todesstrafe 
mit  Ausnahme  eines  erwiesenen  Falles  von  Mord  dorn  luzernerischen 
Strafrichter  widerstrebt. 

Trotz  der  weitgehenden,  in  sieh  unklaren  Redaktion  des  Einfiih- 
mngsgesetzes  von  1883  ergibt  sich  aus  den  Verhandlungen  des  Grossen 
Raths  und  dem  Bericht  der  diesfallsigen  Kommission,  dass  man  bei 
der  bloss  relativen  Androhung  der  Todesstrafe  damals  (im  Jahre 
1883)  von  der  Auffassung  ausging,  dass  in  Zukunft  ein  Todesurtheil 
bloss  zu  erfolgen  habe  bei  rUckfaUigen  Mördern  und  in  einem  Falle, 
wo  mehrere  Personen  getodtet  worden.  Auf  diese  extremen  Fälle 
beabsichtigte  man  damals  die  Ausfftllung  eines  Todosurtheils  zu 
beschränken.  Vfenn  nun  auch  bei  Interpretation  eines  Gesetzes  nicht 
allein  die  Feststellung  des  Willens  des  Gesetzgebers  massgebend 
sein  dflrfte,  sondern  nach  neuern  Rochtsgrandsätzen  das  Gesetz  aue 
sieh  edhit  zu  erklären,  resp.  die  FestMlung  des  Willens  des  Gesetses 
selbst  anzustreben  ist,  so  dürfte  doch  jedenfalls  so  viel  feststehen, 
dass  in  Luzem  auch  nach  der  gegsnwUrHg  herrschenden  Anschauung 
die  Todesstrafe  bloss  mehr  im  Falle  des  §  152  resp.  153  (des  Mordes) 
zur  Anwendung  zu  bringen  ist. 

§  152  erhebt  nun  die  Ueberlegung  zum  Unterscheidungsmerkmal 
zwischen  Mord  und  Todtschlag.  Eine  Tödtung  ohne  UeberUg\mg 
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kann  selbst  bei  bestimmter  Tödtungwabsicht  und  gloiclr/i  itiger  Ab- 
wesenheit des  Affektes  und  jedes  Anreizes  durch  den  Getödtoten 
in  Luzern  mit  8  Jahren  Zuchthaus,  bei  vorhandener  Provokation 
sogar  mit  2  Jahren  Zuchthaus  im  Minimum,  nach  dem  deut^^  bon 
Reichsstrafgesetzbuch  mit  6  Monaten  Gefängnis«  bestraft  werden, 
während  die  Konstatirung  dos  vatj^en  Merkmals  der  Ueherlegung  ein 
Abgehen  yon  der  unbadingten  Todesstrafe  unmöglich  macht.  Der 
Abgeordnete  t.  Luck  hatte  im  deutscheu  Reichstag  beim  Todtoehlag 
in  Verbindung  mit  einer  strafbaren  Uandlung  fur  wenigstens  relatire 
Androhung  der  ïodesBtrafe  plaidirt,  i»t  aber  mit  seinem  Antrag 
unterlegen. 

Beim  Raube  (§  194,  Ziff.  1)  hat  nun  die  Novelle  von  1883 
die  Androhung  der  Todesstrafe  ausdrücklich  aufgehoben,  beim  Todt- 
schlag,  auch  dem  qualifisirten,  war  die  Androhung  der  Todesstrafe 
niemals  im  luzerncrischen  Strafgesetz  auch  nur  relativ  enthalten. 

£8  hat  nun  Dr.  Friedrich  Waohenfeld  in  seinem  Buche:  Die 
Beg/riffe  von  Mord  und  Todtschlag,  sowie  vorsätzlicher  Körper- 
verletzung, Marhur^^  1890,  nachgewiesen,  dass  der  Strafunterschied, 
wie  ihn  Deutschland  (auch  Luzern)  zwischen  der  prämeditirlen  und 
nicht  prämeditirten  Tödtung  festhält^  nicht  bestehen  kann  in  Rusa- 
iand,  Rumänien,  Italien,  Portugal,  Holland  und  den  meisten  Schweizer- 
kantonon,  da  hier  die  beiden  Fälle  mit  Freiheitsstrafen  bedroht  sind. 

£r  besteht*  nach  Wachenfeld  auch  nicht  in  Schweden,  Nor- 
wegen, Spanien,  da  hier  die  Prämedidation  nicht  unbedingt  Todes- 
strnfo  iiuch  sich  zieht.  In  Frankreich,  Belgien,  Luxemburg,  New* 
York,  Japan  ist  wenigstens  bei  der  nicht  pr&meditirten  Tödtung 
auf  eine  lebenslängliche  Freiheitsstrafe  wo.  erkennen.  Dänemark 
und  die  finländischen  Entwürfe  haben  letzteres  dem  Kiohter  zwar 
nicht  obligatorisch,  aber  doch  möglich  gomacht. 

V.  Liszt  dciinirt  in  seinem  Strafrocht,  III.  AuHago,  S.  300,  die  üeber- 
legimg  als  ein  Merkmal  des  Entscld'i-'S  '^,  d.  Ii.  des  zum  Sirge  gelan;^tcn 
Motives,  nicht  aber  ài^è^Vorsatzes  als  des  Bewu^^Htseins  der  Kausalität. 

S.  117  sagt  der  gleiche  Autor:  «Unser  Wollen  ist  ein  über» 
legtes,  wenn  die  kontrastirendeu  Vorstellungen  zur  Geltung  gelangen, 
ein  tMührrlf fites,  wenn  die  auftauchende  Vorstellung,  alle  Gegon- 
motrre  gleiciisam  ühprrennmd,  sich  sofort  in  That  timsetzt.  Der 
Mangel  an  Ueherlegung  kann  seinen  Grund  im  Attekt,  er  kann 
ihn  aber  auch  umgekehrt  in  der  Apathie  des  Thäter»  haben. 

Ein  Präjudiz  «les  luzerncrischen  Obergerichts  vom  14.  März 
1862,  bei  Dr.  Sigrist,  Maximen  I,  Nr.  949,  sagt:  Zum  Morde  gehört 
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^äie  üeherlegung"' .  Jede  andere  absichtliche  Tödtung  fällt  nach 
der  negativen  Definition  deM  §  154  unter  don  Begriff  des  Todt« 
schlagos,  «lao  namentlich  nicht  bloH8  der  Fall,  wo  die  Tödtung 
in  heftiger  Oomüthsbew^^g  beschlonsen  und  nnsgeführt  wurde, 
sondern  auch  der  Fall,  wenn  die  Absicht  nur  unbestimmt  auf  Tödtung 
gerichtet  und  nicht  als  entwickelter  Inhalt  des  Bewusstseins,  als 
direkter  Gegenstand  des  Willens  vollzogen  wurde. 

Da  nun  das  Tage  Merkmal  der  Uoberlegung  den  exorbitanten 
Strafunterschied  zwischen  Mord  und  Todtschlag  bildet,  bei  jenem 
aber  infolge  Beib(>halten8  der  Todesstrafe  noch  an  dem  Grundsatz  der 
Talion  festgehalten  wird,  bei  diesem  dagegen  dem  natürlichen  Ent- 
wicklungsprozess,  durch  welchen  die  Schwere  der  Strafe  gemildert 
wird,  freier  Lauf  gelassen  int,  so  hat  suwolil  Theorie  als  Praxis 
diesem  Kriterium  der  Prämeditation  ihre  volle  Aufmerksamkeit  zu 
schenken.  Hälschner,  Deutsches  Strafrecht  II,  1,  8;»gt  Seite  41  : 
„Gibt  es,  wie  Allfeld  S.  97  annimmt,  Menschen,  die  aus  reiner  I^ust, 
Blut  zu  sehen,  vorsätzlich,  aber  unüberlegt  Menschen  ti»dten,  so 
handeln  sir,  trotz  ihres  rnhi^^en  Benehmens,  im  Aifckt,  weil  sie 
sich  dem  erregten  Lustgefühl  hingeben. " 

Wachonfeld,  der  durchaus  die  T'nterscheidung  zwischen  Mord 
und  Todtschlag  beibehalti  u  will,  schlägt  als  Scheidemerkmal  den 
Ausdruck  „Krref/Kni/"  vor. 

Wir  resümiren  dahin:  Bei  Erlass  der  Gesetzesno volle  von  I88.'î 
hat  man,  wie  sich  dies  aus  der  bloss  relativen  Strafauiliohuiig  «los 
§  3  im  Gejronsatz  zu  der  früiiern  absoluten  ergibt,  nur  die  alier- 
schwersten  Fälle  mit  der  Todesstrafe  bedrohen  wollen.  Im  Uebrigen 
wurde  bei  der  Bourtheilung  schwerer  Körperverletzungen,  T'üdtnngen 
mit  Ve^rU'tznngs^ahRicht ,  das  Oesetz  immer  in  igliehsr  milde  inter- 
pretirt,  ja,  es  ist  Pr'tfes8(U-  (iretener.  in  Bern  in  einem  die  luzerne- 
rische  Ge8et/i,^e!)ung  benihlagcn  lcn,  in  dieser  Z'Mt^'chrift,  2.  Bd., 
8.  403,  mitgetlieilt(!n  Fall  so^^ar  s(t  weit  ge{:^angen,  dass  er.  allerdinsr?* 
unrichtig,  auf  dem  Gebiete  der  K r.rpiTverlotzung  nur  den  gewollte  n 
Erfolg  zum  Vorsatz  ziireebnen  wollte  und  in  Fällen,  wo  ein  «chwerer 
Erfolg'  nicht  gewollt,  aber  vorauasehbar  war,  hh>^s  Fahrlässigkeit 
annahm.  Vor  Allem  aber  i^oll  ein  so  folgonscliweres  Kriterium,  wie 
das  der  Prämeditatioti .  wcldicH  die  Be>;ritf  '  von  Mord  und  Todt- 
schlag  in  fataler  Weise  trennt,  möglichst  sorgfältig  untersucht  werden. 


Aarganiflolia  Strafreohtaqnèllflii. 

Ton  Dr.  Walther  Mers  in  Âarau. 


1.  Aus  dem  Landreeht  der  OrAfecliafI  Lembiirg* 

ToTHchicdono  Sprüche  de»  Rak's  von  Ht^rn  aus  drei  Jahr- 
huiKierten  »ind  als  Luudrocht  der  Grafschaft  Lcn/.lturg  zusammen- 
gefasst  in  Ms.  fol.  Nr.  283  der  nbcr^eriiht.sbibJiuthck  in  Aarau 
(vgl.  Zeitschrift  lür  schweizerisches  Kccht  XVII,  2,  H5— 87,  Xr.  435, 
438,  430,  440,  442,  44«)-  Den  älteston  Teil  dieses  Laiidrcchts, 
die  sogou.  T.  Satzuno^,  Inldet  die  iiaclistehend  gedruckte  Frevel- 
(»rdiiiiug  vom  Jalirc  1471.  Der  Eingang  dt  rsolben,  der  sich  schon 
durch  die  Orthographie  deutlich  nntcrscln  id*  t,  fehlt  im  Aarauer 
Manuskript,  steht  dag<>gen  im  îSpruchbucIi  des  oborii  Gewölbs 
F  337  f  d<  s  Staatsarchivs  Bern  ;  der  darin  erwähnte  Originalrotel 
von  'l'hürin;L:^  Frickers  Hand  tindet  sicli  jedoch  in  Bern  nicht  mehr 
vor,  ebenso  wonig  im  Staatsarchiv  Aargau  ;  wir  sind  dem  zu  Folge 
auf  die  l  el)erliûferung  de»  oft  sehr  fehlerhaften  Aarauer  Manuskripts 
angewiesen. 

Satzung  vom  20.  Hornung  1471. 

Die  Lûtnmg  der  GiaffiMthafft  lennteburg  ir  BiuaeB  vnd 

andrer  Haoheiii 

Wir  der  Schulthes  vnd  Kat  der  Statt  Hcrnn  Bekennen  offennlich 
Olitt  disejD  brieft':  als  dann  bisbor  in  vnnscr  (iraffsolialVt  lenntzburg 
ettlicli  onlnnn'T  zu  ftralV  der  frcfclln  getstanuden,  di»>  aber  den  vnnsern 
da  scll)s  y.n  swär  gewesen  sind.  So  verr  das  wir  (als  ir  »)i)er  Herrschafflt) 
vlî  ir  liitt  \  iid  deiuiitip^  anriilVcii  dar  Inn  cndrung  getan  vnd  sölich  Bussen 
Inen  zu  l'i'uihuiig  vnd  tVomnicn  «gemindert  vnd  erlntert  luil»cn,  wie  dann 
du4»  alles  der  Rudell  dcslialb  geiuaclit  vjul  niitt  des  wolgelen  tcn  Thüringen 
frickers,  Meister  fryer  kiinsten,  vnnsers  getruwen  Stattschribers,  Hand- 
gescbrlA't  bezeichnet  eigentlichen  sölicher  obgerUrter  vnd  andrer  Sachen 
halb  bewi&t  vnd  dargipt.  Vnd  also  geloben  vnd  versprechen  ouch  wir 
ftr  rnna  vnd  vniifter  nachkomen,  die  vermcllten  Iftt  vnnser  Oraffseballt 
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lenotabiirgy  £deU  vnd  vnEdell,  geistlich  vnd  weltlich,  für  lieb  vnd  ir 

nachkomen  dabi  zu  hanndtbaben,  schütsen  md  schirmen  getniwüHicn 
vnd  erberlichen;  Doch  vniis  splbs  har  Inn  vnnaer  Herrlikett,  widerrutTen, 
wanden  vnd  endrnng  nach  der  GraA'schatilt  notdarlft  vnd  vnnsenn  geuallen 

{^euntzlioheii  vorbehalten  Intor  an  all  trouord.  Des  zn  warem  vrkùnd 
So  haben  wir  der  vorprenanten  vonser  GratVscliati't  vtl  ir  Ijo^'ci  disen  briefT 
vnnder  vnn»erm  anprpfu  n^kten  Insigell  versigellt  geben  vif  MtUwucbeo 
vor  dem  Sunntag  KsK.niiriii  [MCCCC|LXX  j». 

1.  Von  dm  Fräfflen.  Wann  ein  schlechten  Frtffel  beecbicht,  boU 
dereelbige  mit  dreyeig  SchiiliDgen  «bgeleit  werden. 

2.  Tratfênd  und  Habend  Weleher  in  lomigeni  Math  Trügend 
ond  Habend  wird,  toll  mit  dril  PAioden  bllBen. 

3.  Maßet'  Zuken,  Weleher  eeia  Müßer  «ikt  ohne  Sehaden,  so  offt 
und  diek  das  beeehiehti  soll  mit  sehen  Sehilingen  bflOen. 

4.  Biutrunß  machen.  Welcher  den  anderen  blutrnnß  macht  mit 
gewallhoter  Hand,  thnt  die  Bofl  fUnfT  Pflind  ;  bedarlT  der  gciczte  Wihrt 
and  SchSrrer,  so  soll  er  den  gelexten,  Wihrt  und  SehXrrer  nach  beeehelden- 
beit  abtragen  ;  wann  sieh  aber  ein  Blntrunß  ohne  gewaffhet  Hand  sntragt, 
ist  die  BuQ  dr«  Pftrod^. 

5.  Ilärilfellig  flachen.  Welcher  den  anderen  härdfellig  macht, 
derselbig  soll  daß  mit  drli  Pfund  Büß  ablc-cn. 

6.  Vom  Stt'in  Wärff»*n.  Weicher  ein  Stein  j^e;;en  dem  anderen 
ant'hebt  und  nit  -)  wirft,  tliut  die  Buü  drU  Pfund.  Wirtl't  er  aber  nnd 
nicht  trifft,  ist  die  Hnli  dreysig  Schilling.  Wirflft  er  aber  und  trifft, 
wird  jeh  nach  dem  der  WurlV  prorahtcn  abo:elegt. 

7.  Vom  Zureden.  Weleiier  dem  anderen  verdilchtlich  und  ehrver- 
lezlieh  zu  seinen  Kliren  redet  in  zornigem  ^fiifli  und  ilmie  das  nitt  will 
beweiüen,  der  soll  ihne  deii  ersten  entscblagen,  der  Jlerrschafft  und  dem®) 
Sucher  jedem  geben  drli  Pfund. 

8.  Von  den  gemeinen  Fr  äfften.  Beschuhe  dus  aber  bedachtlich, 
und  ilmc  deß  nit  beweißen  wöllt,  der  soll  dreyfältig  Ruß  «jehen  ;  w^lte 
er  iline  aber  deinen  beweißen  und  müchte  daOelbige  nit  thuo,  wird  an 
Meinen  Gnädigen  Herren  Guad  erkent. 


')  Deune  han  ich  entpfangpn  von  bans  trog  vnd  Jacoli  bhinner  von  aronw  iiij. 
pfund  von  eim  blutt  rass.  vff  ^,'eiiailen  miner  herreu,  iltichinnfiin  rodell  eines 
Laodvogtä  von  Leuzburg  auti  dem  XVi.  Jahrliuudci't,  Staatsarchiv  üeru:  UuuUUe 
Papiere  YD,  Nr.  9a 
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9.  Von  Fnd  und  Tro$tung»  Brüdten,  Weleber  in  der  Qraffbcfaafit 
Lentabnrg  mit  Worten  Tröstung  bricht,  und  ndi  das  roditlich  erfindt, 
der  soll  das  mit  fttnff  und  awansig  Pfunden  Bad  ablegen 

10.  Von  gemeinen  Frefflen,  Besehiebt  aber  ein  Tröstung  Bruch 
mit  gewaffheter  Hand,  and  rieh  das  redlldi  erfindt,  der  gibt  die  Hand 
oder  fton&ig  Pfbnd.  Be^be  sich  aber  anch  ein  Blutrunß  in  einer  Tröstung, 
derselbig  soll  Leib  und  Outb  an  der  Herrsehafit  Onad  Terfallen  seyn. 

11.  Von  ' ümbringen,  Wan  jemand  den  anderen  in  einer  Tröstung 
oder  Friden  umbringt,  soll  flir  ein  Mörder  und  die  Gethat  als  ein  Mörder 
OethSter  mit  dem  Rad  hingerichtet  werden. 

12.  Vom  Fridversafjen.  Welcher  Friden  oder  Trostnng  Uber  das 
dritt  mahl  versagt,  tou  dem  er  doch  ermahnt  wird,  der  soll  mit  imtin 
Pfunden  bUOen. 

lä.  Im  fridt:n  ein- verletzlich  zureden.  Wan  Jen)an(l  dein  anderen 
im  Friden  oder  TroRtunp  verdachtlich  zu  seinen  Ehren  redt,  und  das 
hinderwehrt»,  soll  mit  ncUu  TlunUen  bllßen,  den  anderen  nach  NohtdurffI 
entschlagen;  beschähe  aber  solches  unbedächtlicb,  das  soll  mit  drett 
Pfunden  Boß  abgeleit  werden. 

14.  Tag  fürzüchett.  Wan  aber  einer  dem  anderen  Tag  fUrzeUcht 
in  einer  Tröstung,  der  soll  das  ablegen  mit  zweyfacher  Buli,  nauilicheu 
sechs  und  zy>Siimg  l'fuudeu.  Beächähe  da»  aber  nachtd,  boU  dreyfache 
Büß,  sieben  und  zTvranzig  Pfund. 

15.  Troftlwuj  vt'ri'i)rt'chen.  Welcher  tröstet,  an  dem  soll  die 
Tröstung  also  .stiihts  r^t  halten  und  bleiben,  mag  noeli  soll  die  nicmaiid.^ 
absagen,  und  wo  die  jemand  ableite,  an  dem  anderen  ein  Unzucht  oder 
Fräifcl  begienge,  der  äoll  (umm;  zu  gleiclier  weiß  leisten  und  büßen  als 
ein  Tröstung  brScher. 

16.  Über-Ehreu  und  Üchut'ijdm.  Welcher  den  anderen  Uberehret 
und  Uberschneyt  wUßentlich,  der  soll  von  jeder  Fuhren  geben  drtl  Pfund  ; 
beschähe  aber  das  ungfehrlich  und  sichts  das  jomands,  das  bey  seinem 
Eyd  mücht  erzeigen,  soll  das  ablegen  und  büßen  mit  dreysig  Schillingen. 

17.  V<>;(  den  Märchen.  Welcher  offen  Märchen  oder  Lachen,  die 
öffentlichen  zeigend,  oder  sonsten  beweyßt  wird,  änderet,  staht  zu  einer 
HerrscbalVt  Gnad  Leibs  und  Guts  halber. 

>)  Deane  hsod  nin  herren  gestrafft  petter  mdllsr  in  eldienn  Tmb  ü.  vmb 
ebt  fryd  bnacli.  Denne  hend  min  herrenn  gestnflUt  petter  huntsiger  vmmb  xz.  S 
▼on  wftgen  Ëins  frid  bmchs.  Denne  hau  ich  entpfangen  von  hans  lutty  x.  pfund. 
h^'nd  in  min  herrenn  gestrafil  von  wägen  Eins  frid  brnchs.  Denne  Iiend  min 
herreu  ir>  strafft  rndolff  maller  viiib  xv  pfund  von  wägen  eins  frid  bruchs.  liechnueon 
rodcU  8.  Amu.  i. 
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18.  Von  offenen  Gfboltm,  Welleher  oflfbe  Oebott  und  Rahtatai^en 
versfhrnScht  oder  Uberklegten  tliut,  der  soll  der  Herrschaffl  geben  drB 
Pfand,  defigleicheD  dem  Bieber  «aeb  drtt  Pfand  und  iet  in  weiterem  nOt 
aeholdig. 

Ii).  Von  offnen  Landtagen.  Welcher  offnen  Landtagen  Terecbmlcb^ 
deraelbi^  soll  ohne  Gnad  zu  ünO  geben  drti  Pfund. 

20.  Pfand  wehren.  Welcher  dem  anderen  Pfand  wehrt  um  sein 
rechte  redliche  Schuld,  ist  die  Büß  drU  Pfund.  Gibt  er  abt  r  Pfand, 
daran  einer  nit  habend  ist,  so  ist  die  Baß  ohne  Gnad  aneh  drtt  Pfund. 

21.  Vom  Übermeyen.  Welcher  den  anderen  ttbermeyet,  wttsent- 
lichen,  der  soll,  so  mlings  Had  er  gemeyty  so  mXnga  Mahl  geben  drtt 
Pfnnd. 

22.  Von  dem  Vych.  Welcher  Vych  auf  einer  HerrRchafTt  oder 
Gricht,  da  es  verbotten  ist,  verdachtlicb  fertiget  und  ftthret»  der  soll  an 
rechter  Baß  geben  nettn  Pfund. 

23.  Vom  Vûrbiêten.  Welcher  den  anderen  verbietet,  der  soll  der 
Herrschaift  geben  drtt  Pfand,  wann  er  nit  Recht  zu  ihme  hStte,  darsa 
dem  SXcher,  den  er  Tcrbotten,  sein  erfindtlichen  Koaten  abtragen. 

24.  Von  8chläehten  GeboUen.  Item  es  sollend  die  schlechten 
Gebott,  so  die  versehalt,  wie  olft  das  beschieht,  mit  drtt  Pfänden  Baß 
abgelegt  werden. 

25.  Von  ^litnänden.  Welcher  Almlndt  wHOenilich  oder  verdaeht- 
lich  einböget,  nnd  sich  das  reehtlioh  erfindt,  der  soll  geben  aiben  ttnd 
awanaig  Pfand,  daran  die  Allaüladt  widenun  ansacblagen. 

26.  Von  Erban^itrachen»  Welcher  ein  Erb  mit  Recht  aneprfcht 
nod  das  mit  Recht  nit  erhaltet,  der  soll  geben  neUn  Pfand  und  dann 
dem  SXcher  ihren  Kosten  abtragen. 

27.  Vom  Vych  einthun.  Welcher  dem  anderen  sein  Vych  einthat, 
das  auf  seinem  Schaden  nit  geweßen  ist,  der  soll  der  Herrschaffk  drtt 
PAind  an  Baß  geben,  daran  dem  das  Vych  geweßen  ist,  seinen  erfindt' 
Bdien  Schaden,  wo  er  einiehen  empfangen,  abtragen,  und  wann  noch 
dam  Vych  darinnen  Schaden  beschtthen  wire,  den  soll  er  aach  abtragea. 

28.  Wan  Vyeh  Sehaden  tfiut,  Wan  jemands  des  anderen  Vyeh 
anf  seinem  Schaden  findt,  der  mag  die  Förster  anraffen,  das  einsuthun, 
aber  sie  nit  finden  machte,  selbst  söllicbes  einthun  nnd  Rechte  daran, 
wie  an  dem  Ort  gebraucht  wird,  erwarten. 

29.  Wann  Vydi  guchädiget.  Wann  aber  ein  sttllieb  \  ycb,  so  er 
also  findt,  llmbt  oder  tOdet,  der  soll  das  ablegen  der  Herrschafit  mit 
nettn  Pfhnden  Baß  und  daran  dem  das  Vych  geweßen  ist  seinen  erfindt« 
lieben  Kosteo  und  Schaden  abtragen. 
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SO.  Vom  IHehtet*  und  Grteftl.  Woloàer  dem  Ricliter  nnd  Qrîeht 
an  sein  Bhr  redt,  der  soll  des  Oricbts  halber  mit  nean  Pfunden  btfâen 
und  denen,  so  am  Grieht,  halb  so  vid  ihren  eltaend  jegliehem  dril  Pftmd. 

31.  Von  Fi'äflh'ii  vor  Griclit.  Wann  auch  einer  ein  solHchen 
Frlifiel  in  verbannetem  Gricht  oder  früffentlich  wieder  das  Gricht  redt, 
soll  das  ablegen  mit  dreyfalltcr  Rnß  seclis  nnd  zwanzig  Pfänden. 

32.  Schlacht  Frafftl  vor  Gricht.  Wann  aber  sausten  mit  Worten 
schlärht  FrSflFel  vor  dem  Gerielit  bescliiiolipndt,  die  sollendt  flir  srliliicine 
FralVel  gerechnet  und  gefertiget  werden,  wie  dann  bis  anhero  in  der 
Graaffschafft  ist  gebraucht  wurden. 

33.  Vom  Laugnrn.  Woklier  dem  anderen  das  Seinige  laugnet, 
und  der  ander  rechtüdi  muß  erweif3eii  und  beziechon,  der  soll  der 
Herrschafft  geben  drU  Ptuod  und  dem  SUcher  seinen  ertindtliciien  Kosten 
abtragen. 

34.  Vom  Hechten  zunemmen.  Item  es  soll  jederman  von  dem 
anderen  sich  Hechtens  verniigen  und  das  nemmen,  da  der  Ansprecher 
geßeßen  ist,  allein  ausgenommen  die  VMx  und  offen  Wucher,  und  ob 
jemand  darwider  thut,  stat  hinzufertigen  der  llerrschaftt. 

35.  Vom  Eyd  und  Treu.  Welcher  sein  TreU  nicht  hattet,  der  soll 
gestrafft  werden  nach  Onad  und  Gefallen  der  Uerrsclialft. 

Welcher  einen  Eyd  an  Gott  geschvoren  nicht  haltet,  der  soll  gestrafft 
werden  nach  Ssxung  Käyßerlichen  Rechtens. 

36.  Vom  Jagen*  Welcher  in  der  Graifschaflt  Lentcbucg  dem  anderen 
sein  Qejeg  nimt,  der  soll  der  Herrschafit  ohne  alle  Gnad  geben  drtt 
Pftind. 

S7.  Vont  ausen  Ladeti.  Weleher  den  anderen  nachts  oder  tags 
aus  seinem  Hanfi,  Hooff  oder  dem  seinigen  mnhtwilliglich  ladt,  stabt  hin 
wa  der  Henrschafft,  nnd  ob  der  also  hinaufgeladen  der  wiEger^)  wird, 
der  soll  von  der  HerrscbaffI  dem  verseerten,  wie  er  auch  geschUdiget 
wXre,  und  allermKnigktichen  Unfahls  halber  und  sonst  ledig  seyn. 

88.  Von  Ol f her  Schtinät  Wann  jemandts  anderen  an  seiner  offen 
Schandt  und  Laster  gethanen  Werken  fanden  wird,  der  so  den  anderen 
findt,  der  WIger  wir^  der  soll  gants  vrfahls  smn,  Ton  einer  HerrsehaffI 
den  gelotsten,  seinen  FreHnden  nnd  allermSnigkliehen. 

39.  Elteweib  entführen.  Welcher  dum  anderen  sein  Eheweib  entfuhrt, 
wann  der  widerum  in  die  GraafföchaflTt  komt  ohne  einer  Herrachafft  er- 
lauben, 80  mag  man  ob  ihme  richten  als  ob  einem  Obelthäter. 


')  Das  .Ms.  bat  „Kläger"  ! 
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40.  ErhJidt  nnfordercn.  Wann  auch  jenwodts  deii  anderen  erblich 
anforderet,  und  rechtlich  fUrnitnt  und  darzu  Bciner  anspraeb  unrecht 
gewSnt|  der  aoU  der  Herrschafll  zehen  Pfund  verfallen  seyn  und  dem 
anderen,  den  er  also  wider  Billichkeit  ^)  umgetrieben  hatt,  sein  Kosten 
abtragen,  wie  sich  recht  errïndt. 

41.  Ehe.Hachen  und  Kupplm  Wann  auch  Jemands,  Mann  oder 
Weib,  ein  Ëhe  gefehrlichen  und  ohne  der  Fretlnden  Raht,  die  dann  die 
Persohn,  es  wXre  den  Vatter  oder  die  Mutter,  billich  berahten  söllendt, 
TTiachent,  die  sollend  frestrafft  werden  nach  der  Herrschaft"!  Gnad  Leib 
und  Guts  halber,  zu  f^leiclier  weis  j^e^en  denen,  die  strh  zu  deren 
Dinaren  fügend,  die  doch  die  Oethat  nicht  aiigien^ce,  und  darzu  riedtondt 
und  hUlft'endt,  und  sicli  dan  alle«  befindt  hI«  v(^('h{  ist,  die  sollendt  in 
(lf>r  penn  leiden  zu  gleicher  (weis^)  gegen  denen,  als  waun  sie  die  Gctbat 
Selbsten  angien^je, 

42.  Vom  UrtheAl  sprächen,  item  es  soll  auch  niemands  Urtheil 
sprächen  dann  die  Geschwomen  des  Gerichts. 

4:i,  Vom  Hed  ihun  am  Gricltt.  Item  es  soll  auch  niemands  des 
anderen  Ked  thunn  dann  die  in  dem  Qricht  sitzend  nnd  des  Grichts  sind. 

44.  VV^äj*  am  Gricht  erscfteunai  h-nfl  Item  es  soll  niemands  mehr 
dann  mit  dreycn  seiner  Frefindcn  an  das  Gricht  kommen  noch  erscheinen; 
welcher  darwider  thttte«  der  soll  um  drtt  Pfand  gestrafft  werden. 

Beäähtigung  und  VorbeliaUung.  Item  so  behalten  Wir  dieselb 
Henrschaift  von  BSm  uns  selber  eigentlich  bevor,  UnOer  Gnaden  dieOere 
Dingen  nach  Unserem  Gefallen  zugebrauchen  und  sttUiche  Sazung  wohl 
minderen,  mehren,  ündcren,  abthun  mögen,  ganta  nach  imsereni  Willen, 
wie  dann  die  BestMhtigungs  Brietf,  so  wir  Unserer  Graatfschatft  Leuta- 
bnrg  under  Unserem  angebeniclen  Insigel  gäben  habend,  eigentlich  us- 
wisent'). 

2.  Spruch  über  Iricd-  uud  Trostung^brûche^). 
Vom  14.  Wiatermooat  UW. 

Lentabirgern  ist  der  fryd  vrnid  trostungbrachen  halb  ein  Hiltrang 
beschechen. 

Wir  der  Schulthes  vnd  Ratt  an  Bemn  Tun  kund  mitt  disem  BriefT, 
das  hûtt  siner  datt  vor  Tnns  Sind  erschinen  der  Brsamen  ynnsern  Lieben 
getmwen  gemeiner  gralTsehafft  I«entzburg  Krber  hotten,  vnd  haben  vnns 

>)  Da8  Ms.  hat  „wieder  billicber"  ! 

»)  Fehlt  ira  M^. 

•)  Das  Ma.  hut  „uiiii  wnsseof*  ! 

*)  Staatsarchiv  Bern:  Spruchbuch  de»  obcru  Gewölbs  C)  784  f. 
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za  erkennen  jrehen  Etwas  mercklicben  beswiirden,  So  Inen  g^em«  iiilii  ll^'n 
der  frid  vnnd  Tröstung  vnnd  dero  liaiidlung  vnnd  veittij^nng  lialb  nn^v- 
lagen  sye,  In  dem  das  die  annders  zn  hrnehen  fur^jenouieu  wurden,  dsmn 
aber  Inen  wol  zu  erliden  vnd  oueh  von  ulüer  har  In  Lobung  gewesen 
sye:  dann  su  zweii  In  friden  «renonien.  So  werde  sollielier  frid  vü'  der 
selben  friind  frenietniichen  erstreckt,  vnnd  daby  f^enieint,  ob  wol  die  par- 
thyen  darnaeli  zu  ("runt?^eliatrt  vnd  giittikeit  kuinen,  das  nitt  dester  minder 
Bollicher  frid  In  die  Ewikeit  bestannd  haben  \nd  den  niemand  solle  ab- 
lassen, Alles  Inen  zu  sunder  vmbkoinlikeit,  vnd  daruff  an  tus  begertt, 
aoUich  Ir  a&lî||;en  rnd  beswerd  vnd  das  so  daran  bangt,  za  bedenoken 
vod  aoUieh  alles  der  gestalt  sii  erlnttern,  damitt  81  by  ein  anodern  dester 
ftirer  ku  Rflwen  rnd  In  fruntlich  wXsen  mögen  beliben.  vnd  als  wir  «ol- 
lieh  anbringen  Torstannden  vnd  Ir  beger  simlichen  geacbttetty  Haben  vir 
dann  gewillget  vnd  darniT  angesechen  vnd  beschlossen:  Nämlichen  ob 
vnnd  wan  hin  fttr  Jemand  gegen*)  dem  anndem  an  frid  oder  trostnog 
wurde  komen,  das  atldann  sollicher  ')  frid  vnd  trostung  beyderteil  frontt 
schafil,  So  die  selben  haben  su  Erben  vnd  zu  Beeben,  soi  ber1lr«i  vnd 
binden  vnd  oneh  verrer  vff  annder  nit  erstreckt  werden  ;  vnnd  soner  oncb 
die  selben  frond  dem  nach  anndrer  Sachen  halb,  die  vordrigen  henndel, 
daromb  Tröstung  vff  genomen  Ist  gewäsen,  nit  bemrend,  an  Stosß  vnd 
Irrung  worden  komeo,  darnmb  soi  solliche  vordrige  Tröstung  nit  ge« 
brechen  noch  geletzt  sin,  Sunders  sollicher  nachuolgender  bandet  die 
ntttzit  berUren.  wir  weilend  euch  hie  mit  vnnserm  vogt,  So  Je  zu  zitteii 
an  Lentabnrg  Sin  wird!,  gewalltig  vnnd  mechtig  sin,  sollich  frid  vnd 
Tröstungen  Erbern  lutten,  So  defl  begeren,  roitt  Ratt  der  vnder  vUgt  mod 
Amptlutt  ab  zu  bisspim  vnnd  Im  sollichem  nach  ."^  -*  i'lt  vnnd  gelegen- 
heitt  der  Sarh  vnnd  personen  vnnd  Irem  gutten  beduocken  zu  handien, 
vnnd  die  von  nieniandts  annderm  mitt  wortten  oder  mit  wereken  wider- 
sprochen vnnd  abgesagt  werd(>n.  vnnd  Also  hieby  so  wellen  wir  die  ge- 
nantten  vnnser  grati'ischatft  Lvnnt/Jmrir,  so  Lannp-  vns  geualtt, 
Lni^sen  beliben  vnnd  wie  sich  geburt  bannthabcn  vnd  beschirmen  In 
Cratft  diß  Brieft's. 

Ezeecntnm*)  Ooram  eonaUio,  die  Jonis  post  martioi  Anno  ete.  (mecee) 
LXXXXIX  et  plaçait. 


Das  ^pruchbuch  hat  „beswed"! 
^  Das  .Spnichbuch  liai  „gegem"  I 
^  Das  Spruchbach  hat  asollichcm*! 
*)  Daa  Spmchbndi  hat  «gralltschaflt*  I 
*)  Das  Sprnchbneh  sehfdbt  .Exqnutum"  t 
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3.  Der  Hersehafllfiteit  Bibergteln,  Kfingstein,  Kuttiugen  mû, 
Brnlisspachperg:  Ordnnugen,  Sateungen,  Land  Tnd  ErlH 
recht  *). 

Yam  81.  ChristmoDat  1561. 

WIR  der  8chultlieis  viid  Rhat  zu  Bern  tliund  kundt  iiieiickliclu'iü  mit 
disem  brief:  demnach  verrffckter  tan-en  var  ma  erscliinen  sind  der 
erpaiiiiürn  vnserrr  lieben  getrUwen  f^emeiner  henscliaftlUt  von  Biborstein 
erhi-i  potterj  viid  vns  mit  demütiger  pitt  ankert,  inen  ein  ordnimir,  satziii)^', 
laiid  vnd  erbrecht  zemachen  vnd  darurob  brielüfben  sebiii  ze^jeben,  gich 
binfUr  darnach  wUssen  ze  halten,  dem  ze  jrcläbt  ii  vnd  nachzekummen, 
vff  Bülichs  wir  sy  domain  mit  vol^endi  m  hscheyd  abgeuertiget:  nämlich 
das  sy  wider  heim  keren  viul  vli  der  erberkeyt  etlich  verordnen,  die 
sampt  vnscrm  vogt  zusainmen  sitzen,  artiekel  stelleii  vnd  darnat  li  vns  die 
fUrbringen  sHlltend;  das  nun  beschächen;  vnd  als  vm  dicsell)i!ren  in 
Schrift  Uberantwurt,  haben  wir  vff  sybendeu  tag  Aprcles  im  thuseiit  liinf- 
bnndert  ein  vnd  fünfzigsten  jar  vneern  aeckelmeyster  vnd  vennem  die 
ttb«r8cbickt  mit  beaelch,  dieselbigen  artiekel  ze  besichtigen,  erwägen  vnd 
ermlsBen,  ob  bj  dem  reebten  vnd  billigkeyt  glichntrmig,  die  oneb  na^ 
irem  besten  ventaiid  tIF  mser  geoallen  vnd  bestittigen  se  mindern, 
meeren,  la  beBaern  vnd  «rlütren  vnd  darnach  vne  wider  fUrbringen,  wel- 
liebes  sy  vff  dry  vnd  swensigsten  tag  Nonembria  in  obgemeldtem  jar 
erstattet;  vnd  als  vns  dteselbigen  vff  an  dn  letsien  tag  Deeembris  im 
ftofsechenhanderten  swey  vnd  fünfzigsten*)  jar  fttrgelegt  vnd  darby  an- 
iSngty  wie  obgedaeht  seokelmeyster  vnd  venner  dieselbigen  artiekel  ver- 
hört vnd  die  vff  vnser  genallen  blyben  lassen  vnd  naeh  bmeh  des  orts 

fltr  gut  geacbt,  Iiaben  wir  dieselbigen  artiekel  vns  genallen  lassen, 

bekreftigety  beuestnet,  bestStiget  vnd  approbiert,  wellen  ooeh  gsagt  die 

vnsem  von  Biberstein  darby  handhaben,  schätzen  vnd  schirmen  — 

 Vnd  lotend  die  artiekel  wie  hienaeh  volget. 

Oes  ersten  von  wligen  der  fräfflen. 

1.  Item  wellieher  efaien  sebleeht  mit  der  Arast,  vnd  kldn  bitttranß 
domach  volgt,  ist  die  buB  v  0,  dem  vndervogt  naeh  altem  brach  gefaSrig. 

2.  Wellieher  ein  schwilrt,  dägen  oder  ander  isin  waffen,  wellieher 
ley  das  ist,  Uber  einen  audera  zucht,  derselbig  ist  der  herrschaft  ein 
pfand  ze  baß  verfallen. 


')  Staatsarchiv  Bern:  Spruchbuch  des  obem  Gcwulba         687  ff.  Die 
Konsflnanfamhinfinig  der  Yoilsge  Ist  im  folgenden  Abdruck  gemildert 
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3.  Wann  aber  einer  den  andern  mit  der  fnast  oder  gewaffneter 

handfi  srhlecht,  das  der  j^eletzt  blutruns  wirt,  vnd  dorh  nit  wirt  ein» 
scherers  nodturftig,  der  soll  der  lierrschaflt  drli  pfund  zebuü  veraallen  sin. 

4.  8o  aber  der  geletzt  dett  scherers  nodturftig  sin  ward  Yiid  doch 
hieby  den  wirt  mit  bruchen,  ist  die  baß  sechs  pfund. 

5.  Wann  aber  der  geletst  deO  wIrtes  vnd  scbcrcrs  nodtarftig  sin 
wurde,  als  dann  ist  buQ  nUn  pfund  der  herrschaft  gehörig,  vnd  85)- 
lend  in  diseren  jetzgemeldten  flUen  die  obang^igten  bassdn  von  beyden 
parthien  insonderheyt  bezogen  werden. 

$,  So  aber  ^twltdere  sieh  vnsehnldig  ae  ein  vermeintOi  mag  (sy] 
sDIUcbs  mit  recht  vff  einen  gegentheyl  tryben  rnd  bringen. 

7.  Welcher  den  andern  berdfellig  macht,  soll  der  herrtehaft  ae  bn0 
verfallen  sin  swentslg  vnd  syben  pfitnd  vnd  aida  soll  allein  der  gethUter 
vnd  reehte  seeher  insonderheyt  gestraft  werden. 

8*  Wellicber  znckt  vnd  gegen  einem  wllrft,  der  verfallt  der  herr- 
schaft ae  baß  drtt  pflind. 

9.  8o  aber  einer  gegen  dem  anderen  erzackt  vnd  oit  wirft,  der  ist 
der  herrschaft  zweasig  vnd  syben  pfbnd  se  boO  verüiUen. 

10.  Vnd  in  dlserem  vall  soll  oneh  allein  der  seofaer  vnd  sehnldtrsger 
gestraft  werden. 

11.  WeUieher  den  andern  nachts  oder  tags  vß  sinem  haß,  hof  oder 
dem  einen  mutwilligklieben  ladt,  etat  hin  sa  der  herrschaft. 

12.  Wann  aber  deijcnig,  so  also  hin  vß  geladen,  der  wiger  wirt, 
der  soll  von  der  herrschaft  dem  verserten,  wie  er  Joch  geschediget  werde, 
vnd  all  ander  menckllchem  vrfacht  vnd  ledig  sin. 

18.  Wellicber  vff  jemand»  mit  bewerter  band  vor  sinem  haß  oder  an 
fryer  Straß,  do  man  se  wandlen  gwon  ist,  wartet,  vnd  das  von  im  findt- 
lieh  wirt,  der  soll  zechen  pfnnd  ze  baß  verfallen  sin.  Ob  er  aber  den 
andern,  vff  den  er  gewartet,  angrift,  so  soll  er  den  frttfel,  den  er  all' 
im  begat,  ouch  nttt  dester  weniger  bnssen  vnd  ablegen. 

14.  Wellicber  den  andern  vor  offnem  rechten  heißt  liegen  oder  sunst 
eerverletzlichc  wort  zuredt,  der  soll  der  herrschaft  ein  pfand  ze  baß  ver- 
fallen sin. 

15.  Wetlicliw  aber  dem  richter  oder  dem  gerichte  an  sin  eere  redt, 
soll  das  also  bnssen,  nämlich  des  richten  halben  nfln  pfnnd  geben  vnd 
deren  an  dem  gerichte  halben,  sooit  iren  da  sitzend,  von  jedem  drQ  pfnnd 
ze  buU  geben,  vnd  in  dem  val  oucb  allein  von  dem  ;,'cthäter  gezogen 
werden. 

16.  Wann  einem  amptmann  oder  vogte  vmb  ein  sach  klagt  wirt,  isl 
die  baß  drtt  pfund,  vnd  so  darüber  die  gepott  zu  dem  drytten  mal  gSnd, 


Digitized  by  Google 


Aargauische  btrftfrecbtsqucIlcD.  31 

stftt  jetliehs  gepott  ein  Ug  vnd  ein  naelit,  vnd  i»t  Ton  dero  jetliebem 
drtt  pAind  se  hnù* 

17.  Vnd  90  das  nit  erschiessen,  volgt  dannenthin  vnserer  gnädigen 
lierren  vnd  obern  bnfi  seehen  pflind;  vnd  so  das  oneh  nit  enehieeseoy 
soll  dannentliin  der  vngehorMm  in  gefencltnnl}  gelegt  vnd  sin  vngehoF' 
gamme  vnsern  gnSdigen  tierren  «ngesebryben  werden. 

18.  WüUiclier  é'icU  orie  rechtmetiûig  vrüacli  parthyet,  »oll  zwitache 
baß  geben. 

19.  Item  alle  frlael,  so  by  nächtlicher  wyl  begangen,  sollend  mit 
swyfaeher  bnß  gestraft  werden. 

20.  Wellicher  dem  andtern  einen  liag  vssthut  vnd  im  frÄffenUch  Uber 
daä  ëin  fart,  viid  das  von  ime  gecklagt  wirt,  ist  drii  pl'uiid  der  herrHchatt 
ze  büß  verfallen. 

21.  Wellicher  den  anderen  vmb  uigen  vnd  erbe  ansttcht  oder  vor 
gricht  anspricht,  vnd  aber  sin  anfordrung  mit  recht  nit  erlangen  vnd 
besuchen  mag,  der  ist  der  herrschaft  zachen  pfnnd  se  büß  verfallen, 
doch  hiemit  vorbehalten  vnserer  gnXdigen  herren  vnd  obern  vögte  vnd 
amptlttt,  so  dann  Iceins  wHgs  hierinnen  vergriffen  sin  sVllend. 

22.  Wellicher  den  anderen  siner  eeren  schuldiget  vnd  das  nit  vff  in 
bringt,  derselbig  ist  der  herrBchaft  zechen  pfund  «e  bnß  verfallen. 

23.  Wo  at»er  einer  das  mit  rcclit  vrt"  einen  ze  bringen  vnder4?tliti<if' 
vnd  das  nit  kündt  oder  möcht  erlangen,  alidann  huII  er  in  sin  fuß 
stapfen  ëtan. 

24.  Welliche  die  andern  irer  eeren  t>chuldiget  vnd  iren  ir  eere  an- 
trifft, es  8yge  das  ein  wybs  btld  die  andren  schuldiget  vnd  sa  ira  sprlfch, 
sy  sye  ein  hnr  oder  anders  derglichen,  das  iren  ir  glimpf  vnd  eere  be- 
rltrty  da  ist  die  büß  seolien  pfbnd,  vnd  soll  der  bescholtnen  einen  widermf 
than  oder  mit  dem  lasterstein  gestraft  werden;  sunst  in  andern  obbe- 
meldten  ftUen  vnd  frXfflen  soll  ein  wybs  bild  halbe  büß  geben. 

25.  Wellicher  sich  Ubergagen  last,  der  ist  der  lierrschatt  dril  pfund 
zebuß  verfallen  vnd  soll  dem,  so  in  gennist  mit  kuntschaft  Ubersagen, 
sinen  deßhalb  erlitnen  kosten  abtragen.  Derglichen  wellicher  sich  vnder- 
stat,  einen  andren  mit  kantscLaft  se  Übertragen,  vnd  siSlIichs  nit  erstatten 
mag,  soll  euch  der  herrschaft  drtt  pfnnd  se  büß  verfallen  sin. 

26.  Item  ein  jede  Uberklegt  soll  mit  dryen  pfunden  gestraft  werden. 

27.  Wann  einer  ein  g  ineinde  Uberzlliu  t  ixkr  sIlll^t  joinands,  drr  ist 
vmb  t'Unf  pfiunl  ze  fittinp:  vfrfaUen  vml  sdII  das  w  iiici  uinl»  yffftcblaclit-n. 

28.  item  man  suU  micli  des  vinlK'ost'Mis.  so  in  (lingki'tiifcn  vtHontVn, 
dlieiniclierley  j;»^staU  v»'rt)tiiH]('n  iiorh  vcridiichtet  j*in,  ijüllicli  /o  t  iitiinliten 
vnd  ze  bezalen,  dann  allein  so  der  schuld  borger  vü'  verschincn  ;:yleu 

Sritidlr.f.SeliwaiMr  Stnfiracht.  J^JAtg.  d 
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vfld  tagen  ain  schuld  zUbezüchen  einichen  kosten  erlitten,  soll  im  was 
mit  gricht  vnd  recht  old  sunst  in  billigkeyt  in  bezUcliuug  süiicher  siuer 
vßsteDdigea  schuld  vffgau  old  durch  in  erlitten,  durch  den  BcbnldDer 
erl^  vnd  besrit  worden. 

Vrhab  oder  mfang  tfer  ¥N»Htn. 

29.  Wann  einer  dem  andern  so  grobe  vngepUriiche  verächtliche  vnd 
anlilssige  wort  ^rîtbr^,  also  das  er  in  frUuerlich  hicfise  liegen  vnd  an  sinen 
eereii  Ifsterlichen  schinäelite  oder  jrottes  raaeii,  plag  vnd  straf  mit  büsten 
schwüren  Uber  in  vß  zornifrem  nmt  wünschen,  m.iledyen  vnd  lesteren.  da- 
durch der  ander  hcwegt  wurde,  das  er  einen  träuel  bej^'ienge,  soll  deuisil- 
bigen  (!),  so  dann  söllicliR  ^ethan,  zu  einem  anfang  ir^^ppchnet  vnd  im 
die  büß  vffr^clef^t  werden,  doch  das  sittlieha  an  eira  aiupiniann  vnd  riehter 
stan,  öb  die  wort  so  vulidenlich,  das  die  vrsach  gäbind  lut  miner  g. 
herren  sateung. 

Vrhab  der  hand. 

30.  Glycher  gestalten,  bo  einer  emen  anderen  matwiUi|;Uicben  vnd 
ane  vraachen  angrift  vnd  mit  der  band  vnd  gethat  antribt,  aoll  im  euch 
für  einen  vrbab  vnd  anfang  angereebnet  vnd  alle  ba&  Ime  vffgelegt  wer- 
den vnd  dem  anderen,  so  aieb  also  gemfi&t  lybs  vnd  Ittbent  erweren,  nllt 
eebaden,  wann  sich  aiUlicbs  wie  reebt  erfindet. 

31.  Wer  aber  den  andern  beiat  liegen,  daa  iat,  wer  do  epricbt:  du 
Ittgat,  du  haat  glogen,  oder  das  iet  erlogen,  oder  noch  gröbere  wort, 
damit  das  wort  liegen  gemeint  vnd  verstanden  wirt,  harsn  bmeht,  der 
soll  den  vrbab  vnd  anfang  der  worteui  wie  obstat,  getban  baben;  es 
wMre  denn  saeh,  das  sieb  befinden,  das  er  glogen  babe,  vnd  sin  gegen« 
tbeyl  dea  in  wie  recbt  vnderricbtet,  alsdann  soll  derselbig,  so  atso  ge- 
logen, stillieben  fräaell  ablegen. 

Dar  fryd  brUcfaen  halb. 

32.  Item  wellicher  fryd  brüchig  \\irt,  e^  syc  mit  Worten  oder  mit 
werehen,  der  rmII  gestraft  werden  wie  hernach  volgt. 

Nämlichen  so  er  mit  Worten  gebroefin  Ti.  ist  die  bui.i  zwenzig  vnd 
fttnf  pfund.  So  er  aber  mit  der  L'ftlKit  ^'  I  r  n  }ien  wirt,  ist  die  buÜ 
flinfzigk  pfund  oder  ein  hande,  doch  vorbelialten  ein  vnziinlicber  blutrnnö 
oder  lauihtag,  da  es  dann  nach  gstaltsame  der  sach  vusern  gnädigen 
herren  vnd  obern  heimgPRetzt  ist  ze  strafen. 

(f.*<päterer  Zusatz:  Min  g.  herren  haltend  vî?' Nirlaus  Schmaltz,  vogtü 
zu  Bibersteiu,  anzug  dieen  artickel  erltitert,  namüch  das  söliich  trostuug- 
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brSeher  in  gfenoknuO  gelegt  vnd  cUrin  vff  recht  oder  ir  g*  straf  vod 
gnad  enthftlteD  werden.   Act.  XII.  Jd1\|  1565.  Stattsehiyber.) 

33.  Ob  aber  einer  den  andern  Aber  den  frydoi  vnd  v-mbringen 
wnrde,  aol  im  fttr  ein  mord  gerecbnet  werden. 

Oie  folgenden  Beetimmungen,  fol.  599 — 618  des  Sprachbnches,  be- 
schlagen: wie  man  die  sehvlden  besuchen  vnd  die  pfand  vertigen  soll, 
wie  man  boden  sins  sttchen  s511e^  Oastgericht»  der  bochwKlden  vnd  rH- 
tinea  halb,  das  ErbrJEcht* 
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t  Prof.  Dr.  Alois  von  OrellL 

Geboren  den  18.  Januar  1827. 
Gettorbcn  den  81.  Januar  1892. 

Mitten  aus  seiner  akademiaohen  Lehrthätigkeit  heraus,  welcher 
OrclU  bis  zum  letzten  Tage  seines  Lebens  mit  ungebrochener  Geistes- 
frische obgelegen,  ist  er  uns  plötzlich  entrissen  worden.  Und  als 
der  stille^  bescheidene  Mann  von  uns  gegangen,  der  mit  so  vieler 
Energie  die  Gebrechlichkeit  seines  Kdr{>ers  überwunden,  da  fühlten 
die  Kreise,  in  denen  er  gestanden,  dass  ein  Herd  erloschen,  der 
milde  Wärmestrahlen  ächter  Menschlichkeit  in  reichlicher  Fülle 
ausgeströmt,  dass  ein  gutes  Herz  aufgehört  hatte  zu  schlagen,  aber 
auch  ein  in  sich  geklärter  Charakter  dahingeschieden,  der,  fest 
und  treu  in  seinen  Grundsätzen,  dennoch  Tersöhnlich  und  Terständ- 
nisBYoU  gegenüberstand  jedem  redlichen  Streben,  wenn  es  auch  aus 
andern  Ideen  und  Anschauungen  entsprungen  war. 

Alois  von  Orelli  erwarb  im  Jahre  1849  die  Doktorwurde  an 
der  Universität  Berlin.  Die  folgenden  Jahre  waren  Studienreisen 
gewidmet,  auf  denen  er  namentlich  auch  mit  den  Einrichtungen 
der  englischen  Kechtspflege  sich  bekannt  machte.  1853  habilitirte 
er  sich  als  Privatdozent  an  der  Universität  Zürich,  1858  wurde  er 
zum  ausserordentlichen  Professor  daselbst  ernannt.  Im  Jahre  1864 
trat  er  ganz  in  die  Praxis  über,  in  welche  ihn  seine  Wahl  zum 
Mitglied  des  zürcherischen  Obergerichtes  schon  1862  gerufen  hatte. 
Zum  zweiten  Male  öffnete  sich  ihm  1871  die  akademische  Laufbahn 
an  derselben  Hochschule,  zunächst  als  ausserordentlichem  Professor, 
dann  schon  1874  als  ordentlichem  Professor  fur  deutsches  und 
schweizerisches  Recht  und  Kechtsgeschichte,  Rechtsphilosophie  und 
Kirchenrecht. 

Dies  sind  in  Kürze  die  äussern  Lebensumrisse. 

In  diesem  Rahmen  hat  Orelli  gewirkt,  und  ein  grosser  Theil 
dieses  seines  Wirkens,  in  Theorie  und  Praxis,  gohörte  der  Straf« 
rechtswissenschaft  und  dem  Strafrecht  in  allen  seinen  Verzweigungen 
an.  Wir  wollen  uns  dessen  an  diesem  Orte  in  dankbarer  Weise 
erinnero. 
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In  Theorie  und  Praxis,  flagen  wir«  und  in  der  That  ist  beides 
Streben  bei  Orelli  stets  untrennbar  verbunden  gewesen«  1852  bahnte 
er  duroh  seine  Schrift  „Die  Jurj  in  Frankreich  und  England*^  die 
Einfuhrung  des  Geschwomengerichtes  in  Strafsachen,  als  eine  der 
schönsten  und  wardigsten  Zierden  eines  freien  Volkes,  im  Kanton 
Zürich  an.  1857  untersucht  er  in  einer  kleinern  Schrift  «die  Grund- 
lagen des  Strafrechts*  und  yerbindet  damit  «einige  Yorschiftge  xar 
Beform  unserer  Gesetzgebung*^.  Das  Strafgericht  ist  ihm  ein  Abbild 
der  göttlichen  Gerechtigkeit,  aber  nachdem  die  Gerechtigkeit  sich 
in  ihrem  ganzen  Ernste  dem  Verbrecher  geoffénbart  hat,  dann  be- 
ginne das  Werk  der  Besserung.  Die  Schrift  enthält  bemerkens- 
werthe  Ausblicke  auf  das  ganxe  Gebiet  sozialer  Hfilfsthätigkeit  als 
wirksamste  Vorbeugung  gegenflber  dem  Verbrechen,  in  den  Reform* 
Torschlftgen  spricht  er  die  Wfinschbarkeit  einer  Yon  den  Bundes* 
behörden  su  erwerbenden  Überseeischen  Strafkolonie  aus,  er  befür- 
wortet die  Ton  Dubs  angeregte  Strafarbeit  ohne  Haft  in  Umwandlung 
nicht  erhältlicher  Geldbnssen,  er  empfiehlt,  bei  kleinen  Eigenthums- 
delikten  an  Stelle  kurzzeitiger  Freiheitsstrafen  den  Verweis,  mit 
Zwang  sum  Schadenersatz,  zu  setzen« 

Besonders  thStig  war  aber  Orelli  auf  dem  Gebiete  des  Go- 
fängnisswesens  und  des  Strafvollzugs,  woselbst  er  ein  warmer  Vor- 
kämpfer des  Bogenannten  irischen  Systems  und  der  bedingten  Ent- 
toaaung  war.  Schon  1855  sprach  er  in  einem  akademischen  Vortrag 
über  „Geföngnissanstalten  und  die  Besserung  der  Sträflinge 1866 
publizirte  er  in  der  Xeuen  ZGrcher  Zeitung  eine  Reihe  von  Auf- 
sätzen über  das  irische  GefüngniHssystem,  und  als  es  endlich  1870 
zu  einem  neuen  Strnfge Hetzbuch  für  den  Kanton  Zürich  kam,  nahm 
Orelli  nicht  nur  hervorragenden  Antheil  an  den  Berathungen  der 
Expertenkommission  fOx  das  Stratgesetxbuch,  sondern  es  wurde  ihm 
geradezu  die  Redaktion  des  damit  verbundenen  Gesetzes  Qbcr  den 
Vollzug  der  Freiheitsstrafen  übertragen,  worin  er  seine  lango  qq- 
pHogenen  Bestrebungen  verwirklicht  sah. 

Dem  internationalen  Kongress  für  Geflngnisswescn  in  Stock- 
holm (1879)  stattete  er  einen  «Rapport  sur  TOrganisation  de  la  statis- 
ti<|ue  pénitentiaire  internationale'^  ab,  nachdem  er  schon  1865  und 
1870  sich  dem  mühevollen  Versuch  einer  schweizerischen  Statistik 
auf  diesem  Gebiete  unterzogen. 

Mit  der  Einführung  der  bedingten  Entlassung  hatte  die  Schutz- 
auftioht  über  entlassene  Sträflinge,  wie  sie  schon  seit  1855  in  Zürich 
durch  eine  freiwillige  Vereinsorganisation  übernommen  worden,  er- 
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höhte  Bedeutung  erhalten.  Orelli  hat  im  kantonalen  wie  im  schweize- 
rischen Ycrbaud,  zeitweise  in  leitender  Stellong,  immer  aber  in 
werkthätiger  Weise,  bis  zu  seinem  Lebensende  gewirkt. 

,Ueber  die  Einrichtung  voii  ZwangsarbcitHaiifttalten"  nprach 
Orelli  1865  in  der  gemeinnützigen  Gesellschaft  des  Bezirkes  Zftrtch. 
Seine  Bestrebungen  haben  auch  ani'  diesem  Gebiete  später  zum 
Ziele  geführt. 

Wie  wir  bereits  erwähnt,  ist  die  zweite  und  letzte  Periode 
seines  akademischen  Wirkens  nicht  mehr  dem  Strafrecht  gewidmet 
gewesen.  £r  ergriff  mit  Begeisternng  das  Gebiet  des  schweize* 
riscfaen  Bechts  und  schweizerischer  iieohtsgeschichte.  ^t  Bezug 
auf  letztere  verdanken  ihm  seine  Zuhörer  einen  kurzen  «Gnindriss'*. 

Aber  nie  ist  er  unserer  Wissenschaft  und  unserem  Streben 
fremd  geworden,  und  hier  ist  es  wohl  auch  der  Ort,  seiner  Stellung 
zur  Frage  der  Reobtseinbeit  zu  gedenken«  In  konseryatÎTen  Btaats- 
ansohauungen  aufgewachsen  und  ihnen  mit  Ueberzeuguug  zugethan, 
.war  er  ein  treuer  Anhänger  des  Föderalismus.  Insbesondere  mit 
Bezug  auf  die  Eioheit  des  Btrafreohts  hat  or  noch  1865  an  der 
Jahresversammlung  des  schweizerischen  Vereins  fär  Straf-  und 
Oef&ngnisswesen  die  Wûnschbarkeit  und  lldgliohkeit  der  Verein- 
heitlichung verneint.  Aber  seinem  offenen  Auge  entging  nicht  der 
Wandel  der  polittsohen  Verhältnisse,  er  überzeugte  sich  mehr  und 
mehr  von  der  Möglichkeit,  ja  der  Nothwendigkeit  der  Unifikation 
des  Hechtes,  und  er  gab  insbesondere  mit  Kficksicht  auf  das  Straf- 
recht  seiner  Ueberzeugung  auch  freimfitfaigen  Ausdruck.  Und  als 
der  letzte  grosse  Kampf  um  die  Idee  der  Rechtseinheit  anlässlioh 
der  Abstimmung  Aber  das  Bundesgesetz  Uber  Schuldbetreibuog  und 
Konkurs  entbrannte,  da  hat  Orelli  seinen  ganzen  Einfluss  im  eid- 
genössischen Verein  aufgeboten,  um  es  zu  hintertreiben,  dass  die 
Verwerfimg  zur  Farteiparole  gemacht  würde,  da  hat  er  im  Kanton 
Zürich  redlich  mitgeholfen  zu  jenem  einmflthigen  Zusammenstehen 
aller  Parteien  fILr  das  Gesetz  und  das  Zustandekommen  jenes  wuch- 
tigen Votums  ffLr  die  Kechtseinheit. 

Oft  hat  Orelli  die  Universität  und  dem  Kanton  in  eidgenössi- 
schen Dingen  und  nach  ausson  vertreten.  Er  arbeitete  mit  in  der 
Kommission  für  ein  Bundesgesetz  über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  Literatur  und  Kunst,  zu  dem  er  nachher  einen  Kommentar 
schrieb,  er  nahm  Theil  an  den  Vorarbeiten  fur  das  schweizerische 
Attslieferungsgesetz.  Er  war  Abgeordneter  des  Bundes  zu  den  Ver- 
handlungen über  die  internationale  Konvention  zum  Schutze  des 
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geistigen  Kit^onthums.  Die  Aiilagea  zum  neuen  Srrafgfsetzbnrhü 
dos  Köaigrüichs  Italien  urwiihnon  seiner  Mitwirkuiii,' ;  Mitglied  <ler 
liluntsclilistiftung,  lioss  er  Mich  vergangenes  Jahr  aueh  vri*^  !*  i ma 
finden  zur  Mitwirkung  bei  der  (jrrüudaug  einer  Holtzendurtt'-ätiltung 
für  Straf-  und  Oefangni«<«we8on. 

So  ist  Orelli's  Naiin'  iu  die  weitesten  Kreise  gedrungen;  aber 
wofür  er  so  recht  eigcnflich  gearbeitet,  das  war  dofh  sein  nchwei- 
zerisches  Vaterland,  dem  er  sein  Wissen  und  Können  gewidmet, 
und  was  er  da  frommen  Sinnes  und  in  der  Bescheidenheit  seines 
einfachen  Wesens  geaohaffeiif  daa  werden  wir  in  dankbarer  Erinnerung 
weiter  pflegen.  Zürcher, 
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I.  Bundesgeidoht  —  I.  Tribunal  fédéral. 

UittheUung  des  Herru  BimdesgerlcUtäschrcibers  Dr.  E.  liott  iu  Latuaime. 


1.  Beschlüsse  der  Anklaeekammer. 

1.  Beschiuss  vom  6.  April  1891  in  Sachen  A.  Bonzanigo  betreffend 
Uebertretun9  det  Art  66  des  Bundesstrafrechts. 

Art.  6(i  des  BundmlrafrechU  hat  nur  den  Schutz  der  Teiegraphen^ 
anstalt  zum  Zweck,  bezieht  gieh  sainit  nieht  auf  FtiUe,  wo  ein 
Änffegtellter  der  Telegraphen-  und  Foniverwaltung  nicht  in  der 
regelrechten  Bedienung  des  Telegraphen,  eondern  in  pogtalitehen 
Funktionen  gehindert  worden  ist. 

Dass  der  A ngesclm Mijote  Bonzanigo  von  dem  Vo<^{-  uiul  Teleçraphen- 
angestellten  Kdonrdo  Biuzi  von  Tesserete  beschuldigt  wird,  am  13.  und 
14.  September  iöi»i>j  nachdem  er  das  PostbUreau  in  iest^erete  durch 
Bewartiiete  habe  umstellen  lassen,  ihn  (ßuzzi)  mit  dem  Kevoiver  bedroht 
und  gezwungen  zu  haben,  die  Postarbeiten  sofort  einzuBtellcn  und  die 
▼on  Bonunigo  ttbergebenen  Depeschen  vor  allen  andern  au  ezpediren; 

dasfl  der  Angeschuldigte  Bonsanigo  die  von  Buzii  erwllhnten  That- 
sacben  im  Weaentlichen  sngiht; 

dasB  die  BundeBanwaltochaflty  unter  Verweisung  auf  den  Bericht  des 
eidgenössischen  Untersuchungsrichters,  mit  Eingabe  vom  11.  Dezember 
1890  beantragt,  es  sei  der  Untersuchung  gegen  Bonzanigo  keirn-  weitere 
Folge  zu  flehen,  da  das  Recinißit  des  rechtswidrigen  Vorsatzes  nielit 
genügend  erstellt  sei,  weil  lioiiiiuuigo  ofTenbar  der  Ansicht  gewesen  sei, 
als  Staatsratli  bessern  Rechtes  zu  sein  als  ein  gewöhnlicher  Bürger  und 
bei  Beurtheilung  all  fälliger  rechtswidriger  llandlungen  desselben  die 
auBeerordentliche  Aufregung  berticksichtigt  werden  mttase,  in  welcher  die 
▼ertriebenen  Hitglieder  der  Regierung  sieh  beftinden  haben; 

daee  nun  dahingeatellt  bleiben  mag,  inwiefern  diese  BrwKgung 
zutrifft; 
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das«  nämlich  dpr  objektive  Thatbestand  rles  Art.  66  des  Huiides- 
strafrerbt-  mrht  vorliefet,  da  fine  Handlun"^,  tlnrcli  v  rîche  die  Benutzung 
der  Telegraphenanstalt  zu  ihren  Zwecken  gehindert  oder  gestört  worden 
wäre,  nicht  behauptet  ist; 

d^a  eine  solche  nur  etwa  in  einer  Verhinderung  deë  Telegraphen- 
angcgtelltea  Bazri  io  Beineni  Dtensto  als  soleber  geftindeti  werden  kihinte  ; 

ÛÊM  Aber  gar  niebt  vorliegt,  dsu  Bussi  in  BrfWiung  »eines  IMenetes 
nie  Teiegraphenengeeteliter  sei  verhindert  worden,  da  niebt  belianptet  ie^ 
Bnczi  sei  daran  verbindert  worden,  den  Telegrapbendienet  regetniSsiig 
zn  verseben,  sondern  nnr  angefthrt  wird,  er  sei  gezwungen  worden,  die 
Postarbeiten  einzustellen,  um  die  vom  Angesehnidigten  Ubei-gelieDen 
Depeschen  sofort  zu  expediren  : 

dasa  Art.  66  des  Hiiiidesstrnfrefbts  den  strafrechtliebcn  Scliutz  «peziell 
der  Telegraplienanstalt  j^e^'en  lleüchädigung  u.  s.  w.  bezweckt,  Homit  auf 
FMUe  nicht  anwendbar  ist,  wo  eine  Hinderung  oder  Störung  der  bestim- 
mnngsgemSseen  Benntsong  speziell  der  Telegraphenanstalt  mefat  herbei* 
geführt  wnrde,  sondern  ein  Angestellter  der  Telegraphen-  und  Postver^ 
waltnng  niebt  in  der  regelreebten  Bedienang  des  Telegraphen,  sondern 
in  postalieehen  Funktionen  gehindert  worden  sein  soll; 

beuch  loiiaen  : 

Der  Dntersuchung  gegen  Agostino  Bonzanigu  wird  keine  weitere 
Folge  gegeben. 

2.  Bfischlutt  vom  16.  April  1891  in  Saehen  Belloni  und  Benomn. 

JioHijtetenz  fier  liuniit'Hxtrttff/frîf'hi*',  Kansidzuminnurtth (Unj  'les 
iJeUh  tf  mit  L  nrnln'n,  u  rirlu'  eine  hrnitß tietc  (•idfjetnism/icli*'  luler- 
rfHlioit  zur  Folf/c  haWn.  Art.  4(i  und  47,  Abs.  2,  and  7(i  des 
lianili^lrafrechts.  Zum  ThatOt atande  detf  Delikte  thütllv/te»» 
ttaeh9  on  Mtemnten  wUr  Mitglledei*n  rou  Beh&rfttu  im  Sinne 
dieser  Gesetzeshestimmungeti  yehüri  die  Bwmteneigennchaft  fir« 
VmrUMm  im  Avgettbliek  der  Tkaif  er  iU  nicht  tjpgehm  hei 
Uacheaklen  gegen  ehemalige  Beamte,  —  Der  Thaibe»dand  bezieht 
eich  im  Femern  nur  auf  Ititclieakte  gegen  Beamte  (welche  zu 
ih  n  rvrfiiffetifieH  Orgttnen  der  StaatagewaU  gehören),  nicht  at^f 
ThiilUchkeiten  f/et/en  bUnm  sfaailii^e  Ängeetellte  oder  Beflieneteie 
(FoUzeiaoldaten  eich 

In  Erwiignng: 

Dasa  der  Staatsrat!)  de.s  Kniitonn  Tessin  vor  den  auf  3.  März  1889 
angesetzten  Grostirathswalilen,  Betracht  der  aufrührerischen  und  ord- 
nuBgsstttrenden  Drohungen,  welche  seit  einigen  Monaten  in  den  opposi- 
tiooellen  ZeitungsblSttem  und  im  Publikum  sieh  wiederholen",  gestutzt 
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Alf  Art.  23,  §  8,  der  kantonalen  Verfuanng  vom  23.  Jtuii  1830  tuid  das 
kantonale  Ctoaeta  vom  27.  Januar  1885  Uber  die  Organisation  des  Land- 

jägerkorps,  beschlossen  hatte,  die  Ke^ierungskommiBsäre  von  Locarno  und 
Lugano  zu  ermächtigen,  zum  Zwvcko  der  Aufreelithaltnnf»  der  Ordnung 
in  ihren  Bezirken  und  im  Kanton  die  Gendarmerie  durch  zeitweise 
Anrttelhmg  einer  fjenlifcenden  Anzahl  Freiwillig'nr  zu  verstUrken; 

da88  hierauf  unter  Amleriu  zulolge  Verfügung  des  Kegierungskom- 
miaBÜrs  von  Lugano  eine  dem  Befehle  des  Uauptmanna  Santini  unter- 
stellte,  militSriseh  organisirte,  freiwillige  Poliaeimaclit  von  airka  180  Haan 
gebildet  nnd  bei  der  OeDdarmeriekaseme  auf  dem  Monte  Oeneri  ver- 
sammelt worden  war; 

das«  (lic^^c  PoJizpjmannsphaft  am  Morgen  des  5.  MürE' 1889,  nach- 
dem sie  Waffen  nnd  Munition  in  Vira-Qambarogno  abgegeben  hatte, 
wieder  entlassen  wurde  ; 

das8  pinigp  Mitglifuh'r  derselben,  unter  Anderem  l*uolo  Molinari, 
Giacomu  Canettoni  ujid  (îu^rlielmo  Vcge/zi.  am  Abend  dieses  Tages  nach 
Lugano  zurUcltkeiirten,  wo  nie  tlieil»  tu  den  Straüen  der  Stadt,  theils  io 
öffevtltehen  Lokalen  wiederholt  Rnfe  politischen  CSiarakterB  aassHeasen; 

dass  daranfliin  mefa  vor  dem  Gaffè  nuovo,  in  welches  die  Oeoannten 
sich  begeben  hatten,  eine  anfgeregte  Menschenmenge  susammenrottete, 
aus  welcher,  insbesondere  nachdem  vun  einem  Mitgliede  der  Société 
iiiarmonica  Sammlung  geblasen  worden  war,  drohende  Rufe  („fuori  gli 
assassini  del  Monte  Ceneri",  „fuori  gli  orecrhioni"!  ertönten: 

^■A«  seliliessli'"fi  die  Menge,  gleiclizeitig  mit  inzwiselien  zum  Schutze 
der  Bedrohten  iierheigerutenen  Gendarmen  und  mit  städtischer  I'olizei, 
io  das  Caffè  eindrang,  wohin  aucli  mehrere  Mitglieder  des  (Jemeinderathes 
von  Lugano,  insbesondere  der  Vice-Sindaco  Vegezzi,  zum  Zwecke  der 
Aofrechthaltung  der  Ordnung  sich  verfugten; 

dass  letitere  den  MoHnari  Ouglielmo,  Végétai  und  Canrettoni  ver- 
haflen  und  in  das  GefUngniss  abführen  Hessen,  nachdem  dem  Canrettoni 
geladener  sechslSufiger  Revolver  und  Vetterlipatronen  waren  abge- 
nommen worden  ; 

d;<-<«  die  Geraeindciathsmitglieder,  insbesondtMo  der  Vice-S^ind-ieo,  sich 
bemUliten,  die  Verhalteten  gegen  die  Misshandlungen  der  M  na-e  zu 
schützen,  dass  sie  indess  nieht  zu  verhindern  vermochten,  dass  dieselben 
auf  dem  Wege  zwischen  dem  Caffè  nuovo  und  dem  Gefängniss  durch 
Leute  aus  der  versammelten  Menschenmenge  verschiedene,  theils  leichte^ 
theils  (so  Paolo  Molinari)  schwerere  Miashandlnngen  erlitten; 

dass  die  Bundesanwaltschaft  hierin  den  Thatbestand  thitlicher  Rache 
an  kantonalen  Beamten,  verübt  wegen  amtlicher  Handlungen  und  begangen 
bei  Unruhen,  welche  eine  bewaffnete  eidgenössische  Intervention  veran- 
lass^tpn,  erblii  kt  und  somit  die  Art.  46,  47,  Abs.  2,  nnd  Ô2  de«  Bundes- 
8trafre<'htes  t'llr  anwendbar  eraehtet  ; 

dass  sie  als  der  N'erlihung  der  erwähnten  Misshandlnngen  vcrdSchtig 
bezeichnet:  1)  Belloni  Antonio  fu  Vittorio,  tiglio  deü'  Osb,  von  Lugano, 
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22  Jahre  alt,  Anstreicher;  2)  Macchi  Caspare  di  Carlo,  von  Lugano,  und 
(mit  liezug  auf  leichtere  MifiBhandlnn'„'en i  aiu-li  3"^  Suracclii  Massinao  fu 
Giovanni,  Sehmied,  von  Lugano,  unU  4)  öperati  Paolo  detto  qael  della 
Francese,  von  Mailand; 

dass  sie  beantragt,  es  seien  diese  Personen  in  AnklagezuBtand  zu 
venefasen  wegen  Minbuidlong  an  demselben  Tage  aue  dem  Dienste  ent- 
lassener Regieningsbeamter  (PoUxeisoldaten),  uni  an  ibnen  wegen  ihrer 
amtlicben  Handlangen  Bache  zu  nehmen.  Alles  im  Sinne  der  Art.  46  und 
47,  Abs.  2,  des  Bundesstrafrechts; 

dass  während  der  oben  dargestellten  Vorgänge  sich  auf  der  an  das 
raffe  nuovo  anstossenden  Piazsa  della  Kiforina  Advokat  und  Qrossralh 
Agostino  Soldati  befand  ; 

dass  derselbe  dort  von  Atn-  auf^'eregten  Volksmenge  umdriin^'^t  wurde 
und,  als  er  sich  im  Begleite  einiger  Freunde  entfernte,  unter  den  Arkaden 
des  Café  fédérale  eii^  heftigen  Stockschlag  auf  den  Kopf  erhielt,  durch 
welchen  er  halb  betlubt  wurde  und  heftig  zn  bluten  begann,  welcher 
indess  immerliin  bleibende  Nachtheile  nicht  zur  Folge  gehabt  hat; 

dass  die  Bundesanwaltsehaft  auch  in  dieser  Misshandlung  den  Tbat» 
bestand  thätlicher  Rache  an  einem  kantonalen  Beamten  wegen  seiner 
Amtshandlnn;::pn  erblickt,  indem  sie  ausführt:  Advokat  Soldati  ppï  der 
anerkannt*'  Flihirr  Her  Konsorv.itiven  im  Sottoceneri  nnd  ein  sehr  ein- 
flassreiches  Mitglied  des  ttssiniseheii  Grossen  Käthes,  zur  Zeit  sogar  dessen 
Präsident  ;  während  der  Wahlcnnipanrne  sei  er  auch  Organisator  und 
Befehlshaber  der  Bewaß'neten  itu  untern  Malcantoue  gewesen  ;  der  Stock- 
sehlag  habe  nicht  dem  Advokaten  Soldati,  sondern  dem  konsenrativen 
Ftthrer  und  offiziellen  Organisator  und  Befehlshaber  der  Bewaffneten  in 
der  Magliasina  gegolten;  an  ihm  habe  wegen  seiner  amtlichen  Hand« 
langen  Rache  genommen  werden  sollen.  Jedenfalls  aber  treffe  Art.  76 
des  Bundesstrafrechtes  zu,  da  angenommen  werden  niUsse,  es  haben 
Glieder  (ifr  nn!Mli<hen  Volksmasse,  woldie  sich  auf  der  Piazza  della 
Kitorma  zusammen;:erottet  und  Molinari  und  Genossen  misshandelt  liabe, 
geleitet  von  den  jileichen  Motiven  der  Hache  wegen  amtlicher  Hand- 
lungen, auch  die  Misshandlung  des  Advokaten  Soldati  verübt; 

dass  indess  die  Voruntersuchung  hinsichtlich  der  Thäterschaft  dieser 
Misshandlung  bestimmte  Anhaltspunkte  nicht  ergeben  hat  nnd  daher  die 
Bundesanwaltsehaft  beantragt,  es  solle  diese  Untersuchung  vorlSufig  auf 
sieh  bernhen  bleiben; 

dass  in  rechtlicher  Beziehung  die  Anklagekammer  gemäss  Art.  31 
und  40  der  Bundessti-afrechtsptlege  in  erster  Linie  zu  prüfen  hat,  ob  die 
Kompetenz  der  BundcsHlraffreriehte  begründet  sei; 

dass  dies  ohiîo  Zweifel  zu  bejahen  wäre,  wenn  die  eingeklagten 
Handlungen  als  Akte  Ihütliclier  Kaclie  an  kantonalen  Beamten  wegen 
ihrer  Amtshandlungen  sieh  tjuaiitizirten,  da  an  dem  kausalen  Zusammen- 
hange der  fraglichen  Handlungen  mit  Unruhen,  die  eine  bewaffnete  eid- 
geoüseliehe  Intenrention  henrorgemfen  haben,  nicht  zo  zweifeln  ist; 
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diiss  indes»,  was  vorerst  die  gegen  Molinari,  Yegezzi  und  Tai  rettoiit 
verübten  Missliamlluii^ren  nnhflanirf.  Moünari  und  Oenossen  als  „kantonale 
Beamte*^  im  Sinne  de«  Bundesstrafrcclits  nicht  können  betrachtet  werden  ; 

dass  dieselben  zur  Zeit  dor  Thnt  iilK'iliaupt  nicht  mehr  ini  k.nntoiialeti 
Dien^ite  staiuifn,  sondern  ihres  DicDätes  als  freiwillige  i'olizeisoldaten 
bereit entlabseu  waren; 

ilii&d  aber  das  Hundesstrafrecht  in  seinen  angerufenen  Bestimmungen 
nur  Strafthaten  bedroht,  welche  gt^gea  „Beamte",  also  gegen  Personen, 
welche  zar  Zeit  der  Tbat  im  Amte  stehen,  verltbt  werden,  nicht  dagegen 
auch  Thaten,  weiche  gegen  Private,  die  ehemals  Beamte  waren,  mit  Be- 
ziehung auf  deren  ehemalige  AmtsthStiglceit  begangen  werden  sollten; 

dass  in  der  That  das  Gesetz  den  strafreehtliclien  Schutz  der  gegen- 
wärt igen  Träger  der  Staatsgewalt  bezweckt  und  daher  auf  eh eniali<^e 
Inhaber  ötTentlicher  Acniter  nicht  ansf^edphnt  werden  darf,  wobei  denn 
natürlich  aurft  nichts  darauf  ankurtim'  !i  kann,  ob  zwischen  dem  Austritte 
des  Verletzten  aus  dem  ortentlichc;i  iMi  tistc  und  der  That  ein  mehr  oder 
wtiüfftr  langer  Zeitraum  verstrichen  i^t,  t^o  wenig  wie  darauf,  üb  aüfällig 
der  Thiiter  von  der  erfolgten  Entlassung  keine  Kenntniss  hatte; 

dass  übrigens  Molinari  und  Genossen  niemals  Beamte  im  Siime  des 
Bandesstrafreehts  waren; 

daas  nämlich  das  Bundesstrafrecht,  wie  eine  Vergleichnng  der  Fassung 
seiner  Bestimmungen,  insbesondere  derjenigen  des  vierten  mit  denjenigen 
des  dritten  Titels,  ergibt,  unter  dem  Ausdrucke  ^Beamte''  keineswegs 
alle  im  staatlichen  Dienste  stehenden  Personen  versteht,  sondern  zwischén 
„Beamten"  und  „Angestellten^  unterscheidet  und  nun  die  hier  in  Uede 
stehenden  Normen  des  Art.  16  und  4  7  nur  Strafthaten  bedruhcn,  welche 
gegen  „Beamte",  nicht  aber  auch  solche,  welche  gegen  blosse  ,,Ange- 
stellte^  verübt  weiden  ; 

dass  die;  fraglichen  Bestimmungen  nur  V'ergclien  gegen  die  ver 
lügenden  Organe  des  Staats,  welchen  die  Verwaltung  staatlicher  Iloheit«- 
reclite  anvertraut  i^t,  im  Auge  haben,  nicht  aber  Widersetzlichkeit  oder 
ThHtlichkeiten  gegen  blosse  staatliche  Bedienstete,  weshalb  sie  denn  auch, 
abweichend  z.  B.  von  der  Vorschrift  des  Art.  50,  schlechthin  Freiheits- 
strafe (GefUngni8i«  vnn  einer  nur  durch  das  gesetzliche  Maximum  der 
Strafart  begrenzten  Dauer,  in  Art.  46  fUr  schwerere  FJUle  sogar  Zucht- 
haus) verbunden  mit  Geldbussc  androhen  ; 

dass  nun  Polizeisoldaten,  welelie  lediglieli  erthcîlte  Befehle  auszu- 
tlihren  haben,  2U  den  verlUgendeu  Urbanen  dci  Staatsgewalt  nicht  gehören, 
sondern  als  blosse  .Angestellte  oder  Bedienstete  erscheinen; 

dass  mithin  hier  der  Thatbestand  des  Art.  4<j  a.  E.  oder  4  7,  Abs.  2, 
des  Bnndesfltrafrechtes  auch  dann  nicht  zuträfe,  wenn  Molinari  und  Genossen 
zur  Zeit  der  That  noch  im  staatliehen  Polizeidienste  gestanden  wSren; 

dass  danach  ein  der  Bundesstrafgerichtsbarkeit  unterstehendes  poli- 
tisches Vergehen  in  den  ihnen  gegenüber  begangenen  Sfisshanâlungen 
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nicht  iû  jt.   (>s  Bic)i  vielmehr  am  kantonalrechtlich  strafbare  Körper- 

verletzunjren  liandelt; 

d.Hss  (laa  Gleiche  auch  rUckaichtlich  der  Verletzung  des  Advokaten 

Solüati  gilt^ 

dan  nlmUeb  letaterer  sur  Zeit  der  That  in  iidner  Weise  kantonaler 
Beamter  war,  da  seine  Eigenichaft  alt  Mitglied  des  Grossen  Rathee  oder 
Als  Parteiführer  ihn  hiesu  offenbar  nieht  stempelt; 

dass  nach  den  Bemerkten  aoeh  von  einer  Anwendung  des  Art.  76 
des  Bundesstrafreehts  von  vombwein  keine  Rede  sein  kann; 

erkannt: 

Der  Sache  wird  wegen  Inkompetenz  der  BuiuUsstrali^crielite  keine 
Folge  gegeben,  und  es  werden,  geraasä  Art.  40  der  Buiideâstrafrechtâpâegey 
die  Akten  der  Regierung  des  Kantons  Tessin  Uberwieaen. 

3.  Beschluss  vom  16.  April  1891  in  Sachen  Ciericetti  und  Konsorten« 

Kontftetenz  d*'r  ItnmletiHtrafifern  hte.  Als  imtitiMi'hf  I  rrhiu  <  /h 
iielche  mich  Art.  11:^,  Ziff. 'i, du  Bmtdt't-rrrfu.'^suny  zur  Znfttitudui- 
keit  drr  eid(/enü$:iischen  Assisen  yeluircn,  erscheinen  nach  Art.  52 
des  BundessirafrechU  nur  die  in  Art.  4tj — 50  ibid.  anfgeziihUen 
Delikte.  Biame,  wenn  auch  durch  politieche  Leidenschaß  mit* 
verursachte,  Hmu^äwlei  gehören  also  mcht  dazu. 

In  JùrniiffUHy: 

Dass  Domenieo  Clerieetti  di  Benigno  von  Sendellate,  Bauer,  30  Jahre 

alt,  am  Abende  des  3.  Marz  1889  »wischen  9  und  H)  Uhr  in  der  Wirth- 
sebafl  von  Qiaseppe  Cereghetti,  detto  il  Pollini,  in  Muggio,  den  36  Jahre 
alten  Giovanni  Cereghetti,  Sohn  drs  il  »enerale  ?enannton  (liuseppe 
Cereghetti  vi»n  Roncapiaim.  fVazioiit^  di  Muf:;gio,  antraf  und  aus  nicht 
ganz  auf;rekl;irtf'ii  Grlindcn  hcid*-  B(>theiligte  waren  übrigenn  «tark 
angetrunken  —  auf  dessen  Kopf  eine  Flaticlie  zerdchlug,  so  dass  derselbe 
blutete  ; 

dass  OlerieetH  sieb  daraaflitn  in  die  Wirthsehaft  der  Fran  Fortini, 
ebenfalls  in  Muggio,  begab,  dort  den  69  Jahre  alten  Vater  Ceroghetti, 
den  ,fQeneral*',  antraf  und  mit  demselben  in  einen  Wortwechsel  gerieth, 
der  <iaroit  endigte,  dass  Clerieetti  dem  alten  Manne  ebenfalls  eine  Halb- 
litertiasche  auf  dem  Kopfe  serseblng,  so  dass  derselbe  hintend  zu 
Boden  Hei; 

dass  kurze  Zeit  nach  diesem  Vororani;«'  Clerieetti  seiiieiseits  von 
mehreren  Personen,  unter  denen  er  die  lieiden  Söhne  des  „Generals", 
den  erwähnten  Uiovannt,  sowie  den  Jahre  alten  Angelo  Cereghetti 
nnd  dnen  gewissen  Angelo  fu  Paolo  erkannt  hat,  angegriffen,  mit  Sichel- 
messem  sohwer  verwandet  und  sur  Thür  der  Wirthschaft  Fortini  hin< 
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ansgewoifen  wurde,  wo  er  fast  besinnuDgaloB  und  stark  blatend  anf- 
gefuDden  wurde; 

dass  die  Bundesanwaltschaft  ausfuhrt  :  die  erwHhnten  Misshandlungen, 
welche  zusammen  eine  blutige  gefiihrliclie  Rauferei  bilden,  seien  nicht 

gemeinen,  sondern  aus  politischen,  mit  den  tessinischen  Grossraths- 
wahlen  vom  3.  M:ii  7,  im  Zusuinraenliange  stehenden  Motiven  hervorge^r  ^ni^'en, 
Clericetti  iiiiinlifh  sei  ein  loidriischaftlirher  liberalor,  der  pOeiieial** 
Cereghetti  ein  nicht  minder  leiUeudchaùUcliei'  kouati  vativer  Parteiuiann, 
beide  haben  «leb  bei  der  den  Grossratbswahlen  vom  d.  liXnt  1889  vor- 
angegangenen Wahlagitation  in  hervorragender  Weise  betbeiligt  und  baben 
sich  am  Wahltage  in  hochgradiger  politischer  Aufregung  befunden,  daraus 
sei  der  Streit  zwischen  Clericetti  einerseits  und  dem  „General^  Cereghetti 
und  dessen  Sühnen  andererseits  e  itstanden,  zumal  Clericetti  im  Verdachte 
gestanden  Imhe,  vernncht  zn  liiibcn,  c!«>u  î^ohn  Giovanni  Cereghetti  zu 
bestechen,  damit  »t  Hir  ilie  liberalen  Kandidaten  stimme.  Von  der  in 
den  Erwägungen  der  bandesj^erichtliclien  Entscheidung  in  Sachen  di-a 
Obersten  Mola  und  Genossen  aduptirteu  engern  Auslegung  des  Art.  112, 
Ziffer  3,  der  Bundesverfassung  aus  liegen  hier  freilich,  trotz  des  politischen 
Motivs^  sur  Zustlndigkeit  der  Bundesassisen  gehörige,  politische  Delikte 
nicht  vor;  wohl  aber  sei  dies  dann  der  Fall,  wenn  bei  Auslegung  des 
erwähnten  Verfassungsartikels  die  weitere  (unsweifelhaft  den  Art.  65  und 
67  der  Bundesverfassung  su  Grunde  liegende)  Auffassnn^^  des  politischen 
Delikts  angenommen  werde,  wonach  unter  diesen  Begritf  alle  strafbaren 
Handlungen  fallen,  welche  einen  politischen  Charakter  an  sieh  tragen, 
welche  ihre  Wurzeln  nieht  in  gemeinen,  sondern  in  politischen  Motiven 
haben.  Die  Bundesaiivsaitsehatt  theile  die  letztere  Auffassung  und  bean- 
trage daher,  es  seien  die  erwähnten  iîeute  von  den  Bundesassisen  zu 
behandeln  ; 

dass  das  Bundesgericht  in  seiner  Entscheidung  vom  17.*Oktober 
1879  in  Sachen  des  Obersten  Mola  und  Genossen  (Amtliche  Sammlung 
der  bundesgerichtliehen  Entscheidungen,  Band  6,  8.  457  n.  ff.  —  siehe 

insbesondere  S.  478  u.  ff.)  unter  ausführlicher  Begründung  ausgesprochen 
hat,  der  Bcf^ritV  der  .,pu!itiselien  Verbrechen"  im  Sinne  des  Art.  112, 
Ziffer  3,  der  Bumlesverfassung  werde  dnreh  das  Bnndesstrat'recht  in  ab- 
schliessender, fUr  den  Richter  verbimi lieher  Weise  dahin  hestinimt,  dass 
darunter  (gemäss  Art.  52  des  iimulis-trafrechts;  nur  die  in  Art.  45 — 50 
dieses  Gesetzes  noruiirten  i'hatbestäude  fallen; 

dass  die  Anklagekamner  von  dieeer  v<Mn  (Ge8ammt-}Biindeegeriefate 
nicht  etwa  nur  nebenbei  geXusserten,  soudem  ausführlich  entwtdkelteo 
und  seiner  Entscheidung  als  dezisive  BrwSgung  sn  Grunde  gelegten 
Anschauung  abtugehen  nicht  in  der  Lage  ist,  um  so  weniger,  als  der 
gesammte  Zusammenhang  des  Bundesstrafrechts  in  der  That  dafür  spricht, 
dass  dieses  Gesetz  (von  dem  eiiizifren  Falle  der  konnexen  Verl>reehen 
abgesehen)  rlie  Hundesstralgerichtslvr»vk#^it  iiirht  Uber  den  GeltUUgsbereicU 
des  materiellen  Bundesstrafrechts  liinaut»  ausdebnen  wolle; 
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(îass  insbesondere  darauf  liitif:jewie8en  werden  mag,  »lass  das  (U-Hctz 
wohl  liiiisichtlicli  der  konnexen  geraeinon  Verhr^rhcn,  dir  iiafli  Art.  7>J 
de8s«'lben  an  die  HuiidcsahÄisen  gelftn;;(ii,  die  Anwendung  de«»  kantonuten 
Strafrechtea  (unter  ^'(-wissen  Vorbehalten)  vornchreibt; 

da88  dagegen  eine  entsprechende  Vorschrift  für  politische  Verbreeben 
gHozlich  mangelt,  also  anzunehmen  i^t,  das  Gesetz  betrachte  die  politiacben, 
sur  SSmftlIiMligkêit  der  Bnndeaauiaen  gehörigen  Verbreehen  aU  dnreh  das 
Bnndearecht  eracbSpfend  geregelt,  d.  h.  ee  zXhle  zu  deueelben  eben  niir 
dk  iMUideagesetittoh,  durch  das  Bnndewtrafreelit  selbst  normirten  Tbat- 
beatltnde  der  Art.  45—50; 

« 

dass  danach  hier,  da  zweifellos  kein  bundesrechtlich  »trafbarer 
Tbatbestand  vorliegt,  en  sich  vielmehr  ura  Körperverletzungen  bandelt, 
deren  B<'stratun;r  nach  kantonalem  Rechte  den  kantonalen  Gerichten  zu- 
steht, von  einer  ZustHndigkeit  der  Bunde^as^isen  nitht  dif  Hede  sein  kann; 

dass  HbriprenFi  im  vorliegenden  Falle,  wenn  auch  politiBclic  Leiden- 
schaft dazu  beigetragen  haben  mag,  die  eingeklagten  liaufereien  iierbei- 
zaflihren,  diesen  doch  jede  politische  Zwockbeziehung  mangelt  und  daher 
flragUch  ist,  ob  sie  selbst  einem  weitem  doktrinellen  Begriffe  des  poli* 
tischen  Verbreehens  subsamirt  werden  klînnten; 

beschloasen: 

Der  Sache  wird  wegen  Inkompetenz  der  Bnndesstra%erichte  keine 
Folge  gegeben,  wid  es  werden,  geinSss  Art.  40  der  Bundesstrafrechts- 
pflege, die  Akten  der  Regierung  des  Kantons  Tessiu  Überwiesen. 

4.  Beschluss  vom  16.  April  1891  in  Sachen  der  Mitglieder  der 
Gemeindevorstände  von  Vacailo  u.  t.  w. 

Koinpetem  der  Sundmira  f y erwhte;  Kaumlznsammenh€Mg  de»  Delikts 
ntit  Unruhen,  welche  eine  beivaffnete  eidgeuötmche  Inierœntiùn 
zur  Ursache  oder  Ftflf/c  hatten.  —  Watn  zwiscfieii  dem  eidyc' 
HÏmsnschett  UntersuchffHf/nr'tclitrr  and  der  liuudei>anivaltschafi  über 
dü'  EÎH.<id}uiiy  einer  eingeleiteten  Strafantersuchunt/  Meinungsver^ 
scliiedenheit  ohivaltei,  hat  in  allen  Fällen  die  AnklagehumMer 
zu  enfscheiden  (>ntd  kann  (ilxo  itichf  dir  fhitf^ünrhnnfj  ron  drr 
BundesuHualluchtiff  im  Einrerftdudtiiss  mit  de)»*  Htnuhsrathe 
foUen  i/i'hMsen  ii  inleni.  —  Die  Sin'tt  }ian(j  StiiHntin n  rlttu/ter 
Oller  die  Eintraffauy  \ieittsttnnHbere<:kiifjte>'  im  sdtnturrf/ijgter 
durch  eine  Gemeindebehörde  erncheint  als  Dcitld  un  Sinne  den 
Art.  49,  HL  u,  des  BundesstraJ rechts  dann,  trenn  Eintragung 
lider  Sireichung  mit  dem  Betmmtsdn  erfolgten,  die  eingetragenen 
Bürger  seien  nat^  Verfassung  und  Qeniß  materiell  nicht  sHmm^ 
hereckägi,  die  gestrichenen  dagegen  sden  es. 
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In  Ernätfanq  : 

Das»  Art.  7  des  tessinischen  (Jesetzes  Uber  die  Anfertigung  der 
Stimmregister  für  die  Grossrathswaliien  vom  3.  Dezember  1888  vorschreibt: 
„Die  Gemeinderäthe  dürfen  nach  stattgefundener  Publikation  der  Stimm- 
^register  von  sich  aus  (eigenmächtig^  keinerlei  Veränderungen  an  den- 
„selben  vornehmen  und  sind  verpflichtet,  die  BeschlllKse  des  Regierungs- 
„stattlialtcrs  und  des  Staatsrathes  auszuführen,  Alles  bei  Folge  der  in 
^Art  08  des  Kriminalgesetzes  angedrohten  Strafe"; 

dass  nach  den  Grossrathswahlen  vom  .3.  MUrz  1889  eine  Anzahl 
von  Beschwerden  beim  Grossen  Rathe  des  Rantons  Tessin  eingereicht 
wurden,  durch  welche  mehrere  Gemeinderiithe  beschuldigt  wurden,  dieser 
Gesetzesvorschrift  zuwidergehandelt,  insbesondere  entgegen  den  Dekreten 
der  Regierungsstatthalter  und  des  Regierungsrathes  Bürger  zur  Abstimmung 
zugelassen  zu  haben; 

dass  der  Bundesrath  mit  Beschluss  vom  25.  MHrz  1889  den  General- 
anwalt beauftragte,  diese  Handlungen  in  den  Bereich  der  eingeleiteten 
eidgenössischen  Strafuntersuchung  zu  ziehen  ; 

dass  nach  durchgeführter  I'ntersuchung  die  Bundesanwaltschaft  bean- 
tragt, die  Anklagekammer  wolle  die  Strafgerichte  des  Bundes  fUr  zu- 
stHudig  erklären,  dagegen  die  Strafuntersuchung  gegen  die  sämmtlichen, 
im  Ingresse  dieses  Beschlusses  genannten  Gemeinderäthe  resp.  Gemeinde- 
präsidenten auf  sich  beruhen  lassen; 

dass  die  Bundesanwallscliaft  rUcksichtlich  der  Kompetenzfrage  aus- 
führt :  die  angeblich  von  einzelnen  Munizipalitäten  vorgenommene  unge- 
setzliche und  eigenmächtige  Streichung  Stimmberechtigter  aus  oder  Ein- 
tragung Nichtstimmberechtigter  in  die  Stimmregister  sei  eine  Handlung, 
durch  welche  auf  rechtswidrige  Weise  auf  eine  Wahl  eingewirkt  werde; 
rechtswidrige  Einwirkungen  auf  die  Ergebnisse  der  tessinischen  Gross- 
rathswahlen vom  3.  März  1889  aber  unterstehen,  da  sie  mit  L'nruhen, 
die  eine  bewalVnete  eidgenössische  Intervention  veranlassten,  im  kausalen 
Zusammenhange  stehen,  gemäss  Art.  52  und  49  des  Bundesstrafrechta 
nicht  dem  kantonalen,  sondern  dem  Bundesstrafrecht  (dem  Art.  49,  Iii.  a, 
des  Bundesstrafrechts)  und  seien  daher  zweifellon  von  dem  Bundesstraf- 
gerichte zu  beurtheilen  ; 

daas  die  Bundesanwaltsrhaft  in  der  Sache  selbst  bemerkt:  bezüglich 
der  Gemeinderäthe  von  Vacallo,  Fescoggia,  .\rogno,  (^arasso  und  Castagnola 
bestehe  zwischen  ihr  und  dem  eidgenössischen  Untersuchungsrichter  Ein- 
verständniss  dahin,  dass  <ler  Sache  keine  weitere  Folge  zu  geben  sei, 
da  die  erhobenen  Anschuldigungen  betretTend  Eintragung  von  durch  Be- 
schlusg  der  Staatsbehi>rde  ge8trichenen  Bürgern  in  die  Stimmregister  u.  s.  w. 
der  thatsächlichen  Grundlage  entbehren;  rücksichtlicJi  der  übrigen  Ge- 
meinden sei  der  eidgenôssisché  Untersurhungsrichter  der  Ansicht,  da88 
die  Sache  nicht  auf  sich  beruhen  bleiben  solle,  allein  es  mangle  in  diesen 
Fällen  der  zur  Strafbarkeit  der  betreftVnden  Handlungen  nach  Art.  11 
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i]iu1  40  (!es  BandesBtrafrechteB  erforderliche  rechtswidrige  Vorsatz;  die 
fragUchen  Handlungea  eeien  offen,  unter  der  Kontrole  der  Wahlgemeinden 
lind  der  WahlbUreaax  mit  ansdrtleklicher  oder  stilUcliwei^ender  Ziiritim- 
muno^  denselben  vorj^enotnmen  wurden,  untfr  Wnlirang  aller  Beachwerde- 
recbte  der  alirrfllitr  dîunit  nicht  Zufriedenen,  in  der  Absicht,  den  Wahlakt 
ohne  Störungen  und  ünnihen  ablaufen  zu  lassen,  oder  Leuten,  welche 
aus  irgend  einem  foruielten  Grunde  haben  ausgeschlossen  werden  wollen, 
XQ  ihroDf  nach  Anrieht  der  OemriaderXthe  materiell  onanfeehtbaren, 
konatitotioneUen  Rechte  zu  Torhelfen.  Zudem  stehen  die  Handlangen  der 
'demuiirten  Gemeindetithe  in  Uebereinstimmnng  mit  den  vom  Bnndeerathe 
in  seinem  Schreiben  vom  26.  Febroar  1889  fUr  die  Benitheilung  der 
tessinisctien  Stimmrechtsrekurse  aufgestellten  OriuidBÜtsen ,  welehe  in- 
zwischen zur  all^'emeinen  Kenntniss  fxelan^rt  waren; 

dass  der  Generalanwalt  überdein  der  Anklagekammer  ein  an  iliii 
gerichtetes  Sehreihen  des  Bunde^ratlies  vom  3.  Dezember  18'.»<)  mittheilt, 
wodurch  der  BundeBrath  ihm  unter  Anderm  erüß'uet,  er  habe  beschlossen, 
den  Generalanwalt  anzuweisen,  den  Untersuchungen  betreffend  die  An- 
klagen  gegen  die  OemeindebdiOrden  von  Feseoggiu,  Arogno,  Gastagnola, 
4ïentilino  und  Voaanco  keine  Folge  an  geben  ;  wogegen  er  ihm  ttberlaBse, 
'die  Anklagen  betreffend  die  GemeindebehVrden  von  Vacallo,  Caraaao, 
Preonzo,  Osao,  Quinto,  Brissago,  Caslano,  Pontetresa  und  Lugano  der 
Anklagekammer  zu  weiterer  Amtshandlung  zur  Kenntnies  zn  bringen; 

dass  in  rechtlicher  Beziehung  die  Anklagekammer  in  erster  Linie 
die  Kompetenz  der  Rundesstrafgeriehte  zu  prüfen  hat; 

dass  diese  aber,  aus  den  von  der  Bundesanwaltachaft  angeführten 
<JrUnden.  zu  bejahen  ist  ; 

dasä  rUcksichtlich  der  Geuieindenithëniitglieder  oder  IVäsideiiteu  der 
Gemeinden  Fescoggia,  Arogoo  and  Gastagnola,  in  Besag  auf  welche  die 
Bondeeanwaltsehaft  und  der  eidgenössische  Untersuchangsrichter  einig 
ffeheni  es  sei  der  Sache  keine  weitere  Folge  sa  geben,  und  auch  der 
Bandesrath  sich  hiemit  einverstandm  erkllirt  hat,  die  Sache  gemäss 
Art.  29  der  Bundesstrafrechtspflege  ohne  Weiteres  als  im  Sinne  der  Bin« 
«tellung  der  Untersuchung  erledifrt  erseheint: 

dass  das  Gleiche  wohl  auch  für  die  < lHnieinderat!isiiiit;::li('der  resp. 
Presidenten  von  Vacallo  und  Oarassn  ;,'ilt,  in  BetrefV  welcher  der  eidge- 
nössische Untersuchungsrichter  und  die  Bundesanwaltschaft  Uber  die 
Einstellung  der  Untersuchung  einig  gehen  und  der  Bundesrath  die  weitere 
Verfolgung  der  Sache  dem  Bnndesanwalte  lediglich  anheimgestellt,  nicht 
<Iagegen  vorgeschrieben  hat; 

dass  dagegen  rQcksiehtlich  der  Übrigen  Untersnchnngen,  in  Besag 
auf  deren  Einstellung  zwischen  dem  eidgenössischen  Untersuchungsrichter 
und  der  Bundesanwaltsdiaft  Meinungsverschiedenheit  obwaltet,  gemllss 
Art.  r>,  2*.>  nnd  der  Bundesstrafrechtspflege  die  Ankla^'eka?nmer  zu 
nnfersucben  und  zu  entscbeiiieu  hat,  ob  der  Sache  weitere  Folge  zu 
^eben  sei; 

Z«lt«br.  L  SebwwiBar  Stn(lr«cht.  S.  Jslwf .  7 
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i}nm  dies  inde;:!^,  h\  ObereiiiBtimmang  mit  dem  Antrage  der  Bimdeft* 
anwaltschaft,  zu  verneinen  ist; 

nämlich  /war  die  Zulassung^  Nichtstimniberechtigter  zu  oder 
der  Âosschluss  Slimmbereciitigter  von  einer  Wahl  aU  ein  Delikt  im 
Bim  d«a  Art.  49,  Kt.  a,  du  BondeMtrafreelitm  emAeiot,  wenn  die  Zu- 
lasaang  mit  dem  Bewosstsein  erfolgt,  daas  die  betreffenden  Bürger  nach 
GeaeUs  und  Verfnaanng  materiell  nidht  atimmbereditigt  aeien,  der  Aoa- 
schluse  dagegen  mit  dem  Bewusstsein,  das8  den  Anageachloearaen  naek 
Yerfaaanng  nnd  Gesetz  das  Stimmrecht  znFttehe; 

dasa  nan  aber  im  vorliegenden  Falle  keine  Anhaltspunkte  daflir 
vorliegen,  dass  die  Mit^rlieder  der  in  Redr  stehenden  Oerneinderiitlie 
bewnsst  solche  Personen,  welche  der  pesclz-  und  verf!is^nnfr!*in:jpsi<2;eii 
Qualifikation  ermiuij,'elten,  zur  Ansllhung  des  Stimiurechtea  /u^elassen 
oder  umgekehrt  andere,  welche  diese  Qualifikation  besassen,  davon  aus- 
geschlossen haben; 

daaa  vielmebr  wohl  davon  anaaugeben  ist,  sie  haben  bei  der  (feet- 
atehenden)  Zulaaanng  aoleher  BQrger,  deren  Stimmreebt  von  den  ataat* 
lieben  BdiOrden  beanatandet  worden  war,  in  der  Meinnng  gehandelt,  die 
betreffenden  Bürger  F>eien  nach  Verfassung  und  Oesota  materiell  stimm- 
fHhig,  und  es  werde  diese  ihre  Qualifikation,  welche  von  den  staatlichen 
Behörden  ans  fornieüen  Orllnden  zü  Unrecht  beanatandet  werde,  von  der 
Rekursbehörde  anerkannt  werden; 

dass  demgciiiä  s  denn  auch  die  betreffenden  Handlungen  öffentlich,, 
ohne  jeden  Charakter  der  Heimlichkeit,  erfolgten,  in  einer  Weise,  welche 
die  genaue  Prüfung  dea  Stimmreehtea  der  aKmmtliehen  Theilndmw  an 
der  Abatimmang  nnd  dea  Einflnaaee  der  beanatandeten  Stimmen  dorehana 
erml^liehte; 

begcMogien: 

Der  llntersuchung  gegen  die  Mitglieder  der  Vorstande  i- r  im  Ein- 
gange dieses  Bei^chlu^Hes  genannten  Gemeinden  wird,  aucti  insoweit 
dieselbe  nicht  bereits  durch  Übereinstimmenden  Beschluss  der  Bundes- 
anwaltachaft  und  dea  eidgenOaidaeben  ITntwanehnngariehtera  eingeatellt  iat^ 
keine  weitere  Folge  gegebep. 

5.  Beschluss  vom  16.  Aprii  1891  in  Sachen  Masella. 

JHe  ve^rnuc/itr  AuMtiftuny       nach  liundentitraft'echt  nicht  utfufhar» 

(Art  14,  19,  6if  des  Bundesgirafrechts.) 

In  Erwäffunff: 

Dass  die  Bundenanwaltt^ehaft  den  Antrag  ötcUt,  es  sei  Kegieruugs- 
kommlaaär  Carlo  Haaella  in  Lugano  wegen  Anstiftung  za  falschem  Zengniaa 
(Art.  14  nnd  62  dea  BnndesatraAreehta)  in  Ankiagexastanä  sn  versetsen; 
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ûaMf  wie  ans  der  Begründung  dieses  Antrages  sieh  ergibt,  dem 
Angeschuldigten  zur  Last  gelegt  wird,  er  habe  den  LandJIgerwaebtoieisler 

PellegrinI  durch  Drohungen  ffriiolitlos'  zu  bestinimen  versucht,  vor  dem 
'  pidjreniîssisclicn  Unt^rROfliungsrichter  als  Zeuge  fnlsche  Aussagen  Uber 
die  am  Abend  des  5.  MUrz  18^9  in  Lugano  stattgehabten  Vortjlile  sa 
machen  ; 

dass  demnach  die  Anklage  nicht  auf  Anstiftung  zu  einem  vom  An- 
gestifteten voliendeteo  oder  versoehten  Delikte  geht,  sondern  auf  den 
erfolglosen  Versuoh  einer  eoleheo; 

dasB  lieh  aomit  in  erster  Linie  fragen  muss,  ob  die  erfolglose  ver* 
raehte  Anstiftnng  naeh  Bandetetrafreeht  tiberhaopt  strafbar  sei; 

daSB  die  Bqndeaanvaltsehaft  dies  deshalb  bejaht,  weil  das  Bundes- 
strafreefat  (Art.  19)  die  Anstiftung  nicht  als  (aeeessorisehe)  Theilnahme 
an  der  strafbaren  Handlung  eines  Andern,  sondern  als  intellektaelle  Ur- 
heberschaft, als  mittelbare  SelbstherbeifUhrung  des  verbrecherischen  Er- 
folges behandle,  so  dass  der  Versuch,  Dritte  zu  Begehung  einer  Straf- 
that  anzustiften,  ftlr  den  Anstifter  den  Versuch  dieser  That  selbst  ent- 
halte : 

dass  nun  tVoilich  manche  Gesetze  die  versuchtf*  fmisslungene)  An- 
ätiiiung  al»  nach  den  Grundsätzen  Uber  den  Verbuch  strafbar  erklüren 
(s.  B.  Sehaffhausen  Art.  56,  Abs*  2,  Bern  Art.  36,  Abs.  2,  Freiburg 
Art.  46,  Abs.  2,  ZQrich  Art.  38,  Abs.  2,  St  Gallen  Art.  32,  Abs.  2) 
and  dies  thdlweise  aneh  in  der  Doktrin  als  naeh  allgemeinen  Grund- 
sKteen  richtig  und  legislativ  zweckmîlssig  vertreten  wird  (s.  z,  B. 
V.  Wächter,  deutsches  Strafrecht  S.  256,  v.  Liszt,  Lehrbuch  des  deutschen 
âtrafrecbto,  3.  Auti.,  8.  206,  215  u.  f.); 

dass  dagegen  andere  Gesetze  die  Strafbarkeit  der  misslungcnen 
Anstiftung,  theils  ausdrticklich,  thoW^  stillschweigend,  ausschliessen  (z.  B. 
Zug  Art.  22,  Abs.  2,  dputsehes  Heiehsstrafgesetz  4$  48,  vergl.  auch 
Garraud,  Droit  pénal  fraix-ais  l  Nr.  178,  II  Nr.  232  u.  ff.^: 

dass  nun  das  Bundesstrafrecht  eine  ausdrückliche  Bestimuiuug  uiclit 
enthalt  ; 

dass  aber  die  Vorschrift  des  Art.  14  des  Gesetzes,  welcher  zum 
Versnehe  eine  Xussere  Handlung  fordert,  welche  „wenigstens  schon  als 
ein  Anfang  der  Ausführung  der  beabsiebtigten  Uebortretung  ansnsehen 
ist**,  die  Straf  barkeit  der  missinngenen  Anstiftung  ausschliesst,  da  da- 
durch zum  strafbaren  Versuche  ein  Anfang  der  Ausführung  der  ver- 
brecherischen Haupthandluug,  der  Strafthat,  deren  Begehung  durch  den 
Angestifteten  vom  Anstifter  gewollt  ist,  gefordert  wird  (vergl.  Merkel, 
Lehrbuch,  S.  127); 

dass  hiegpgen  aurh  nicht  auf  die  Begriffsbestimmung  des  Art.  19 
ahgestellt  wer<len  kann,  da  diese  eben  voraussetzt,  dass  die  Anstiftung 
duioli  die  Thätigkeit  de«  Angfstittoton  wirksam,  zur  Ursache  einer  be- 
gangenen IJebertretung  geworden  sei  ; 
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dass  flSr  diese  Aiislegang  aueli  nn^^cfifhrt  werden  kann,  dass  dn^ 
7.nrrlieri8che  StrafgesetTibnch  von  ISMô,  welches  dem  Bundesstrafrechte 
vielfach  al»  Vorbild  gedient  li.it ,  inshc^^niK^fre  eine  dem  Art.  I  '*  des 
Bundesstrafrecht nahezu  wörtlich  entsprechende  Vorschrift  enthielt,  die 
versuchte  Anstiftun;,'  als  „nahen  Versuch"  fUr  strafbar  erklärte,  das 
Bundesgesetz  aber  diese  Bestimmung  nicht  aufnahm  (s.  Temme,  Lehrbuch 
de«  aehwdserischen  Strafrechte  8.  306  u.  if.); 

dass  dsnieh  der  Anklage  mangels  Strafbarkeit  der  zvm  Gegenstände 
der  Anklage  gemachten  That  keine  Folge  sn  geben  ist; 

dass  übrigens  atich  kaum  hinreichende  Anhaltspunkte  fllr  die  An« 
nähme  vorliegen,  d&s»  der  Angeschuldigte  an  strafbarem  Zeugnisse  über- 
haupt habe  anetitlten  wollen; 

b&chlotsen: 

1)  Dci-  Untersuchung  g^n  Carlo  Masella,  R^erungskommisaSr  in 

Lugano,  wird  keine  weitere  Folge  gegeben. 

2)  Dieser  Beschluäs  ist  dem  (reneralan walte  fUr  sich  und  zu  Händen 
des  Angeschuldigten  schriftlich  mitzutheilen. 

tt.  Aus  dem  Beschlüsse  vom  23.  und  30.  April  1891  in  Sachen 

Torri  und  Genossen. 

Ztm  ThailmUmde  dès  Delikts  de»  Art,  49,  iiu.  b,  de»  Bundeitsiraf' 

rpchh  ist  ein  Erfotf/  (/«»•  Versiichs  widerrrchilichpr  Bvnn/fmtiutff/ 
der  SHmmrechtsatisiihio/f/  nii  hi  trfordnlkh  ;  das  Ddikt  istvid* 
mehr  fschon  mit  dem  Vermche,  dir  Stimtnabf/ahe  ein&t  (an  der 
Ahxtimmunff  theilnchmendon)  DHri/ns  widerrrrhtlirh  2((  h^Ptu- 
ßussen  ,  rttffrndet.  Dw/tyri/  ist  dir  TIipHikiIduc  ilrs  J-^t'f'/rr-. 
demen  Bifinjlnssunff  irrHudit  norden  Inf.  nn  dvr  Ahsfitntna >f>/ 
objektives  Erforderrmut  d»'r  Slniflxirht'it .  in  de.<^eH  Ermarnjlmiy 
eine  strafbare  Handlanif  uhvrhaapt  mdit  vorliegt.  —  Das  Unter- 
nehmen, einen  Bürgel'  durch  listige  Veramtaltungm  oder  Ver- 
^eehtmgen  von  der  ÄhtUnmung  fei  ne  atu  haUen,  itt  uieht  strafbar. 
—  Das  Bvmdesstrafreeki  sieht  auf  dem  Standpunkte  des  Terri^ 
iorialpHmips  und  zahU  die  Attmakmen  hievon  HmUaHr  oiuf. 
Im  Av^ande  begangene  WaJddelikte  sind  also  aw^  dann,  wenn 
sie  sich  auf  intästdisehe  Wahlen  beziehen  md  ihnen  eine  ^imm- 
abgnhe  im  tniamle  gefolgi  ist,  im  Tntnnde  nicht  atrafbar*  — 
AusthciJ Kliff  von  Geschenke»  an  Wähler  nwh  erfolgter  Wahl 
und  Annakme  ron  solchen  ist  nur  dann  strafbar,  wenn  der  Wahl 
fin  ansdrüeldiches  oder  stillschacigendi.^  Versprechen  f^ra»- 
i/effaft*ff'n  i^t.  Der  Thathestan'l  fies-  Drlil:f.<  des  Art,  49,  litt.  '  . 
<les  Bnndt  s^^frafrechts  wird  ?.  B.  'lai/iirck  nicht  erfidlt,  dass  jemand 
„  zu  No  rken  "  gibt,  seine  Stimme  wäre  um  bestimmten  Frei^ 
käujlich. 
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Die  Anklagekammer  des  «ebweiserisoheD  BuDdesgerichte»  hat, 

hl  Erwäyany  : 

.  .  .  da88  es  als  unrichtig  erscheint,  wenn  die  HundePanwîdtscliaft  die 
unter  I,  4,  5,  12,  20,  21,  2Ü,  32,  33,  35,  3«,  40,  44  bczcu  Inu  t.Mi  An- 
geschuldigten (weil  die  Wilhlpv,  deren  Stimiiiiil>^'abe  »ie  widerrechtlich 
haben  beeintiuâtten  wollen ,  auf  die  gemachten  Zuiuuthungen  nicht  ein- 
gegangen seien)  iinr  wegen  Veraucbt  dieses  Vergehens  in  Anklsgeanstand 
zu  rersetsen  beantragt; 

dass  snm  Thatbestand  des  Art.  49,  Ikt.  b  eit.,  ein  Erfolg  des  Ver- 
^«uch8  widerrechtlicher  Beeinflussung  der  StimnarechtaausQbuDg  (Annahme 
des  Geschenkes  etc.)  nicht  gehört,  vielmehr  das  Gesetz  schon  den  Ver- 
such, die  an  einer  Abstimmung  theilnehmcnden  Hlhfrcr  durch  Geschenke, 
\  crheissuii-;  von  s()I<  hen  oder  durch  Drohungeu  zu  beeinflussen^  als  vol- 
lendetes üt'likt  behandelt; 

dass  danach,  sobald  der  Versuch  gemacht  i^t,  eineti  au  einer  Ab- 
stimmung theilnehmenden  BUrger  durch  Geschenke  oder  Drohungen  su 
beeinflussen,  im  Sinne  des  Oeseties  vollendetes  Delikt  und  nicht  blosser 
Versuch  vorliegt,  mag  auch  der  vom  ThSter  erstrebte  Erfolg  nicht  ein- 
getreten sein  und  mithin  von  séinem  Standpunkte  aus  ein  blosser  Ver- 
such vorliege)]  : 

dass  im  L'ebrigen  gemUss  Art.  32  der  Bundesstrafrechtsptiege  der 
Beschluss  der  Versetztinj^  in  Anklagezustand  nicht  motivirt  werden  soll; 

dass  dafTPg'en  in  Metreff  der  oben  nicht  frcnannten  Angeschuldigten 
tlie  V'ersetzun«:  in  Auklagezustand  zu  verweigern  und  dieser  BeschluRS 
gemJIss  Art.  31»,  Abs.  2,  der  Bundeastrafrechtsptiege  zu  motiviren  ist; 

daas,  was  die  sub  I,  6  und  7  genannten  Angeschuldigten  betriflit, 
die  ihnen  zur  Last  gelegte  That  gesetzlich  nicht  strafbar  ist; 

dass  ihnen  nSmlich  nicht  Schuld  gegeben  wird,  sie  haben  die  Be- 
einflussung der  Stimmabgabe  eines  an  der  Wahlverhandlnng  theilnehmeDden 
Bürgers  versucht,  sondern  vielmehr,  sie  haben  einen  BUrgcr  durch  listige 
Veranstaltungen  (Anhängen  eines  Rausches)  oder  durch  Geschenke  von 
der  Stimmabgabe  fernlialten  wollen  resp.  Uber  ein  hierauf  f^erichtetes 
Unternelimen  verhandelt ,  dieser  Thatbestand  aber  nicht  unter  Art.  49, 
litt,  b,  des  Bunde88tratVe(  hts  t'ällt; 

dass,  in  Betreri  der  sub  I,  8,  1>,  13,  17  genannten  Angeschuldigten, 
nicht  behauptet  und  nicht  wahrscheinlich  ist,  dass  die  BUrger,  deren 
Stimmabgabe  sie  widerrechtlich  zu  beeinflussen  versucht  haben  sollen,  an 
der  Wahlverbandlung  vom  3.  MXrs  18S9  Überhaupt  Theil  genommen 
haben,  vielmehr  insbesondere  bei  den  Angeschuldigten  I,  8  das  Gegen- 
theil  feststeht; 

t\fK^<  mm  aber  nach  dem  Wortlaute  des  Art.  49,  litt,  b,  des  Bundes- 
strafrechts dier^t'  rheilnahtne  objektives  Krforderniss  der  Strafbarkeit  der 
versuchten  Reeintjussiin;;  der  Stimmrecht!*aiislibung;  ist.  in  dessen  Er- 
mangelung eine  strafbare  Handlung  Uberhaupt  nicht  vorliegt; 
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dass  dem  mh  I,  14  genannten  AiigeBchuIdigtpn  zur  f.ast  gelegrt 
wird,  er  habe  den  ibid.  6ub  15  und  1  bozetrhnctcii  /ii  merkâu  ge- 
geben'*, seine  Stimme  wäre  uui  beètiinint» n  Preis  kiiutiich  ; 

dass  indess  hierin  di;r  Thatbestand  eines  strafbaren  Versuchs  des 
in  Ârt.  49,  litt,  c,  des  BundeBstrafrechts  bezeichneten  Delikts  noch  nicht 
geftooden  werden  kann,  es  sich  vielmehr  nur  am  eine  straf ioee  Yor- 
bereitangshandliing  handeln  l^önnte; 

daea  ebensowenig  in  der  Handlnngswelse  der  sub  I,  15  und  16  ge- 
nannten Angeschuldigten,  welche  sieh  auf  die  erwXhnte  Eröffnung  hin 
lediglicti  in  Besprechungen  sollen  eingelassen  haben,  ein  strafbarer  That> 
bestand  gefunden  werden  kann; 

dass,  soweit  es  sich  um  Walildelikte  handelt,  die  im  Ausland  bt- 
gan^MMi  sein  sollen,  wie  dies  in  <lon  FiÜlen  II,  9,  42,  41,  'J*^,  theilweise 
II,  11,  43,  sowie  in  einigen  d-r  sub  III  aufgeführten  Fälle  zutrifft, 
dieselben  gemüss  Art.  1  des  Bundesstrafrechts  im  Inlande  nicht  strafbar 
sind  und  zwar  ohne  dass,  wie  die  Bundesanwaltschaft  meint,  darauf  etwas 
ankitme,  ob  die  fragliche,  im  Auslände  begangene  Wahlbeeinflussang  von 
einer  Stimmabgabe  im  Inlande  gefolgt  war; 

dass  in  einem  solchen  Falle  awar  allerdings  ein  inländisches  Rechtsgnt 
verletst  ist; 

dass  dies  aber,  nach  dem  Bundesstrafrecht,  die  Strafbarkeit  der 
That  im  Inlande  nicht  begründet,  da  das  Bundesstrafrecht,  wie  sich  aus 
Art.  1  ergibt,  auf  dem  Standpunkte  des  Territorialprinzips  stellt  und 
die  Ausnahmen  hievon  in  Lemma  2  dieses  Artikels  limitativ  aufzählt; 

dass  auch  nicht  davon  gesprochen  werden  k.inn,  dass  die  Handlung 
des  ThUters  jsich  erst  durch  die  Stinimatijrabe  des  Beeintlnssten  im  In- 
lande vollende,  vielmehr  das  Delikt  des  Art.  4i«,  litt,  b,  des  Hundesstraf- 
rechts,  wie  aus  dem  oben  Ausgeführten  hervorgeht,  mit  dem  im  Auslände 
verübten  V' ersuche  der  Wahlbeeinflussung  sich  vollendet  (und  ebenso  das 
Delikt  des  Art.  49,  litt,  c  ibidem,  mit  der  Annahme  des  Geschenkes  etc. 
nicht  erst  mit  der  Stimmabgabe  ▼ollendet  ist); 

dass  betreffend  die  sab  II,  6,  S ,  32—33,  83—88  (wie  theilweise 
auch  89  ,  90)  angeführten  Pslle  es  sich  bei  denselben  um  Austheilung 
und  Annahme  von  Geschenken  an  WXhler  handelt,  welche  nach  der  statt- 
gefundenen  Wahl  geschahen; 

dass  nun  hierin  eine  strafbare  Handlung  dann  allerdings  läge,  wenn 
vor  dei  Wahl  ausdrücklich  oder  stillschweigend  eio  Versprechen  wäre 
ertheilt  worden  ; 

dass  es  aber  liiefiir  an  allen  Anhaltspunkten  mangelt  und  daher, 
mit  der  Bundesauwaltschaft,  vun  einer  weitern  Verfolgung  in  diesen  Fällen 
abzusehen  ist; 

dass  auch  in  den  Fällen  II,  142,  148,  74,  111,  112  die  fest- 
gestellten Thatsachen  den  Thatbestand  strafbarer  Wahlbeeuiflussiuig  aiefat 
ergeben,  da  weder  die  Aeossernng  eines  WaUkandidaten  gegenüber  einem 
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"Wähler,  welchem  er  f'înpn  Dienst  geleistet  hatte,  er  hoffe,  der  Betrelfcndc 
werde  ihm  da«  Vor^cnuf^en  machen,  für  ihn  zu  stimmen  (II,  142'i,  noch 
•das  Einsehen  von  Stiium/.eddeln  tiarJi  der  Wahl  (II,  148),  noch  Aeus- 
serungeu,  wenn  ein  Wähler  von  der  gegnerischen  Partei  sollte  bedrängt 
<>4ar  wenn  ihm  Ton  deraelben  Geld  tollte  geboten  werden,  ao  mVge  er 
nor  anbeirrt  seiner  Uebersengong  folgen,  da  Mch  die  eigene  Partei  ttber 
Geldmittel  verfllge  n.  dgl.  (II,  74,  III,  IIS),  den  TbatbesUnd  des  Art. 49, 
litt,  b,  des  Bandeestrafreehta  erfüllen; 

daes  dies  natürlich  noch  weniger  bei  der  Anschnldigung  II,  120 

-der  Fall  ist,  wo  es  Sidi  darum  handelt,  daes  ein  BUrger  einem  andern 
«ine  Geldsumni«'  boII  ausbezahlt  haben,  damit  derselbe  eich  an  seiner 
Stelle  als  Wahlkaixlitlat  portiren  lasse; 

da?!f5  lücksirlitlich  der  sämmtlifhen  übrigen  Frille  mit  der  Bundes- 
iinwaltschaft )  an/uerkrTinnn  ist,  dass  din  TritiTSUchung  nicht  Inrilfint^Iinhe 
Indizien  in  subjektiver  oilt  r  (ihjektiver  liichtung  zu  Tage  getiiiUert  hat, 
^uf  Grund  welcher  eine  Versetzung  in  Anklagezustand  erfolgen  könnte  ^  . . . . 

begehlossen  : 

Es  werden  wegen  der  in  den  Berichten  des  Oencralanwaltes  an  den 
oben  I,  1— r»,  10—12,  I^^-l'i',  21—29,  30— 3ti,  37  —  44,  11,4,  7,  23, 
3i,  115,  126  angeftihrten  Stellen  ihnen  zur  Last  gelegten  Handlungen 
in  Anklagezustand  versetzt  und  den  cidgcniksischen  Assisen  überwiesen: 

(Folgen  die  Namen.) 

RUeksicbtlich  sXmmtlicher  ttbriger  Angeschuldigten  wird  der  Unter- 
anehong  keine  weitere  Folge  gegeben. 


d.  Uirtheile  des  Kaeeationsgeriohts. 

7.  UrUieil  vom  17.  Seplrnnber  1891  in  Sachen  Rotplnl  und  Qenoiien 

ctntra  Shmn  und  Qt  nMitn. 

Stellung  des  Geschädigten  im  Strafprozesse.  —  Der  Geschadigte  ist 
zum  Kassatiorifrreknrse  nitr  in  Betreff  der  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung iiher  den  Zirilyankt.  nicht  aber  in  Betreff  dt^  Ent- 
scheidung über  die  SrhuM frage  legitimirt.  —  Do'  l'erfiimhing 
von  ZirU-  und  Stni/'sdche  fällt  bei  Verneinung  der  .Srhuhlfrage 
durch  die  Geschwonitn  dahin  ;  es  ist  somit  vor  dem  Strafgerichte 
über  die  ZivilansprUche  des  Geschädigten  nur  bei  Bejahung  der 
Schuldfrage  zu  verhandeln.  —  Art  114,  llo,  117,  12'^,  12  j, 
1S6,  136,  149  der  BundesBirafreehtsp/tege. 
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In  Saàten 


1. 

des 

Advukaten  G.  licspini, 

2. 

n 

âtaatsratkes  Dr.  Giorgio  Casella, 

8. 

n 

„          Ingenieur       (jt aneZia» 

4. 

T5 

Dr.  Gto.  fieuli, 

6. 

n 

Advokaten  Gw.  Lurati, 

6. 

ßattista  Rezzonico  di  Giuseppe, 

7. 

n 

Advokaten  Pielro  /?tua. 

8. 

der 

Franceschina  Madend  vedooa  /toasi. 

Kassationskläger, 


vertrelen  dnrch  den  Advokaten  Dr.  Jfimst  Feigenwinter  in  Basel, 

beireff'ettd 

EasHstion  des  ürtheils  der  e!dgen($ssi8Ghen  Assisen  des  III.  Oesehwomen- 
besirks  Tom  14.  Jnli  1891, 

haben  sieh  aus  den  Akten  folgende  Thatsaehen  ergeben: 

.!.  Durch  Be8chliis>  der  Ankl.'igekstnmer  dcK  Rundosgerichte*;  vnm  f.  V|)ril 
1891  wuidtMi  unter  der  Ankljiy;f,  am  11.  Septcuibrr  1890  mit  lechtswitlri^em  \  or- 
ëaue  iiu  eiuem  UnterucHnRii  Theil  genomuieu  zu  habeu,  welchem  die  gewaltsame 
Vertreibung  und  AufUteung  der  Regierung  des  Kantons  Tessin  sum  Zwecke  hatte, 
die  nachfolgenden  Persona  den  eidgenötaiichen  Assisen  abcnrieBOi:  1>  Simen, 
RinaUo,  Direktor  dch  .Tournais  «II  Dovere",  von  Bellinzona,  inMinosio;  2.  Bruni, 
Germano,  von  und  in  Bellinrnna,  Advokat;  3.  Mnnzoni,  Honieo,  Dr.  phil..  Iiistituts- 
▼orstebor,  von  Arogno.  in  >laroggia;  1.  Bertold,  Hieimo,  Advokat  und  Notar,  von 
Lottigna,  in  Bellinzona;  ü.  Curti,  Curzio,  Advokat  und  Motar,  von  Curcglia,  in 
Bellin«Mia;  6.  H<rftauntt,  Francesco,  Kanllnsnn,  von  Vlgsaello,  in  Lugano;  7.  Seh 
dini,  Antoiüo,  Bildhauer,  von  ChiasBO,  in  Msiland  ;  8.  Ronchetti,  Pietro,  Eisenfaafan* 
iiatemebmer,  von  Lugano,  iuBissone  :  U.  Rnscont,  (liti-cppe,  von  Bellinaona,  Kauf- 
mann, in  Giubiasco;  10.  Moretti,  (  nrln,  Post-  und  Tt'l(>L'r:iplirnaiin;p>^t<dltrr,  von 
Stabio.  in  Oinbiascn:  11.  roloudti,  Klia,  Typogiiiph  von  und  in  Bflliuzona: 
12.  Odoni,  Antonio,  vou  uud  in  Bellinzoua,  EiBcubabnangcstelUer;  IH.  Dclmonico, 
Dario,  von  Monteggio,  in  Ses^a,  Advokat  uud  Notai-;  14.  Camuzzi,  Demetrio«  von 
und  in  Montagnola,  Architekt;  15.  Bntsi,  Emilto,  von  Cureglia,  in  Lugano,  Post- 
conunis;  IG.  Hen-a,  Edoardo,  von  und  in  Montagnola,  Architekt;  17. Imperatori, Natale, 
von  und  in  Lugano,  Kaidmanu:  18.  Crescionini,  Leopoldo,  Kaufmann,  von  und  in 
MHf^liaso  ;  19.  lîariftî.rriincf'si'o.Sdiubmacbcr,  vomuid  in  I.ngnrn;  20.  Brioniini,  Carlo, 
Buchhaiidler,  in  Luguuu.  Duitb  l^eschlnsB  der  Kriuiinalkauiuier  dt-.H  Bunde^gcricLtei^ 
vom  11.  April  1891  wurde  die  Sache  an  die  Assisen  des  IlL  eidgenössischen  Gc- 
•chwomenbexirks  in  Zflrlch  verwiesen,  and  es  begannen  die  Verhandlungen  vor  den- 
sdben  am  29.  Juni  1891.  Nschdem  diar  Prisident  die  Verhandlung  fiir  erßihet  er- 
klirt hatte,  stellten  sich  die  Advokaten  Dr. £.  Feigenwinter  in  Basel  nnd  Dr.F.Schmid 
in  Altorf  vor.  mit  der  Kvkliiruni:.  dnss  sie  zur  Vortrotunt,'  d'  r  im  Ingressc  die^-f  s  Vr- 
thcib  bezeichneten  i'erguueu  bevollmächtigt  «eieii,  welche  alä  ZivUpartelen  aulzu- 
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treten  gedt  nkt  ii.  Nachdem  der  l'rasident  hierauf,  nach  Verlesung  der  Ai)kiagt'akte,tlie 
Parteien  augetragt  hatte,  ob  keine  Vorfragen  aufgeworfen  werden,  reichte  Advokat 
Dr.  Feigenwinter  Namens  der  Ziiilpartelen  schriftlich  efaien  Antrag  anf  Eln- 
▼emahme  Ter^chiedener  Zeugen  ein.  Bnndesaawaltichaft  und  Vertheidigung  wider* 
setzten  sich  (^iL'^t■)ll  Begehren,  weil  den  Zivilparteien  vor  dem  Schuldspruche  das 
\Nort  Uborhiiiipl  nicht /nstcli»-.  l)r  l"cii,'ciiwintor  frsuclitv  tini  du-  Wort,  um  iiiuh- 
/.uweisen,  d.iss  die  Ziviliiuvtt  i  zu  Strllutitt  ihres  Ai>tiaf^>  Kcrcchligt  -ici.  Nach  <:(•- 
pdogcnei"  giienUitiher  Bcraihiuig  vcrweigiTtc  ihm  itidcss  die  Kiuumalkauiiuei  (mit 
2  g^ea  1  Stimme)  das  Wort  aach  aber  diese  Vortrage  und  wies  einstimmig  durch 
motivirten  Beschlttss  die  Intervention  der  Zivtlparteien  vor  dem  Schuldspracfae 
/uruck.  Nachdt  iii  :iin  1  }.  .Iiili  199^1  die  Partciv  ei  handluiiL'on  uWv  di«^  Schnidfrage 
l'ilr  gt>»ehhiS5i'ii  »'iklari  wordi-ri  waren,  wtndc  zu  Autvtclluni:  (irr  Fnij^'on  an  <lif 
( r»'.-icliwi»rnen  U''>chriltt>u.  Pas  \'rili.iii(iliiiiL'>pi"tok<i|l  cuthalt  liicnilM-r.  ■iowir  nhfv 
die  Ki-üfluung  dt'si  W'aUrspruche*»  l  olgondta  ;  „Üi;r  riiiaidcui  acUt  dou  Ucachworucu 
,die  von  Urnen  zn  Kteende  Aufptbe  auseinander;  er  verliest  die  den  Geschwomeii 
,an  stellenden  Fragen.  Dieselben  lanten  folgendennassen: 

»I.  Ist  der  Angeklagte  Rinaldo  Sinien  schuldig,  mit  rechtswidrigem  Versalze 
,an  einem  Unternehmen,  welches  am  11.  September  1890  die  gtnvali-ame  Ver- 
„treihuuix  und  Auflosung  dt  r  Kegierung  des  Kantons  Tessin  zum  Zwecke  hatte, 
^Theil  gi'nonim(>n  zu  lialim  y 

»  Gleiche  Frage  fdr  Uruni,  (iennano  u.  s.  w. 

^n.  For  den  Fall  der  Bejahung  der  Frage  1: 

„Hat  der  Angeklagt <>  Rinaldo  Slrnr  ii  -^cin.T  'Idciliiaiiiiie  au  dmi  l  uU:- 
„  nehmen,  welche^  :ini  II    S^  ptcmltci  dl.-  i^r(>w;,lts.ini('  \  ci trciliunL'  und  Aut- 

^l«)»:unKdrr  Hpf^diTMU«:  des  Kautous  Tosmh  zum  /wecke  luitti  .  au-  i:fr>-<:litcr  Nolli- 
„wohr  gehandelt,  um  ocin  und  3t;u»ei  NebeiuueuiicLfu  l.cih,  Lebeit,  Eigciuhuui  odur 
,  Freiheit  zn  schützen? 

„  (.îleichc  Krage  für  Mruni,  («erniano  u.  w. 

„Der  (ieneralanwalt  erhebt  gegen  die  Fragestellung  keine  Einwendung.  I>a- 
„  gegen  erhebt  die  V»»rth«»idiirtin!;  Einwcndiine  ixeixen  dieselbe,  indpm  ?ie  attsfQhri. 
„dass  die  Xothwehr  den  rechtswidrigen  Voi-satz  ausschliesse  und  daher  entweder 
„  nur  Eine  Frage  stellen  oder  doch  aus  der  ersten  (  rage  die  Worte  ^mit  rechts- 
„  widrigem  Vorsätze*  ausznmerzen  seien;  sie  mft  den  Entscheid  der  Kiiminal- 
»kammer  an.  Diese  h&K  indess  mit  ROcksicht  auf  Artikel  101  der  Bundesstraf- 
„  rech  tüpflege ,  wonach  aber  die  Behauptung  der  Noihwehr  eine  besondere  Frauke 
„  gestellt  wprdfti  ntusK.  dio  KniRestelluntj  des  residenten  aufrecht.  Sodann  ttber- 
„gibi  der  Trasitient  dem  \  urstehcr  der  (  .c-cliwonien  die  'g«'schritd»enen  Fragen. 
„  Die  üeschwornen  äehen  sich  in  das  Bt  ruthungs/iinmer  zurück,  welches  bewacht 
«wird.  Um  5  Uhr  10  Minuten  treten  [die  Oesdiwomen  wieder  ein  und  nehmen 
„ihre  Sitze  ehi.  Der  Bundesanwalt,  die  Angeklagten  and  deren  Vertheidiger, 
,f  dienso  wie  die  Richter  und  der  Gerichtsschreiber,  sowie  die  üeliersetzer  «ind  an- 
.,  wesend.  Der  l'ràsident  fragt  den  Obmann  der  (ieschwornen  an.  ob  bei  der  Bo- 
^  rathung  der  (»eschwomen  aile  geseizliehen  Formen  genau  «eien  !H>i»i)achtet 
„  worden.  Derselbe  btyabt  diese  Frage  und  erhobt  sich  sodann .  um  dca  Wahr- 
„  sprudi  der  Oesehwomen  zn  er6ffiien.  Derselbe  geht  (mit  mehr  als  10  Stimmen) 
„dahin:  Anf  die  erste  Frage:  Ist  der  Angeklagte  Rinaldo  Simen  schuldig,  mit 
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„  rcchtswidrigetu  Vorsat/o  an  einem  UnterDehmcD,  welches  am  11.  September  lÜSK) 
„  die  gewaltsame  Yertovibung  und  Aafltoung  der  Regiening  des  Kàatone  TeseiB 
^vm  Zwecke  hatte,  Theil  «^enouimeD  zu  haben?  iVW»;  ebenso  wird  die  gleiche 
„Frage  ihr  die  sämmtlichen  übrigen  Angeklagten . . .  eimeein  mit  Nein  beantwortet. 
„(Die  zweite  Knige  fallt  infolge  dessen  für  sämmtlichc  Angeklagten  dabin.)  Der 
„Obnirum  der  Geschwornen  Ubergibt  den  von  ihm  nnterznit  hneten  Wahrsprticb 
„dem  Präsidenten,  in  <iegenwart  der  Richter,  der  deschwornen,  des  Bundes- 
„  Anwaltes,  der  Angeklagten  und  ihrer  Vertbcidlgcr." 

Duraufhiu  liat  der  Präsident  des  Assisenhotos,  gestutzt  aut  dtu  W  ahi.-^ijruch 
der  Gescbwomen,  gcmftse  Ârtikel  114  der  Bnndesstraürechtsptiegc  ericannt:  Die 
aftiumtlicheu  Angelilagten  sind  von  Schuld  und  Strafe  freigesprochen.  Nachdem 
die  Vertheidigung  erklärt  batte,  die  .\ngeklagien  verzichten  auf  eine  Kntschädiguugs- 
fürderung,  und  die  Buudesanwaltsebaft  erklärt  hatte,  sie  habe  weiten-  Antrii!:« 
nicht  zu  stf'îl(>ii.  erklärte  der  rrii^ideiU  die  Sitzung  fur  geschlossen,  in  der  Meinung, 
da>^8  die  Ku&ten  des  Verfahrens,  iiatliden»  ein  gegeutbeiüger  Autrag  nicht  gestellt 
«ei,  gemftss  Artikel  121  der  Bundesstrafrechtaidlege  ?om  Bunde  xu  tragen  seien. 
Nach  geschehener  EröfTanng  des  Wabrspniches  hatten  die  Advokaten  Dr.  Fdgen- 
winter  und  Dr.  Sehmid  dem  Tritsidentim  des  Assisenhofes  eine  schriftliche  Ein- 
gabe eingereicht,  dahin  gehend:  Die  unterzeichneten  Vertreter  der  Zivilparteien 
„melden  sich  hieintt  zum  Worte  an,  über  den  Zivilan^prueh .  eventuell  Uber 
„die  Krage,  ob  nicht  trotz  des  fr(;i>ij)rechendeii  Wahrspruches  der  tieschworaen 
über  unsere  Zivilansprüche  ein  Kutscheid  zu  fällen  und  wir  mit  denselben  zu 
„hören  seien." 

Der  President  des  Assisenhofes  gab  indess  dieser  Eingabe  keine  Folge. 

lt.  Mit  Eingabe  d.d.  lä.;20.  Juli  lo'àl,  eingereicht  am  22.  glcicbcu  Monats, 
stellen  die  Advolcaten  l>r.  K  Feigenwinter  und  Dr.  F.  Sehmid  1»eim  KaaialiOttS> 
gerichte  des  Bundesgerichtes,  als  Vertreter  einer  Anxahl  durdi  die  Ereignisse  vom 

11.  September  181)0  hàdigter  Personen,  „unter  Berufung  auf  Artikel  149  der 
üt.  V  (h'sucIi:  E-  >t'\  das  l  ilheil  dfs  eid.reiir.<si>rben  Assisenhofes  vom 

It  Juli  Ibi'l,  (liirch  welcht  s  die  des  Aufi^t^iiiilts  vom  11.  September  181)0  ange- 
klagten Tessiuer  Kiualdu  Siuien  und  Konsorten  freigesprochen  wurden,  biusichtlicb 
des  Zivilpunktes  zu  kassiren.  Sie  machen  folgende  Kassationsgrflnde  geltend: 

1.  Die  l  'rei^pre«-hung  der  Anseklagteu  acli!ie~>.'  iii«  ht  nothwendiLn'i  w  ,'i^t•  die 
Verurtheiiuug  derselben  zu  einer  Entschädigung  an  die  Zivilpartei  aus.  Das 
Bundesgeseta  betreffend  die  Buadesstmfrecht^ptiege  sehe  in  Artikel  126 
ausdmcklieh  den  Fall  vor,  dass  auch  bei  freisprechendem  Urtheil  die  Ent- 

8t  hiiili/tingsforderung  noch  zur  tieltung  gebracht  und  eventuell  zugesprochen 
werde  Ks  lie^timme  niinilich  in  Ai  tikrl  i  jH:  ..Lautet  das  Urtheil  auf  Frei- 
„  ?prechung,  so  müssen  in  dt  insellieii  enthalten  sein  .  .  . 

y,h)  die  Verfügung:,'  bezüglich  der  Prnzrsskosten  des  Schadeiieisatses  und 
p  .^ndere^  Zivilentfirli.idiguugcu,  vvemi  aoiche  stattfinden". 

>olle  min  al»t-i  die  Urtheilsansfertigung  eine  solclie  N'erfUgung  Uber  den 
Zivilpunkt  enthalten,  so  müsse  doch  gewiss  über  diesen  Punkt  ein  I  rtheil 
ergehen  und  mflsse  doch  sicherlich  auch  der  Zivilpartei  sur  BegrUndmig 
ihrCK  Auipruches  das  Wort  ertheilt  werden,  wenn  diese  nimlich  trots  der 
Freisprechung  noch  ihren  Anspruch  aufrecht  erhalte.  Demnach  liege  in 
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der  Weißminfr  Assi^tMipräHidfiitcn,  Kassationskhltrern  nach  Er^fttiiing 
des  WabrHpruche^  das  W  ort  m  iiegrtintluuiç  ibrer  Aiisiinu  lK^  %i\  ertheilen. 
ein  m  weseutlicher  Mangel  des  Verfahren»,  dass  die  K^iasationäbeschwcrdt* 
begrtndct  tel.  Artikel  186  der  BimdeattnfiwßlitBptleKe  gebe  da  Geachätligteu 
dM  Beeilt  f  in  Betreff  dee  ZlrUpunklee  die  Keiantion  en  Terlaogen.  Naoh 
dem  Wortlaut  des  (îesetzrs  und  nadi  der  Praxi«  des  HnndetigerichtoS  habe 
nnn  dir  Zivilpartei  im  Bundos«iratproze8be  nberhuupt  kein  :in(l)'r«>!^  {{echt, 
als  die  Aktm  l'iii/u-cheu ,  der  Vcrhrmdlnng  l»pi?:uwoljn»'ii  und  nacii  er- 
folgtem Waiiiaprucii  der  Gci>chwnmcn  Qbcr  die  Kuti>cbàdiguag«forderuug 
daa  Wort  za*  mlaiigeu.  Es  wire  doch  offeoeiehtlich  g^en  dai  Geaeta, 
wenn  man  nun  der  SSlvilpartei  auch  noch  dieaea  Redit  bestreiten  und  Ter- 
IcOmmem  wollte. 

2.  Der  Vontteher  der  Geaebwornen  habe  bei  ErôShung  des  Wahrspmehes  in 

Verlesung  der  ersten  drr  an  die  (ieschworncn  gt-ätrlltcn  Fragen  statt  der 
Worto  mit  „  rechtswidrigem  Vorsätze  zweimal  v'olesen  mit  retjelwidrifjrm 
Voriitl:f,  ebne  dass  <n»»s  korrieirt  wonlcn  wkr»^  Ks  müsse  ungenummen 
werden,  die  den  Gcàcbwornen  übcrgeUencn  Fragen  seien  so  undeutlich  ge- 
schriebeu  gewesen,  dasi  der  Gbmann  daa  Wort  „rechtswidrig''  nicht  habe 
lesen  IcAnneo  und  mit  ,  regelwidrig"  verwechselt  habe,  und  dass  also  die 
Geschwomen  in  der  That  nur  l'rage  mit  Nein  beantwortet  haben,  ob 
iWc  Allgeklagten  mit  retjeliridriffein  Vorsätze  die  Thut  vom  11.  September 
lüjiK»  ausgeführt  haben.  Dieser  Punkt  sei  v»»n  wos-nitüchpr  Rpilpütung: 
denn  dasK  die  (Jeschwomen  miter  dem  regelwidrigen  Vorsatze  das  (ileiehe 
verstanden  haben,  was  die  Kriminalkammer  unter  rechtswidrigem  Vorsätze, 
sei  nicht  bewiesen  und  in  der  That  pit  nicht  wahrtcheinlidi. 

3.  Es  sei  nicht  erötlnet  worden,  mit  welcher  Stimmenzahl  der  Wahrt^pruch 
der  üeschwomen  gefasst  worden  sei.  Dieser  letztere  Kassatlonsgrond  Ist 
hWea  gelassen  worden. 

C.  Die  BundeHanwaltschalt  tnigi  in  achrii'tlicher  Eingabe  vom  2f).  August 
läül  auf  Verwerfung  des  Kassationsgesuehes  an,  indem  aie  im  Wesentlichen 
ausfuhrt: 

1.  Der  oder  die  GrOnde,  gestfttzt  auf  welche  nach  Anldtong  des  Artikels  149 
der  Bundeastrafipechtspflege  eine  Kassation  stattfinde,  seien  in  der  Eingabe 
nicht  nfiher  bezeichnet,  wie  dies  nach  Artikel  IH6  leg.  cit.  vorgeschrieben 
sei,  sondern  es  werden  ledidii  îi  l  iniizr'  Momente  angeführt,  welche  nach 
Ansicht  der  Ivassalionsklagcr  einen  weneutiichen  Mangel  den  Verfahrens 
involviren  soll  eu. 

2.  Nach  Artikel  i;>t»  leg.  cit.  könne  von  tlcii  dcscliadigicu  nur  rUckhiciitiich 
dv>  Zivilpuuktca  die  Ivassation  uachg»*sucht  werden,  eine  Anfechtung  det« 
Verfahrens  vor  den  Assisen  selbst,  des  Wahrwjimches  der  Geschwornen 
und  des  Urtheils  der  Kriminalfcammer  Aber  die  Scholdfrage  stehe  ihnen 

nicht  zu.  Die  Knssationsgrtiude  2  und  8  fallen  also,  ganz  abgesehen  davon, 
ob  die  gemachten  Angaben  rifhti'j  oder  nnii«hti'_'  seieti,  vollstaii  lij  aii-^'ser 
Würdigung,  weil  sie  sich  auf  die  Thatigkeit  der  Ueschwornen  respektive 
ihres  Obmannes  beziehen. 
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3.  Es  sei  richtig,  das»  eine  Freitprecbnng  der  Angeklagteu  nicht  nothwendiger» 
wdfte  die  Vonirtheilang  demlben  m  einer  Entschädigung  an  die  ^Til- 

pnrtei  an^^si  hlifssc 

In  concreto  handle  es  sich  aber  nicht  darum,  ob  die  Angrschuldigtcn  ttir 
den  durch  aie  verursachten  Schaden  aufzuicomiueu  haben,  sondern  um  die 
gans  andere  Frage,  ob  der  StraMchter,  die  Kriminallcammer,  andi  bd 
einem  iîretapreeheikden  UrtheOe  verpfliditet  oder  ttberlianiil  bereditigt  sei. 
Aber  derartige  Zivitansprüche  zu  entscheiden.  Diese  Krage  sei  unbedingt 
zu  verut  iiien.  Die  Ansprüche  der  Zivilpartei  kniiii»  n  im  Sirafprozess  allcr- 
din!?s  im  Wo^rc  dfr  Adhiisio»  geltend  gemacht  werden ,  aber  diese  letztere 
habe  zur  s»'ll)stv('i>Lttmllichen  Voraussetzung  ein  Vergehen,  eine  Scliuldig- 
erldlU-ung  de»  Angeklagten.  Demgemäss  achreibe  denn  auch  ArtUcel  115 
1^.  dt  in  flne  vor,  daas,  wenn  der  Bdclagte  schntdig  erkiftrt  worden  sei, 
aneh  dem  Geaehidi^en  selbst  éttu  "Vfioi  zustebc.  Der  von  den  Kassationsldlgeni 
angerufene  Artikel  12B,  litt,  b,  brschhige  nicht  die  Ansprüche  der  Zivil- 
partH ,  sondtTi!  den  Schadenersatz,  die  Entschädigung,  welche  der  frei- 
i,'esj)i'oc  lioiie  Ajigeklagif  für  sich  lonlt-re,  und  stehe  im  Zusammenhange  nnt 
Artikel  122  leg.  cit.,  wouucli  daa  (iericht  dem  treigesprochenen  Angeklagten 
dne  Vergütung  ftr  Analagen  und  andere  Nadiüidle  bewüligen  ktane.  Ein 
Kassationsbegehren  sd  nadi  allgemein«!  Rechtagmndsatzen  nur  dann  be> 
gründet ,  wenn  den  Kassatiunsklägem  durch  das  angegriffene  Urtheil  ein 
wirkliches  Tiirecht  zugefügt  worden  sei.  I'ifs  tröffe  al>er  hier  nicht  /u. 
Die  Zivilfctrteien  seien  mit  ihren  ^^Jisprüchen  niili'  »l'gcwiesen,  ^mdeni  es 
stehe  liiucii  die  (Geltendmachung  derselben  im  Ziviipruzesse  vor  dem  ortlent- 
lichen  Richter  offen. 

Lf.  Bei'r  heutigen  Verhandlung  hai  der  Vertreter  der  Kassationsklager  den 
Schluss  seüies  Kasaatiousgesaches  aufrecht  erhalten,  der  Vertreter  der  frd- 
gesprochenen  Angeklagten  dag^^en  auf  Abwdaung  desadben  unter  Kosten^  und 
Entschidignngsfolge  angetragen,  letsterer  mit  dem  Beifügen,  dass  er  an  Protokoll 
etkiftre,  dass  den  Zivilpurteien  selbstverständlich  das  Reirht  gewahrt  bleibe,  ihre 
Zivilansprftfhe  (mit  Ansnahrnt-  natürlich  eines  K(i>teuer8atz5in8pruch(s  für  das 
schwurgerichilichi'  \  crfabreti)  im  Zivilwcf/e  t^'cltciul  zu  macheu,  vorbeh&ltUch  der 
materiell -recbtlicbt'u  Kinwendungeu  der  Ücklagteu. 

Dtvt  Ka$9ation8ff€rieht  àeht  in  Erwägung: 

1)  Das  KasR.itionsg:esu(:h  spricht  sieh  nicht  bestinmit  darüber  aus, 
welche  der  in  Artikel  14y,  litt,  a— e,  der  BundesstrafreclitHpliege  aiif- 
gezühlten  Ka86atiuu8grUnde  geltend  gemacht  werden  wollen,  sondern  be- 
nift  deh  imr  hn  Allgemdnen  auf  Artikel  149.  Dieser  Mangel  kann  indess 
nicht  daan  fuhren,  daa  Gesuch  aus  formellen  Orttnden  absolehnen^  denn 
es  sind  immerhin  im  Kasaationagesucbe  diejenigen  Momente  angegeben, 
in  welchen  die  Kassationskläger  einen  Kassalionagrtind  erblicken,  und 
ea  erscheint  dies  als  genügend,  da  ans  der  Begründung  des  Kassations- 
gesnehes  wie  aus  dem  heuti^ren  Vortrage  der  Kasaationsklilger  sieh  klar 
ergibt,  dass  diesplhpti  sich  auf  die  Kassationsgrllnde  des  Artikels  141*, 
litt,  c  und  e,  der  Bundesstrafrechtspflege  haben  berufen  wollen. 
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t?i  Nr^rlideiii  hfntf  (\m  (1ritt<'  f\:i«<Hti()iis^'run<î  (Nichtanp:alip  dps 
StiinnienverhiiUniBges ,  mit  wi  h  1m m  der  U  ahrspriicli  f^efîisst  Nvurdc)  ifl 
fallen  p:ela88en  worden,  handelt  s  sidi  nur  noeh  uui  die  beiden  eruten 
KasbatiunBgrUnde.  Was  nun  vorerst  den  zweiten  derselben  anbelangt, 
M  sind  io  dieser  Riehtoi^  die  KttsatioiisktMger  zur  Beschwerde  gar 
nicht  legîtimirt.  Naeh  Artikel  136  der  Bnndesetrafreehtspflege  können 
die  Oeeehidigten  die  Kuaation  nor  in  Betreff  des  Zivilpnnktes  nach* 
snehen.  Bs  wird  ihnen  also  nieht  etwa  das  Recht  eingerKorot,  sur 
Währung:  ihrer  Zivilinteressen  und  mit  Beschränkung  der  Wirkung  des 
RechtKinittela  auf  di^'sclhcn  Verfalirpn  und  Urtlieil  in  vollem  Umfange, 
d.  h.  auch  in  Betretf  der  Si'lmldfVa.n',  anzuferhtcn.  >*i»ndorn  sie  sind  zur 
FJesfhwordo  nur  rllcksichtlii-li  (l<Tj«'nii;en  \"crh:uit!liiii^t'n  und  Pviitscliridun^^j-n 
befuf^t ,  welche  sich  speziell  auf  den  Zivilpniikt  lieziehen,  d  ii.  die  Ik- 
handlung  und  Entscheidung  der  ZivilansprUche  zum  Gegenstände  haben. 
Dies  ist  un  so  mehr  aosnnehmen,  als  das  Bnndesgeseta,  wie  unten  tu 
zeigen  seht  wird,  den  OeschiCdigten  Qberhanpt  irgend  welche  Einwirkung 
aar  die  Verhandlung  Uber  die  Schnidfrage  nieht  einriumt.  Der  bundes- 
räthliche  Entwurf  des  Binidesgesetzes  betreffend  die  Bundesstrafrechts- 
pflege'' freilich  hatte  (\m  Artikel  12()j  der  Zivilpartei  den  Rassations- 
rekura  gegen  EtulurtlH'ilr  de«  AssisenhofcH  unbeschrîînkt  eingeräumt: 
allein  dies  ist  dnrcli  die  eidgenÖHsiachcn  Käthe  geändert  und  im  (»eset?:«* 
ausdrUcklieli  atis^espruchen  worden,  das«  von  dem  (tcachädigten  nur  in 
Betreff  des  Zivilpuaktes  die  KaBantioii  nachgesucht  werden  könne.  Danach 
ist  denn  klar,  dass  die  KassationsklMger  nicht  befugt  sind,  den  behaup- 
teten *  bei  der  ErSflTnung  des  Wahrspruches  durch  den  Vorsteher  der 
Oeschwornen  begangenen  Verstoss  au  rügen.  (Jebrigens  leuchtet  ohne 
weiters  ein,  dass  der  Kassationsgrund  des  Artikels  149,  litt,  c,  um 
welchen  en  sich  offenbar  handeln  würde,  durchaus  nicht  gegeben  ist. 
Von  einer  Verletzung  gesetzlicher  Proaessformen ,  welche  mit  Wahr- 
si  lieinlichkeit  dan  Urtheil  in  Beziehung  auf  Bchuld  oder  Strafe  beein 
tlussen  konnte,  kann  liier  in  der  That  nicht  die  Rede  sein.  Die  den 
Gebfhwornen  UbergeUenen  sehriftlicdien  Fra;:en ,  weleln-n  die  seliriftli<die 
vom  Vorsteher  unterzeichnete  Antwort  beigefügt  iüt,  enthalten  deutlich 
die  Worte  „mit  êi>0dMmmdrigem  Vorsatse**.  Sie  waren  in  ihrer  richtigen 
Fassung  vom  Assisenprisidenten  in  der  Sitsnng  ▼erlesen  worden,  und  es 
war  Uber  die  Worte  „mit  reehtswidrigem  Vorsätze^  noch  speziell  ver- 
handelt worden  ;  es  kann  also  ein  Zweifel  darttber  nicht  obwalten ,  daKs 
der  Jury  die  Fragen  in  ihrer  richtigen  Fassung  vorgelegen  haben  und 
bekannt  waren,  und  dass  dit  Antworten  der  Jury  sieh  auf  diese  beziehen. 
Wenn,  wie  die  Ka^^Hationakläger  hehaniden,  der  \Orsteher  der 'ieschwornen 
l»ei  der  mündlichen  Eröffnung  des  Wahrspruches  statt  reelitswidri;r  ge- 
lesen bat  regelwidrig,  so  ist  dies  otlenUar  uul  ein  blosses  ^Versprechen^, 
einen  einfachen  lapsus  lingual,  zurückzuführen  und  involvirt  in  keiner 
Weise  einen  Kassationsgrund. 
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3)  Was  den  ersten  EasBationagrund  anbelangt,  so  ist  anzuerkennen, 
dass  die  Kassationskliijrer  zu  dessen  Geltendinaehimg  befagt  sind,  und 
es  ist  materiell  auf  die  Prüfung  der  Beschwerde  einzutrftf'n.  Der  An- 
walt der  freijrespKK'hpnpji  Anf'-cklagten  hat  zwar  heute  eingewendet,  das 
Kassationsgesucli  richte  sich  einzig  gegen  dsH  Urtheil  ;  da»  ÎTrthei^  ent- 
halte aber  Uber  den  Zivilpunkt  irgend  welche  liestimniung  nicht,  wie 
denn  aneh  vom  Oeriehte  eine  Entidieidnng  Uber  denselben  nieht  getroffen 
worden  ed ,  nnd  es  könne  daher  nicht  davon  die  Rede  sein,  dasselbe  hin> 
sichtlieh  des  Zivilpunlctes  sn  liasslren«  Allein  dies  erscheint  doch  nicht 
als  riehtig.  Der  Schluss  des  Kassationsgesuches  ist  zwar  allerdings  nicht 
ganz  adSquat  gefasst,  allein  der  Rinn  de^^  Oesuchs  ist  offenbar  der,  die 
Weigerung  des  AssisenprÜsidenten,  den  (îesehiidigten  da«  Wort  Über  ihre 
ZivilansprUehe  zu  ertheil^n,  r«  sjsrktive  die  TliatKaehe,  dass  die  Kriminal- 
kammer,  nach  dem  verneinenden  Wahrspruohe  der  Geschwornen .  eine 
weitere  Verhandlung  Uber  die  ZivihuisprUche  nicht  veranstaltet  habe, 
involvire  den  Kassationsgrnnd  des  Artikels  149,  litt,  e,  der  Bundcs- 
straftechtäptlege ,  da  die  Kriminallcamnier  Iceine  oder  eine  falsche  An- 
wendung des  Gesetzes  gemacht  habe;  der  begangene  Verstoss  sei  da- 
durch anssttgleichen,  dass  eine  nachtrilglicbe  Verhandlung  und  Entscheidung 
Uber  die  Zivilanspiilche ,  sei  es  auch  nur  im  Sinne  ausdrücklicher  Ver- 
weisung derselben  an  den  Civilrichter,  angeordnet  werde.  l>iii  derartiges 
Kassationsgesuch,  welches  die  Remedur  einer  hehtiiipteten  (jesetzes- 
verl<'t/ung  durch  Anordnung  des  Naehhfdens  einer  unterlansenen  Ver- 
liandlun^^  und  Entscheidung. nachsucht,  erscheint  nach  Artikel  143,  litt,  e, 
des  Gesetze»  aU  statthaft. 

4)  In  der  Sache  selbst  ist  richtig,  dass  die  Freisprechung  der  An- 
geklagten im  Strafpunkte  nicht  notbwendig  die  Verurtheilung  derselben 
SU  «ner  ZivilentschSdignng  ausschliesst.  Zivil-  und  Strafanspruch  sind 
ja  Ihrer  Innern  Natur  nach  verschieden,  und  der  Bestand  der  Zivilrecht- 
liehen  Schadenersatzpflicht  igt  nicht  durch  das  Vorhandensein  eines  straf- 
rechtlichen Thatbestandes  bedingt.  Allein  dies  ist,  wie  die  Bundes- 
anwaltschaft riehtipT  bemerkt,  nicht  die  im  vorliegenden  FriUe  eiitncheidende 
Frape.  Entscheidend  ist  hier  vielmehr,  ob  der  Strafnciiier,  «lie  Kriminal- 
kammer,  nach  der  Verneinung  der  SchuldlVuge  duith  die  GcHchwornen 
zu  Beurthcilung  der  Zivilansprttche  gesetzlich  noch  verpflichtet  und  be- 
rechtigt war.  Diese  Frage  ist  an  verneinen.  Der  Adhsäonsprosess  wird 
bekanntlich  in  den  Gesetzgebungen  sehr  verschieden  l>ehandelt.  Einzelne 
Gesetze,  z  B.  die  deutsche  St  P.  0.,  schliessen  ihn  fiberhanpt  aus; 
andere  lassen  eine  verbundene  Behandlung  der  Zivil-  und  Strafklage  zu, 
allein  in  verschiedener  Ausdehnung  und  verschiedener  Gestaltung.  Spesieli 
darüber,  ob  der  Strafrichter  aueh  l»ei  Freispreelinng  im  Strafpunkte  Uber 
dif  Zivilansprnehe  des  Gescliü  H:zti n  zu  urtlieilen  habe,  gehen  die  Ge- 
setzgebungen auseinander;  einzelne  Gesetze  ^z.  Ii  die  bemische  St.  P.  0.) 
bejahen  diese  Frage  allgemein,  andere  (z.  B.  das  zürcherische  Recht,  s. 
Streuli,  Kommentar  zum  Rechtspttegegesetz  Ai'tikel  9ü7)  verneinen  sie  ebenso 
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all}j:ciiiein  :  noch  andere  endlich  (z.  R.  »las  tVuiizi^siselu«  Reolit  nnter- 
sclieideii  je  nach  der  Art  ilcs  Verfahrens.  Fra^t  nit  h ,  welches  der 
Standpunkt  deä  eidgenö^Hisch« n  «lesetzes  sei,  ho  iët  zu  bemerken:  Das 
Bande^gesotz  betreffend  die  Hundesstrafrechtapflege  enthält  in  seinem 
allgemeineD  Tbeile  keine  Bestinmnng  Ober  die  Verbinänng  von  Zivil- 
ond  Straf  klage;  dagegen  ergibt  eich  aus  einer  Heike  von  Bestimmangen 
der  BnndeMtrafireehtB|ifl^ ,  welche  von  dem  ÜescbS^gten  vnd  teinon 
Zivilansprlichen  handeln,  dass  der  AnschloM  des  Gesebidigten  an  das 
Strafverfahren  nicht  schlechthin  aiis^'eschlossen ,  sondern  anler  gewissen 
Voraussetzunjren  fitattliaft  ist.  .Allein  die  àStellung,  welche  da«  Kunde«- 
gesetz  dem  Geschädigten  im  Verfahren  einrSumt.  zt'i;:t  deutlich,  dass  es 
den  Zivilanspruch  durchaus  nur  als  ein  AfCf^ssorimn  der  t^trafsache  hc- 
handelt  wissen  will.  Allerdings  nämlich  wird  dciu  (teschädigten  alt^ 
einer  betbeiügten  Person  das  Hecht  der  Akteneinsicbt  nac^  Artikel  41), 
Absata  2,  des  Gesetses  nieht  bestritten  werden  können,  und  ist  ihm  naeh 
Abeats  &  ibidem  der  Tag  der  EriJfTnang  der  Hauptverhandlung  anauseigcn. 
Allein  weder  in  der  Voruntersuehung  noch  in  der  Hauptverbandtnng  bis 
zum  Wahrsprache  der  Oeschwornen  stehen  ihm  irgend  welche  weitere 
Befugnisse  zu.  Er  hat  während  der  Partei  Verhandlungen  Uber  die  Sclinld- 
frajr*>  mid  bei  Aufstellung  der  Frapron  an  die  Oeschwornen  nicht  mit- 
zusprechen; er  kann  weder  Beweise  liciluinjren  noch  Frajren  an  die 
Zeugen  n.  s.  w.  richten  ,  n«»ch  Uber  die  Schuldfrage  plHditeit  oder  »eine 
ZivilauëprUehe  und  Anträge  stellen  oder  begründen.  Dies  folgt  mit 
Nothwendigkeit  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes,  welches  bei  AufsShlung 
der  sieh  folgenden  Prozessbandlungen  des  GesehlCdigten  nirgends  erwähnt, 
und  wird  übrigens  heute  von  den  Kassationskllgem  nieht  mehr  bestritten, 
sondern  im  Gegentlieil  ausdrücklich  anerkannt.  Aus  der  Entstehungs 
gescbichte  des  Gesetzes  ergibt  sich  denn  auch  klar,  dass  es  sich  hier 
nicht  etwa  um  ein  bei  Ansarheitung  des  Ctesetzes  begangenes  Versehen» 
?<»T)dern  lim  eine  vom  Gesetzgeber  bewns'ît  heabsichtijîte  Anoidnung 
liandelt.  Der  bundesrüthliche  Entwurf  hatte  in  Artikel  7*.^  den  „  be- 
schädigten Personen"  gestattet,  nach  Abhörung  der  Zeugen  und  Sach 
verständigen  sich  nach  ihrer  Wahl  als  Zivilpartei  im  Strafprozesse  zu 
Stellen  oder  sich  ein  Verfahren  vor  den  Zivilgerichten  vorsnbehalten.  Die 
Zivilpartei  hatte  einen  schriftliehen,  kurz  motivirten  Antrag  su  verlesen 
und  au  den  Aktwi  irïnsnreiehen.  Der  so  konstitnlrten  Zivilpartei  stand 
das  Recht  su,  den  Entwurf  einer  Pragestelinng  an  die  Geschwomen  ein- 
snreichen,  Bemerkungen  Uber  die  Fragestellung  des  Präsidenten  zu  machen 
und  darüber  den  Entscheid  der  Kriminalkammer  anzurufen  ;  sie  hatte 
das  Wort  Uher  die  Schuld-  und  Str.iftVage  (Artikel  7*J,  >  1 .  S'i>,  90.  l»»r» 
des  Entwurfeëj.  Alle  diese  Bestimmungen  sind  von  den  cidfrenössischen 
Hätben  gestrichen  worden  ;  das  Gesetz  enthält  sie  uicht  mehr  ;  dasselbe 
spricht  nieht  mehr  von  einem  Auftreten  des  Geschädigten  als  „  Zivil- 
parte!''  während  der  Parteiverhandlnng  Aber  die  Bchuldfrage  und  ver- 
meidet flberbaupt  den  Ausdruck  ^Zivilpartei**.  Erst  in  don  vom  Urtheile 
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iuuuichulen  GesetzesbestiDiinungeii  igt  von  dem  Geschädigten  wieder  die 
Ilede.    NacLdem  Ârtikel  114  statuirt  hat,  dass,  wenn  dcrr ^ugeklj^fttt 
dwoli  den  Wdinpntch  fUr  nidit  sehaldig  erkllft  worden  Mi^  der 
jwféident  demelbeii  frdapreeliAy'  besüniiiit  Artikel  IIS,  diii^-lim  élr 
Beklag  eehnldig  erklirt  worden  sei,  die  BandeennmJtsehfîit  diét^<j|»' 
Wendung  des  Gesetzes  verlangte  ond^'  n'üthigenfallH  mit  Beziehung  auf 
den  ^Schadenersatz,  ihn>n  Antrag  stelle.    „  In  letzterer  Bezielmng",  wird 
heigefUgt,  „8teht  auch  dem  nfs-rfinMiLt'-ii  :^«  ll*-t  r!;i"  Wort  zn."  Drinfieh 
sieht  <1«?i  Gesetz  eine  V'ei  liuiuilmiL'-  üKcr  ilit:  ôchH(it.-iirv>;it/.;uittpi'ë»:lu'  'li'S 
<ieMli  i  liL-tf^n  überhaupt  mit  Uiinn  v  ir,  ncan  der  Kuiii]«,.saitwalt  Übet  »Ue 
Aüweudung  des  Gesetzes,  gestUt/i  aut'  den  Schuldspruch  der  Gcäcbworneu, 
das  Wort  erhXlt,  m.  n.  W.  dann,  wenn  der  Angeklagte  dorclt  dèa'Wakr- 
epraeh  der  Oeeohwomen  flir  schnldi^  erkiVrt  worden  tet;  nnr  Iii  dtfedn 
jPaUe  wird  der  Oeeehidigte  snr  Vertretnng  seiner  ^ivîlaaiprlakè  -wm»- 
gelassen.  In  Artikel  lu,  welcher  von  dem  Falle  bandait,  wo  dar  Alf 
eklagte  Hir  nicht  sohnldig  erklärt  wurde,  ist  weder,  wie  selbstverständ- 
lich ,  von  einem  Vortrage  des  Hundesanwaltes  Uber  die  Anwendung  desi 
<iesetzes  respektive  die  StraftVage,  noch  von  r  inni  Vfrli.indlnni:'  Mhrr  i^rn 
Zivilaiispruch  di(^  Rede.  F^«  i'^t  dies  um       l'  «ûicliaeiul^i,  aU  du  lît-L'' I 
des  Artikels  114,  dass  bti  ^  iaeiii  die  ^ciiulairage  verneinenden  Verdikte 
der  Jury  der  Assisenpriisident ,  ohne  Berathung  der  Beisitzer  t^durch  or- 
donnanee  d'acquittement),  den  Angeklagten  freisprieht,  offènbar'  dein 
fransltsisehen  Rechte  (Artikel  S58  des  code  d'instruc^o»  criminell^ 
lehnt  ist.  Artikel       des  code  d'instruction  criminelle  aber  fügt, 
er   in   seinem    ersten  Absätze  die  Regel    des  Artikels  114  der  Bvodss» 
Strafrechtsptiege  aufgestellt  hat,  im  zweiten  Absätze  ^ab weichend  von 
den  îîeginitheiligen ,  îtn   polizeiliohf n  und  korrektionellen  Verfahren  gel- 
lenden Gnmdsiitzcn^  bei  ,  dass  liernach   der  Gerichtshof  nach  Anhörung 
der  Parteien   iniil  des  (ien<'ralanwalte^i  ül)er  die  gegenseitig  erhobenen 
Schadenersatzansprüche  entscheide.    Diesen  Zusatz  hat  der  schweizerische 
Gesetzgeber  aicht  aofgeuoiuinen ,  offenbar  desshalb  nicht,  well  er  dal  • 
darin  Angeordnete  nicht  gewollt,  sondern  eine  Verbandlnng  Ubef^dlt' 
ZiWlansprllcbe  des  GeschSdigten  vor  dem  dtrafricbter  nur  im  Falle  ^dlft 
Schuldigerklärong  des  Angeklagten  hat  zulassen  wollen.    Nur  wma  Üi"' 
Stratwrfahren,  durch  den  Walnspriirh  der  Geschwornen,  die  Schuld  des 
An^^ekiagtcn  t»'.stg('«*f  !1f  v  i  Î  n  ist,  bat,  nach  (i«  r  Autfassung  cles  Bundes^^ 
;^fs<'t/('f<.  iNm'  Strafriclitrr  sich  mit  den  ans  der  1'hat  entsprungenen  Zhnf- 
foi^'-eii   zu   bi-schiiftigcn.     Wird   der  Angekläffte   für  unschuldig  erkiiirt,- 
s»»  fälh  die  Knnipcteii/.   des  .*^trafriclitcrs ,    über  die  Zivilfolgen  zu  ent-^ 
sciicidca ,  (laiiin  ;  die  ZivilauöprUche  küuneii  im  Strafverfahren  uur  dauo^ 
beurtheilt  werden,  wenn  in  den  Formen  des  Strafverfahrens,  daccft^Utf^ 
Wahrspmch  der  Geschwornen,  eine  aehuldhafte  That  des  rtngtifcilBfiljy*" 
festgestellt  ist.    Hangelt  es  an  dieser  Grandlage ,  so  erbKIt .  àtê'^^&f»^  . 
SI  hiidiL'to  das  Wort  zur  Entwickelung  seiner  Zivilansprüche  UbéÉlM^ 
nicht;  letztere  werden  eben  bloss  al»  Aecessorinm  der  QifÊÙâiék/éfJIflK- 
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liandcU  unrl   ^nvl    nur   dann  vom   Btrafrichter  zu   heurtheilen,  wenn 
<\fr  Wiihisprnch  die  Grundlage  hicfllr  ilarhietpt.    Di<^H  cr.'if'hcjnt  narh 
dem  Wortlaut  und  Zuüammenhniif::  d(.'3  (i«  »«-t7,«'s  JedtMitalU  als  unzweifel- 
haft.   Alä  zweifelhaft  uiHg  dagegen  erscheinen ,  ob  die  Kompetenz  der 
Kriuiiialkamuter,  Uber  die  ZmlansprHche  sn  entscheiden,  aach  dann  da- 
liittfltltty  wenn  zwar  der  Wahrspraeh  der  Geechwomen  auf  Sehaldig  laatet, 
jÜHjr  die  Kriminaltcammer  gemÜBs  Artikel  117,  Absatz  1,  der  Bnndes- 
«trafredbiapflege  freispricht,  weil  die  Thai  dnrch  kein  (lesetz  mit  Strafe 
bedroht  *ci  (wii!  /.  H.  <'in  Strafmissi-lilî^'ssiiii^TSfrnmd  lVht^'('st«dlt  ist  odf-r 
-tMn  ausserhall»  dfs  'riiallM^slMiidrs  lir;r(Midt'H  Erfordcrniss  der  î^trafharkcit 
fehlt).     Iiidess   dir-i^c  Fr.i;;«'   liiMliirf  itn  \ tMli(';;tMHif'n  Fallt-  der  KiiIscIhm 
<liinL'  nif'ht.  d;i    hier   ♦■ht-n  dtircli  den  Walirspiticli  der  (i<'Sf|i\voni<-ii  die 
»Scfiii  1 1 1 1 1  ij  •    \i'r)i<'int   wiirdr.     lUii^s    iit    die-si'iii  l'all«-  die   Koiii()('t('u/  der 
Kl iiiiiliulk.tinmer  mv  Ent^oheiduiig  Uber  die  Zivilan^prÜL-hc  dahiid'allt,  i^t 
«im  80  mehr  festznhalteii,  als  die  im  AdhSsionsproscsse  den  Strafgerichten 
-eiDgerSoiDte  Befugnis»  zu  Entscheidung  tfber  ZivilansprUche  überhaupt 
4ils  eine  ansnahmsweise  erscheint  und  daher  nur  in  demjenigen  Umfange 
■anerkannt  werden  kann,  in  welchem  sie  das  Gesetz  anadrUcklich  statairt 
■^a.  Faustin  llrlie,   Traitr  <lr  l'liistnirtiiMi  criiniiK^llt'  V.  S.  .'»'.''J  .    Wenn  dem 
.gegonUbor  auf  Artiktd  \'2i'>.  litt,  b,  dor  HtiiHlrs>trafr»'(  lits|)llrj,'f  liiiij:*'\vi«'s»;ri 
wird,  so  ist  dieser  llinucis  iiiclit  schlli!*^!;:.   Freili<  li  Westiindit  .Vrtikel  126. 
litt,  l) ,  <ii«'  rrtln  iUiirkiin*lt'   firu*-;  iVcisiirecliendcii  rrtlieils  habt'  zu  ent 
halten  ^die  \'«'rtÜ;,'un;r  br7,ii;:lif|i  der  l'rn/csskosteu,  des  >^(dia<b'iiersat/.C's 
tind  andertu"  ZivilciitseliUdiguni;».'!:,  wenn  quiche  »tatttindoir".  Allein  darau-n 
Iblgt  dttrehans  nicht,  dass  der  Strafrichter  anch  bei  Freisprechung,  re- 
spektive bei  Verneinung  der  Schuldfrage  durch  die  Geschwomeni  Uber 

ZitrilansprHche  des  OeschUdigten  su  entscheiden  habe.    Artikel  126, 
litt.  b|  hat  nicht  diesen  Thatltestaud  im  An;^^',  sondern  erkKIrt  sich  in 
jpaaz  anderer  Weise.  Br  bezi'dit  ^i'  li.  wie  die  Htmdesanwaltschnft  ricditi^r 
bemerkt,  in  erstei  l>itiie  jedrufalts   auf  die  Scliadenersatzansprlichc  tlir 
Anslajreii  und  andere  Naehtlieile,  wr-lehe  <ier  frei^^esjrroehoue  .\n^ekla;,'te 
.j^niäss  Artik(d  12*2  stellen  kann   und    iituT  welelie  die  Kriminalkainmer 
nach  diesem  Artikel  zu  entselieiilen  hat      !lie:re-<'n  wird  :illerdiii;:s  ein- 
gewendet, Artikel  126,  litt,  h,  gebrauche  den  gleichen  Austiruek  „Srlmden- 
.   -enats  und  andere  Zivilentschädignngen",  wie  der  von  dem  vcrnrthcilcnden 
Srkenatniss  handeUidc  Artikel  125  in  litt,  p;  letztere  Gesetzesstet )e  habe 
-über  unzweifelhaft  die  Bntschltdigungsansprttche  der  GeschUdigten ,  nicht 

freigesprochenen  Angeklagten,  im  Au;r« ,  und  der  Gc-x  t/L'eber  könne 
4inm9gltch  unter  den  ganz  ;rleie!ien  Worten  in  Amkel  rji'.  litt   b.  etwas  Au 
(leres  vcr^teheti,  als  in  Artik<  l  TJ.'j,  litt.  p.     Allrin  diese  1  ;in\\ enduir^:  ist 
un^tif'hhalli;.:.     Die  Artikel   12.''    mul    120    l'e>tiiiiiiM  n    Iedt;,'-lieli  darüber. 
wa»  di^  vtMii  (jeriehtsselireiber  /,u  veifassrnde  I  rtlieilsurkund''  iru  Falle 
.der  Vei  urllieihiiig  eiiiers<  it> .   im  l  alle  uti   Freispicchuug  ander. seils  au 
-«ntbalten  hat;   mit  der  Feststellung  der  Kompetenzen  und  Attribute 
i4ler  Kriminalkammer,  »speziell  HIeksichtlich  der  ICn(seh)idiguugsan>prachen 
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beaehiiftigen  sic  sieh  nicht;  dim  sind  in  den  rorherg^ehenden  Bestim- 
muDgeo  des  GeseUes  geordnet.  Die  litterae  p  und  b  der  Artikel  12& 
und  126  besagen  daher  einfach,  dass  die  tJrtbeilsnrlcttnde  diejenigen  Ver- 
fUgnngen  ,,ttber  Schadenersatz  und  andere  Zivilentschädigangen^  zu  ent- 
halten tiabe,  welche  die  Kriminal kammer  im  Falle  der  Verurtlieilung 
einerseits,  im  Falle  der  Freisprechung  anderseits,  nach  Massgabe  der 
Artikel  114  und  H.,  zu  treffen  hat.  Diese  Verffffrunj^^en  aber  betreffen 
eben  gemäss  Artikel  117  im  Falle  der  Verurtheilung  die  Ziviianspracheu 
des  Geschädigten,  im  Falle  der  Freisprechung  gemäss  Artikel  122  in 
erster  Linie  die  Entscliädigungsforderungen  des  freigesprochenen  An- 
geklagten. Es  ist  denn  auch  schon  desshalb  ohne  Weiteres  klari  dasa 
Artiicel  186|  litt,  b,  nothwendigerweise  auf  die  Entscheidung  ttber  di» 
Entschädigongsanspraehe  des  freigesprochenen  Angelclagten  jedenfalls  mit 
Bich  beziehen  rnui^a,  weit  andernfalls  es  an  einer  Gesetaesbestimmnngy 
dass  diese  Entscheidung  in  die  Urtlieilsuricunde  aufzunehmen  sei ,  gUnx- 
lieh  mangeln  würde,  wîilireiiil  ilueli  kein  Zweifel  (]arül)er  obwalten  kann,, 
dass  sie  in  dieselbe  }relii>rt.  K.<  niaji;  liljrijren.s  noch  darauf  hingewiesen 
werden,  dasö  auch  tu  Artikel  lyi  und  192  des  vom  eidgenössischen 
Gesetzgeber  vielfach  als  Vorbild  benutzten  französischen  code  d'instruc- 
tion criminelle  gleiubmässig  von  dommages-intérêts,  ohne  uühere  Bezeich- 
nungy  die  Rede  ist,  während  nubestrittenermassen  im  ersterea  Artiket 
lediglieh  die  Schadenersatzansprüche  des  freigesprochenen  Angeklagten,, 
im  letzteren  dag^en  die  Schadensforderungen  der  Zivilpartei  gemeint 
sind.  Hat  somit  Artikel  126,  litt,  b,  in  erster  Linie  jedenfalls  die  Ent- 
schädigungsansprüche des  freigesprochenen  Angeklagten  im  Auge,  so  ist 
derselbe  im  Fernern ,  wenn  im  Falle  der  Freispreehnn«!:  diireb  die  Kri- 
minalkannner,  bei  bejaheiuleni  Walir^prueli  der  ( ieschwornen ,  die  Ver- 
bindung von  Zivil-  und  Strafsaeiic  fortdauern  sollte,  auch  auf  diesen  Fall 
zu  beziehen ,  wo  ei  ulsdaun  die  Entscheidung  Uber  die  Zivilansprilcbe 
der  Geschädigten  beträfe.  Niemals  aber  kann  er  den  Fall  der  Frei- 
sprechung durch  ordonnance  d'acquittement  des  Präsidenten  der  Kriminal- 
kammer,  bei  Verneinung  der  Schuldfrage  durch  die  Qeschwornen,  in» 
Ange  haben,  in  welchem  Falle  ja  Uberhaupt  dem  Geschädigten  gar  nicht 
das  Wort  zu  ertheilen  ist.  Danach  ist  denn  klar,  dass  im  vorliegenden^ 
Falle,  nach  dem  die  Schuldfrage  verneinenden  Wahrspruche  der  Ge- 
schwornen ,  die  Kriminalkaminer  weder  die  Ptiielit  norh  Überhaupt  da» 
Heeht  hatte,  auf  die  ßeliandlunj;  der  Zivilanspraclien  der  Geschädigten 
einzutreten.  Mit  ib  r  Fruisiprecliung  fiel  ihre  Gerichtsbarkeit  in  BetrefT 
der  Ziviianspriiciie  dahin;  diese  konnten  nicht  mehr  im  Strafverfahren, 
sondern  sie  mussten  im  Zivilproaesse  vor  dem  ordentlichen  Zivilrichter 
verfolgt  werden. 

Demnach  hat  das  Koitationsgeriehi  erkanni: 
Das  Kasaationsbegebren  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 


Digitized  by  Google 


Ëaudieiduiigen  in  ^>trafB«cbeii. 


115 


8»  Urtbeil  vom  19.  September  1891  in  Sachen  der  Eheleute  Risl. 

BundeggêteU  bHrtffend  dcu  yerfaitren  bei  Vebertretuuy  fiska- 
lischer und  polizeilicher  Bundm/esetze  vom  16.  Jnm  1849. 
Art.  60,  g,  äea  Zollgesetzes  und  26  dpsi  buNdesräihUchen  Att$' 
fi^irangsreglementes  wm  18.  Oktober  1881. 

SämtrUUehe  KassaUonsgründe  mügsen  bei  Strafe  des  Aus- 
schlusses in  der  innert  der  KasmHongfrist  eiißzureiehenden  Ka»' 
saUonsttchrift  f/eliend  gemacht  werden.  —  Das  Verfahren  bei 
Oèbertretuny  fiskaUtcher  Btmdt'iif/t^etge  ist  bundesrechtlich  ge^ 
ordnet;  es  gelten  daher  in  demselben  die  Beweisregeln  de»  kan' 
tonalen  Strafprozesses  ntrbt,  —  Die  Segel  des  Art.  :iO,  lit.  a, 
des  Bundesgesetzes  vom  15.  JhU  1849,  dass  die  Straf  nrfolf/ um/ 
nicht  enldwkter  Udfertretungen  binnen  Jahresfrist  verjährt,  f/ilt 
auch  für  Uebertretuugni  des  Art.  50,  g,  des  Zollgesetzes.  Di4* 
Verfolgung/  midier  Uebertretungett  ist  nicht  desshalb  aus- 
geschlossen, tveil  der  Zollbeamte  die  Zolldeklaration  nicht  bean- 
standet hat. 


A.  Durcb  Urthen  fom  16.  Februar  1891  bat  das  Appellatioii^pviiibt  dea 
Kaatons  Teisin  die  Anniektagteit  freigesprochen. 

B.  Gegen  dieses  ara  21.  Mär/  1891  eroönete  ürtiieil  legte  das  eidgenössische 
Zolldepartement  mltHcbriftsatz  Tom  16.  April  1891  beim  eidgendasitcheii  KassatioDs* 
gfsrldit  Kaasationsbesehwerde  ein,  mit  dem  Antrag^  auf  Kassatiim  desselben.  Zur 

Begründung  wird  ausgetiihrt:  Gegen  die  Eheleute  Rizzi  in  LigomettO  sei  am 
11.  Juli  1890  dus  Sirafvcrfahren  wegen  ZoUübertretung  im  Sinne  von  Art.  öO,  //, 
des  ZoUge^ietzes  vom  27.  August  18.'»!  eingeleitet  wfinlen,  weil  dieselben  den  Werth 
eines  am  16.  Juli  1889  Uber  das  Nebeuzollaint  Stabio  eingeführten  Landauers  er. 
heblicli  zn  niedrig  deldarirt  habea.  Der  reelle  Werth  des  Laudauer:i  habe  näin* 
lieh,  wie  nacbtrftgltch  in  Erfahrung  gebracht  worden,  Kr.  3000  betragen,  während 
nur  ein  Werth  von  Fr.  800  deklarirt  worden  sei.  Das  ZoUdepartemeat  habe,  nach» 
dem  sofort  nach  ihrer  Fintdeckung  nin  11.  Jnli  1890  ober  die  üebertretung  ron 
Zolleinnehmer  Maderni  ein  l'rotokoll  aufgenommen  worden.  g<»g:«Mi  die  Fohlbaren 
in  .\nwondung  von  Art,  51  «b  s  Zol|g»";etz(.  ^  l  iii«'  Uiissf  \om  sechsfachen  Betrug 
des  umguitgencu  Zolles  von  Fr.  215  mit  l-  r.  I29u  ausgesprochen.  Die  Eheleute 
Riszt  liaben  diesen  Entscheid  indess  ntdit  angenommen  und  es  sei  daher  die 
üetterweisung  an  die  tessinisehea  Gerichte  erfolgt  Diese  haben  in  erster  und 
oberer  Instanz  freigesprochen ,  von  der  Ansicht  ausgehend ,  dass,  nachdem  das 
Xollnmt  den  beireflenden  (Jeireiistiuiil  levidirf,  die  Deklnrntion  somit  anerkannt 
habe  und  der  Zoll  bezahlt  worden  sei,  der  Zollverwaltung  das  Kecht  nicht  mehr 
/.ustehe,  auf  die  Ver/.oltung  zurückzukommen.  Es  sei  nun  allerdings  richtig,  dass 
der  ron  den  Eheleuten  Riasi  eingefttlirte  Wagen  rom  betreffenden  Zollbeamteo  be> 
sichtigt  worden  sei;  da  die  Einfuhr  aber,  Jedenfalls  absichtlich,  in  der  Dunkelheit 
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stattgefanden  lukbe,  so  habe  di«Mr  sidi  ttber  den  rwllen  Werth  keinea  geoauen 
griff  maeheo  kftnneo,  wie  ihm  ftberbanpt  Kenntniss  and  Erfiihrang  in  der  SchiUnng 
solcher  Luxu^fulirwerke  abgehe.  Aber  abgesfîhcu  bievûii  köntic  sich  die  Zollter- 
waltung  (lex  r!f(lite>.  nicht  hegebrn,  eine  Zollvt;iörbIaj.'iiiss  /u  ahinlrn,  auch  wenn 
sie  frst  daua  zur  Ketiataisä  gelange,  oacbdeui  di-r  lietrcft'eiule  (ie^'cnstand  zoll- 
aiutlich  abgeteriigt  wordeu  sei.  Dieses  Kecht  gehe  oMeubar  aus  An.  öu,  y,  des 
Zuligchetzes  aod  Art.  20*  lit  o,  des  nakaletpa^esetzes  v<hii  SO.  Juni  1849  hervor. 
Das  Departement  behalte  sich  Obrigens  eine  weitere  BegrDndiing  seines  Antrages  vor. 

(  '.  in  ihrer  Vcriiehmlassung  auf  diese  Beschwerde  tragen  die  Kbeleute  liizzi 
«uf  Abweisung  der  Beéchwerde  an.  In  seiner  Bqplik  hat  das  Zolldepartment  ehie 
Reihe  Muer  Kaaaationsgrflnde  geltend  gemacht;  insbesondere  hat  es  sich  auch 
daranf  bemien,  die  kantonalen  Gerichte  haben  Bmeinttgdii  des  ktmUmokn  Straf- 
prozessrechts  verletzt 

Dus  KastaHontgericlii  zieht  in  lOrwäguag: 

1  •  Nach  Art.  l'^  des  lîtindesgesetzes  betretend  das  X't  rfalucn  hei 
rcixTtretiin"^  Hskalisclur  und  polizeilielier  BundeBgesetzc  müssen  Ka?: 
satioiiHgesuche  binnen  dreissig  'I'agen  von  der  Mittheilung  den  ürtiioils 
an  (tingereicht  werden.  Daraus  folgt  ohne  weiters,  dass  sauiintlii'hc 
KaaaationagrHnde  binnen  diesM  Frist  geltend  gemacht  sein  roUssen  «nd 
es  nicht  angelit,  später,  im  weitem  Verlaufe  des  Verfahrens,  Kaasations- 
grUnde  naehanbringen,  welehe  in  der  Kassationaschrilt  nieht  enthalten 
sind.  Eine  gegentheiKge  Entacheidnng  bedeatete  in  That  and  Wahrheit 
nichts  Anderes  als  die  Zulassung  neuer  Kassationsgesuche  nach  Ablauf 
der  gesetzlichen  Tatalfrist  and  trttte  demnach  mit  Wortlaut  and  Sinn  des 
Gesetzes  in  Widerspruch. 

2)  Somit  fallen  denn  die  von  der  eidgenöasiaehea  Zollverwaltung 
erst  in  ihrer  Replik  geltend  gemachten,  auf  iiehaiptete  wesentliche  Form- 
fehler gestUlzten  Kat-sationsgrUnde  von  vornherein  ausser  Betracht  und 
kann  sieh  nur  fragen,  ob  der  in  der  Kassationssrhrift  einzig  gcltond  lto- 
niachte  Kassationsgrund,  das  Trlheil  Verstösse  gegen  bestimmte  gesetz- 
liehe Vorschriften  (nUmlich  Art.  50,  (/,  des  Zollgesetzes  und  Art.  20, 
litt,  a,  des  Bundesgesetzes  vom  30.  .luni  184'J),  begründet  sei. 

3)  Dies  ist  zu  bejahen.  Das  angefochletip  rrtlici!  führt  -ins,  das-;, 
wenn  das  Zollamt,  bei  werthzollpfliehtigen  (Tegenstauden ,  die  Worth- 
deklaration des  Z<dlpflichtigen  oiine  Beanstandung  entgegengenoinnien 
und  deren  zollamtliche  Abfertigung  vollzogen  habe,  eine  spätere  Ver- 
folgung (wegen  Sit  niedriger  Wertbangabe)  niclit  statthaft  sei.  Eine  aolehe 
künne  nur  dann  stattfinden)  wenn  der  Zolleinnehmer  die  Deklaration  be- 
anstandet hftl>e,  gemltsa  Art.  26  des  Reglements  vom  18.  Oktober  1881 
eine  Expertise  erhoben  und  auf  dieae  gestutzt  ein  Protokoll  Uber  die 
Kontravention  aufgenommen  werde.  Dieses,  durch  Art.  20  cit.  vorge- 
schriebene Verfahren  sei  der  einsige  geaetslich  zalXssige  Weg  der  Fest- 
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steltong  einer  Zollttbertretong  durch  zn  niedrige  Wertbangabe.  Diese 
Aiiffassniig  ist  eine  rechtsirrlhUmliehe;  aie  legt  dem  Art.  20  Tîci^lrmfntg 
vom  18.  Oktober  1881  eine  Bedeutung  bei,  welclie  demselben  durchaus 
nicht  zukommt,  und  verlrtzt  infolge  dessen  die  Art.  50,  f/,  des  Zoll- 
;i:e8etze8  und  20,  litt  ff,  des  Biindesjresetzp«  vom  80.  .Inni  1840.  Nach 
Art.  .'SO,  g,  de«  Zollgesetzes;  hp^eht  «'iiu-  Z<>llill)rrtretung  u.  :i.  derjenige, 
welcher  eine  Wertbangabe  macht,  die  um  mehr  hIh  10  zu  niedrig  ii^t, 
und  dadurch  den  Zollbetrag  vcrkttnt.  Nach  Art.  20,  litt,  c,  des  Bmides- 
geaetsee  vom  30.  Juni  1849  verjXbrt  das  strafrecbtUebe  Verfahren  wegen 
ITebertretnng  der  fiskalischen  and  polizeilieben  Bnndeigesetxe  nach  Ab* 
lauf  eines  Jalires,  wenn  die  Ueberlretong  nicht  entdeckt  worden.  Es  ist 
iin/weifelbaft,  dass  diese  letzte  iv  !U>stiiiimang  auch  für  die  Fülle  des 
Art.  50,  (/,  des  Zollgesetzes  ^-ilt,  <lass  also  niicb  in  diesen  Fällen  die 
StrafvertolirnnM  wührend  eines  .I;ihi-08  iiadi  der  Be?:eli!iTijj^  statthaft  ist, 
sofern  nicht  etwa  eine  hesoixlere  (ieset/esluxitimTniinir  für  diese  Fülle  ein 
früheres  Erloëchen  de«  Mtaatlicheii  Ötrafaiihpruclis  vorschreibt.  Eine  solche 
besondere  Gesetzesbci^timmung  nun  besteiit  nicht.  Art.  26  des  buade^- 
rütblicben  AttsfUhrungsregleDientcs  vom  18.  Oktober  1881  enthXlt  nichts 
derartiges.  Er  schreibt  nicht,  wie  der  kantonale  Richter  anKanehnen 
scheint,  vor,  dass  bei  Uebertretungen  des  Art.  50,  des  Zollgesetzes 
der  Strafansprnch  dann  erlüsebe,  wenn  dieselben  nicht  sofort  nach  ihrer 
Megehung  entdeckt,  resp.  wenn  nicht  sofort  naeli  ihrer  Begehung  die 
nîUhigen  Massnahmen  zu  ihrer  Feststellung  getroffen  werden.  Er  enthält 
fiberhanpt  weder  einen  materiellen  noch  einen  prozessualen  Rechtssatz, 
siMjdern  eine  blosse  instruktionelle  Vorschrift.  Art.  *J6  gibt  (in  seinem 
AIjs.  2)  einfach  den  Zoin)eainteH  Anleitung,  wif  .>ie  vorzugehen  haben, 
wenn,  bei  Ein-  oder  Aubfuiir  werth/ullptiichtiger  Gegenstande,  der  Waareu- 
fUhrer  oder  Zollpflichtige  die  nöthigen  Belege  nicht  vorlegen  kann  oder 
will  oder  die  Werthangabe  als  verdSehtig  erscheint.  Dagegen  bestimmt 
«r  dnrehaus  nicht,  dass  der  Strafanspruch  ans  den  Zollllbertretnngen  des 
Art.  50,  f7,  des  ZoHgesetaes  dann  erlSscbe,  wenn  der  Zollbeamte  nicht 
bereits  bei  der  Zollabfertigung  Verdacht  schöpft  und  infolge  dessen  die 
f^oforti^fe  Erhebung  einer  Expertise  unterbleibt.  In  Bezug  auf  die  Dauer, 
w-ilirend  wejeher  die  strafreehtliche  Verfolgung  statthaft  ist,  ebenso  wie 
in  Oezii^^  auf  den  Heweis  der  üebertretung  bewendet  es  sich  vielmehr 
auch  tlir  die  Fsllle  des  Art.  50,  (7,  des  Zollgesetzes  einfach  bei  den  all- 
gemeinen Vorschriften  de«  Gesetzes,  welche  der  Bundesrath  durch  die 
instmktionelle  Vorsdirift  des  Art.  26  des  Ansfnhmngsreglementea  snm 
Zollgesetse  selbstveratKodlieb  weder  abKndem  wollte  noch  konnte.  Ver- 
stSest  somit  die  in  Rede  stehende  Anschanung  des  angefochtenen  Urthals 
gegen  eine  bestimmte  Vorschrift  des  Gesetzes,  so  mnss  das  Urtheil  auf- 
gehoben und  die  Sache  zu  neuer  Beurtheilung  an  ein  Gericht  von  gleichem 
Range  wie  dasjenige,  von  welchem  da«?  angefochtene  Trtheil  aiHpreht, 
verwiesen  werden.  Die  Kassations^beklagtcn  wenden  allerdings  ein,  uiie, 
soeben  als  reehtsirrlhUrolich  nachgewiesene,  Hechtsanschauung  des  kan- 
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tonalen  Richters  sei  fttr  die  Eotsclieidung  eelbst  niclit  kausal,  da  diese 
auf  dem  weitern  selbständigen  Grunde  bernhe,  es  sei  ein  Beweis  (tir  eine 
nni  mindestens  10    o  zu  niedrifçe  Werthan^abe  nicht  erbracht.  Allein 

dies  ist  doch  nicht  richtig.  Freilich  flllnt  das  angefochtene  Frtheil  ans. 
der  Beweis,  dass  der  Wertf»  des  eingeflilirtcn  Wnprens  um  mehr  als  1'»  "' 
hîiher  sei  als  die  VVerthan<rMbe,  sei  nicht  •  rliracht.  I)i«!se  AuîitUhruu^; 
ist  aber  von  der  reclitsii  itliiiiiilichen,  mit  Art.  des  Bundesgesetzes  vom 
30.  Juni  184.1  unvereinbare»,  Auda»»öuiig  des  Vorderrichters  Uber  die 
Bedentnng  des  Art  26  des  Reglementf»  vom  18.  Oktober  1881  Dicht 
unabhSngig,  sondern  dnreh  dieselbe  bedingt.  Denn  das  angefochtene  Ur- 
tbeil  geht  eben  davon  ans»  dass  ein  beweiskrXftiges  amtliches  Protokoll 
Ober  Peststellting  einer  ZollQbertretnng  in  den  Fällen  des  Art.  50,  q,  des 
Zollgesetzes  nur  dann  vorliege,  wenn  die  Werthangabc  des  Pflichtigen 
sofort  beanstandet,  domjreinüss  sofort  eine  Expertise  erhoben  und  die 
Uebertretunfr  protokoHatisch  fet^tjrestellt  werden  ist.  Diese  Ansiclit  ist 
aber,  wie  gezeigt,  ntit  dem  Gesetze  unvereinbar. 

4)  Ist  somit  das  angefochtene  Urtlieil  .nns  diesem  f^niride  aufzuheben, 
so  mag  im  Weitern  bemerkt  werden,  dass  für  die  Hfurtlieiluiig  der  lieweis- 
frage  Uberall  nur  die  \'oi  scliriften  des  Bundesgesetzes  vom  HO.  Juni  184'.». 
gar  nicht  dagegen  diejenigen  der  kantonalen  Strafprozeösordimug  zur 
Auwendung  kommen.  Das  Verfahren  bei  Uebertretang  fiskalischer  Bandes- 
gesetse,  speziell  auch  das  Beweisrecht,  ist  durch  das  Bundesgeeetz  vom 
80.  Jnnl  1849  btindesreehtlich  geordnet;  und  es  ist  neben  den  Vorschriften 
des  Bnndesgesetzes  (obschon  merkwürdigerweise  nicht  nur  die  Kassations- 
beklagten, sondern  attcb  die  eidgenössische  Zollverwaltung  im  \  orHe<;endeii 
Falle  das  Gegentheil  anzunehmen  scheinen)  fllr  die  Anwendung  kantonal- 
rechtlicher Beweistheorien  kein  Raum. 

Demnach  hat  tlas  KasmUonsgerichl  erkannii 

Die  Kassationsbesch werde  des  eidgenössischen  Zolldepartemcnts  wird 
fSr  begründet  erklärt;  es  wird  mithin  das  angefochtene  Urtheil  des 
Appellationsgerichtes  des  Kantons  Teasin  vom  18.  Februar  1891  kassirt 
und  es  wird  die  l^he  au  nener  abschliesslicher  Beortheilong  an  das 
Kantonsgericht  des  Kantons  Graublinden  verwiesen. 
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3.  Urtheil  der  Kriraiixalka.ixLLû.er. 

9.  KriHilnaHaunmer  Mm  15.  Juli  1891  in  Sadien  Cistioni. 

Verfahren  in  Koniumazialsacheu.  —  Zvmnunenir^en  von  Hoch' 
verratft  und  absichUicher  Tödiung. 

CMtioni  i«t  dttreta  B«tcblttss  der  AnklagduumMr  dei  KhireiferisclieD  Bundes- 
^erlebtes  vom  H.  April  1891  in  Attklagesnatand  venetst  und  deo  eldgenOislscheii 
Assisen  überwiesen  worden  wegen: 

Î)  am  1 1.  September  I8y0  mit  re«'ht?\vi(lrij,'eiii  Vorsätze  erfolgter  I  heilnahme 
an  einem  riitcrnchineü,  welches  die  <:<-w.il(saiiic  Vertreibung  oder  Aullosung  der 
Regierung  des  Kantons  Tessin  zum  Zwecke  hatte  (Art  3tj  der  BundesstratrechU»- 
pflege,  Art.  II,  45,  62  und  78,  litt,  d,  des  Bimdesstrafrechts) ; 

IT 

2)  abäicbtlicber  Xödtaug  des  SUiatsrathes  Laigi  Rossi,  verübt  bei  dem  Aut- 
staade  to  BelUnaona  Tom  11.  September  1890  durdb  einen  nach  Erbreehung  des 
«iaernen  Thores  des  Palasso  go?eniativo  abgegebenen  Rerolverschuss  (Art.  51  und 
76  des  Bundesstrafrechts,  Ari.  387  mid  288  des  tesslnischea  Strafgesetabuches). 

Der  Angeklagte;  hi  dureli  Ediklalladung  der  A nk lagekam mor  vom  6.  April 
nutîfffor.lort  wortieti,  -^ich  bis  zum  1.  Mni  d.  .1  b<'i  der  Anklat^fkammtr  zu 
slelleu.  i  rotzdem  die  i*jdikuUiadnn<f  ihn,  wie  uuä  einem  von  ihm  an  die  Ivriminal- 
iiammer  gerichteten,  aua  London  \om.  27.  April  Iä9l  datirteu,  Schreiben  Uervur- 
geht)  erreichte,  bat  sieh  der  Angeklagte  nicht  gestellt.  Es  wird  daher  gegen  ihn 
nach  Anleitung  des  Art.  130  und  ff.  der  Bundesstrafrechtspflege  in  contumaclav 
verliaoddlt. 

Die  Kriminalkammer  hat, 

ohne  Anhörung  von  Parteivorträgen, 

naeh  gepfiugener  Qffentlieher  Berathuni^  und  Abstimmuiig, 

in  Emüyunf/: 

Dass  nach  Art.  133  der  Rundostrafreehtspflege  in  Kontumazialftllen 

van  der  Kriininalkamnaer,  ohne  Beizichung  von  Gesfhwornen,  ausachlißss- 
licl)  auf  (Irundlage  der  Akten  der  Voruntersuchung  zu  entscheiden  ist  ; 

das8  nun,  was  die  erstp  Ankla^re  nnbelanjt.  ans  den  Akten  der 
VorunterBUchunpr  .■iiifs  Unzweideutigste  hervorgeht,  ihiss  der  Angeklagte, 
Castioni,  am  11.  September  18'.)')  in  Beliinzona,  sowohl  au  der  Liimuiuüe 
des  Arsenals,  als  an  der  Festnahme  und  Fesselung  von  Geiseln,  an  der 
Besetzang  von  SITentlichen  PÜtsen,  wie  an  der  Einnahme  des  Palasso 
^vernativo  nnd  der  Gefangennahme  mehrerer  StaatsriUbe,  in  hervor- 
tagender  Weise  mitgewirkt  hat; 

dass  nicht  liezwoifolt  werden  kann,  dass  er  dies  that  mit  dem  Willen, 
«l.ndnrrh  die  Aiitlösung  oder  Vertreibung  der  Kegiemng  des  Kantons  Tessin 
herbeiführen  zu  helfen  ; 

das«  damit  der  Thatbef^taiid  der  Art.  15  und  52  des  Bundesstraf- 
rechts an  sich  gegeben  ist  und  somit  der  Angeklagte  ohne  weiters  wegen 
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dieses  Deliktn  zu  vernitheilfn  ist,  da  Scluild-  oder  StrafausschlicBSungs- 
^rlinde  (wie  Nothwebr  u.  dj;!.  in  der  Vnrnntcrsuchun^  niclit  geltend 
gemacht  worden  sind  und  dalier  im  Kontuutazialurthcile  deren  Vorhanden- 
sein Dicht  SU  prtlfeii  ist; 

dats,  in  Betreff  der  sweiten  Anklage,  naeh  den  Vornnterauchnnga- 
akteo,  inabeeondere  den  mediainiaclteii  ond  waffentecbniBcheo  Gutachten^, 
feststeht,  daas  der  am  11.  September  1891,  bei  Eüonahme  dea  Palaato- 
gOTernativo  durch  die  Anfiltlndischen,  eingetretene  Tod  dos  Staatsrathes- 
Luigi  KosBi  durch  einen  von  fremder  Hand  abgefeuerten  Rerolveraohiiaa- 
herbeigeführt  wurde; 

dass  naoh  den  Aiissasren  der  von  den  Aufständischen  als  Geiseln 
verhafteten  Zeugen  Mariotti,  v  Mentlen,  Andina,  nesrhip:na  und  Motta 
(Akten  S),  84,  96,  4,  72),  welche  im  Wesentlichen,  wenn  auch  nicht  irt 
allen  Einzelheiten,  miteinander  Uhereinstimnien,  anzunehmen  ist,  e»  sei 
der  tödtlicbe  SchuR8  dnrch  den  Angeklagten,  Oastioni,  abgefeuert  worden, 
saebdem  er  an  der  Spitze  der  AafatXndiaehen  gleicbaeitig  mit  den  Geiseli» 
in  das  Innere  dea  Regie  rungsgebXades,  bis  an  oder  in  den  kleinen  Seiten- 
gang eingedrungen  war,  wo  ihm  Staatsrath  Rossi  entgegenlcam; 

dass  nXmIieh  die  erwShnten  Zeugen  simmtlicb  aus  eigener  Wahr- 
nehmung besengen,  dass  sie  den  Castioni,  resp.  den  als  Castioni  ermittelten 
'nieiltsphraer  an  dem  Aufstande  vom  11.  September  mit  («einem  Revolver 
haben  zielen  und  feuern  sehen,  die  Zeugen  v.  Mention,  Andina  und  Mariotti 
auch,  dass  Staatsrath  Rossi  getroffen  worden  sei; 

da?«  zwar  allerdings  eine  Anzahl  anderer,  damals  auf  dem  Platze 
vor  dem  GittfM-tliore  stehender.  Zenireii  lieknnden,  sie  haben  im  Innern 
lies  lîegicrun^sgebiiiules  einen  Hehuss  zu  einer  Zeit  j:;eli()rt,  als  Castioni 
sich  noch  ausserhalb  den  Kegierungsgebäudes  befand  und  das  Gitter  noch 
nicht  völlig  eingeschlagen  war; 

dass  aber  diese  Aussagen  nicht  geeignet  sind,  die  Aussagen  der 
Augenzeugen  au  widerlegen,  da  sie  einerseits  deren  Wahrheit  nicht  direkt 
ausschliessen  und  da  andrerseits  die  Zeugen,  welche  auf  dem  Platze  tot 
dem  Regierungsgebinde  standen,  bei  der  allgemein  herrschenden  Erregung 
sehr  wohl  irgend  ein  anderes  Geräusch  für  einen  im  Innern  des  Gebäude» 
gefallenen  Schuss  halten  oder  sich  Uber  die  Zeitfolge  der  sich  raseb 
folgenden  Kreignisso  tauschen  konnten; 

dass  das  Gleiche  auch  von  der  ganz  vereinzelt  stehenden,  od'enbar 
nur  durch  die  V'erwirrnng  des  Zen;^e!i  zu  erklärenden,  Déposition  de* 
Landjslgers  Trochea  (Akten  141  und  740)  gilt; 

dass  da^e»ren  die  AusBa*rc  der  Au^enzenj^en  dadurch  unterstützt  wiid, 
dass  speziell  *lie  Angaben  dcö  Zeugen  Andina  Uber  die  Steliiing  de» 
Castioni  und  des  Staatsrathes  Rossi  zur  Zeit  de^  Schusses  mit  den  gcrichts- 
äratliehen  Feststellungen  Uber  die  Sehussrtebtnng  vttllig  übereinstimmen; 

daas  für  die  Tbftterscbafl  des  Castioni  llberdem  auch  seine  Flucht 
spricht,  sowie  in  gewissem  MasKO  der  Umstand,  dass  das  tttdtliehe  Oe- 
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srhoss  nach  dmi  waffentfrlinisclien  (îiitiifîitcii  einem  lîevolver  ausländischer, 
wahrscheiniicli  cnjrlipflier  oilr-r  amorikanisrlier,  Falnikation  entstammt  : 

(lass,  nach  den  Auëëageii  <li'r  Aup:jMi7,«'Uf;t'ii,  der  Angeklagte  den 
tödtliehen  Schus»  auf  Staatsrath  lio»m  aUäii  litiicli,  nachdem  er  auf  den- 
selben gezielt,  aligegebcn  hat; 

das»  somit  Castioni  der  «baicbtlicben  TSdtnng  den  SUattrathea  Bottsi 
fttr  schuldig  so  erkUliren  ist; 

dasa  dagegen  nach  den  Voruntersncfanngiudcten  nichte  dafttr  vorliegt» 
daaa  er  bei  Abgabe  des  tödtUclien  SefamiseB  ans  einem  Motiv  persiMiHeher 
Rache  u.  dgl.  gehandelt  habe,  daher  anzunehmen  ist,  er  habe  die  Tbat 
verübt  in  der  Aufi  <'?ii"?r  des  Moments,  in  und  znm  Zworke  der  Aiisflllirung 
des  hochverrätlterischen  rnternflinions.  utn  »  twa  einem  von  ihm  befUreliteten 
Widerstand  aus  dem  Innern  des  damals  noch  nicht  Ubergebenen  Hegierungs- 
gebäudes  zu  be;iegnen; 

dass  danach  in  rechtlicher  Beziehung  die  Tddtung  des  Staatsrathes 
Roisi  eineiseite  als  eine  Gewalihandinng,  verübt  in  und  aar  Durcliftliining 
des  auf  Anflösnng  der  Reglemng  des  Kantons  Tessin  gericliteten  Unter* 
nehmens  erscheint  und  somit  einen  Bestandtbeil  der  nach  Art.  45  des 
Bundesstrafrechts  Htrafbaren  Tliat  des  Angeklagten  bildet,  dass  dagegen 
andrerseits  diese  Tliat  auch  unter  dem  andern  Gesichtspunkte  eines  Ver- 
brechen» gegen  die  Person  als  Tödtungsdelikt  nach  kantonalem  Rechte 
strafbar  ist; 

dass  aber  dieselbe,  nach  dem  Ausgeführten,  nicht,  wie  die  Ankiag<^ 
behauptet,  als  ein  gewöhuliches  Tödtungsdelikt  im  Sinne  der  Art.  287 
und  S88  des  tessinischen  Btrafgesetsbuches,  Hondem  als  due  TSdtung, 
verübt  bei  Durchführung  eines  hocbverrltherischen  Unternehmens,  Im 
Sinne  des  Art.  89  des  tessinischen  Strafgesetsbuches  erseheint; 

dass  in  Bezug  auf  die  Strafzumessung  nach  Massgabe  der  Art.  51, 
40  und  33  des  Bundesstrafrechts  zu  verfahren,  d.  Ii.  die  Strafe  des 
schwersten  Verbrechens  zu  Grunde  zu  le«jeii  ist,  da«  konkurrirende  leichtere 
Delikt  dagegen  als  besonderer  Scliiirfunji^sgrund  zu  berUcksiehtitren  ist  ; 

dass  nun  der  Art.  in  des«  BundosstrafrechtR  schleehtliin  Zuchthaus- 
strafe (von  einem  bis  zu  'Au  Jahren)  aiidrcdit,  welelie  nach  Art.  3  de* 
Bundesstrafrechts  Verlust  des  AktivbUrgeneclitä  auf  einen  richterlich  zu 
bestimmenden  Zeitraum  zur  Folge  hat,  Art.  89,  §  2,  litt,  ri,  des  tessinisehen 
Strafgesetees  dagegen  Oeflfaignissstrafe  vom  dritten  bis  zum  fünften  Orade, 
mit  Entziehung  der  politischen  Rechte  bis  zum  vierten  Grade  und  Busse 
bis  zum  achten  Grade; 

dass  somit  die  Strafdrohung  des  Art.  45  des  Bundesstrafrechts  als 
die  schwerere  zu  Grunde  zu  legen,  die  auszuspreoli'  ftde  Strafe  dagegen 
mit  Klick.Hicht  auf  das  konkurrirende  Delikt  des  Art.  b'sj  des  tessinischen 
Straf^'eset/.es  zu  erhöhen  ist; 

daäs  Ca  öich  danach  rechtfertigt,  gegen  den  Angeklagten  eine  Strafe 
von  acht  Jahren  Zuchthaus,  verbunden  mit  Entziehung  des  AktivbUrger- 
rechts  auf  die  Daner  von  12  Jahren,  zu  verhXngen  ; 
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daes  demselben  auch  gemäss  Art.  120  und  153  u.  ff,  der  Bniides* 
strafrecbtspHege  und  Avt  16  des  fiandesgesetees  Uber  die  Kosten  der 
Biindesrechtspflege  voni  25.  Jani  1880  die  Bezahlung  der  Prosesskosten 
und  eine  Ürtheilsgebtlhr  aufsnerlegen  ist, 

dass  übrigens  geroHss  Art.  134  der  BundesstrafrechtspHege  dem  Vf^r- 
urtheilten,  wenn  er  sich  stellt  oder  ergriffen  wird,  vorbehalten  bleibt,  die 
Aufhcbiin;^'  dieses  Kontum.i/Jalurtheils  und  die  Einleitung  des  gewöhnlichen 
Verfalirciis  zu  verlangen,  gestützt  auf  folgende  Oesetzesstellen  : 

Art.  45  des  Bundesstrafrechts,  welcher  lautet: 

^Pie  Tlicilnaliiiit'  an  t  iuem  Unternehmen,  welches  den  ^rew  altsainen 
^l  iiisturz  (1er  I5mi(li  ss  »  rfassung,  oder  die  gewaltsame  Vertreibung  oder 
y,Autlüjiung  der  Bundesbehürden  oder  eines  Theiles  derselben  zum  Zwecke 
,.liat,  wird  mit  Zuchthaus  bestraft.** 

Art.  52  des  Bundesstrafrechts!  welcher  lautet: 

„Wenn  eine  der  in  den  Artikeln  45  bis  50  bexeichneten  Handlungen 
„gegen  eine  durch  den  Bund  garantirte  Kantonalverfassung  oder  gegen 
i,eine  BeliSrde  oder  einen  Beamten  eines  Kantons  gericiitet  wird,  oder 
^auf  Wahlen,  Abstimmungen  U.  dgl.  sich  bezieht,  welche  durch  die  Ge- 
^setzgebung  eines  Kantons  vorgeschrieben  sind,  so  linden  die  benannten 
„Artikt'l  analoge  Anwendung,  sofern  die  betirtVenden  Handlungen  Ursache 
poder  Folge  von  Unruhen  sind,  durch  welche  eine  bewatfnete  eidgenös- 
„siäche  InterveiUiun  veranlasst  worden  ist." 

Art.  51  des  Bundesstrafrechts,  wrlclu-r  lautet: 

-Weim  mit  einer  der  in  den  Artikehi  45  Ids  50  bezeichneten  Haud- 
„lungen  ein  gemeines  Verbrechen  zusammentrifft,  so  ist  beziehungsweise 
„nach  der  Vorschrift  des  Art.  40  sn  verfahren.'* 

Art.  88  nnd  Art  89,  §  2,  litt,  a,  des  Strafgesetzes  flir  den  Kanton 
Tessin,  welche  lauten: 

„Art.  88.  L^attentato  di  abbatterci  con  fatti  Tiolentt  seguitt  da  effetto, 
„la  Costituzione  del  Oantone  o  il  Govenio  cantonale  costitusîonalmente 
„stabilito,  è  punibile  rnmc  si  dispone  negli  articoli  seguenÜ: 

„Art.  89,  §  2.  Se  la  Oonsnmaaione  dell'  attentato  sarà  stata  aocom- 
,.pagnata  da  sarcheggio,  rapina.  incendio,  gravi  violenze  con  ferlinenti 
,.nd  omicidi.  sia  cuntro  magistrati  o  membri  di  pubblica  autorità,  sia 
„coutro  privati  : 

^nj  Gli  autori  principali  saranno  pnniti  colla  prigionia  dal  terzo  al 
„i[uinto  grado,  coli'  interdizionc  dai  diritti  politici  sino  ul  quarto  grado  e 
„colta  tnnlta  sino  airottavo  grado.** 

Art.  33  des  Bundesstrafrechts,  welcher  lautet: 

„Wenn  mehrere  noch  nicht  bestrafte  Uebertretungen  des  gleichen 
„ThXters  so  zur  Untersuchung  kommen,  dass  dartber  in  einem  nnd  dem> 
„selben  Urthcile  zu  erkennen  ist,  so  soll  die  Strafe  des  schwei-sten  dieser 
„Verbrechen  angewendet,  die  übrigen  aber  als  besondere  SchftrfhngrHnde 
„berücksichtigt  werden. 
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^Dabei  darf  der  Richter  jene  Strafe,  wenn  dieselbe  einer  Vermefarung^ 
„fällig  ist,  um  die  Hälfte  den  durch  das  Gesets  angedrohten  Maximums 
„erhöhen,  und  eK  ist  nöthigcnfalls  (Art.  4),  anntatt  der  GefltngniBestrafe, 
^Zoehthaufi  mit  verhält nissmltHsig  verkürzter  Dauer  amawenden.^ 

Art.  H  des  Bundesstrafrechtfi,  welcher  lautet: 

^Die  Znchthauflstrafe  besteht  in  der  Unterhringnnir  des  Verortbellten 
^in  einer  Strafanstalt  unter  Anhaltung  zu  angemessener  Arbeit. 

_nif'  Zn'  I(tli'iu8strafe  ist  immer  mit  dem  Verlnste  des  Aktivbllrürer- 
„rechts  tili  nur  \nn  dem  Kichtor  zu  hestiramende  Zeit  (Art.  H)  verbumU'ii. 

^Dio  pi  ivaticchtlichen  VVirkimjrtMi  der  ZuchthausBtrafe  richten  aich 
„nat-h  deu  (.ieüetzen  der  Heimat  des  StiilHiiig». 

„Die  Zuchthausstrafe  darf  nicht  weniger  als  1  .fahr  und  niclit  langer 
^alä  .tu  Jahre  dauern. 

„Auenahmsweiae  iat  lebenslängliche  Znchtbansstrafe  in  den  Fullen, 
„io  denen  daa  Geaetx  dieselbe  anBdrUeklicb  androht,  anwendbar.** 

Art.  7  dea  Bundeaatrafreebts,  welcher  laatet: 

„Der  Verlnat  des  AlctivbQrgcrrecbts  besteht  darin,  dasa  der  mit  dieser 
.Strafe  Belegte  unfXhig  wird,  das  ihm  nach  der  Verfassung  oder  den 
„Gesetzen  des  Bundes  oder  seines  Kantons  zustehende  Stimm-  and  Wabl> 
„reeht  aussnüben.  oder  ein  Öffentliches  Amt  zu  bekleiden.  Die  längste 
«.Dauer  dieser  Strafe  kann  sich  bei  Zuchthaus  bis  auf  Lebenszeit  erstrecken: 
^bei  Gefiingniss  dagegen,  Uber  die  GeiXnguissstrafe  hinaus,  nicht  Uber 
„lu  Jahre 

einshtnmiy  crl.amä  : 

1.  Angelo  Oastioni  des  Giuseppe,  von  Stabio,  wohnhaft  in  I^ondon, 
L-^*'l>.>i*>n  clen  31.  Mai  Marmorarbeiter,  wird  in  contumaciam  fUr 

âciiulUig  erkliirt: 

a.  Der  am  11.  Sciitember  IS'.tn  mit  rcchtswidripretn  V^)r8atze  erfolgten 
'riieiliialiiue  an  »  incm  l  utvi  iK'iiiiicii,  weichet*  die  gewaltsame  Ver- 
treibung oder  Autlüsung  der  liegierung  des  Kantons  Tessin  zum 
Zwecke  hatte  (Art.  45  und  52  des  Bundesslrafrechtsj  ; 

b.  dn  absichtlichen  Tödtung  des  Staatsrathes  Luigi  Rossi,  verübt  bei 
dem  Aufstände  in  Bellinzona  vom  11.  September  189<i  durch  einen 
nach  Erbreehung  des  eisernen  Thores  den  Palazso  govemativo 
abgegebenen  Revolverschnss  fArt.  61  des  Bnndesstrafrechtfi  und 
Art  86  and  69,  §  2,  litt,  des  Strafgesetzbuches  für  den  Kanton 
TcMsin). 

Derselbe  wird  demgemSsa»  gestützt  auf  die  angerufenen  (Gesetzes- 
bestimmungen, sowie  in  Anwendung  der  Art.  33,  3  und  7  des  Bundes- 
strafrechts, verurtheilt  zu  einer  Zurhtliausftrafe  von  acht  Jahren  und  zu 
Verlust  de>>  Aktivblhgerrechts  auf  die  Dauer  von  zwölf  Jahren. 

2.  Dem  Veniiiheilten  werden  gemäss  Art.  120  und  is;i  dci  lîiimie»*- 
strafrechtspilege  und  Art.  IG  de^i  Bundesgesetzcs  Uber  die  Kosten  der 
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IlundeftreelitHpriege  vom  25.  Jtini  1860  die  Koaten  de«  Verfabrcni«  attferlegt, 
welche  feeigcftetzt  werden  auf: 

<^  Gerichtgebtthr  Fr.  100, 

I».  UnterBnehongskofttm  Fr.  3563.  lö^ 

c.  KansleigebHhren  Fr.  17.  40. 

3.  Die  FreiheitSHtrafe  ist  im  Kanton  Tesiin  m  volixtehen. 

4.  Dieses  Urth«dl  ist  öffentlich  belcannt  zu  machen  und  dem  Schweiz. 
Rnndesrathe  mitzotheilen. 


•4.  Ux*theil  des  Bundes^eriohts. 
10.  Urtlieil  vom  20.  März  1891  in  Sachen  Bircher. 

Tni'/weiie  des  (rrnn(L<aizes  der  freien  Meimtngsi'uisRi'ruug.  hompefruz 
den  ButtdpH<n'rn:hiü.  Mit  der  Geirährlpistunf/  der  freien  }frlnungn- 
fh(Siiernn(/  int  es  nicJit  unvereinhttr,  dans  die  unbeHounme  l'er- 
breitung  ehrriihrlger  Thfttsachen  ah  strafbar  erklärt  wird. 

A.  In  emcx  am  H'!.  nktobcr  zur  Besprethiinfr  df<r  (iomeimlowahlf^ii  der 
Stadt  Aurau  in  der  bayriscbcii  Bicrballo  dasolbst  stiittgetuiideoeii  Voi  v<  r^ammimig, 
an  welcher  auch  der  Kekurreut  Dr.  Bircher  Theil  uahin,  wurde  die  Wiederwahl  des 
bisherigen  Stadtammanns,  Fürsprecher  Tauaer,  wegen  selbstherrlichen  Verfahrens 
besnstandel.  Der  anwesende  Dr.  med.  Schenker  theilte  als  ein  Beispiel  solchen  Ver- 
rahrens  mit,  der  stadtammann  habe  eigeotiiachtig,  ohne  den  Gemeinüeratbsmit- 
gliedern  eîwas  initzutheib'n,  oine  Sanitäts|)oli/f'iverordaiuig  erlassen,  wi  lilit-  si  Ii 
iiusserlieh  als  ein  Produkt  de-  <Mm»'inderatbe>  prü'Sfntire.  Die  VorveiNauuulinig 
bescbloss,  Tanner  nicht  mehr  zu  portiren.  An  einer  am  1.  Noveml)er  1889  ebenfalls 
anr  Besprecbong  der  Gemeindewahlen  abgehaltenen  Versammlung  des  Einwohner^ 
Vereins  von  Aarau  wurde  aus  der  Mitte  der  Versammlnng  an  die  Theilndmier 
der  Vorversammlung  vom  30.  Oktober  18^9  die  .\itflbrderung  gerichtet«  mitsutbeilcu, 
warum  die  Vorversaranilung  beschlossen  bab*  .  r.iiin<'r  nicht  mehr  zu  portiren. 
Daraul'  erhob  sich  der  :tnwp>it'ndr  Dr.  lUrcber  und  theilte  mit,  jener  Beschlu^^s 
sei  det^ähalb  gefasst  worden,  weil  i'anner  ein  autuki'atisches  Kegiinent  führe,  welches 
den  Interessen  der  Stadt  xuwlderlaufe  ;  er  fhhrte  Beispiele  an  und  bemerkte  :  da« 
schwerwi^ndste  habe  Dr.  ^cbenker  mitgetheiltt  der  da  ausgesagt  habe,  Tanner 
halH'  eine  Kanititspolizeiliche  Verordnung  ohne  Wissen  des  Gemeindcnitbes  erlassen. 

B.  Der  dem  Stadtanmann  Tanner  gemachte  Vorwurf,  er  habe  die  fragliche 

tiisnitätftverorduuug  ubnt;  Wissen  uod  Scbiussnahme  des  Gemcinderathes  eigen- 
mächtig erlassen,  stellte  sieb,  durch  eino  eosrcii  Tnnner  nuf  dessen  Df.n  hren  ein- 
geleitete Disziplinaruntersuchung,  als  unboL'i  lindct  hf  iaiis  fanner  »  i  hob  nunmehr 
wegen  dieses  Vorwurfes  gegen  Dr.  Schenker  und  Dr.  Bircher  l'rivatstiafklage  wegen 
Ehrverletaung,  begangen  durch  Verleumdung.  Die  erste  Instanz  (Beiirkagerieht 
Aaran)  vernrtbeilte  deu  Dr.  Scheuker,  sprach  dagq^  den  Dr.  Bircher  frei.  Die 
xweite  Instanz,  das  Obergericht  des  Kantons  Aargau,  dagegen  erkannte  durch 
IJrtheil  vom  20.  September  1890: 
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1)  Die  iteklagten,  l>r.  med.  Schenlcer  und  Dr.  uied.  IMrcher,  hüben  ttich  gegeu- 
ttber  dan  Klüger  E.  Tanner,  Ffiisprech,  der  Ëhrverletznng  in  ^nne  des 
§  1  de«  ZttAhtpoHseigeeetset  Bcbntdig  gemncht  und  werden  blefOr  folgendnr* 
maaaen  bentmft  : 

o.  Dr.  Schenker  mit  einer  Geldhiissc  von  I  r.  l.jO,  eTentuell  Im  Falle  der 

UneinliriuKlichkeit  mit  :î7'  j  Tagen  Gefangenschaft; 
b.  Dr.  lUrcher  mit  tinrv  (it  ldliusse  von  Fr.  Ux».  eveninell  im  l'jülc  der 
Nichteinbringlichkeit  mit  J".  Taiten  ItezirksL'  tan^'iiis!.. 

2)  Die  gefallenen  ehrverletaemien  Aeusserungen  werden  von  lUehtenimtswegvn 
anfgehoben  und  der  Ebre  des  Klägers  als  muM^ildlieb  ericlirt 

a)  Die  Beklagten  haben  dem  Kliger  unter  soUdariseber  Haftbarkeit  die  unter» 
und  obergericbtlkheu  Kosten  dieses  Ktreites  mit  ausammen  Fr.  93.  SO  zu 
vergüten  und  der  Gerichtskasae  Aaraii  zu  Händen  des  Staates  eine  Hpfuch- 
gebttlir  von  l'i.  40  zü  befahlen. 

4)  Der  Klüger  wird  bcreclitigt  erklärt,  dieses  l  rthcil  im  I)is|)i>sifiv  mt 
Kosten  der  lieidcn  Bi'klatrtcti  und  zwnr  utittT  sfdid;u-isclier  llaübarkeit 
dpr>elben  einmal  in  dem  „Aargauer  l  ugblati  den  „Aargaucr  NachrichteJi** 
und  dem  „Aargauer  Anzeiger"  zu  veröffeutliehen. 

In  den  KniücbeidungägrUndeu  dieses  Uitheib  wird  rücksicbtiich  der  äebuld 
des  Dr.  Bircherim  Wesentlichen  bemerkt:  dieser  babe  sieb  nicht  darauf  besehrAnkt, 
die  Mittheilnng  des  Dr.  Schenker  als  GerAcht  wiederzugeben  (in  welchem  Falle 
er  dun  Ii  nominatio  aulorln  entschuldigt  wäre),  sondern  er  habe  sich  in  einer  Art 

und  Woise  aiij'gf'^prfichen.  das;-  dir  l'in  ilnebmer  der  Versammlung  vom  1.  November 
haben* annehmen  iiui>srii,  die  Ihatsache.  dass  Tanner  eine  S^mitatspolizciverordimng 
uiit  Umgehung  des  (temeinderathcs  erlaH^eu  habe,  l)ilde  einen  Grund  für  dessen 
Nichtwiederwàhl  nnd  werde  als  solcher  geltcod  gemacht.  Allerdings  sei  als  er- 
wiesen am  betrachten,  dass  Dr.  Bircber  die  Mittheilung  des  Dr.  Scbenker  fhr  wahr 
gekalteu  hübe  Allein  dies  vermöge  ilin  nicht  m  entschuldigen.  Gerade  weil  er, 
wie  er  selbst  behaui»te,  nicht  habt  «isi^en  können,  «d»  die  von  Dr.  Schenkcr  be- 
hauptetf  'I  hatsache  der  Wirklichkeit  entspreehc.  sei  er  iitrht  bcrrchtigt  gewesen, 
diesellu!  idme  Vorbehalt  und  Einnchränkung  anlasslich  «  iut  r  utleutlichen  Ver- 
sammlung III  ge«»chehener  WeUe  zum  Ausdrucke  zu  bringeu.  Habe  er  die»»  gleich- 
wohl gethan,  so  habe  er  sich  der  fibrverletaung  im  Sinne  de»  §  1  des  Zuclit- 
polizeigesetzeä  schuldig  gemacht. 

r.  Mit  Kekuraschrift  vom  :M)./21.  Januar  1891  ergriff  Dr.  Bircber  gegen  das 

obergcrirhtliche  ürtheil  den  ^t.i;it>rrrhtlicheji  Rektu-H  an  das  Hundesgericht,  mit 
dem  Antrage:  es  s«*i  dasselbe  unter  Kosten-  tmd  KtitNcli.idigungsfolge  fOr  den 
iiegner  aufzuheben  und  (Ilm-  l'x  kl.'igtf  von  Schuld  und  Sinife  frei/n?i>rt'i  li(  n  Kr 
ftihil  aus:  da»  augefücUteuu  l  àiheil  verletze  die  in  Art.  lö  der  uurgiiuiscben 
KaotoittirerAasnng  niedergelegte  Gewibrlei^nng  der  Freiheit  der  Heüiungsknsaemng. 
I>iese  Freiheit  sd  allerdings  nur  inneriialb  den  Sehranken  des  nallgemefaien  Rechts** 
gewifarleistet  und  demgemäss  insbesondere  dahin  beschränkt,  dass  -it  nicht  zu 
widerrechtlichen  Anariften  auf  das  Ucchtsgut  der  Khrt-  «  ints  Andern  inissbruiuhi 
werden  dürfe;  es  sei  auch  an/uerkennen.  das>  In-  der  kantunülcn  ( rcsct/gebunL' 

und  Recht«<prechuag  &ei,  dlc&e  Beschränkung  nuiiei  /u  umschreiben,  und  dasü  dan 
Bundesgericht  kebieBeknrsinstana  fltrEhnrerletzuagssachen  sei.  Allein  »bäolut  gelte 
dieser  letstere  Satz  doch  nicht:  es  müsse  vielmehr  dem  Bundesgerichte  torbehalten 
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wenlen,  eiiiziiscbrriten.  wenn  durch  die  kantonale  Anwendung  des  Beschränkung»- 
Vorbehaltes  die  .Mt  iiiuiipsfr<iheit  offenbar  verletzt  sei.  Dios  könne  durch  ein 
kondemuirendps  l  rtbeil  in  dreifacher  Wfise  geschfheTi.  Kinmal  knnn«'  schon  flie 
Satzung  des  positiven  btralrecbtei»  sellist  zu  weit  gehen,  xodaon  könne  der  Hiciilcr 
einea  an  Bich  verfaMUUgstntSMg  xulftMigea  Reciitosatx  auf  den  gcgebenea  Thit- 
bestand  In  »o  rigoroser  Wetae  anvendeD,  so  schon  in  jedem  klüinen  Worte  eine 
Iqjnrie  erblicken,  dus»  infolge  dessen  die  Freiheit  der  Meinungä&uäüening  wiederum 
ein  End«'  IkiIm  ,  mid  endlich  könne  durch  oftenbar  unrichtige  Thatbest^indsfcst- 
stellîing  die  \  l■l•l;^ssllll<r:^^estitIlmnnîr  verletzt  werden.  Iiier  Hege  drr  zweiterwähute 
Fall  vor.  I»as  Obergericbi  stiibst  erk<*iiiie  an,  dass  der  liekurrent  die  Mittheiluog 
Schenlcers  aus  redlichcu  Motiven  und  zu  rechtlichen  Endzwecken  weitererzählt 
liabe;  in  derTliat  habe  or,  da  es  sich  nm  die  Besetzung  einer  tiemeindebeamtuqg 
gehandelt  und  er  aufgefordert  worden  sei,  sieh  darftber  ausznsprechen,  wamm 
die  Thcilnehmer  der  Vonrersanimlung  Tanner  nicht  mehr  als  Stadtaniniann  haben 
wnllcn,  in  ErfOlIiiiiiT  seiner  Hiirgerpflieht  ireh;mdr!t.  Er  habe  (Ins  luit  Angabe 
des  *iewährsnianne»  gethau,  damit  jed«'r  Anwesende  *lie  iJicliiitrlo  it  der  Mittheilung 
nach  Masägabe  seiner  eigenen  Werthschätzung  des  Gewährsmannes  beurtheileu 
könne.  Dass  der  Relcurrent  die  Mittheilnng  ächenkers  nicht  „GerQcht"  genannt 
habe,  sei  gleichgültig;  die  Kennnng  des  Gewfthrsmannes  selbst  sei  fttr  sicli  allein 
EhiM  liriinkuug  iiud  Vorbehalt  genug  gewesen.  (JcbrigeOH  könne  auf  alle  die^e 
vnlitileii  1  iiterselieidnnsen  des  aargauischen  Obergericbt»'«  nirhi--  ankommen.  .leder- 
iii.inn  iiiii-sr  Sil  Ii  ;_'ewi8s  sagen,  dass  dasjenige,  was  der  lîekurrent  gethan  habe, 
nicht  strafbar  ^jt'in  kouuc,  wenn  anders  die  freie  MeinungsausAerung  überhaupt 
noch  bestehen  solle.  Mit  AoforderungeOf  wie  das  ObergeHcbt  sie  hier  an  dei^('nig<'Ji 
stelle,  wdcher  bona  fide  Vernommenes  referire,  verbiete  man  die  freie  Meinnngs- 
Inssernng  nnd  affhe  der  Wiltkar  In  der  Rechtsprechung  ThQr  und  Thor. 

I).  Oer  Reknrsbeklagte  FlUsprecher  Tanner  in  Aarau  beantragt:  es  sei  anf 

den  gegnerischen  Rekurs  nicht  einzutreten,  eventiicll  sei  derselbe  a bzuweis«*n  unter 
Kostenfolge.  Er  führt  im  Wesentlichen  all^  :  die  Beschwerde  bezwecke  eine  Ober- 
appellation gesî'Mi  das  filicrL.''  i  ii  htliche  rnlieil,  zu  deren  Beuitheihiug  das  Üiindes- 
gericht  nicht  kompetent  sei.  >chenker  habe  den  Kekursbeklagten  fälschlicher- 
weise beschuldigt,  eine  sanitfttspolixeiUche  Verordnung  ohne  Wissen  de»  Gemeinde- 
rathes  erlassen  zu  haben.  Das  wolle  sagf*n.  Tanner  habe  einen  blossen  Verordnungs- 
entwurf rechts widrigerweise  mit  der  1-  orm  einer  staatsrechtlichen  ürkumb'  \  t  r-ehen 
und  dîtmit  eine  l'alsfhinig  einer  nlVriit liehen  l'i künde  begangen.  Biielirr  halte 
diese  eliiennihriw  fal^rhe  An-clnii<liLrtuig  (übrigens  nicht  zwecks  Krfallme,'  <  iner 
Bürgeq)tiicht,  s(nulern  aus  p<'rsonl  icher  Feindschaft  gegen  '1  anner)  unbetsonnener 
Weise,  ohne  ilire  Richtigkeit  za  prüfen,  weiterverbreitet.  Wenn  das  Obergericbt 
diesen  Thatbestand  unter  den  Begriff  der  Ehrverletzung  im  Sinne  des  |  1  de« 
aaiganischen  ZuehtpolizeigesetzeH  snbsumirt  habe,  so  habe  es  dadurch  den  letsteni, 
im  Gesetze  nicht  naher  detinirten,  Begriff  keineswegs  willkürlich  ausgedehnt. 
<iegentheils  erklären,  wie  des  Niiliern  ausgeführt  wird,  eine  <rrns-;c  7.-M  :uis- 
landischer  und  schweizerischer  (jesetze  die  unbesonnene  N  erbn  iiung  ehrenrühriger 
Thatsachcn  als  strafbare  Ehrverletzung,  ohne  dabei  eine  andere  Entschuldigung 
als  di<»)enige  durch  Wahrheitsbeweis,  also  insbesondere  ohne  eine  EnUcholdignng 
durch  Nennung  des  Gewfthrsmannes  xuaulaaaen.  Das  obergericbtlicbe  Urtbeil  be> 
w^  sich  also  ditrcbans  auf  dem  Boden  des  schweizerischen  Reebtsbewusstseins. 
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Das  Bundesyeridd  zieht  m  Erwägany: 

1)  Das  Bnndeaçericbt  ist  insoweit  vnxweifelbafk  kompetent,  als  es 
m  prüfen  hat,  ob  tlas  angefoehtene  Urtheil  eine  Verletsnng  der  ver- 
fasâungsmXssigen  Gewährleistung  der  Freiheit  der  MeinungsSnsserong 
enthalte. 

2)  Grandsfttalieh  ist  nun  dem  Rekarrenten  /uzn<:(  hen,  dasa  eine  Ver- 

letznn;,'  der  prennnnten  verfassuiipsinMssij^en  (iewährteistiing  dann  vorlUge, 
wenn  tltircli  das  angefochtene  rrtlicil  ein«'  otfenbar  berorlitigte  Meiniinp:?- 
äiisserung  missbräuchlicii  iiiiter  Strafe  gc^tfilt  und  somit  dem  Str.iffreset/.f 
eine  Anwendung  gegeben  witrde,  hei  welcher,  weim  allgemein  durch- 
geführt, die  Freiheit  der  Meinungsäusserung  überhaupt  nicht  mehr  be- 
stehen könnte,  sondern  tliatstfehlich  aofgehoben  wtre  (siehe  s.  B.  Ent- 
scheid des  Bandesgeriebts  in  Saehen  Baumann,  vom  39.  November  189U). 
Allein  eine  solche  missbrXnebliehe  Anwendung  des  Strafgesetses  liegt 
nun  hier  docli  nicht  vor.  Das  Obergericht  nimmt  offenbar  an,  durch 
»eine  inkriminirte  Aenssernng  habe  der  Rekurrent,  wenn  auch  in  gutem 
Ohiiiben,  so  doch  nnbei^oiinenerweise,  eitie  falsclif  clirt-nrühri^ije  Tliats.iehe 
verbreitet;  der  Umstand,  dasa  er  dieselbe  einem  iMittrn  Di.  Spjienker) 
naclierziilitt  und  -icim'n  rrevvlihrsmann  dabei  i^cnannt  habe,  befreie  ihn 
nicht,  weil  er  imtneiiiiu  nicht  bloss  die  Thatsaihe,  da»s  Schenker  den 
betreffenden  Vorgang  erzählt,  mitgetheilt,  sondern  den  Inhalt  der  Scheu- 
ker'sehen  Mittheilung  in  eigenem  Namen,  wenn  auch  unter  Berufung  auf 
seine  Quelle,  als  Thatsache  behauptet  habe.  Ob  diese  Auffassung  des 
Thuns  des  Rekurrenten  an  sich  richtig  ist,  entzieht  sich  der  Nachprüfung 
de»  Bnndesgerichts  ;  als  eine  willkürliche  kann  sie  nicht  bezeichnet  werden. 
Ebensowenig  ist  es  willkürlich  oder  mit  dem  Bestände  des  Kcdite»  der 
freien  XfeinmigsUussernng  unvereinbar,  wenn  der  gedaeiite  Tliatbestand 
dem  Betrritie  der  strafbaren  Elnverletziing  subsumirt  wird.  In  der  That 
wirtl  ja  wohl  nach  den  meisten  (Jesetzen  nicht  nnr  die  bewnsst  unwahre, 
sondern  auch  die  bloss  nnltesonnene,  ohne  die  Mö;^lichkeit  des  Walirlieits- 
beweises  geschehende,  iJehauptung  oder  Verbreitung  ehrenrühriger  That- 
sachen  als  schuMbafte  Verletsung  des  Rechtsgutes  der  Ehre  betrachtet 
and  als  ehrenrührige  Nachrede  oder  Verleumdung  u.  dgl.,  bestraft. 

Demnach  hat  das  Bundesgerichi  erkannt: 
Die  Bescliwerde  wird  aU  unbegründet  abgewiesen. 
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II.  Kantonale  Gerichte.   ~  II.  Tribunaux  cantonaux. 

Aus  der  Praxis 
der 

Poffzeikamroer  dos  bernischon  Appellations-  und  Kassationshof  es 

im  Jahre 

Mitgetheilt  tod  Fttnprech  K  lîu^mi,  I  Kamiuerschieiber  des  Oboigeiichtes 

d«s  Kaatott»  Bern. 


A.  Benlseliei  Sltrafireelit. 

1.  Urtti^H  vom  15.  April  1S91.  in  Saehm  6«IUI«b  Buriikalter. 

Drohung  mit  Bnintlsfiffung,  f/rf/ni  bestimmte  Privatpeé'sonm gericlUet, 
ist  nur  auj  Antrag  des  Verletzten  zu  verfolgen, 

Vfih€U  der  Fotizetkummer: 

„U  Gottlieb  Bni'khalter  warde  vor  das  korrektionelle  Qeriebt  von 
Signau  gestellt^  unter  der  Anklage,  er  habe  seinen  Schwiegereltern  Meili 

und  deren  zwei  Söhnen  gegenüber  die  Droliung  ausgestossen  :  „1^^^, 
„Alter,  wie  «leine  SfîIiiK*  Emst  und  Emil,  mache  ich  noch  k;i!j>ut; ,  ver- 
^  brennen  will  ich  die  ganze  Gesclnchte,  und  verbrennt  muas  nun  das 
„Geschäft  sein,  und  der  Alte  wie  die  Böhne  mllssen  durchgemacht  sein, 
„  der  Alten  will  ich  geben,  bis  sie  genug  liaf*  in  der  Hanptverhandlnng 
zogen  jedoch  die  Eheleute  Meili  ihren  .Stratantrag  zurück.  Darauf  ge- 
stutzt, verlan;rte  der  Anwalt  des  Angeschuldigten  Einsteilung  des  Straf- 
verfahrens ;;egen  denselben,  wurde  aber  mit  diesem  Hfirehren  vom  Gerichte 
abgewiesen,  weil  das  eingeklagte  Delikt  der  Uranddruliuu^^  von  Amteswegeu 
zn  verfolgen  sei. 

2.  IndeMen  geht  schon  aus  der  Anlage  des  Art.  98  Bt.-G.  %  um 

dessen  Interpretation  es  siel)  hier  handelt,  hervor,  *I:ls^^  die  Branddrobung 

îiieht  aiisnaliinslus  < X'ti^.ialdelikt  ist.  Nacli<leni  niimlich  der  frenanntp  Ar- 
tikel (luicli  «lie  Worte:  „Wer  durcli  Sdiritt  «»der  in  irgend  einer  andern 
Weise  mit  Mord,  Vergiftung  oder  andern  Angrillen  aut  die  Person  oder 

4  Art  98  8L*6.:  Wer  durdb  Schrift  oder  in  irgend  einer  andern  Weise  nil 
Mord,  Vergiftuug  oder  andern  Angriffen  auf  die  Person  oder  mit  Btandstiftang 

droht,  ^oü.  wenn  die  T'nistiiiuic  dir  Vcrwirklii  linii;.:  der  !'r  fimiffen  bf^fttrchten  la'^spn, 
mit  KorrcktiouübauH  bis  zu  zwei  Jahren  bi-stralt  weriieu,  womit  Kiostelluag  iu 
der  bargerlichen  Ehrenfähigkeit  bis  zu  fünf  Jahrea  verbundoi  werdea  Icano. 

In  geringfügigen  Fillen  kann  Geftngniss  bis  auf  sechssig  Tage  ausgesprochen 
werdtMi. 

Ist  die  Drohung  nur  gegen  bestiainite  Privatporsoneu  gerichtet,  so  findet  eine 
^ttrafvcrfolgung  nur  auf  Antrag  de»  I^drohten  statt. 
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mit  Bnodstiftnog  droht**,  die  Bnuiddrohing  den  dbrigeB  Drohungen  ko- 

ordinirt  hat,  bestiromt  er  in  Beinen)  dritten  Âlinea  :  „Ist  die  Drohung  nur 
gegen  beatimnitc  Privatpersonen  g<^ii('litt^t,  so  findet  eine  Strafverfol-rimcr 
nur  auf  Antrag  der  IJedrohten  statt",  lasst  lüm  in  dem  Ausdruck  .^Drohung" 
i^ämmtlidie  vorher  aufgezUhltcn  Akte  der  Drohung  zuHaiumeii.  Der  Ge- 
eetigeber  nimmt  demnach  an,  dau  auch  die  Branddrohnng  nur  gegen 
bestimmte  PriTatpereoncn  gerichtet  and  in  Folge  deesen  Antragsdelilct 
f^fin  könne;  hätte  er  dieselbe  hicvon  ausBchiieasen  wollen,  lo  bitte  er 
dies  aasdrllcklieh  sagen  mUsj'f'n. 

3.  Das  erötinstanzliehe  (inirlit  ?*tUtzt  seine  Anniciit  einerseits  auf 
4ie  Behauptung,  durch  die  Brunddiohung  werde  auch  die  staatliche  Brand- 
TerBlcherungBanetalt  als  ein  OfTentlichee  Institut  bedroht,  anderseits  anf 
die  gemeingefilhrliehe  Natur  des  genannten  Deliictes. 

I^ezüglicli  <!('s  erstem  Punktes  itit  zu  bemerken,  dass  bei  Branddrohnng 
wie  bt'i  Hraiidstiftuiig  nicht  ein  Jeder,  der  irtrend  ein  zivilistisches  Intéresse 
an  der  Existenz  und  Unversehrtheit  den  Brandobjekt»»«  hat,  sondern  nur 
der  EigenthUmer  des  letztem  als  Träger  eines  verletzten  untl  slrafi  fcMt- 
lieh  gesehiättef»  Zivilinteresses  gelten  ttann  ;  hievon  macht  aneh  der  Yer- 
alchernngsbetru;:  k(  ine  Ausnahuie,  indem  bei  diesem  Delikte  das  Ver* 
mîlfrensfpelit  des  Versicherers  nicht  als  Objekt  der  Brandstiftnnjr,  sondern 
n\-^  Ohjckt  des  Betruges  erscheint.  Wenn  man  bei  der  Branddrohnng 
<iie  8taatiicho  Brandvcrsicherungsanstalt  als  Triigerin  eines  strafrechtiicb 
geschützten  Rechtsgutes  ansehen  wollt«,  so  mUsste  man  Iconseqnenter- 
weise  diese  Stellung  auch  der  gleichfalls  staatlichen  Hypotheicarluisse  in 
allen  Fällen  einräumen,  i]i  denen  diese  durch  ihr  Pfandrecht  am  Objekt 
der  Rrrinddrohung  interessirt  ist:  dies  ist  aber  niemals  jreschehcn.  Der 
Umstand ,  dass  die  kantonale  Brandversicherungsanstait  durch  die  \  er- 
wirklichung  der  ßranddrohung  möglicherweise  geschädigt  wUrde,  muss 
4M>mit  bei  der  Prüfung  der  Frage,  ob  die  ßranddrohung  als  Antragsdelikt 
ZÛ  bebandeln  sei,  ausser  Betracht  fallen. 

Zur  Begründung:  der  LM  Siieiinjeführlichen  Natur  der  vorliegenden  Brand- 
-«Irohnnp^  flihrt  das  ei  <tir i  i.zliehe  (iericht  an.  durch  die  letztere  seien  auch 
andere  llUuser  als  uas  M ei Ii  sehe,  ja  eine  ganze  Cicfjend  bedroht  worden. 
Allein  in  den  Akten  fehlt  der  Nachweis  für  die  Kichtigkeit  dieser  Be- 
liEuptung.  Und  auch  wenn  man  hievon  absehen  und  in  casn  dne  grossere 
'Cemeingefahr  als  vorhanden  annehmen  wollte,  als  in  jedem  Falle  mit 
<ler  auf  ein  bewidintes  (Jebäude  bezoirenen  ^kanddrolliln^^  verbunden  ist, 
»o  könnte  doch  diesem  Umstandf  für  die  l'.ntsi  lieidnn;,'-  der  vorwUrfigen 
Krage  schon  aus  dem  (irunde  nur  gerinj^e  Bedentnn«;  beigemessen  werden, 
weil  im  bemischen  Strafrecht  der  Begriff  der  gomeinen  Gefahr  nicht  sur 
vollen  Entwicklun«;  frelanfrt  ist.  \\  enn^rleii  li  niindieh  das  bernische 
Strafgesetzbuch  bei  iieli.iiidlniiu  der  Brand.stit'tun;.'  Art.  18".'  8t.  G.)  nnd 
der  IJeberschweniuiuiiK  i^Ari.  ï'J-<  St.  (!.^  die  (Jel.ilirdinifr  von  Leben  und 
^^igenthuiu  der  Bürger  durch  die  genannten  Delikte  berücksichtigt,  so  ist 
4]sMsélbe  doch  auf  halbem  Wege  stehen  geblieben,  indem  es  in  der  Ueber- 
ÎBchrift  des  Titels  X  gerade  die  erwähnten  typischen  Fälle  der  gemein- 
gefährlichen Delikte  als  Verinr><^enabe«eli;(dij,Minj;en  bezeichnet  und  dadurch 
<lîc-?en  Ge*iel!tspnnkt  iti  er-^te  Li?)!*-  stellt.  Es  f<d;rt  !n*^rin,  wie  in  s«» 
vielem  Andern,  dem  Irauzi'^iselien  code  pénal,  welcher  Brandstiftung  und 

SSétwIir.  r.  8ohw«iiv  Straftvcht.  5.  Jihi«.  9 
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EntacheidoDfen  in  Stn&aebea. 


Ueberschwemmnnpç  lediglich  als  „  destruetionB ,  dommiget  behandelt 

(8.  Art.  431  u.  ff.  dessolbrni. 

bei  der  Drobung  hat  denn  auch  der  bernische  Gesetzgeber  den  Be- 
griff der  gemeinen  Gefahr  thatsächlicb  in  keiner  Weile  venrerthet. 

Allerdings  stellt  das  letite  Alinea  des  Art.  98  St-G.  alt  Kriterinn» 

der  Bohandhin^Hweise  der  Drohung  die  üntersebeidung  auf,  ob  die  Drohongr 

froLTM!  tif'>ttniiritf>  Privatpor«*>noT)  i\<\ev  irp^r^^n  Pinen  n!1hp^tin1  raten  Personen- 
ki'  i>  gerifiuet  ist.  Allein  tliese  lic.'^liiiitnuiifr  tlarl  nicht  dahin  ausgelegt 
»erden,  dasä  eâ  im  Eiitzelneu  darauf  ankouiuie,  ob  die  Drohuug  eine 
gemeingefährliche  sei  oder  niebt,  d.  b.  ob  dnrcb  dieselbe  ein  Zustand  der 
Gefahr  fiir  einen  unbestimmten  Personenkreis  oder  nur  fttr  bestimmte* 
PersoTM'Tî  herbeigeführt  werde  ;  vielmehr  ist  naeh  dem  Wortlaut  de^  Gesetzes- 
nur  darauf  sehen,  ob  der  Thäter  seine  Drohung  an  bestimmte  Privat- 
personen richte,  m.  a.  W.  massgebend  ftir  die  Entscheidung  der  Frage^ 
ob  die  Brobong  als  Antrags«  oder  als  Offisiatdelikt  so  bebandeln  sei,, 
ist  nicht  die  Gemeingefährlichkeit  der  Drohung,  sondern  lediglirh  dio 
Art  der  Adresse  derselben.  Keinen  Zweifel  lässt  in  dieser  Beziehung 
der  französische  Gesetzestext  zu,  der  die  Worte  gebraucht  :  „Si  lea  menace» 
sont  dirigées  contre  un  particulier  et  spécialement  désigné." 

4.  Nun  ist  klar,  dass  die  Branddrohung ,  obgleich  sie  ihrer  2{atur 
nach  immer  im  gewissen  Masse  gemeingefabrlidi  ist,  doeh  sehr  wohl  nar 
an  bestimmte  Privatpersonen  adressirt  sein  kann.  Gerade  im  TorltegendeA 

Falle  trifft  dies  zu,  und  es  war  daher  die  Branddrohung  des  Angeschul- 
digten nur  gf^Htiitzt  auf  einen  Antrag  d<M  bedrohten  Personen  zu  ver- 
folgen; ein  solcher  lag  aber  zur  Zeit  der  Aunfällung  des  erstinstanzlichen 
Ürtheils  nicht  mehr  vor. 

Ans  diesen  Gründen  hat  die  PoKzeikammer 

crkauni : 

I.  Unter  Aufhebung  des  erstinstanzlichen  Entscheides  ist  das  Zwischen- 
gPRueh  des  Angeschuldigten  Gottlieb  Burkhalter  auf  Einstellung  des  Straf- 
verfahrens gegen  denselben  in  Anwendung  von  Art.  9b  St.  -  G.  zu- 
gesprochen. 

II.  Der  Staat  hat  dem  Gottlieb  Burkhalter  gemäss  Art.  468  und  3«;» 
St.'V.  die  Beknrskosten  sn  beaahlen,  bestimmt  auf  Fr.  30.** 

2.  Urtheil  vom  12.  Dezember  1891,  in  Sachen  Elise  Stauffer  geb.  Tbeiler 

und  6ottfried  Stuki. 

JJ(r  Kicktet-  kann,  nenn       sich  um  ein  AntragsdeUkt  handelt^ 

nur  wcf/O)  (hrjenifun  Ilar/dfxnffen  vcrurtli eilen ,  auf  die  idck 
der  Anffiif/  <hr  rvrlriztru  Partit  bezieht;  mastif/chr/id  ist  aber 
dieser  Anlruif  in  derjenigen  estait,  die  er  zur  Zeit  der  UrtheiU-' 
finirtu'i  au  tii'  ft  trägt.  —  7>/f  L' nterlassung,  die  Zivilklage  ad- 
hii.-^iuHmrise  mit  der  Straf  klage  zu  verbinden,  ist  nicht  «/x 
Verzicht  auf  dir  Zivilklage  zu  betrachten.  —  Zum  Thaibestand 
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Vrtheit  der  PoUxtUcammer: 

I.  Die  beiden  A ngeschuWigten,  Elise  Stauffer  geb.  Theilor  mt'l  «îott- 
fried  Stnki  ,  versuchen  7mw\  vorn(»hprpîn  pin  verurtheileodes  Erkenuttiias 
ausznschliesapn,  indem  sie  geltend  niadien: 

1.  Das  erstinstanzliche  Urtheil  stütze  sieh  nicht  aut  den  in  der  Straf- 
anzeige einzig  erwähnten  Vurfall  im  Hause  des  Ehemannes  Stauffer  vom 
38.  Aug— 1 1891,  tOBdern  onr  auf  die  Vorg:Xii|çe  im  Blapbaeh  vom  Februar 
189^:  die  letzteren  kihwten  aher  aus  dpiu  doppelten  Grunde  nicht  als  Ba.sis 
einer  Venirtheilung  dienen,  weil  in  Antragsfüllen  nur  der  in  der  Straf- 
anzeige angegebene  Thatltt  stand  dein  Urtheil  zu  Grunde  gelegt  werden 
dürfe,  und  weil  übrigen»  bezüglich  jener  Vorgänge  genaRss  Art.  ü  St.-V. 
die  VerjSbnng  der  Strafklage  eingetreten  sei.  DicAe  Argumentation  ist 
indessen  in  ihren  tbatsiciillchen  Voraussetzungen  uniielitig,  in  ihren  recbt> 
liehen  8dilns;<folgernnp-pn  tlieils  irri^r,  theils  für  die  HeurtJieilun;r  der  vor- 
liegenden .Sache  unerheblich.  Unnchtitj  isi .  dass  der  Vorderrichter  die 
Angeschuldigten  lediglich  wegen  des  Vorfalls  im  Blapbaeh  verurtheiit 
habe;  denn  aas  dem  Dispositiv  seines  Urtheils  ist  nicht  ersichtlich,  auf 
Grand  welches  speziellen  Vorfalles  die  Verurtbeilung  erfolgt  ist;  in  den 
ürtheilsmotiven  ist  aber  sowohl  der  Vorfall  vom  2.3.  August  IH*M  als 
anch  derjcnif^p  vom  Fobrnnr  181KJ  erwUlnit.  Irrhj  ist  die  Behauptuii«^ 
der  An^escbuidigten,  in  Antragsfällen  dürfe  sich  das  Urtheil  nur  auf  die- 
jenigen Tbatsaehen  stützen,  die  in  der  Strafanzeige  des  Klägers  erwähnt 
seiea;  nur  so  viel  ist  snxugeben,  dass  der  Richter  in  aolchen  Fullen  ledig- 
lich diejenigen  Handlungen  des  Angeschuldigten  als  den  gesetzlichen 
Thatbestand  p\nf^  bestimmtPii  Deliktes  erfüllend  erklären  darf,  in  Be- 
zujr  auf  weiclie  in)  /ritpinikt  der  UrdtetlsjnUurnj  ein  Strafantrag-  der 
verletzten  Tartei  vorliegt;  dieser  Antrag  aber,  der  allerdings  bereits  in 
der  Strafanseige  bezüglich  einer  bestimmten  Handlung  gestellt  werden 
musa,  wenn  eine  Strafverfolgung  beginnen  soll,  kann  im  Laufe  des  Ver- 
fahrens mo<lili/irt,  hesclirlînkt  oder  auf  weitere  Handlunfr<^ii  des  Ange- 
schnbîiîrten  ausgodflmt  werden,  und  zwar  kann  dies  noch  in  der  Haupt- 
verhaiidlung  geschehen.  In  casu  hat  nun  der  Ehemann  Stauffer  in  der 
Hanptverhandlnng  vom  6.  November  1891  einfach  beantragt,  es  seien 
die  Angeschuldigten  des  Bhebruchs  schuldig  zu  erklären;  es  ist  deshalb 
anzunehmen ,  sein  Strafantrag  beziehe  sich  auf  alle  ehebrecherischen 
Haiidlun'ze?!  der  Angeschuldigten,  in  BetretV  welcher  die  Cntersuchung 
getTUhrt  wurden  ist.  —  Hiebei  ist  zu  beachten ,  dass  zwar  der  Richter 
nicht  befugt  gewesen  wire,  von  sich  aus  die  Strafverfolgung  auf  andere 
ehebrecherische  Handinngen  als  auf  die  in  der  Strafanzeige  erwähnten  in 
der  Absicht  auBzudelinen,  Jene  Handlungen  ebenfalls  als  Ehebruch  zn 
bestrafen,  wohl  aber  l)ereohtitrt  nnd  verpfliehet  war,  alle  zu  seiner  Kennt- 
nist*  gelanjrenden  Tbatsaehen,  welche  fiich  seiner  Ansicht  nach  zu  Indizien 
der  Schuld  oder  der  Unschuld  der  Angeklagten  an  der  inkriminirlen 
Handlung  eigneten,  also  auch  allfltllige  wettere  ehebrecherische  Hand- 
lungen derselben  von  Amtes  wegen  ft'^-tzufih'llru.  Uuerhcblich  ftlr  die 
Frafre  der  Verurtheünng  oder  Frei^]>r*'ehung  der  heutigen  Angeschuldigten 
ist  endlich,  ob  der  Vorfall  im  Blapbaeh  verjährt  sei  oder  nicht;  denn 
wenn  dies  auch  wirklich  der  Fall  wäre,  so  würde  doch  jener  Vorfall  den 
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Chfir.ikfpr  einer  Anzeigiin;;  lu  zliglich  der  in  der  Strafanzeige  ein^'ekla^eii 
t'liebrt'clicriseheu  Handluni;  belialtcii :  diese  Hnndlniig  ist  aber,  wie  unten 
gezeigt  werden  wird ,  in  den  Akten  zweifellut»  bewiesen  un»i  begründet 
demnach  für  t^ich  allaw  eine  Vernrtbeilnng  der  Angesehnidigten. 

2.  Die  gegen  Md  gerichtete  UITentliGhe  Verfolgttug  sei  als  erloschen 

zu  frkljireii ,  da  die  vorletzte  Partei ,  der  Blieoiann  StauHer,  im  gegen« 
wärti^eii  Veifalnen  keinen  /ivilanf^prucli  einicekla^'t  luibc.  Sie  sllitzeii 
sieh  dabei  anf  das  Urtiieil  der  Poii/eikaiiinier  in  Saolien  Ol.selianetzki 
und  Eeicher  vom  21.  >>ovember  löSiS,  in  welcijeui  die  AnHicht  vertieteu 
wurde,  dasB  im  bemischen  Rechte  der  Verzicht  der  verletzten  Partei  anf 
die  ÂdhMsionskla<:<'  in  Antragaßtllen  die  Erlüseliun^  oder  die  EiiiKtelluni^' 
der  Jidentlirlien  Xerfol^rnn"::  ^^eniäss  Art.  4  St.-V.  eadi  sirli  ziehe.  Albuin 
die  roli/.eikanijn*T  ist  von  <lie.s(>r  Interpretation  des  Art.  4  St.  \  .  ')  nh- 
^ckuuitueii  un<i  hat  öeit  den  lirtheilcn  in  Sachen  Jubauu  Schenk  vom 
6.  MMrz  1890  und  in  Sachen  Johann  Ulrich  MülJer  und  Mithafte  vom 
13.  August  1889,  auf  deren  Motivirnng  verwieeeii  wird,  Iconsequent  au 
der  Ansieht  festm  halten ,  dasg  ein  Verzicht  auf  die  Zivilklage  im  Sinne 
des  Art.  l  St.A".  dann  n'irl,!  an/uiiehnien  sei,  Nveiin,  was  in  easu  /.n- 
tri  dt,  der  Verletiite  gar  keinen  Entöcliädigungöautrag  vor  dem  StralVichter 
gegtellt  hat. 

II.  Ist  somit  in  die  materielle  PrUfung  der  8acho  einzutreten,  su 
ist  als  erwiesen  anzunehmen ,  das»  Bliee  Stauffer  geb.  Tbetier,  welche 

mit  Gottfried  Stauffer  in  einer  gültigen  Ehe  lebt,  in  der  Naciit  vom 
anf  den  2.S.  August  IMM  mit  Gottfried  ?>tnki  f^etsrlilielien  Tnigang 
gepüogen  hat.  Staufier  lie^s  au»  Morgen  des  23.  AugUHt  um  2 '  2  Ihr 
den  Landjäger  Schöueroann  in  seine  Wohnung  rufen  und  erzählte  dem- 
selben,  er  habe  soeben  gesehen,  wie  Stnki  im  Hemd  aus  dem  Zimmer 
seiner  Frau  zum  Fenster  hinaun  geHUehtet  eei;  Stauffer  erzählte  dies  in 
Gegenwart  seiner  Frau,  welehe  das  (îesaj;te  nidit  bestritt.  Tm  dieselbe 
Zeit  wnrde  Stuki  von  mehreren  Zeugen  vor  dem  Fenster  der  Frau  Stauffer 
nackt  oder  nur  mit  dem  Hemde  bekleidet  gesehen.  Die  Beweisführung 
hat  des  Weitem  ergeben,  dass  swischen  den  beiden  Angeschuldigten  ein 
eigentliches  LiebesverhUltniss  besteht,  dass  dieselben  miteinander  in  Brief- 
wechsel standen  und  sich  gegenseitig  öfters  hesneht  haben.  Stnki  wurde 
mehrmals  von  Zeugen  beobachtet,  wie  er  am  trüben  Morj^en  vom  Hanse 
des  Stauffer  wegging,  und  dies  zwar  besonders  dann,  wenn  Stauffer  ab- 
wesend war.  Bndlich  ist  erwiesen,  das«  Stuki  einmal  im  Zimmer  der 
Frau  Stauffer  auf  dem  Bette  derselben  sass,  wShrend  Frau  Stauffer  im 
Bette  lag,  sowie  dass  die  beiden  Angeschuldigten  beide  bei  Anlass  eines 
Besuches,  den  sie  der  Sehwestei  d.w  ^iük\  im  Februar  189<>  im  Blnp- 
baeh  abstatteten,  die  beiden  Angeschuldigten  in  aiiiem  Bette  lagen.  Der 
Zusammenhang  aller  dieser  Umstände  tXset  mit  Sicherheit  daranf  sebliessen, 
dasa  die  Angeschnldigten  in  jener  Nacht  vom  22.  anf  den  33.  August  1891 
den  Beischlaf  wirk  Ii  eh  vollzogen  haben. 

In  Betreff  <1(  s  Masses  der  auszusprechenden  Strafen  ist  dem  erat* 
instauzlichen  Urtheil  beizupdiehten. 

')  Derselbe  lautet:  „l>ie  Verzicht leistuug  auf  die  Zivilklage  zieht  die  Kr- 
losehuug  oder  die  Einstelluu)^  der  öffentlichen  Verfulgong  nur  in  aei\ienigân  Fällen 
nach  aich,  wo  diese  nicht  von  Aiutcäwegcu  .statttiudet.'' 
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Aus  diesen  OrUadeii  bat  die  Foliseikanmer 

erkannt: 

m 

Eliëe  Stautfer  geb.  Tlieiier,  Oottfi'ieds  Ehefrau,  und  GoUlVied  Stuki 
sind  eohnldig  erUSrt  des  Bbebrnehs  —  nnd  in  Anwendung  der  Art.  175 
St.-0.,  868  und  468  St.-V.  venirtheilt: 

1.  Elise  Stanffer  geb.  Theiler  korreictiooell  ta  H  Tagen  GefUngnis». 

2.  Gottfried  (Hoki  korreictioneli  zu  6  Tagen  Oefltngniss  und  Fr.  50 

Geldbusse. 

3.  Beide  sohdariscli  zu  den  Kosten  des  Staates  .  .  . 

3«  UrtheH  v»iii  19.  Dezember  1891,  in  Saeben  Otto  Ernil  Ami. 

Eittfimif  (In-  Frar/c,  oh  nni-  und  welche  strafbare  Handlang  cor- 
lie(/t',  anf  die  Ih  itrlhcilinu/  dur  adhimonstreiM  fjAU'ud  'h'maühten 
Zivdkhuje.  —  Zum  TltaWeatand  der  Ehrbeleidigany,  uishesondere 
der  Verb'nmdunr/.  —  Ermässif/utffj  der  ErsaizpßicJit  für  tvider- 
rechlUch  und  achuldhaft  veruraachten  immateriellen  Schaden  auf 
Grund  von  Art.  51,  AI.  O.-R. 

UriheU  4er  MffMzeUBOmmer: 

1.  Otto  Ernst  Arni  ist  gestäfidig,  am  26.  Juni  i^'èl  vor  versammeltor 
Strassenbaukonimission  Rfleggisbeijr  in  der  Wirtlischaft  zu  Helgisried 
jjegeniiber  Friedrich  Nierst  }::oiuiH8ei  t  zu  h:il)en ,  er  sei  noch  nie  aiH  der 
Schule  weggeschickt  worden.  Er  gibt  ferner  zu,  er  habe  mit  diesen 
Worten  auf  die  Tbatsaebe  anspielen  wollen,  dass  Nigst  zur  Zeit,  als  er 
die  Kantonsschnte  in  Bern  besuchte,  aus  dieser  Sebule  fortgescblekt 
worden  sei,  weil  er  seinen  Mitschülern  Bllcher  entwendet  habe.  Durch 
Zengenan=«M<^en  ist  festgestellt,  dass  Arni  nicht  nur  „aus  der  Schule  weg- 
geschickt", sondern  „von  der  Schule  fortgejagt"  gesagt  hat.  Nigst  gibt 
seinerseits  zn,  bei  demselben  Anlasse  vor  Jener  Aeusserung  Arni's  dem 
letztem  gegenüber  bemerkt  zu  beben,  er  sei  noeb  jetzt  reuig,  dass  er 
ihn  nicht  anlässlich  einer  Verhandlung  in  seinei  Wohnung  betreffend  die 
Strassenbauangelegenhcit,  hei  wrMirv  Verliaiidiung  zwischen  den  Parteien 
''in  heftiger  \Vortwerh«?el  stattgcluM^h  ii  hatte,  znm  Hause  hinaupgeworlen 
habe;  er  behauptet  aber,  und  en  ist  dies  aucii  erwiesen,  dass  Arni  ihn 
ZU  diesen  Worten  dureh  Bemerkungen  reizte,  in  welchen  derselbe  unter 
Anderro  auch  jenen  Vorfall  in  seiner  Wohnung  berührte.  Welchen  Sinn 
Arni  seiner  Aeusserung,  er  sei  noch  nie  ans  der  Schule  gejagt  worden, 
beilegen  wollte,  wussten  die  anwesenden  l^ersonen  nieht  sofort,  erfuhren 
es  aber  später.  Arni  hat  dafUr,  dass  Nigst  wirklieb  aus  dem  von  ihm 
angegebenen'  Grunde  der  Schule  entlassen  worden  sei ,  den  Wabrheits- 
beweia  angetreten;  die  Beweisführung  hat  aber  nur  ergeben,  dass  Nigst 
s.  Z.  aus  der  Kantonsschule  in  Bern  plötzlich  ausgetreten  ist  nnd  dass 
dieser  Austritt  von  dessen  MitsehUlern  mit  der  Thatsache,  dass  um  diese 
Zeit  in  der  Klasse  BUclier  abhandengekommen  waren,  in  Verbindung  ge- 
bracht wurde. 
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2.  Wenn  auch  gegen  das  erstinstanzliche  l'rtheil  nur  dir;  Zivilpartei 
appellirt  hat,  somit  nur  der  Zivilpnnkt  der  oberinstanzüclien  lioiirtheilungr 
unterliegt,  so  hat  die  Pollzeikaiaiuer  gleichwohl  den  straft eehtiiclien 
Charakter  der  eiogeklagteii  Aeaesemng  feetanstellen.  Denn  der  hier 
geltend  gemachte  zivilrechtliche  Änepmch  basirt  auf  einem  widerrecht- 
liflieii  ,  srliiiMliaftcn  l-^it^i^ritV  in  die  jK'i>(iiiliclii'n  Vti  liültnii^Kt^  des  Zivil - 
kiägers  Kciteiis  des  Ziviil>('kla;;teii  :  oli  nun  aljer  'in^  Motnent  <lt'r  W'idfi  - 
rixittlijikt'it  Ulli,  Ij<nnl('tfix  in  casu  vürhandcn  .sei,  hängt  lediglich  davon 
ab,  ob  Arni  sich  Ni;rst  };e;:entiber  nach  den  Grundaätaen  dea  bemitchen 
Sti;itVf<dits  einer  Injurie  selinidi;:  ;;eniaehl  hat,  und  weiter  liestimmt  sich 
die  hit<'it>iliit  ,  weN'he  jenem  lCinj;ri(T  Itci/.uniessen  ist,  naeli  der  Qttflli- 
tikation,  die  dies^er  Injurie  naeh  uuserin  StratVeehte  zuki»uimt. 

.'i.  Die  ein^reklajite  Aeussernn;.'  Arni's,  er  >sei  nocii  nie  aUf«  der  Seliuh- 
gejagt  wurden,  trägt,  behou  fUr  bieh  allein  betrachtet,  einen  injuriü»en 
Charakter  an  eich;  es  wurde  durch  dieselbe  dem  Ntget  irorgeworfen,  er 
sei  als  Kna)>e  aus  der  Sehlde  gejagt  worden;  dieser  Vorwurf  w.-ir  /weifei- 
los  <'in  Ausdruek  <ler  Miss.MchtniiL''  auf  Seite  Arni's  und  war  aueli  durehaus 
^'eeij^net ,  den  Aii;reL'rilVenen  in  der  Aelitun^  der  anwcHi-nden  PersDueii 
h(M'unterzuäet£eu.  JJcm  Htcht  der  ûiuëtauû  nicht  entgegen ,  üaä^  der 
i^t'genUber  Nigst  erhobene  Vorwurf  sich  auf  die  Zeit  bezieht,  wo  dieser 
noch  Behulknahe  war;  denn  gerade  in  der  Schule  tritt  das  Kind  in  einen 
)»e>tinmiten  rilielitmkrt'is  v'\u  .  und  da  an/unelnnen  int  ,  dass  es  das  Be- 
wiisstsfiii  dieser  Ptliehten  hesit/*-.  so  ist  auch  die  Möglichkeit  der  He- 
leidi;j;un;j;  eiin-s  Kindes  in  tliescni  Altt'r  ^i:<';.adien. 

iStelU  mm  ma  jene  Aeusberung  deo  Angeschuldigten  in  den  Zu- 
sammenhang der  obwaltenden  Umstände,  so  ergibt  sich  aie  vorliegend 
der  Thatbestand  der  Verleumdung  gemäss  Art  177  8t.-G.      Dana  Ami 

durch  die  inkriminirten  Wort»-  dm  Ni;rst  des  Dicl'stahls,  begangen  in 
seiner  Selnd/eit  /.um  Naclilln'il  von  Mit>(diiilern,  Itezieliti^ren  n-oUtc.  wird 
\<m  erstereiM  nhlif  NVeilert  s  /u^'(';.'^el)e!i  ;  dass  dieser  \  (U  wnrt',  wenn  er 
auch  zur  Zeit  der  Aeu^i&erung  den  Anwesenden  nicht  verätäudiich  war, 
denselben  doch  später  znr  Kenntnins  ff  «langt  a,  ist  festgestellt^  nnerheb* 
lieh  ist  ftli'  <!as  \  orlit  ^reii  riu<  i-  \  Irumdun^^,  <'!•  dei  \\>rwurf  der  ehr- 
riiluiireu  ll.nidliiu;^'-  din-kt  <  rliolun  oder  cr^t  dun  li  Seldusst'olirerunjren 
au*5  den  Ik'l: leiteiidi-n  ruistiindcii  r'rkfiinh.ir  wird  *■{'.  ()lslnni<fn  ,  Keui- 
mentar  /.  deutseh.  ;st  (I.-Ij.,  11.  Autl.,  >iute  2  ad  l.^ü;.  Die  Hand- 
lung, deren  Kigst  beschuldigt  wurde,  würde  jedenfalls,  wenn  eie  wahr 

wäre,  den  lelztcni  der  N'eraelitniiü  und  dem  Ilasse  seiner  Mitbürger  au.s- 
setzeti,  Nun  ist  aber  deren  Waliilnit  in  keiner  \\'<'ise  dargethan.  ha 
auch  das  Mommt  dt-r  (  h  |b  iitliclik'  it  der  Vcriibnn^  unstteitig  vorhanden 
ii»t,  80  eiud  in  der  Tiiat  alle  objektiven  und  subjektiven  ilerkujalc  der 
Verleumdung  gegeben. 

Es  wUrde  daher,  selbst  wenn  eine  Provokation  des  Angeschiddigteii 

im  Sinne  von  An.  256,  Ziff.  l  .  ^^t.-G.  *)  anzuneliu  .  Ire.  die  lieehtS" 
vvidri;rkeit  der  eitigekla^rten  Ilandliinp:  nieht  wrsrfallen  :  jene  Annahme  ist 
aber  in  casu  auch  nicht  begründet;  denn  Nigst  wurde  zu  der  Bemerkung, 


')  S.  btoosä,  Die  schweif.  btralgetseUbftcher,  pag.  5ü<). 
*)  S.  Stooss,  Die  sehweiz.  Strafgesetibttcher,  pag.  501. 
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sei  reuige,  dftn  Arm  anüls-lich  jenes  Aaftrittes  nicht  ans  seiner  WohnODg 
IPfiWorfen  m  haben,  Beiaen«eits  durch  Aeusserongen  Arni's  gereizt. 
•  •  4.  Die  Frage,  ob  die  —  wir  aus  dem  MiÄ[i(>ri;|;eri  erlielU  -  rcchts- 
wiAr^  mà  schaldhafte  Aemiseiuiii^  Ami  n  den  ^i^st  in  seiueu  persüD- 
iMmt  Verhiltaisien  ernstlich  rerietst  habe,  ist  zn  bejahen,  nnd  e«  ^- 
bOhrt  dalier  dem  b^tztern  für  ilmi  /u^'eCiijrt«'  psyrhisriie  Leid  gemltas 
Art.  ^\-R.  siis  !>fh!itb;nersat/,  ein»^  (Jeidsninin*:,  bei  deren  Ht-nieiisun;,^ 
-ein&rReit^  die  Sidiwen^  des  erbolx^ien  Vorwurfes  und  der  anerkannt  ;:uto 
Baf  des  Augegriffenen  uU  lieamter  und  Bürger  in  Dctruclit  falUiu,  ander- 
MitB  d«r  Dnistand  ^  dass  auf  Seite  des  Klilgers ,  wenn  auch  nicht  eine 
Piwrokation  in  stratVeclitlichein  Sinne,  s.»  (bxb  eine  als  konkurrirendeS 
Terscbiilden  ;:eniäss  Art.  51,  AI.  L*.  O.  k.  er»ielieiiiende  Reizang*  des  Be* 
4lÄgte.n  vorlie«;i,  in  lieriieksicliti^iintr  /u  ziehen  iüt, 

Aui  dteiK)ii  (irUnd6u  hat  die  Paliz^ikamioer 

erkannt: 

I.  Otto  Emst  Ami  ist  w^en  einer  nnerlaabtan  Handlang  gemXsa 
Art.  55  O.  R.  dem  Friedrich  Nigst  gegenüber  sn  Fr.  dOO  Entsebidigang 
Inicl.  Kosten  verurtheilt. 

II.  Üerselbe  hat  ^euùU%  Art.  36H  und  468  St.-V.  die  Kosten  des 
Staates  za  tragen,  welche  beätiiuuit  sind  .  .  . 

Urtbeil  vom  2.  Dezember  1891,  in  Sachen  Alexander  Hedel. 

den    ThaWeständen   dp.r   Vcrlpumdutig   (  Art.  177  )    und  der 
einfachen  Ehrverletzung  (Art.  178)  des  hernischen  'Straf r/ose 
bmheit  gcn'ugt  ein  bloem  ^Verbreiten**  einer  ehrrilhrigen  That- 
ëoche  nicht  —  FStrafrechiliche  VerantivorUichkeU  für  Bressdelikte 
nach  bernieehem  Rechte. 

t'rt/ieil  der  PoHzeikamitèer : 

1.  Alexander  Hödel  ^^ibt  zu,  r.  Exemplare  der  von  Christian  Tschanz 
vorfassten  und  im  Amtsbezirk  Thun  ötrentlich  verbreiteten  Druckschrift, 
bt^titelt  „Schade  wer  es  nicht  weisa,  äehandu  wem  es  angeht^,  vom  Ver- 
lasser, der  Bugleich  Heransgeber  war,  gekaaft,  davon  ein  Exemplar 
■dem  Friedrieb  Stauffer  weiter  verkauft  und  die  andwn  Exemplare  ver- 
achenkt  zu  haben.  Dass  Hödel  die  Schrift ,  wie  die  Anzeige  behauptet, 
in  der  Wirth-teiiaft  zum  „Kössli"  in  Thun  mehreren  Personen  vorgelesen 
oder  den  Inhalt  derselben  erzühlt  habe,  i>t  nicht  erwiesen. 

2.  Die  erwähnte  Schrift  ist  zweifellos  bezüglich  sämmtlicher  Zivil- 
kliger  ebryerletseitden  Inhalts.  Es  wird  in  derselben  dem  Btnwohnerr 
gemeinderathspriaidenten  Berger  von  Pahrni  vorgeworfen,  bei  einer  Ge« 

meindeversammlung  parteiisch  vorgegangen  and  in  einem  Prozesse  gegen 
Tselrifi/  falsche  Zeugen  j^ebraneht  zu  haben;  zudem  wird  Berger  eines 
auääciiwciitinden  Lebenswandels  bezichtigt.  Die  namentlich  in  der  Schrift 
bezeichneten  Mitglieder  des  Qemeinderaths  von  Fahmi  werden  schlechte 
MXoner  gescholten,  die  den  Proxess  gegen  Tsebanx  dnreh  Anwendung 
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unrrlauKter  Mittel  p'wonnen  îiiitten  ;  aucb  werden  <  uieu»  Mitglied  lir* 
Geiueiuderatlieë,  duè  indessen  luciit  nälier  bezeiebnet  idt,  uuzttobtige  llaiid- 
Inogen  vorgeworfen.  Die  Lehrerin  Frau  Altlune  enâUob  wird  bemlialdigt^ 
in  dem  Ftosesse  gegen  Tseluinx  fklsohes  Zeagnite  abgelegt  xn  haben. 

Danach  stellt  sich  der  Iiilialt  der  frai^lichen  Schrift  theila  als  Ver- 
Iftumdnn^  (Art.  177  St.-G.),  theiis  al«  einfar  ho  Khrvrrletzung  (Art.  17B 
St.-G.)  dar,  —  als  Verlenmdunfj: ,  indem  in  einer  {gedruckten  und  öffent- 
lich verbreiteten  Schrift  beëtiuiiute  Privatpersonen  solcher  Handlungea 
beschnldigt  werden,  die,  wenn  eie  wahr  wSren,  diese  Penonen  einer  etraf- 
rechtiiehen  Verfolgung  oder  dem  Hasse  und  der  Verachtung  der  Mit> 
btiffjer  aussetzen  würden,  als  einlache  Ehrverletzuno-,  indem  in  einer 
solchen  Schrift  bestimmte  Personen  /.war  nicht  einer  bestimmten  Hand- 
lung, wohl  aber  einer  ehrrllhrigen  llundluiigäweise  beschuldigt  werden. 

3.  Fragt  es  sich  nuu ,  ob  Hödel  durch  den  Ankauf  und  Verkauf 
resp.  das  Verschenlcen  diese«  Pamphlete  sieh  einer  stn^baren  Handlang- 
schuldig  gemacht  habe,  so  ist  vorerst  stt  prttfen,  ob  er  als  ThSter,  nnd 
sodann ,  ob  er  als  Theilnehmer  an  dem  Tliun  eines  Andern  fBr  den  In- 
halt der  Schrift  strafrechtlich  haftbar  sei. 

Als  Thäter  kann  Hödel  jedenfalls  nicht  hcstraft  weiden,  denu 
die  bernisch  -  rechtlichen  Delikte  der  Verleumdung  und  der  einfachem 
Ehrverletsnng  erfordern  beide  als  Thatbestandsmerkmal  ein  MBesc/iul- 
äigm'*  des  ThJiters;  ein  blosses  „Verbreiten*^  der  Boschnidigungen  An- 
derer ^ntff^t  flirr  nicht.  Hödel  hat  ab**r  dnrch  das,  was  er  in  Heznif 
auf  die  frajjrliche  Schritt  gethan  hat,  in  keiner  Weise  befcfmfdiijt.  son- 
dern nur  die  Heschuldigungon  eines  Andern  verbreitet.  £in  Beschuldige» 
Seitens  des  Hödel  wire  nur  dann  anannehmen,  wenn  erwiesen  wire,  dasa 
er  die  in  dem  Pamphlet  enthaltenen  Vorwürfe  irgendwie  als  begründet  hin- 
gestellt und  in  dieser  Weise  verbreitet,  dieselben  somit  zu  seinen  eigenen 
gemacht  hUtte.  Da  es  hiefiir  in  den  Akten  an  je«;Iichein  Anhaltspunkte 
fehlt,  SU  ist  die  Hattbarkeit  des  Angeschuldigten  aU  Thäter  bezüglich 
der  in  der  Schrift  objektiv  enthaltenen  Delikte  ausgeschlossen. 

Was  das  Verbiltniss  der  Thitigkeit  des  Angesehuldigten  su  der- 
jenigen des  Verfassers  des  Pamphlets  anbelangt,  so  charakterisirt  sich 
jene  ThHtigkeit  als  BeihliltV  zti  der  letztern;  denn  Hödel  hat  dem  Ver- 
la'js»r  durch  dir  Vcrhreitunj;  der  Schrift  bei  der  Ausflihrnn;r  der  That 
wihäcittlich  Beistand  geleistet.  Allein  für  seine  Betheiligung  an  dem 
Pressvergchen  eines  Andern,  als  welches  sieh  die  Handlung  des  Tsehans 
unsweifelhaft  darstellt,  ist  Hödel  In  Folge  der  Bestimmong  des  Art.  24<^ 
8t.-G.  ')  nicht  strafbar.  Eine  Eigenlhtlmlichkeit  des  Preasdeliktes  be- 
steht niimü'  h  darin,  dass  dasselbe  repe!utr!>^si'„'  ni<  ht  durrh  di»«  Tliiiti^kcit 
eines  Kiii/.t  in(  ii  allein  li(  g;angen  wird,  sondern  ausser  dem  VcrtasBcr  der 
Schrift  zur  Durchführung  seines  Vorhabens  in  der  liegel  eine  ganze  An- 
zahl von  Personen  thXtig  werden  mnss.  Es  ist  nan  anerkannter  Hassen 
(vgl.  Bhinter  -  Morel,  Handbuch  des  Schweiz.  Bundesstaatsrechts,  IM.  I, 
•S.  ."IIH,  nti'l  ff'ih'T,  znm  Be^^rifTe  der  Pressfreiheit  nach  Schweiz,  iîeehte 
S.  54)  ein  i'ostulat  der  Pressfreiheit,  dass  gegebenen  Falles  von  «Heu 


')  b.  den  Text  üeäselbeu  bei  Karl  Stoos>»,  l>ic  schweiz.  .StrufgesetzbUchvr 
pag.  847. 
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diefi^Mi  bloss  mitwirkeiMi*^»?  Personen  nur  einr  strafrechtlich  n  erantwortlich 
^cniaoht  werde  uud  dä.s^,  wcun  der  Verl'asHer  der  Schrift  K(:<»tHndig  vor 
den  Uichter  gestellt  wird,  dieser  allein  hafte.  Dieeeni  Postulat  trügt 
dm  balglMlie  System  der  ^responeibilité  «nccetwire  et  ieolAe**,  das  aacU 
ni  du  hernlKclie  Straft^'c^ietzhu«  Ii  auf;r<'n  i  i  i  wurden  i>it ,  k»'f  hming^ 
îndpm  danacli  dit'  an  der  Hcrrtlfdliiiig  ^  Aiis;ralH'  und  V*Tl)n'itiin^'^  ciiM  r 
Drucksrhrift  l»<'thf'iligt»'M  Personen  in  einer  hestininiton  iieihenfiil^'e  vmv 
Verautwortuug  gezi>>r<'n  werden,  D;jrau55,  dass  vuu  deujcnigen  Arten  der 
Ifitwirknn^  bei  Beirt  lning  einen  PreRsdeliktes ,  welehe  dieser  Deliktsftrt 
cij,'enthiluilirh  sind,  wie  das  Verle«.'eit.  das  Drin  keti,  dan  Verbreiten  et<!.» 
einzehie  Arten  im  (ieset/.e  aiis<lrlieklicli  als  s(delie  .L'"(;iiannt  werd»'n  ,  dif 
in  der  bestimmten  Reilienfnl;^'^e  ein«-  stralVt'clitlielie  \'erantwurlliciikeit  bt  - 
grUuden  küuituii^  ergibt  bich  bodunii  die  weitere  6inguUrität  in  der  Be- 
haadlang  dea  Pr^Bsdelikts,  dads  alle  übrigen  jener  HitwirkungMrten  «u» 
dem  Verantwortlichkeitskreise  Husecheidnn.  —  Art.  2i6  St.-6.  bezeichnet 

nun  aUfWCr  dem  \  »'rCas.-^er  als  Personen,  weleln-  Hii  Press\ t  r^rehen  liaftbar 
fjeniaelit  werden   können ,   in  »msIit  Linie  (b-n  lledaktcr,   dann  den  \ 
iegur  udtir  iierjiuiigüber  uud  zuletzt  den  Drueker^  dadurch  nnA  alle  üb- 
rigen Personen,  deren  Mitwirkung  dem  Preaadelikt  eigenthttmlicli  ist,  wie 
der  Korrektor,  der  Buchbinder,  der  Kolporteur  und  überhaupt  der  Ve*' 

Urnlt'i'  th'i'  Dnick>i  h  I  Ift  imj/  ilrr  M()(j^'irhki'  (t  ''tm'y  ■^trnfrt'rliff'nfh'it 
Udftutu]  fnr  ihm  hilmU  'h-r^'-ihru  //'  /Viwf.  Stellt  dies  aber  tVst  ,  >i» 
folji^t  darans  unmittelttar ,  dass  II"d(.  i,  da  er  das  lra;:Iiebc  l';impblet 
lediglich  verbreitet  hat,  auch  aus  Grund  seiner  Mitwirkung  bei  dem  von 
Ttohanz  bi^angenen  Pressdelikte  sich  einer  strafbaren  Handlung  nicht 
sebtildig  gemacht  hat. 

4.  lüe  Verneinung  der  Frage,  ob  ei»  staatlieber  Straianspruch  be- 
gründet sei,  /ielit  im  vurru-^jenden  Falle,  wo  es  siel)  um  l)tlikte 
die  Ehre  handelt,   die  Aliwiisim;;  iler  Seitens  d'a-  Zivilklager   aus  d<r 
eingeklagten  liandluug  abgeleiteten  EntsebÄdiguugtbegehren  nach  sich. 

Aas  diesen  Grllndon  hat  die  Polizeikaminer 

erkannt  : 

1.  Alexander  Hödel  ist  von  Schuld  und  ätratc  treige^procheu,  ohne 
Entschädigung. 

2.  Die  ZiTilklKger  Jobann  Berger,  Jobann  Sebnelder,  Christian 
Zürcher,  Krebs,  Stauffer,  Pankhauser,  Wyttenbach,  Hoher  und  Frau 
Althaas  sind  mit  ihren  EntSchSdigungäbegehren  abgewiesen. 

3.  In  Anwendun;^  der  Art.  .3(1«  und  4G8  St.-V.  sind  säinintliehe 
Zivilkläger  solidaris«  b  gowob)  in  die  Kosten  des  Angeschuldigten  als  auch 

in  diejeni|,'en  de.s  .Stnate.s  vertallt. 

4.  Die  Konten  isind  bebtimnil  .  .  . 

6.  Urtbeil  vom  21.  Oktober  1891  in  Sachen  Paul  Tschantre. 

Et  ist  zidiimg,  dass  trotz  Freisprecliuny  des  ÄngesekUld^teH  im 
Strafpunkte  über  den  adhäeiofuweise  ffeliend  gemachten  ZiviU 
«mtpruck  geurüieilt  ivird.  —  Ziiufpruch  einee  Enteehädigunge- 
hegehrene  wegen  falirläeeiger  KiSrperrerletzung. 
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l'rf  heil  tier  Polizei  käm  m  er  : 

I.  Der  erstinstanzli'  !i<^  Ri  litfM  hat  den  Appellanten  Paul  Tscliantre  von 
der  gegen  ihn  erhoben«  n  A.ikl.ij^t  auf  Widerhaudlung  gegen  Vorschriften 
der  berniBchen  Strassenpuli/.eigesetzgebung  ohne  EntochSdigung  frei- 
geëprochen,  dagegen  in  Anwendung  von  Art.  60  sq.  0.«R.  zu  einer  Eot< 
echitdigtiiig  an  die  Zivilpartei  und  «a  den  Kosten  verartbeilt. 

II.  Vor  Allem  ist  nun  die  von  dem  Appellanten  aufgeworfene  Frage 
au  entscheiden,  ob  dieses  Erkenntnis»  prozessualiscli  sulässig  sei. 

1.  Sieht  man  zunSrhst  von  doir  positiven  Bestimmungen  ilr?  hcrnischen 
Hechtes  ab,  so  liegt  nahe,  durch  folgende  Argumentation  zur  Ver- 
neinung der  Frage  zu  gt  lan^'on: 

Das  AdhUsiflnàvcrfahroii  macht  es  dem  durch  eine  strafbare  Fland- 
lung  BesehSdigten  möglich,  statt  in  einem  Zivilprozesse  die  Beweise  der 
BegrUndetlieit  8eine»  Entschädigangsansprnches  selbst  herbeischaffen  zu 
irrilfsen ,  die  Resultate  der  vom  Stnato  znr  Feststellung  seines  Straf- 
.nn!^)Miiciie8  geführten  1  iiterBUcliuii;.'^  für  sitli  zu  benutzen,  diese  Unter- 
siiL-liuitg  zu  ergUnzen  und  auf  dieselbe  gestützt  zugleich  mit  dem  ürtheii 
Aber  den  Ansprach  des  Staates  ein  solches  Uber  den  eigenen  Ansprach 
zu  erwirken.  Immer  aber  ist  es  der  staatliche  Strafanspruch,  um  des- 
willen  das  Strafverfahren  eingeleitet  und  durchgeführt  wird.  Das  Ad 
Iiîision»verf«liren,  d.  d.  das  Verfahren  zur  Feststelhin^r  des  Zivilanspruches, 
bildet,  wie  dies  in  dem  Worte  selber  ausgedrückt  ist,  lediglich  ein  Ac- 
cesBoiium  der  Strafverfahreiia.  Wenn  nun  das  StrafVorfahren  ans  irgend 
einem  Grunde  aofbUrt,  so  ist  nichts  mehr  vorlianden,  an  was  das  Zivil- 
verfahren adhJiriren  könnte,  und  es  nuiss,  da  es  kein  selbststMndiges  lieben 
fuhrt,  von  selbst  wegfallen.  —  Der  Angeschuldigte,  der,  «sei  es  dass  die 
eingeklagte  Handlung  nicht  erwiesen,  sei  es  dass  dieselbe  nicht  strafbar 
ist,  ein  freisprechendes  Urtheil  erlangt,  darf  aber  auch  verlangen,  dass 
sein  Gegner,  der  ZivilicISger,  sieh  niclit  mehr  auf  ein  Verfahren  atUtse, 
das  sich  als  unbegrOndet  herausgestellt  hat,  sondern  den  Weg  des  or- 
dentlirlien  Zivilprozesses  betrete.  Da  endlich  nur  der  aus  einer  strafbaren 
Handhui;^  rehultirf'fide  EntschJidigun^r^anspnich  adliH.oionswfise  geltend 
geujacht  werden  kann ,  der  Strafrichter  aUu  nur  zur  Beurtheilutig  eines 
«olehif»  Zivilanspraches  Icompetent  ist,  so  ist  dadurch,  dass  sioli  die 
Handlung  des  Angeschuldigten  als  nicht  strafbar  erweist .  zugleich  auch 
die  Inkompetenz  des  Strafrichters  sur  Beurtlieilung  des  eingeklagten  Zivil- 
anspruches  konstatirt. 

2.  Allein  das  Arsrument  der  Inkompeteuj^  des  Strafrichtern  /.\iv  lie- 
urthcilung  eines  Zivitanspruches,  der  sich  nicht  aus  einer  strafbaren 
Handlung  herleitet,  ist  hier  nicht  anwendbar.  Denn  nicht  nach  der* 
jenigen  Handlung,  die  sirh  als  Resultat  der  Untersuchung  herausstellt, 
sondern  nach  der  jenigen ,  die  dem  Richter  zur  Beurtlieilung  übcrwintim 
ist,  beiiiisHt  sich  die  Çiaehliche  Kompetenz  desselben.  Wenn  ferner  der 
freigespiocliene  Augcschuldigte  oft  ein  Intéresse  daran  hat,  dass  der 
ZivilkUger  auf  den  Zivil  weg  gewiesen  werde,  so  kann  es  auch  umgekehrt 
vorkommen,  dass  eine  sofortige  Erledigung  des  Zivilpunktes  in  seinem 
Interesse  liegt,  und  es  wäre  in  solchen  Fällen  ungerecht ,  wenn  diesem 
Interesse  nicht  Rechnung  getragen  wUrde^  denn  auch  der  Zivilbeklagte 
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hat  Anspruch  auf  die  \"()rthf'ilo  vcrbandeneri  Verfiihrcii.  In  dir  ^nn 
Sinne  äussert  sich  Plank,  „Systematische  Darstellung  des  deutüchen  Straf 
Verfahrens  auf  Grundlage  der  neuem  Strafprozessordnung  seit  1848", 
pag.  648,  nach  welchem  Sehriftsteller  (cf.  pag.  647  <  die  gemeinreehtUobe 
deatscbe  Betrachtung  des  Adhlftioneproseeses  sich  für  Beartbeilong  des 
Zivilpunktes  durch  die  Strafgerichte  auch  im  Falle  der  Freisprechung 
des  Angeschuldigten  erklifrt.  Der  llanjit^rnind  fllr  diese  Behandlung  des 
adbätoiousweise  geltend  geniMckten  Zivilanspruches  ist  wohl  der,  dass  der  • 
Strafriehter  in  der  Lage  ist,  sieh  bei  der  Prttfung  der  BegrQndetheit  des 
Strafimipriwfaes  sagleich  ein  sicheres  Urtheit  Uber  alle  diejenif^en  That* 
tadien  «U  bilden,  von  welchen  der  Zuspruch  oder  die  Abwcisiniir  dr- 
aus dem  oingeklairten  Delikt  resiiltircndcii  Zivüanspruches  dem  'inmd- 
satze  nach  abhängig  zu  machen  ist,  duAn  et^  «iaher  als  praktisch  und  zu- 
gleich als  woblbegrUndet  erscheint,  dem  Strafrichter  auch  iut  Falle  der 
Pr^apreehttog  des  Angeschuldigten  das  Urtheil  Uber  den  Zivilpankt  an- 
zuvertrauen. In  der  Kegel  wird  es  auch  im  Interesse  beider  Parteien 
lietr*'M  .  ihren  Zi\ il>tr»  it .  »irichdem  die  re|o\  aiiti  ii  Tliatsachen  durch  die 
Straluntej siirhnng  festgestellt  fiind.  nofoi  t  auf  <  M  uiid  derselben  entscheiden 
zu  lassen,  statt  auf  einem  neuen,  viel  weitlauügeren  und  kostspieligeren 
Wege  Reeht  snchen  respektive  geben  tn  müssen. 

Z.  Ëine  eigenthUuiliche  Stellung  zu  der  vurwUrtigen  Frage  nimmt 
das  fransOsische  Keeht  ein.  Im  Prinsip  verneint  es  dieselbe,  indem  es 
in  den  Art.  159,  IÎU  und  212  code  d'instruction  criminelle  den  Satz  auf- 
stellt, dass  im  Falle  der  Freisprechung:  des  Aii^'r'S(diiiIdi«rfeii  das  Straf- 
gericht Uber  den  Kntsc!iHdigungsanspni(-li  dt-r  \  «  ilct/icii  Partei  nicht  ur- 
tbeilen  darf.  Doktrin  und  Praxis  (cf.  Boitard,  le^^uns  de  droit  criminel, 
13***  édition,  ]>ag.  G5  nnd  sq.,  und  Panstin  Hélie,  traité  de  rinstmetion 
criminelle,  tome  II,  pag.  342  sq.)  soeben  diesen  Standpunkt  namentlich 
durch  da**  oben  firsprorhene  Arimment  der  Inkompetenz  des  StratVichters 
zur  Peurtheilung  eines  sidi  iiiclit  ans  einer  strafbaren  Handlung  her- 
leitenden Zivilaufipruches  zu  rechttertigeui  und  sie  tindet  iu  dem  Wort- 
laute des  Art.  1  code  dlnstmeUon  eriminelle:  i^L^aetioii  en  réparation 
du  dommage  cotisé  par  un  crime ^  par  un  délit  ou  par  une  contra' 
vi'iition.  peut  être  exercée  par  tous  ceux  qui  ont  souti'ert  de  ce  dommage", 
eine  scheinbare  Stütze  ihrer  Auffassung.  Allein  eben  nur  eine  scheinbare 
stütze.  Der  Bestimmung,  dass  nur  solche  Zivilansprliche,  die  aus  einer 
atrafbaren  Handlung  entstanden  sind ,  adbäsionsweiso  geltend  gemacht 
werden  dttrfen,  liegt  augenscheinlieb  der  gesetzgeberiaehe  Zweck  so 
Grunde,  su  verhindern,  dass  der  be(|uenie  und  Idllige  Weg  des  Straf* 
Verfahrens  zur  Geltendmachung  aller  mr);rlielien  Zivilaiisprllehe  mis^throtirhi 
werde;  daher  die  Forderung,  dass  das  thatsächliche  Fundament  des  Zivil- 
anspruches iu  demjeuigen  des  staatlichen  Strafauspruches  enthalten  sein 
ollBse*  Es  ist  nun  nicht  gesagt,  ob  in  dieser  Richtung  nur  der  ijeltmd 
ffemachte  oder  zugleich  auch  der  hc^trtne.ilte  Strafanspruch  als  Hassstab 
dienen  eoUe.  Nimmt  man  die  erstere  Interpretation  als  richtig  an,  so  ist 
damit  der  erwKhnte  Zweck  de»  Gesetzgebers  otVenbar  erreirht.  Die 
weitergebende  zweite  Interpretation  schiesst  also  Uber  das  Ziul,  das  sich 
der  OesetEgeber  gesetzt  hat,  hinaus.  Nimmt  man  hieau  die  allgemein 
proaeaenalisebe  Erwl(gang,  dass  das  Gericht»  bei  welchem  eine  Zivilklage 
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liSnp^ig  geworden  ist,  zur  Beurtheilung  der  letzteren  kompetent  bleiben 
rau8»,  Bofem  nicht  eine  ausdrückliche  gesetzlirho  Hestimmung  eine  Ab- 
weichung gestattet I  so  dürfte  die  Frage  zu  Gunsten  der  erstereu  luter- 
pretatimi  entschieden  sein.  Der  Sinn  der  hervorgehobenen  Bestimmung 
dos  Art.  1  eode  dlnstmction  criminelle  ist  demnach  lediglieh  der,  da^s 
der  adhäsion«; weise  eingelclagte  Zivilansprnch  sich  aus  dem  thatsMchlichen 
Fundament  des  bei  <l»'ni  Straf^erirlit  ■'•Htcnd  p^emachten  staatlich»'n  Stnif- 
anspruches  herleiten  musö.  —  iUigewiclitt*  der  Zweckmüesigkeit  der  g»>- 
meiuschaftUchen  Behandlungsweise  des  Ädhäsionsverfahrens  kann  sich 
übrigens  das  Aransösisebe  Reolit  derselben  gegenüber  nicht  vollstMiidig  ab- 
iebnend verhalten.  Es  statuirt  im  Schwnrgerichtsfahren  eine  Aasoahroe 
von  seinem  oben  rrwäJmtf  in  Principe,  indpm  es  in  Art.  eorle  d'instruc- 
tion criminelle  bestimmt:  „  Dans  le  cas  ii\th>ohi(iOii  l  omint'  flans  cehii 
il'acqiiithm>enl  ou  de  condamnation,  la  Cour  ^tl  asaises)  statuera  t*ur  les 
dommages  intérêts  prétendus  par  tn  partin  nvih  ou  par  raceasé.**  f<*f. 
Art.  358  and  359  code  (ritmtraction  ciimininelle  und  dazu  Boitard  a.  a.  (^., 
pag^.  798  sq.,  Faustin  Hélie,  a.  n.  O.,  tome  IX,  pa^'.  288  -^q.)  T'^nd  auch 
bezti^rlirh  der  korroktionellen  und  polizeili<'iien  FiiUe  führt  es  jenen  (iriind- 
satK  nicht  konsequent  durch;  es  steht  nämlich  der  Zivilpartei  in  liunselbtMi 
ancb  im  Falle  der  Freisprochnng  des  Angesebuldigten  die  Berufung  an 
die  obere  Instanz  offén  (cf.  Art.  202  und  172  sq.  code  dlnstmction  crimi- 
nelle und  dazn  Boitard  a.  a.  0.,  pag.  670  und  ß9ß). 

4.  Durchaus  auf  dem  Boden  des  gemeinen  Rechtes  steht  dagegen 
das  beraische  Strafverfahren.  Art.  360  ât.  V.  lautet  in  seinem  ersten 
Satze  : 

„Im  Falle  der  Finifprcchnng  wie  in  dem  der  Verurtlieiiung  itrihftit 
der  Richter  oder  das  Gerieht  fhef  die  von  </«t  Zirilpurt^  oder  von 
dem  Angeschuldigten  geforderte  BntschUdigong.'* 

Durch  diesen  Satz,  der  beinahe  wörtlich  mit  dem  zitirten  ersten  Satx 
des  Art.  86(>  code  d'instruction  criminelle  Übereinstimmt,  ist  die  vorwürfige 
Frnfje  für  das  berniselio  Rprht  sowohl  bezUglich  der  polizoilirben  und  dor 
korrektioneilen  als  auch  (nach  Art.  448  St.-V.)  bezUglich  der  peiuliehen  Fälle 
bejaht.  Nicht  stichhaltig  ist  der  Einwand(ef.  G.  Vogt,  in  der  ZeittM;hrift  fllr 
vaterlXndisches  Recht,  Bd.XV,  p.  346  sq.),  es  mttsse,  wenn  ans  demWorthiut 
Art.  365  St.-V.  die  Möglichkeit  einer  Venirtheil!in=:  des  Anirt  schnldiglen  des 
zn  ^Schadenersatz  im  Falle  der  Freispreelnmg  bezU-rlidi  des  Strafpunktes 
frelulgert  werde,  Inirischer  Weise  aiicli  die  andere  Folge  ge/.ogen  werden, 
dass  trotz  Verurtlieiiung  des  Angeschuldigten  z«i  Strafe  demselben  eine 
BntschMdigong  gesprochen  werden  k9nne,  welch  letzteres  offenbar  nicht 
richtig  sei.  Art.  3*15  8t. -V.  schreibt  nur  vor,  der  Richter  respektive  das 
Gericht  s(dle  in  jtMitMn  Falle  Uhry  iVm  von  der  Zivilpnrtci  oder  von  dem 
Angeschuldigten  getorderte  Entsohiidigun;;  m  tln'ilm ,  nicht  aber,  dt  r 
Richter  respektive  das  Gericht  könne  in  jmlem  Falle ,  unabhängig  von 
der  Freisprechung  oder  der  Verartheilung  des  Angeschuldigten,  die  Ent- 
schildigungsbegehren  des  letzteren  oder  der  Zivilpartei  entweder  zusprechen 
oder  nfiweisen.  Der  Wortlaut  des  Art.  365  8t. -V.  ftihrt  demnach  keines- 
wej;?  zu  niiBinnigen  Konsequenzen:  ist  dem  aber  ,  so  ist  nach  den 
Grundiiälzen  der  Interpretation  am  Wortlaut  des  Gesetzes  festzuhalten. 
Ebenso  wenig  kann  der  hierorts  vertr^nen  Ansleirt  der  Wortlant  von 
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Art.  ^,  Aï.  1,  St.-V.  mit  Grund  entgegen  gehalten  werden.    Dieser  Be 
Stimmung,   lautend:  .^die  Zivilklage  mi>  einer  »itrafharm  Uandluntj 
kmn  vmi  jedem  BesehäUigtcn  zn  gleicher  Zeit  nnd  bei  demeolbeD  Richter 
wie  die  öffentliche  Klage  angebracht  werden^,  iit  nimlieh  offenbar  den 

zitirtfMi  Art.  1  code  d'instruction  criminelle  entlehnt,  und  es  gilt  daher  daa 
Uber  die  letztere  Gcsetzesstelle  Gesagte  auch  fUr  sie. 

Direkt  für  die  hier  zur  Geltun?  <rebracht<'  Anftassung  spricht  der 
Uinstand ,  da^n  das  bernische  Recht,  wie  dan  französische,  ausdriteklich 
die  Möglichkeit  achafltj  dass  das  Strafgericht  lediglich  tiber  einen  Zivil- 
anspmch  an  orthdien  hat;  daeselbe  gewährt  nXmlich  in  poliseilichen  und 
korrekttonellcn  Fällen  der  Zivilpartei  sowohl  im  Falle  der  FrelspiTchung 
nfp  ^  in  demjenigen  der  Venirthrilnnpr  d»'s  AngeHchuldigton  uTitn  hf 
htiniuiten  Voraussetzungen  <las  Kprlitsuiittel  der  Appnûîition  ^e;;en 
Urtheil  des  erstlD^tanzIichen  Hichter»  oder  Gerichtes  an  die  Polizeikaniuiei . 
Wenn  nun  die  Poliseilcanimerf  ein  reines  Strafgericht,  vorkommenden 
Falles  Uber  einen  Zivilanspruch  entscheidet,  trotzdem  die  Strafklage,  an 
\v<>I(  lio  Sfitcns  der  Zivilpartoi  .ulhiliirt  wurde ,  lirreits  ihre  Erledignng 
-etinxlcit  liat,  so  ist  nicht  einzusehen,  w.iiiun  dies  bei  den  erstinstanz- 
lichen .Strafrichtern  respektive  Strafgerichten,  die  ja  in  ihren  Peraoneii 
mit  den  Zivlfariebt«m  rRspektire  Zivilgerichten  Hbereinstlnmen,  nncolissig 
Rein  sollte. 

Da  ttbrigens  die  franziisischc  Doktrin  und  Praxis  den  Wortlaut  des 

Art.  36r»e.ode  d'instruction  criminelle  für  so  zwingend  erachtet,  dass  sie  fUr 
die  peinüchen  Fülle,  auf  welche  sich  dieser  Artikel  allein  bezieht,  eine 
Au.snahme  von  ihrem  Grundsatze  der  Unzulässigkeit  der  Beurtheilung  des 
Zivilanspmclies  durch  die  Strafgerichte  im  Falle  der  Freisprechung  de« 
Angesclinldigten  statuirt,  so  darf  man  nm  so  weniger  Bedenken  tragen, 
die  x  orwUrfige  Frage  auf  Grund  des  in  allem  Wesentlichen  mit  jenem 
Art.  .*{t)fî  wörtlicli  niH>ieiii>tiiniTi<n)tl('ii ,  aber  für  nih'  rälh'  qi'fl'^ntf*'^' 
Art.  .H6.')  St.  V.  fUr  das  bernischc  Recht  und  zwar  für  alle  Strafsachen 
zu  bejahen. 

III.  hu  vorliegenden  Fall  ist  das  Entschädigungnbegehren  der  Zivil- 
partei »ach  der  Aktentage  begründet.  Theils  durch  OestSndniss  des  An- 
geschuldigten und  Zivilboklagten,  tlieils  durch  Übereinstimmende  Zeugen- 
aussagen ist  festgestellt,  (l.iss  t'.iiil  Tschantre,  Indem  er  in  der  Abend- 
diinimerung  (Ifs  '22.  .luli  is.'l  auf  der  von  Twann  nacli  Biel  führenden 
Strasse  in  angetiunkcnem  Zustande  im  Zickzack  auf  seinem  Velociped 
daberfnhrf  ohne  ein  Warnnngszeiehen  (Ruf  oder  Signal)  zu  geben ,  Fran 
Biedermann  fahrliissigerwcise  zu  Boden  geworfen  hat.  Ein  konkurrirendes 
Vorschuldt  ii  der  letzteren  ist  nicht  narlit;e\viesen,  und  es  hat  daher  Tschantre 
für  den  verursachten  Schaden  in  volli  ni  I  mfanire  Ersatz  zn  leisten.  Nach 
dem  Arztzeugniss,  dessen  Glaubwürdigkeit  von  dem  Beklagten  nicht  be- 
stritten ist)  waren  die  Verletsungen  der  Frau  Biedermann  geeignet,  eine 
Arbeitsunfilhigkeit  von  6  bis  7  Tagen  nach  sich  zu  ziehen.  Rechnet 
man  zn  dem  entgangenen  Verdienst  die  Kosten  der  Heilung  nnd  die 
Interventioiiskosten.  so  erscheint  eine  EntschUdigungssumme  von  Fr.  tiO. 
wie  sie  der  erste  Richter  zugesprochen  hat,  als  den  Verhältnissen  an- 
gemessen. 
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Âuti  die«en  Grttndeo  bat  die  Polizeikammer 

erkannt: 

1.  In  Anwenüuiii;;  von  Art.  50  sq.  O.-li.  iat  Paul  Tüchantre  der  ?H>phie 
BieâemuDn  geb.  Feitknecbt  gegenüber  su  einer  EntechUdigung  inkl.  Kotten 
von  Fr.  60  vemrtheilt. 

ä.  Die  ergangenen  Kotten  des  Staatee  sind  in  Anwendnng  von  Art* 
468  und  368  8t.-V.  dem  Panl  Tsefacntre  auferlegt;  sie  sind  bestimmt... 


&  UrUieil  vom  17.  Oktober  1891  in  Sacken  Alfred  Levy  und  Samuel  Wirth. 

Lpbt'rwmittelpolizei.  —  Zum  Thatbestand  (1er  Widerhandlung  f/egen 
^  iV,  II,  Art.  '^'iS,  Ziffpr  dat  (rcsetzcf  heb'effend  den  Vei^ 
kehr  mit  Nahrnnysuiittdn,  Giiiüs.<iiiitteln  und  Gehrauchsgeyeu- 
tttänden  ek.,  vom  2G,  Februar  ISSti,  yehüri  die  Absicht  des 
Verkäufers,  seine  Äbn^mer  zu  betrUgen.  —  Vagegen  üi  zum 
ThatbetUmd  der  Widerhandlung  gegen  ^  17,  AUnea  2,  der  Ver- 
ordnung des  RegmungtraJfhee  betreffend  die  Unierew^ung 
geieUger  Qeir&nhe  vom  19,  März  1890  weder  dolus  noch  culpose 
lUitschung  seitens  des  Lieferanten  erforderUck, 

l'rfheil  (Ii  i'  I*oHzelkam mer  : 

1.  Alfred  Lew,  SpirituosenhSndU  r  in  Ot  nf,  lieforto  doin  J.ü.  Geiser, 
Wein-  und  Spirituoseiiliiliidler  in  Langenthal,  laut  Faktur  vom  7.  Fehrnar 
1891  auf  Bestellung  hin  ein  Fass  „Cognac"  2U  Fr.  1. 50  per  Liter; 
Qeiser  liesii  die  Waare  alelMild  naeh  Empfang  derselben  dnrek  den  KantonB« 
Chemiker  nntertttchen;  das  Gutaehten  des  Letactem  lautete  dahin,  dass 
das  OetrKnk  seiner  Zusammensetzung  nach  nur  als  eine  Imitation  von 
('o<rna(r  betrachtet  werden  könne;  daraufhin  reichte  Geiser  gegen  Levy 
eine  Strafanzeige  ein. 

Am  12.  Mai  lÖ'Ji  wurde  bei  Samuel  Wirth,  öpei^ewuth  in  Rohrbach, 
durch  den  Anfsiehtabeamten  Iscber  ein  Fässchen  Cognac  beanstandet; 
die  (Jntennchung  dieses  GetrKnka  ergab  als  Resultat  ebenfalls  eine  blosse 
Imitation  von  Cognsc.  Da  nach  Angabe  des  Wirths  die  Waare  mit  der- 
jenigen identisch  war,  welche  Levy  laut  Faktur  vom  17.  M;îr/  1801  dcin- 
selben  /u  Fr.  2.  40  per  Liter  geiiel'ert  hatte,  so  wurde  tstavulil  gegen  Li  vy 
als  gegen  Wirth  auf  Veranlassung  der  Direktion  des  Innern  des  Kautons 
Bern  eine  Strafuntersuchnng  eingeleitet. 

2.  Wae  sunSebst  die  Lieferung  des  Levy  an  Geiser  anbelangt,  so 

wird  seitens  des  Erstem  weder  die  Identität  derselben  mit  dem  durch 
den  Kantonschemiker  untersm  Ilten  IJctritnk  noch  die  Richtigkeit  dte>;f^r 
Untersuchung  bestritten.  Dagegen  stellt  er  in  Abrede,  dass  ihn  ein  sub- 
jektives Verschulden  im  Sinne  des  bernischen  Lebensmittelpolizeigesetzes 
treffe  ;  ob  ein  solches  Verschulden  ▼erliege,  ist  nun  zu  prttfen.  Der  hier 
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in  Betracht  talleiide  Art.  233  des  Gesetzes  vom  26.  Februar  1888  '  '  ■ - 
droht  sub  ZitVor  i>  —  ZilVor  l,  welche  von  der  hetrllf^erischen  Fabvik;itiun 
von  nacbgeniuchteu  oder  verr^lschten  Mabrungs  oder  Genussiuitteln  und 
wwn  betrfl^riteheti  Weitenrerkanf  von  wichen  im  EinverstündiiiM  mit 
dem  Fabrikanten  liandelt,  kommt  nicht  in  Frage  —  denjenigen  mit  Strafe, 
der  wissentlich  Nahrungs-  oder  Genussmittel,  die  verdorben  oder  naeb- 
pemaeht  oder  verfälscht  sind,  unter  Verschweif^itufr  dies«'s  î'nistandes  ver- 
kauft oder  unter  einer  zur  Täuschung  geeigneten  Bezeichnung  teil  hält. 
Non  ist  aittweife1h«fk  und  dnndi  die  Poliseikammer  seiioii  SSften  aus- 
geeproehen  worden,  daie  sam  Tbatbestand  der  Ziffer  2  sit.  die  betrügerieelie 
Absiebt  des  Angeschuldigten  gegenüber  seinem  Abnehmer  erforderlich  ist  ; 
das  Wort  „wissentlich"  bezieht  sieh  nicht  nur  auf  die  UnHchtheit  der 
VVaare,  sondern  zugleich  auch  auf  die  Ver»chwcigung  dieses  Linstandes 
durch  den  Angeschuldigten,  es  muss  also  „wissentlich",  d.  h.  in  betriigeri» 
scher  Absiebt»  verschwiegen  worden  sein  ;  dies  ergibt  sich  deutlich  daraos^ 
dass  die  Normen  der  Zitfer  2  mit  denjenigen  der  Ziffer  1,  welch'  letztere 
den  „Zweck  der  T:iii«t 'luing  in  Handel  und  Verkehr"  ausdrUcklieli  al* 
Thatbestandsmerkuiul  aufstellt,  diireh  ein  und  dieselbe  Strafsanktion  ver- 
banden sind,  wälirend  itu  ntivhsttolgvnden  Alinea  des  Art.  2äU  der  fali>  - 
lâasige  Verkauf  von  verdorbenen  oder  nachgemachten  oder  verfltlaehten 
Kahrungs-  oder  Genassmitteln  mit  einer  besondern  und  mildern  Strafe 
(nur  Geldbusse)  bedroht  ist  ;  dafür  spricht  auch  der  Tnistand,  dass  das 
Lebensmitteipolizeigesetz  vom  2«).  Februar  1888  seinen  Art.  T.'>'A  an  Stelle 
des  Art.  233  unseres  Strafgesetzbuches  netzt,  welcher  nur  die  in  rechis- 
widriger  Absicht  vorgenommenen  VerfXlsehnngen  von  Waaren  unter 
Strafe  stellt 

In  casu  kann  nun  die  Polizeikammer,  ebenso  wie  der  erstinstanzliche 
Richter,  aus  den  vorliegenden  Unistiînden  «las  Vorhandensein  einer  betrügeri- 
schen Absiuht  des  Aageschuldigteu  Levy  hei  seiner  Lieferung  an  Geiser 
nicht  folgern.  £in  Nachweis  dafür,  dass,  wie  Geiser  behauptet,  Levy  bei  der 
Aafisahme  der  Bestellnng  ansdrttcklicb  die  Lieferang  Sehten  Cognacs  ver* 
tproehen  habe,  ist  nicht  geleistet.  That  Levy  aber  dies  nicht,  so  ist,  selbst 
wenn  man  annehmen  will,  Lew  hahe  nicht  ansdrllrklieh  Fncon  Cognac 
otïurirt,  aus  den  obwaltenden  Umständen  mit  Sielierheit  m  schliessen,  das« 
die  Intention  beider  Parteien  bei  Abschluss  des  Kaufvertrags  auf  Lieferung 
nicht  von  Kchtem,  sondern  von  nachgemachtem  Cognac  ging  and  dass,  was 
für  die  Frage  des  dolns  das  Wesentliche  ist,  Levy  wirklich  voranssetste, 


')  Dei-sellie  laiit.'t  „Mit  Getängiii,-  bis  zu  6ii  Tagen,  «romit  Ueldbusse  von 
Kr  50  his  Fr.  :î(MK)  /u  vorbinden  ist,  wird  bestraft: 

„1.  Wer  /uui  Zwt^ck  der  Taiischung  im  Uandcl  und  Verkehr  entweder  Nahruugs- 
oder  Gemusinittel  nachmadit  oder  terßüscht^  oder  im  Einverstindniss  mit 
dem  Fabrikanten  solche  weitrr  v  rkauft: 
„2.  wer  wissentlich  Nahruugs-  oder  Geoussniittol,  die  verdorben  oder  uachgemucht 
oder  verfälscht  siud,  unter  Verschwciguug  dieses  Uuiätande»  verkaott  oder 
unter  ebier  sur  Tinschung  geeigneten  Beseichnung  feil  hält 
„Int  die  hl  AI.  2  bezeichnete  Handlung  aas  F^liSiigkeit  iN^sagen  worden, 
so  tritt  (reldbusse  von  Fr.  10  bis  Fr.  H'M»  oder,  wenn  es  sich  um  einen  der  in 
§  5,  Absatz  a  bezeichneten  Jr'älie  handelt  und  die  Fahrlä&üigkeit  nicht  eine  grobe 
ist,  eine  solche  von  Fr.  1  hb  Fr.  20  ein." 
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(jftiser  erwarte  nur  nachgeraacliten  Cognac.  Da  es,  wie  in  dem  gegen  Levy 
wegen  einer  GognacUeferung  an  Wirtb  Eynuuiii  in  Oberbivg  oingeleittttao 
und  durch  Uitheil  der  PoUseikaiDiner  vom  15.  Juli  1891  endgültig  ent- 

fichiedeneti  Strafprozesse  festgestellt  wurde,  in  der  französischen  Schweiz 
Handclsgebrauch  ist,  den  narbffMnacliten  Oof^nac  unter  der  einfar-hon 
liezeichnung  „Cognac^'  zu  vcrkuut'eii,  während  der  ächte  Cognac  immer 
mit  einem  die  Aechtheit  bezeichnenden  Beiwort  in  den  Handel  gebraelit 
wird,  80  icann  «inem  Genfer  Kanfmanii,  wie  der  Angesebnldigte  ist,  nicht 
eine  betrtlgeri^rho  Absicht  zur  Last  gelegt  werden,  wenn  er  nachgemachten 
Cognac  unter  ilcin  Namen  Cognac  verkauft,  inaoft^'n  nicht  atulerr.  Um- 
stäiiilt',  insbesondere  der  Preis  der  Waare  und  die  persönlichen  VerliHll- 
nissc  des  Abnehmers,  einen  Schluss  auf  das  Vorliegen  des  dolus  ergeben. 
Gerade  diese  UmstXnde  sprechen  im  Falle  Geiser  tu  Gvnatm  des  Aoge* 
selraldigten  Levy.  Geiser  musste  als  Wein-  und  Spirituosenhttndler  wissen, 
dass  filr  Fr  1.  50  per  Liter  kein  ächter  Cognac  erhültlieli  ist;  Levy  durfte 
dessha!'»  diese  Kenntiiiss  bei  seinem  Abnehmer  vorans^sct/en  ;  er  durfte 
annehaicii  und  nahm  wob)  auch  wirklich  an,  Qeiser  werde,  als  ilini  i'ugnae 
«a  Pr.  1.50  olferirt  nnd  verkauft  wnrde,  blos  «ne  Imitation  dieses  Qa- 
tiHnks  erwartet  haben.  Bei  dieser  Sachlage  ist  die  Annahme  einer  be- 
trügerischen Absicht  Levy's  gegenüber  Geiser  ausgeschlossen.  Ebenso  ist 
tiie  Annahme  ausgeschlossen,  ânf^A  lievy  fahrlässiger  Weise  naehc:ein,iehten 
<'ognac  an  Geiser  geliefert  habe,  und  es  liegt  daher  eine  Widerhandlung 
gegen  das  Lebensmittelpolizeigesetz  Überhaupt  nicht  vor. 

Wohl  aber  hat  Levy,  indem  er  die  Lieferang  an  Qeiser  in  der  Faktor 
einfach  als  Cognac  bezeichnete,  trotzdem  laut  Gutachten  des  Kantons- 
'du'mikers  diesen»  GetrHnk  das  ächte  ('oiriKîf  Konquet  giinzlii  h  feldte, 
i;t'{;en  §  17,  AI.  2  der  Verordnung  des  liegKrun^israthes  betretlend  die 
Untersuchung  geistiger  Getränke  vom  TJ.  März  1890  •)  Verstössen,  welcher 
Paragraph  in  diesem  Fall  die  ßeseielinong  der  Waare  als  „nachgemacht*^ 
vors»  Ii;  1  t  Kill  dolus  oder  fine  culpose  Täuschung  des  Lieferanten  ist 
7Uin  I  hatlti'staiid  des  Art.  17,  Zitier  2  zit.  durchaus  nicht  erforderlich. 
Da  die  Lict'criinu  an  (ieist  r  vor  dem  15.  Juli  181)1  erfolofte.  an  welchem 
Tage  Levy  von  der  l'ulizeikauimer,  ebenfalls  wegen  Widerhandlung  gegen 
die  Verordnung  des  Regierungsrathes  vom  19.  MXns  1890  betreffend  die 
l'ntersuchung  ;ii'istiger  Getrinke,  an  Geldbusse  vcrurtheilt  wurde,  so  hat 
der  erstinstanzliche  Hieliter,  gestlitzf  auf  Art.  60  St.  (î.,  dem  Levy  eine 
/iisnt/strafe  zu  jener  Geldbusse  uuferle^^t  :  «lies  war  irrthllmlieh  ;  denn 
nach  Art.  Gl  St.  G.  linden  die  Vürs«diritten  Ul»er  die  sogenannte  real« 
Konkurrens  der  Delikte  keine  Anwendung,  wenn,  was  in  casu  der  Fall  ist, 
die  verschiedenen  strafbaren  Handlungen  nur  mit  Getdbusse  bedroht  sind. 

Kine  Konfiskation  der  Cognaclieferung  an  Oeiser,  w^ie  sie  der  Vorder- 
richter  verfügt  hat,  ist  zwar  mit  UUcksicht  auf  den  offenbar  aach  für 

')  Diese  Voräcbril't  lautet:  „linmutweiii  aus  Kirächcn,  Zwetschgen,  Uirueu, 
Aepfeln  (Bfttzi),  Wachholder,  Enzian,  sowie  DeatUlate  aus  Wein  (Cognac)  nnd 
ZuckeriiH'la^se  (Khuin)  u  dur!.  >olli>n  di»'  sjiezifisclien  Destillaiioiisprodukte  enthalten, 
welche  der  bctrff!>nde  Itoiistdff  Ix-im  Urcnnrn  liefert,  iifbrannt»*  Wtt8>('r.  in  welchen 
die)>e  .spezitiächen  ik'stillatiuusproduktt;,  die  dus  ehuraktcrit^tläche  Bouiiuet  des 
Getrftni»  bilden,  nicht  dentUch  nachweisbar  oder  durch  sogensnnte  Kssenaen  «r- 
.«etat  «ind,  mftssen  als  „tmehffrvutchi-  bezeichnet  werden." 
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Polizeiübertretun^ren  geltenden  Art.  22  St.  G.  formell  zulässfir,  jedoch 
keineswegs  geboten  und  der  Natur  des  vorliegenden  Falleb  nicht  ange- 
DeMem.  W«an  Art  283  c  des  OeBeisea  Yom  25.  Febmar  18S8  die  Neben- 
strafe  der  Koniiskation  fttr  den  Fall  des  Vorliegens  von  Art.  233  dieses 
Gesetzes  nur  fakoltativ  androht,  so  ist  anzunehmen,  dass  es  dem  Willen 
des  Gesetzgebers  entspreche,  wenn  in  Fällen  wie  der  vorIie<remîe,  in  denen 
direkt  nicht  das  LebensniittelpoHzeigcäctz,  sondern  nur  eine  Lebenäuiittel- 
{MiiiaeiTerordnung  Ubertreten  worden  ist,  diese  Nebenstrafe  prinzipiell  nicht 
angewendet  wird.  Uebrigens  ist  in  easn  aacii  kein  poliseilicher  Gesichts- 
punkt zu  finden,  ans  welchem  eine  Konfiskation  der  Waare  geboten  er- 
scheinen kiinnte. 

^  In  RetrelT  der  Lieferung  an  Wirtli  MoWt  Levy  die  Identität  der 
gelieferten  mit  <ler  l)eaiistandeten  Waare  in  Abrede.  Das  Straf<:r<^ri(  ht  ist 
also  diesbezüglich  auf  einen  anderweitigen  iiewei«  angewiesen;  ein  solcher 
Beweis  fehlt  aber  in  den  Akten.  Das  ZugestKndniss  Levy's,  er  habe  am 
17.  März  1891  dem  Wirtb  ein  Fäsgchen  Cognac  geliefert,  nnd  die  I>e- 
hauptung  Wirth's,  die  l)eanstandete  Waare  rühre  von  Levy  her,  bilden 
zusammen  keinen  genügenden  Beweis  dafür,  dass  dies  letztere  wirklich 
der  Fall  ist.  Nicht  einmal  das  ist  konstatirt,  dass  duti  Gebinde,  in  welchem 
sich  der  beanstandete  Cognac  be&nd,  von  Lev  \  „eliefert  worden  is^  es 
wSre  dies  durch  eine  genaue  Beschreibung  dieses  Gebindes  im  Bean- 
standnnf^sprotokoll  des  Aufsichtsbeamten,  welche  Beschreibung  unterlassen 
wurde,  /n  <^rnntt*'ln  jr''wesen.  Sodann  ist  aber  auch  möglich,  dass,  da 
nach  dem  ZrU^e^tHndniës  Wirtb  s  das  von  Levy  geliefeite  Fiisi^chen  ge* 
öffiiet  nnd  ein  Theil  des  Inhalts  ausgeschenkt  worden  war,  in  der  Zwischen- 
zeit Ton  der  Lieferung  —  17.  MSrs  —  bis  sn  Beanstandung  der  Waare  — 
12.  Mai  —  ein  anderes  Getränk,  als  das  von  Levy  gelieferte,  in  das 
Filssehen  hineinjrethan  worden  ist.  Is=t  demnach  die  Fr  apre  der  Identität 
Mangels  genügenden  Beweisen  zu  verneinen,  m  ist  damit  jeglicher  Ver- 
urtheilung  Levy's  anlUsslich  seiner  Lieferung  an  Wirth  der  Boden  ent- 
sogen,  derselbe  ist  also  auch  von  der  Anklage  auf  Widerhandlung  gegen 
§16  der  Verordnung  vom  März  1890,  welcher  Widerhandlung  er 
erstinstanzlich  we;;en  nn^enii^^enden  Alkoholgehalts  der  Lieferung  an  Wirth 
schuldig  befunden  wurde,  frei  zusprechen. 

Levy  verlangt  Entschädigung  und  zwar  sowohl  vom  .Staate,  als  auch 
von  Geiser  und  von  Wirth,  Allein,  wenn  er  dafür  hält,  er  sei  ungerecht- 
fertigter Weise  in  Strafuntersnchung  gezogen  worden,  so  kann  er  jeden* 
falls  gemäss  Art.  367  St.  V.  nur  gegen  den  Staat  auf  Entschädigung 

klagen.  Von  tlcrn  Znsprneli  eines  stdchen  l»ep:chrens  kann  alicr  in  easn 
angesichts  seines  oben  konstatirten  strafbaren  Verhaltens  keine  Rede  sein. 

I.  Der  an?rc?eliii!di;;te  Wirth  kann  einer  Widerhandlung  gegen  die 
gesetzlichen  Vorschriften  nicht  schuldig  befunden  werden  ;  wenngleich  der 
Nachweis  dafttr,  dass  er  den  beanstandeteu  Cognac  von  Levy  gekauft 
liat,  nicht  stringent  genug  ist,  um  eine  Verurteilung  des  Letstern  darauf 
zu  basiren,  so  ist  doch  seiner  bezOglicben  Versicherung  zu  sdnen  Gvrniten 
Glauben  zu  schenken  tnid  die«  um  so  mehr,  als  sich  ftlr  die  AiuKilimc 
der  —  immerhin  möglichen  Herkunft  der  Waare  von  einem  antlern 
Lieferanten  in  den  Akten  kein  Auhaltspunkt  findet.  Nimmt  man  somit 
an,  er  habe  die  beanstandete  Waare  von  Levy  gekauft,  so  kann  in  der 

ZeiUchr.  f.  Schweizer  Strafreehi.  3.  Jftkrg.  10 
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Tbatsache,  dass  er  dieselbe  einfach  als  Cognac  ausgewirthet  hat,  eiit 
Btrafrechtliches  Venchnlden  nicht  erblickt  werden;  denn  dann  dnrfle  er 

den  Versicherungjen  des  Lieferanten  und  dem  Freie  der  Waaro  nach  — 
Fr.  2.  40  per  Liter  —  glaulxn,  M-irklirli  «riiten  Cofrnac  erhalten  zu  haben. 
Ob  dem  Wirth  eine  Entschädigung'  ;rfbiihre  —  eine  Fra^'c  übrigens,  die 
ebenso  wie  im  crstinstaDzlicheu  trtheil  und  zwar  unter  Zustimmung  zu 
den  Motiven  desselben  so  Temeinen  wäre  —  ist  beote  nicbt  mehr  in 
untersuchen,  da  derselbe  die  Appellation  gegen  das  I.  Urtheil  nicht  er- 
griffen hat.  Ans  ilciiisclbcn  Orunde  ist  auch  das  Eutschiidigunfj'sbegehrenj 
welches  Wirth  gegenüber  Levy  gestellt  hat  tiîfht  nielir  zu  prüfen;  in 
beiden  Punkten  ist  das  L  Urtheil  in  Rechtskratl  erwachsen. 

5.  Was  endlich  das  Entschädigungsbegehren  Geisers  gegenüber  Levy 
anbelangt,  so  kSnnte  dasselbe  naeh  den  hier  massgebenden  GrandsKisen 
nnseres  Obligationenrechts  nur  dann  begründet  erseheinen,  wenn  nach- 
gewiesen wäre,  dass  hei  dem  Cognacverkauf  andere  und  zwar  schlechtere 
Waare  geliefert  wurde,  als  vereinbart  war.  Dieser  Na<bvvfM>;  i^t  »lipr, 
wie  bereits  oben  bemerkt,  in  den  Akten  nicht  erbracht.  Dus  Entächädi- 
gnngsbegehren  Geisers  mitsste  demnach  abgewiesen  werden.  Indessen 
ist  es  mOgtich,  dass  Oeiser  in  einem  allflilligen  Zivilprosesse  mit  Hülfe 
der  ihm  in  diesem  Falle  zu  Gebote  stehenden  Beweismittel  mit  seinem 
Entschädigungsbegehren  durf  l^b  innren  wUrde,  es  erscheint  daher  als  an- 
gemessen, ihn  mit  demselben  auf  den  Zivilweg  zu  verweisen. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die  i'olizcikammer 

erkannt: 

L  Alfred  Levy  ist  von  der  Anklage  auf  Widerhandlung  gegen  die 
Vorschriften  des  Lebensmittelpolizeigesetzes  vom  2G.  Februar  1888,  sowie 
von  derjenigen  auf  Widerhandlung  gegen  die  Vorst  In  ilt  des  §  16,  letztes 
Alinea,  der  Verordnung  des  Regierungsrathes  bctretfeud  die  Untersuchung 
geistiger  Getränke  freigf sprachen  ohne  EntschKdigung.  Dagegen  ist 
derselbe  tchuldig  erklärt  der  Widerhandlung  gegenüber  der  Vorschrift 
von  §  17,  AI.  2,  der  zitirten  Verordnung  und  in  Anwendung  dieser  Ge* 
setzesstelle,  sowie  von  Art.  468  und  368  St.  V,  verurtheilt: 

1.  polizeilich  zu  einer  Oeldbussc  von  Fr.  .^O; 

2.  zur  Bezahlung  von  ^.4  der  Kosten  des  Staates,  welche  im  Gänsen 
bestimmt  sind: 

a.  die  erstinstanzUcben  anf  Fr.  64.80; 

6.  die  Rekurskosten  des  R.  A.  Aarwangen  anf  Fr.  4; 

e.  die  oberinstanslichen  auf  Fr.  18. 

II.  Samuel  Wirth  ist  von  Schuld  und  Strafe  freigesprochen. 

III.  J.  J.  Geiser  ist  mit  seinem  Entschädignngsbegebren  gegenOber 
Alfred  Levy  an  den  Zivilrichter  ^^ewiesen. 

IV.  AltV««!  Lew  ist  mit  seinem  EntschädigUDgsbegelireo  gegenüber 
J.  G.  Geiher  und  Samuel  Wirth  abgewiesen. 

V.  '  4  der  Kohtcu  des  Staates  sind  dem  Staate  auferlegt. 

Die  BcbtiuiUiung  des  I.  Urtheils,  wonach  Samuel  Wirth  mit  seinem 
Bntschädigungbbegehren  gegenüber  dem  Staat  und  gegenüber  Alfred  Levy 
abgewiesen  ist,  ist  in  Rechtskraft  erwachsen. 
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B.  £idg6iiôi»âische8  liuiuiesHtrafrecht* 
1.  Urlheil  vom  18.  April  1891,  in  Saehen  loliami  Oasser. 

Jagd  mrd  Wuiclsrhutz  :  OpUpti  Stra/'bediiKmunf/en  der  oom  Reijœ- 
noKisrathr  drs  Kantons  Jhru  crlas.^on'H  VoVziehunfff^'fmrdyinug 
zum  ßandrs'/rs'pt^  über  Jagd  und  Vogeisctmtz ,  wenn  die  heiref' 
Jenden  Normen  im  Bandesgesetz  nicht  ctilhaltcn  sind/ 

Urtheil  der  J^MMMnmcr.* 

Der  AngeBehaldigte  Johann  Ganser  ist  gestindig,  5  Distelfinken,  die 

er  nnjTPhlif^b  von  einem  gewissen  Korlicr  Klin^î-Ior  rrworlifii  liat,  weiter 
verkauft  zu  li.ilxMi.  Nnn  stellt  das  bnnüfcsgesetz  über  .lajçd  und  Vcifrcl- 
schutz  vom  17.  September  1875  iu  Art.  17  diese  Vögel  unter  den  8chutz 
dM  Bondes  und  verbietet  das  Fangen  ond  das  Feilbieten  deiselben  anf 
den  Märkten;  nocli  weiter  geht  die  kantonale  Vollziebongsverordnang  vom 
26.  Juli  1876,  indem  sie  in  Art.  2  da»  Feilbieten  der  genannten  VOgel 
anf  den  Märkten  oder  sonst  verbietet. 

Die  Ansicht  des  erstinstanzlichen  Richters,  die  weitergehende  Vor- 
schrift der  kantonalen  Vollzichongsverordnuiig  Verstösse  gegen  das  eid- 
genitssisfllie  Redit  nnd  sei  desshalb  ohne  verbindliehe  Kraft,  ist  nicht 
richtig  ;  vielmehr  ergibt  sieh  aus  Anlage  und  Zweck  des  erwHhnten 
Bundefi;;fïietzes  deiitlicli,  dass  dasselbe  nur  bestiinint*'  Mhiiinalnormen 
zum  Schutze  des  Jagdwilder^  und  eiiiiger  Vugelarten  aufstellt,  so  dass  es 
den  Kantoneti  vollständig  freisteht,  strengere  Bestimmungen  in  diesem 
Sinne  sn  treffen.  Von  diesem  Reehte  hat  der  Kanton  Bern  in  seiner 
Yollziehnngsverordnnng  durch  den  Ausdruck  ,y0der  sotist'^  Gebranch  ge- 
macht. Der  Angeschuldigte  ist  dcssliall»  wegen  Widerhandlung  gegen 
dne  verbindliche  Norm  des  kantoudli'u  IN/lites  zu  verurtheilen. 

Aus  diesen  Qriindcu  hat  die  roli/.oüvauimer 

erkannt  : 

Johann  Gasser  ist  si  liuldig  erklHrt  der  Widerhandlung  gegen  die 
kantonale  Vollziehungsverordnuug  vom  26.  Juli  1876  zum  Bundesgesetz 
Uber  Jagd  und  Vogelscliuta  vom  17.  September  1B75  und  in  Anwendung 
der  Art.  2,  AI.  2  und  3,  und  Art.  21  der  genannten  Vollsiehnngsverord- 
nnngy  sowie  Art.  468  und  368  St.-V.  venirtheilt: 

1.  zn  einer  Oeldbussp  von  Fr.  50  ; 

2.  2U  don  Kosten  des  Staates,  bestimmt .... 

2.  Urtheil  vom  9.  Dezember  1891,  in  Sachen  Jakob  Leuenberger. 

Darf  der  Eigenihümer  eines  Fischkastens  demselben  während  der 
Schonzeit  Foreüen  fUr  seinen  Tisch  entnehmmf 

l'rtheit  dei-  l'olizeikammet' : 

1.  Jakob  Leuenberger,  Wirth  in  C'ourtelary,  holte  am  9.  Oktober  l^ül 
aus  seinem  in  der  Scheusa  sich  betindeoden  Fischkasten  eine  Forelle. 
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Ob  er  liieseibe,  wie  er  behauptet,  seioem  kranken  Kinde  gegeben  oder 
Ottsten  Toi^iresetzt  hat,  kann  nach  den  Akten  nicht  festgestellt  werden. 

2.  Nach  Ârt.  i^,  Zitfer  1,  des  Bundeagesetzes  vom  21.  Dezember  ISëû 
betreffend  die  FiBcherei  dUrfen  Seeforell^,  FIum-  nnd  Bechforellen  vom 
1.  Oktober  bis  31.  Descmber  nicht  gefangen  werden,  und  Art.  IS,  Alinea  1, 

demselben  Gesetzes  bestimmt,  dass  während  der  in  Ârt.  0  festgesetzten 

i'rhonzciten  Foii'llcii,  LmtIisp  und  Aeschen  —  die  drei  ersten  Tage  aiis- 
geiiüüinieii  —  weder  veikaiitt  noch  gekauft,  weder  feilgeboten,  in  Wirth- 
fichaften  verabreicht,  noch  versandt  werden  dUrfen. 

Es  frUgt  sich,  ob  Leuenberger  gegen  diese  Vorschriften  Verstössen 
bat.  Daas  er  die  Forelle  in  einer  der  in  Art  13  cit.  bezeichneten  Arten 

verwendet  hat,  ist  nicht  erwieaen,  und  es  bleibt  daher  nur  zu  prüfen 

librip:,  ob  v'uw  Widt'rliaiidlmi.Lr  j^op^f^n  Art.  1!»  cit.  vcdlic^e.  Aach  dieae 
Frage  ist  zu  verneinen  und  zwar  ans  fol;;eiideu  Gründen: 

0.  Art.  9  verbietet  den  Fang  der  Forellen  wîîbreiid  der  Schonzeit  ; 
in  casu  handelt  es  sich  aber  ni(-}it  niu  einen  bischfang,  sondern 
um  die  Herausnahme  eines  bereits  gefangenen  Fisches  aus  einem 
Fischbehlttter. 

b.  Die  Annahme,  daaa  auch,  diea  Letatere  verboten  aei,  würde  nicht 

nnr  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  widersprechen,  sondern  auch  weit 
Uber  den  Zweck  desselben  binans-^eben;  dieser  Zweck  geht  nändieh 
lediglich  dahin,  die  ruliigr  Vermehrung  der  Forellen  während 
einer  bestimmten  Zeit  in  den  schweizerischen  Gewässern  tu  er- 
möglichen und  zu  befördern. 

c.  Jene  Annahme  würde  mit  einem  V'erbot  des  Konsums  der  im  Art.  9 
beseicbneten  Fiacharten  wShrend  der  Schonzeit  gleichbedeutend  aein; 
dass  dies  indessen  die  Absicht  des  Gesetzgebers  nicht  ist,  erffhi 
sich  argumento  e  eontrario  deutlich  aus  Art.  13,  Alinea  1,  der  nur 
den  Hmidi'l  mit  denselben  währfMid  der  Sehonzeit  verbietet  und 
damit  nur  verhindern  will,  dass  ein  Konsum  der  genannten  Fisch - 
arten  in  Qrôsserem  MasHtabe  stattfinden  könne. 

d.  Die  Bestimmung  des  Art.  13,  Alinea  1,  ist  offènbar  an  dem  Zwecke 
getrotfen,  am  eine  Umgehung  des  in  Art.  9  aufgestellten  Verbotes 

zu  verhindern;  wenn  ew  nun  der  Gesetzgeber  für  genügend  er- 
achtet, nach  die-ser  Ricbtnni:  bin  durch  das  Verbot  des  Ilnmiels 
mit  den  betrctienden  Fischarten  während  der  Schonzeit  zu  wirken, 
SO  ist  es  nicht  Sache  des  Richter«,  noch  weiter  zu  gehen,  und  kann 
daher  gegen  die  hierorts  vertretene  Ansicht  mit  dem  Bedenkenj  es 
werde  durch  eine  solche  Praxis  die  Umgehung  des  Fischereigeaetses 
erleichtert,  nicht  argamentirt  werden. 

Aiuf  diesen  Gründen  hat  die  Folizeikammer  erkannt: 

1.  Jakob  Leuenberger  ist  von  Schuld  und  Strafe  freigeaprochen,  ohne 
Entschädigung 

2.  Die  Kosten  der  Untersuchung  sind  dem  Staate  auferlegt. 
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S.  Urtbeil  vom  25.  Novemlier  1891,  in  Sachen  Fritz  Pulver  und  Mühafte. 

éfpricht  ein  kanionales  Gericht  eiihn  Anr/rschuldif/ten  von  der 
Ankliuje  auf  Widirliundlany  (jryeu  tun  Polirn-  oder  FisknUjmdz 
des  Bundes  J'fei,  so  hat  letzterer  die  FrozeHskonien  za  bezahlen. 

Durch  Urtheil  des  Polizeiriohtcrs  von  Bern  vom  4.  September  1801 
wurden  Fritz  Pulver  und  5  Mitlmfte  von  der  Anklage  auf  Widerhandlung 
gegen  das  Bundesgesetz  über  polizeiliche  Massregeln  gegen  Viehseuchen 
Tom  8.  Hornung  1872  und  gegen  die  dazu  dienende  Vollziehungsverord- 
Diuig  des  Bondeerathes  Tom  14.  Oktober  18^7  ohne  fintscbSdigong  frei- 
gesprochen; di<;  GtriclitsküBten  wurden  dein  Bunde  auferlegt.  Mit  Schreiben 
vom  30.  September  18U1  ersuchte  darauf  das  rcIiw  iz.  Landwirthschafts- 
dcpnrtt'inent  den  Regierungsrath  des  Kantons  Bern,  das  Richteramt  Bern 
darauf  aufmerksam  za  machen,  dass  es  nicht  angehe,  die  schweizerische 
Eidgemrasensebaft  in  die  Rosten  zn  verfililen.  Die  bemisehe  Staatsanwalt« 
schall  nahm  hieraus  Anlass,  gegen  das  T^tlicil  des  rolizeirichters  von 
Bern  vom  l.  September  18!)l  bezligüch  der  Frage  der  Kostenauflage  die 
Appellation  zu  erklären.  Die  PolizeikamuM  v  bestätigte  jedoeh  das  Crst- 
instHD/iiche  Urtheil  unter  Annahme  der  folgciulen 

Motive: 

„Es  ist  zu  prüfen,  ob  es  statthaft  sei,  im  Falle  der  Freisprechung 

der  Angeschuldigten  von  der  Anklage  auf  Widerhandlung  gegen  bundes- 
rechtlifhe  Vorschriften  betreffend  Viehseuchen  die  P.ei  irlitskosten  dem 
Bunde  aufzuerlegen.  Die  Frage  ist  zu  bejahen.  Das  Bundesgesetz  be- 
treffend das  Verfahren  bei  Uebertretuugen  lislcalischer  und  polizeilicher 
Bnndesgesetze  vom  30.  Jnni  1849,  welches  nach  seinem  Art.  1  fttr  alle 
Buiidesgesetze  der  genannten  Art  gilt,  bestimmt  im  VIL,  „Kosten^  be- 
titelten Abschnitt  (Art.  29^  ixnm.  allgemein  :  .,Di«''  Oorängnis^^kosten.  sowie 
die  GciichtskoMten,  welche  der  Uebertreter  nicht  he/.ahlen  kann  oder  zu 
welchen  er  nicht  verurtheilt  worden  ist,  werden  durch  den  Bund  getragen."* 
Diese  Yorsclirift  wird  in  Art.  20,  AI.  2,  des  Bandesgesetses  Uber  die 
Kosten  der  Bnndesrechtsptlege  vom  25.  Brachmonat  1880  wiederholt  und 
siuf  weitere  F.ilb',  in  welchen  T'obertretungen  vnn  Rnn(le>!2"esotzen  zur 
Beurtlieiliin^  an  die  kantonalen  (»crichte  gelangen,  au<*:e(|elmt.  Da  die, 
Buuüüsgesetze  Uber  polizeiliche  Mas^^regcln  gegen  Viehseuchen  vom  8.  llor- 
nnng  1872  und  19*  Henmonat  1873  zweifellos  polizeilicher  Natur  sind 
und  betreffs  der  Auflage  vorkommender  Gerichtskosten  keine  spezielle 
Bestinimimg  enthalten,  so  mtiss  diesbezüglich  die  erwähnte  allgemeine 
Vorschrift  der  Gesetze  von  1S40  und  1880  »gelten.  E-?  wäre  nnbedinprt 
zu  weitgehend,  mit  dem  schweizerischeu  Landwirlhschaftsdepartement  aus 
Art  2  des  sitirten  Bandesgesetzes  vom  8.  Homnng  1872,  wonach  die 
Ansfttbnmg  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Sache  der  Kantone  ist  und 
der  ßiindesrath  nar  deren  richti^a'  und  gleichmäf^sige  Vollziehung  llber- 
waclit,  herzuleiten,  dass  l»ei  Heurtheünnjr  von  Widerhandlungen  gegen 
dieses  Gesetz  die  Gerichtsko^ten,  sofern  sie  nicht  dem  Angeschuldigten 
auferlegt  werden  und  von  demselben  erhUltlicli  sind,  den  Kantonen  auf- 
fiillen;  in  den  zitirten  Gesetzen  vom  30.  Juni  1849  und  2ô.  Juni  1880 
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hat  der  Bund  betrefls  der  Kosten.ujfla^e  *^.t  proffi$so  f!lr  alle  fiskalischen 
und  polizeiliclipii  Hundesgesetze  Icj^ilerirt,  und  es  bedarf  daher,  wenn  die 
bezügliche  Norm  bei  einem  einzelnen  Buudesgeaetze  der  genannten  Art 
nieht  gelten  soHf  ehi^  ausdrüekUehen,  tpenellm,  modifitirenden  Vor- 
aehriß»  Ebenso  wenig  stehen  die  vom  sehweiMriseben  Landwirthsehafts* 
département  ferner  angerufenen  Art.  2  und  3  des  zitirten  Ge8etz(\«i  v(»m 
19.  Ileuraonat  tH72,  nach  weh'hen  Widerhandlungen  gegen  die  Vorschriften 
dieses  Gcsetües  und  desjenigen  vom  8.  Ifornung  1872  vom  Kichter  des 
Orts  der  Betretung  bestraft  werden,  der  hierorts  vertretenen  Ansicht  ent- 
gegen ;  dieselben  regeln  lediglich  den  Offiriehtsstand  und  haben  mit  der 
▼orwQrflgen  Frage  nichts  zu  thnn. 

„Gewichtiger  ist  das  Argument,  welches  das  schweizerische  Land« 
wirthschaftsdepnrteraent  aus  der  RestimraitTipr  dos  Art.  4  des  Ge.setzea 
vom  19.  Heumonat  1873,  dass  die  Bussen  den  Kantonen  zufallen,  schöpft. 
Da  Dämlich  Art.  20  des  Gesetzes  vom  25.  Juui  1880,  nachdem  er  in 
der  oben  erwShnten  Weise  die  Kostenautlage  bei  Benrtheilnng  von  Uelx»^ 
tretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze  geregelt  hat,  in 
Alinea  3  fortfährt  :  „Die  Bussen  fallen  in  die  Bundeskasse'',  so  liegt  es 
nahe,  anzunehmen,  daf?«  da,  wo  die  Kantone  die  Bussen  zu  ihren  eigenen 
Händen  einziehen  können,  dieselben  vorkommenden  Falles  auch  die  Kosten 
sa  tragen  haben.  Allein  eine  solche  Argamentation  nach  Analogie  des 
Pandektengnindsatses  „commodam  eins  esse  débet,  cutns  est  perieninm** 
wSre  vorliegenden  Falles  verfehlt.  Bussen  und  Gerichtskosten  stehen 
keines wejrs  in  einem  derartig:  enjren  innern  Zusammenhang,  dass  beide 
in  die8elbe  Ka»be  fallen  mlii>8ten,  und  es  entscheidet  sich  daher  die  Frage, 
wer  die  Gerichtskosteii  zu  tragen  habe,  sofern  eine  ausdrückliche  gesetz- 
liche Regelung  derselben  fehlt,  unabhängig  von  der  andern  Frage,  wem 
die  Bussen  zukommen,  nach  den  ^u'^'wôhnlichen  Kegeln  der  Interpretation* 
Nun  geht  offenbar,  wfin  d«  r  Bund  in  einzelnen  seiner  Gesetze  die  ver- 
fallenden Russen  den  K.intonen  zuweist,  der  Zweck  des  Gesetzgebers 
dahin,  den  Kantonen  die  Durchführung  dicHer  Bundesgesetze  zu  erleichtern 
und  sie  znr  strengen  Handhabung  derselben  anzuspornen.  Dieser  ratio 
legis  wUrde  es  direkt  widerstreiten,  wenn  der  Bund  in  demselben  Oe- 
.setze,  in  welchem  er  die  Bii^sm  den  Kantonen  UherUi^st,  den  letztern 
die  Gerichtskosten  aufbürden  würde.  Der  Umstand,  dass  nach  Art.  4 
des  Gesetzes  \om  Ii).  Ueumonat  1^73  die  Bussen  dem  Kanton  zufallen, 
spricht  deshalb  gerade  entschieden  für  die  hierorts  rar  Oeltnog  gebrachte 
Ansicht,  dass  die  durch  die  Beurtheilung  von  Widerhandinngen  gegen  die 
Vorschriften  der  eidgenössischen  Viehseuchenpolizei  veranlassten  Gerichta- 
kosten,  wenn  dieselben  nicht  vom  Angeschuldigten  bezahlt  werden,  vom 
Bunde  zu  tragen  sind.'' 
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Ultliâile  des  JUiflunalâôiicJils  des  iU&toiis  ÜBterwalden  oid  dem  Waid. 

MitthefliiBg  dea  Herrn  GerichtMchceiben  iiouis  Wjrach  in  Buoclis. 

Urthoil  vom  30.  September  1891. 

Schwere  KorperverMzung  mit  todilicheni  Ausgang. 

1.  Den  12.  März  1891,  Alx  iuls  zwisrlien  7  und  8  Tlir,  ist  Jakob 
Schallber^i^er  im  Diiilachen,  Ennetmooi^,  durcli  einen  Messerstich  verwundet 
worden  und  in  Folge  dieser  Verwundung  in  der  Nacht  vom  14.  März 
gestorben.  In  dem  Homente,  wo  diese  Yerletsnng:  sweifellos  beigebracht 
varde,  war  Niemand  bei  dem  Veranglttckten,  als  Florian  Matbis,  deaeeo 
Frau  und  •  Frau  Schallberger.  Da  keine  Anhaltspunkte  vorliegen,  daBB 
Jakob  Schallbcrgcr  sich  sellt^r  ^'pstoohen  hJItte,  so  muss  der  Stich  Yon 
einer  der  drei  anwesenden  l't  r^vtiien  fjelührt  worden  sein. 

2.  Gegen  die  Frau  Matlii»  waltete  nie  ein  diesbezüglicher  Verdacht, 
»od  der  Verunglückte  selbst,  der  nooh  bei  gutem  Verstände  verhört 
▼erden  konnte^  hatte  der  Fran  If  athis  nichts  vonsaluilten. 

3.  Ans  der  Straf^roaednr  resnltirt,  dass  Fran  Sehallbe^er  zuerst 

mit  Frau  Mathis  and  nachher,  als  Florian  Matbis  heimgekommen  war, 

attch  mit  diesem  einen  Wortwechsel  hatte. 

4.  Wie  Jakob  Schiillber^jer  zu  Hause  eintrat,  misolito  -iMcb  er  sich 
iu  den  Handel,  ob  auB  eigenem  Antriebe  oder  aus  Veranlassung  meiner 
Frau,  ist  nicht  aufgeklärt.  Es  entspann  sich  eine  Ranferei,  und  in  dieser 
hat  Jakob  Sehailberger  den  tSdtlieben  Stieh  erhalten. 

Uit  Bezug  auf  die  Frage,  wer  hat  denselben  geführt,  ob  Florian 
Mathis  oder  die  Frau  Schallbers'pr,  so  Heeren  diesfalls  ganz  diveririrende 
Angaben  der  interessirtpn  Angekhigten  vor;  es  fällt  gegen  den  Einen 
nud  gegen  den  Andern  Folgendes  in  Betracht: 

I.  Gegen  Florian  Mathis: 

a.  Die  Aussage  des  verunglückten  Jakob  ächallberger  angesichts 
des  Todes,  und  bei  gutem  Verstände,  laut  deren  er  den  Florian  Mathis 
als  den  ThKter  beieicbnet; 

b.  ist  denn  aneh  erstellt^  dass  swisohen  den  Beiden  ein  Kampf  statt- 
gefunden hat,  wodnrcb  die  Déposition  des  Vernnglttckten  an  Glaubens^ 
Würdigkeit  gewinnt. 

r.  Der  Beklagte  ist  denn  als  ein  jähzorniger,  streitstlchtiger  Mann 
betcannt  und  hat  durch  die  ausgf'>itoss<'TU'  Drohung,  es  müsse  jioch  etwas 
gehen,  bevor  er  aus  dem  Dlirlaehen  wegziehe,  sich  der  Thäterschafl  des 
geführten  Stiches  sehr  verdächtig  gemacht.  Gegen  Florian  Matbis  liegen 
gewiehtige  Indlden  vor,  die  ihn  fast  som  Erdrücken  belasten;  allein  er 
leugnete  durchweg  die  That,  hat  sich  in  seinen  Verhiu  en  keine  Wider* 
sprtirhe  zu  Schulden  kommen  lassen,  und  ist  denn  doch  bei  der  Vorlage 
der  Anzeigungen  die  Möglichkeit  der  Unschuld  nicht  ausgesc  h  lotsen. 
Jedenfalls  hat  sich  Mathis  aber  eines  Polizeivergehens,  der  Theilnahme 
an  einer  Banferd  mit  tSdtüchem  Ausgang;  schnldig  gemacht 
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II   Ctp^r^n  Frau  öchaliberger  : 

n.  Frau  *^«*hallberger  ist,  aus  den  Akten  •Mitnommeu^  suis  eine  «ank- 
sflchtige,  dem  1  ronke  ergebene  Person  bekaont,  die  an  dem  der  Ver- 
wnndani;  To^benden  Wortweebsel  sich  $m  wesentlich  hetheiligt  bat 
Sie  hat  lieh  daher  ihre  Verhaftnog  und  Cntersuchnag  lageK^geo. 

b.  In  derwlben  bat  sie  sich  widersprecb«  nd«-  Angaben  gemacht,  ohne 
dafiB  aber  writr-rs  ^p^m  sio  irgend  welcfip,  «ii»-  riiiiteixliaft  bezichtigende 
Indizien  zu  T  r/ •  ;:*  fi>r(l(  rt  wurden,  <i<Min  die  Angaben  der  mitbeklagUn 
Eheleute  Matlii>  küiineii  iiitlit        hcwiig^UIti"'  gelten. 

c.  Hingegen  hat  die  Schaliberger  durch  ihr  \  criiulteu  der  Rauferei 
Vorscfaub  geleistet  nnd  so  indirekt  den  Eintritt  des  ▼erhängnisaTollen 
Ereignisses  mit  yeranlasst. 

Das  Krtrtiumlyerirht  uni: 

1.  Florinn  Mathi8  und  Frnn  Christina  Schallberger  seien  des  ^»»^en 
hie  ein^çe klagten  Verbrechens  der  schweren  Körperverletzung  mit  tödt- 
liebem  Ausgang  freigej^prochen  ;  dagegen  habe  Bich  Mathis  der  Tbeii- 
nähme  an  einer  Ranferei  mit  tödtlidien  Folgen  für  einen  Theil  nnd 
die  Schallberger  der  Vorscbnbleistnng  an  derselben  schuldig  gemacht, 

2.  Florian  Mathia  sei  über  die  aiis^^^standene  Haftaeit  nodi  an  drei 

Monaten  Korrektionshaus  verurtheilt. 

3.  lu-t  Fr  au  Schallberger  wird  die  aasgestandene  Haft  als  Strafe  an> 

^'crccliuet. 

4.  Mathift  habe  seine  Hattkusten  und  diejenigen  für  seine  Frau,  zu- 
sammen Fr.  347.  64,  ferner  Fr.  150  Untersnchungskosten  und  Fr.  30 
Oerichtsgebtthr,  total  Fk*.  527. 64,  an  den  Staat  an  beguten. 

5.  Die  Schallberger  habe  an  ihre  Haflkosten  Fr.  200,  an  die  ünter- 
Huchun;rsk(>>ten  Fr.  110.40  Und  Fr.  20  Oerichtstaxe,  zusammen 

Fr.  '.V.V.K  \o.  7M  erlegen. 

Mitikzug  der  rrozesskosten  wird  ein  SolidarverhäUniss  ausgeschlossen. 

Urtheil  vom  2.  Dezember  1891. 

KiiuUmord  und  Vernachläasiyuny  de?'  Vater-  und  Gattenpflicht. 
A,  Frau  'A'ihxw^: 

1.  licii  :i.  Au^'iist  (1.  .1.  wiirdo  zwinchen  Stansstad  und  Hergiswvl  im 
See  die  Leiche  eines  zirka  2  Monate  aiten  Knäbleins  gefunden.  Die  V  er- 
mnthnng  des  Vorhandenseins  eines  Kindsmordes  sollte  sich  bald  bewahr- 
heiten. AU  des  Verbrechens  verdXchtig  wurde  auf  eine  gewisse  Frau 
Zibung-Kurinann  gefahndet  und  selbe  den  5.  Augnst  in  Kriens  aufgegriffen 
und  nnrli  Stans  anf  das  lîatlihatis  vfihracht. 

-.  (Jl<  i<-Ii  in  den  nstrn  Vcrliin-cn  le^'tc  die  Beklagte  ein  umfassendes 
Gcstäiulnij*»  ab.  ï>ie  gil)t  an:  8eit  dem  1.  Juni  löö«  sei  sie  verheiratiiet. 
Am  25.  Hai  d.  J.  habe  sie  im  Renssthaly  in  Lnzem,  ein  Knäblein  geboren, 
dasselbe  zirka  14  Tage  bei  sich  t»eba]ten  nnd  dann  einem  gewissen  Ester- 
mann  im  Reussthai  in  Pflege  gegeben.   Da  sie  aber  das  Koetgeld  tob 
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Fr.  4. 50  per  Woche  nicht  habe  bezahlen  können,  habo  sie  das  Kind 
wegnehmeD  müssen  und  sei  mit  demselben  Dach  Krienn  ^ezo^cn.  Am 
3.  Augast  sei  sie  zum  Armeupräsidenten  nach  Hergiâwyl  ge^^angen  und 
habe  das  Gesach  gestellt,  er  möchte  das  Rind  —  wenigstens  fUr  14 
Tage  —  in  die  Waisenanstalt  aufnehmen.  Dieser  habe  entgehet,  er 
dürfe  das  vorderliamî  iiidit  tliim.  lüpnuif  hahe  >\e  ihres  Mannes  Briulf-r 
aufgesucht,  aîicr  nicht  aiij^ctroiVeu,  und  sei  dann  tre^'cn  Stansstad  gegangen, 
habe  ihren  Knaben  auä  dem  Kissen  gehoben  und  lebend  in  den  See  ge- 
werfen.  Trotadem  sie  das  Kind  noch  habe  weinen  hören,  sei  sie  mit 
dem  leeren  Kissen  fort  wied«  r  nach  K riens  weitergegangen.  Den  Entschluss 
zu  dieser  schrecklichen  That  habe  sie,  als  sie  heim  Armenpriisidenten  in 
Hergiswyl  gewesen,  getasst.  i)ie  Schwere  des  ^'erl»r('(  liens  halie  sie  erkannt, 
aber  nicht  gewusst,  wo  mit  dem  Kinde  hin,  und  {^edaclit,  es  geiie  iiim  wohJ. 

Ihr  Mann  habe  sie  auch  zu  wenig  unterstützt.  Hei  der  Geburt  des 
Knaben  habe  er  ihr  FV.  10. 16  und  spXter  einmal  —  wihrend  3  Jahren  — 
Fr.  6  gegeben,  trotzdem  er  witefaentlich  Fr.  7 — 8  verdiene.    Im  letzten 

Juni  sei  er  immer  fort  ge^Ve8en,  ohne  zu  wissen,  wo  er  sich  aufhalte. 
Schon  als  sie  im  Ihaohmnnat  in  die  l{un;;ei  smatt  gekommen  und 

dann  gebeirathet  haben,  liube  sie  nicht  genilgend  zu  essen  gehabt,  wess- 
wegen  sie  sogar  Hemden  verkauft,  um  Brod  su  belcommen.  Im  Wint«r> 
monat  seien  sie  von  dort  fort  und  sie  habe  im  Moos,  in  Luaern,  eine 
Stelle  gefunden,  sei  dann  wegen  Diebstahls  zu  l  '  s  Monat  Zuchthans  vor- 
urtheilt  worden.  Nachher  sei  sie  nach  Adligenscli'vvl  gekommen  und 
nach  2  oder  3  Monaten  wegen  Diebstahls  entiassen  worden.  Im  Winter- 
monat habe  sie  sich  in  die  ätadt  Luzern  begeben  und  sei  —  als  sie 
kaum  S  Tage  im  Renssthal  sich  aufgehalten  —  abgefasst  und  neuerdings 
an  2  Monaten  Zuchthaus  (Arbeitshaus)  verurtheilt  worden.  Bis  Anfang  des 
Jahres  18în  habe  sie  in  iler  Waldibrlicke  und  in  Horhdorf  sich  aufgebalten 
und  dann  Knde  Mai  hei  einer  Familie  Brotschi  im  Keussthal  ^r^'horen. 

3.  Durch  dieses  (JestHndniss  im  Verein  mit  den  freircbenen  äussern 
Umständen  liegt  für  den  Uichter  der  Tliatbet^tund  der  vorsützliehen 
TOdCung,  des  Nordes,  gegeben,  der  von  ihm  nun  aber  mit  RUcksicht  der 
Motive  —  das  arme  Geschöpf  vor  Jammer  und  Kummer  zu  bewahren 
und  der  momentan  obgewalteten  GemUthserref^ting  dem  des  Kinds- 
mordes gleichgcstclit  wird,  immerhin  denn  aber  unter  der  Annahtne  des 
Vorhandenseins  erschwerender  Umstünde,  alt»  welche  angeführt  werden: 

a.  Die  nur  eingebildete,  in  Wirklichkeit  gar  nicht  bestehende  Nothlage; 

b.  die  Erkenntnis»  der  Schwere  des  Verbrechens  und  der  Mangel 
aller  Reue; 

G.  das  verbrecherische  Vorleben  der  Angeklagten. 

4.  In  der  Untersuchung  verdächtigt  der  uiitbeklagtc  Ehemann  seine 
Frau  'schon  einer  frühem  Schwangerschaft  mit  Beseitigung  der  Leibes- 
frucht. Diese  Dennnaiation  bildet  dermalen  keinen  G^enstand  richterlichen 

Spruches  : 

a*  Einmal  macht  Denunziant  iti  seinen  Verhören  sehr  widersprechende 
Angaben,  stellt  Behauptungen  auf  und  widerruft  selbe  spfiter 
wieder,  so  duss  dessen  Depositionen  keine  oder  wenigstens  imr 
geringe  Glaubwürdigkeit  verdienen. 
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b.  Der  I))ha1t  der  besagten  Denunziation  bildet  ein  .schweres  RrimiDal- 
vprbrcclien  ;  Denonziant  ist  Niemand  mdr^rSj  als  der  eigene  EhemanOi 
der  auf  keinen  Fall  als  rechtsgtiltiger  Zeuge  ^reiten  kann. 

Nach  §  73  des  St.  TÎ.  V.  ist  in  Kriminalstrafsaclien  zur  Beurtheiluug 
durch  Zeageiibeweis  die  übereiuatimmende  Aussage  von  zwei  rechtsgültigen 
Zeugen  oder  die  gerichtliche  Anasage  eines  rechtsgttltigen  Zeugen,  in 
VerbiBdni^  mt  Indiiien,  erforderiich.  Weder  das  Eioe  aoch  das  Andere 
dieser  Requisite  sind  Torliegend  vorhanden. 

ß.  Gegen  Josef  Zibnng: 

1.  Gegen  diesen  füllt  strafbar  in  Betracht,  dass  er  seine  Gatten«  und 
Vaterpflicht  nicht  in  einer  Weise  erftlllt  hat,  wie  Gesetz  und  Moral  es 

von  ihm  forderten.  V.r,  n!.s  V;»ter,  hatte  vorab  flir  den  Unterhalt  de« 
Kindes  zu  sorgen;  er  iiatte.  wenn  er  seine  Frau  als  eine  Person  kannte, 
wie  er  sie  selbst  denunzirte,  ihr  die  Sorge  für  das  Kleiue  abzunehmen 
nnd  so  einem  nnd  nun  dem  Angetretenen  Unglttcke  vorsubengen. 

2.  Beklagter  hat  sodann  durch  seine  widersprechenden  Angaben  sieh 
die  Haft  und  Kosten  selbst  angesogen. 

Das  KrimimUgerichi  er  kennt: 

A.  Marie  Zibung-Kurinann  : 

1.  Hube  sich  des  Kindsuiordes  unter  erschwerenden  UiustUndeu  schuldig 
gemacht. 

2.  8ie  sei  Tom  7.  Dezember  nSehsthin  an  su  20  Jahren  Zuchthaus 

verurtheilt  und  wührend  der  Dauer  der  Freiheitsstrafe  ihrer  btirger» 
liehen  Rechte  und  Ehren  beraubt,  beziehungsweise  eingestellt. 

3.  Habe  sie  die  l'ntersuehun '^>^k<v^tf>n  mit  Fr.  303. 40  und  eine  Gerichts* 
gebühr  von  fr.  40  zu  beguten. 

ß.  Josef  Zibung: 

1.  Habe  sich  der  Vernachlässigung  der  Vater-  und  Gattcnpflieht  und 
der  widersprechenden  Angaben  im  amtlichen  Verhöre  schuldig 
gemacht. 

2.  Die  ausgehaltene  üntersuchungshafl  wird  ihm  als  Strafe  angerechnet. 

3.  Habe  er  seine  Untersuchungäkoüteii  mit  Fr.  185.  4U  und  eine  Spruch- 
gebtthr  von  Fr.  15  su  beaablen. 
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Dr.  Eugen  v.  Jagemann,  Mifwiterialratk  in  KarUruhe.  DieVarbetigmigS' 
mittel  gegen  das  Verbrechen  einet  und  jetzt.  Vortrag  gehalten  auf 
dem  IV,  intemaMonaUn  PönOentiarhaHgreei  in  8t,  Petersburg, 
Juni  Î890.   Aus  den  Verhandlungen  des  internationalen 
fängnieskongress^  in  i8!(.  Petersburg,  I,  Band.  1891. 

V.  Jagemann  f  der  Voraifamide  der  III.  Sektion  de«  Peteraborger- 
kongressea,  welche  die  Massnalimen  zur  Vorbeugung  der  Verbrechen  be- 

rietli,  w.ir  vor  Allen  berufen,  an  jener  Rriminalistenversamrolung  Uber 
die  Vorbeu^riingsraittel  gegen  das  Verbrechen  /n  spieehpn.  Sein  Vortrag 
verdient  allgemeine  Beachtung,  v.  Jageroann  betont  zunächst  den  Unter- 
schied Ewiechen  PrSyention  and  Repreuion,  macht  aber  gleichzeitig  daranf 
aofmerkaam,  data  Jeder  Strafe  ein  vorbeugender  Werth  Innewohnt,  die 
Strafsat^nng  enthält  eine  Generalprärationy  die  Strafvollstreckung  eine 
Spez  f  nl  t>r?iyention . 

Das  einzige  Vorlieu^nin^ismittel  dn*^  Alterthunis  war  das  Exil,  das 
noch  heute  in  Form  der  Ausweisung  und  in  Form  der  Deportatiou  besteht. 

Das  Chrietentham  besweckte  nicht  sowohl  die  Oeseilsehaft  vor  dem 
Verbrecher  zu  sichern,  als  diesen  durch  rein  geistliche  Mittel  zum  (luten 
zu  führen.  Das  Mittelalter  fand  dio  Piitvcntion  ^o^roii  dni  kfall  in 
Buffso  nnd  Ivoih'  der  MissHhittfr,  in  Liebe  und  Ver/.eihung  der  Mit- 
meuHchen,  in  der  kirchlichen  Lof*»|)rechung  und  Leitung. 

I>er  Charakter  der  PrSventionsmittel  der  Nenzeit  besteht  wesentlich 
in  der  Erziehung  und  Erwerbsbefiihigung,  in  der  Hlnzielung  anf  die  Arbeit 
„Der  Schwerpunkt  der  individuellen  Prophylaxe  liegt  heutzutage  in  der 
VerschafFunjr  von  Untorknnft  und  Arbeit  an  den  Bestraften,  derjenige  der 
generellen  im  Ausschtuss  der  Misserziehung,  der  Laster  und  ihrer  Folgen 
von  Jugend  an.**  Auf  einzelne  präventive  Einrichtungen  geht  der  Vor* 
tragende  beispielsweise  näher  ein,  so  auf  das  Zwangseraiehungswesen, 
auf  die  Massnahmen  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht,  des  Bettels  und 
der  Laudïîtreicherei  und  ganz  besonders  auf  die  Verhlltung-  des  Kiickt'alls. 
Der  Staat  soll  es  sich  zum  Ziel  setznu  mit  der  Zut'iif^uiig  des  gesetzliehen 
StralUbelö  dem  Streben  nach  die  Ausrottung  der  iuiiern  Fehler  zu  ver- 
binden. Pädagogische  Momente  enthalten  namentlich  das  System  der 
bedingten  Entlassung,  die  unbestimmten  ^^trafurtheile,  femer  der  viel- 
umHtrittene  bedin^'te  Straferlass.  £ine  besondere  Bedeutung  kommt  der 
Schutzaufsieht  zu. 

Durch  die  höhere  Kultur  soll  dem  Verbrechen  der  Nährboden  ent- 
sogen  worden,  das  ist  das  Ziel  aller  Prävention  ;  als  Kultur  ist  aber 


Dlgltized  by  Google 


156 


Literatur-Aiizeigai. 


BÎebt  allein  W»8«i  und  Kl{iiii«ii  ibswmiIhhi,  vielmebr  Ist  die  bdehste 
Kaitor  In  Wahrheit  nur  da  Torhandeo,  wo  angleieh  damit  eioe  aufrichtige 
Pflege  und  BetbXtigung  der  Keligion  und  Sittliehkeit  einfaergeht. 

Dr.  Hermann  Huber.  Fürsprecher.  Zum  Beyriff  der  Pressfreiheit  nach 
schneizerischem  Rechte.    Bern,  K.  J.  Wytis^  18!)  1. 

Huljor  stellt  sich  die  Aufj^ahe,  initrrsiiHiPn.  oh  die  Pressfreiheit, 
die  in  der  schweizerischen  Buiidesvcilaasun^  f^ewUhrleiritet  ist,  lediglich 
ein  Verhut  der  Zensur  und  der  ibr  tfbnlichen  licschrUukungen  der  Presse 
sei  oder  als  thressreeht  aaeh  das  Recht  der  freien  MeinangaSusseniog  in 

sieh  schliesse.    Er  nimmt  das  Irt/tcic  an  und  stUtzt  sicli  dabei  nament- 
lich auf  die  Entstehungsgeschichte  des  Vorfn>;;-^nnjr?artrk('ls.  Dif^  in^rhifh* 
liehe  l  uiersnchnng  hätte  .aber  schon  Ihm  der  H(  1\(  tik  ciiisftzen  »lUiien, 
proklamirt  doch  die  V  erfassung  vom  12.  April  17Ub  zum  ersteu  Mal  die 
Pressfreiheit. 

Beachtung  verdient  die  Kritik  der  bundesgericbtlichen  Rechtsprechung, 
welclu"  nnr  offenbar  Iterf«  litiu'tf'  Meimin^rsiîusserunprcn  schützt.  In  dfr 
That  gi  lit  das  Iiiiiid(  s;;ericht  entweder  zu  weit  oder  zu  wenig  weit.  Ent- 
weder ist  in  Jedem  Falle  zu  untersucheu,  ob  die  Acuöseruug  eine  bc- 
reebtigte  war,  oder  es  ist  nur  an  untersuchen,  ob  die  freie  Aeussemng  einer 
Meinung  in  unstatthafter  Weise  eingescliränkt  worden  ist. 

Zur  liösung  der  Frage  trUgt  die  anregend  und  frisch  geschriebene 
Scliiift  weniger  bei,  als  erwartft  werden  dürfte,  da  der  Verfasser  öfters 
an  die  Stelle  strenger  wissen^i  liattlichcr  Erörterung  ein  Plaidoyer  setxt^ 
das  mehr  beredt  als  Überzeugend  ist  St. 

Dr.  Franz  v.  Holtzendorff  und  Dr.  Eugen  v.  Jagemann.  Handbuch  des 
Gefängnimveseua  in  Einzelbeitrügen,  Zwei  Bände.  1888.  Harn- 
hmg,  J.  i\  Richter. 

Wenn  mehrere  Jahre  nach  Erscheinen  eines  Werkes  noch  eine  literarische 
AnzeiiT«'  desselben  gclt.itt  u  ist,  stv  liri^t  darin  schon  eine  Anerkennung  des 
hohen  Weithen  der  VerolTt  iitiichung.  Denn  niehts  veraltet  ja  so  rasch 
wie  ein  Buch.  Das  gross  angelegte  Werk  von  v.  Holtzeudorft'  und 
V.  Jagemann  verdanict  seine  Entstehung  der  Anregung  des  Herrn  Hini- 
steriatratli  Dr.  Eu^«  n  i  .  Jaqeniann  in  Karlsruhe,  welcher  den  Kriminalisten 
diireli  seine  litn arischen  Arbeiten  wie  durdi  s«  ine  praktische  Erfahrung 
a'tf  dem  (iebictc  des  (Jefîîncrnisswesens  gleich  vortheilhaft  bekannt  ist. 
ISRinand  war  aber  zur  Vi-i  wirklicbung  eines  so  weit«chichtigen  Tuter- 
nebmens,  wie  es  v.  Jageniann  plante,  berufener  als  v.  HoUtendorff^  dem 
es  gelang,  die  liervorragondsten  FachmMnner  als  Bearbeiter  einaelner 
Tbeile  des  Werkes  zu  gewinnen. 

Der  erste,  511  Seiten  starke  Band,  dem  je  eine  synoptische  Tafel 
Uber  die  oitizielle  Kriminalstatistik  von  Deutschlaud,  Oesterreich,  Frank- 
reich und  Italien  und  Uber  die  Gefkngniiaetatistik  in  FVankrdeh,  Itatien 
und  Oesterreich  und  Überdies  Pläne  beigegeben  sind,  hat  folgenden  Inhalt: 

1.  Bnch.  Wisnenschaflliche  Grundtagen  der  Gefängnisskunde.  — 
Abschnitt  1.  Wesen,  Verhältidssbestimmungcn  und  allgemeine  Literatur 
der  Gefängnisskunde  ron  v.  Holtzendorff.  —  Abschnitt  2.  Die  KriminaL* 
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psychologie  in  ihicr  Btziehun?r  zuin  (îi'niiif,'nissw«'S(>n  von  Prof.  Kini  in 
Froibiir^.  -  AUselinitt  3.  Die  KrimiDal&tatistik  als  £rkeiiDtDiâ8C|uelle  von 
F.  Misehler  in  Wien. 

9.  Bach.  GuehieMe  und  Siand  der  G^àngnittreform.  —  Ab- 
Bcbnitt  1.  Die  Oeflunmtentwicklung  dm  GeAni^iiswesen«  und  der  Haft- 
sygteraf  von  der  Mitte  des  XVI.  JahrhundertH  bÎR  zur  (»egenwart  Ton 
Prof.  Walilherg  in  Wien.  Ahgclinitt  2.  Das  deutsehe  Gefängnis^wogen 
seit  183(»  von  v.  Jageinann.  —  Âbschnitt  3.  Da»  ausaerdeutsehe  Ge- 
fUngnissweseu  in  Europa  t^eit  1830  von  v.  Jagcmanu.  —  Âbgchuitt  4. 
Das  aQsserearopXîfiehe  GefïngnisBweBen  seit  1830  von  Jagemann. 

3.  Bach.    Die  reditUchen  Printipien  des  Strafvolhtugee  von 

V.  Holtzi  ii<!f)rff. 

4.  lUivM.  Die  Gefängnissbaukunst  von  Direktor  Krolino  in  Berlin. 
In  dem  au88erd»Mit8clion  Oofünf^nisswcsf'n  in  Europa  seit  lö3(>  wird 

der  Schweiz  ein  beaondtnes  Kapitel  gewidmet  auf  8.  2U6 — 223,  das  eine 
vortreMiehe  Darstellung  unseres  Strafgesetxzaatandes  und  insbesondere 
eine  von  hoher  Sachkenntnisa  sengende  Uebersieht  der  Btrafanstalten, 
nebst  einer  Charakteristik  des  Straf volIsQgeS)  entbXIt.  Zum  Srhlns^^  werden 
einzelne  Einrirhtunprpn  des  Strafvollzuges  und  prUventi^r  Hinrichtungen 
hesprocbeu.  Zu  weit  ^eht  wohl  v.  Jageinann,  wenn  er  »las  gemischte 
Progresßivsy stein  als  „natituuUeti  Haftsystem"  bezeichnet,  denn  die  jüngste 
Untersachung  Httrbin's  ergab,  dast  die  meisten  Anstalten  ttberbaapt 
kein  System  befolgen.  Die  Würdigung  der  schweizerischen  Zustünde  ist 
eine  nnpromoin  wohlwollende  nnd  nachsichfi^'C ,  um  so  nachdrlleklicher 
verdient  die  Kritik  v.  Jageroanns  hervorgeh(»ben  zu  werdf^n.  .Ia;:einann 
erklärt  den  Betrieb  des  Strafvollzuges,  wie  er  iu  Folge  der  kantonalen 
Zersplitterung  besteht,  als  mangelhaft  und  theaer.  Wann  wird  endlich 
die  Erkenntniss  dieser  einfachen  Wahrheit  aucli  in  der  Schweis  durch- 
dringen?  Es  gereicht  unsern  Staatsmännern  und  Volkswirtbcn  nicht  zur 
£bre,  dass  >?ie  die  Gefängnissfrage  mei-^t  ganz  Ubersehen. 

Was  iiir  Summen  fUr  die  Gefangenen  jährlich  ausgegeben  werden 
and  wie  wenig  doch  mit  dem  Strafvollsag  erreicht  wird,  ist  allerdings 
noch  nicht  genügend  dargelegt  worden.  Sicher  aber  ist,  dass  ein  zweck« 
mässiger  Strafvollzug  nicht  nur  viel  wirksamer,  sondern  auch  weniger 
theaer  wire. 

Der  zweite  Band  von  532  Seiten  umfasst: 

5.  Rneh.  Organismus  der  Gefängnifisverwallung  von  v.  Jagemann. 
0.  IJueh.  Gef(hiqvh^^dif^ti}>rni  ujul  Indh'{(hialisiru7jg.  —  Abschnitt  1. 

Aut'nnlnne  der  Gefanj;eneu  und  f^eli  niflliinti  withrend  der  Gefan^ensrhaft 
von  Geheimrath  Eckert.  —  Ab.>' limii  2.  l'^utlassung  und  Htaalliehe  Ein- 
wirkung auf  Entlassene  von  v.  Jagemann  in  Karlsrahe* 

7.  Buch.  Seehorge  und  Bildungswesen  von  Pfarrer  Krauss  und 
Oefttngnissdirektor  Streng. 

8.  Buch.  Gefäll guisshygieine  und  KmnknipPt^qe»  —  Abschnitt  1. 
Die  Ernührun;:  der  Gefangenen  von  Pn^f.  Voit  in  MUnehen.  —  Abschnitt  2. 
Sonstige  Gefdngnissbygieine  und  die  KrankenpHege  vou  Prof.  Kirn  in 
Freiburg. 

0,  Bach.    Gefängnissarbeit  von  v,  Jagciuann. 
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10.  Burli.  SprciafnnstnJten.  —  A)>8ohnitt  1.  l^oli/.filichc  Vorwah- 
rnnfTsanstalteti  und  Arltcitsliäaser  von  Direktor  Siclmit.  —  Abschnitt  2. 
Die  Zwangserziehung  und  die  Bestrafung  Jugendlicher  von  Dr.  Föhring 
ia  Hamburg.  ^  AbMhnitt  3.  KrimîiMilaiislElteii  und  Invalidengefiliigntsse 
▼on  Strafamtaltsant  RibsteiD  in  Brachsal. 

11.  Buch.  Unterstützung  dt's  Staates  dweh  die  Gesellschaft .  — 
Absf'hnitt  1.  Allgemeines  und  Srhuf:5WP<!on  von  Oeli.  Finanzrntli  Fuohs 
in  Karlsruhe.  —  Abxlinitt  2.  Sonstig«'  l'rophylaxe  v««ii  I Marrer  Kiaus>*. 

12.  Buch.  WtrlAicbe  Er<iebnisse  der  Staats-  und  Geaellsehnfts- 
ihätigkeit.  —  Abschnitt  1.  Finanzielle  Ergebnisse  von  Direktor  Krolitie 
in  Berlin.  Abschnitt  9.  MorbiditJtt  und  MortalitMt  in  den  Gefitngniftaen 
von  Dr.  BMr  in  Berlin.  Abschnitt  3.  Hauptergebnisse  in  moralincher 
Hinsicht  von  Dr.  Misclili  r  in  Wien.  —  Abschnitt  4.  Insbesondere  die 
Rttckfälli^kf>it  von  Direktor  biehart  in  Ludwigsburg. 

.Auf  (las  Einzelne  einzugehen,  ist  nidif  möglich.  Es  wird  hier  nur 
bezweckt,  auf  eine  der  bedeutendsten  knuiinaiistischen  Erscheinungen  der 
letsten  Jahre  anfmerksam  an  machen,  nachdem  die  nXher  gerückte  Ver- 
einheitlichung des  Straftrechts  in  der  Schweiz  das  Interesse  fttr  das  Straf- 
und  c;*  nsngnieswesen  geweckt  nnd  neu  belebt  bat. 

Dabf'i  maj»  die  Hplegenheit  wahrtrcnotnmcn  werden,  zwei  Versrhen 
berichtigt  II.  Alois  v.  Orelli  war  iiirlit  der  Hedaktor  des  Zürcher 
Strafgesetzbuches,  »ondcrn  des  Gesetzes  Uber  den  Strafvollzug.  Das 
Zürcher  Strafgesetsbaeh  Ist  von  Bern  entworfen.  1^  S.  310.  Es  gibt 
kein  Bundesgesetz  vom  15.  Novemb»  r  1S>^1,  welche»  die  Errichtung 
kantonaler  ArlMMtsliidispr  regelt;  gemeint  ist  wohl  das  bernhdte  ntsptz 
betretfend  Erriditung  kantonaler  Arbeitsanstalten,  vom  11.  Mai  1884. 
Ucberdies  sind  in  der  Gesetzgebuug  des  Bundes  und  der  Kantone  nicht 
nnerhehlicbe  Veränderungen  eingetreten.  Allein  auch  heute  noch  darf 
das  Handbueh  des  GeHtngnisswesens  als  ein  zuverlXssiger  Rathgeber  In 
allen  Fragen  des  Oefttngnisswesens  gelten.  SU 

Dr.  jur.  Oskar  v.  Waidkirch.  Dk  Staalsaaßtcid  aber  die  privaten  Ver- 
sicherunysuHternehmungen  in  der  Schnei z  nach  dem  ßundesy ersetze 
vom        Juni  1885.    Zärich,  Oretl  Fmsli  <{:  Cie.,  18i)'J. 

v.  Waldkiicli  behandelt  die  Staatsaufsiclit  lilx  r  ilic  privaten  Ver- 
sicherungaunteniehmungen,  welche  der  Bund  ausübt,  in  neun  Kapiteln. 
Die  Einleitung  gibt  eine  rechtsTergleichende  Uebersicht  Uber  den  Stand 
der  Gesetzgebung  der  wichtigsten  Länder.  Sodann  werden  erörtert  Zweck 
und  Mittel  der  Staatsaufsicht,  ihr  Geltun^^sbereich,  die  Konzession,  die 
Beaufsichtigung  des?  nf'?f  li;(ltslM'tri('b«*s ,  das  Krlîisfhen  der  Konzession, 
die  strafrechtlichen  »iiid  «trafproeessualen  Bestimmungen,  ferner  die  zivil- 
prozessualen und  zivilrechtlichen,  endlich  die  den  Kantonen  Terbleibenden 
Befugnisse. 

Die  strafrechtlichen  und  strafprozessnnlen  Br^stimmnngen  werden 
S.  96  — 112  ziemlich  »  inirr  ln  nd  besproehen.  Dabei  berührt  der  Verfasser 
die  wichtige  Frage,  ob  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Bundesslraf- 
geselzcs  auch  auf  Buudcsstraf-Nebengesetze  Anweudung  linden  oder  ob 
etwa  Lücken  nach  kantonalem  Rechte  ausanfltllen  sind.   Er  entscheidet 
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RÎch  mit  Meili  mul  v.  Orelli  fUr  die  ersränzende  Anwendunp  do8  knnto- 
nalêii  Rechtes^  tueiut^H  Erachtene  jedoch  iiielit  mit  Keclit.  Dm  GenetK 
Uber  Bandesstrafrecht  mit  seinem  allgemeinen  und  besondern  Theil  unter- 
icheidet  Bich  tod  andern  StrafgeaetobUehem  nur  dadureb,  das«  die  ge- 
meilietl  Delikte  ilim  Moinulie  .-iiisiiahmsloB  nicht  imtei-stollt  sind  :  es  ist 
daher  das  liundofstrafrcolit  üllcidinjrs  niclit  oîn  volihtiindi^a's  Straf;;t\s(!tz- 
buch,  es  ist  und  Idriht  altfr  doch  ein  Stiai"^rs<'t/l>U('h.  Dcninach  sind 
die  allgemeiueu  lieatimmuugon  dieses  (Jesetzbuclie^s  auf  Uuiide»atruf6acUeu 
insowdt  anwendbar,  als  in  dem  Nebengesetx  nicht  eine  besondere  Bestim- 
aning  auff^cstellt  ist.  Da  das  Biin(i<  ><^e8etz  Uber  die  privatt  n  Versieht;- 
riinj;cn  keine  Be.^timnmny  iilier  Vnjuhi  iin;;  enlhiilt,  sm  lindet  daher  Art.  'M 
des  HmidesstrafreehtH  erj;;Ln/,eiidf  Anwciidiui;«'.  I>ie  Stral  kl:i;^e  vorjiilirt 
deuigeuiää«  iu  drei  Jahrou.  v.  Waldkirch  hält  dagegen  dit;  katitonalcn 
Vorschriften  fUr  zutreffend. 

Die  Kontrorerse  bildete  jtingst  den  (le^'ciiHiand  eines  Vortrages  im 
berniscliej)  Jnrlstonvereîji  und  es  fnuden  In  ide  MrinuD^'rri  Vritretrr.  Von 
dritter  Seite  wurde  die  Anwcndun;,'  dfs  (•id:.'rniis>is<'h"'n  uml  des  k.intn- 
lUàleu  ßecbteö  abgelehnt  und  der  itiehter  aul'  Ireie.s  rielderliches  Erines.seu 
▼erwiesen.   Eine  nSbere  Untersnchung  der  wichtigen  Frage  ist  geboten» 

Die  reichhaltige  y  gut  ausgestattete  Schrift  ist  Itlar  und  anregend 
geschrieben. 


Strafrechtszeitung.  —  Nouvelles  pénales. 


Siru/(oll2H(/. 

Die  Strafanstalt  Leuzhnr>f.  Die  Strafanstalt  Lenzburg  zählte  im  Jahre  1891 
zu  Anfang  l-iö,  »lu  Ende  lkj<'<  mid  im  (lanzen  353  Gefangene  :  311  männliche  uud 
42  weibliche;  137  kriminelle,  17r>  korrektiooelle,  2Ü  Zwaugsarbeitcr  und  9  Uutcr- 
sucbungsgefangene.  Im  Gsosen  sind  ausjfetretm  187,  davon  im  Aargau  venirtbeilte 
178,  und  swar  :  20  (11,23  */•)  mfolge  definitirer  Begnadigung,  10  (5,61  V«)  infolge 
proTlsorischer  FreUsssung,  1  (0,56  V«)  infolge  Tod  und  147  (82,00  7»)  infolge 
Straf-Ende. 

Euujtlrcten  »lud  157.  Davim  waren  108  (<»8,77 ''/o)  Aargauer,  32  (iäü,lü 
Scliweizer  aus  andern  Kantonen  uud  17  (1U,83  7o)  AusUinder  ;  23  (U,t>5  zählten 
unter  21  Jahren,  66  (35,67  7o)  21—30,  38  (24  «/o)  31—40,  81  (20  7o)  41—50, 
e  (4  »  51—60  und  S  (2  7«)  aber  60  Jahn.  87  (66  7«)  Ebigetretene  waren  ledig, 
66  (36  %)  verehelicht,  10  («Î  7o)  verwittwet  und  4  (3  Vo)  geschieden  ;  91  (58  »/o) 
reformirt,  62  ("!)  «  V)  römisch-katholisch  uud  4  (3  »/o)  christkatholisch  ;  1  (Ü,f)3 
Italiener)  hatte  keiue,  71  (17%^  nur  geringe,  73  (46,50  7o)  ziemlich  gute  und 
9  (6  7«)  gute  Schulbildung;  43  (27  7o)  eine  ungenttgende  und  lU  (73  7«)  ^^^e 
gute  Erziehung  ;  64  (41  7o)  vorher  einen  schlechten,  43  (27  7o)  einen  getrftbten 
und  60  (32  7«)  einen  guten  Leumund;  12  (87«)  besitEcn  Vermflgen,  34  (227«) 
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hubeil  solches  zu  hoffpii  und  III  (7<i'^o)  sind  orm.  llamlwerkpr  sind  darunter 
70  (45%),  LandarlM'it<  r  1h  (:^i  "  ,,).  Fabrikarbeiter  la  (ö  "/o),  Dieustboten  Iii  (öV»)» 
üeruflosc  7  (4  "/o),  lieaiute  uud  AogeatellU»  4  (3«/o)  und  Ge«chàftaleute  2  (l  V«)- 
Etnnia]  bettraft  aiod  98  (62  %),  rftckfUlig  59  (38  Vt).  Der  Yergehungeo  gfgoi 
OeBondheit  and  Leben  sind  ei  13  (8,36  */•),  gegen  die  Sittlichkeit  24  (15,25  V«)* 
gegen  die  Sicherheit  9  (6  "  o),  gegen  Treue  tind  Glauben  G  (8  */•)»  0^1^  ^  Kgen. 
thum  73  (4Ü,50  7o)  und  r.di/.rivci  drohen  Pi'A  (21  "/i). 

IMe  niedri^r'iti-  Sttaldauer  der  im  .lalm-  1S!M  eiugetretenen  Stral;rpffin«»enen 
betrug  I  Monat,  die  höchste  Strafe  12  Jahre  (Mordversuch  und  Diebstahl;.  I>ie 
Disslplin  der  Strftfiinge  war  im  Allgemeinen  gut  Von  S68  Indifldaen  mnwten 
im  Gensen  31  verwanit  mid  67  gebOset  werden,  eJso  nur  257«' 

Die  Gesaumtzahl  der  VcipH»  u'uii-^stage  stieg  auf  61,763,  der  tägliche  Durch- 
>»rhniH  aisM  auf  1G9,2.  An  jf-iicr  Zahl  der  Verpfl<  i;iinirsta'jrf  waren  lictlioili^'t  :  dif 
niännlirlien  (icfangeneu  mit  ri4,ns2  und  die  weiblichen  mit  10fi\  Taircn  :  dir  Kri- 
uiiuellen  zahlten  34,113,  die  Korroiitionellen  18,177,  die  Zwangsarbeiter  Ô44U,  die 
Pensionäre  8S88  und  die  Untcrsuchnngsgetangenen  645  Ta-^t .  H. 

ik^iut^te  FrellttHSuniif.  in  den  10  Jahren  von  IhJ^l  — 1890  wurden  im  Kanton 
Aargau  128  btiatgtiaugeuc  nach  Verbfissung  von  wenigsteuii  zwei  Drittheilen  ihrer 
StrafiEcit  bedingt  freigetesse».  Davon  waren  110  krhninell,  3  korrektionell  und 
15  SU  Zwangaarbrit  ▼erurtheilt.  1 14  gdiörtcn  dem  Kanton  Aa^u  nud  14  andern 

Kantonen  an.   117  waren  Manner  und  11  Weilter:  5  zahlten  1(5    20,  31  21 — 30. 

:n  40,  32  n  r,o,  is  51— CO  und  7  nit'lir  al-^  r,(»  L.  b-  nsjahre.  Refonnirt 
waren  02.  katholisch  tili  ;  iedig  47,  verehelicht  (i.'>,  verwiuwet  11  und  geschieden  •'»: 
Laudurbeitcr  34,  FabriJurbeiter  13,  Handwerker  55,  Dienstboten  4,  Beamte  und 
Angestellte  10,  (ieechitfkslettte  9  und  ßerufsioee  3.  Gegen  Gesundheit  und  Leben 
hatten  sich  verfehlt  17,  gegen  die  Sitüichlteit  12,  gegen  die  Sicherheit  34,  gq^en 
Treue  und  ülanben  4,  gegeu  dati  fiigenihum  46,  gegen  die  M&seiglteit  und  Eltecn- 
ptiicht  H>. 

Von  den  12i^  bedingt  i- n-igelasseueu  blitrben  auf  freiem  Kussc  and  gaben  zu 
keinen  Klagen  Veranlassung  llö  oder  wohl  92<*,o;  10  oder  8  %  trugen  durch  ihr 
Verhalten  dazu  bei,  daaa  der  Reperangsrath  ihre  Wiedereinbringung  zur  VerbOsenng 
des  Strafrcotea  verfügte. 

I  nter  den  H»  Wiedereingebrachteu  (9  Männer  und  1  Weib)  waren  :  1  Wirtb 
und  Hfitidlrr.  f,  Handwerker,  2  Fabrikarbeiter  niul  1  I-aiidarbeiter.  Sie  standen 
nn  Altt  r  v..n  23.  24,  30,  ;41,  32  (2),  33  (2),  43  und  57  Jahren.  8  waren  refor- 
miricr  uud  2  katholiücber  Koufenaion  ;  5  verehelicht,  4  ledig  uud  1  geschieden. 

Jugendliche  Verbrecher. 

Straferxiehunjjr^auiitnll  Aârbvrg.  Die  Staatsrathe  von  Genf  und  Keaeoburg 
haben  mit  der  aargauiacben  Regtemng  einen  Vertrag  auf  4  Jahre  abgeschloAsen, 
wonach  jedem  der  Iteidea  Kantone  in  der  im  Jahre  1893  in  den  Rftnmen  des 

Si  hldsses  und  der  l'estung  Aarhtirîï  /u  errtffnenden  Straferziehungsanstalt  je  15 
Platze  fni  jii.;nFi(lliche  Verbrecher  imd  Taugeniclifsc  mänulirhcn  (iesehlechtes  im 
Alter  von  1»  (^eventuell  11  und  12)  bi»  18  (eventuell  bis  2(»)  Jahreu  eingeräumt 
werden.  Die  Entachidiguug  betragt  fhr  den  Tag  uud  Kopf  Fr.  1.  25.  DafUr 
erhalten  die  Üetinirten  Nahrung,  Kleidung,  Pflege  in  Krankheit,  Schnlmitenricht, 
religiöse  Unterweisung,  Be«cbftftlgQng  bei  einem  Handwerk  und  im  Frdea  (Land- 
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wirthsirhaft).  Auf  Pioi*  gtit«  Erziebunjj  soll  dub»'!  das  Hauptgewicht  gelegt  werdoii. 
Den  Kantooen  (ieul  und  Xenonimru'  wird  ihn»  litapekiiuu&recht  einirprätimt.  Dus 
leiieude  Persoual  der  AuMuli  aoW  au^  eineui  Direktor,  2  Lelirero  (^zugleich  Ver* 
valtoii^igehQlfea)  und  den  nftthigen  Angcatellteii  (WcrkmelstMii  und  Aolaelieni) 
besteben,  tir  welche  in  den  bestebenden  Rftnmlicfakeicen  «och  Wohnungen  ein- 
gerichtet werdoi.  U. 

KrimnalstaiiaHk, 

CMagBlmtettoUk  der  Sehweis.  Der  IMtdttor  des  eidgeaJeeigchen  elatl- 
ettacken  BUrenn  in  Bern,  Herr  Dr.  Onillanme,  legte  dem  Vereine  Dir  Sinf-  nnd 

GeHingiiUsweeeD  im  letzten  Jahre  zu  ßaeel  xwci  Formulare  von  Zahlkarteu  fOr 
Erstelliin«.'  »^iner  iillseitigfii  und  zuverlässig?»*!!  Hrhwpiz»'nsch»'ii  Gefaii'iiiissstatistiJt 
vor.  l>ie  eiat;  dioer  Karlen  (rotii)  ln  /iebt  ^.ii  h  auf  deu  JJmtntt  uud  gibt  Aul- 
ädxlusa  Uber  den  Manien  deb  Verurtbt  ilteii,  das  Geburtsdatuui,  den  ZiviUtaud,  die 
Heiniaty  den  Gelnirtsort,  den  Wolutoit,  die  Konfession,  die  üuttenprache,  den 
Beruf  nnd  die  Enrerbsthfttigkeit,  das  Vergehen,  das  Datum  des  StrsftirtheÜs,  die 
Freiheitsstrafe,  die  Zahl  der  Verurth«MluDgeu  uud  die  Yorstrafeu,  zugleich  aber 
auch  über  die  häusliche  Er/it  luiu';,  die  Scbull.iUliui^:,  d<>ri  Gesundbidtszustaud,  die 
Vennugeusverliiltoisse  uud  die  vermutblicben  Untacbeu  des  Verbrechen»  oder 
Vergeheus. 

Die  andere  Karte  (weiss)  bezieht  sich  auf  den  AuÊtriH  nnd  macht  Angaben 
Aber  den  Namen  des  Austretenden,  seine  Besehiftigung  in  dsr  Stra&nstalt,  den 

erlernten  ücruf,  den  Fleiss  liei  der  Arbeit,  die  Geschicklichkeit,  den  Betrag  des 
P(•k^liuIIl^,  ih  n  FIcibs  und  Fortschritt  in  drr  Sihulc  der  Anstatt,  abor  -ioin  Be- 
tragen wahrend  der  Gefangenschaft,  die  Detentionski ui^sr,  «eine  Churaktcrfigeu- 
scbalteu,  seinen  Gebundbeitsauataml,  über  Zweckerrcichung ,  <jei'ahrlickkcit  des 
Individnnms,  die  Art  des  Anstrittes  (Htnfiiblauf,  bedingte  Entlaesnng,  Uegnadiguog 
etc.)  und  den  Ort  des  kttnfU^  Aufenthaltes. 

Fir  jede  am  l.  Januar  1892  in  einer  Straf-,  Korrektions-  oder  Zwangs- 
arbeitsanstalt untergebrachte  PerKou  wurde  nun  zu  Händen  des  schweizerischen 
statistischpn  I5üreau  eine  Eintrittszählkarte  iinsgefftllt.  In  gleicher  Weise  soll 
dann  luitan  am  Ende  eine^  jeden  Monats  ftlr  jeden  Ein-  und  Ausgetreleiu  u  der 
gleichen  Anitsstelle  eine  solche  Zahlkarte  xngestdilt  werden.  Hoffen  wir,  dass  aUe 
betreffenden  AnstaltsToistaher  das  neue,  fAr  Verbesserung  des  sehwelaeriseheB 
GeÜngniaswesens  nngemein  wichtige  Unternehmen  nnterstotnen  werden  1  £f. 

^ilntl8tik  dm  SelbatBMrdeH.  Das  ddgenAssische  statistisehe  Bftrean  ver- 

Affentlicht  in  dem  (î.  Wo(h«>nbUlletin  über  die  Ehen,  (Geburten  und  Sterlie&lle  Hne 
statistische  Mitth*'i!nmr  über  die  Selbstniordf  in  den  15  '/rö^-^eroi  städtischen  Gf- 
niei»id<'n  der  Schwei/  w.iln  t'inl  d»'s  Jahres  1891.  ilieraus  ergibt  sit  Ii  die  Gesamnit- 
zahl  von  lt»6  Selbstmorden  für  dus  Jahr  WJl  iu  den  lö  grossti-n  schweizerischen 
Gemeinden,  141  Minner  nnd  25  Frauen,  39  waren  Ortsfremde. 

Von  den  Selbstmorden  ereigneten  sieh  10  in  einem  (Sefäuffuimie,  wovon  7 
(6  von  Männern  tmd  l  von  einer  Frau)  iu  einem  l  'nierftudmtiffiyeftmgHiM»  oder 
ArrtêtUiknl  und  8  von  Männern  in  einer  SlrnfhustiUf. 

Unter  dit*seu  Selbstmördern  bef;ind  ein  Kn.ilie  von  12  .lahrejj.  der  au> 
dem  Hause,  in  weichem  er  verkostgeldet  wur,  eiiiwich  uud  sich,  des  Dicbstaids 
verdichtig,  iu  einem  Arrestlokal  den  Tod  gab.  £in  Midchen  von  11  Jahren  er- 
trinlcte  «ich  aus  Angst  vor  Strafe. 

2>it*chr.  f.  Sciiweiter  Slrafrecbt.   b.  J«hrg.  1 1 
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Es  ist  zwBY  psychologisch  erklärlich,  dass  der  Untenuchtingsgefangeue,  der 
sich  in  Ungewi^sheit  über  seirif  Lage  beHnd»^!,  nim  Selbstmorde  besonder^  liin- 
ueigt,  ailniu  es  it«t  kein  gute«  /tni^Mii"^  tiir  uu^cre  UfitersachungsgefàngiiUse,  dasê 
80  zahlreiche  6elbstmonle  vorkomraeo  können.  St. 

Verei  nm  achrich  teti . 

Vt'reiii  für  Straf-  nnd  («erâiigniH8weM>n*Jubilïaiu.  Der  Zentral  vorstand 
des  schw)>i/«'rischen  Vereins  fiür  Straf-  und  (iefängoUgweseu  hat  die  ihiu  zur  £àit- 
Bdieiduug  tibenragene  Frage  iber  Begehung  des  2öJährigeD  Verefn^abilituuf 
diUn  beantwortet,  es  sei  das  95jlhrige  Bestdien  des  Yereins  oicht  besonders, 

sondern  bei  Anlass  der  nichstcn  onK  iitlichen  Vereinsrersaninilung  im  Herbste  1693 
cn  feiern.    Auf  diesen  Zpitpnnkt  und  zti  (lifxMii  Zwecke  sollen  erscheiiu-n  : 

1.  Ein  liistoriscbrr  Km  klilick  auf  die  Vereinsthäti-^koit  und  deren  Ert()li;t\ 

2.  Eine  vollstAndi'zc  nnd  /.uTerlä^siorr  (!r>fäiignis8ätatit>tik  der  Schweiz  nach  den 
Angaben  der  ncuLu  Zäiilkarieu  ttud 

3.  Die  Erstellung  einer  Bibliographie  für  das  Gefitognisswesen  der  Schweiz. 

Persomlnackriehten. 

Jo»eph  Zinimcruiaiuu  Der  Direktor  der  StniiauiitaU  Luzern,  Herr  Joseph 
ZiiDiDemami,  welcher  ftr  Verbesserung  der  2nstltode  des  Gefilnipitesweaeiis  in 
seinem  Heinatkantone  und  im  weitem  Vaterlande  lebliaft  b^istert  und  in  aner- 

keDnenswerther  Woise  thfttig  war,  hat  leider  seine  Entlassong  genommen,  um  in 
die  Redaktion  des  Lu/.erner  TagMatt*'-«  t  inzutrftnn.  Wir  infissrn  os  ?plir  hf^dauern, 
da»is  ffar  häufig  Männ»»r  von  Initiative  aui  li  iinf  diesem  wi»-  ant  andern  Gebieten 
enuuden,  weiui  die  Aussichten  auf  Erfolge  ihrer  «eitern  i  hatigkeit  durch  den 
Mangel  der  Röthigen  Mittel  geberaut  werden.  Soweit  die  vorhandeAen  Wübd 
reichten,  hnt  Herr  Zimmermann  die  Strafanstalt  Losem  su  ▼erbessera  gesacht; 
allein  auch  in  buzem  kann  nur  ein  aasserlmlb  der  Stadtgrenze  auf  einer  Stnata* 
domüTie  (raehfliofl  nach  den  Anfordenni^eit  im^oror  Zeit  erstellter  Nenlian  pine 
griindliehe  Verbesserung  im  Wesen  des  8tr.itvollzufj;es  bringen.  Man  wird  aber  zu 
einem  solchen  Neubaue  erst  daun  schreiten,  wenn  die  Stral'anstalt  tUr  die  Fretmku- 
ttmk  am  jetzigen  Plaise  gtu  «ir  Unmöglichkeit  gewordmi  ist 

An  Stolle  des  Henm  Zimmermann  wurde  Herr  iMniâ  W^mer,  der  5  Jahre 
lang  als  Lehrer  in  der  Bettangsanstalt  Sonneniwig  thillig  war,  «im  Strafhaus> 
direktor  gewählt  H, 
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La  peine  de  mort  dans  le  canton  de  Vaud. 

Etnde  historique,  par  Charles  Solda»,  juge  fédéral,  et  CamiUe  JheoppH,  procureur 

général  du  canton  de  Vaud. 


I. 

Dans  le  remarquable  ouvrage  qu'il  a  t'ait  paraître  récemment, 
M.  le  professeur  Stooss  a  rappelé  que  la  dernière  exécution  capitale 
qui  eut  lieu  en  Suisse,  avant  1874,  fut  celle  d'Iléli  Freymond. 
Convaincu  d'empoisonnement  sur  la  personne  de  sa  jeune  femme 
et  do  tentative  d^empoisonnement  sur  celle  du  fiancé  de  sa  belle- 
sœur,  Freymond  eut  la  tête  tranchée  par  le  glaive,  le  10  janvier 
lô6Ô,  sur  une  place  publique  de  Moudon.  ^) 

L*én<miiité  du  crime  explique  pourquoi,  dans  ce  cas  spécial, 
le  jury  refusa  au  condamné  le  bénéfice  des  circonstances  atténuantes 
et  pourquoi,  de  son  côté,  le  Grand  Conseil  du  canton  de  Vaud  ne 
crut  pas  devoir  faire  grâce.  Mais  il  est  certain  que  cet  acte  de 
rigueur,  approuvé  par  les  uns,  blâmé  par  les  autres,  était  considéré 
par  tous  comme  un  ehâttment  exceptionnel,  comme  une  dérogation 
à  la  pratique  beaucoup  plus  clémente  qui  était  devenue  la  règle 
depuis  longtemps.  La  statistique  démontre,  en  effet,  que  de  1803 
à  1826  (année  où  la  loi  rendit  possible  l'exercice  du  droit  do  grâce, 
qui  n'existait  pas  avant  1814  et  soulemeut  en  théorie  de  1814  à 
1826),  il  y  eut  dans  le  canton  de  Yaud  huit  exécutions  capitales, 
dont  l'une  double.  De  1826  à  1874,  il  n'y  en  ont  plus,  en  revanche, 
que  Irùîs,  Wmo  en  1846,  la  seconde  en  1853  et  la  d< mièreeu  1808.^ 

Aujourd'hui  que  la  constitution  cantonale  du  1*"  mars  1885  a 
consacré  d'une  manière  définitive  —  il  faut  l'espérer  du  moins  — 
l'abolition  de  .la  peine  de  mort,  il  a  paru  aux  auteurs  do  ce  travail 
qu'il  ne  serait  pas  sans  intérêt  de  rechercher,  en  remontant  aux 
sources  les  plus  dignes  de  foi,  comment  la  peino  capitale  a  été 
appliquée  au  cours  de  ce  siècle  dans  le  canton  do  Vaud  et  comment 

')  Stooss,  Dit'  Gran<hii'jc  df^s  fichwe/zerischcu  Straf  redit  s,  I,  p.  21)^. 

')  Les  rcüseignernf'nt^  (lonn>'"-  par  M.  le  D'  (îiiillauine  dans  sou  article  intitulé 
Eial  actitd  de  la  nuastton  de  la  ^due  de  mort  en  iiuisse,  à  page  107  du  Journal 
de statiêtiiim suiffte,  21"*" année,  ne  sont  ni  tontàfait  complets,  ai  absolument  exacts. 

ZmUchr.  f.  Scbweixer  Strafrvcht.  6.jAhrg.  12 
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le  lé^Hï^Iatcur,  iustruit  par  Pexpérienco  et  s'iiispirnnt  dos  profjrèsi  de 
ropiuion  publique,  en  est  venu  peu  à  peu  à  la  bannir  de  Tarsenal 
des  peines.  Cette  évocation  du  pas^é,  où  la  lumière  alterne  avec 
roml)re,  constitue  une  {'onmlmtion  à  riiistoirc  du  droit  pénn!  suisse, 
ot  à  ce  titre  déjà  elle  n'est  point  sans  utilité');  elle  renferme,  de 
plus,  de  nombreux  enseignements  qui  ne  peuvent  être  inditiércuts 
au  moment  où  l'unificatiou  du  droit  pénal  suisue  est  oliiciellemeat 
préparée  ^. 

n. 

Il  nVntre  pas  dans  le  cadre  de  ce  travail  de  rechercher  quel 
usage  était  lait  de  la  peine  de  mort  dans  le  Pays-de-Vaud  sous 
la  domination  bernoisf«.  Il  est  certain  cependant  qu<',  dans  la  seconde 
moitié  du  dix-laiirièine  siècle,  le  i^rand  mouvement  philosophique 
qui  s'accomplit  en  Fiance  et  eu  Italie  e\erça  une  iutiuence  consi- 
dérahle  dans  la  partie  romande  du  canton  de  Berne  particulière- 
ment à  Lausanne,  scjournaient  de  nombreux  étrangers  d'une 
haute  culture  d*csprit.  C'est  ainsi  (ju'eu  1768,  dans  nn  ouvrage 
paru  à  Lausanne,  un  fervent  admu'atrur  de  Becearia,  le  jurisconsulte 
Seif/neux  de  Correvoti,  qui  fut  plus  tard  jui,M'  civil  et  criminel, 
attaqua  avec  force  et  conviction  l'usago  de  la  torture').  Un  autre 
Yaudois,  qui  remplissait  également  des  fonctions  judiciaires  sous  le 
régime  bernois,  F.  Carrard,  confirme  cet  adoucissement  des  mœurs. 
Après  ftYOir  raconté,  d'après  un  manuscrit  de  famille,  le  supplice  de 
la  roue  auquel  fut  livrée  en  1703,  à  Vidy,  une  bande  de  brigands 
du  Jorat*),  il  constate  expressément  les  tendances  plus  humanitaires 


Un  travail  semblable  a  dôjà  tti'  fait  pour  le  oanton  lic  Tflaris.  Voir 
D.  Legier,  Die  Tudcsurthetlc  des  XIX.  Jahrhuiukrts  un  (HarmrUmde,  dans  le 
JekrbmiA  des  historUehm  Venin»  des  Kantons  Gttaiu,  11.  Hefti  p.  27  et  aoivanttt. 

*)  Les  faits  mentionnés  dans  la  prénoite  étade  sont  essentiellement  emprontés 
aux  dossiers  déposés  anx  arddyes  cantonales.  Mais  noas  dsTons  anasi  de  vîfr 
renierciinents  h  MM.  L.  Rvehonnet,  conseiller  A  di  ial;  ./.  Berney,  ancien  conseiller 
d'Etat;  A.  de  Crousnz.  archiviste  cantonnl.  pt  /  Fmre,  chef  de  service  du  Dé- 
partement de  Justice  et  ruliic.  donl  h-a  di-uA  proiuiers  nous  ont  fnunii  dfa  reu- 
scigueiueuUt  irùâ  précieux  et  dont  lea  üecuudü  uut  biou  voulu  lucillier  uùs  recherciies. 

*)  Essai  sur  l'usage,  Valms  et  I»  tfieonpéments  de  kt  tàrttir»  dans  la  pro- 
eédure  enmtfiefley  par  SC'  S.  D.  C. 

*)  Les  brigands  da  Jorat  ont  pendant  de  longues  années  rendu  très  peu 
sûrs  les  farauds  buis  (pii  se  trouvent  à  environ  une  heure  au-dessus  de  Lausanne, 
des  deux  côté=«  do  la  voûte  de  Berne.  Le  Dictionnaire  historique,  géographique  et 
itfatixtique  du  cmttmi  de  Vaud,  de  Martignier  et  de  Crousaz,  renferme  à  ce  siyet 
des  détails  fort  curieux  (p.  1S8  et  äuiv.). 
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des  dernièreë  années.  „Dès  lors,**  écrit-il,  ^les  mœurs  <'r  )<  s  sup- 
plices 80  8ont  singulièrement  adoucis  et  ce  ^\\^^  prouve  bien  que 
l*énormité  des  peines  ne  diminue  point  le  nombre  des  crimes,  c'est 
que  très  certainement  il  n'y  a  pas  eu,  depuis  80  ans,  autant  d'exé- 
cutions  à  Lausanne  qu'il  y  en  a  eu  en  eette  seule  année  ITOd.* 
Quant  à  la  torture,  ajoute-t-il^  ,il  est  yrai  que,  dans  les  derniers 
temps  du  gouvernement  bernois,  cet  absurde,  atroce  et  prétendu 
critère  de  vérité  était  à  peu  près  tombé  en  désuétude,  mais  il 
n'avait  point  été  aboli  par  une  loi  expresse  et  si,  lors  des  diverses 
causes  criminelles  que  nous  avons  eu  à  juger  dans  le  tribunal  dont 
j'étais  membre,  Tordre  de  torturer  quelque  prévenu  nous  eût  été 
adressé  de  Berne,  nous  étions  convenus  de  n'y  point  obtempérer 
et  de  renoncer  plutôt  à  nos  places —  Du  reste,  J.  J.  Cart  lui- 
même,  le  fougueux  adversaire  du  régime  de  Leurs  Excellences, 
reconnaît,  dans  ses  fameuses  Lettres  à  Bernard  de  Murait,  qu*en 
général  l'administration  de  la  justice  dans  le  Pays-dc-Yaud  a  été 
, vigilante  et  douco**  et  que  „Ton  a  peu  à  se  plaindre,  quant  au 
fait,  de  la  part  que  LL.  £E.  y  ont  eue*).*' 

Après  la  chute  de  l'aneienne  Confédération,  les  autorités  de 
la  Bépublique  helvétique  soutirent  le  besoin  d'avoir,  dans  des  temps 
aussi  orageux,  un  code  pénal  plus  doux  que  la  Caroline  ou  que 
l'arbitraire  du  juge,  double  système  qui  partageait  la  Suisse  jus- 
qu'alors De  là  le  Code  pénal  lielvéHque  du  4  mat  1799,  calqué 
sur  la  législation  pénale  en  vigueur  en  Franco.  Cette  œuvre  a  été 
diversement  jugée  *)  ;  un  des  plus  grands  défauts  en  était  sans  con* 
teste  l'absolue  fixité  des  peines,  d'autant  plus  sensible,  quant  &  la 
peine  capitale,  que  les  crimes  ot  délits  punis  de  mort  étaient  au 
nombre  d'une  trentaine  (dont  une  vingtaioe  d'infractions  politiques) 
et  que  parmi  eux  se  trouvaient  non  seulement  l'assassinat,  l'em* 

')  Mémoires  envoyés  au  concours  officiel  owfert,  en  1819,  8ur  la  queilion 

de  rhitrodiuiton  du  jury,  II,  ji.  127  et  suiv.  -  On  sait  d'ailleurs  qu'une  ordon- 
nance hf'moisp  (|p  l'an  1785  restreignit  considérablement  l'u«age  de  la  torture. 
Voir  Jour  nul  tka  Tribunaux  de  1801,  p.  391  ;  Stettler,  8taat$-  und  Uechtsyenciiichle 
des  Kantons  Bern,  p.  112. 
*)  P,  141. 

*)  TUlicr,  Bistaire  de  la  Républiq¥4  helvétique,  I,  p.  144. 

*)  Voir  Hilty,  Oeffentliehe  Vorktmgeu  über  die  Helvetik,  p.  621  et  suiv.; 
StooBS,  JDù  GrundtUge,  I»  p.  6;  Pfenninger,  Dos  StrafredU  der  Sékweiz,  p.  146 
et  aoiv.  Dans  le  canton  de  Vand  le  Code  péoal  helvétique  étstt  enrisagé  par  les 
praticien<<.  déjà  dans  le  pr»>raî^r  quart  de  ce  siècle,  comme  nn  Code  très  rigonrenz. 
Voir  Ménmres  sur  k  Jury,  I,  p.  64  et  36t>. 
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poisoimenieiit  et  le  parricide,  mais  encore  riacendie,  la  tentative 
d'assassinat  ou  d^empoieonnoTnent,  le»  blessures  ou  mutilations 
graves  Commises  avec  préméditation  et  de  guet-apens,  la  castration 
et  même,  dans  un  cas,  le  faux  témoignage').  Cette  rigueur  in* 
flexible  fut  toutcfoÏH  adoucie ^  déjà  après  quelques  mois,  par  le 
décret  du  27  janyier  1800,  permettant  Tatténuation  des  peiues, 
lequel  autorisa  le  juge,  en  cas  de  circonstances  atténuantes,  à  subs- 
tituer à  la  peine  de  mort  celle  de  onze  ans  de  fers  au  minimum. 

Nous  n'avons  pu  découvrir  si  pendant  la  Bépublique  helvétique 
il  y  eut  des  condamnations  à  mort  dans  le  canton  du  Léman;  des 
renseignements  pris  auprès  d'un  historien  qui  a  fait  une  étude 
spéciale  de  cette  période  nous  portent  à  croire  qu'il  n*y  en  eut  pas. 

III. 

L'Acte  de  Médiation,  en  conférant  au  ci-devant  Fays-do-Yaud 
les  droits  d'un  canton  devenu  l'égal  des  autres  Etats  confédérés, 
imposait  à  ses  nouveaux  magistrats  la  tâche  bien  lourde  de  lui 
donner  une  organisation  administrative  répondant  à  sa  nouvelle 
situation  politique  et  une  législation  conforme  aux  idées  modernes. 
Un  travail  aussi  énorme  ne  pouvait  être  accompli  que  graduellement. 
Il  fellut,  dans  certaines  domaines,  continuer  à  appli(j[ucr  les  anciennes 
lois  pondant  quelque  temps  encore,  et  c'est  ainsi  que  le  Code  pénal 
helvétique,  grâce  à  la  date  récente  de  sa  promulgation,  demeura  en 
force  jusqu'à  l'entrée  en  vigueur  du  Code  pénal  actuel  de  1843. 
Il  le  resta  tout  au  moins  pour  les  crimes  punis  de  la  peine  capitale,  car 
les  délits  de  moindre  importance  firent  déjà  au  bout  de  quelques  années 
l'objet  d'un  Code  correctionnel  distinct,  portant  la  date  du  30  mai 
1805;  plus  tard,  en  1829,  une  loi  spéciale  fut  encore  édictée  sur  le  vol. 

Quaut  à  la  procédure,  on  i^'ailacha  à  entourer  lejuL;rmeut  des 
causes  criminelles  de  garanties  minutieuses.  Une  loi  du  *  juin  181)3 
plaça  les  seutenees  criminelles  dans  la  compétcuce  des  tribunaux 
de  district,  mais  disposa  en  itiénie  tciup^  *jur  toufes  celles  qai 
porteraient  condamnarioa  à  mit-  ]»('ino  iitHictive  ou  intaiiuiHîe  seraient 
nécessairement  soumises  au  Tribunal  d'nppcl.  Mudifié  dans  la  suite 
par  des  lois  de  1805  et  l!S12,  quant  aux  infractions  de  moiutlro 
gravité,  ce  principe  dennuru  jusqu'en  IS.'ÎS  apiilituble  à  t<ms 
les  crimes  réprimés  par  le  Code  pénal  helvétique.   Lu  Tribunal 

»)  Alt.  138,  liG  à  152,  WJ  et  205. 
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d'appel,  aux  tenue»  de  la  loi  du  13  juin  1808  orguiiisaut  cette 
cour,  lie  pouvait  ju<]fer  on  mniioro  criminollo  iiiajcure  qu'au  nombre 
de  dix  iTT'inbn's  outre  lo  président;  pour  prououecr  la  peine  de 
mort,  on  eiigeair  qu'il  tût  au  complet  de  ses  treize  membres  et  que 
la  majorité  fût  df  in  ut"  voix. 

Tf'l  *'t;iit  le  cadre  d;\m  lequel  s'exerçiiit,  de  1803  à  1838,  la 
justice  criminelle  dans  le  canton  de  Vau<l.  Voici  mainteuunt,  pendant 
cr  tt(>  période,  \i\  liste  des  cas  où  la  peine  de  mort  fut  prononcée 
et  mise  à  exécution. 

L'année  1805  vit  deux  exécutions.  Ce  fut  d'abord  celle  de 
Jftqttfis-OliLner  Détraz,  d'Essertes  près  Oron,  puis  celle  de  François- 
Samuel  Fingoxul.  Tous  deux  furent  exécutés  À  Lausanne,  dans  Ja 
plaine  de  Yidy. 

1.  Détrax  était  ftgö  de  57  ans,  marié  et  père  de  famille.  Sa  situation 
financière  était  mauvaise  et  sa  réputation  celle  d'un  homme  peu  scrapu« 
leux.  On  savait  qu'il  se  livrait  A  des  pratiques  superstitieuses  „d'autant 
plus  odieuses  et  criminelles  (pi'll  ne  s'agissait  de  rien  moins  que  de  faire 
signer  des  pactes  avec  le  Démon  et  de  s'abandonner  à  lui  ])our  découvrir 
et  se  mettre  en  possession  de  prétendus  trésors.  Il  séduisait  les  igno- 
rantH  au  moyen  d  ini  misérable  hou((niii  intitulé  le  Grand  Grimoire^).^ 

Parmi  ceux  que  tentèrent  les  {ntuncsses  dr  Détraz  se  trouvait  un 
de  ses  parents,  un  cousin,  vieillard  du  nom  de  François  Rossier,  qui 
passait  ponr  avoir  quelques  économies.  Le  1*^'  avril  1805,  Détraz  et  lîoSHier 
restèrent  ensemble  du  matin  jusqu'au  soir  an  domicile  de  ce  dernier. 
Dès  lors,  on  remarqua  que  Détraz  avait  plus  d'ai^nt  que  de  coutume; 
on  le  vit,  avec  étonnement,  payer  d'anciennes  dettes  et  courir  les  débits 
de  vin.  Peu  de  jours  après,  des  voisins  inquiets  de  ne  plus  voir  François 
Rossier  entrèrent  chez  lui  et  trouvèrent  son  cadavre  étendu  près  du  foyer. 

Détraz,  le  I«""  avril,  après  avoir  passé  toute  la  journée  en  libations 
avec  lui,  l'avait  tué  d'un  coup  de  bâche  asséné  sin-  la  tète.  Le  meurtrier 
fut  bientôt  arrêté;  il  reconnut  stm  crime,  mais  ])reten<lit  n'avoir  fait  (pie 
répondre  à  des  violences  venues  tout  d'abord  de  Kossier.  Il  nia  l  avoir 
volé  et  raconta  que  les  sommes  qu'il  avait  «lépensées,  depuis  le  avril, 
lui  venaient  d'un  prêtre  fribourgeois  qui  avait  eu  recours  à  ses  bons 
offices  poor  découvrir  des  trésors.  L'information  détruisit  cliacnne  de 
ces  allégations  de  Détraz  qui,  le  29  avril  1805,  fat  condamné  à  la 
peine  capitale,  par  le  tribunal  du  district  d'Oron,  pour  bomicide  commis 
avec  préméditation  (Art.  136,  C.  P.). 

Cette  sentence  fut  confirmée  par  le  Tribunal  d'appel,  le  7  mai,  et 
Détraz  exécuté  le  lu  du  même  mois. 


')  CoDclusioDS  du  3Jiniâtère  public  devant  le  tribimal  de  pteuiiere  iustauce. 
Le  jugement  da  Tribunal  d'Oron  statuait  que  ce  livre  serait  „publiquement  anésnti*. 


Digitized  by  Google 


168 


Charles  Soldaa  et  Camille  Deooppet 


2.  La  Becondo  exécution  de  1805,  avons-nous  dit,  fut  celle  de 
Francoifi-SamueJ  l^ingoud,  ^arron  bouclier,  figé  de  2ü  ans. 

Le  31  juillet,  à  la  nuit  touibaute,  il  avait  rencontré  sur  le  chemin 
qui  conduit  de  La  Sairaz  à  Coasonay  un  domestique  de  campagne, 
François  Rochat,  qui  rentrait  chez  lui,  A  Croy.  Le  couteau  à  la  main, 
il  l'avait  sommé  de  lai  donner  son  argent,  et  comme  Rochat  n'avait  qu'un 
kreutK,  il  s'était  contenté  de  sa  montre,  puis,  continuant  sa  route,  s'était 
arrêté  au  bord  du  chemin.  Le  volé  pensa  d'abord  hâter  le  pas,  atin 
d'échapper  aux  violonrcs  dont  cet  inconnu  l'avait  menacé.  Mais  bientôt 
le  regret  d'avoir  perdu  une  moiitr»»  <jui  était  tout  son  bien  et  qui  hii 
avait  coûté  trois  louis  le  tit  revenir  sur  ses  pas.  Ayant  rejoint  son 
voleur  il  le  pria,  le  supplia  de  lui  restituer  sa  montre.  Ses  réclamations 
eurent  pour  seul  résultat  d'irriter  Pingoud,  qui  lui  déchira  le  visage  de 
deux  coups  de  couteau,  après  (|Uoi  il  prit  la  fuite. 

Relevé  par  des  passants,  Rochat  fut  conduit  à  La  Sarraz.  Trois 
semaines  plus  tard,  il  était  convalescent;  il  put  même  comparaître  devant 
le  tribunal  de  Gossonay  pour  y  être  entendu  et  confronté  avec  Pingoud 
au  cours  de  rcîKjuêto  spéciale.  Mais  le  13  septembre,  il  mourait  des 
suites  de  ses  l>lr  -m  es. 

PinETond  avait  rté  sotipçnnné  de  siiite  par  des  personnes  qui  l'^n  nient 
vu  s'éloigner  de  La  Srirr.i/  peu  il  instatits  avant  la  nuit.  Arrêté  et  conduit 
h  Cossonay,  il  nia  d'abord,  puis  reconnut  sa  culpabilité.  Le  16  septembre 
1805,  trois  jours  après  le  décès  de  sa  victime,  le  tribunal  de  Cossonay 
le  condamnait  à  mort,  pour  homicide  commis  avec  prémédUtation  et 
accompagné  de  vol.  La  sentence  invoquait  les  art.  136  et  138  C.  P. 

Le  Tribunal  d'appel,  le  26  septembre,  confirma  cette  condamnation, 
mais  en  vertu  de  l'art.  139  C.  P.  seulement  faisant  disparaître  ainsi 
la  préméditation  admise  en  première  instance. 

Pingoud  fut  exécuté  le  30  septembre. 

3.  Quelques  mois  plus  tard,  dans  la  même  contrée,  à  peu  de  distance 
de  La  Sarraz,  un  nouvel  attentat  se  commettait.  Le  3  février  1H06,  i 
11  heures  du  soir,  sur  le  chemin  qui  relie  les  villages  d'Agiez  et  de 
Brethonnièras,  Jean-François  Baudraz  renversait  i  coups  de  pierre  un 

individu  du  nom  de  Chaudet,  qui  regagnait  son  domicile  après  avoir 
passé  la  soirée  à  l'auberge  d'Agiez.  Baudrus  avait  bu  i  une  table  voisine 
de  la  sii'Tine;  il  l'avait  vu  sortir  une  bourse  renfermant  8  écus  neufs 
(2  louis ).  Aussitôt  il  conçut  le  dessein  de  le  dépouiller  et,  lorsqu'il 
quitta  l'auberge,  le  suivit  et,  l'ayant  atteint,  le  frappa  sur  la  tête  d'uue 
pierre  dont  il  s'était  muni. 

Chaudctj  niulgré  bes  blessures,  put,  après  un  moment  d'évanouisse- 
ment, se  relever  et  se  réfugier  dans  une  maison  qui  se  trouvait  près  de 
là.  11  s'aperçut  alors  que  son  agi-esseur  l'avait  volé. 


*)  A«sa88taiat  précédé  ou  sulfi  de  vol. 
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Le  lendemaini  le  juge  de  paix  trouva,  à  l'endroit,  même  où  Ghaudet 
avait  été  terrassé,  un  bonnet  marqué  des  initiales  F.  B.  qu'il  sut  bieutôt 
appartenir  à  Bavdraz.  Ce  dernier  ne  contesta  pas  avoir  frappé  CSuittdet  ; 
mais  il  nia  l^avoir  dépouillé  des  sommes  qa*il  portait  En  réalité,  on  ne 
put  retrouver  la  trace  de  l'argent  qui  avait  disparu;  jusqu'au  dernier 
moment,  Baudraz  affirma  qu^  bien  que  le  vol  eût  été  son  mobile,  il  avait 
été  saisi  de  tels  remords,  après  avoir  assailli  Chaudet,  qu'il  s'était 
éloigné  à  travers  champs  à  la  bftte,  oubliant  son  bonnet  qui  était  tombé 
pendant  la  lutte. 

Baudraz  nïtait  âgé  que  de  21  ans,  sa  conduite  jusqu'alors  n'avait 
donné  lieu  à  aucun  reproche,  mais  il  était  peu  intelligent,  ^sans  malice*^! 
disait  son  dernier  mattra. 

8a  victime  survécut  à  ses  blessures;  au  bout  de  deux  mois  elle 
était  complètement  guérie. 

Le  21  avril  1806,  le  tribunal  d'Orbe  prononça  contre  Baudraz  la 
peine  de  20  ans  de  fers.  La  sentence,  fort  incomplète,  ne  cite  que  l'art.  151 
C.  P.,  puis  elle  ajoute:  mais  considérant  que  le  blessé  François  Chaudet 
n'est  pas  mort,  la  Cour,  etc. 

En  ne  prononçant  contre  le  condamné  que  20  ans  de  fers,  tandis 
que  l'art.  151  qu'il  invoquait  prévoyait  la  peine  de  mort,  le  tribunal 
d'Orbe  entendait,  sans  doute,  faire  application  du  décret  du  27  janvier 
ISOO)  dont  il  a  déjà  été  parlé.  Hais  la  sentence  n'en  dit  mot. 

Le  8  mai  suivant,  le  Tribunal  d'appel,  faisant  application  pure  et 
simple  de  Tart.  151  à  Bandras,  modifiait  la  décision  du  premier  juge  et 
prononçait  la  peine  capitale.  L'arrêt  est  muet  en  ce  qui  concerne  les 
circonstances  atténuantes. 

Baudras  fut  exécuté  à  Vidy,  le  13  mai. 

Dès  cette  date  jusqu'à  l'année  1817,  aucune  exécution  n'eut  lieu 
dans  le  canton.  ^Ce  n'est  pas  que,  durant  cet  intervalle,  disait  l'ac- 
cusateur publie  en  chef  dans  la  seconde  des  affaires  dont  nous  allons 
parler,  ce  n'est  pas  que  des  crimes  graves  n'aient  excité  quelquefois 

chez  nos  concitoyens  des  sentiments  d'horreur  et  d'épouvantQ.  Nous  avons 
vu  des  Iiomicides  occasionr  fs  jjar  la  colère,  des  assassinats  commis  par 
les  s(<'I*'rats  les  plus  dangereux.  —  Les  uns  n'ont  pas  donné  lieu  à  la 
peine  eupitale,  parce  que  la  loi  a  eu  éjarard  aux  eireonstances  qui  ont 
provoqué  le  crime;  les  autres  sont  Ueuieurcs  impunis,  parce  que  la  justice 
n'a  pu  en  découvrir  les  antenra.^ 

Il  fallut,  en  1817,  les  crimes  de  Golas  et  de  Jannin  et  consorts 
pour  relever  Téchafaud,  qui  fonctionnera  cinq  fois  jusqu'en  1824. 

4.  Jenu-Lt>>ii!<  Golm,  fiire  de  2«î  ans,  eotulamné,  en  18*>7,  à  uiie 
année  de  détention  pour  voi,  à  Genève,  et,  eu  1814,  à  deux  ans  de 
correction  pour  le  même  délit,  dans  le  canton  de  Vaud,  venait  d'achever 


■)  Blessures  eommises  avec  préméditation  et  de  guetpapens. 
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cette  dernière  peine  le  15  décembre  1816.  Paresseux,  joueur,  n'ayant 
pas  de  ressources,  il  ne  tarda  pas  à  projeter  un  crime. 

En  effet,  dans  la  nuit  du  5  au  6  janvier  1817,  Henri  Crot,  cocher  dans 
1a  fiunille  Gouvreo,  à  Vevey,  fat  réveillé  dans  son  lit  par  des  coups 
violents  qu'on  loi  assénait  sur  la  tête.  Il  ne  pot  distinguer  les  traits 
de  celui  qui  le  frappait,  car  il  s'évanouit  bientôt.  Loi-squ'il  revint  à 
lui  et  qu'il  pot,  à  grand'peine,  gagner  la  ehambre  d'un  camarade,  Il 
s'aperçut  qu'on  l'avait  dévalisi'  et  vit,  près  de  son  lit,  rinstrument  au 
moyen  duquel  il  avait  été  blessé.  C'était  une  fourche  en  fer,  à  trois 
deuts,  dont  le  manche  s'était  rompu  dans  la  main  du  meurtrier. 

Un  mêdppin  .ippelr  constata  que  Crot  avait  à  la  tête  trois  blessures, 
tontes  trois  sur  le  front.  Ellr^^  p(^nètrai('nt  Jusqu'à  l'os;  plies  n'étaient 
pas  d'une  gravité  extreme  ;  en  etVt  t,  Crot  fut  bientôt  rétabli. 

Le  lendemain,  la  victime  annonça  (in'on  lui  avait  volé  200  fr.  et 
divers  vêtements  au  nombre  desquels  un  unitoime. 

Les  Süupyuns  s'égarèrent  «l  alxird,  jusqu'au  moment  où  un  ancien 
domestique  de  M.  Couvreu  raconta  que,  3  ou  4  ans  auparavant,  il  avait 
surpris  un  soir,  dans  réeurie,  le  nommé  Jean-Louis  Golaz,  qui  y  avait 
pénétré  en  brisant  une  vitre^  et  qu'alors  il  avait  remarqué  que  tous  ses 
effets  avaient  été  bouleversés. 

Oolaz  fat  rechei'cbé  et  arrêté  le  12  janvier.  On  le  trouva  en  pos* 
session  d'une  somme  A  peu  près  égale  à  celle  qui  avait  été  volée  à 
Crot.  Chez  une  de  ses  connaissances,  auprès  de  laquelle  il  avait  passé 
le  lendemain  du  vol,  on  découvrit  un  sac  qu'il  y  avait  laissé  et  qui 
était  rempli  de  v^temcntë  «{ue  Crot  reconnut.  Sa  présence  à  Vevey,  le 
soir  du  crime,  tut  constatée  d'une  fa«;on  certaine;  enfin,  la  veste  qu'il 
portait  ce  jour-là  fut  retrouvée  couverte  de  san?. 

Malgré  ces  constatations  de  l'enquête,  Golaz  nia  jusqu'au  inoiatiut 
où  le  tribunal  de  Vevey  prononça  sa  condamnation.  Il  prétendit  avoir 
acheté  A  Lausanne,  d'un  inconnu,  les  vêtements  volés  et  les  avoir  payés 
au  moyen  d'argent  qu'il  avait  économisé  avant  sa  dernière  condam« 
nation  et  qu'il  avait  enfoui  dans  le  jardin  de  son  dernier  maître.  Pendant 
toute  l'information,  qui  fut  fort  longue,  il  montra  une  impudence  rare  : 
„dénué  de  tout  sentiment  propre  à  inspirer  de  la  pitié,  il  s'entortillait 
dans  le  manteau  du  mensonge,  n'ouvrant  la  Ixindie  que  pour  montrer 
son  eniluicisseinent  et  même  pour  insulter  k  se«  jugeas  ')". 

Les  juges  chargés  de  rin>tru(  ti()u  usèrent  de  plu8  grandes  rigueurs 
à  son  égard.  Aux  fers  ordinaires  un  ajouta  le  collier  et  la  ceinture. 
Ou  lui  äupitriuia,  pour  seb  repaä,  lu  viande  et  le  légume;  il  dut  se 
nourrir  exclusivement  de  pain  et  d'eau  jusqu'au  moment  où  les  médecins 
obtinrent  qu'on  lut  donnât  un  verre  de  vin  chaque  jour,  le  pain  que  l'on 
faisait  k  cette  époque  étant  de  mauvaise  qualité. 


')  Conclusions  du  Ministère  public 
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Le  tribunal  deVcvev,  le  11  juin  IsiT,  admit  qu'il  était  l'auteur  du 
vol  et  des  violences  coinniis  au  ])r<'iudice  de  Orot  et  lo  condamna  îV  mort, 
en  application  des  art.  130  et  i:J8  C.  P.  Le  27  juin  huivant,  le  Tri- 
bnml  d'appel  conflrtnatt  cette  sentence,  qni  fut  exécutée  troi»  jours  après 

5  et  6.  Peu  de  jours  après  l'attentat  commis  par  Golaz,  à  Vevey, 
on  signalait,  ii  Cliabrey,  dans  le  distrirt  d'Avenclic:*,  un  crime  plus 
grave  encore  et  (jui  jota  IVtVioi  ilaus  tiuiti'  la  contrée. 

KlisalM.'tli  Clni^tifrii,  veuve  a;^èe  de  77  ans,  vivait  .scidc  dans  sa 
ülai^()Jl  sitUL'f  ä  I  xti  uiitè  du  viliaf^e  de  (/liabrey.  ].»e  11  janvier  1817, 
à  li  heures  du  luaiiu,  elle  Sut  trouvée  morte  dans  son  lit.  La  maison 
tout  entière  présentait  le  plus  grand  désordre  ;  les  armoires,  les  coffres 
étaient  oaverts  et  avaient  été  fractnrés.  Veuve  Christinat  paraissait  avoir 
succombé  à  une  asphyxie  par  occlusion  des  voies  aériennes  et  par  stran- 
gulation. Le  nez  était  écrasé,  les  lèvres  meurtries,  le  menton  contus  et 
très  meurtri.  Le  cou  était  livide,  siii-tont  dans  sa  partie  antérieure^  et 
paraissait  avoir  été  l'objet  d'une  forte  violence. 

Les  premièm  recberehes  ne  donnèrent  aucun  résultat.  Ce  ne  fut 
que  le  2  février  suivant  qnc  le  président  du  frilniiial  d' A  venelles  fut  in- 
formé «[lie  les  antenrs  de  ce  crime  suivi  de  vol  étaient  au  nombre  de  cinq, 
tous  habitant  la  contrée.  L'un  d'eux  avait  tout  avoué,  deux  jours  avant, 
à  l'aubergiste  du  village  et  cette  nou\rllc  n'avait  pas  tardé  à  circuler 
de  maison  en  maison.  Aussi  tous  les  coupables  avaient-ils  pris  la  fuite 
lorsque  les  gendarmes  arrivèrent. 

L'on  d'eux,  Daniel  Christinat  de  C%abrey,  fut  arrêté  peu  de  jours 
après  non  loin  d'Aarberg;  mais  il  parvint  A  s'échapper  des  mains  de 
ceux  qui  le  gardaient  et  se  précipita  dans  TAar,  où  il  se  noya.  Le  4  fé- 
vrier, Samuel- Henri  Sugnet  et  Jean-Daniel  Gentison  étaie  nt  rejoints 
à  Bâte  et  incarcérés.  David  SugnrJ  enfin  et  Sigismond  Jaunin  furent 
arrêtés  près  d'Arbois  (France),  le  2ti  février. 


')  Tendant  le  temps  qui  s'écoula  entre  le  11  et  le  27  juin,  (iolaz  fit  des 
aveux  coiupletü  au  gcùlier.  Lorsque  le  Tribucal  d'appel  voulut  les  faire  téuoriscr, 
Golaz  accusa  le  geéUer  d'Imposture,  puis  finit  par  reconnaître  le  vol;  mais  il 
i^loatalt  qu'il  avidt  eu  un  complice  qu'il  ne  voulait  pas  nommer  et  que  c^était  ce 
dernier  qni  avait  frappé  Crot.  —  Le  condamné  avait  cru,  lorsqu'il  avait  fait  ses 
premières  révélations  au  geôlier,  qu'elle?,  ne  pouvaient  être  prise-,  «  n  eonsidération 
par  le  Tribunal  d'appel,  la  procédure  étioit  elose.  Il  reuut  eu  arriére,  lorsqu'il 
vit  qu'il  nVn  était  pas  ainsi,  paicc  qu'il  croyait  encore  que,  saiu»  aveux  de  sa 
part,  il  ne  pouvait  être  condamné  pour  la  tentative  d'assassinat.  (V.  Mémoire»  sur 
PinêiitutUM  du  jury^  IT,  p.  43.) 

La  (picstion  de  saToir  si  la  peine  capitale  pouvait  être  prononcée  en  l'abst^nce 
d'aveux,  fut  disi'utr-i"  devant  les  deux  insfanees.  Le  tribunal  de  Vevey  la  résolut 
dlhnuutivement.  disant:  ,.q!ie  la  Ini  qui  m  alndt  la  torture  diäpen<«e  inipliritemput 
les  tribunaux  d'ajouter  nece>s{iirenieni  i  aveu  du  coupable  ù  la  conviction  que 
leur  e<H»eience  aura  acquise". 
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Les  aveux  des  trois  premiers  faeilitèreat  les  opérations  de  l'enquête 
et  forcèrent  Jaunin,  qui  d'abord  usa  de  mensonges  et  de  ruses,  à  recon- 
naître sa  culpabilité. 

Il  résulta  de  tours  dépositions  que  c'étaient  Jaunin  et  Cbristinat  qui 
avaient  eu  l'idée  de  cette  expédition,  dent  le  but  totit  de  s'emparer  des  4 
on  5000  éeiis  que  les  associés  supposaient  être  cbes  la  veuve  Cbristinat. 

Les  premiers  pourparlers  avaient  eu  lion,  trois  semai  nos  avant  le 
crime,  entre  Cbristinat  et  Jaunin;  Sanmel-IIenri  Sugnet,  de  Montmagny, 
entra  le  promior  dans  lo  complet,  puis  ce  furent  I>avi<l  Sufrnet,  frère  du 
précédent,  et  Jean-Daniel  (yenti^on,  de  Constantine.  (îentiHoii  était  le  plus 
jeune  des  cinq.  Il  n'avait  (jne  28  ans,  Samuel-Henri  Sii^qict  en  avait  44, 
son  frère  48,  et  Jaunin  l^J..  Ces  trois  derniers  étaient  pères  de  famille, 
et  jusqu'alors  leur  réputation  avait  été  intacte.  Jaunin  était  buissier  du 
jogo  de  paix,  et  en  cette  qualité  il  assista,  impassible,  aux  premières  opé- 
rations de  l'enquête,  au  relevé  du  cadavre,  aux  constatations  médicales. 
Ce  fut  même  lui  (jai,  devant  les  experts,  déshabilla  veuve  Cbristinat. 

C'était  lui,  d'ailleurs,  qui  avait  été  l'urne  de  l'association,  qui  l'avait 
organisée  et  f|iii.  pendant  les  jours  qui  précédèrent  le  crime,  s'rtait  em- 
ployé à  réeontorter  fienti^on  et  les  Snirtiet  et  à  remonter  leur  eoiiraf^e. 
Réunis  dans  l'écurie  de  (.'hristinat,  à  l'heuie  convenue,  il  parait  que  là 
encore  certains  d'entre  eux  voulurent  renoncer  à  leur  projet.  11  fallut  les 
menaces  et  toute  l'autorité  de  Jaunin  pour  les  faire  rester. 

Jaunin,  Gentison  et  Samuel  8ugnet  s'étaient  munis  de  feuilles  de 
papier  noirci  en  guise  de  masques  on  s'étaient  couvert  la  figure  de  char- 
bon. Aussi  étaient-ils  seuls  entrés  dans  la  miüson,  les  deux  demieis 
montant  la  garde  au  dehors  Jaunin,  le  premier,  s'était  précipité  sur 
la  veuve  Cbristinat  ;  aidé  de  Gentison,  puis  de  Sugnet  qui  avait  des  dé- 
faillances, il  l'eut  bientôt  mise  dans  rimp08siV)ilitr  de  <*e  défendre  ni  de 
crier.  I!«  lui  lièrent  les  mnins,  lui  attachèrent  un  inoneliuii  sur  la  bouche 
et  tiièrtiut  la  couverture  du  lit  sur  sa  tète.  IMu-i  tard,  lorsque,  malgré 
les  recherches  les  plus  actives,  ils  virent  qu'ils  étaient  loin  des  5000 
écus  qu'ils  convoitaient,  Vun  d'eux  pensa  les  trouver  dans  le  lit  de  leur 
victime.  Ils  la  posèrent  sur  le  plancher,  pendant  qu'ils  fouillaient  le  lit. 

Lorsqu'ils  s'éloignèrent,  ils  la  délivrèrent  de  ses  entraves;  mais  elle 
paraissait  être  morte*  On  se  partagea  an  coin  d'un  bois  les  20  louis 
qu'on  avait  trouvés;  ce  partage  fut  fait  par  Jaunin  et  Gentison,  qui  en 
profitèrent  pour  s'attribuer  une  part  plus  ronsidérable  du  butin.  Après 
quoi  les  cinq  complices  rentrèretjt  chez  eux. 

Ce  fut  le  27  août  que  le  tril»uii.Tl  d'Avenciics  prouuuya  sur  leur  .-Jort. 

Jaunin,  Gentison  et  ï^ainud  Henri  8u;:M»'t  furent  condamnés  à  la 
peine  capitale  en  vertu  de  l'art.  139  C.  P.;  David  Sugnet,  recuuuu  com- 
plice des  délits  commis  par  les  trois  premiers,  fut  rais  au  bénéfice  du  décret 
du  27  janvier  1800,  et  condamné  à  18  ans  de  fers.  Cette  cause  vint  devant 
le  Tribunal  d'appel  le  24  septembre;  la  sentence  des  premiers  juges  ne 
fut  confirmée  qu'en  ce  qui  concernait  Jaunin  et  Gentison.  Samuel  et  David 
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Sugnt't,  mis  tous  deux  au  ht-iirtirc  de  circonstances  atténuantes,  furent 
coTidaimicu  à  20  et  à  1 4  aii?i  de  fers.  L'arrêt  «tatne  que  Jannin  sera  exécuté 
le  deniier  et  qu'en  lieu  d'exposition  publique,  leb  frères  Sugnet  seront  pré- 
sents à  l'eiécQtion  des  nôtres  condnmnfe.  Celle-ci  eut  lieu  le  26  septembre  '). 

7.  Le  13  novembre  1818,  une  femme  âgée  de  S2  nns  montait  sur 

l'échafaud.  C'était  Marie^MarguarUe  Duruaself  de  Seignent.  Elle  avait 

été  condamnée  à  la  peine  capitale  pour  incendie,  par  le  tribunal  de 
Payeme,  et  le  Trihuiial  d'appel  avait  niaint(;nii  eette  sentence  sans  r]u'au- 
cune  de  ce»  autorités  eût  cru  pouvoir  faire  usage  du  décret  du  27  Jan« 
vier  1-'^'  >'  >  " 

Cette  feinnie  avait  époiisié  ppu  d'années  auparavant  le  ré;rent  Du-' 
rutiäel,  de  Seigneux.  Ni  elle  ni  buii  mari  ne  surent  se  faire  aiiuer  de  la 
population,  avec  laquelle  ils  étaient  en  continuels  différends.  Uu  procès 
relatif  à  la  pension  de  cet  institntenr,  procès  (|ui  8*était  élevé  entre  lui 
et  la  commune  et  que  celle-ci  gagna,  acheva  de  brouiller  les  éponzDn> 
mssel  avee  presque  tout  te  village.  Peu  après,  Dnmssel  mourut  et  aa 
femme  attribua  ce  décès  an  elia^rin  qu'il  avait  ressenti.  Elle  bérita  de 
son  mari  et  aflirma  en  cours  d'enquête  que  cette  circonstance  avait  ex- 
cité la  jalousie  et  lui  avait  attiré  de  nouvelles  perséeutions.  Elle  assura, 
non  sans  tjuel«(ue  raison,  (|u'elle  était  sans  cessf»  en  butte  à  des  dummau'es 
et  à  des  injures.  „0n  coupait  ses  légumeni  au  /j/anJage,  on  emmêlait  son 
chanvre,  on  renversait  ses  ruches  d'abeilles,  on  remplisnait  m  cave  d'eau, 
on  brisait  ses  fenêtres.  Un  jour  même  on  alla  ju»t|u'à  répaudre  des 
ordures  sur  elle  et  sur  un  gâteau  qu'elle  portait 

Ces  outrages  lui  inspirèrent  une  haine  violente  contre  cous  qu'elle 
en  accusait,  et  par  deux  fols,  le  27  juillet  et  le  11  aoAt  1818,  elle  mit 
le  feu  A  des  maisons  du  village,  fille  le  fit  chaque  fois  de  jour.  Le 
27 juillet,  3  bâtiments  furent  détruits;  le  11  août,  elle  ne  causa  aucun 
dommage,  le  feu  ayant  été  immédiatement  découvert. 

Prise  en  flagrant  délit,  en  quelque  sorte,  elle  essaya  cependant  de 

nier.  Elle  finit,  an  ttout  de  ((uel<{ue8  jours,  par  reconnaître  sa  culpa- 
bilité. Elle  invofjiia  comme  cxnise  lea  outrages  dont  elle  a\ait  été  abreu« 
vée;  mais,  nous  I  avons  déjà  dit,  ses  juges  furent  impitoyables. 

8*  Le  23  mars  1819,  jour  du  marché  de  Vevey,  deux  habitants 
de  Semsalea  (Fribooig),  qui  retournaient  chex  eux,  s'arrêtaient  à  9  heures 


*)  A  cette  ooession  le  Petit  Conseil  avait  prescrit  que  :  „l'accuaateor  public 
„en  chef  défendra  expressément  à  r  x*'  ut« nr  >le  laisser  boire  par  personne  du 
„tang  dos  condamnés  au  moment  tie  1  exécution,  ce  qui  a  en  Heu  précédemment 
,aoiu  prétexte  de  guérir  des  maladies."  Il  s'agissait  de  l'épilep^ie. 

*)  En  1854,  partisans  et  adversaire;*  de  la  peine  de  uiui  i  etaieia  d'accord 
pour  reconnaître  qu*ou  avait  été  trop  rigoureux  envers  la  coudamuée.  —  ßulktin 
du  Grand  Cotueil,  mai  1854,  p.  365  et  869.  Discours  Eytel  et  Pidou. 
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du  soir  environ  h  l'anlierge  de  Corsier.  C'étaient  le  p^re  et  le  fila  Gau- 
dard.  Tous  deux  avnit  iit  beaucoup  bu  pendant  la  Journée;  le  père  seul 
cependant  niarchail  didicilemcnt.  A  l'auberge  où  ils  s'arrêtèrent  et  uù  se 
trouvaient  entre  autres  Jean  Daniel  Dufey,  François  Dufey  et  Jacques  Baud, 
le  fils  Gaudard  chercha  querelle  à  ceux  qui  rentouraient;  il  injuriait 
et  maltraitait  son  père.  Deux  antres  Friboorgeoia  qui  buvaient  à  une 
table  voieine  B^étant  mis  en  route,  les  Oaudard  lea  suivirent  bientôt. 

Lorsque,  quelques  minutes  plus  tard,  les  deux  Dufey  et  Band  sor- 
tirent à  leur  tour,  ils  trouvèrent  les  Gaudard  >\  peu  de  distance  de  l'au- 
berge. Le  père  était  étendu  an  bord  du  clieniin  et  son  fils  lo  rouait  de 
coups.  Baud  proposa  A  ses  compagnons  d'intervenir  ft  de  faire  cesser 
ces  violences,  mais  ceux-ci  tv'  vonlurcnt  jms  et  tous  trcjis  ils  rdiitinuèrent 
leur  route  Presque  au  mfinc  luonicnf,  Gaudard  iai^tsait  son  père  et,  se 
préfipitant  sur  Fran»;ois  l»ult;y,  lui  donnait  un  coup  de  couteau  à  la 
cuisse.  Le  bang  jaillit  aussitôt  avec  force,  le  coup  avait  atteint  une 
aiière  et  Dufey  s'affaissa  au  bord  du  chemin. 

Band,  voulant  aller  chercher  du  secours,  dut  passer  devant  les  Gau- 
dard; le  Iiis  essaya  de  l'arrêter,  mais  Baud  réussit  ä  forcer  le  passage. 
Ne  le  voyant  pas  revenir,  Jean- Daniel  Dufey  prit  la  même  direction. 
Lui  aussi,  il  dut  lutter  contre  le  Üls  Gaudard,  mais,  moins  heureux  que 
Baud  y  il  en  reçut  un  coup  de  couteau  à  la  tête  et  se  blessa  la  main  en 
en  parant  un  second. 

Qunjid  les  secours  arrivèrent,  François  Puffv  était  mort.  Le  juge 
de  paix,  qui  avait  été  avisé,  trouva  les  Gaudard  à  la  mémo  place;  le 
fils  était  assis  et  tenait  la  tête  de  son  père  sur  ses  genoux.  Celui-ci 
portait  la  trace  de  plusieurs  coups  de  couteau.  L'instrument  avec  lequel 
le  fils  Gaudard  avait  frappé  fut  retrouvé  dans  une  vigne  à  quelques  pas 
de  l'endroit  ot  il  était  assis.  De  nombreux  témoins  le  reconnurent  pour 
avoir  appartenu  au  prévenu.  Malgré  tes  preuves  que  l'enquête  recueillit 
contre  lui,  Joseph  Gaudard  nia  et  prétendit  avoir  seulement  donné  des 
coups  de  bâton  à  des  individus  qui  avaient  assailli  son  père. 

Le  28  avril,  le  tribunal  de  Vevey  le  condamnait  à  la  peine  capitale, 
en  vertu  des  articles  130  et  136  C.  P.,  et  le  Tribunal  d'appel  confirma 
ce  jugement  ').  Gaudard  était  âgé  de  24  ans. 


')  Les  deux  scnfoiup^.  pour  oxpliqutT  la  préméditation,  invoquent  cette 
circoiist.inop  (pif»  rtaiulard  „dut  courir  sur  un  es>pac<'  d»^  "m;  j)a.s  avant  d'atteiudre 
Fran<;(us  iJutey  qu  il  trappa".  —  Lvi  violences  exercées  sur  sou  père  et  sur  Jean- 
Daniel  Dufey  furent  couâidcrées  comme  cun^tituant  „les  autres  crimes''  prévus  à 
Particle  139. 

A  propos  de  l'exéctition  de  Oaudard,  qui  eut  lien  à  Vevey,  conformément  k 
l'article  'j  C.  P.,  voir  BuUelin  ân  Grand  Coutil,  mai  1854,  p.  Mö.  „II  so  ])a$8a 

„à  sou  exécution,  y  lisons-nous,  dos  chont^s  (pii  t'ont  fVi mir  l.i  n;Uiire  vit  vondre 
„le^  yeux  du  condamné  ù  un  medeciu  de  Vevey  pour  quelques  pièces  d'ai'geat.*^ 
Nous  n'avons  pu  vériticr  ce  fait. 
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9.  Dis  Icrs,  une  dernière  ')  exécution  eut  lieu  sous  remiiire  du 
Code  pénal  lielvétique.  Ce  fut  celle  de  Pierre  Forestier  ^)  qui,  ie 
24  janvier  1824,  eut  la  tète  tranchée  par  le  glaive,  à  Marges.  •) 

Forestier  et  un  individa  du  nom  de  Jeaii'Mftrie  PiroUy  étaient  tovti  deax 
ouvriers  chez  un  maftre-maçon  de  Bnreins.  Le  16  novembre  1823,  après 
aroir  réglé  compte  avec  son  patron,  Pirolly  prit  la  route  de  Rolle  pour 
de  là  rentrer  en  Italie,  par  Lausanne.  II  fut  rejoint  par  Forestier,  qui 
dit  vouloir  raeeompsifrner  juaqu'.^  Morges.  Arrivés  près  d'Allaman,  Pirolly 
«'étant  plaint  du  froid,  Forestier  lui  proposa  de  sortir  de  la  route  et 
daller  au  rovert»  d'un  petit  bois  i\n)  t-tait  jirès  de  \h. 

Kn  cet  cuUroit.  tons  deux  s'assirent  et  Forestier,  faisant  remartjuer 
à  son  camarade  que  sa  cravate  était  mal  attachée,  voulut  la  refaire, 
mais  Pirolly  l'arrangea  lui-même.  Forestier  se  mit  ensuite  à  examiner 
les  vStements  de  ce  dernier,  tfttant  leur  étoffe  et  lui  demandant  le  pris 
qu'ils  avaient  eoûté.  En  ce  faisant  il  passa  derrière  Pirolly,  qu'il  saisit 
soudain  par  sa  cravate.  L'ayant  renversé  sur  le  sol,  il  fit  les  plus  vio* 
lents  efforts  pour  l'étrangler;  puis,  quand  il  vit  Forestier  sans  mouvement, 
il  le  frappa  de  nombreux  coups  de  pied  sur  le  crâne  et  sur  le  corps, 
le  traîna  dans  un  fossé,  où  il  le  couvrit  de  quel(|ue8  brancha^rcs.  Il  Ini 
enleva  sa  veste  et  sa  bourse  contenant  7  écus  neufs  et,  avant  de  partir, 
fit  une  ineiëion,  avec  son  enuteau,  î\  l'un  des  pieds  de  PiruUy.  *) 

Celui-ci  n'était  pas  mort;  péniblement  il  put  atteindre,  une  lieure 
plus  tard,  les  premières  maisons  de  St-Prcx.  Ses  blessures  se  guérirent 
et  II  rentra  en  Italie  avant  le  jugement  de  Forestier  qid,  arrêté  le  soir 
même  du  crime,  fit  les  aveux  les  plus  complets.  Il  reconnut  ses  bru- 
talités et  sa  culpabilité  avec  une  franchise  presque  naïve,  qui  frappa  ses 
premiers  juges.  Ceux  ci  le  condamnèrent  ji  20  ans  de  fers,  en  applica- 
tion de  l'article  133  C.  P.  (homicide  sans  préméditation).  Mais  le  Tribunal 
d'app'  l.  le  21  janvier  1824,  réforma  cette  sentonce  et  prononça  la  peine 
capital!  l'Art.  136,  138  et  139  G.  P.,  homicide  avec  préméditation  ac- 
compagne dé  vol.) 

')  Le  6  septembre  1823,  le  tribunal  d^Oron  avait  condamné  à  mort  Susette 
Revelly,  Agée  de  20  ans,  pour  hifanticido.  Le  jugement  est  fondé  sur  les  articles 

188  et  180  (houiicidc  uvec  préméditation);  il  déclare  qu'aucune  circonstance  atté- 
nuautc  n'a  été  troitvf'c  en  la  eause.  Mais  le  Tribunal  d'aj)pei,  au  contraire  tle 
cette  décihioii,  tit  application  ä  la  condamnée  du  décret  du  27  janvier  180<»,  et 
prononça  contre  elle  10  ans  de  détention  à  la  maison  de  force.  —  Voir  (^nt  littes 
faifê  remarquait*  ^infanHcide  «oumi»  aux  réflexion»  du  UgitHaUurf  etc.,  par 
S.  Clavel,  membre  du  Tribunal  d'appel  du  canton  de  Vaud,  psge  16.  lAUsanne, 
Ckirbaz,  1825. 

*)  Pierre  Forestier,  orij^iuaire  de  Mi^n^^y  (Savoie),  était  Agé  de  18  ans  en- 
viron.   Son  passeport,  daté  d'avril  182o,  indiquait  17  ans. 

L'f.xécuteur  dut  s'y  prendre  à  trois  fois  pour  décapiter  cet  individu. 

*)  F.  déclara  (^ue  le  but  de  cette  iucisioo  était  „de  saigner  T.,  afin  qu'il 
restât  là".  Le  médecin  qui  soigna  le  blessé  admit  qne  cette  ssîgnée  lui  fut  salu> 
tsiro,  en  évitant  l'apoplexie  qui  devait  être  la  conséquence  de  la  strangulation. 


Digitized  by  Google 


176 


Cliarleä  Öoldaa  et  Camille  Decoppet. 


Lea  formes  suivies  poar  ehieane  des  exéentions  qui  eurent  liea  de 
1805  à  1824  furent  les  mêmes,  filles  se  eonservaient  par  tradition  et 
le  Petit  Oonseil  les  prescrtTsit  à  nonvean  dans  ehaqne  eas  particulier. 

La  sentence  d'appel  n'était  communiquée  au  condamné  que  le  soir 
avant  Texecation,  par  le  Lieutenant  do  Petit  Conseil  et  en  présence  des 
ecclésiastiques;  nppriôs  pour  «préparer  le  prisonnier  et  loi  administrer 

les  secours  spiiituds''. 

\jC  Ifiiilciiiaiii  matin,  après  lectnif  puhlifpin  de  la  procédure  et  de 
la  sentence,  le  cort»  se  dirigeait  vers  l'échafand,  ayant  à  sa  tête 
l'Accusateur  public  en  chef,  accompafçné  de  son  substitut  près  le  tribunal 
de  première  instancCt  le  Lieutenant  du  Petit  Conseil,  suivi  de  son  secrétaire 
et  de  ses  huissiers,  tous  i  cheval.  Un  peloton  de  milice  précédait  et  suivait 
le  condamné|  qui  marchait  escorté  de  12  gendarmes  et  de  deux  ecclésiastiques. 

L'Exécuteur  de  la  haute  justice  était  vêtu  d'un  manteau  écarlate  et 
coiffé  d'un  chapeau  galonné  d'or. 

Après  Texccution,  Tun  dis  fcclésiastiques  présents  adressait  une 
allocution  à  la  fouie  du  haut  de  Téchafaud. 

A  l'exception  des  deux  dernières  exécutions,  toutes  les  autres  eurent 
lien  à  Yidy. 

IV. 

L*abseiice  do  tome  disposition  permettant  un  acte  de  démence 
du  souYrrain  avait  lirjà  préoccupé  l'opinion  publique  pendant  la 
période  de  TActe  do  Médiation.  Bien  que  celui*ci  gardât  le  silence 
au  sujet  du  droit  de  grâce,  le  Petit  Conseil  soumit  à  l'autorité 
législative,  déjà  en  1810,  un  projet  de  loi  destiné  à  en  rcVhr 
Pexercice.  Des  divergences  de  vues  se  manifestèrent,  toutefois,  suit 
entre  le  gouvernement  et  la  commission  du  Grand  Conseil,  soit 
entre  les  membres  de  cello-ci,  et  comme,  à  cette  époque,  le  Urand 
Conseil  pouvait  seulement  accepter  ou  rej«  ter  les  projets  de  loi  à 
lui  soumis,  mais  non  les  amender,  on  alM>utit  finalement  à  un  rejet. 

Une  nonvelle  constitution  fut  adoptée  par  le  Grand  Conseil 
le  4  août  1814.  Il  saisit  cette  occasion  pour  y  introduire  la  dis- 
position suivante; 

^Art  34»  Le  droit  do  grÂce  est  admis.  11  est  exercé  par  un 
décret.  La  loi  régie  les  conditions  nécessaires  pour  obtenir  la  grftce, 
ainsi  que  la  forme  particulière  du  décret.* 

Le  principe  était  ainsi  posé.  Néanmoins,  cette  fois-ci  encore, 
l'impossibilité  constitutionnelle  où  se  trouvait  le  Grand  Conseil  d'in- 
troduire dans  les  projets  de  loi  à  lui  soumis  par  le  gouvernement 
les  modifications  qui  lui  paraissaient  utiles  vint  en  retarder  Pezé- 
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cution.  Do  nouveaux  projets  sur  l'exercice  du  droit  de  grâce, 
prt''S('ntés  par  le  Coubeil  d'Etat  en  IHliS,  1819  et  182'),  furent  suc- 
ccssiveraeut  r<  jctéH,  comme  Tuvait  été  celui  de  181Ü,  et  ce  n'est 
qu'en  1826  qu'un  accord  put  enfin  intervenir. 

LoH  rapports  des  divcrsrs  coinniissions  qui  eurent  h  examiner 
les  projets  du  gouvernement  ne  sont  point  sans  ottrir  un  icrtnin 
intérêt.  Ils  prouvent  que  si  d'une  part  on  était  (l'accord  pour  re- 
cniHiaître  que  la  trr.ire  était  nécessaire  pour  teiiipértT  la  rigueur  <le 
certains  châtiments  (k'ci<léint'nt  disproportionnés  au  délir,  de  l'autre 
cepf^ndant  on  était  très  convîiincu  de  la  nécrM.sité  de  la  r<^streindre 
à  des  cas  tout  à  fait  exceptionnels,  ahn  de  ne  pas  faire  uaîtrr  des 
alnis.  La  conciliation  de  ces  deux  principes  était  conHidéré»'  comme 
une  entreprise  présentant  des  ditHcuhés  presque  iuaurmontaldi  s  ; 
„c'est  un  labyrinthe'*,  écrivait,  en  181 un  iurisconsuitc  do  grand 
mérite,  8.  Clavel,  rapporteur  de  l'un»'  des  conimisMous.  En  ce  qui 
concerne  le  meurtre  prémédité,  ou  était  généralement  d'accord  pour 
l'exclure  des  cas  où  la  grAce  serait  possible;  ou  y  ajouta  jilus  tard 
l'incendie,  pour  l  ahaudonner  de  nouveau  ensuite.  îlne  autre  diffi- 
culté était  la  situation  du  condamné  vis-à-vis  la  partie  civile;  à 
l'origine,  le  gouvernement  ])ioposait  de  u'adinottre  un  recours  ea 
grâce  que  dans  le  cas  où  la  partie  civile  se  déclarerait  satisfaite. 
Dans  la  suite,  on  renonça  eepondaiit  à  cotte  condition  pour  le  nmiif, 
certainement  très  juste,  qu'il  n'appartient  pas  au  lésé  de  .s'immiscer 
dans  l'application  de  la  peint'.  Le  souci  de  n««  pas  porter  atteinte 
au  principe  de  la  bépaiatiuii  des  pouvoiiö  tut  également  une  des 
préoccupations  du  législateur;  c'est  ainsi  qu'on  discuta  sur  le  point 
de  savoir  si  la  recnmmamlaf ion  à  la  grâce  des  tribunaux  (pii  avaient 
connu  du  cas  serait  une  condition  ame  qua  non  de  la  grâce,  ou  si 
l'opinion  favorable  ou  défavorable  de  ces  autorités  aurait  la  valeur 
d  ua  simple  préavi.s.  Le  premier  projet  puu.siùt  éviter  ces  diûicultés 
en  créant  ])our  l'examen  des  demandes  en  grâce  une  „ chambre 
d'interccssiou*  spéciale  ;  elle  fut  abandonnée  comme  constituant  un 
rouage  trop  compli(jué.  Enfin  on  ne  fut  pas  toujours  d'accord  sur 
l'admissibilité  d'une  simple  commutation  de  peine  au  lieu  de  la  grâce 
entière;  une  commission,  entre  autres,  se  prononça  pour  quo  la  grâce 
fût  toujours  complète,  cela  afin  qu'on  ne  fût  pas  tenté  d'en  faire  abus. 

La  loi  du  3  juin  1826  sur  l'exercice  du  droit  de  grâce,  qui 
finit  par  sortir  de  ces  longs  débuts,  accorda  un  recours  en  grâc(>  h 
tout  individu  condamné  „à  une  peine  capitale  ou  infamante",  pourvu 
toutefois  qu'il  no  s'agit  pas  d  un  meurtre  commis  avec  dol  et  pré- 
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méditatioii,  et  que  le  reoouraat  n'e&t  pas  été  précédemment  con- 
damné pour  crime.  Haia  le  CouBell  d*£tat  consenrait  un  droit  de 
veto  absolu;  il  décidait  souTerainement  s'il  y  avait  lieu  de  présenter 
ou  non  un  décret  de  grâce  au  Grand  Conseil.  Une  décision  faro- 
rable  au  recours  ne  pouvait  même  être  prise  qu*à  la  majorité  des 
deux  tiers  des  Toix  au  cas  o&  l'un  ou  l'autre  des  tribunaux  qui 
avaient  connu  de  la  cause  se  prononçait  contre  la  grâce.  Ce  dernier 
point  fût  toutefois  modifié  dans  la  suite  par  le  code  de  procédure 
pénale  du  28  janvier  1836,  qui  se  contenta  dans  tous  les  cas  de 
la  simple  niajorité  du  Conseil  d*Etat  en  ce  qui  concernait  la  prise 
en  considération  du  recours.  Quant  à  la  niajorité  du  Grand  Conseil, 
exigéo  pour  Tadmission  de  ta  demande,  elle  était  des  deux  tiers. 

Le  système  que  nous  venons  d'esqnisser  demeura  en  vigueur 
ju8(]u'en  1844,  soit  jusqu'à  l'entrée  en  vigueur  du  code  pénal 
du  18  février  1843.  Pendant  cette  période,  le  Grand  Conseil  ne 
ne  trouva  d'ailleurs  pas  dans  le  cas  de  commuer  une  peine 
capiiale,  aucune  condamnation  à  mort  n'ajant  été  prononcée.  En 
revanche,  la  grâce  fut  accordée  dans  d'autres  cas.  Le  premier  con- 
damné qui  en  bénéficia,  suivant  décision  du  29  mai  1827,  mérite 
d*étre  cité.  C'était  un  citoyen  lausannois,  ancien  officier  au  service 
de  Prusse  et  chevalier  de  Halte,  qui  avait  eu  le  malheur  de  blesser 
mortellement,  en  1803,  dans  un  combat  singulier  sans  témoins,  un 
de  ses  amis,  également  officier,  avec  lequel  il  avait  eu  une  vive 
altercation  à  propos  d'un  chien  de  chasse.  Bien  que  la  victime  eût 
reconnu  sur  son  lit  de  mort  (ju'elle  avait  provoqué  son  adversaire  et 
bien  qu'elle  lui  eût  pardonné  expressément  avant  de  mourir,  dé- 
clarant ne  porter  aucune  plainte,  l'auteur,  qui  s'était  réfugié  à  Genève, 
n'en  fut  pn9  moins  condamné  par  leTribunal  d'appol  à  cinq  ans  de  fers, 
comme  convaincu  du  crime  d'homicide.  Ce  cas,  qui  fit  déjà  en  1825 
l'objet  d'une  pétition  du  condamné,  ne  semble  pas  avoir  été  étranger 
aux  décisions  du  Grand  Conseil  relatives  à  l'exercice  du  droit 
de  grâce. 

V. 

En  même  temps  que  le  Grand  Conseil  cherchait,  par  la  loi  sur 
l'exercice  du  droit  de  grâce,  à  adoucir,  plus  que  ne  l'avait  ßiit  la 
loi  du  27  janvier  1800,  les  rigueurs  du  code  pénal  helvétique,  il 
portait  son  attention  sur  une  revision  complète  de  la  législation 
pénale.  Déjà  en  1804,  une  commission  fut  diargée  de  l'élaboration 
d'un  projet  de  code  pénal;  son  travail  fut  toutefois  interrompu  pour 
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ne  pas  nuire  à  la  rédaction  du  code  eivil,  qui  fut  jugé  plus  urgent*). 
Après  l'adoption  de  celui-oi  il  fut  repris  et  en  janvier  1823  parut 
un  projet  de  code  pénal  en  463  articles  qui  s^inspirait  fortement 
des  théories  ayant  cours  en  Allemagne  et  ne  fut  d'ailleurs  jamais 
adopté.  Il  est  donc  inutile  de  s'j  arrêter  longuement.  Kelevons  ce- 
pendant que  ce  projet  restreignait  sensiblement  le  nombre  des  délits 
réprimés  par  la  peine  capitale.  Toutefois,  il  admettait  pour  Tassas* 
sinat  qualifié  et  pour  l'empoisonnement  Yolontaîre  qualifié  (c'est-à- 
dire  commis  sur  un  ascendant  ou  descendant  légitime  ou  naturel, 
sur  l'un  des  époux  par  l'autre,  entre  firères  et  sœurs,  oncles  et 
ncTeux,  beaux'pöres  et  gendres,  ou  sur  un  magistrat  dans  l'exercice 
de  ses  fonctions)  une  aggravation  exemplaire  de  la  peine  de  mort*); 
elle  consistait  en  ce  que  le  condamné  devait  être  conduit  au  lieu 
du  supplice  nu-pieds,  la  tête  couverte  d'un  voile  noir,  vêtu  d'une 
camisole  rouge  et  portant  sur  la  poitrine  et  sur  le  dos  un  écritean 
indicateur  de  la  nature  de  son  crime*).  Dans  les  autres  cas,  le  con- 
damné à  mort  devait  être  conduit  au  lieu  du  supplice  tête  nue, 
vêtu  d'une  camisole  brune  et  porteur  de  l'écriteau  ci-dessus  men- 
tionné. La  peine  était  exécutée  par  décapitation. 

Nous  avons  dit  que  le  projet  de  code  pénal  de  1823  ne  fut 
jamais  adopté.  En  effet,  la  réforme  de  la  procédure  pénale  parut 
plue  urgente  que  celle  du  droit  pénal  matériel;  du  reste,  cette 
dernière  avait  perdu  de  son  importance  depuis  que  le  Grand  Conseil 
avait  décidé,  en  1819,  la  construction  de  la  maison  pénitentiaire, 
qui  fut  commencée  on  1822  et  achevée  en  1826.  Cette  entreprise, 
une  des  premières  de  ce  genre  en  Suisse,  avait  attiré  l'attention 
sur  le  but  de  la  peine  en  général  et  sur  lu  recherche  du  iiioiiieur 
système  pénit<'utiaire.  De  là  à  discuter  la  iiécesHité  du  maintien  de 
la  pciue  de  mort  il  ify  avait  qu'un  jias.  Aussi  n'y  a-t-il  rien 
d'étonnant  à  ce  que,  à  cette  époque  déjà,  den  voix  ^'élevassent 
dans  le  canton  de  Yaud  pour  en  demander  la  supprei^sion.  Les 
mémoires  présentés,  en  1819,  au  concours  ouvert  par  le  Conseil 
d'Etat  sur  la  question  de  rintruduetion  du  j'ury  sojit  instructiis  à 
cet  égard;  ils  respirent  des  sentiments  (rhaniaiiité  (|ui  étaient  loin 
de  se  manifester  au  même  de^nré  dans  d'autres  cautuns.  .S'uppuyant 
sur  Beccaria  et  sur  Bentham,  dont  Etienne  Dumout  venait  de  publier 

*)  D.  A.  Chavannes,  IJe  Vadministration  ptMique  du  canton  de  Vaud,  dès 
1808  à  Î83i,  p.  12. 

Art.  156  et  162. 
*)  Art.  19. 

S«tMhr.f.8ckwdiw  Stfmtaèhb  CJakig.  13 
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à  Genève  hi  Tactique  des  assemblées  législatives,  Virn  dos  coacuneuts, 
le  juge  d'appel  de  Laharpe,  recommandait  au  législateur  d'être  trAn 
sobre  de  punitions,  surtout  dans  les  grands  criinesi.  „Si  le  spectacle 
rare  d'un  grand  scélérat,  mis  à  mort  après  la  solennité  d  une  iusti  uc- 
tioE  publi^uu,  et  avec  le  plus  grand  appareil,  en  impose  à  lu  mul- 
titud»',  écrivait-il,  ces  scènes  trop  rap[iruchées,  lors  surtout  quo  le 
foupable  n'a  pus  mis  à  mort  lui-même,  inspirrut  plu?*  de  pitié  que 
d'effroi,  et  u'arrêtont  pas  lu  méchant,  qui  s'accDUtumo  avec  d'autant 
rnuius  de  peint'  à  tout  ce  qu'une  pareille  tin  a  d'épouvantable,  qu'il  en  est 
témoin  joui  naher.  (Jette  punition,  concluait-il,  si  l'on  veut  la  »  tinserver, 
devrait  être  exclusivement  réservée  au  meurtre  avec  préméditation.*") 

Quelques  années  plus  tard,  en  1823,  un  autr*  magistrat  vaudois, 
L.  de  Doutpicrre ,  le  président  du  tribunal  du  district  d'Avenches 
qui  avait  dirigé,  eu  IblT,  l'instruction  de  la  cause  Jaunin  ci  consorts, 
8*élevait  également  contre  la  peine  do  mort.  „Deux  conditions  sont 
indispensables  pour  justitier  une  peine,  disait-il;  celle-là  u'en  rem- 
plit aucune.  Elle  n'est  pas  nécessaire;  donc  sa  rigueur  est  injuste; 
elle  rend  impossible  la  régénération  de  celui  qui  la  subit,  à  moins 
qu'on  ne  prétende  qu'abattre  une  tête  soit  corriger  un  homme.  Se 
trouvera-t-il  des  personnes  qui  jugent  assez  mal  Thumanité,  pour  croire 
qu'en  supprimant  la  peine  de  mort  on  livre  la  société  sans  défense 
i\  ses  ennemis  S'il  en  est,  je  leur  demanderai  de  permettre  qu'on 
fasse  au  moins  un  essai  de  quelques  années.*^  ^ 

Ces  voix,  sans  deute,  étaient  isolées.  Mais  la  question  s'impo- 
sait à  l'attention  des  liomnies  appelés  à  discuter  les  problème» 
sociaux.  Ilappelons  encore  que,  vers  la  même  époque,  en  1826,  à 
(renèvc,  le  comte  de  Sellon  ouvrait  de  son  chef  un  concours  sur  la 
(juestion  de  la  suppression  de  la  peine  de  mort,  eu  déclarant  d'avaace 
([u'il  n'accepterait  que  les  mémoires  favorables  à  l'abolitioiL  II  en 
reçut  trente  L'un,  qui  est  conservé  en  manuscrit  à  la  Bibliodièque 
cantiiuale  vaudoise,  avait  pour  auteur  un  ayocat  lansaniloîs,  hane 
Roiuje.  Ce  concours,  qui  s'ottTrait  à  deux  pas  de  la  frontière  vau- 
doise, n'a,  sans  doute,  pas  été  sans  exercer  de  l'influence  sur  l'opinion 
publique  da  us  le  canton  de  Yaud  ;  on  peut  en  dire  autant  de  l*élo- 
quent  plaidoyer  par  lequel,  un  peu  plus  tard,  en  1829,  Victor 

')  Mimoireê  sur  k  jwy,  I,  p.  55. 

■)  11.  de  Dompierre«  Kiamen  du  droit  de  grint-,  p.  105  et  100. 

^  Lucas,  Du  sifstèine  pénal  tt  du  xt/stètne  réprextif'  en  général:  <h:  ht  freinte 
d"-  mort  m  particulier,  p.  414.  —  Le  professeur  Uossi  était  l'un  des  membrei 
du  jury. 
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Hugo  t'aidait  appel  aux  sentiments  d'huraanit«  de  toutes  les  personnes 
en  état  de  lire  Le  dernier  jour  d'un  condamné. 

VI. 

De  1824  à  1846  il  11*7  eut,  dans  le  canton  de  Yand,  ni  con- 
damnation  à  mort,  ni  exécution.  Avant  de  rappeler  les  principales 
causes  capitales  dont  les  tribunaux  eurent  à  s'occuper  durant  cette 
période,  il  conyient  de  jeter  un  rapide  coup  d*œil  sur  les  modifi* 
cations  qui  se  produisirent  dans  la  législation  pénale. 

En  ce  qui  concerne  la  procédure,  un  régime  tout  nouTeau  fut 
inauguré  dès  le  1"  janvier  1838,  ensuite  de  Feutrée  en  vigueur  du 
code  de  procédure  pénale  du  28  janvier  1836  et  de  la  loi  du 
25  mai  1837  sur  Toiganisation  des  tribunaux  chargés  de  Tadminis- 
tration  de  la  justice  pénale.  Les  procédures  criminelles  n*étaient 
plus  soumises  d'office  au  tribunal  d*appel  ;  celui-ci  devenait  tribunal 
de  cassation.  £n  revanche,  il  était  créé  pour  tout  le  canton  deux 
arrondissements  judiciaires  criminels;  dans  chacun  d'eux  fonctionnait 
un  tribunal  criminel,  composé  de  douze  juges  ;  les  débats  étaient 
dirigés,  dans  tout  le  canton,  par  un  magistrat  unique  ne  faisant  pas 
partie  du  tribunal  et  portant  le  titre  de  directeur  des  débats.  L'in- 
tention très  nette  du  législateur  avait  été  de  restreindre  de  plus  en  plus 
Tapplication  de  la  peine  de  mort.  A  cet  effet,  il  exigeait  d'une  part 
une  majorité  de  neuf  voix  pour  constater  que  l'accusé  était  l'auteur 
du  &it  obj<H  de  l'accusation  ')  ;  d'autre  part,  pour  prononcer  ime 
condamnation  capitale,  l'unanimité  des  suffrages  était  requise  soit 
an  sein  du  tribunal  criminel,  soit  également,  en  cas  do  recours,  au 
sein  du  tribunal  de  cassation,  du  moins  lorsque  le  tribunal  criminel 
n'avait  pas  cru  devoir  faire  application  de  la  peine  de  mort^. 

Quant  au  droit  pénal  matériel,  il  subit  un  remaniement  complet 
par  l'adoption  du  code  pénal  du  18  février  1843.  C'est  lors  de  la 
discussion  de  ce  code  que  la  question  de  Tabolition  de  la  peine  de 
mort  sortit  pour  la  première  fois  du  domaine  théorique  pour  se 
poser  pratiqut  ineiU  devant  l'autorité  législative, 

projet,  prénenté  en  1842,  proposait  le  maintien  d*'  la  peine 
capiiaic;  mais  ['«exposé  des  motifs  reconnais8ait  très  tVanehenieut 
qu'elle  devait  être  réservée  aux  grands  crimes  en  attendant  ijue 
rabolition  complète  devint  réalisable.    ^La  marche  naturelle  des 

')  tûtie  (le  procédure  pénale,  art.  355. 
*)  Ibid.,  art  865  et  485. 
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idées,  diaait-il,  indique  anse/  que  le  monde  tend  de  plus  en  plus  à 
rabolition  graduelle  de  la  peine  de  mort  Cette  tendance  est  évidente 
dans  notoe  canton  ;  maig  la  peine  de  mort  pourrait-elle  y  être  com- 
plètement abolie  déjà  aujourd'hui  y  Le  ConBeil  d*£tat  pense  que  ce 
serait  dépasser  le  vœu  général.  Il  ne  faut  pas  oublier,  non  plus, 
que  le  canton  de  Yaud,  quoique  Etat  indépendant,  fait  partie  de  la 
Confédération  suisse  et  de  la  famille  européenne;  que  dans  les 
autres  Etats  suisses  et  européens  la  peine  de  mort  est  maintenue,  et 
qu*il  est  peut-ôtre  difficile  à  un  petit  Etat  de  faire  trop  brusquement 
exception  sur  ce  point;  que,  dans  tous  les  cas,  nos  soldats  seraient 
soumis  à  la  p^ne  de  mort  quand  ils  seraient  au  service  de  la  Con- 
ffidération.  Hais  si  le  Conseil  d'Etat  a  cru  devoir  maintenir  la  mort 
dans  le  catalogue  des  peines,  on  pourra  se  convaincre,  par  la  lecture 
du  projet,  que  cette  peine  a  été  réservée  pour  les  plus  grands  crimes 
qui  ne  seraient  accompagnés  d'aucune  circonstance  atténuante,  et  que, 
dès  lors,  elle  sera  très  rarement  appliquée.  Ainsi  le  projet  tendrait 
à  l'abolition  graduelle  de  la  peine  de  mort,  mais  en  restant  dans 
la  mesure  que  paraît  commander  la  prudence.'^  ^) 

La  commission  du  Qrand  Conseil  ne  fut  pas  unanime;  un 
membre  déclara  voir  avec  regret  la  peine  de  mort  figurer  [dans  les 
moyens  de  répression  admis  par  le  projet  B  ajouta  que,  sans  prendre 
d'initiative  à  ce  sujet,  il  appuierait  toute  proposition  ayant  pour  but 
d'en  demander  le  retranchement  La  majorité  de  la  commission  en 
proposait,  au  contraire,  le  maintien,  mais  plutôt  pour  des  motife 
d'opportunité  :  «Prononcée  dans  des  cas  peu  nombreux,  cette  peine 
est  juste  en  soi,  en  ce  qu'elle  est  proportionnée  à  la  criminalité  de 
certains  actes.  A  la  rigueur,  la  société  vaudotse  pourrait  se  passer 
de  cette  peine,  dans  ce  sens  que  son  existence  n'en  dépend  pas; 
et  ce  qui  le  prouve,  c'est  que  depuis  longtemps  il  n'en  a  été  fait 
aucun  usage.  Toutefois,  la  radiation  qui  en  serait  &ite  dans  le 
projet  n'aurait  pas  l'assentiment  général.  Elle  ferait  naître  des  in- 
quiétudes, et  peut-être  préparerait-elle,  pour  un  temps  peu  éloigné 
et  dans  le  cas  o&  les  crimes  graves  viendraient  à  se  multiplier,  une 
réaction  tendant  à  augmenter  la  sévérité  du  système  de  pénalités 
établies  dans  le  code.  On  arguerait  de  ce  que  la  peine  de  mort 
n'est  plus  appliciibl>>  pour  aggraver  d'une  manière  générale  les  ré- 
pressions statuées  au  projet;  c'est  ce  qu'il  importe  d'éviter.**) 

')  Exposé  des  moUfs  du  piitjet  de  Code  pénal,  p.  18  et  19. 
')  Btüktin  des  géanees  du  Grand  Conseil  du  eanUtn  de  Kaiid,  session  d'au- 
tomne 1842,  p.  as  à  66. 
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Kn  cours  de  discuH^^îon ,  plimlpurn  orateurs  combattirent  ayeo 
force  la  peine  de  mort^  à  laquelle  iU  reprochaient  d'être  injuste, 
superflue,  ineflfîcaco,  dangereuao,  irréparable,  immorale  et  irréligieuse. 
L'opinion  de  la  majorité  de  la  commission  l'emporta  néanmoins;  une 
proposition  tendant  à  ce  que  l'exécution  n'eût  pas  lieu  en  public 
fut  de  même  rejotée  ').  ('e>4  décisions  furent  prises  sans  appel 
nominal  et,  paraît-il,  à  une  assez  forte  majorité. 

Le  code  pénal  du  18  février  1843,  qui  sortit  de  ces  débats, 
prévoyait  lu  peine  de  mort  pour  un  certain  nombre  do  délits  poli- 
tiques (haute  trahison,  attentait  contre  la  sûreté  extérieure  de  l'£tat 
avec  violences  graves,  fait  de  porter  les  armes  contre  son  pays,  in- 
telligences avec  l'étranger  ayant  amené  des  hostilités,  intelligences 
avec  renncmi,  attentat  contre  la  sûreté  intérieure  de  TKtat  avec 
violences  graves^.  Sur  ce  point,  il  fut  modifié  déjà  par  la  Consti- 
tution fédérale  de  1848,  qui  abolit  la  peine  de  mort  pour  les  délits 
politiques.  —  Quant  aux  délits  de  droit  commun,  les  seuls  qui  jus- 
qu'en 1874  pouvaient  être  punis  do  mort  étaient  les  suivants:  att(>ntat 
à  la  pudeur  avec  homicide  volontaire  j  homicide  volontaire,  dans  le 
cas  de  récidive;  homicide  commis  avec  préméditation  ou  par  em- 
poisonnement, ou  sur  un  ascendant  ou  sur  un  descendant  légitime 
ou  naturel,  sur  le  mari  ou  sur  la  femme,  sur  le  frère  ou  la  so'ur, 
ou  sur  un  fonctionnaire  ou  agent  de  la  force  publi<jue,  dans  l'exer- 
cice ou  à  l'occasion  de  ses  fonctions;  brigandage  ou  extorsion  avec 
homicide  volontaire;  enfin  incendie,  si  une  personne  a  perdu  la 
vie  et  que  ce  résultat  ait  dû  être  prévu  par  le  délinquant-'). 

Sur  la  trentaine  de  cas  prévus  par  le  code  pénal  helvé- 
tique, il  n'en  restait  p!ii>  ainsi  que  douze,  rédiiitH  eux-mêmes  à  six 
ensuite  de  l'adoption  de  la  Constitution  fédérale  de  1H48.  Dans  le 
but  de  restreindre  encore  davantage  Tapplicatiou  de  la  peine  de 
mort,  le  code  disposa  de  plus  qu'elle  ne  serait  point  exécutoire 
contre  un  coupable  Agé  de  moins  de  20  ans  ou  do  plus  de  70  ans, 
ni  lorsque  ce  coupable  est  une  femme  enceinte,  ni  enfin,  lorsque 
trois  années  se  sont  écoulées  dès  le  jour  où  le  délit  a  été  commis*)* 
En  outre,  toute  latitude  était  laissée  au  juge  de  commuer  la  peine 
de  mort  en  une  réclusion  de  15  à  'dO  aus  lorsque  le  délit  est  ac- 


•)  Bulletin  '1rs  .  fmctt  du  Grand  ConaeU du  eaMtm  deVauä, p.  67  à  84, 85 à  90. 

')  Art.  91,  U3,  i»ô,  9(;,  97  «'t  109. 

")  Art.  20 1,  211,  212,  279,  280  et  316. 

*)  Art.  Ü2. 
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compagiiû  de  circoiistiim-cs  atténuantes  Enfin,  le  n  cours  eu  irritée, 
exclu  dau3  certains  cas  par  la  Un  de  lS2f>,  fut  drclaré  ouvert  à 
tout  condamné  à  raorf*).  Nous  verrous,  dans  lo  chapitro  suivant, 
que,  nonobstant  les  restrictions  appDiieL's  par  le  codi«,  deux  cou- 
damuatiouä  capitales  suivies  d'exécutiou  eurent  lieu  de  lb4t)  à  1853. 

VII. 

De  1824,  avoDH-nou8  dit,  il  faut  aller  jusqu'en  1846,  pour 
trouver,  dans  les  annales  judiciaires  vaudoises,  une  condamnation  à 
mcMrt  siiiTie  d'exécution. 

Dans  rintcrrallG,  cependant,  nombre  de  causes  capitales  don- 
nèrent lieu  à  des  jugements.  Mais  les  tribunaux,  chaque  fois,  ad- 
mirent dos  circonstances  atténuantes  ou  écartèrent  certaines  circons- 
tances aggravantes  que  l'accusation  invoquait. 

Outre  plusieurs  condamnations  à  11  ans  de  fers  ou  moins,  pour 
homicide,  nous  relevons  pondant  cette  période  les  cas  suivants: 

Kii  1527,  Joseph  Jourdain,  Jean-Saniuel  Gavin  '),  Samuel-Victor 
(Juviü,  niaise  Bartsch}  et  Joan-Ôiméon  Oijay  sont  condamnés  à 
des  peines  variant  de  15  à  11  ans  de  fers  pour  homicide  avec  pré- 
méditation, mais  avec  circonstances  atténuantes.  La  victime  était  un 
mauvais  «ujet,  repris  de  justice,  recherché  par  la  police  fribourgeoisc 
puur  vols,  et  que  des  parents  firent  noyer  dans  le  lac  de  Neuchâtel, 
pour  éviter  de  nouvelles  hontes  à  la  famille. 

En  1836,  Henri  Dupont  lut  condamné  à  18  an»  de  fers  puui 
assassinat:  on  1837,  Jeau-Adaiu  Divorne,  à  16  ans  de  la  même 
peine,  pour  tentative  d'assassinat  sur  son  frère;  F. -H.  Grand,  à 
12  ans  de  fers,  pour  icuiaiive  d'empoisonnement  sur  sa  femme;  eu 
1838,  François- Louis  Basset,  à  15  ans  de  fers,  pour  meurtre;  en 
1840.  une  femme  Dugué,  à  1 1  ans  de  fers,  pour  incendie  *). 

En  1841  •'•),  le  tribunal  du  I  "  arrondissement  condaiimait  à  20 
:ms  If  i  s  ot  :'i  un»'  heure  d'exposition  le  nommé  Pierre  Bovay,  de 
(  haui'.i/,  Luiivalni  u  d'bomicido  avec  prénn'ditMtion.  (Jet  accusé  avait 
entretenu  pendant   quelque   temps,  avec   une  jeune  lille  de  sou 

»)  Art  fil. 
*)  Art  83. 

*)  ('n  dem  $Kcn»és  avaient  été  condamw»  à  mort  en  preuiit  ic  instance. 
*)  Nous  n'avons  trouvé  que  cette  condamnation  pour  incendie  pendant  cette 

période. 

Le  24  septembre. 
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voisinage,  des  relation»  dont  une  groseesBO  avait  été  la  suite.  lufonné 
de  cette  eirconstaiioe  par  ea  maîtresse  et  pressé  par  elle  de  tenir 
ses  promesses  et  de  Tépouser,  B.  lui  donna  rendes-youSi  un  soir, 
au  sortir  du  village.  II  avait  résolu  de  la  tuer  et  s'était  armé  d*un 
pistolet  Arrivé  près  d*un  étang,  il  Ini  tira  un  coup  de  feu  dans  la 
téte,  puis  la  précipita  dans  l'eau,  après  avoir  attaché  autour  de  son 
cadavre  un  certain  nombre  de  pierres. 

Dès  que  le  crime  fut  découvert,  et  il  le  fut  le  lendemain  déjà, 
B.  se  constitua  prisonnier.  Après  quelques  efforts  timides  pour  céler 
la  vérité,  il  finit  par  Tavouer  tout  entière.  Cette  franchise,  ajoutée 
aux  regrets  et  au  repentir  qu'il  témoigna,  lui  valurent  l'admission 
de  circonstances  atténuantes  et  l'application,  à  son  cas,  du  décret 
du  27  Janvier  1800. 

Les  tribunaux  criminels,  tels  qu'ils  étaient  organisés  par  la  loi  du 
25  mai  1837,  n'eurent  plus,  à  partir  de  l'affaire  B.,  que  deux  causes 
capitales  d'une  certaine  importance  à  juger»  Ce  fîit  en  1844,  c'est-à- 
dire  l'année  même  de  la  mise  en  vigueur  du  nouveau  code  pénal. 

Le  8  janvier,  un  incendie  avait  détruit,  au  Château-dessus,  à 
£clépcn^<,  un  bâtiment  appartenant  à  la  ferme  exploitée  par  Louis 
Tannaa.  Un  domestique  de  ce  dernier,  François  Bandât,  avait  passé 
près  de  cet  endroit  dix  minute»  auparavant  sans  apercevoir  rien 
do  suspect.  Deux  mois  plus  tard,  dans  la  nuit  du  24  au  25  mars, 
nouveau  sinistre,  dans  lu  même  ferme;  le  feu  anéantit  un  grand 
bâtiment.  A  la  lueur  des  Hümmes,  on  découvrit  tout  à  coup  le 
cadavre  d'uti  autre  domestique  de  la  maison,  un  nommé  L.  Liaudet. 
De  suite,  t»n  constata  (ju'il  avait  été  tué  au  moyen  d'une  hache 
qui  fut  rotrouvéc  près  de  là.  Il  portait  sur  le  crâne  0  plaies  dont 
5  avaient  dû  nécessairenivait  anifiu'r  la  mort. 

liaudat  fut  arcusé  d'être  l'aulour  de  tous  cen  crimes.  Liaudet 
lui  avait  roprooli»'»  l'iiKeiidio  du  S  janvier;  I*'  24  mars  au  noir,  iU 
avaient  été  luus  deux  daiisi^r  dam  uiu*  auberge  à  5UU  \).i-<  de  la 
ferme.  <)n  les  avait  vus  partir  tuscinble  à  11  heures.  J'ins  tar<l, 
liaudai  Heul  était  reveim  pour  rentrer  définitivement  à  5  lu  iiri  s  du 
matin.  Le  feu  avait  ('claté  quelques  instants  après  son  retour.  Les 
médecins  faisaient  remonter  la  mort  do  Liaudet  à  l'iu'ure  où  il 
était  sorti  de  l'auberge.  Les  vêieniems  que  l>audat  jtortait  furent 
retrouvés  souillés  de  traces  de  sang  qu'il  ni'  put  expliquer.  La 
manche  droite  de  sa  veste  surtout  ét:iit  eouv^M-tc  de  uomi)reuses 
tachfs  trè-<  p<»rit('s  et  paraissant  provenir  d'éclaljou'^sures.  Enfin, 
l'attitudo  de  liaudat,  dès  le  moment  oix  le  crime  fut  découvert,  et 
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certains  propos  qu'il  tint  le  firt  iit  arrêter.  Trois  Uns  il  tenta  de 
HL'  suicider;  cependant  il  nia  coustanuiu'nt  et  n'avoua,  après  sa  con- 
damnation, qu(>  le  meurtre  do  Liaudtt.  Mis  en  accusation  pour 
homicide  avec  préméditation  et  iacendion,  il  ne  fut  condamné  que 
pour  iiumicide,  sans  préméditation.  Le  ministère  public  avait  renoncé 
à  demander  «a  coii<iaiiiuation  pour  incendie.  Il  »o  trouva  daus  la 
cour,  cependant,  deux  membre»  qui  le  déclarèrent  coupable  du 
sinistrt'  du  8  janvier,  et  six  do  celui  du  25  mars 

En  application  de  l'art.  211  C.  P.,  il  fut  condamné  à  àO  am 
de  réclusion,  soit  au  maximum  de  la  peine 

L'antre  canne  capitjilc  jus^ée  en  1844  fut  ci'llo  d'Alphousie 
Aiidrucr,  ori^niiairc  d'Aostr,  âs?é  de  28  ans.  Audruot  étnit  accusé 
d'avoir,  avec  préméditation,  *lniiiié  la  mort  à  un  de  ses  coiuputriott'.*^, 
André  Vuillermoz,  vieillard  de  70  an»,  qui  avait  travaillé  avec  lui 
aux  fortifications  «les  Housses  et  qui  rt-iitrait  au  pays,  en  passant 
par  St-Cergues.  Audruet  l'avait  acrouipugué  jusque  là;  ou  les  avait 
vus  sortir  ensemble  de  Tauhrri^e  où  ils  s'étaient  arrêtés.  Le  même 
jour,  le  cadavre  du  V'uilleruio/'.  fut  découvert  uou  loiu  de  8t-0ergues; 
Targcnt  qu'il  avait  ra^ii  de  son  patron,  la  veille,  et  en  présence 
d'Andruet,  avait  disparu  (fr.  50  environ).  Celui-ci  fut  soup«;onné  dès 
le  premier  moment  et  arrêté  aux  Eotuscs  où  il  était  retourné.  Ou 
oe  retrouTE  sur  lui  auciuie  traee  de  sang,  bien  que  le  vieillard  eût 
eu  la  gorge  coupée.  J£ai8  on  releTa,  par  contre,  des  dépenses  qu*il 
avait  foites  depuis  son  retour  et  qui  étaient  sans  rapport  avec  les 
8<nnmeB  qu'il  devait  avoir. 

Le  22  juin*),  le  tribunal  criminel  du  l*' arrondissement,  siégeant 
à  Kyon,  prononçait  sa  libémti<m  par  1 1  voix  contre  une,  mais  sans 
dépens.  Andruet  avait  nié  constamment. avec  calme  et  fermeté. 

Deux  ans  pins  tard,  le  jury  fonctionnait.  Le  14  février  1845 
avait  éclaté  nne  révolution  [topnlaire  dont  l*une  des  preiniâres  réso- 
lutions souveraines  fut  de  charger  le  Grand  C<mseîl  constituant 
^de  réformer  spécialement  les  bases  de  Torganisation  judiciaire  tant 
civile  que  pénale^.  0e  nombreuses  pétitions  étaient  venues  appuyer 
cette  décision,  demandant,  pour  la  plupart,  IMnstitution  du  jury. 

')  Poar  plus  (le  détails  sur  cette  cause,  dont  les  débats  se  proloog^ot  pendant 
4  jours ,  vuir  Jimmtd  de  jwùpruâmoe  H  des  trilHtnaux  vaudoi»,  année  1644» 

p. IHl  à  205 

li.  était  ùgi-  de  24  ans;  il  fut  mis  plus  tard  au  bénéfice  d'uuu  réducttou  de  »a 
|ieine  et  rentra  dans  la  aodété.  V.  BuBetin  du  Grand  Couneil^  janvier  1876|  p.  115. 
*)  Journal  de  jurieprudenee,  tome  seeond,  année  1844,  p.  225  à  234. 
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Aussi  la  coQKtitution  du  10  août  1845  porta-t-oUc,  à  son  art.  63, 
que:  ^L'institution  du  jury  eut  garantie  pour  l'administration  de  la 
justice  en  matière  criminolle.*  *) 

Co  fut  la  loi  (lu  *il  janvier  1840,  entrée  en  vif^nieur  le  20  mars, 
qui,  révisant  roiganisatinn  jinliciain;  sur  les  ha^es  tixées  par  la 
constitution,  régla  le  t'uncliuimement  de  la  nouvelle  institution. 

La  cour  criiuiuelle  était  tonnée  du  président  du  tribunal  du 
district  du  for  du  délit  et  de  «juatre  présidents  des  districts  V(»isins. 
Elle  était  réduite  à  trois  membres  eusuito  d'éiiminuUunH  tuiles  par 
l'accusé  et  i»!ir  !•>  niinistèie  publie. 

Le  jury  était  composé  de  \'2  jurés,  L'usuite  de  tirage  nu  sort 
de  .'{S  noms  apjiartenant  à  la  liste  générale  d»*M  jurés  et  d'éliminations 
laites  par  le  ministère  public  et  l'accusé.  Quant  à  la  listr  géuf'rale, 
elle  était  le  résultat  d'une  élection  par  communes,  chacune  do  ces 
dernières  nommant,  au  scrutin  de  liste  et  pour  un  an,  un  juré  sur 
100  âmes  de  population. 

A  l'audience  de  ju^rement,  le  jury  était  appelé  à  résoudre  un 
programme  de  questions  établi  par  le  président  et  auquel  le  mi- 
nistère publie,  la  partie  civile  et  l'accusé  pouvaient  proposer  des 
modifications-).  Touti-s  les  questions  étaient  résolues  à  la  majorité 
absolue,  à  l'exception  des  ^questions  du  fait  principal  et  d'auteur'' % 
qui  ne  pouvaient  être  rédolues  affirmativement  que  par  le»  deu.x. 
tiers  des  voix. 

Ainsi,  et  cela  surtout  est  intéressant,  les  deux  tiers  des  suf- 
frages étaient  suffisants  pour  résoudre  contre  l'accusé  de.s  questions 
qui  entrainaieut  sa  condamnation  à  mort,  tandis  que  le  code  de 
procédure  pénale  du  28  janvier  I83(>  exijireait.  dans  ce  cas,  l'una- 
nimité des  12  juges  composant  le  tribunal  criminel. 

L'année  même  de  sou  introduction  dann  le  canton,  le  jury 
rendit  un  verdict  <jui  entraîna  In  condamnation  à  mort  et  l'exécution 
d'un  homme  accusé  de  vois  et  d'homicide  avec  préméditation. 

')  Lf  jm^ttiiii  tai  11 Itatif  en  matière  correctionnelle  :  la  Ini  )M)Livait  l'instituer. 

Cette  taçou  toute  générale  de  régler  ce  qui  avait  trait  a  la  rédaction  du 
programme  ftit  Poccuiiiii  de  gnmei  difficaltèi.  L«8  qoestiofiB  M  diviaèrent,  ae 
multiplièrent  et  les  Terdicts  en  forent  bientôt  contradictoires  souvent  et  eocbevétrét. 
Le  code  de  procédure  pénale  de  18'>0  posa  des  règles  ping  détaillées  et  plus 

précises  snr  ce  point.  inai<  l'expériciu  e  iTavait  pas  encore  été  assez  complète  et, 
le  h>  (  ciiilirc  \^îj2.  IUI  (leeret  du  Uraud  Conseil  apportait  au  système  du  code 
de  nouvelles  moditicatious. 

')  Art.  174  de  la  lof  du  'il  janvier  1816  sur  l'organisation  judiciaire. 
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10.  Jacob  Lausseht,  âgé  de  43  ans,  était  premier  garvon  d'écurie 
à  l'Hôtel  de  la  Couronne  à  Rolle.  Coinlininé  pour  vol  au  Lode,  il  était 
venu  dans  le  canton  de  Vaiid,  à  Lutry  d'abord,  puis  à  Kolle.  Partout 
il  continua  la  séiie  de  ses  larcins.  Dans  la  dernière  de  ces  localités,  il 
avait  pour  camarade  un  nomiué  Jean  Koaiel,  qui  partageait  son  lit  et  qui 
ne  tarda  pas  à  s'aperoevoir  des  vols  que  Lausaelet  commettait.  Ayant 
remarqué  une  fois  qn*il  avait  détourné  une  partie  de  l'avoine  destinée 
aux  chevaux  de  deux  charretierB  logée  à  l'hôtel,  Romel  le  dit  à  eee 
derniers.  De  là  un  vif  ressentiment  chez  Lausselet,  qui  soupçonna  son 
camarade  d'on  vouloir  à  sa  place  de  premier  garçon.  Aussi  conr  ut-îl, 
quelques  Jours  après,  le  dessein  de  se  d(''h.irras'5cr  de  lui.  Un  matin,  à 
2^3  heures,  à  son  réveil,  il  y  songea  tout  particulièrement  et,  ({uand  sa 
résolution  fut  prise,  se  leva.  Ayant  saisi  un  marteau  qui  se  trouvait 
dans  la  chambre,  il  en  asséna  deux  coups  sur  la  tête  de  Romel  qui  dor- 
mait encore,  puis  transporta  son  cadavre  à  quelques  pas,  dans  une 
remise.  Le  lendemain,  on  remarqua  la  disparition  de  Romel  et  Ton 
crut  qu'il  avait  quitté  l'iidtel  clandestinement.  Laussclet  s'était  emparé  de 
tous  ses  effets.  Quinze  jours,  le  cadavre  resta  à  l'endroit  où  le  meur- 
trier l'avait  mis,  après  (juni  celui  ci  le  hissa  dans  un  hùclicr  au-dessus 
d'un  tas  de  bois.  Et  ce  ne  tut  que  sept  mois  plus  tard  (|u  une  servante  le 
découvrit  là  par  hasard  ')  (la  mort  de  Hornel  remontait  au  mois  d  uuut 
1845). 

Lansselet  se  trahit  &  ce  moment^là  par  des  propos  imprudents.  It 
fut  arrêté  et  interrogé.  Après  avoir  nié,  il  finit  par  avouer  son  crime 

et  ses  vola. 

Le  tribunal  criminel  du  district  de  Rolle  jugea  cette  cause  du  2(J 
au  22  août  IHin.  Le  ministère  public  et  la  défense  discutèrent  surtout 
la  <|uestiun  de  préméditation,  qui  fut  résolue  contre  raccusé  à  l'unanio 
mité  du  jury. 

Convaincu  d'homicide  avec  préméditation  et  de  vols,  il  fut  condamné 
à  mort,  en  application  des  articles  SU  et  212,  litt,  a,  G.  P.  *) 

Son  exécution  eut  lien  à  Rolle,  le  9  septembre,  an  milieu  d'une 
foule  énorme'). 

'1  IVüdant  ce  temps,  le  cadavre  s'était  dcssé  In'  An^-i  |Mit-in  h  f  iirt'  tig'iircr 
JUIN  1^  i  ats,  dans  le  lit  même  où  Houiel  avait  été  tue.  .\u  couis  de  son  interro- 
g.iioire,  I^ausselet  dut  expUi|uer,  sur  la  tcte  uiémc  de  sa  victime  que  Thuissler  lui 
présentait,  comment  il  l'sTait  frappée.  (Voir  »Tmrwü  àts  Trihunanx,  année  184fi, 
pages  173  et  177.) 

^)  Voir  pour  le,  déb.ats  Jnurnal  <h.s  Tiultunaur.  l'"  année,  liSJti^lT,  liages 
17;^  à  Ibl,  2'AHn-2Al. —  Voir  éjialcuicnt  :  Kjictttion  il*'  f'tnih  Liiussclrf,  par  Iji-rèiie 
Kaupert,  avocat  (pluh  tard  procureur  géuéral  du  canton  de  Vaud),  brochure  de 
DO  pagcis,  dans  lesquelles  le  défenseur  de  Lansaelet  attaque  la  peine  de  mort. 

*)  Vingt^deuz  ans  s'étaient  écoulés  depuis  la  dernière  exécution;  aussi  le 
t  atituu  d«'  Vaud  „n'avait-il  pluä  d'exéenleur  de  la  haute  justice  en  titre'^.  On 
finit  par  découvrir  un  maitre  des  t>as8e«-œuvres  qui  avait  d^à  procédé  à  4  exé- 
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Il  ii'«Tait  pas  formé  de  recoQ»  en  eauation  et  s'était  borné  à 
adresser  an  Grand  Conseil  on  reoonra  en  griee.  Mais  le  Oonseil  d'Etat, 
osant  du  droit  qne  lui  donnait  l'article  610  C.  p.  p.  de  1886,  écarta  ce 
reconrs 

Lp  défenseur  <1p  T. ausseiet  n'avait  pas  demandé  l'insertion  an  pro- 
gramme d'une  question  relative  aux  circoustauces  atténuante-^,  et  le  pré- 
sident ne  i  avait  pas  poaée  d'office;  l'article  61  C.  P.  cependant  prévoyait 
qne  le  juge  pent  eommnnr  en  une  réclnuon  de  15  A  30  ans  la  peine 
de  mort,  lorsque  le  délit  qiü  Tentratne  est  accompagné  de  circonstances 
atténoantes.  Cette  omission  fat  remarquée  et  discutée  dans  le  Jotimal 
de.s  Tribunaux  qui  estimait  que  cette  question  aurait  dû  nécessaire- 
ment être  po?ée,  le  jury  ne  pouvant,  comme  à  Oenève  et  en  France, 
ajonter  h  ses  réi)uiises  sa  déclaration  sur  les  eirconstances  atténuantes 
et  devant  se  borner  a  répondre  par  oui  ou  par  non  aux  seules  questions 
qui  lui  étaient  posées 

Moins  de  quatre  ans  plus  tard,  le  législateur  donna  rabon  à  cette 
observation  en  adoptant  Tarticle  384  *)  dn  Code  de  procédure  pénale  du 
1**  février  1650. 

entions,  dont  3  le  môme  jour  eu  Valais,  et  i|ui  se  cliarg<^  de  l'exécution  de 
Lausselet. 

Les  formes  suivies  furent  ù  peu  près  les  mêmes  qne  eelles  qne  nous  Avons 
décrites  k  propos  des  exécutions  antérieures.  Le  préfet  présidaitt  accompsgné  du 

président  du  tribunal  et  du  substitut  du  procureur  général.  Après  la  décapitation, 
du  baut  de  réchafaud,  un  pastenr  adres«?»  nnp  fillonitiou  à  la  foule.  Quant  aux 
paroles  oOiciellcs  qu'échangèrent  le  prétct  et  l'exécuteur,  elles  turent  coutormeä  à 
des  formules  ,^dont  on  n'avtit  coninissancc  que  par  traction",  dit  la  lettre  qui 
aocompagnait  le  rapport  d'exécution. 

Lors  des  exécutions  de  ticballer,  en  185S  et  de  Freymond  en  1868,  on  pro- 
céda de  la  nji'iiie  l';>ron. 

„Exi'euteur  de  la  haut*»  jn^tice",  disait  le  préfet  en  remettant  le  condamné 
ù  ce  dernier  devant  lu  prison,  ,Je  le  remets  X.,  coudamué  à  la  peine  de  mort  pour 
nCrime  de  .  .  .,  tu  le  lieras  et  le  garrotterss,  tu  le  conduiras  au  Heu  du  supplice 
„et  ta  lui  trancheras  la  téte  avec  ton  glaive." 

Après  rexéciition,  s'adre>5>:ant  aux  n)ap:islrats  présents,  Texecuteur  demandait: 
„Messieur«.  d-  la  jtistic«'  du  canton  de  Vaud^  ai-je  fait  mon  devoir r**  A  quoi  le 
préfet  répondait  :  „i>ui." 

')  Le  code  de  procédure  pénale  de  1650  maintint  le  système  du  code  de 
1836,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  recours  en  grftec  contre  une  peine  capitale. 
I)ans  ces  cas,  dit  l'article  5{J1  :  „La  question  est,  dans  tous  les  cas,  et  quelle  que 
„soit  la  décision  dn  Conseil  d'Ktat  «^otimi'^e  au  (îrand  Coascil,  dans  le  plus  bref  délai." 

=0  Année  Ibl»;,  pages  2\'>  et  24»i. 

^)  L'auteur  de  cet  article  eâtiiuuii  que,  dans  le  cas  de  Lausselet,  „un  pouvait 
^espérer  obtenir  plus  d'une  voix  pour  admettre  des  circonstances  atténuantes*. 

*)  „Si  le  délit  est  de  native  à  entraîner  la  peine  de  mort,  le  président  pose 
„en  tout  cas  cette  question  générale  :  E.ci9t6-hil  des  circo»MmiW$  attéuuani&i  «n 
„fateur  de  Pacctutè  i^ 
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Launce  qui  suivit  rexicufioii  de  Laussciet.  le  tribunal  criminel  du 
district  d'Aigle  condaukua  a  mort  ,  le  25  luai,  JeHii-Eamianuet  Mottier. 
Mottier  étut  aecnsé  d*hoiiiicide  eommis  avec  préméditatioii  enr  un  indi- 
vida  portant  les  mêmes  nom  et  prénome  que  Inî.  Il  nia  constamment  sa 
culpabilité,  inalgrA  les  indices  relevés  contre  lai,  et  le  Jury  admit  l'homi- 
cide volontaire  avec  préméditation  par  9  voix  contre  3.  Il  repoussa 
d'autre  part  les  circonstances  fitténnantes  par  9  voix  encore.  La  cour 
criminelle  proiiom.-a  la  peine  de  mort  à  l'unanimité. 

Mottier  recourut  en  eassation,  fondé  snr  divers  mi'vens  et  en  [)arti- 
culier  öur  ce  que  la  décision  du  jury  mr  la  queëtiou  d  auteur  n'ayant 
pas  été  rendue  à  l'ananimité,  la  condamnation  de  raccnsé  ft  la  peine  de 
mort  n'avait  pas  été  le  résultat  d'ane  décision  onanime  dn  tribnnal  cri- 
minel, comme  Texi^ait  l'artiele  355  G.  p.  p.  de  1836.  La  cour  écarta 
ce  moyen,  corome  les  autres,  disant  en  substance  que  l'unanimité  exigée 
par  l'nrtiele  ."iöf»  devait  s'entendre,  depuis  rintroductinn  dn  jury,  des 
décisions  de  la  cour  criminelle  prononçant  la  peine,  et  non  du  verdict 
du  jury  au  sujet  duquel  l'article  174  de  la  loi  du  31  janvier  1846  avait 
posé  des  règles  spéciales.  ') 

Mottier,  avons-nous  dit,  avait  eonstamment  protesté  de  son  innoeence. 
Après  le  rejet  de  son  recours  en  cassation,  il  ne  voulut  pas  d*abord 
signer  un  recours  en  grâce,  „il  voulait  justice  et  non  pas  grÊee**.  Il 
s'y  résigna  cependant,  mids  le  lendemain  il  se  suicidait  dans  sa  prison. 

Pendant  les  années  1849  et  1850,  deux  causes  capitales  d'une  ex- 
trême gravité  occupèrent  les  tribunaux  criminels  de  Lausanne  et  de 
Moudon.  Ni  l'une  ni  l'autre  n'aboutirent  néanmoins  i  une  condamnation 

à  mort. 

Danô  le  premier  de  ces  cas  il  s'agissait  d  une  (eitinse  Jenny  Iler- 
meujat  %  convaincue  d'avoir,  dèa  1842  à  1845,  donne  la  mort  à  trois 
de  ses  enfants,  pendant  les  15  jours  qui  sdvirent  leur  naissance,  en 
leur  administrant  du  sirop  de  pavot,  d'une  part,  et,  de  l'autre,  en  les 
privant  de  nourriture^.  Elle  était,  en  outre,  coupable  de  tentatives  de 
même  nature  sur  un  quatrième  enßiot,  né  le  15  mal  1849. 

Le  jury  repoussa  les  circonstances  atténuantes  par  dix  voix  contre 
deux  ;  mais  la  peine  de  mort  ne  put  être  prononcée,  parce  <}ue  le  dernier 
délit  qui  l'entraînait,  soit  celui  commis  sur  le  troisième  enfant,  remontait 
à  plus  de  trois  ans  avant  le  jugement^). 

Jenny  Hermenjat  fut  condamnée  au  maximum  de  la  pciue,  soit  à 
30  ans  de  réclusion.   Elle  était  .^gée  de  86  ans. 

•)  Majorité  absolue  pour  tuutes  les  questions,  sauf  en  ce  4iui  concerne  les 
qnci^tions  d(>  fait  ]»rin(-ipul  et  celles  d'auteur.  Cette  disposition  tut  reprise  par  le 
C.  p.  p.  de  1850.  art.  MH]. 

Voir  Jourtud  d«:.i  Tribunaux,  1849,  p.  17  à  ôl  et  p.  (iO. 
Son  mari,  mis  en  accnsation  avec  elle,  fut  acquitté. 
«)  Art.  60  C.  p. 
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Dàm  le  second  can,  uue  feuiuie  encore,  Jeuuy  llédiger  ^)  née  La* 
saret,  âgée  de  46  aiui|  était  Mcnaée  d'avoir,  par  empoisonnement,  pro- 
cmé  la  mort  de  ses  deux  derniers  maris,  idnsi  que  de  deux  eofaots  de 
8  et  3  ans  qu'elle  avait  eus  de  ces  mariages. 

Le  jory  admit  sa  culpabilité,  en  ee  qni  concerne  le  dernier  éponx 
et  le  dernier  enfant;  quant  aux  deux  autres  victimes,  il  d(V,lara  qu'elles 
étaient  mortes  empoisonnées,  malt*  libéra  i  accusée  sur  ces  deux  pointa 

Mise  au  bênt^tice  de  circonstances  atténuantes,  elle  ne  fut  condamnée 
qu'à  30  ans  de  réclusion. 

Iffens  arrivons  enfin  à  t'ezécntion  de  Sehaller,  (jui  précéda  de  15  ans 
celle  qui  devait  être  la  dernière,  savoir  l'exécutlott  de  Freymond. 

11,  ISomuel  Sehaller  était  originaire  de  Neueneck  ;  il  y  avait  vécu 
la  plus  grande  partie  de  aa  vie  et  la  réputation  qu'il  y  &vait  laissée 
était  celle  d'nn  homme  cruel,  violent  et  dangereux.  Il  vint,  avec  son 
frère,  exploiter  une  ferme,  à  Ondrefin,  et  ne  tarda  pas  à  nouer  une  in> 
trigne  avec  la  femme  d'un  charpentier  du  nom  d'Isenschmied  *),  homme 
doux,  mais  faible  de  caractère.  Cette  femme  mit  si  peu  d'art  à  cacher 
les  relations  qu'elle  entretenait  avec  Sehaller  que  tout  le  monde  les 
connut  bientôt,  le  mari  lui-même,  et  <jue  celui-ci,  qui  savait  ce  dont  les 
deux  amants  étaient  capables,  avoua  à  un  ami  sa  crainte  de  mourir 
usassiné  *). 

Oes  prévisions  se  réalisèrent*  Le  8  août  1858,  à  S  heures  du 
matin,  il  quittait  son  domicile  pour  se  rendre  an  Bas-Volly,  oA  depuis 
quelque  temps  il  travaillait  la  semaine  tout  entière,  ne  revenant  chez  Ini 

que  le  eamedi.  Trois  jours  i)lus  tard,  son  cadavre  fut  tronvr  dans  un 
fossé  des  marais  de  Cudretin.  Ou  crut,  l'othce  du  moins,  à  un  tiuicide 
ou  }\  un  accident,  — -  le  médecin  qui  avait  »''tt'-  appelé  n'ayant  remarqué 
aucune  trace  de  iésioDS  et  rien  aux  abords  du  fossé  ne  permettant  de 
croire  k  nue  lutte.  Mais  l'opinion  publique  accusait  Sehaller  et  sa  maî- 
tresse d'être  les  auteurs  de  cette  mort.  Des  propos  que  la  femme  Isen- 
schnûed  avait  tenus  dès  le  lundi  parvinrent  au  juge  en  même  temps  que 
le  bruit  public;  le  cadavre  fut  exhumé,  l'information  reprise  et  les  deux 
amants  arrêtés,  car  la  nouvelle  expertise  médico-légale  établit  qu'Isen- 

■>  Voir  Jnnruiil  ilrs   l'i  iliuninn  ,  aiiiU'»'  1  S.")0.  p.  165  à  185. 

-)  Â  riumuimité  pour  le  premier  eiiiuiit,  et  par  û  voix  coatrc  7  poui  l'avuiU- 

dernier  marL  Les  deux  tiers  des  lu&ages  n'étaient  ainsi  pas  réunis. 

')  La  femme  Isenachmied  née  Yaasanx  avait  été  condamnée,  &  diverses 
reprises,  pour  vols  dans  les  cantons  de  Yaud  et  de  Neuchàtel. 

*)  On  lit  li'iiis-  le  Bullt  fin  'lu  Graml  0»n?'v7.  mai  1854,  p.  '51^;  „Lc  f^and- 
„père  de  Scluilld  ii  été  exécuté,  sou  père  est  mort  eu  prison  et  Sc.lKiUcr  lui-même, 
„ua  mois  avant  non  crime,  avait  u^aisté  à  une  exécution  dans  le  cuuion  de  iicrne." 
Il  ne  nous  a  pas  été  possible  de  vérifier  celte  assertion,  pas  plus  qu'un  renseigne- 
ment tiré  de  la  procédure  et  duqael  il  résnlterait  que  l'onde  de  Schalter  aorsit 
été  décapité  à  Fribourg  quelques  années  auparavant,  pour  vols  de  chevanx. 
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gchiDÎed  était  mort  à  In  suite  de  violences.  La  femme  laenschmied  avait, 
le  lendemain  du  départ  de  son  mari  et  alors  qu'on  ii^iiorait  encore  sa 
mort,  raconté  à  des  voisins  (ju'il  avait  (|uitté  la  maison  d'un  air  mysté- 
rieux et  en  habits  de  fete;  elle  avait  ajouté  que,  ä  il  ne  revenait  pas, 
»elU  le  ferait  publier  daoa  an  an'*. 

Après  aen  troisième  interrogatoire,  elle  ae  aaieida  dans  aa  priaon. 
Quant  à  Schaller,  il  finit  par  avouer,  lorsque  rinstraction  eut  réuni  contre 
loi  les  preuves  les  pins  accablantes.  Le  6  août  déjA,  le  samedi,  il 
avait  attendu  Isenschmied  sur  le  sentier  iitie  celui-ci  avait  coutume  de 
suivre  pour  revenir  ä  (^udrefin  ').  Mais  il  avait  manqué  de  courage  et 
n'avait  pas  osé  ratta<|iier. 

Dans  la  nuit  du  7  au  s  août,  après  de  copieuses  lilintions,  ii  était 
retourné  au  uièine  endroit,  y  avait  retrouvé  la  Tuassue  préparée  par  lui 
et  laissée  là  l'avaut-veiUe,  et  lorsque  isenschmied  parut,  ii  le  frappa 
sur  la  tête.  Isenschmied  résista,  les  deux  adversaires  roulèrent  sur  le 
sol.  Schaller  ayant  le  dessus;  &  la  fin,  celui-ci  ayant  pu  s'emparer 
d'une  pierre  qu'il  avait  rencontrée  sous  aa  mûn,  en  asséna  de  violents 
coups  sur  le  crâne  dlsensclimied  «)ui  ne  Itoa^^ea  plus.  Après  quoi  11  le 
porta,  en  faisant  un  détour,  dans  le  fossé  ou  on  le  retrouva. 

Schaller  comparut  devant  le  tribunal  criminel  d^Àvenehes,  le  16  no* 

vembro  1853.  Les  débats  durèrent  trois  Jours.  L'accusé  ne  sachant  pas 
le  français,  dut  être  entendu  par  le  moyen  d'un  interprète.  .)us(|u"au  der 
nier  moment  i!  soutint,  comme  il  l'avait  fait  dans  Tenquète,  «pi'il  n'avait 
fait  qu'obéir  au.\  bu^^cstioiis  de  la  femme  Isenschmied.  Son  défenseur  ') 
le  représenta  comme  ayant  été  plutôt  fidble  et  entraîné  que  coupable 
et  pervers  par  lui>même. 

Le  jury  n'en  rapporta  pas  moins  contre  lui  un  verdict  unanime  tant 
en  ce  qui  concernait  rbomldde  avec  préméditation  qu'A  l'^rd  des  dr- 
eonstancM  atténuantes,  et  la  cour  criminelle  prononça  la  peine  de  mort. 

Schaller  n'exerça  pas  de  recours  en  cassation  ;  par  contre,  il  adressa 
au  Grand  Conseil  un  recotirs  rn  grâce  qui  vint  à  l'ordre  du  jour  du  7  dé- 
cembre 1853.  Aucun  des  préavis  exigés  par  la  loi  n'était  favorable  au 
recours. 


')  Détail  iutcrcäsuut,  i'eudroil  où  bcballer  frappa  Iseaschmied  était  à  200 
pas  environ  de  la  frontière  do  canton  de  Frlbourg  qui,  à  ce  moment-là,  aTait 
«Imprimé  la  peine  de  mort 

1)  L'acdiaé  était  défendu  par  A.  D.  M^tre,  pluB  tard  conseiller  d'Etat  et 
mmbre  du  Conseil  national.  Il  parla  contre  la  peine  de  mort  en  général.  (Voir 
JnHrmtl  <U'H  TribuiMur.  isr»;{,  pages  263  et  264/)  LMndiîînation  piiblt(pie  était  si 
graude  contre  S.  que  mu  défenseur  eut  à  subir  de«  ii^ures  et  des  menaces  de  la 
part  d'individus  stationnant  devant  le  château  pendant  une  suspension  d'audience. 
(Voir  Biografkie  de  A,  D,  Meifsfn,  Lausanne,  1891,  p.  61.) 
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Votant  an  scrutin  secret,  le  Grand  Conapil  rejeta  ce  (Icrnier  par 
93  v*iix  contre  »i5  ;  4  bulletins  blanca  se  trouvèrent  dans  l'urne''. 
L'exécutiuii  de  Scballer  eut  lieu  à  AvenclieS)  le  13  décembre 

vm. 

L'exécution  de  Scballer  détennina  on  sérieux  mouTement 
abolîtionniate.  Au  sein  du  Grand  Conseil,  un  député,  le  médecin 
Charles  Hoffmann,  présenta  une  motion  demandant  l'abolition  de  la 
peine  de  mort.  Elle  fût  renvoyée  à  l'examen  d'une  conmiisston  de 
cinq  membres  dont  quatre  se  prononcèrent  pour  le  maintien  et  un 
pour  la  suppression.  Le  rapport  présenté  au  nom  de  cette  commis- 
sion par  le  professeur  François  Fidou,  œuvre  très  remarquable  à 
tous  les  points  de  vue,  fruit  de  trois  mois  de  travail  assidu,  repro- 
duit et  discnto  d'une  manière  approfondie  les  divers  arguments 
d'ailleurs  connus  avancés  de  part  et  d'autre.  Ce  qui  déterminait 
surtout  la  majorité  de  la  commission  à  proposer  le  maintien  de  la 
peine  capitale,  c'était  que  la  suppression  n'en  serait  pas  favorable- 
ment accueillie  par  l'opinion  publique;  d'autre  part,  la  déclaration 
de  circonstances  atténuantes  et  le  recours  en  gràee  paraissaient  dea 
moyens  suflKsauts  pour  empéclier  tout  abus. 

La  di8cus!*ion  fut  vive  et  approfondie*);  en  définitive,  la  motion  fiit 
rejetée,  à  l'appel  nominal,  par  95  voix  contre  62.  Evidemment,  pendant 
les  douze  ans  écoulés  depuis  les  débats  relatifs  au  Code  pénal,  l'idée 
de  la  suppression  avait  foit  nn  progrès  considérable  dans  les  esprits. 

Sept  ans  plus  tard,  en  1861,  la  question  fat  de  nouveau  sou- 
levée à  roccasion  de  la  revision  de  la  constitution  cantonale.  Soit 


')  commission  ä'ctait  divisée  en  majorité  et  en  minorité,  cette  demièn* 
propusant  rudniisâiou  du  recours.  Bulletin  du  Chand  (km»eil,  décembre  Ibdii» 
p.  102  et  163. 

Sur  l'échafiMid,  Schaller  fit  une  longue  prière  en  allemand  qne  l'un  des 
pasteurs  traduisit  ea  fnuifaii.  ächaller  était  ftgé  de  81  ans. 

Un  foiictiouuuire  chargé  de  proposer  un  emplacement  ])Our  Texécutiou  en 
désignait  un  ^dont  le  terrain  était  en  pente  et  sur  lequel  les  spectateurs  seraient 
bleu  placé»''. 

Au  nomlire  de  ceux,  peu  DMabreux  il  est  vrai,  qui  offllreot  kairs  serrices 
pour  exécuter  S.,  se  tronvait  un  Individu  qui  dédsndt  avoir  assisté  à  84  exécotioos 
comne  aide  ou  valet  de  bourreau. 

*)  BuUeiin  äe$  séances  du  Grand  Cotisetl,  session  de  novembre  1853,  p.  18 
et  t*7;  session  de  mai  1864,  p.  311  à  H7C.  Nous  renvoyons  à  cette  discussion, 
ainsi  qu'au  rapport  Pidou  qui  y  est  annexe.  Même  un  simple  résumé  de  ces  de* 
bats  excéderait  de  beaucoup  la  place  réservée  au  présent  travail. 
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au  sein  do  la  onnum-Mon.  soii  dau8  celui  de  rAssfral)!»'»»  fim^ri- 
tuante,  un  député  proposa  Tabolition  pure  et  aiüiple  dn  la  pemo  de 
mort.  Tl  U(»  s'oniragea  pas  à  ce  sujef  uno  dint-usMitm  aussi  noiirrio 
<jifeii  ls")4;  saiic  doute,  on  avait  le  seutiuient  que  Ita  opinions 
n'avaient  guère  chanirö  dan»  l'intervalle.  La  votation,  qui  eut  lieu 
par  assië  et  levé,  doutia  un  résultat  négatif^). 

IX. 

Il  est  difficile,  en  quelques  mot*»  i^eulement,  de  donner  une  idée 
bien  précise  ot  bien  exacte  de  lu  cause  capitale  qui,  pour  la  der- 
nière fois,  aboutit  à  une  exécution  dans  le  canton  de  Vaud.  Quel  que 
soit  ^intérêt  qu'elle  offru,  nous  noua  bornerons  à  en  indiquer  les 
traits  principaux,  les  lecteur^»  do  la  Revue  pénale  pouvant  taeile- 
ment  se  proLUicr  lu  Journal  (les  Tribunaïuc  de  Tannée  18G7  -)  qui 
a  publié  un  compte  rendu  très  circonstancié  de  ce  procès  célèbre. 

12*  Uéli  Freiftnond,  jeune  agriculteur,  âgé  de  24  ans,  domicilié  à 
Corrençon,  avait  épousé,  en  186G,  Elise  Olivier,  jeune  fille  intelligente, 
„douce  de  caractère,  aimable  et  pieuse,  sans  ostentation."  Quant  k  son 
mari,  sa  réputation  était  restée  intacte  jus(|u'alors.  C'est  qu'il  savait 
dissimuler;  il  avait  su,  en  particulier,  cacher  les  relations  trèû  intimes 
qn'il  eotretenftit  avtiit  mariage  déjà  avec  une  jeune  fille  du  nom  de 
LooIm  Freymond.  Ces  relationa  continuèrent.  Lu  femme  de  Frejmoad 
étant  devenne  enceinte,  la  mattrease  de  ce  dernier  en  conçut  de  l'Irrita- 
tion. C'est  alors  qu'ils  formèrent  le  projet  de  Tempoisonner  avant  ses 
couches,  afin  de  tuer  en  même  temps  l'enfant  (piVlle  portait  dans  son 
sein.  Freyniond  avait  de  l  arscnic  :  il  s'en  procure  encore  et,  le  1"  niai 
18i'>7,  le  remet  à  Louise  Freyinond  (pn  le  lui  (!emande.  Il  sait  l'usage 
qu'elle  en  va  faire.  II  voit  sa  cuuiplice  uHiir  u  sa  femtue  un  boabuit 
dans  lequel  elle  a  mis  une  partie  de  l'arsenic  et  il  ne  dit  rira. 

Peu  d'heures  après,  les  soulRia&ees  commençaient  pour  Blise  Frey- 
mond;  le  lendemain  elle  dut  rester  an  lit;  elle  y  resta  encore  deux  jours; 
le  second,  pendant  la  soirée,  Loniae  Freymond  entra  &  la  cuisine  oA 

une  enfant  surveillait  la  soupe  qni  cuisait  pour  la  malade.  Lcuise  Frey- 
mont  fit  tomber  dans  cette  soupe  en  qui  lui  restait  de  l'arsenie  (pii  lui 
avait  été  remis  et  jeta  dans  le  feu  le  papier  (pii  le  renfermait.  Au 
même  moment,  lléli  Freymond  entra,  il  \it  Inùler  le  papier  qu'il  reconnut, 
comprit  ce  qui  venait  de  ne.  pabseï  et  lai»äa  faire. 


*)  Bulletin  des  minces  de  r .IsscmbU'c  conxtUuante  du  canton  (k  Vaud,  /  *<6  /, 
p.  100  et  878  à  800. 
«)  P.  776  à  872. 
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Trois  jours  aprt'8.  Elise  Fieymoiul  accouchait  d'un  enfant  (|iii  vécut 

quel<iues  iniuuteb  et  lu  scuiuiiie  suivante  elle  inonraît.    Pendant  deux 

nuits  presque  complètes,  Louise  Freymond  veilla  pièé  du  cadavre  de  sa 
victime,  de  celle  dont  elle  rêvait  de  prendre  Ift  place. 

Haïe  elle  comptait  sans  la  eapldlté  de  Freymond.  8a  femme,  avant 
de  mourir,  avait,  par  testament,  disposé  de  ses  biens  en  sa  faveur,  pour 
la  moitié  seulement,  Tautre  moitié  allant  à  la  sœur  de  la  déftinte.  Aussi 
l'entend-on  dire  à  sa  belle-mère,  12  heures  à  peine  après  le  décès  de  la 
jeune  fpmme,  «qu'il  n'y  aurait  pas  tant  de  mal  pour  lui  si  Méry  (la  sœur 
de  sa  femme)  n  avait  pas  une  connaissance.'^  Avant  reuterreiuent  même, 
il  (lomamia  j\  Méry  de  l'épouser. 

C'est  à  partir  de  ce  inoment-Ià  (ju'il  son^e  au  moyen  de  se  défaire 
de  celui  qui  était  un  obstacle  pour  lui,  de  Jean  Mettraux,  le  fiancé  de 
sa  belle-sœur.  Il  se  procure  de  la  strychnine.  Il  invite  Mettraux,  qui 
était  en  service  à  Hordes,  à  venir  à  Corrençon  le  30  juin.  Il  va  l'at- 
tendre à  Ecballens  et  pendant  le  trajet  offre  à  son  ami  nn  bonbon  dans 
lequel  il  avait  mis  du  poison.  Un  instant  après,  Mettraux,  se  sentant 
malade  et  ne  pouvant  plus  marcher,  se  coucha  an  bord  de  la  route. 
C'était  aux  environs  de  10  heures  du  soir. 

Lorsque  Freymond  lui  avait  écrit  pour  Inî  dire  de  venir  h  Corrençon, 
il  lui  avait  recommaTidê  de  prendre  avec  liti  le  plus  d'argent  qu'il  pourrait. 
Se  croyant  près  de  sa  tiu,  Mettraux  dit  A  Freymond  :  „Je  vais  mourir 
ici,  je  veux  mourir  là,  prends  tout  ce  que  j'ai,  mon  argent,  ma  muntre", 
et  il  le  pria  d'aller  A  Corrençon  porter  l'argent  i  Méiyj  de  prendre  un 
char  et  de  lui  apporter  du  lait.  Freymond  fit  quelques  pas,  revint, 
puis  s'éloigna  de  nouveau.  Il  ne  reparut  ((u'à  6  -heures  du  matin, 
croyant  sa  victime  morte  sans  doute.  Mais  MettraUX  avait  résisté  aux 
souffrances  lit)rril)les  qu'il  avait  endurées 

Cette  tentative  avortée  Ht  sonsrer  aux  circonstances  fpii  avaient  en- 
touré la  mort  d  l'Jise  Freymond.  Sun  cadavre  fut  exhumé  et  l'expertise 
Ä  laquelle  il  fut  soumis  aussi  bien  que  l'enquête  tirent  découvrir  la  vérité. 

Freymond  et  sa  complice  comparurent  devant  le  tribunal  criminel 
de  Moudon,  le  11  novembre  1867;  les  débats  durèrent  jusqu'au  15. 
Fi'eymond  renouvela  les  aveux  qu'il  avait  faits  en  cours  d'enquête; 
quant  à  Louise  Freymond,  elle  tenta  de  les  rétracter,  mais  sévit  obligée 
de  renoncer  à  ce  ^stème. 

Le  jury,  &  l'unanimité,  déclara  Tacensé  coupable  d'empoisonnement 

commis  sur  sa  femme  avec  préméditation  et  de  tentative  du  même  délit 
sur  .T.  M(  ttraux.  A  l'unanimité,  il  lui  refusa  le  bénéfice  des  circonstances 

atténuantes. 


')  iiCS  dewiis  domiés  par  Mettraux  sur  ce  point  «ont  fort  intéressants.  En  ce  <pii 
concerne  la  conduite  de  Freymond  à  sou  égard  pendant  celte  nuit,  ih  dénotent  uue 
cruauté  peu  eonunune  chez  cet  faidividn.  '7oir  Journal  dei  TrUmnattx  déjà  cité,  p.  780. 

Z«Ufckr.  t  8(ihir«}ier  Strafrecht   &.  Jabrg.  14 
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Louise  Freyiiiond  '  i  fut  d/'claice  coupable  d'homicide  par  empoisonne- 
mont  coiiimi?*  avcr  ])t 'Ttiéditation  sur  Elise  Frrymond.  Le  jury  ayant  admis, 
pour  elle,  des  circunstaiicfs  atténuaiiteti,  elle  m  vit  comlamner  h  2U  an» 
de  réclusion,  tandis  f|ii'Héli  Freymond  était  frappé  «li-  la  peine  capitale. 

L^n  recours  fut  écarté  par  la  cour  de  cassatioo,  le  21J  novembre,  et 
le  Grand  Conaeil,  lo  7  janvier  1866,  rejeta  par  124  auffraipea  contre  69 
la  demande  en  grâce  d'Héli  Freymond  De  même  que  pour  le  reconra 
de  Schalter,  la  commitsion  du  Grand  Conseil  B*était  divisée  en  majorité 
et  en  minorité;  mais  cette  fois  la  majorité  proposait  Fadmission  du  recours. 

L'exécution  eut  lieu  à  Moudon,  le  10  janvier  18Ü8.  La  foule  qui 
y  vint  de  toutes  parts  était  énorme.  Le  cortéj2:e  put  h  peine  se  frayer  un 
passage  jusqu'à  l'échafaud,  sur  lequel,  avan^  *  «u  arriv(  e,  on  vit  quelques 
personnes  monter  et  l'une  d'elles  même  s'asbcuit  sur  la  chaise  fatale!^; 

Ayant  de  terminer  cette  partie  de  notre  travail,  rappelons  briève- 
ment les  causes  capitales  importantes,  qui  depuis  celle  de  Schaller  et 
jusqu'en  1874  furent  jugées  sans  entraîner  do  condamnations  à  mort. 

1*  Le  7  août  1855,  le  tribunal  criminel  de  Morges  condamna 
Joseph  Lamouille  et  François  Bumier^),  tons  deux  originaires  de 
SaTCie,  pour  viol  suivi  d*homicide  commis  sur  une  fillette  de  8  ans, 
le  premier  à  80  ans,  le  dernier  &  20  ans  de  réelnsion.  Us  avaient 
à  peine  atteint  Tftge  de  17  ans  et  ne  pouvaient  être  condamnés  à 
mort  (art.  55  C.  p.). 

2**  La  même  année,  à  Payeme,  Jeannette  Wjss  est  condamnée  à 
15  ans  de  réclusion  pour  homicide  sur  Tun  de  ses  enfants,  figé  de  6  mob. 

Le  29  décembre  1857,  condamnation  à  15  ans  de  réclusion 
de  Marie  Josette  Guignard  pour  homicide  sur  son  mari.*) 

4*  Marc  Berlie,  jeune  homme  de  22  ans,  s'était  prêté  pendant 
quelque  temps  aux  honteuses  passions  d'un  vieillard.  Il  conçut  un 
jour  le  dessein  de  le  tuer  et  de  le  voler.  Il  prépara  des  armes  et 
l'assassinat  fut  consommé  au  commencement  de  janvier  1864.  Le 

>)  Elle  était  &gée  de  19  ans  V<>  ce  qui  empôchait  d'ailleurs  une  condamnation 
à  mort.  Ses  premières  relations  avaient  commencé  afec  Héli  Freymond  alors  qu'elle 
avait  KV/ï  ans. 

-)  Lorsque  ce  résultat  fut  communiqué  par  le  président  du  Grand  Conseil, 
des  bravos  immédiatement  réprimés  éclatèrent  à  la  tribune.  Voir  BuOeHn  du 

Grand  Conseil,  séance  du  7  janvier  18(18,  p.  21. 

•"•l  V.  Prot'l'<  criminel  contre  Héli  et  Ijyuise  Freyimmd.  Lausanne,  Howard  et 
D»'!i<lr,  l8iJ8.  —  On  rarnnt*'  que,  la  vrîl!»'  de  r«:>xénittou,  des  personnes  de  toutes 
coudttiunä  pénétraieut  dans  la  cliambre  d'iiûtel  occupée  par  rcxécuteur,  pour  y 
voir  de  plus  près  le  glaive. 

*)  Y,  Journal  des  TribmutuXf  année  18S6,  p.  102. 

*)  Ibid.,  année  1668,  p.  68. 
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eadayre  portait  de  nombreuses  traces  de  coupa.  Berlie  fit  des  ayeax 
complets  et  fut  coudamiié  à  30  ans  do  réclusion  pour  homicide  avec 
préméditation,  mais  accompagné  de  oirconstancea  atténuantes.  ^) 

5»  et  C*»  En  1867,  les  tribunaux  (l'Aubonne  puis  de  Lavaux 
condamnent,  le  premier,  Henri  Dauphiu  ')  à  20  ane,  le  second,  Hen- 
riette Burnier*)  à  7  ans  de  la  in^^me  peine  pour  homicide. 

7«  et  8*  En  1868,  le  tribunal  de  Lausanne  eut  à  prononcer 
sur  deux  causes  do  ce  genre. 

La  première  fut  celle  de  Devaud^),  convaincu  d*homicide  commis 
ayeo  préméditation  et  aaivi  de  vol  sur  un  vieillard  dont  il  avait  été 
le  voisin  et  qui,  à  diverses  reprises,  lui  avait  fait  du  bien.  Le  crime 
avait  été  perpétré  quelques  jours  avaut  l'ouverture  des  débats  de 
l'afFairo  Freymnnd.  Devaud  comparut  devant  le  tribunal  do  Lau- 
sanne, trois  jours  après  rexéciitinn  do  Moucîmi.  Il  était  défendu 
par  M.  Louis  Riipbmiii(>r,  (jui  termina  son  éloquent  phiidoyer  eu 
disant:  „II  ne  sera  pus  dit  que  nous  avons  ft  inu'  pour  ce  malheu- 
reux la  porte  de  la  réliahilitiition,  et  que  le  peuple  vaudoin,  pour 
compléter  l'éduciitiou  i|ue  lui  donnent  ses  pasteurs  et  ses  instituteurs, 
a  créé  ua  nouveau  fonctionnaire  publie,  le  bourreau.'^ 

Le  jury  admit  les  circonstances  atténuantes  et  Devaud  se  vit 
condamner  à  30  ans  dt>  réclusion. 

La  seconde  de  ces  condamnations  fut  celle  d'un  nommé  Henri 
Hausermann '),  dont  le  crime  remontait  au  '^1  décembre  18ft7,  Con- 
vaincu d'homicide  -.ans  préméditation,  le  tribunal  prononya  contre 
lui  25  ans  de  réclusion. 

Oo  Enfin,  en  1869,  condamnation  à  18  ans  de  n'cinsiou.  par 
le  tribunal  de  l^ly(n■lie,  de  Jeau-llenri  Dunissol,  pour  homicide  sur 
sa  sœur  (circonstances  atténuantes  admises). 

X. 

L*exécation  de  Freymond,  comme  celle  de  Schalter,  amena  le 
Ghrand  Conseil  à  discuter  de  nouveau  pour  elle-même  la  question  de  la 
suppression  do  la  peine  de  mort  Cette  fois-ci  elle  fut  introduite 
par  des  pétitions  émanant  de  divers  citoyens.  De  plus,  la  veille 

y.  JouTHol  des  Triimnauxt  année  1864,  p.  256. 

0  Ihid,  1867,  p.  147. 
=0  [bld.,  1867,  p.  f>U). 
*)  Ibid.,  1868,  p.  9  à  63. 
*)  Ibid.,  1868,  p.  187. 
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même  du  jour  fixé  pour  la  délibération  du  recours  en  grâce  de 
Freymond,  plusieur?«  députés  présentèrent  une  motion  tendant  à 
modifier  le  code  pénal  en  ce  Bens  que  la  peine  de  la  réclusion  qui 
ne  powrait,  diaprés  le  code,  excéder  trente  ans,  pourrait  à  Tavenir 
être  prononcée  à  perpétuité  A  Torigine,  ces  deux  objets  avaient 
été  renToyés  à  roxamcn  de  deux  commlBsions  distinctes;  dans  la 
suite  pourtant  une  seule  d'entre  elles  resta  nantie  de  la  question-). 
Comme  en  1854,  elle  se  divisa;  mais  ceUe  foia-oi  les  rôlt^s  étaient 
intervertis.  Trois  membres,  au  nom  desquels  rapportait  M.  Jules 
Eijtd,  proposèrent  le  renvoi  des  pétitions  au  Conseil  d'Etat  afin 
qu'il  présentât  un  projet  de  ]r>i  abolissant  la  peine  de  mort;  la 
minorité,  composée  do  MM.  Martignier  et  Hennard,  so  prononça, 
au  contraire,  pour  le  maintien  de  cette  peine.  Los  rapports  pré- 
sentés de  part  et  d'autre  développent  à  nouveau  avec  force  les 
arguments  pour  et  contre;  la  discussion,  à  laquelle  prirent  part  do 
nombreux  orateurs,  montra,  de  son  côtô,  que  les  partisans  de  Tabo- 
lition  et  leurs  adverHairos  ctaiont  à  peu  près  d'éçalo  force.  On  put 
croire  uu  moment  que  les  premiers  l'em})orier;iieut  ;  à  l'appel  no- 
minal cependant  les  conelnsions  de  la  majorité  de  la  commission 
fui'cnt  repoiissées  jtar  'J2  voix  contre  84.  Lu  peine  <Ie  mort  était 
ainsi  maintenue  eu  principe;  ou  churicca  cependant  lo  Conseil  d'Etat 
d'examiner  trois  nouveaux  moyens  destinés  à  on  rendre  l'application 
plus  rare  et  moins  repoussante,  savoir: 

1»  la  possibilité  pour  lo  Grand  Conseil  de  commuer  la  peine 

capitale  en  une  réclusion  excédant  trente  ans; 

2*>  une  disposition  de  procédure,  d'après  laquelle  les  circonstances 
atténuantes  no  pourraient  être  refusées  à  Taocusé  qu'à  la  ma- 
jorité de  deux  tiers  ; 

3**  enfin  la  suppression  de  la  publicité  des  ^écutions"). 

Une  commission  législative  fut  nommée  pour  examiner  ces  pro- 
poftitionB,  mais  elle  ne  crut  pas  devoir  y  donner  suite.  On  sentait 
bien  que,  malgré  le  vote  du  Grand  Conseil,  il  ne  serait  pas  possible 
de  relever  l'échafaud.  Du  reste,  les  débats  sur  la  reyision  de  la 
Constitution  fédérale,  qui  allaient  s'ouvrir  peu  après,  transportaient 
la  question  du  terrain  cantonal  sur  le  terrain  fédéral.  Déjà  le  projet 
de  Constitution  fédérale  du  ö  mars  1872  porta  abolition  de  la  peine 

')  Bulletin  dos  sctuiccs  du  Grand  Constilf  session  de  novembre  lSö7,  p.  4, 
6,  183  et  204;  session  de  janvier  1866,  p.  4  à  6. 

*)  Ibid.^  sesdon  de  janvier  1868,  p.  66;  «esslon  de  février  1868,  p.  228. 
^  Ibid.,  sessioD  de  mai  1668,  p.  90  à  124;  pièces  annexes,  p.  m  à  XCI. 
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de  mort;  des  onxe  députés  que  le  canton  de  Yaud  enyoyait  à  cette 
époque  an  Conseil  national,  huit  votèrent  cette  mesure'). 

Après  rentrée  en  vigueur  de  la  Constitution  fédérale  de  1874, 
te  Grand  Conseil  adopta,  le  20  Janvier  1875,  un  décret  remplaçant 
la  peine  de  mon  ydv  celle  do  la  réclusion  h  perpétuité,  tout  en  main- 
tenant la  possibilité  de  sa  commutation  en  une  réclusion  de  quinie 
à  trente  ans  en  cas  de  circonstances  atténuantes  admises  par  le 
jury.  C*est  ce  système  qui  est  encore  atgourd*hui  en  Tiguenr  dans 
le  canton  de  Yaud. 

XL 

Deux  fols  encore  depuis  l'abolition  de  la  peine  de  mort  Tautorité 
supérieure  du  canton  deYaud  eut  l'occasion  de  s'occuper  de  la  question. 

Elle  revint  une  première  fois  sur  le  tapis  en  1879,  à  l'occasion 
de  la  revision  de  l'art.  65  de  la  Constitution  fédérale,  décidée  à  la 
suite  d'un  pétitionnement  populaire  asses  impurtant.  A  Berne,  la 
dépntation  vaudoise  avait  été  divisée  et  des  considérations  fédé- 
ralistes avaient  engagé  sa  majorité  à  se  prononcer  en  faveur  de  la 
faculté  laissée  aux  cantons  de  rétablir  la  peine  capitale.  Dans  son 
rapport  au  Grand  Conseil,  le  Conseil  d'Etat  sépara  très  nettement 
le  côté  politique  du  cèté  juridique  de  la  question  ;  en  ce  qui  con- 
cernait le  premier,  il  lui  paraissait  naturel  de  saisir  TocGasion  offerte 
aux  cantons  de  reprendre  un  des  attributs  de  leur  souveraineté  ; 
quant  au  second,  il  estimait,  au  contraire,  qu'il  n'y  avait  pas  lieu 
pour  le  canton  de  Yaud  de  revenir  sur  les  modifications  apportées 
précédemment  à  sa  législation  pénale*).  La  commission  du  Ghrand 
Conseil  se  divisa  sur  le  fond  même  de  la  question.  Deux  membres, 
qui  n'étaient  d'ailleurs  pas  opposés  en  principe  à  l'application  de  la 
peine  do  mort,  moyennant  certains  tempéraments,  désiraient  en  re- 
venir à  l'autonomie  cantonale  sur  ce  point;  les  trois  autres,  au  con- 
traire, adversaires  de  la  peine  capitale,  se  prononçaient  pour  le 
maintien  pur  et  simple  de  l'art.  65.  Dans  ces  conditions  la  com- 
mission se  mit  d'accord  pour  proposer  au  Grand  Conseil  de  s'abstenir 
de  tout  préavis  quelconque  sur  la  question  soumise  au  vote  popu- 
laire"). Ce  dernier  point  de  vue  l'emporta  également  au  sein  de 

')  Protm-nle  (les  (Iflihéniiions  du  Conseil  nah'onol  »uiase  concernant  la  rtvitkm 

de  la  C'»\sliU(fi>,n  fédérale,  lH7i~lS7'j,  p.  :{31. 

iinlkiin  (Uh  séances  du  Grand  Conseil,  session  de  mai  1^79,  pièces  annexes, 
p.  I  à  IV. 

•)  Ibid.,  p.  VI  à  xm. 
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l'usaornbléo  ;  plusieurs  oratems,  tout  «  n  s»ï  déclarant  iulvor«aireR  du 
rétiiblisâciueut  de  la  peine  do  mort  dans  le  cautoii  de  Vaud,  se 
prononcèrent  pour  dos  motifs  politiques  en  faveur  de  la  révision 
proposée  En  présence  d'une  telle  manière  de  j)i)st'r  Iii  (jue^tion, 
In  résultat  de  la  vntation  jtopulaire  fut,  comme  on  pouvait  le  pré- 
voir, favorable  à  la  inodiHcation  constitutionnelle.  La  majorité  fut 
de  14,672  voix  cuutre  b,bÜ3  ;  on  avait  pi'U  voté -'). 

Enfin,  la  révision  de  la  Constitution  cautouale,  à  laquelle  il  fut 
procédé  «Ml  ut  1885,  fournit  une  dernière  fois,  aux  partisans 

et  aux  advcTHaires  de  la  peine  de  mort,  l'occasion  de  rncburcr  h  urs 
forces.  Au  sein  df»  la  commission  constituante,  25  voix  contre  4  se 
prononcèrent  pour  le  maintien  de  rinterdiction  de  la  peine  cajtitalo, 
déjà  consacrée  par  la  loi  ^),  Dans  l'assemhléc  elle-même,  la  discussion 
8'enf?ap;oa  à  nouveau,  mais  cette  fois-ci  elle  se  termina  pur  la  vic- 
toire dcb  abolitioniiistes,  qui  l'eiuportèn  iit  jiar  133  voix  contre  5(5*). 
Lors  du  second  débat,  une  }«ropositiuu  tendant  à  la  suppression  de 
l'article  voté  en  premier  débat  lut  de  môme  rejeté.?  par  98  contre 
61  La  disposition  sortie  de  ces  délibérations  et  adoptée  par  le 
peuple  à  une  forte  majorité  forme  Part.  11  de  la  Constitution  du 
l^'mars  1885;  elle  est  conçue  en  ces  termea: 

„La  pjine  de  mort  est  interdite. 

„Sont  réâcnréoa  toutefois  les  disposition»  du  code  pénal  militaire 
fédéral.' 

Le  canton  de  Yaud  est  le  seul,  avec  Zurich,  qui  ait  érigé  l'abo- 
lition  de  la  peine  de  mort  à  la  hauteur  d'un  principe  oonatitutionnel  % 


')  Btilklm  (les  stances  dit  (iraud  Cnnsed,  p.  87  à  08. 

•)  LcH  pétitions  vc!nl<-^;  dd  >  ani-.ii  do  Viuid  ét.it'-nt  n-vëtue»  de  12,800  signa- 
uuturcä.  Mais,  a  la  diiiéreiice  de  c<;lles  de  .SriiatV bouse,  les  pétitionnaires  ne  de- 
mandaient  pa«  expressément  te  rétablissement  de  la  pciae  de  mort  ;  ils  se  bornaient 
à  demander  que  le  peuple  fAt  appelé  à  se  prononcer  sur  la  revision  de  Tari  65 
(voir  Feuille  ßdirah,  1879,  I,  p.  494  et  58H).  —  Il  est  d'ailleurs  intéressant  de 
constater  qiip  le  distrji  t  dr  M.nidon.  dans  Ichik  I  avait  eu  lieu  la  dernière  exécution 
capitale,  donna  une  ui:ü<»^i^^  en  faveur  du  rejet  de  l'arrêté  fédéral,  par  61Ö  mn 
contre  500  oui. 

*)  BulMin  de»  $éaneeiderÂssemMée  eonutitutmte  du  eanftm  de  Vmtd,  1884, 
I,  p.  92,  94,  96  et  271. 

*)  Ibid,,  p.  453  à  4«6. 
Ihiâ.^  n,  p.  8  et  9. 

"y  f'ntn]) .  eu  ce  qui  concerne  le  canton  de  Zorich,  le  travail  d^à  cité  de 
M.  le  h'  Guillaume,  p.  182. 
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Nous  soinines  arrivés  au  terme  de  notre  exposé.  EéiumoiiB'eii 
les  points  saillantB. 

La  question  de  la  supprcâsion  do  la  peine  de  mort  est  soulevée 
par  des  esprits  généreux  déjà  dan»  le  premier  quart  !  >  (  <*  Kiècle. 
Dans  1c  socnnd,  elle  franchit  le  seuil  de  ransemblée  légiHlutive. 
Les  abolitioonistes  ne  sont  alors  qu'une  petite  minorité.  Eu  1854, 
ils  forment  déjà  plus  du  riorn  des  députés  au  Grand  Conseil;  en 
i  MtiS,  ils  en  sont  presque  la  niajorité;  en  1884,  disposant  d'environ 
les  dvu\  ti<  rs  des  voix,  ils  insoriTent  l'abolition  dans  la  loi  fonda* 
mentale  du  canton  et  leur  œuvre  est  ratifiée  par  le  peuple.  N'est-ce 
point  là,  pour  parler  le  langage  de  l'exposé  des  motifs  de  1842, 
cette  ,marche  naturelle  des  idées  qui  indique  que  le  monde  tend 
do  plus  en  plu»  à  Taboliton  graduelle  do  la  peine  de  mort'*':' 

,0n  est  d*accord,  disait  en  1879  M.  Louis  Ruch<mnet  au  Grand 
Conseil  vandois,  pour  rattadier  à  l'abolition  de  la  peine  de  mort 
une  certaino  manière  do  comprendre  le  droit  criminel.  La  notion 
qu*on  s'en  fait  différencie  deux  écoles,  deux  camps.  D'un  côté  ^nnt 
ceux  qui  ne  Toi<-nt  dans  le  coupable  qu'un  être  qui  s'est  mis  hors 
la  loi  et  sur  lequ<?l  la  société  a  acquis  le  droit  de  déployer  ses 
dernières  rigueurs.  De  Tautro  cûté  se  rangent  ceux  qui  trouv(?nt 
dans  le  coupable  un  homme  égaré  contre  lequel  la  société  a  le  de- 
voir et  le  droit  de  se  défondre,  de  prendre  des  précautions,  mais 
dans  lequel  elle  ne  doit  jamais  oublier  qu'cUo  voit  un  humain  créé 
à  l'image  de  Dieu  et  vis-à>vis  duquel  le  sentiment  de  la  répression 
doit  toujours  être  accompagné  d'un  sentiment  de  commisération  et 
surtout  de  l'espoir  d'un  repentir.*^ 

T(;lle  est  bien  la  situation  Traie.  Les  auteurs  du  futur  Code 
pénal  fédéral  auront  à  choisir  entre  deux  doctrines.  De  leur  choix 
dépendra  que  la  centralisation  du  droit  pénal  suisse  soit  un  progrès 
ou  un  recul. 
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Professor  Stooss  hat  tn  seiner  Tergleioheaden  Zusammcnsteltniig 
der  Bchweizerisclieii  Strafgesetsbficher  nadi  seinen  eigenen  ein> 
leitenden  "Worten  nur  den  Anfang  zn  den  notfawendigen  Vorarbeiten 
der  Unifikation  unseres  Strafirechtes  bieten  wollen,  und  es  ist  anzu- 
nehmen, dasB  zur  weitem  Vorbereitung  des  Hauptw^kes  auch  alte 
diejenigen  als  Mitarbeiter  willkommen  seien,  welche  in  der  Lage 
sind,  über  die  AuBgestaltong  einzelner  kantonaler  Rechtsgebieto  in 
(Gesetzgebung  und  Gerichtspraxis  genauere  Auskunft  zu  ertheilen. 
DaB  eidgenössische  Kecht  wird  sich  anlehneu  müssen  an  das,  was 
bisher  in  den  Kantonen  bestanden,  und  je  eingehender  das  letztere 
bekannt  wird  und  nach  sein^  Vorzügen  und  Mäug<  In  beurtheilt 
werden  kann,  um  so  sicherer  wird  ihm  das  richtige  Mass  des  Ein« 
Susses  auf  die  Gestaltung  des  Ganzen  zugetlieilt  werden,  um  so 
mehr  aber  auch  schwindet  die  Gefahr,  dnss  Rechtsnormen  von 
zweifelhafter  Kicbtigkeit  nur  desswegen  in  die  Unifikation  hinüber- 
genonunen  werden,  weil  sie  bisanhin  In  einem  grdssem  oder  kleinem 
Theile  unseres  Bundesstaates  gegolten  haben. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  mögen  die  nachfolgenden  Be- 
trachtungen gewürdigt  werden.  Das  Gebiet,  über  welches  sich  die- 
selben erstrecken,  erschien  der  besondern  Bearbeitung  desswegen 
Werth,  weil  auf  demselben  die  Gegensätze  der  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen am  grössten  sind,  niciit  nur  bezüglich  der  Definition  der 
Verbrechen  und  Vergehen  und  der  Höhe  der  Strafen,  sondern  auch 
bezüglich  der  Frage,  ob  einzelne  derselben  überhaupt  zur  Strafe 
gezogen  werdfn  können  und  auf  welche  Veranlassung  hin  das  ge- 
schehen solle.  Im  Uel)rigen  wird  die  Betrachtung  sich  lediglich 
auf  das  zürcherische  Beclit  beschränken  und  auch,  soweit  sie  eine 
Kritik  desselben  enthält,  deren  Grundlagen  nur  aus  den  Erfahrungen 
dieses  liechtsgrbiftcs  (ntnehmen,  ohne  auch  noch  so  naheliegende 
Vcrgleicliungen  mit  Gtset/g<  biingen  anderer  Kantone  oder  des  Aus- 
lände» anzustellen,  diese  Aufgabe  anderer  Gelegenheit  vorbehaltend. 
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Das  zürcherische  Strafgesetz  vuin  Jahre  1870  zählt  unter  dem 
TV.  Titel  «eines  zwf  iteu  Theilea  als  Verbrechen  gegen  die  Sittlich- 
keit die  lolg-onden  auf: 

1.  Nothzucht  gegenüber  erwachsenen  Frauenspi  rsoncu  (§  109); 

IT.  Nothzucht  gegenübt'i-  „unreifen  Mädchen**  Hl); 

III.  Schändung  (§  112); 

IV.  Verleitunj^  einer  Fi  aucnspt  rson  zur  üestaduiii?  de»  lîei- 
achlafe»  miitclst  Ene^^uig  oder  liunutzunf^  eines  Inthuins, 
yermöge  dessen  »ie  den  Beischlaf  für  einen  ehelichen  hält 
(§  114); 

V.  Bluiscliando  (§  11.')); 
VI.  Veriülnuiiy;  von  rtlegebefuhlencn  zur  Luzuclit  (§  116); 
VII.  Ehrbruch  (i?  117); 
VI  11.  Bigamie  12U); 
IX.  Kuppelei  (§  121); 

X.  Erregung  ötfentlichen  Aergernisses  (§  123). 

Die  F.ntlühruiig  einer  Fraueusiper.Hon  zu  Unzuelitszweckeri,  wenn 
solche  durch  List  oder  Gewalt  geschehen  u.  8.  w.,  wird  in  §  145 
unter  dem  Titel  Verbrechen  gegen  die  p^-rmiuliche  Freih*-'it  behandelt. 
Bezüglich  der  avisfüln  liehen  Definitionen  aller  dieser  Verbroclu  ii  und 
Vergehen  im  (  licrischeu  (Jenetze  sei  hier  auf  die  Kiugàing»  zitirte 
Zusainmi  iisri  llung  von  StoosH,  pug.  4Ü4  u.  ff.  resp.  4:i0,  verwiesen. 

Im  Allgemeinen  herrseht  im  Gebiete  den  Kantonn  Zürich  das 
Prinzip,  das»  strafbare  Hamlluiii^on  von  den  .Vnklagebchörden 
(StaatBuuwultschatt,  BezirkHaawältc  rosp.  Statthalterämt(;r)  von  Aintc^ 
uegcn  verfolgt  werden,  auch  wenn  keine  Klage  oder  Autl'orderung 
von  Seite  einer  geschädigten  Privatperson  vorliegen  (§  762  doa 
OeHctzea  betreffend  die  KechtspHege  vom  2.  Christmonat  1874). 
Dagegen  betttelit  eine  Aufnahme  bezüglich  einzelner,  im  Strafgesetze 
Bpeziell  bezeichneter  Yerbrecheu  dahin,  dass  bei  denselben  als  so* 
genannten  Antragsdelikten  nur  dann  eiug^Hchritten  werden  soll,  wenn 
eine  Klage  der  dazu  berechtigten  Person  Torliegt  (§  761  daselbst). 
Hinsichtlicli  dieser  Strafsachen  ist  prozessualiseli  weiter  bestimmt, 
dasB  die  TJntersnchung  eingestellt  werden  muss,  sobald  dcrTcrzeiger 
seine  Klage  surüekzieht,  immerhin  in  der  Kei&ung,  dass  Rückzug 
der  Klage  unter  Yorbehalt  der  Wiederaufnahme  derselben  nicht 
statthaft  ist  (§  774). 

Ton  den  obgenannten  Terbrechen  und  Vergehen  gegen  die 
Sittlichkeit  fallen  nun  gemäss  Yorsohriflt  der  §§  113,  118  und  146 
folgende  unter  die  Kategorie  der  AntragsdeUkte: 
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1.  Xothzuvht  im  Sinne  von  §§  109  und   III   und  Schändung 

112  und  114),  Bofern  nicht  die  Misshandliing  don  Tod  der 
missbrauchten  Person  odor  einen  bedeutenden  Naidith  «il  an 
ihrer  Gesundheit  oder  an  ihrem  Körper  (§  138«  und  6  des  fcjtral- 
ges»»tzeH)  Yin  Fol^o  hatte. 

A)ifi(i'/shrrixhti(/t  sind  di<'  Genütliigtc  oder,  wenn  sie  uiiimindig 
oder  geistesivrank  i^t,  ihre  Klfcrn,  Pflc;,n  eltern  oder  der  Vormund 
(§  IIB),  mit  foIgeiKhii  allgoniiiueu  BeätimmuugeB  über  das  Au- 
tragsrccht  in  §  54  des  Gesetze»: 

Steht  das  Antnigsrecht  mehreren  Personen  zu,  sn  wird, 
wenn  einer  oder  mehrere  Berechtigte  auf  ihr  Hecht  verzichten, 
die  Befuguiss  der  Uebrigeu,  Bestrat'uag  zu  verlangen,  nicht 
auKgeschlossen. 

Wenn  nudirere  PerRonen  Thfilntdimcr  d<'s  Verbrechens 
waron,  so  ist  der  Privatkhigor  berechtigt,  auf  die  Bestrafung 
aller  Theilnehmf»r  zti  vorzichton. 

T)io  Bo»ä(rufuii|4;  t.'iü/.("lüfM'  'rii'MlnohiiKT  und  die  Nicht- 
bestrafuiif,'  der  andern  kann  der  Privat U Iii -vr  mir  dann  verlangen, 
wenn  die  erstem  die  li't/.teiu  /um  Verbrechen  verführt  haben. 

2.  Ehebruch,  mit  folgenden  Bpezialbestimmuagen  (§  118  des 

(iesetzes)  : 

(f)  er  wird  nur  auf  Anzeige  des  beleidigten  Ehegatten  Torfolgt; 

b)  der  Anzeige  kann  nur  dann  Folge  gegeben  werden,  wenn 
vor  demdlicn  daa  Begehren  um  Trennung  der  Ehe  hei  den 
Gerichten  anhängig  gemacht  worden  ist;  verzichtet  der  be- 
leidigte Ehegatte  auf  Bestrafung  des  Schuldigen  o;ler  will 
er  die  Ehe  fortsetzen,  so  ist  die  Untersuchung  gegen  beide 
Beklagte  iiiederzuscblagen,  im  Weitern  findet  di  '  Ausnahme- 
bestinnnung  des  ^  54,  Lemma  3,  auf  den  Ehebruch  keine 
Anw(^ndtiiig  ; 

cj  woiiu  in  ili'Hj  Falle,  in  weleln-ni  Ijcide  Sclinldige  verheii-aift 
sind,  nur  \on  dem  Pdie^attt-n  des  Eineu  Klagi'  irlmbeu 
wurde,  so  tritt  glei(  liwolil  gegen  den  Mitschuldigen  die 
Strafe  «les  Ehebruchs  ein. 

3.  Die  EiitfnhrnHg. 

Antrc^ûterechtigi  iind  die  Entführte  oder  ihre  Elr<  i  n  od(^r  ihr 
Vormnnd  ;  sofern  aber  KWtachen  dem  EntführiT  und  der  Entführten 
eine  Ehe  abgeschlossen  wurde,  so  dar!  ein  Strafverfahren  nur  dann 
stattfinden,  venu  die  Ehe  als  nichtig  erklärt  vurde  (§  146  cit). 
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Bezüglich  der  K^ippclei  t'iullifli  gelten  die  Vorhciiril'reü  des 
§  123,  wonach  dieses  Verüjohou  mir  in  besnuderH  gravirenden  Fallen 
von  Amten  wegon  vorfulgr,  sonst  über  nur  „auf  Verlangen  des  Go- 
meindorathes"  Ringe  erhoben  werden  soll  und  wonach  KonHikte, 
welche  betn  tteud  die  Verfol^^nng  dieses  Vergehens  2wi»«chen  den 
Ankhigebeliörden  und  der  i.ukulbehurde  entstehen,  im  gewöhnlichen 
Rekurswege  zu  erledigen  sind. 

Wenn  rann  sich  nun  fragt,  ol)  diese  Bestimmungen  in  ihrer  Cire- 
samnirlieit  oder  ob  einzelne  von  ihnen  würdig  seien,  in  das  einheitliche 
schweizerische  Strafrecht  überzugehen,  oder  ob  einzelne  derselben 
sich  als  mangelhaft  und  unhaltbar  erwiesen  haben,  so  ist  nach  An- 
sicht dea  lieferenten  an  liand  der  (ierichtspraxis  Fulgeudes  zu 
sagen  : 

I.  Nicht  nur  fragwürdig,  sondern  absolut  unhaltbar,  ja  ver- 
werflich ist  die  %mwmchrünkte  Antragsherechiiyung  der  Geschädiyim 
oder  ihrer  Tertreter  bei  den  Verbrechen  der  Nothzucht  und  der 
ScîUmdttnff,  insbesondere  da,  wo  es  sich  um  den  Miasbrauch  ün- 
nwndujcr  handelt,  und  bezüglich  der  Bestimmung,  dass  der  gestellte 
Strafantrag  auch  dann  wieder  »wrückyezoyen  werden  kann,  wenn 
gestützt  auf  denselben  bereits  Untersuchung  gegen  eine  bestimmte 
Person  eingeleitet  wurde,  ja  selbst  nach  Durchführung  des  Prozesses 
bis  zum  Beginn  der  gerichtliehen  HanptTerhandtung  (cf.  hiezu  §  900 
des  zfircherischcn  Prozessgesetzes), 

Wie  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Strafgesetzes  henror- 
geht,  wurde  die  Bestrafung  dieser  Y^brechen  yom  Antrage  abhängig 
gemacht  im  Interesse  der  Ehre  der  verletzten  Frauensperson,  welche 
öfters  nur  noch  mehr  dadurch  leiden  müsse,  dass  durch  den  Straf* 
proKOSS  die  an  ihr  Torttbte  Handlung  zur  öffentlichen  Kenntniss 
gelange.  £s  liesse  sich  zwar  im  Allgemeinen  fragen,  ob  diese 
Argumentation  eine  so  sehr  grosse  Berücksichtigung  verdiene,  wenn 
man  erwagt: 

1.  dass  sozusagen  in  allen  F&llen  auch  ohne  das  gerichtliche 
Yerfahren  und  vor  denmlhm  das  Geschehene  gerade  denjenigen 
Kreisen  zur  fienntniss  kommt,  unter  welchen  die  geschädigte  Person 
lebt  und  bei  welchen  diese  Kenntniss  ihr  den  intensivsten,  ja  oft 
den  einzigen  Schaden  bringen  kann; 

2.  dass  auf  disziplinarischem  Wog  die  Oeffontlichkeit  der  Ge- 
richtsverhandlung fiir  solche  Prozesse  ausgeschlossen  werden  kann 

und  3.  endlich,  dass  eine  energische  Verfolgung  des  Verbrechens 
in  manchen  Fällen  am  besten  geeignet  ist,  die  am  meisten  ver" 
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letzende  Nachrode  zu  liosoirigen,  dass  es  mit  dem  geleistetCE  Wider- 
stand doch  nicht  so  vvL'it  her  gewesen  sei. 

Immerhin  kann  jener  liegründung  des  Antraîr^rochtes  nicht  alle 
Bedeutung  abgenprochen  werden,  seine  Anwendung  in  der  Praxis 
birgt  aber  ernste  Gcfaliren  in  sich,  weil  es  zu  uuj^hMchor  IJcliaud- 
lung  Schuldiger  fuhren  kann  und  weil  es  liiiutig-  L'nwiirdiguu  an- 
vertraut werden  muss.  Zwar  hat  die  Gerichtspraxis  festgestellt, 
dass  da,  wo  neben  dem  Vater  eines  missbrauchten  Kindes  noch  ein  < 
gesetzlicher  Vormund  vorhanden  sei,  im  Falle  von  Heînangsver-  ■ 
schiedenheit  der  Antrag  dem  Letztem  ziutehe.  Dadurch  wmrde  T6r> 
unmöglicht,  daas  bei  dieier  Sachlage  ein  gowirnenloser  Tater  mit 
Demjuuigeu,  welcher  sein  sonst  von  ihm  vernachlässigtes  Kind  miss- 
braucht hat,  um  Geld  „abmache*  und  diesen  Gewinn  in  die  eigene 
Tasche  stecke.  l)ag(>gen  bleiben  die  selbstverständlich  in  über- 
grosser  Zahl  Torkommenden  Fälle  ohne  solche  Fürsorge,  in  welchen 
die  Titerliche  Vormundschaft  nur  dem  Kamen  nach  als  Pflicht  be* 
steht,  dagegen  dem  Missbrauch  der  elterlichen  Gewalt  durch  das 
Ântragsrecht  Thflr  und  Thor  geöffnet  wird.  Es  kann  dies^  ohne 
dass  der  Gesetzgebar  es  yoraussah  und  ohne  jegliches  Gegenmittel« 
dazu  führen,  dass  der  Strafrichter  sein  heiliges  Amt  waltender  i 
Gerechtigkeit  abtreten  muss  an  unwürdige  Subjekte,  welche  daraus 
ein  Geldgeschäft  machen,  und  dass  die  Verhängung  jahrelanger 
wohlverdienter  Zuchthausstrafen  von  der  ökonomischen  Situation 
des  Verbrechers  und  von  einer  egoistischen  Regung  irgend  eines 
Binzeinen  abhängig  ist. 

/>r«  Beispiele  aus  der  zilrcherischen  Geriohtspraxis  mögen  daa 
Gesagte  beleuchten: 

1.  Ende  der  Siebenzigerjahre  wurde  ein  reicher  Wüstling,  welcher 
schon  wiederholt  wegen  schwerer  Nothzucht  lange  Zuchthamstiafen 
erlitten  hatte,  neuerdii^gfs  des  Uissbrauches  eines  unreifen  Mädchens 
überfuhrt.  Seine  Vcrtheidigung  tendirte  wesentlich  dahin,  den  Vater 

des  Kindes  durch  Drohung  mit  dem  Skandal  drr  üffentlichen  Ge-  ' 
richtsverhandlung  und  durch  Anerbieten  grossir  Geldsummen  zum 
iiûckzug  des  Strafantrages  zu  bewegen.  Glücklicherweise  ;^'(dang 
ihm  nicht,  dieses  gesetzlich  zugelassene  Ziel  zu  erreichen,  doch  war 
schon  die  hinter  den  CouUssen  geführte  bezügliche  Verhandlung 
empörend  genug. 

2.  Wenige  J.ihre  später  wui  h»  in  Zürich  ein  Kind  unter  15 
Jahren  wegen  Diebstahls  angetichuhiigt  und  in  Haft  genommen.  Es 
ergab  sich,  das»  dasselbe  aus  einem  ^achbarkanton  nach  einer  Aus* 
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gemeinde  TOn  Zürich  iu  Dienst  getreten  und  dann  Ton  zwei  Weibs- 

personen  gegen  Gi^ld  zu  Uuzuchtszweckcn  verkuppelt  worden  war. 
Der  moralische  Sumpf,  in  welchen  da»  Kind  geriotb,  hatte  es  zur 
Diebin  gemacht,  und  aua  Verzweiflung  erhängte  es  sich  im  Gof?ing- 
nisB.  Die  Kupplerinnen  und  der  Wüstlint?,  welcher  das  Kind  miss- 
"braucbt  hatte,  kamen  in  Strafuntersuchung,  und  df^r  Vater  dos  Mäd- 
chens, welcher  zuerst  Strafantrag  gestellt,  sich  ahiT  sonst  nicht  um 
sein  Kind  geküniinert  hatto,  erschien  zutol;;o  seiner  Vorladung  als 
Geschädigter  am  Voral)entl  der  Schwurgericht«ivprhandlung  am 
Sitzungf^ort  do^  <Toricht08.  Hier  liess  er  sich  durch  den  A'^crtheidii^er 
des  Ilauptani^ekiagton  bewogen,  gegen  Bezahlung  von  ein  paar 
Hundert  Frauken  deu  Strafantrag  zurüekzuziehen,  und  der  Schäntler 
musHte  freigelanson  werden,  während  die  Kupplerinnen  mit  ein  paar 
Monaten  Gofäugniss  davonkamen. 

ii.  In  allorneuutiter  Zeit  eutUich  hatten  sioli  zwei  verheiratete 
Männer  an  zwei  unreifen  Kindern  aus  der  gleiclien  l  aimlie  wieder- 
holt geschlechtlich  vorgangen  und  war  Strafantrag  des  Vaters  der 
Kinder  erfolgt.  Beide  Angeklagte  waren  ihrer  Verbreclien  über- 
wie<?en  und  geständig.  Der  eine  vun  ihnen,  ein  arm»^r  Teufel,  er- 
klärte sich  schuldig  und  wurde  zu  ein  paar  Jahrcu  Zuelitlians  vor- 
urtheilt,  —  der  andere  berief  sicli  ohne  Angabe  von  Cinuuleu  auf 
das  Schwurgericht,  und  wenige  Tage,  bevor  die  Sache  zur  Beur- 
theilung  kam,  ging  vom  Vater  der  Kinder  ihm  gegenüber  ein  KUigo- 
rückzug  ein,  offenbar  nach  Empfang  einer  gewissen  Geldsumme. 
Auch  hier  blieb  dem  Gerichte  nichts  Anderes  übrig,  als  den  Ver- 
brecher sofort  auf  freien  Fuss  su  setzen. 

Diese  Beispiele  könnten  noch  Termehrt  werden,  sie  dürften 
aber  genfigen,  um  in  zeigen,  zu  welchen  Ungeheuerlichkeiten  und 
Vugerechtigkeiten  das  System  des  unbedingten  Rechtes  des  Steaf- 
antrages  und  des  Antragrückzuges  führL  Eine  Analogie  mit  diesen 
Fällen  besteht  auch  dann,  wenn  das  Verbrechen  der  Nothzucht  oder 
Schändung  gegen  eine  Person  Terflbt  wurde,  mit  welcher  der  Thäter  « 
in  nahem  Verwandtschafts-  oder  in  einem  Pflegschaftsverhältniss 
steht,  also  bei  Konkurrenz  von  Nothzucht  und  Schändung  mit  Blut- 
schande resp.  Verführung  Ton  Ptiegebefohlenen.  19'icht  nur  ist  hier, 
z.  B.  bei  Ausländem,  die  Frage  der  Antragsberechtigung  oft  schwer 
zu  lösen,  sondern  es  wäre  fiberhaupt  am  Platze,  derartige  Verbrechen 
auch  bezüglich  der  konkurrirenden  Nothzucht  resp.  Schändung  von 
Amtes  wegen  zu  yerfolgen  mit  Rücksicht  auf  die  besonders  gra- 
▼Irende  Art  des  subjektiTen  Verschuldeus  und  weil  die  Rücksicht 
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auf  die  £bre  des  Opfers  gänxlich  wegföllt,  da  die  Oerichtoverhand* 
lung  mit  ihren  behaupteten  nachthciligen  Nebenfolgen  durch  Ver- 
sieht auf  den  Strafanirag  nicht  umgangen  werden  kann. 

Sodann  muss  noch  genauer,  als  Im  zürcherischen  Gesetze  ge- 
schehen »  die  Person  des  Antrag«herechtigten  heieichnet  werden^ 
wenn  es  sich  um  Stellvertretung  für  ein  noch  nicht  ToUjährtges 
oder  sonst  unselbstst&ndiges  Opfer  eines  solchen  Verbrechens  handelt. 
Die  Praxis  ist  eine  schwankende  bezüglich  der  Frage,  ob  auch  der 
Mutter  ein  Antragsrecht  zustehe  oder  sofort  die  Vormundschafts- 
behörde eintreten  müsse,  wenn  das  missbrauchte  Kind  Täterlicher- 
seits  Yerwaist  ist  oder  wenn  es  vom  Vater  selbst  missbraucht  wurde. 
Die  Bficksicht  auf  die  bedenklichen  Konflikte,  welche  im  letztern 
Falle  entstehen  müssen,  dürfte  dazu  führen,  in  einer  künftigen 
Gesetzgebung  das  Antragsreoht  der  Mutter  auf  den  Fall  zu  be- 
schränken, in  welchem  sie  auch  in  andern  Richtungen  die  elterliche 
Gtewalt  allein  ausüben  muss  und  derselben  nicht  unwürdig  ist,  sonst 
aber  die  Vormundschaftsbehörde  eintreten  zu  lassen. 

Wir  empfehlen  daher  eine  Bestriktian  des  im  zürcherischen 
Hechte  geltenden  Hechtes  des  Strafantrages  bei  Verbrechen  gegen  die 
SittUehkeit  in  den  Fällen,  in  welchen  öffentliche  Interessen  über- 
wiegend die  bedingungslose  Bestrafung  verlangen  und  in  welchen 
das  zürcherische  Gesetz  sich  als  unzulänglich  erwiesen  bat,  und 
zwar  durch  die  Bestimmung: 

a)  dasK  diese  Verbreclicu  dann  r<ni  Anihs  nn/r/t  veirulgt  \ver<l»,'n 
sollen,  wenn  der  Thiiter  »ich  uh  Und, fall  hehudet  oder  wenn 
sie  Lonkun  in'u  mit  dem  Verbrechen  der  Blutschande  oder  der 
T  >;•/* //  hni  mt  von  Pßcqehef o  Ii  Im  en  ; 

b)  dass  der  Stratantrai;  hk  Jd  mt'hr  zxriirhff'zof/en  u  erdpn  könne, 
Viiun  er  von  der  Ijerechtig^ten  l'erson  bei  der  zuständigen 
Untor^iuehuns:«-  oder  Anklagebehitrde  gestellt  wurde  und  auf 

•  denselben  hin  Untersuchung  eingeleitet  worden  ist; 

c)  dass  das  Recht  des  Vaters  zum  Sdufaniruf/  im  Falle  der  Un- 
uürdif/keit  und  das  Recht  'frr  Mutter  ferner  im  Falle  der 
Kollision  mit  ihren  Pßichten  (Us  Ehefrau  eingeschränkt  werde. 

n.  Durch  §  111  des  zfircherischen  Stratgctietzes  wird  mit  der 
Strafe  der  vollendeten  Nothzucht  bedroht:  „wer  (ohne  Gewalt, 
Drohung  u.  s.  w.)  ein  unreijcs  Mädchen  zum  Beischlaf  missbraucht 
oder  ZH  miesbrauchen  versuclU*^, 
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Din  nocli  nicht  eingetretene  geschlechtliche  Keife  im  Zeitpunkt 
der  YerübuDg  des  Verbrechens  ist  in  jedem  einzoinen  Fall  vom 
Gerichtsarzte  festzustellen,  wtw  aber  dann  mit  Schwicrip^keiten  ver- 
bunden ist.  wenn  flie  Anzeige  erst  oiui^'('  Zeit  nach  gesclieliotier 
Thiit  (H'iülgte  imd  das  Mädchen  sicli  iui  Zusfaud  der  Entwicklung 
behudet.  Immerhin  dürfte  diese  Definition  derjeuit^n  u  vorzuziehen 
»o'm^  welche  sich  nur  auf  eine  Lrewisso  Altersgrenze  stützt.  Am 
besten  aber  wäre  offenbar  eiu(;  alternative  Bestimmung,  denn  es 
sollten  nicht  nur  die  physischen,  s»)nderu  anch  die  psychischen 
Momente  berückiiichtigt  werden,  Aveil  auch  in  unsern  Verhältnissen 
der  Eintritt  der  weiblichen  <  fesclilechtsicifo  erfahrungsgemäss  sehr 
stark  variirt.  Vor  wenigen  -Jahren  ist  im  Kanton  Zürich  der  Fall 
Y()r»;ek(Mnnien,  dass  ein  körperlich  aussorgewolmlicli  entwickeltes, 
noch  nicht  12  Jahre  altes  Kind  konzipirte  und  segar  ein  lebendes 
und  lebensfähiges  Kind  gebjir;  in  andern  l'dlicu  zieht  sich  der 
tlnrch  Eintritt  der  Menses  wesentlich  dokumentirte  Eintritt  der 
Geschlechtsreife  bis  über  das  15.  Altersjahr  hinaus,  ganz  abgesehen 
Ton  den  mediziiiiscli  konstatirten  weitern  Ausnahmen. 

Anmerkungsweise' mag  hier  noch  erwfthnt  werden,  dass  die 
mitgcthcilte  Sckwängerang  eines  zwölfjährigen  Rindes  nach  zürche- 
rischem Rechte  überhaupt  nicht  hätte  als  Nothzacht  hestraft  werden 
können,  da  die  Hissbrauchte  geschlechtsreif  war  und  der  Thätor 
weder  Gewalt  noch  Drohung  angewendet,  sondern  das  Kind  durch 
Liebkosungen  yerfilhrt  hatte.  Im  Fornern  stand  der  Yerbreeher 
auch  zu  der  Mutter  des  Kindes,  welche  die  elterliche  Gewalt  über 
dasselbe  ausQbte,  in  solchen  Beziehungen,  dass  yen  ihr  schwerlich 
ein  Strafantrag  erhältlich  gewesen  wäre.  Zwar  machte  der  während 
der  Untersuchung  erfolgte  Tod  dos  Yerbrechers  diesen  Kompli- 
kationen ein  Ende,  ohne  dass  sie  der  Eichter  lösen  musste,  dagegen 
zeigte  der  Fall  nach  allen  Richtungen  nur  allzu  deutlich  die  Un- 
zulänglichkeit und  Unhaltbarkeit  der  kantonalen  GesetzesTorsohriften. 

Die  zweite  Bestimmung  des  |  III,  dass  derTersueh  des  Miss- 
brauehes  unreifer  Hädchen  in  der  Bestrafung  der  Yollendeten  Noth- 
zncht  an  einer  erwachsenen  Frauensperson  gleichgestellt  sein  solle, 
wurde  in  der  Praxis  dabin  interpretirt,  dass  als  ein  solcher  Yersuch 
aüfzn&ssen  seien  eigentliche  Beischlalshandlungen  mit  Andringen 
des  männlichen  Gliedes  gegen  die  weibliehen  Geschlechtstheile,  im 
Gegensatz  zu  blossen  Fingermanipulationen  u.  dergl.  In  diesem 
Sinne  ist  die  Strafandrohung  gewiss  vollauf  gerechtfertigt,  da  der 
Thäter  seinerseits  an  einem  Kinde,  das  keinen  freien  Willen  hat 
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und  wegeu  seiner  Jugend  besonderer  Schonung  und  besondern 
Schutzes  bedarf,  seine  verbrecherische  Lust  befriedigt,  soweit  solches 
oline  schwere  Yerletzung  der  körperlichen  Integrität  des  Kindee 
geschehen  kann,  da  andererseits  die  Gescbleehtsehre  des  Kindes, 
soweit  solehe  überliaapt  in  Frage  kommt,  in  ihnlicher  Weise  ver- 
letzt wird  wie  bei  der  Nothmcht,  und  da  endlich,  sofern  es  sich 
nur  nicht  um  ganz  kleine  Kinder  oder  um  schon  verdorbene  Mäd- 
chen handelt,  ein  solcher  Akt  wohl  immer  von  schwerer  Schädigung 
der  moralischen  Entwicklung  des  Opfers  begleitet  ist. 

Das  künftige  schweizerische  Strafreciit  dürfte  daher  unbedenk- 
lioh  die  Bestimmung  des  §  III  aufnehmen  mit  der  Erweiterung, 
dass  dieselbe  dann  zutreffe,  wenn  ein  geschlechtlich  noch  unreifes 
Mädchen  oder  em  aolthes,  ufelches  ein  hettimmies  AÜerttjahr,  s.  B. 
das  14.,  noch  nicht  zurückgelegt  hat,  missbraucht  oder  zu  miss« 
brauchen  versucht  wurde. 

III.  1)<T  v5  112  licdroht  mit  der  Ötriife  der  éScitUndung  den- 
jeniçpn,  AV('I<'liL'r  eine  I'^raKenspcrfion  zuin  (Uisscrclifltrhen  Bei^rhlnf 
niisslotiHcht,  dir  sich  im  /uHtandc  <1it  Wehr-  oder  ßewussUosigkeU 
behudet  oder  die  zur  Zeit  geisteskrank  ist. 

In  diesen  Ucsiimmungon  findet  sich  eine  Lücke,  welche  der 
Praxis  schon  wiederholt  fühlbar  geworden  ist;  es  mangelt  nämlich 
die  Möglichkeit  dor  Bestrafung  des  Missbrauches  solcher  Fraiions- 
personen,  di«'  weder  körperlich  wehrlos  noch  eigentlich  geisteskrank, 
die  aber  ent%seder  im  Sinne  der  l'sychiatrie  geistesschwacli  (»  1er 
dann  aus  andern  ji^j/rhischen  Gründen  f^oschlechtlicher  Verluiiruui; 
gegenüber  besonders  wehrlos  sind.  Unter  die  letztere  Kategorie 
fallen  ert'ahrungsi^eniäss  eine  grosso  Anzahl  fatthfifi(ntnii'/-  l'ersonen, 
die  an  sich  geistig  gesund  und  aueh  korpcrludi  kräftig,  /,u  alleilei 
Arbeiten  ganz  taiifi^lich,  aber  in  ihrer  eiu'entliunilich  blöden  AVeise 
Schineit  lioleien,  Lu■bko^uIJgen  u.  dergl.  len  litei-  ziii:;änglich  smJ  als 
volUinnif^o  Personen.  Wer  sich  diese  l.'mstände  zur  Befriedigung 
au>^er'•}leIielleIl  i)eis(  iilalV-s  zu  Sutie  macht,  wissend,  dass  er  es 
mit  einer  gei?>t<  s<.cli wachen  oder  tflulistuniinen  Person  zu  timn  hat, 
s(dho  bestraft  wi  ideii  k  niiieu  und  deshalb  die  IJegritfsbestimmuug 
des  Verbrechens  der  ScJiäudung  angemessen  erweitert  werden. 

IV.  Bezüglich  doH  Verbrechens  der  Blutschande  (§  115)  sei 
hier  nur  bemerkt,  das«  nach  hierortigen  Begriffen  die  Strafbarkeit 
desselben  ausser  allem  Zweifel  steht,  soweit  es  sich  um  Aszendenten 
und  erwachsene  Deszendenten  handelt,  dass  dagegen  allerdings 
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Mchon  wiederholt  vom  Schwurgericht,  entgegen  dem  Wortlaut  de8 
Gesetzes,  Töchter  im  Aher  von  mehr  als  16  Jahren  freigosprochen 
wurden,  welche,  dorn  Ansinnen  und  Andringen  des  Vaters  nach- 
gebend, mit  denisi'lbeu  deu  Beischlaf  vollzogen  hatten,  mich  woim 
von  eigentlichem  ^othatand  nicht  geaprochen  werden  konnte. 

y*  Unter  die  VerpUhmi-ng  von  "^fljegêitfùliXenm  zur  Ünmeki 
wmde  eingerecbnet  die  Yerleitimg  toq  Zöglingen  einer  Lehranstatt 
durch  den  Lehrer  zur  PIdenwtie  und  ähnlicher  gesehtechtlicher 
Misshrftneh  von  Knaben  durch  den  eigenoi  Vater,  weldtie  graviren* 
,  den  Fälle  anders  gar  nicht  hätten  angemessen  heatraft  werden 
kdnnen.  In  dieser  Beaiehnng  wird  also  das  Wort  „Unzucht"  jeden- 
falls im  weitesten  Sinne  interpretirt  oder  durch  ein  anderes  ersetzt 
werden  müssen,  damit  nicht  die  in  der  deutschen  Strafrechtspraxis 
fippig  aufgeblühten  KontroTersen  darüber  auch  bei  uns  entBtohen, 
ob  die  Yerh  itung  zu  blosser  Duldung  des  fieischlafes  oder  beischlaf- 
ähnlieher  Handlungen  auch  strafbar  sei. 

YL  Bezüglich  des  Ekebmehet  steht  wohl  ausser  Frage,  das« 
derselbe  nur  auf  Antrag  des  beleidigten  Ehegatten  und  nach  JBin^ 
leitung  der  Schàdungsklage  soll  bestraft  werden  können.  Dagegen 
schafft  diese  Bestimmung  insofern  eine  Lücke,  als  dabei  Ausländer, 
insbesondere  Angehörige  des  deutschen  Beiches,  hier  nicht  bestraft 
werden  können,  wenn  sie  sich  dieses  Yergehens  schuldig  machen, 
da  ja  bekanntlich  von  ihnen  in  der  Schweiz  nicht  auf  Scheidung 
ihrer  Ehe  geklagt  werden  kann. 

Immerhin  witd  dieser  Umstand  nicht  genügen,  um  den  als 
richtig  anerkannten  Grundsatz  auch  bezüglich  der  übrigen  Bewohner 
unseres  Staates  aus  dem  Gesetze  zu  diminiren. 

YII.  Die  Gerichtsprazis  hat  keine  Veranlassung  gegeben,  die 
Begriffsbestimmung  der  Bigamie  in  §  120  des  Gesetzes  anzufediten. 
Aus  derselben  mag  nur  erwähnt  werden,  dass  in  einem  Spezialfall 
sich  ge^^eigt  hat,  dass  eine  bei  Torübergehendem  Aufenthalt  in  Eng- 
land Tou  einem  Ausländer  abgeschlossene  Ehe  nicht  als  gültige  im 
Sinne  unseres  Gesetzes  betrachtet  werden  kann. 

VJII.  Bei  dem  Vorgehen  der  einfachen  Kitpprlei  hat  der 
zürcheriselio  Gi'sotzgeber  in  guter  Absiclit  (l(!n  (  IcrnfMuderii  rlu>ii  ein 
Anzeigcrccht  oiugeriiumt,  duüscu  Ausül)ung  div  liiieiia^^^liclii'  Vor- 
bcdiDgmig  der  struficchtlichen  Yertolgung  eiücs  Bordellhalters  oder 
iinderu  Kupplers  ist.  Diese  Bestimmung  ermöglicht  die  Handhabung 
der  Sittenpolizei  nach  den  Bedürfnissen  der  einzelnen  Ortschaften, 
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weldie  anzweifelhaft  niebt  identische  «ind,  scholl  mit  Bflcksieht  auf  ' 
die  TJnterscheidimg  zwischen  Stadt  nnd  Land.  Zum  Nachweis  der 
Richtigkeit  dieses  Satzes  genttgt  wohl  die  Hindeutimg  anf  die  Er- 
fahrungen des  deutschen  Reiches.  Das  sfircherische  Gesetz  reicht 
auch  ToUkommen  aus  sur  Bestrafung  des  gewerbsmässigen  Zuhälter- 
thums,  welches  unbedenklich  unter  die  schweren  Fälle  von  Kuppelei 
gerechnet  und  mit  Arbeitshausstrafe  bis  zu  3  Jahren,  unter  Um- 
ständen noch  schärfer,  bestraft  werden  kann,  auch  wenn  niclit  die 
bcsoadern  Verhältnisse  der  qualifiidrteii  Kuppelei  (§  122  des  St.-G.«B.) 
vorlic^j^eii.  Dessgleichen  i  rschcint  es  nach  der  Gerichtspraxis  zu- 
lassig, Verkuppelung  Ton  Mädchen  TOm  Auslände  und  nach  dem 
Auslande  hier  zu  bestrafen,  sobald  nur  ein  Theil  der  bezüglichen 
Thätigkoit  hier  ausgeübt  wird,  und  genügt  zur  Annahme  des  vol- 
lendeten V  erbrecheus  das  blosse,  auf  Förderung  der  Unzacht  hin- 
zielende Vermitteln,  wenn  es  auch  noch  nicht  zum  Unzuchtsakte 
selbst  gekommen  ist 

Die  Praxis  ergab  allerdings  bezüglich  der  Ausübung  der  Be- 
fugnisse der  Gemeinde-  resp.  Stadtbehörden  mehrfache  Uebelstände  ; 
einzelne  Gemeindebehörden  verfuhren  m  lax  gegenüber  bestimmten 
Bordellhaltern,  aus  Gründen,  weiche  das  Volksbewusstsein  empören 
musstcoi;  das  Verfahren  anderer  war  in  bedenklicher  Weise  allge- 
mein pnnzipienlos  und  inkonsequent  ;  immerhin  dürfte  das  im  Kanton 
Zürich  geltende  System  jcdemVersuche  einer  zwangsweisen  Schabloni- 
sirung  des  Verfahrens  in  diesem  fiechtsgebiete  weit  vorzuziehen  sein. 

Bemerkt  mag  noch  werden,  dass  die  zürcherische  Gerichts- 
praxis in  Kuppeleifallen  gemäss  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  den 
Gemeindebehörden  nur  ein  Verzeignngsrecht  im  engem  Sinne  ein- 
igt läumt  hat,  ohne  denselbm  weitern  Einfluss  auf  den  Onn?  des 
Prozesses,  insbesondere  ohne  ihnen  die  Befugniss  des  I Rückzuges 
einer  Klage  zuzugestehen,  und  dass  dieses  Vergehen  aucli  hozüglich 
der  Verjährung  des  Antrages  und  der  Strafe  ganz  deu  Offizial- 
delikten gleichgestellt  wurde. 

Der  schweizerische  Gesetzgeber  wird  daher  seinerseits  gut  thun, 
sich  mit  der  Foststellniig'  der  Straf  barkeit  der  einthchnn  Kuppelei 
zu  begnügen  und  in  ähnlicher  Weise,  wie  es  der  zürcherische  ge- 
than  hat,  den  Behörden  der  einzelnen  kleinem  Kreise  ein  Antrags- 
recht bezüglich  der  Verfolgung  der  auf  ihrem  Gebiete  vorgekommeneu 
Falle  zuzugestehen. 

Selbstverständlich  aber  si.ll  die  ICuppc^lei  da,  wo  der  Thäter 
ein  besunderea  Pietätsvcrhäitniss  verletzte  oder  wo  er  arglistige 
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Kunstgriffe  anwendete,  auoh  naoh  neuem  Beeilte  Ton  Amtes  wegen 
verfolgt  worden,  wie  Bolcbes  in  §  122  des  ifircherigohen  C^eaetees 

Yorgeschrieben  ist.  Dagegen  ist  hier  iusofern  ein  Mangel,  als  unter 
den  «lualifizircnden  Umständen  nicht  aufgeführt  sind  das  Verhaltniss 
des  Kupplers  zu  der  zu  verkuppelnden  Person  als  deren  Ehemann 
und  dasjenige  der  Stiefeltern  lum  Stiefkind,  und  w&ren  solehe  in 
eine  künftige  Gesetzgebung  noch  aufisunehmen. 

IX.  Am  Schlüsse  des  zu  besprechenden  Titels  des  zürcherischen 
Strafgesetzes  wird  als  besondere  Vergehensart  noch  aufgeführt  :  die 
Erregung  öffentlichen  Äergernisses,  eine  Art  Sammelwagen  für  all* 
diejenigen  Vergehen  gegen  die  Sittlichkeit,  welche  nicht  unter  einen 
d«r  firfiher  genannten  Verbiediensb^piffé  neh  aubsumiren  lassen. 
Bas  KonkuhifuU  allein  ist  durch  den  Willen  des  Gesetagebers  aus- 
geschieden ,  aber  nicht  als  besonderes  Delikt,  sondern  als  ein  Fall 
Ton  Ungehorsam  gegen  amtliohe  Verfügungen"  (§  80  des  Straf- 
gesetzes), indem  durch  das  Privatrecht  ^  646)  unter  dem  Suipitel 
„Eherecht''  das  Konkubinat,  d.  h.  die  ohne  zivile  Trauung  einge- 
gangene, dauernde  Geschleehtsgemeinseluill  von  Hann  und  Frau, 
namentlich  das  Halten  einer  Haitresse,  untersagt  und  den  Gemeinde- 
ifttfaen  die  Verpflichtung  aoferlegt  wird,  von  den  ihnen  zur  Kenntniss 
gelangenden  Fällen  dem  Statthalteramt  Mittheilung  su  machen.  Die 
letztere  Behörde  hat  sodann  nach  der  nämlichen  Gesetzesstelle  die 
Verzeigten  au&ufordem,  das  Verhältniss  binnen  Frist  zu  lösen,  unter 
Androhung  der  Ueberweisnng  an  denStrafirichter  w^n  Ungehorsams. 

Auch  hier  besteht  also  wie  bei  der  Kuppelei  eine  vom  Gesetz- 
geber gewahrte  Autonomie  der  Gemeinde  resp.  des  Bezirkes  in 
sittenpolizeilicher  Beziehung,  deren  Handhabung  übrigens  noch  nie- 
mals zu  ernsten  Bedenken  Anlass  gegeben  hat. 

Nach  unteu,  fur  die  geringem  Fälle  der  Verletzung  der  Sitt- 
lichkeit, sorgt  bei  dem  Mangel  eines  kantonalen  Polizeistrafgesetzes 
der  §  94  des  Gemeindegesetzes,  welcher  unter  den  Funktionen  des 
Gemeinderathes  sub  dg  aufitählt:  ^Die  Handhabung  der  Sittenpolizei*. 

Unter  diesem  Titel  erwähnt  z.  B.  die  Allgemeine  Polizeiver- 
orduung  der  Stadt  Zürich  in  Art.  138  u.  ff.  :  „Unsittliche  Produk- 
tionen jeder  Art  an  öffentlichen  Orten**,  „gewerbsmässiges  Unznoht- 
treiben  von  Weibspersonen",  „Aufsuchen  der  Gel^enheit  zu  Unzucht 
an  öffentlichen  Orten",  „die  Begleitung  liederlicher  Weibspersonen 
an  öffentliche  Orte  als  Beihälter*'  und  Aehnliches.  Als  Strafen  sind 
angedroht  :  Polizeibussen  bis  auf  Fr.  15  und  mehr,  mit  allgemeiner 
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Möglichkeit  der  Umwandlung  unerhSIdicher  Bussen  in  (leiangni»», 
sowie  Unterstellung  der  Fehlbaren  unter  die  poUzeiliolien  Maasregeln 
des  Armengesetzes. 

Zu  schärferer  Ahndung  solcher  Yorkommnisse  in  hesonders 
gravirenden  Fällen  und  woitoror  Bestrafiing  der  Unzucht  bietet  so- 
dann der  bereits  genannte  §  123  des  St-G.-B.  Handhabe.  Derselbe 
lautet  : 

„Wer  durch  unzüchtige  Handlungen  öffentliches  Äergemiss 
err^i  oder  solche  sich  in  Gegenwart  von  Kindern  erlaubt,  ebenso 
wer  zur  Verbreitung  oder  VerölFentlichung  unzüchtiger  Schritten, 
Abbildungen  oder  Darstellungen  mitwirkt,  wird  mit  Gefangniss, 
verbunden  mit  Busse,  bestraft. 

„In  sobwersren  Fällen  kann  auch  Arbeitsbaus  verhängt  werden.*^ 

Diese  Strafandrohung  richtet  sich  nur  gegen  Handlungen  mit 
getehlethtUeher  Beziehung,  also  in  diesem  engern  Sinne  von  Un- 
zucht Dagegen  können  hier  anoh  mitndUiske  Äeutmungen  unter 
den  Begriff  „Handlungen*^  subsumirt  werden.  Der  Gesetzgeber  bat 
sich,  wie  aus  den  Beriehten  der  Torberathenden  Kommissionen  her- 
vorgeht, nicht  dazu  Torstehen  können,  alle  denkbaren  Arten  dieser 
Unzucht  dem  Kamen  nach  in  einzelnen  Kubriken  aufzuführen,  was 
zum  Theil  wenigstens  noch  im  zürcherischen  Strafgesetze  Ton  1886 
geschehen  war.  Man  nahm  auch  wohl  nicht  mit  Unrecht  an,  dass 
eine  solche  Aufzählung  in  der  Praxis  doch  immer  wieder  Lücken 
zeigen  müsste,  und  wollte  desshalb  durch  eine  möglichst  allgemeine 
Begriffsbestinminng  dem  Richter  Gelegenheit  geben,  überall,  wo  es 
nöthig,  gegen  grobe  Verletzungen  der  Sittlichkeit  einzuschreiten. 
Insbesondere  sollten  nach  Inhalt  jener  Materialien  trotz  der  schein- 
bar widersprechenden  Definition  unter  diesem  Gesichtspunkte  auch 
Handlungen  bestraft  werden,  welche  zwar  nicht  öffentlich,  sondern 
mehr  oder  weniger  geheim  geschahen,  welche  aber  eine  so  grelle 
Verletzung  der  Sittlichkeit  enthalten,  dass  das  blosse  Ruchbarwerden 
das  sitttliche  Gefühl  empört;  forner  sollte  unter  diesen  Begriff  fallen 
die  widernatürliche  Wollust  an  Menschen  des  nämlichen  Geschlechts 
und  an  Thieren.  Die  Gerichtspraxis  hat  hierin,  trotz  naheliegoivler 
Bedenken,  die  Intention  des  Gesetzgebers  respektirt,  sie  hat  auch 
unter  diesem  Titel  jede  Art  der  groben  Verletzung  der  Schamhaftig- 
keit  bestraft,  welche  Öffentlich  verübt  wurde,  speziell  Nothzucht  im 
Falle  des  Mangels  eines  Strafantrages,  Aergcmiss  erregende  Fälle 
der  Prostitution,  ferner  Missbrauch  von  zwar  geschlechtsreifen,  aber 
noch  nicht  konhrmirtcu,  also  noch  unmündigen  Mädchen,  unzüchtige 
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Betastimgüu  von  Schulkiadern  durch  Lehrer  u.  s.  w.,  sodann  auch 
die  Herstellung,  nicht  bloss  den  Terkauf  odw  andere  Yerbreitung 
mizachtiger  Bilder  und  Schriften.  Unter  der  als  StraüMsUlrftmgs- 
grund  betrachteten  YoraussetKung,  dass  solche  Handlungen  in  Gegen- 
wart von  Kindern  oder  an  Kindern  geschehen  seien,  haben  schon 
wiederholt  die  Gerichte  Ton  der  Befngniss  der  Anwendung  Ton 
Arbeitshansstrafe  (Minimum  6  Monate)  Gebrauch  gemacht. 

IJas  Gesetz  hat  demnach  durcli  seine  elastische  Begriffsbestim- 
muüg  der  Praxis  vollkommen  genügende  Handhabe  geboten,  uni 
Vergehen  gegen  die  Sittlichkeit  angemessen  zu  ahnden,  wälirend 
ea  im  üebrigen  keine  unbestimmten  Definitionen  kennt.  Der  Gesetz- 
geber hat  dabei,  und  gewiss  mit  Recht,  es  den  Anklagebehorden 
und  dem  Richter  überlassen,  sich  mit  den  neueren  Theorien  über 
kontrare  Bexnalempfindung,  über  die  Behandlung  sogen.  Urninge 
u.  dergl.  anseinandermsetsen.  Und  wenn  sodann  die  zflrchensohen 
Gerichte  ihre  Kompetenz  dahin  aufgefasst  haben,  dass  sie  möglichst 
alle  You  zurechnungsfähigen  Personen  in  Aergemiss  erregender 
Weise  begangenen,  gegen  die  Sittlichkeit  Terstossenden  Handlungen 
zur  Strafe  ziehen  sollen,  so  haben  sie  daran  wohl  recht  gethan  und 
befinden  sie  sich  dabei,  was  in  solcher  Materie  gar  nicht  unwichtig,  in 
der  Lage,  ihre  Entscheide  mit  demTotksbewusstsein  ihrer  Zeit  und 
ihres  Landes  in  Uebereinstimmung  zu  halten.  Immerhin  musste 
dabei  Sorge  getragen  werden  der  Wahrung  der  Rechte  der  bilden- 
den Künste  auf  Darstellung  von  Nuditaten  zu  künstlerischen  Zwecken, 
den  berechtigten  Freiheiten  von  ernsthaften  Schriftstellwn  sowie 
den  Rechten  der  Medizin  und  anderer  Wissenschaften  xu  Demon- 
strationen in  wissenschaftlichem  Interesse.  Eine  Prüfung  der  bezüg- 
lichen Gerichtspraxis  fuhrt  zu  dem  Resultate,  dass  das  zürcherische 
Gesetz  in  Behandlung  dieser  Materie  das  Richtige  getroffen  habe 
und  dass  sein  System  mit  einiger  Korrektur  der  Definition  ganz 
wohl  in  das  einheitliche  Stra&echt  hinubergenommen  werden  könnte. 

X.  Die  an  sich  sehr  seltenen  Fälle  der  Enifnhrung  von  Frauens- 
personen zu  Unzuchtszivecken  haben  in  der  Praxis  keine  Bedenken 
erweckt  bezüglich  der  Bep:riff3bestimmung  des  Gesetzes  und  der 
Antragsberechtigung.  Immerhin  dürfte,  Jüofcm  nicht  der  iMiit'ülirer 
mit  der  Entführten  eine  Ehe  abgeschlossen  hat  oder  der  bek'idit^te 
Ehegatte  die  Ehe  l'urtsetzen  will,  auch  hier  wie  Itei  Netlizucht  und 
Sehändimg  das  RiM-ht  zum  Rückzug  dci»  ätrafautraged  eine  Be- 
schränkung eri'ahieu. 
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Die  vuistflienden  AuseiuanderHetzungen  sind,  ww  Eingangs 
bemerkt,  absichtlich  beschränkt  auf  die  BeBprechunf^  des  geltenden 
zürcherischen  Rechts,  und  es  soll  durch  di  eue  Iben  keineswegs  dem 
EinÜuss  der  Gesetzgebung  und  der  Gerichtspraxis  anderer  Kantone 
auf  die  Unifikation  Eintrag  gethau  werden.  Es  ist  wohl  nur  zu 
wünschen,  dass  aus  allen  Gauen  des  Schweizerlandes  weitere  Bau- 
steine ähnlicher  Ârt  zusammengetragen  und  auf  diese  Weise  den 
Berufenen  die  Möglichkeit  geboten  werde,  das  einheitliche  Werk 
zum  Wohle  dea  Ganzen  bestens  zu  Tollenden. 
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Friedensbruch,  Unzucht  und  Nothzuoht 

Mitgetheilt  von  Staaturchim  FOnprech  St.  Türler  In  Bern. 


/.  FHtdetuhrwh, 

Frifel  in  der  Statt  Bern  von  Oetem  im  xv«  und  zzt*  Jar  bie  sant 
Ifiehelstag  deieelben  Jara.   (BoBsenrodel  1Ö35— 1527.) 

pg.  8  IngedSnck  sin  des  Blntnins  nnd  fiÜfelSi  so  dann  Wilhelm  der  Hoden- 

schnyder  an  Jacoben  Boomer  by  naebt  nnd  nSbel  Uber  alle  fridbotty  znm 
zechenden  mal  besohMehen  durch  die  bns8fW)n«en  an  konfäUtteD,  begangen 
hatt.  — 

In  margine:  Min  henen  hands  im  rat  der  koutitttten  zurichten  nach« 
glassen. 

ibidem  pg.  19.  Caspar  Öclileitzer  der  kUffer  ist  uff  mitwuchen  vor 
Michaelis  zun  ZimmcrlUtten  nacht»  in  der  Kammeni|  do  der  leistmacher 
Andres  gelegen  nnd  (die)  im  durch  den  husswirt  nnd  hnssArSw  daselbs  als 
sinem  wirt  ingeben  worden,  in  einem  winekel  gestanden  nnd  da  derselb 
leistmacher  in  gefragt,  was  er  da  tite,  er  gcsprrxlion  und  in  gepStten, 
er  süllte  nllt  darus  machen,  das  best  tun  und  sich  nider  leggen,  desselben 
glychen  wellte  er  euch  tun  und  da  by  im  belyben  und  uff  das  liabe  er 
der  I('i>tmacher  sich  nider  «^rlfit  und  jrlyeh  darnach  der  Schleitzer  mit 
im  jtngfangen  kämpfen  und  hadern  inmasëcn  er  ab  dem  bett  gesprungeo 
und  gemeint,  er  mtisste  sich  da  einen  erweren.  also  sye  er  der  fiehleitzer 
binwUg  gangcD  nnd  do  er  der  cleger  am  Donetag  darnach  sant  Michels« 
abent  nff  die  stnben  zun  simmerltttten  kommen  (wie  oneb  Tormals  mit 
guten  gsellcn  daselbs  zetrincken)  habe  in  der  fiehleitzer  von  diser  und 
sunst  keiner  anderen  ursach  wegen,  leid  oder  ansprach,  so  er  mmt  7.n 
im  ansprechen  hette,  ab  der  stiiben  frbeissen  gan,  und  als  er  nit  K'.vcfi 
wellen  hinab  »ran,  ufgestanden  und  Uber  in  gr/llL'kt,  da  babent  sy  gut 
gseilen  beidersyt  in  trostung  gnommen.  Uber  uuU  nucii  derselben  troötuug 
babent  die  gseilen  in,  den  leistmacber,  gepetien  hinab  zegaud  umb  ftidens 
willen,  das  er  oneb  gern  getan  nnd  also  sye  im  d«r  8efaleitzer  nach« 
gangen  und  an  der  stilgen  habe  er  über  alle  trostung  im  mit  den  flissen 
nachgstossen  und  uff  ein  Nfiws  Uber  in  gezugkt.  Testes  der  Montprat 
und  sin  gsell  ouch  ettlir  b  î)urfrers  sUn  Hiristen  Vögeli,  Âlezauder,  der  ist 
eins  Bchnchmacbers  aun,  und  Contz  der  Zimmermann. 
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Caspar  Schirîtier  gitt  mnb  dieen  trostHogbnidi  mit  vttrckeii  1  (50)  0 
in  viii  tagea  aobeEalen,  dooli  nff  gnad  miner  herr^  in  vi^  tagen  zner- 
langen,   actum  Mittwuchen  nach  Dionisii  anno  etc.  xxv^. 

Ist  im  durch  min  g.  herren  in  einem  gesMssnen  Rat  nachgelassen 
ontz  an  i|  tf.    actum  frytags  vor  Galli  anno  nt  sopra.   dedit  die  y  S. 

BVäfel  zum  Dorf  von  Michaelis  aiiiio  ln2iJ  bis  Oatern  1527. 

Jagi  und  Hans,  heid  kobis  sUn,  >*ind  mit  Hans  Torman  von  BüUikofcn 
an  der  nflwen  brllgk  uneins  wonlpu,  wvt,  das  Tbiini  Scbinid  der  brunn- 
meister,  au  darby  gsin,  von  iue  dem  jctzgenunateu  lorman  friden  ufge- 
wammsa  nnd  darnaeb  disen  beiden  kobinen  die  laroatnng  gcbotlen  nnd 
gerttft  anhalten,  dann  er  mit  Torman  gnug  aeaehaffen  gehept,  und  Uber 
daa  und  bj  naeht  und  nAbei,  als  Torman  heim  wollen  gan,  do  bat  Torman 
Ire  mit  blossem  tägen  vor  dem  huaa  gewartet  und  sy  also  hinuss  and  ab 
kommen,  nnd  band  zu  im  f,'ebU\ven  und  Jagi  kobi  (wie  dann  Torman 
geklagt  hat)  in  Uber  die  trostung  gwundet  und  bluti  uns  gmacht  und  darüber 
auch  der  alt  kobi  mit  einer  »taugen  darzu  kommen  loulVen,  ist  not  das 
man  thäti  den  brunnmeister  darumb  verhören,  (später)  Harn  Torman  leystet 
j  Monat  git  15  6. 

FrSvel  anm  Dorf  Ostern  1526  bis  Hiebaelis  1526. 

Goni  Gnnta  von  Brsingen  mitsampt  sinen  gsellen,  die  er  wol  wdat 
anangeben,  band  nff  Donatag  sant  Peter  nnd  Paulas  abent  Peter  Hereing 
den  sy  nennent  Rot  Peter,  SO  an  Ersingen  dienet  hat,  by  dr  Bappyrmttli 
ein  mntwillen  begangen  zu  ihm  geschlagen,  mit  Steinen  wk  ihm  geworfen, 
in  herdfelüg  und  in  das  houpt  blutnins  gemacht  und  glunven,  nnd  wiewol 
sy  fridfn  gernft,  iso  band  sy  doch  nlit  destcrinindor  utV  und  zu  im  ge- 
schlagen und  das  hat)  Ilans  llolzers  öuu  z\i  Tal  gesäcben,  (item;  Ulli  und 
Peter  Vallachei  vuu  Ersingen. 

Frävel  durch  die  in  der  Stat  Bern  gsässen  begangen,  von  Michaelis 
1535  bis  Ostern  des  1536  Jars. 

Busaenrodel  1531— i53U,  pag.  81. 

Hanns  Ferwer  Knwadels  stiefson  hat  Lndi  Hirsiger  by  naeht  an  aile 
ursaeh  by  der  ferwer  mit  einem  tigen  in  ein  finger  gehnwen  nnd  bltitrnns 
gemacht  Testes  Heini  Muggler  nnd  ander  jung. 

Erkunde,  es  soi  naeh  dem  fHden  sin  beschächen,  dann  Birsiger 
darvor  schon  friden  geben,  hat  enSugt,  daß  der  ander  den  anfang  than. 

Ist  ledig  ♦•rkhennt. 

Hartman  Nitlans  der  harni-icher  ist  mit  Hanns  Wiek  dem  harnischer 
u(f  Martini  1534  zum  wys^en  krutz  in  trostuug  khommen.  Testes  Hans 
Hebdenstrit,  Gruner  etc. 

Die  knndsehaft  bets  uit  gwusst? 

Ufr  dem  Balmtag  darnach  im  1585  jar  hat  Hartman  über  dise 
trostnng  an  bemeltem  Wiclihen  gestochen  in  m.  Caspars  des  hamisehers 
hns  zur  tttr  nss.  Testes  Heinta  Sporer,  Bastian  Sporer,  Rfailliata  Snn, 
Panli  Pfister,  der  hatt  aber  trostung  olTgenommen. 
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Duriiach  ubüi-  die  trostuDgen  all  hat  Uartman  bemelten  Wickhen 
off  der  Bredigern  Kflchhoff  bXtteo  mit  ime  leroaffeo,  da  er  Wiek  rin 
Qewer  von  Im  gleyt  und  ime  sewillen  worden,  das  der  ander  nit  tbao 
wSlIen,  lOttders  einen  denn  geapettet,  domain  (ward)  wol  zwUren  troetang 
von  inen  genommen,  darüber  (hat)  Hurtmaa  alwägen  an  Wickhen  gewöllen, 
snmtna,  das  er  abgestollet  uiul  hinderlich  ghept  worden.  Testes  Peter 
Kiiasäkr,  Melchior  Grtininger,  ein  tischmacher. 

Hartman  leistet  j  monat  git  x  ß.   Actum  xi  Septembris  1536. 

p^.  210.  Mirht  l  lîJirig  hat  (Iber  troatang  zuckt  ^epren  gravenstein. 
Testes  der  tra«tung  ïStollVl  Iliiber,  Hans  Strubel.  Des  Zuekens  die  raeiater 
zun  ibcbuuaachem  :  Ist  des  Zucken»  anred.  Die  tro^tuag  dol  ich  crzöugen. 

pg.  156.  Kudulf  Messer  hat  trostunjr  von  dem  jungen  Tremsen  ge- 
vuriiert,  die  hat  er  im  zum  vij*««»  mal  verseit. 

Ii,  ünsudit  und  NoOaueht* 
(TlinnDbtteber  1545—15740 
Tliarmbnch  S,  fol.  112. 

Joder  Mollet. 

Uff  Fritag  dem  xx!)""'^  Decembris  in  disem  xv«  iix  jar,  in  gegen- 
wUrtlgkheyt  der  iVommeu  ersamen  wyaen  Herren  Symon  Wurstenbärgers 
des  Rhats,  Ludwig  Archers  Orossweybels  und  der  Weybleu  miner  gn. 
Herren  gmeinlicb,  bat  diser  Joder  Mollet  der  pfrtlnder  in  der  InBol  aUiie 
SU  Bern  bekbent  nnd  ▼eijleben,  das  er  versehiner  Tagen  einem  jungen 
blinden  DSchterlin,  so  min  gn.  Herren  in  gcdaebtem  Spittal  erziechen 
lassend,  zwen  öpfel  geben  und  hiemit  in  sin  Kameren  zegand  angwisen, 
und  a!»  es  dabin  khomen,  habe  er  einen  bttsen  muttwillen  (unangsächen 
das  es  nocii  gantz  jung  und  nit  zu  sinen  Jaren  khommen),  mit  im  ze- 
volbringen  fUrg^ommen  und  dermassen  mit  im  ghandlet,  das  dasäetbip: 
Döchterli  gschendt  und  verletzt  worden,  wie  sich  dann  söUichs  durch 
den  zugfUgten  tebaden  gnugsamlicb  erfbnden  batt. 

UIT  sOmlicbe  sine  vergiebt  und  ttbellthat  hannd  min  gn.  Herren 
Sehnltheyss  RhSt  and  Borger  diser  lobücben  Statt  Bern  uff  Iren  Eyd  sn 
Reebt  erkennt  und  gsprochen,  daß  man  den  obgenapten  Joder  Ifollet 
dem  naclirichter  bevelchen,  der  in  schwemmen  aber  nit  ertrinken  soi, 
und  item  sin  Ffrund  î5o1  verloren  haben. 

Min  g.  Heiren  band  im  sin  leben  ;."if  hfinckt  und  ntV  ein  verüehriben 
iirfecht  ussglassen,  soi  allen  costen  erieirgeii  der  ijfam^enschafl't,  item 
denen  er  endtlVümbdet|  dz  widerkheren  und  sy  unclaghallt  machen  und 
um  den  meineyd  lut  der  Satzung  gvertiget. 

Thurrabuch  4,  fol.  37«>.    (1561,  13.  Miirz.) 

Hatt  Samael  Hermann,  Balthasar  Hermans  des  Pfisters  albie  sesshaft 
Snn,  anzeigt,  das  er  nngyarlieb  hj  fj  Jar  als  sin  Tatter  nnd  mntter  nit 
anbeimseb  gwSsen  ein  kleine  lleytli  so  Oebbarts  snns  Khind  ist  und  by 
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âiben  Jaren  ait,  in  sins  vatters  liuss  mit  gierten  worten,  das  er  ime  brot 
segeben  verlieisseii,  in  tin  Ksmerra  gfllert  und  aida  sin  bdBen  mattwiUen 
tait  ime  verbracht  und  daeelbet  geweitiget,  daram  er  dann  steh  bisbar 

gensseret  nnd  dem  Pfitter  bandtwerck  nachsogen  nnd  an  Basel  und 
anderstwo  gwercbet,  in  meynung  dise  sin  Tliat  sillt  in  vergess  gstellt 
werden.   Sonst  hohe  er  nie  miss^handlet,  bittet  iich  min  Herren  nm  p^iad. 

I8t  durch  min  Herren  Khiit  und  iJurf^cr  erklient,  das  derselbig 
äamuel  llerman  sul  ^»•schwenipt,  aber  nit  crtrenckt  werden. 

Thurrabuch  14.  fol.  T.ö''.    1574,  .'j.  Februar. 

TTff  P^vt:tir  den  5.  ta^  llomun^rfi  im  1.^)71.  .Tar  preseiitibu!^  lier  Peter 
Bucber  des  Khats,  Hans  Wytrcn  der  Bur^çern,  Geörg  von  H<hner>îtal8 
Qrosswoybels,  ist  AntlKMn  bcliwartx  von  Oescb  (so  sich  sunst  by  Junker 
Bieiua  Brüggler  dem  Jungen  sn  Kllnits  diemiaUwye  enthalten)  bkhantlieh 
worden,  ds  er  da  T8Îshterli|  8o  au  KOnita  mit  andern  kinden  snm  stai 
gloffen,  nff  ain  heth  gleyt  nnd  nnderstanden  einen  Behantlicfaea  bOten 
mutwillen  mit  ime  Koverbringen,  dann  da  68  gsehruwen  nnd  sich  erelagt, 
er  tbUye  im  wee,  sunst  bete  cb  an  im  nit  erwnnden;  ob  ers  aber  gesohenty 
liabe  er  nit  mögen  wHssen,  dann  erâ  glych  lassen  };iu\. 

Tîit  erstlich  lär,  daniacli  mit  dem  deinen  ötein  und  zuletst  der  75  ff 
Stein  oucii  anbunden  und  damit  ufzogen,  bat  aber  kbeiner  andern  miss- 
handlungen  bkbantlicb  sin  wellen.  Bittet  ganz  trungenlich  umb  gnad  und 
veraychuDg. 

Ist  uff  Samstag)  den  6.  tag  Hornnnge  im  1574.  Jahr  mit  dem  scbwHrt 
grleht  (worden). 


Digitized  by  Google 


Der  Kriminalfall  OattL 


Von  Obenicbter  Dr.  Fhdd  Mejfer  em  Sdumetuee  in  Ltuern. 

Am  14.  Januar  1891,  Abends,  wurde  eine  Lehrerin  der  Htädti- 
soben  Mfidolienschule,  Frl.  D.  von  Luzern,  yon  ihren  in  der  weiteren 
Umgebung  von  Luzern  wohnenden  Angehörigen  vormisst;  an  dem 
nämlichen  Abend  fand  man  ihre  Leiche  in  der  NTihe  des  Bteghofes, 
an  welchem  ihr  Heimweg  sie  vorboiführte,  im  Schnee.  Am  Halse 
trug  sie  einen  Strick.  Die  Sektion  ergab  als  Todesursache  Erdrosse- 
hing.  Die  Scheide  zeigte  tiefe  Verletzungen,  Samenbeatandtheile 
Hessen  sich  nicht  nachweisen;  die  Aerzte  vermutheten,  der  Thäter 
möchte  seine  Finger  in  die  Scheide  eingeführt  haben. 

Am  nämlichen  Tage  war  um  2V«  Uhr  der  Untersuchungs- 
gefangene  F.  Gfttti  aus  Monza,  Italien,  aus  dem  Wartssimmer  des 
Ôtatthalteramts,  wo  er  das  Verhör  erwartete,  entwichen;  er  wurde 
Abends  um  7  '/a  Uhr  in  seiner  Wohnung  an  der  Haihofstrasse  in 
Luzern  wieder  festgenommen.  Seine  Hose  wer  bis  auf  die  Kniee 
durchnüsst  und  unterhalb  dem  Schlitz  war  sie  /.errisseu.  Gatti  er- 
schien der  That  verdächtig  und  es  ergaben  sich  folgende  Indizien 
fur  seine  Schuld: 

1.  In  der  Nähe  des  Thatortes  wurde  ein  kleiner,  schwarzer, 
weicher  Filzhut  mit  schwarzem  Bande  von  Knaben  gefunden. 
Dieser  Hut  gehörte  Gatti,  er  muss  denselben  an  Ort  und 
Stelle  verloren  haben. 

2*  Am  Tage  nach  der  That  wurden  an  der  einsamen,  sur  Winters» 
zeit  wenig  begangeneu  Inselistrasse  eingeschneit  und  nur  an 
zwei  kleinen  hervorragenden  dunklen  Punkten  sichtbar  die 
Kleidungssiüeke  des  Opfers  (^^lantel,  Pelzmuff,  Hut,  Hand- 
schuhe und  Rogeuschirm)  gefunden,  und  dabei  eine  Schnur, 
deren  grosse  Aehnliehkeit  mit  dem  Mordstrang  auf  den  ersten 
Blick  in*8  Auge  sprang,  und  um  dieselbe  festgewickelt  ein 
blauer  und  violetter  Tuchstreifen.  Kein  Anderer  als  dcar  Thäter 
selbst  konnte  die  Kleider  der  Getödteten  an  die  Inseliatrosse 
gebracht  haben.  Bei  der  Entdeckung  der  Leiche  fehlten  sie; 
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SÎO  wfirf'ii  an  dor  Inselistragae  eingeschneit;  sie  musHten  also 
uiiiiiittclljar  iidcii  der  That  dorthin  gebracht  worden  sein.  In 
der  Fol^c  wurden  noch  zwei  Thataachen  fe«tgestellt: 

3.  Der  um  die  Schnur  gewickelte  Tuchlaj>j)oii  ist  das  Hut f alter 
Gatti\.  An  der  (îewissheit  dieser  Thatsaclic  war  nicht  zu 
zweifeln;  der  Beklagte  anerkaiiiito  sofurt  die  Ideutität,  er 
behärteto  seine  Angabe,  man  !^ehe  ja  noch  dun  i'ettflecken, 
der  vom  Abputzen  des  Löffels  herrühre. 

•4.  wurde  tliiich  zweifache,  ül)ereinstinimeudc  Expertise  ermittelt, 
duäö  die  au  der  luselistrasse  ijefundeno  Schnur  von  ganz 
(/leicher  Handfabrikation  und  yam  dem  gleichen  Stoffe  (fünf- 
faches Viffo;/w'(/ar)i   ist,  me  der  Mordsirang. 

Efl  war  mithin  nicht  denkljar,  dass  Ilutfntter  und  Schnur  anders 
zu  den  Ktiekten  an  der  Inselistrasse  gekommen,  als  durch  den 
Eigenthümer  des  iriittuttcrs,  der  es  bei  sieb  in  der  Tasclie  getragen 
und  dort  zufällig,  aus  fatalem  Verseheu,  verloren  hatte.  Durch 
diene  festen  Thatsachen  gewannen  nun  aucli  die  Auh^ageu  <lreier 
Zeugen  (Louise  Weiernmnii,  Joseph  liulzeru  und  Kaspar  Jurt)  volle 
Bestätigung,  welche  tiue  räthselhafte  Weibstigur  am  Abend  des 
14.  Januar  um  6 '/s  bis  7  Uhr  die  Meustadtstrnsse  in  einer  höchst 
verdächtigen  ^Vei^e  passiren  gesehen  habeu  und  in  dem  mit  dem 
Mantel  uud  Hut  verkleideten,  ihnen  im  Veriiör  so  vorgestellten 
Gatti  eine  frapjuinb  Aeliulii  hkoii  mit  jener  Figur  entdeckten.  War 
Gatti  vor  7  Ulir  an  der  luselistrasse  und  hatte  er  selbst  die  Ivleider 
der  Denatin  dorthin  gebraclit,  so  bildete  diese  Erscheinung  die 
richtige  Lösung  der  Frage,  wie  er  vom  Thatort  weg  an  die  iuseli- 
strasse  gelaugt  ist.  Er  musste,  um  vor  Entdeckung  sicher  zu  sein, 
zu  der  Verkleidung  greifeu,  und  damit  stimmen  dann  die  Aussagen 
der  drei  Zeugen  ûbereio  :  1.  die  Figur  habe  Kleider  auf  dem  Arm 
getragen  ;  denn  Gatti  musste,  um  den  engen  Mantel  anziehen  zu 
kitimen,  »einen  Rock  ausziehen  und  mittragen  ;  2.  er  habe  den  Mantel 
ganz  schlottrig  getragen,  so  daw  die  Zeugen  über  die  Erscheinung 
Ifittt  aii%elaeht  haben;  denn  er  trug  unter  dem  Hantel  nur  die  Hose; 
er  musste  ihm  somit  zwischen  die  Kniee  hineinfallen. 

So  bildeten  die  Uauptinziohten  eine  festgegliederte  Kette,  die 
unter  sich  nach  allen  Yemm^tändungcn  betreifend  Zeit  und  Ort  in 
80  starker  Uebcreinstimmuug  standen,  dass  sie  vernünftigerweise 
nicht  anders  als  ans  der  Begehung  der  That  durch  den  Atigeklagten 
erklärt  werden  konnten.  Ueberdies  war  dem  Angeklagten  sein 
AUbiheweis  vollständig  misslungen,  und  er  ist  in  dieser  Beziehm^ 
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gerad<'7,ii  der  wis8f»ntlichen  Unwahrheit  überwiesen  worden.  Auf 
üruüd  der  AusKiiy;»;!!  des  Jakob  8tutz,  eines  klassischen  Zcugon, 
nahm  der  ifichtor  au,  es  sei  Gatti  gowe.seu,  welcher  an  dem  kri- 
tischen Tage  ohne  Hut  in  d^r  TJntc^ebiin^'  des  Keilcrhoi'es,  alao  iu 
der  Nähe  des  Thatortes  gesehen  wordrn  i-it. 

lieber  Vorleben  und  Leumund  d<>8  iieklagteu  ciuuehmen  wir 
den  Akten  Polo^oudes  :  Der  B«'klagte  ist  den  4.  Juli  1868  in  Monza 
geboren  und  wnr  urspi üiigiich  Mechaniker  oder  Bchmied.  l'eber 
seine  Erziehung  und  seine  VermögenHverhältnissc  ist  nicht«  proze- 
durlicti  i^eniaclit.  Die  kimigliclie  l'rätrktur  von  \f<mza  meldet  in  ihrem 
Leumuiiilft/rugni!*8  vom  25.  Februar  1801  :  Inkulpat  sei  eniv  i^t  ts  la- 
lichkeit  von  unregelnm88ip:er  Autïuinuii!^,  welche  im  Lande  eincu 
sehr  bö«eu  Kuf  geniesse  imd  im  Aligemeiueu  fähig  gehalten  werde 
zur  Ausführung  von  Vergeben  gegen  das  Eigenthum.  Laut  zwei 
andern,  ebenfalls  auä  luilieu  »tammenden  Zeugnihseu  war  F.  Gatti 
dem  Diebstahl  erfreben,  aber  man  habe  nie  Anlaas  gehabt,  ihm 
Tendenz  zu  Yn  wuiKinnpen  oder  blutigen  Vergehen  zuzuschreiben. 

(îatti  iHt  schon  wiederholt  wegen  kleinerer  Dieli^uihle  (das  erste 
Mal  den  11.  November  18öö  mit  15  Tagen  (iidanguiss)  und  dauu  den 
22.  Kovember  ISS"  wegen  qualifizirten  DiebstiililH  mit  3  Jahren  und 
1  Monat  GefängiUM-^  iiestraft  worden.  Diese  dreijährige  Strafe  hat 
er  im  Gefangniss  zu  Saüceta  in  Modeua  abgenessen.  Der  dortige  Ge- 
tauguisndirektor  gibt  ihm  kein  guten  Zeugnis»,  er  hoi  ein  leichtsinniger 
Charakter,  habe  sich  oft  gegen  die  Disziplin  und  gegen  die  Aufseher 
Yerfehlt  und  keine  Besserung  gezeigt.  Zuerst  habe  er  die  Leme- 
weberei  gelernt,  sei  dann  aber  im  Laufe  der  Strafzeit  zur  ächiosserei 
übergetreten. 

Am  23.  Oktober  18tK)  aun  der  Strafanstalt  Saliceta  ausgetreten, 
hat  sich  (fatti  nach  seiner  eigenen  Angabe  einige  Zeit  iu  Mailand 
und  Monza  aufgehalten  und  int  an  '8.  (  Oktober  zu  Fuss  nach 
Luzeru  gekuiiuneii.  Im  Dezember  l^'M)  Ijt  ging  er  hier  im  Komplott 
mit  einem  Taglioretti  einen  LiuhruchdiebHtalil  und  wurde  den 
25.  Februar  iSJl  durch  Urtheil  des  Ki'imLualgorichts  zu  8  Monaten 
Zuchthaus  verurthuilt.  Am  16.  Januar,  zwei  Tage  nach  der  Er- 
mordung der  Frl.  D.,  gestand  er  den  bisher  hartnäckig  geleugneten 
Uhrend  i ebb tahl  ein. 

Im  Laufe  der  Untersuchung  geberdete  sich  der  Beklagte  zeit- 
weise widernpenstig  und  machte  am  20.  Februar  und  23.  Juni  1891 
zwei  Ausbruchsversuche,  deren  Geföhrlichkeit  in  der  luzernerischen 
Presse  vielfach  übertrieben  wurde.  Nach  dem  28.  Juni  wurde  Gatti 
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iu  die  auHbruch«sichere  mg.  Thalizelle  in  der  Strafiuietolt  Torbracht 
und  die  ganze  Zeit  ül)er  au  Fessoln  gelegt. 

Bio  Scliulhilduug  (iatti'8  scheint  eine  ordentliche  ^jowpsen  zu 
sein.  Kr  bo/  i^ii  «.Mite  !2;eistigo  Fähigkeiten  und  besitzt  eine  vor- 
treftiiche  Dari^telluugsgaije  »owohl  für  die  mündliche  Hede  als  auch 
in  schriftlichen  Eingaben. 

Ganz  seiner  italienischen  Natur  gemäss  /cigt  üatti  in  allen 
IStadien  der  Untersuchung  eine  merkwürdige  Naivetät,  Oftenheit  und 
gibt  dadurch  dem  Untersuelniugsrichter  selbst  die  werthvollsten 
Indizien  an  die  Hand,  uachii*  r  sucht  er  dann  allerdings  auf  ge- 
schickte, ja  geistreiche  Weise  den  Werth  dieser  Tn/icbten  wieder 
abzuschwächen.  Gatti  besass  ein(>  merkwürdige  Bei  -  riln  ii  in  allen 
möglichen  K niii  rialgesehichtcn  und  befcrt  dadurch  eintMi  neuen  Be- 
weis über  den  demoralisireuden  Einfiuss  der  ëcitiechien  Lektüre  und 
deren  Bedeutung  als  Verbrechenstaktor. 

Vor  Obergericht  sagte  Gatti  bei  der  ersten  A'^crhandiung,  den 
7.  .lanuar:  Gerne  stürbe  ich  den  Tod  auf  dem  Schlnchtfelde.  Der 
Tod  auf  dem  Schartui  ist  ein  Tod  der  Schande  für  inicii,  für  meine 
Familie  und  mein  Vaterland.  Ich  hatte  gestohlen,  es  ist  wahr,  aber 
ich  that  es  aus  Noth.  Auch  mich  hat  man  übrigens  bestohlen.  Als  ich 
arbeitete,  versprach  man  mir  Fr.  3.  20  Taglohn,  aber  dann  erhielt 
ich  blosf«  Fr.  2.  20.  Der  Herr,  der  mich  bestohlen ,  wird  nicht 
bestraft.  Ein  richtiger  Dieb  ist  schlau;  ich  bin  es  nicht.  Ich  liabe 
ein  gutes  Herz;  iiatte  ich  etwas,  so  hall  icli  denen,  die  nichtä  hatten. 
Wie  ich  am  (  Jrabe  <les  unglücklichen  Opfers  geschworen,  so  schwöre 
ich  heute:  Ich  bin  uuschublig  an  dem  Verbrechen,  dessen  man 
mich  zeiht.  Ich  gehe  ungt  ru  dt  ui  Tude  entgegen  aut»  Gründen,  die 
ich  angeführt.    Ich  bin  schuldlos! 

Den  25.  September  1891  erklärte  das  Kriminalgericht  üatti 
des  Mordes  und  Raubes  schuldig  und  verurtheilte  ihn  zum  Tode. 
Den  7.  Januar  1892  kam  der  Straffall  in  Folge  Appellation  des 
Beklagten  zur  Verhandlung  vor  Obergericht.  Das  Obergericht  ver- 
neinte den  8.  Jänner  die  Frage  der  Vollständigkeit  der  Akten,  hob 
das  kriminalgerichtlicbe  Urtheil  vom  25.  September  1891  auf  und 
wies  die  Prozedur  zur  Yervollständigung  nach  TeridiiedeneiL  Rick* 
tungen  hin  an  das  Statthalteramt  Luzem  zurflck.  Durch  daa  Re- 
sultat der  YcrroUständigung  erhielten  jedoch  die  einzeUien  Indisien 
in  Teraohiedener  Beziehung  noch  eine  weaentliehe  Yerstärkung,  und 
et  fällte  dann  daa  Obergericht  am  4.  März  1892  in  Bestätigung  des 
kriminalgerichtlichen  Urtheils  vom  11.  Februar  1892  sein  UrAeil 
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dabin,  dass  (Jatti  des  Mordes  und  Raubes,  nicht  aber  dor  Nntbzucht, 
schuldig  erklärt  und  zum  Todo  vcrurtlu'ilt  wurde.  Cîcstûtzt  atif  A'w. 
Beweif^wfirdigung  nahm  dm»  Gericht  demnach  aU  n't  htH^'Gnüglich 
erwiesen  an,  dans  Gatti  am  14.  Januar,  Aliend»  zirka  (i  Uhr,  die 
heimkehrende  Frl.  D.  auf  der  StrasBo  beim  Steghof  menchUngs 
überfallen,  dieselbe  unter  sonstiger  MiBshandlung  mittelst  eines  be- 
täubenden 8chhitr«'H  iiuf  den  Kopf  und  Eingriff  in  die  GeMchlechts- 
theile  der  Bewu  ^rl  »^«'n  unter  Anweudmig  eines  ihr  um  den  liais 
^enchhiugenon  Ötrickoa  crdrunseh  und  ihrer  Effekten  im  Werthe 
von  2»)  Fr.  10  Kp.  beraubt  habe.  Am  5.  März  ItiÖl  »teilte  dor 
Verurthüilte  beim  OroMsru  Ruth  ein  Begnadigungsgesuch  und  in 
einer  Eingabe  vom  7.  gleichen  Monats  bekauaio  er  sich  des  Ver- 
brechens schuldig.  Da  nun  der  Vertheidiger  des  Oatti  gestützt  auf 
dieses  Bekenntnins  beim  Obergericht  ivevision  des  Btrafprozesses 
nachsuchte,  so  wurde  iintrrm  8.  Mürz  die  lîcliaudlaug  de»  lieguadi- 
guugsgesuehes  vom  Grusscu  Rath  bis  zur  Erledigung  des  Revisions- 
gesuches durch  düM  Obergoricht  verschoben.  Bevor  aber  das  Ober- 
gericht iu  die  Beliautiluiig  des  KeviüiouHgt'suclies  eintrat,  ordnete  e» 
unterm  10.  März  eine  genaue  Verifikation  dut*  Geständnisses  mit 
den  pruzedürlich  gemachten  Erliebungen  an. 

Aus  dem  von  Gatti  vor  Statiiiultoniint  Luzern  den  11.  Marz 
neuerdingH  abgelegten  Geständnins  ergibt  sich,  dass  Gatti  die  Frl.  U. 
Hcbüu  von  der  Konsunibäckerci  im  Obergrund  an,  ungefähr  zehn 
Aiinuteu  vom  Thatort  entfernt,  verfolgte.   Kr  sagt  dieafalla  wörtlich: 

Def).  Ô.  Die  Versuchung  nhfrwand  niicli  und  ich  verfolgte 
sie  bi»  zur  Barrière,  indem  ich  mehrere  Mal  anhielt  und  nach  ihr 
schaute  und  mehr  oder  weniger  zurückblieb,  weil  der  Muth  jenen 
Augenblick  nocii  nicht  genügend  war.  Ich  fühlte  eine  Art  (iewissens- 
biss,  der  mir  sagte:  „(Jil>  Acht,  was  du  thust!"  —  Ich  ging  zucrsl 
unter  der  Barrière  durch,  zog  die  zweite  selbst  zurück,  um  der  Dame 
die  Mühe  zu  ersparen.  Sodann  lief  ich  vorwärts  und  .sie  —  die  Un- 
glückliche —  kam  mir  nach.  Ich  liielt  au  und  hiess  sie  vurausgehen. 
Sie  ging  ein  wenig  vorwärts,  aber  dann  wollte  sie  ein  wenig  zurück- 
bleiben, und  mau  sah,  dass  sie  Furcht  hatte.  Ich  verfolgte  sie  und  war 
bald  vor  und  bald  hinter  ihr,  aber  zuletzt  blieb  ich  hinter  ihr  zurück 
und  nach  einigen  Schritten  zog  ich  einen  der  Stricke,  welche  ich 
in  der  Tasche  hatte,  hervor,  nämlich  denjenigen^  der  dann  später 
gefunden  worden.  Ich  warf  diesen  Strick  der  Dame  um  den  Hals, 
aber  sie  wandte  sich  iu  jenem  Momeinte  um  und  stiees  einen  grossen 
Schrei  aus.  Ich  yersetzte  ihr  einen  Schlag  an  den  Kopf,  worauf  sie 
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zu  Bodeu  ticl  und  ich  mit  ihr;  es  war  da  ein  Gruben,  in  den  wir 
Beide  tiuleu.  îcb  /.og  den  Strick  um  düu  HaU  au,  damit  nie  nicht 
schreie.  Es  kam  mir  nun  in  den  îSiuu,  Geld  zu  suchen,  aber  mein 
Kopf  war  nicht  föhig,  zu  suchen,  wo  es  war.  Ich  suchte  jedoch 
nach,  fand  aber  nicht  einmal  die  Taüchcn.  Dann  sachte  ich,  ob 
sie  etwas  Anderes  —  Uhr  oder  Gold  —  hätte.  Tm  das  zu  tiiun, 
musstc  ich  ihr  die  Brust  aufknöpfen.  Ich  taiul  in  der  That  die 
Uhr  und  etwas  Anderes,  dessen  ich  mich  jetzt  nicliL  mehr  erinnere. 
Ich  nahm  diese  Uhr,  die  ich  von  Gold  glaubte,  und  die  andern 
Saohen  Hess  ich  zurück.  Es  kam  mir  darauf,  ich  weiss  nicht, 
was  für  eine  Idee,  bevor  ich  das  Eine  für  das  Andere  glauben 
machen  wollte,  nftmlioli  die  Lustreisuchang,  aber  die  Yersucliung 
hat  midi  besiegt  und  kk  tbat,  was  die  Aente  bestätigen  —  Alles, 
waa  die  Aentte  bestfttIgeiL  Xiami  kam  mir  auch  in  den  Sinn,  die 
Kleider  zu  nehmen  und  dieselben  mir  anzulegen,  wie  ich  es  auch  that 

Ueber  die  Einzelheiten  in  Bezug  auf  die  Yerletaungen  an  den 
Geschlechtstbeilen  betragt,  antwortete  Gatti; 

Dep.  5.  Ich  sage  Euch  das,  dass  ich  die  reine  Wahrheit  angeben 
werde,  Mfät.  wenn  man  mir  das  Leben  oehmeD  wird,  was  ich  verdient 
habe:  Znerst  brauchte  Ich  die  HXnde,  dann  mieh  selbst,  md  nicht  ein 
Stück  Holz. 

Dep.  6.   Frage:  Habt  Ihr  denn  wirklich  Notiiziicht  an  ihr  verttbt? 
Aniwori:  Ich  habe  die  Unglückliche  vergewaltigt  und  mchien 
Osschlechtsthâl  mit  dem  ihrigen  vernnigt 

Dep.  7.  Frage:  Ist  Each  der  Same  geflossen? 
Antwort:  Nein. 

Dep,  8.  Frage:  Wieso  habt  Ihr  nicht  so  lange  manipalirt,  bis  dieses 
zu  Stande  gekommen? 
Antwort:  Weil  nneh  der  Ekel  daran  verhinderte. 

Dep.  9.  Frage:  Hat  die  Tcrgewaltigte  ooch  Lebensieidien  von  sich 
gegeben,  als  Ihr  dieses  vollfllhrt? 
^ntioort:  Ja. 

Dep.iO.  Frage:  Was  für  Lebraszeichen? 

Antwort:  Sie  bew^te  sich  und  strengte  sich  an,  sich  loszn« 
machco. 

Dep.  Ii.  Fraffe:  Wann  ist  Eoeh  in  Sinn  gekommen,  sie  genhleditlich 
zu  missbranchcn? 
^fihoort:  Ich  kann  es  nicht  genau  sagen,  denn  mdn  Kopf 
war  verwirrt. 
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Dep.  i2.  Frage:  ist  es  Euch  erst  Uann  in  6iim  gekoinoieu,  als  Ihr 
sie  sehon  am  Bod«a  am  Stiieke  hattet? 
Antwort:  Ja. 

Dep,  i$,  Frage:  Alto  erst  naehdem  Ihr  kein  Geld  auf  ihr  gefunden  hattet? 

Antwort:  So  ist  es. 
Dtfp.  i4.  Frage  :  Habt  Ihr  das  vielleicht  gerade  deshalb  gethan,  weil 
Ihr  kein  Geld  nuf  ilir  ^^efunden? 
Antwort:  Es  kam  mir  diese  Idee,  als  ich  kein  Geld  auf  ihr 
g-pftinden,  aber  ich  kann  nicht  behaupteni  dass  ich  gerade 
desshalb  sie  missbraucht. 
Dep»i5,  Frage:  Wieso  habt  Ihr  zoeret  die  HSnde  dazu  gebraucht? 

Antwort:  Um  au  probiren. 
Dep,  iß»  Frage:  Was  an  probiren? 

Antwort:  Vielleicht  um  an  probiren,  ob  die  Oesehlechtstlieile 
zu  eng  w'lren. 

Dep,  il,  Frage  :  Was  habt  Ihr  dann  gemacht,  als  der  Jüngling  Euch 

zusah  ? 

Antwort:   Ich  lag  auf  der  Person  der  ünprlfifklichen. 
Vep,  IS.  Frage  :  Habt  Ihr  dann  sie  ^'eHohleehtlieh  missbraucht  ? 

Antwort:  Es  war  in  jenem  Augenblick. 
Dep.  ii).  Frage:  Habt  Ihr  Euere  Finger  dazu  gebraucht,  um  die 
Gesobleebtstheile  der  Unglücklichen  an  erweitem? 
Antwort:  Im  Innern  der  Genitalien  fand  ich  ein  Hlndwniss 
nnd  dieses  beseitigte  ich  mit  einem  einzigen  Finger.  Was 
es  war,  weiss  ich  nicht,  denn  ich  bin  noch  jung  und  noch 
niclit  so  bewandert. 
Dep.  20,  Frage:  Ihr  habt  also  bei  Verletzung  der  Genitalien  kein 
HolzstUck  ffebrauehtV 
Antwort:   Nein,  das  war  eine  Lllge. 
Dep.  2i.  Frage:  Wieso  habt  Ihr  eine  solche  LUge  gebraucht? 

Antwort:  Weil  ich  in  meinem  Innern  etwas  ftthlte,  das  mir 
sagte:  „Wenn  du  das  angibst,  liist  du  verloren." 
Dep.  52,  Frage  :  Wann  anerst  habt  Ihr  den  Entsdiluss  anmRanbe  gefasst? 

Antwort:  Ich  trug  mich  immer  mit  diesem  Gedanken,  im 
Kerker  und  nach  der  Flucht.  Wenn  man  im  Elend  ist, 
stiehlt  man  immer. 
Dep.  ö4,  Frarfe:  Dann  werdet  Jlir  Euch  auch  ontschlossen  liaben,  das 
(>l)fer  zu  tifdten,  um  es  besser  berauben  zu  können? 
Antwort:  An  jenem  Abend  hatte  ich  wirklich  die  Absicht, 
Jedem  das  Leben  au  nehmen,  wenn  ich  nicht  Mittel  und 
Wege  finde,  Geld  auf  andere  Weise  an  erlangen. 
Dep,  55,  Frage:  Also  habt  Ihr  nicht  erst  beim  Ueberfalle  der  Frl.  D. 
*  den  Entschluss  gefasst,  sie  zu  tödten,  sondern  sehon  vorher? 

Antwort:  Ja,  mdem  ich  diese  Absicht  jenen  Abend  immer  hatte. 

aaitMhr.  f.  Sohurthw  Stetftedit.  i.  Jaluf.  16 
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Dr.  Placid  Meyer  toh  Schaueiutee. 


Man  sieht  aus  diesen  Geständnissen,  dass  der  olij^ktive  That- 
bcxtniid,  vrio  ihn  dns  Kriminal-  und  Obergcrichr  bczüi^lich  Rauh  und 
löätiiH;/  aiigenuuimeii,  ihm  Ausnahme  eiuii;i'r  gau/,  unwesentlicher 
Momente,  durch  das  (iestäuduiss  zur  abf>oluten  Gcwisshcit  tTj^tellt 
wurde,  dazu  kam  nun  noch  das  Verbrechen  der  Xothzucht,  glt  lchwülil 
wies  da«  Oberjj^crieht,  nachdcni  es  die  amtüclie  Verifikation  dieses 
GestäiiduisseH  vorgcnoninu-ii,  das  Jvevisii>usL';e>ucli  des  Uatti  ab,  indem 
wegen  der  strafabsorbireuden  Wirkung  des  Todesstrafe  (§  81  des 
Kriminaist lafgesuUes)  eine  reformatio  in  pi.jus  keinen  Sinn  gehabt. 

Das  Begnadigungsgesuch  des  (iatti  wurde  vom  Grossen  Rath 
definitiv  unterm  17.  März  mit  S7  gegen  2iS  Stimmen  abgewiesen 
(leere  Karten  wurden  13  einijelegt  i,  und  es  fand  dann  den  18.  März, 
Mnrixens  nach  9  Uhr,  im  ^'eseldossenen  Hotrauai  der  ätrafaostalt 
die  Hinrichtung  durch  die  Guillotine  statt. 

Znm  Schlüsse  mag  hier  noch  bemerkt  werden,  dass  eine 
Minwität  des  luzcmertschen  Obergerichts  ▼erliegend  nach  unserer 
Ansicht  mit  Recht  nicht  Mmrä,  sondern  bloss  Todtscktag  annahm^ 
indem  bei  Gatti  das  Tom  Gesetz  zum  Begriff  des  Hordes  Terlangte 
subjektive  Merkmal  der  Ueherleguuf/  fehle. 

Jn  der  Handlungsweise  des  dem  Gefangniss  entsprungenen, 
hungernden  und  von  der  Polizei  verfolgten  Gatti  kann  unmöglich 
„dm^  normale  Verhalten  des  zu  seiner  That  frei  sich  selbst  bestim- 
menden  Menschen'^  erblickt  werden.  Wenn  man  aber  bezüglich 
der  Ueberleguugsfrago  die  Zeitdauer  zwischen  Fassung  des  Ent- 
schlusses und  Ansführung  desselben  in  Betracht  zieht,  so  muss 
gesagt  werden,  dass  zur  Zeit  der  obergerichtlichen  Beurthetlung 
(4.  März  1892)  absolut  nichts  vorlag,  was  die  Ausführung  der  That 
als  auf  ehien  Uiberlegten  Entschluss  hin  erfolgt  erscheinen  liess. 
Etwas  anders  gestaltete  sieh  die  Sache  nach  Ablegung  des  Ge- 
ständnisses. 

Gatti  gibt  in  Bep.  54  an,  er  habe  an  jenem  Abend  wirklich 
die  Absicht  gehabt,  Jedem  das  Leben  m  nehmen,  wenn  er  nicht 
Mittel  und  Wege  fände,  Geld  auf  andere  Weise  zu  erlangen.  Hierin 
liegt  aber  kein  rechtlich  in  Betracht  faltender  Torsatz,  indem  nach 
allgemeinen  Bechtsgrundsätzen  selbst  ein  sogen,  dolus  generalis  nicht 
bloss  auf  die  Herbeif&hrnng  der  Tôdtuuq  von  Mensehen  im  All" 
gemeinen  gerichtet  sein  darf,  im  Gegentheil  der  Thäter  immer  nur 
die  Todtung  von  Personen  beabsichtigen  kann,  die  er  sich  in  ge- 
wissen Beziehungen  konkretieirt  hat. 
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Au«  Dep.  2  des  Ueständnisses  ergiHt  sich  diiim  aber  allerdings, 
das8  Gatti  Frl.  D.  von  dor  Konsumbäckeroi  in  '  )b('r!xruiul  an  (zirka 
10  Miauten  vom  Thatoit  ontfnrnt)  verfoljjte,  liitT  kihiiitc  sich  aNo 
(iie  Vorstellung  des  Erfolges  bei  (Jatti  Lnfikt  rlmrl  hüben;  gleiciiwuhl 
bleibt  OS  uns  noch  mehr  als  /wrifcliiafr,  das»,  mit  J{iickf*ieht  auf 
die  aitnormo  Lage  det<  Thnters,  bei  Gatti  von  einem  ruhufii  Kiit- 
sehlusse  (l)ci  wclciiem  die  koniiasürendm  \'o/s-(t'lhiiifjpn  y.uv  (îeltuug 
gelangen),  den  da;*  Gesetz  aber  unter  dem  Ausdruck  „ rcbcrb  guug* 
zum  Begriffe  de«  >rord^s  uiizweil'cliiart  f'nidrrt,  gt'sj)rocheu  wcrdeu 
kann.  Dabei  durfte  auch  noch  berücksichtigt  werd»  n,  das«  die  auf 
Kruining  der  Art  des  Vorsatzes  und  des  Eni8clihis>es  gerichteten 
Frag(m  lies  Verhörrichtera  unzweifelhaft  einen  »uggostivea  Chai'akter 
aufweisen. 


Entscheiduiigeii  in  Strafsaclieü.  —  Jurisprudence  pénale. 
L  Bundesg^rioht.  —  Tribunal  fédéral 

Mittheitung  des  Herrn  lkiadesg«richteschreiben  Dr.  K  IMt  in  Lausanne. 


11.  Urtheil  vom  20.  April  1892  in  der  Auslieferungssache  des 

Ernst  Wittig. 

Schn'fizeriach-ileutHiJur  AiMlie/'efUnffSi'erti'og,  ALI,  Ziffer  H,  Art. 3, 
Art.  i).  -  Dir  Fr(i</i>  firr  Verjährunf/  der  Strafxm'fohitinff  oder 
Straf rollsin-'  h'inf/  /.s7  i  oih  An sI u' j'rrnnffit^riehipr  nvftnrhif^slirli  nach 
den  (jeaetzfu  <lvs  «  rsnc/itrn,  hk  ht  aher  atu  li  naok  denjeniyen  des 
ei'8uchett<len  Staates  zu  prüfen.  —  BedenlatK/  de^  Art.  .V.  —  Ah 
^Nothzucht"'  im  Sinne  den  Art.  1,  Ziff.  S,  erscheint  nicht  mir 
das  Huprttm  violenitim,  sondern  es  der  Begriff  der  Koihzueht 
nach  (im  Vertrage  in  demjenigen  iveiten  iSAnne  zu  verstehen,  nach 
welchem  er  auch  den  (ftollendeten  oder  versuchten)  Uiséframh 
unreifer  Mädchen  zum  Beischlafe  un^asst. 

A.  Durch  Urlbeil  des»  kaiserlicheu  Laudgericbtä  Mülhausen  im  Kls&s^  vom 
20.  M&ns  1882  wurde  Emst  Wittig  von  Tiefbartmanindorf,  Gremaufsefaer  zu  LQz- 
dorf,  für  ttberftthrt  erkUrt,  am  16.  Oktober  18dl  bei  Deudorf  mit  der  am 

12.  Mkr/  I8r.;»  ^eborueii  Melanie  Meister  unzüchtige  lluudhingen  vorgenoiumen 
zu  haben,  iiinl  wnnip  infolge  de^^ell  in  Anwpuduiig  des  §  17<>  '  de*.:  deiits^chen 
Iieichsstratt!es«!ty.bu(thes  zu  einer  Getauguiasstrafe  vou  äccbä  MoDatcn,  sowie  in 
die  Kosten  vcrurtbeilt;  gleichzeitig  wurden  ihm  die  bQrgerliclieB  Eliraireehte  auf 
die  Dauer  von  fttnf  Jahren  abgesprochen.  Die  EintaehelduugsgrQnde  ste)l«i  fest, 
der  Angeklii^e  habe  die  Melanie  Meister  /u  sieh  gerufeu,  ^ie  um  (l>'ii  Leib  ge- 
fasst,  zu  sich  h'  raî'.rf7:ntrcit.  \hr  tinfpr  dii  üricke  nu  die  (iesihlechtstbeile  gegritt'en 
und  eine  Zeit  lau.'  daran  lu  i  iiniL'etastft  ;  dauu  habe  er  seine  liose  geoA'net.  io 
diesem  Augeubli>:ke  sei  es  »lern  Kinde  gehiuuen,  zu  eutspringeu. 

L.  Wittig  cuuog  äich  der  Voliätreckung  dieses  Urtheilä  durch  die  l'iucht 
nach  Basel.  Am  15.  Juni  1882  thellte  das  basieriadie  Poliaeidepartement  dvr 
Staatftanwaltschatl  Malbausen  mit,  dass  Wittig  sich  mit  seiner  Familie  in  Basel 

aufhalte  und  anheimgegelien  werde,  die  Auslieferung  desselben  auf  di]>b)matiscbem 
Wege  /I!  verbinL'eii.  Die  St:i.it-;nnv  ilt^rli.ift  Miilbausen  erwiderte  bierauf  arn 
10.  .liini  gieichen  Jahres.  >ie  b>'al»Hii  litige  nii  bt.  die  Au-lieferung  \\  ittig's  zu 
beantragen  ;  der  Steckbrief  sei  für  die  Schweiz  rcvuzirt.  Am  2.  März  lb92 
ersuchte  nun  aber  die  Staataanwaltscliaft  Malhanaen  das  Polizeidepartement  des 
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KmitOllS  fiamektadt,  uoter  Herafung  auf  Art.  1,  ZitV.  d,  des  scbwpizfrisch-deutsi-ben 
AosUefeniogsvertratrs  mu  vorl  i  i!:?,  Verhaftiiog  Wittig,  indem  sie  ausfrthrtr, 
CS  bnbe  inzwisclieu  tnue  ;m-tiehinMnlf  AiHlogiitit;  der  erwähnten  Vertragsbcrttim- 
niuug  die  Zustimmung  der  beid»«eitigeu  Hegieruugen  gefuudeu,  d>^rzutü]ge  unter 
KodiBOclit  auch  das  in  §  1 70,  Ziff.  8,  des  deittschea  Keichestrafgesettbaches  unter 
Stnufe  gestellte  Verbrecbeo  au  verstehen  seL  Nachdem  die  provisorische  Ver- 
haftung des  Wittig  erfolgt  war,  stellte  die  kaiserlicb  deutscbe  (iesaudtachaft  in 
Bern  mit  Note  vom  1.  April  18!>2  beim  schweizi^rischen  Bundcsratbe  da^  fîosuch 
um  Bewilligung  der  Auslieterung  demselben;  sie  legte  eine  Ausfertigung  des  l'r- 
tlidls  des  Landgeridila  Mttihausea  von»  20.  März  1882,  sowie  eine  Beseheinignng 
vom  32.  Mira  1892  vor,  wonach  elae  Unlerbrechni^  der  Veiifthraog  stattgefunden 
habe,  indem  am  24.  April  1882  ein  Steckbrief  erlassen  und  am  21.  April  1887 
erneuert  worden  sei. 

C  Der  Requirirte  erbob  gegen  seine  Au-<li<  trtini<,'  Kiaspracbe.  Mit  Eingabe 
vom  11-  April  1R'.I2  -teilt  sein  Anwalt.  Dr.  Burckbardt  itj  B.ist'l.  den  Antrai^; 

Es  9v\  (1cm  Scitfii.s  dm-  tiriu^clH'u  üei^ieniii;^'  tre-ti'llten  Hesîebron  um  AnsliclVnui!: 
des  Eroät  Wittig  uicbi  m  entsprechen  und  Letzterer  solort  in  Freibeu  zu  setzen. 
Er  msdite  geltend  : 

1.  Die  Strafe  sei  in  GemXssheit  des  §  70,  Ziff.  6,  des  deutschen  Reichs- 
strafgesetabuches  ve^Ahrt.  Denn  nach  der  angefahrten  Gesetzesbestimmung  ver- 
jähre die  Vollstreckung  einer  rechtskräftig  erkannten  Strafe,  wenn  auf  Festungs- 
haft Ofler  fiefaiitrniiS  bi<  7.n  zwei  Jahren  odt-r  auf  (Jeldstrafe  vcm  mehr  alä  150 
\m  iHH)i)  Mark  erkaunt  sei,  in  tunf  Jaiiren.  Allerdings  sei  im  Etsass-Lotbringer 
Polizeianzeiger  vom  27.  April  18e<7  der  Steckbrief  gegen  Wittig  erneuert  und  da- 
durch nach  Ansicht  der  Mttlhauser  Staatsanwaltschaft  die  Veijlhrung  unterbrochen 
worden.  Selbst  wenn  man  nun  zugeben  wollte,  dass  dorch  eine  blosse  Ausschrei- 
bung im  Fabndangsblatte  die  Verjährung  unterbrocben  werde  und  dass  eine  solche 
Unterbrechung  für  das  deut^^rbc  fiebict  wirklich  stüttiretnndcn  habe,  so  müsse 
doch  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht  Wittig  die  liestimmuugen  des  Art.  3, 
Ziff.  1,  des  schwdzerisch^deutschen  AusIleferuDgsvertrages  fOr  sich  in  Anspruch 
nehmen  dQrfe,  wonach  eine  Auslieferung  nicht  stattzufinden  habe,  wenn  die  von 
einer  deutsdien  Begierang  reklamirte  Person  wegen  derselben  strafbaren  Hand- 
lung, wegen  derpn  die  .\uslieferung  beantragt  wmic,  in  rntersurlnini»  jew^scn 
und  ans^jer  Verfolgung  gesetzt  worden  sei.  Denn  wt-un  au(  b  VViitig  im  Jahre 

in  Basel  nicht  persönlich  einvernommen  oder  in  Halt  ge/ogen  worden  sei,  so  bat>e 
doch  awiscben  den  snstftndigen  Bdiörden  ein  Schriflenwecbsel  stattgefimden,  welcher 
sich  als  in  <la^  (m  Iui  t  der  Untcrsuehung  einschlägig  quslifizire,  und  sei  Wittig  auf 
direkte  Weisiulji;  ih-r  Mulbauser  Sttmtsniiwnltscbaft  ntisser  VcrfolLniri'^  'n»setzf  nnd 
der  LreL"'n  ilui  erlasseui'  Sterkbrief  tar  das  scbweizei  i-clic  tîebiet  nnn/ irt  wrirden. 
Wenn  die  Mulbuuser  Staatsauwultscbaft  die  Vcrjähiuugsfrist  rechtskräftig  auch 
fhr  das  schweizerische  Gebiet  habe  unterbrechen  wollen,  so  bitte  sie  vor  Ablauf 
der  ftlnf  Jahre  den  Steckbrief  für  das  Gebiet  der  Eidgenossensehalt  erneuern 
sollen.  Da  sie  dies  nicht  gethan,  könne  Wittig  die  Veijährnng,  wenigstens  soweit 
sie  das  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  betreffe,  fiUr  sich  in  Anspruch  nehmen. 

2.  Die  Anslieferimg  werde  auf  (îrund  des  Art.  1,  Ziff.  8,  des  Ausliefenings- 
vertrages  beantrsijt.  welcher  die  .\uslieferungspriicht  wegen  des  Delikt«  der  Noth- 
zucht  statutre.    Wittig  sei  nun  aber  nicht  wegeu  ^«othzucht,  sondern  wegen  un- 
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züchtiger  Humllungen  v<'nirth<'ilt  wr>rtit*ii.  NotUzucht  urnl  unzüchtige  Haiidlimgon 
seieu  durchauâ  vcràchiedeuc  selbstbUiiidigt*  VerbrecheusbegrirVe,  sowuhi  uacb  dem 
deutschem  Rdehsstra^eHefsbaclie,  aïs  nach  dem  bMlerischen  Sinfrecbte  und  aber* 
hanpt  den  meisten  icfaweizeriadien  Straljgeseüsbttdiera.  Das  deutsche  Reichsstraf- 
gesetz  behandle  die  Xothziicht  in  Art.  177.  wahrend  Wittig  in  Anwendung  des 
Art.  17G,  Zifl".  >ei  verurtheilt  worden,  welcher  nur  von  unzflchti-ren  liandUmgeo 
spreche  und  damit  gerade  d)-u  (legcnsatz  mit  der  Nothzucht  als  einem  aelb^tstaa- 
digen  Delikt  betonen  wolle.  Da»  Auülieieruugsbegebrea  beziehe  sich  also  auf  ein 
im  Auslieferungsvertrag  nicht  Torgesehenes  Delikt  Wenn  die  Mtühauser  Staats- 
anvaltschaft  behaupte,  Art.  1,  Zilt  8,  des  AuKlieferoogsvertragea  habe  mit  Zu- 
stimmung (1(1  ln  iilsoitigen  Regierungen  eine  ausdehnenilo  Au>Ie'^nni;Ef  gefunden,  so 
sei  darauf  zu  erwidern,  das-  ein  Zusatz  oder  Nachtrag  /u  Art.  1  niemals  veri^in- 
bart  wordeü  î?ei.  Der  \  ertrag,  welcher  eine  Anzahl  ganz  bestimmter  Delikte  aul- 
aàhle,  welche  eine  Ansliefening  rechtfertigen,  habe  daher  in  seiner  wörtlichen 
Fassung  zur  Anwendung  au  kommen.  Derselbe  wi,  wie  strafrechtliche  Bestim« 
muDjL'en  überhaupt,  strikte  zu  interpretlren  ;  die  Analogie  sei  ausgeächIos^cu.  Es 
Wörde  dem  Sinne  und  der  TniL'WAito  des  Vertrages  dnrchaii-  widprxprechen,  wemi 
ausser  den  iu  demselben  genau  und  priLzis  aufgezählten  2ii  Delikten  noch  andere, 
im  Vertrage  nicht  genannte  Vergeben  im  Wege  der  konstniktiren  Anak>gie  als 
Auslieferungsdelikte  erklärt  wfttden. 

D.  Der  Regierungsratb  des  Kantons  Basclstadt  erklärt,  dass  er  gegm  die 
Auslieferung  keine  Einwendung  erhebe,  sofern  Art.  1,  Ziff.  8,  des  Vertrages  auf 
die  von  Wittij:  begangene  Handlung  anwendbar  erscheine.  RQck.sichilich  tler  Frage, 
ob  die  Strafe  nurh  ha-leriacbem  Kecbte  verjfthrt  sei,  bemerkt  er:  Nach  i;«^  12 
und  4;î  des  baslerisiben  Strafgeselzbuches  \erjaiue  die  gerichtliche  Vertoigung 
des  von  Witt  ig  begangenen  Verbrechens  in  10  Jahren,  und  werde  die  Verjfthmng 
durch  jede  wegen  dos  begangenen  Verbrccheus  and  wegen  der  Strafvollstreckung 
durch  die  zustindige  itehordo  ^  nrgenonnnene  Handlung  unterbrochen.  Danach 
bestehe  kein  Zwrift  1.  d.i>s  uarli  li.isleriscbem  Stratrecht  die  am  20.  Marz  18^2 
(iber  WittiiL,'  verbannte  ."Mrale  nithl  verjährt  wäre,  da  schon  am  2.  März  IS92  ein 
aut"  die  Vollstreckung  dieser  Strafe  gerichtetes  (iesuch  in  Basel  eingegaugeu  sei. 

h'.  Mit  Schreiben  vom  2().  .\pril  löt»2  übermittelt  der  Hundcaratii  gemäss 
Art  üb  O.-Li.  die  Akten  dem  Buodeagerichte  sur  Kntscheidmig. 

Das  ßundcfigerkitl  zn  Ut  in  Eraiujnny  : 

1.  Nach  Art.  5  des  sehweiEerisch-deutschen  Auslieferunj[;8vertr»gQS 
ist  die  Auslieferung  wegen  Verjährung  dann  zu  Terweigem,  wenn  die 

Verj.iliiiiiig  der  atrafgerichtlichen  Verfolgung;  oder  der  erkannten  Strafe 
nacb  den  Gesetzen  des  ersuchten  Staate.s  einfçetreten  ist.  iVrig-e^ren  hat 
der  eisnebte  Sta.jt  nielit  /n  jtrüfVn.  o'»  die  Verjährung  der  .StratVerfolfrun}; 
oder  iStrafe  nach  dem  Rechte  de»  etüue.hendeii  Staates  eingetreten  sei. 
.In  dieser  liichtung  haben  vielmehr  ausschliesslich  die  Behörden  des  letz- 
tern Staates  zu  entscheiden.  Deinnaeb  ist  denn  in  casu  nicht,  wie  der 
Retiuirirte  meint,  zu  untersnehen,  ob  die  Verjährung  nacb  deutscbero, 
sondern  ob  sie  nach  scbweizerisehem  (baselstlldttsehem)  Rechte  eingetreten 
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sei.  Die8  ist  aber,  gemiiss  dei)  Ausfulirungen  des  KegieruQgârathea  des 
Kantons  BaseUtadt,  ohne  /wcifel  zu  verneinen. 

2.  Ebenso  wenig  ist  die  Kinwondiinsz^  bopTrllndct,  dass  die  AusliclVniii;: 
mit  Rücksicht  auf  Art.  3  des  Ausliet'eiuiighvertraires  ausgeschlossen  fiel. 
Die  Voraussetzungen  dieser  Vertragsbestiinmung  treffen  ganz  olfeiibar 
nicht  SQ.  Es  ist  ja  wegen  der  Handlang,  wegen  deren  die  Ansliefemng 
begehrt  wird,  gegen  den  Requirirten  niemals  in  der  Sebweis  eine  straf* 
rechtliche  UntersQclinng  eingeleitet  und  derselbe  daher  anch  nicht  ausser 
Verfolgung  gesetzt  worden. 

8.  Als  fraglich  kann  in  dwThat  nur  erscheinen,  ob  die  Kuudlung, 
wegen  weldier  die  Auslieferung  verlangt  wird,  anter  Art,  1,  Ziff.  8,  des 
Auslit'fernngsvertratres  snb«nmirt  werden  könno  und  dalior  als  Auslicfc- 
niti^silclikt  crsclicine.  Ks  ist  dit-s  alter  zu  ln'j.iiien.  Wie  das  Uuiules- 
gerieht  bereits  in  seiner  Entscheiduuji  in  .Sachen  Strasshurger  vom  5.  Marx 
1886  (Amtl.  Sammlung  Bd.  12,  S.  140}  ausgesprochen  hat,  ist  der  Begriff 
der  Notbancbt  im  Sinne  des  Auslieferungsvertrages  nicht  auf  die  Noth- 
sucbt  in  engem  Sinne  zu  besehrtlnken,  sondern  in  derjenigen  weitem 
Bedeutung  aufznfassen,  in  welcher  er  auch  den  (vollendeten  oder  ver» 
suchten)  Missbraiich  unreifer  Mlidehen  zum  Beischlafe  umfa^st,  und  wie 
er  einer  Mehrzahl  schweizerischer  Gt  si  t/c,  insbesondere  aucl»  der  Gesetz- 
gebun^r  dc*^  Kantons  Ha'^nlstatlt  »'s.  Art.  dl  des  basel^^tädtlsrlion  Straf- 
gesetzbuches), zu(ii'un<ie  liegt.  Hei  Annalmie  der  entgegengesetzten  Aus- 
legung würden,  wie  in  der  zitirteii  Entscheidung  in  Sachen  Strassburger 
ausgeführt  ist,  sehr  schwere  Sittlichkeitsdelikte  thatsäclilicb  der  straf' 
rechtlichen  Ahndung  entgehen,  was  im  Zweifel  nicht  als  im  Sinne  der 
Kontrahenten  des  Auslieferungsvertrages  gelegen  erachtet  werden  kann, 
um  so  weniger,  als  der  Vertrag  für  das  weniger  schwere  Delikt  der 
Kuppelei  mit  MinderjUhrigen  in  Art.  9  die  Aualieferungsptlicht  ausdrück- 
lich statuirt.  Nun  ist  der  Re<|«irirte  allcrdinp:s  niclit  wegen  Notlizucht 
im  engern  Sinne  i^stuprum  violentumi  bêiitral't  worden,  allein  an^«  dem 
ürtheile  des  Landgerichts  Mülliausen  ergibt  sich ,  dass  er  sieh  des 
versuchten  Missbrauchs  eines  unreifen  (noch  nicht  14  Jahre  alten)  Mädchens 
zum  Beischlaf  schuldig  gemacht  hat,  und  diese  That  ist  unter  den  Begriff  der 
(versuchten)  Nothzuclit  im  Sinne  des  Auslieferungsvertrages  zu  sabsurolren. 

Demnach  hat  doi  BmdesgencüU  erkannt  : 

Die  Auslieferung  des  Ernst  Wittig,  von  Tiefliartmannsdorf,  in  Basel, 
an  die  kaiserlich  deutsche  Regierung  wird  bewilligt. 
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12.  Urtheil  vom  19.  März  1892  in  der  Auslieferungstache 
des  Dr.  Cesare  Guerrini  von  RaveniMU^ 

S^weUeHseh-itaiienUchtBr  Auâtieferungêvertru0f  Ari.  2,  Ziffer  5, 
Art.  9,  —  Die  AwUrferungspflielU  erstreeki  nch  nicht  mtr  auf 
das  voiUndete,  iondem  attch  auf  das  verwuehU  Verbrechen.  Als 
Brandstiftung  im  Sinne  des  Vertrages  erscheint  auch  die  Zer^ 
Störung  von  Gebäuden  eic,  durch  Spren^êoffé, 

A,  Am  27.  Janaar  18ft3  wurde  In  Genf,  «nf  Yerlaogen  des  dortigen  itulienl- 

scben  Konsulatt,  Dr.  Cesorc  OutTriui,  gebürtig  aus  Ilaveniia,  yerhaftet  DisTer^ 
haftuDgsbf'rehren  wiirdf  nnf  zwei  Haftbefehle  des  StrafuDtersticlmngsrichters  von 
Ravpnnu  gestutzt,  der  <'in<'  d.  d.  11t.  Mai  1891  —  wcsn'ii  vorsiuhtcr  Explosion 
eiuer  Bumbe  uud  N'erlet/.itug  der  iudividuellen  Freiheit  (dclitto  cuutro  la  hbei'tà 
iodMdaale)  — ;  der  andere  d.  d.  28.  Januar  1892,  gerichtet  gegen  den  adion  er* 
«ihnten  Dr.  Gnerrinl  —  als  intellektttellen  Urheber  (mandante)  der  Anlegung 
einer  Sprengkiste  gegen  den  Palast  des  Rivulta  Silveriü,  in  der  Strasse  Mariaui, 
in  d(  r  Narht  vom  18.  auf  den  19.  Januar  l  s*»2,  s»>w!e  einer  ander«  Kiste,  die  nicht 
expiodirtc,  gegen  den  Fala/zo  Sprati  ;  Ueldes  um  an  jenen  üebäuUchkeiten  einen 
Schaden  anzurichten,  durch  gindîche  oder  thdlweiie  ZerstArung  detsdhen  —  was 
eine  Verletsong  des  Art  aot  des  Italienbdien  Strafgeeetibuches  bilde. 

Von  der  stattgefnndenen  Verhaftung  wurde  der  Bujidesrath  in  Kenntftbs  ge> 
setzt,  welcher  der  itiilieni^chcn  Gesandtschaft  in  Bern  davon  Miltheilung  machte. 
Letztere  stellte  hierauf  mit  Not*'  vom  0,  Februar  1892  flu  iMv.iiL'Iirhes  Ainliefe- 
rungabegehien,  gt-ätiiLcl  aal  Art.  2,  ZiÛ'.  5,  dea  üchweii^eriäch-iLalieuiächeu  Auâ- 
lleferungsrertrages  vom  22.  Juli  1866.  Dr.  Guerrlni  erhob  aber  dagcfen  Einapraehe» 
zuerst  mit  Sdurdbeu  an  den  Bnndesrath,  d.  d.  SO.  Januar  1892,  sodann  bei  seiner 
Einvernahme  vom  13.  Febr.  I>em/ufolge  übeniiiftelto  der  Buudesrath  mit  Schreiben 
vom  12.  März  1892  die  Akten  an  das  Bundes?»  l  i«  lit  fur  ciiie  bcznjTlichc  Entscheidung, 
gemäss  Art  58  dea  Bundesgesetzes  ülx  r  die  Urgauiäatiuii  det  Bundesrechtspäege. 

B.  Die  Gründe,  welche  der  Kequirirte  gegen  die  Zulassung  des  von  der 
italleniadken  Genndtschaft  gestellten  Begehreiw  anfiUirt,  bestdien  darin,  dass  beide 
VerliafitongBbefdile  einen  liissbraucb  von  SprengstofTen  cum  Gegenstand  haben, 

wahrend  doch  iler  Auslieferungsvertrag  vom  22.  Juli  1ÖG8  ein  solches  Verbrechen 
nicht  kennt.  Andt  i-erselt^^  tindo  <]er  irenaiinte  Vertrag  nur  l>ei  vollendeten  DelUcten, 
nicht  auch  in-i  l)lus>en  \  ei  sm  liei»  AuN\endnn?. 

Die  Italitfuische  (i^ätuidtschaft  antwortet  darauf:  Sie  besicbrauke  nun  ihr 
AustiefcruDgsbegehren  lediglieh  auf  den  In  der  Nacht  vom  18.  anf  den  19.  Januar 
begangenen  BrandsUfUmgwtrtu^,  laut  Veihaftungsbefeld  vom  23.  Januar  1893. 
iMc  Frage,  ob  der  Vertrag  auch  bei  blossen  Versuchen  Anwendung  finde,  sei  vom 
Bundengericht  schon  in  frlihiTf^n  Fallen  bejaht  worden  Da?>  sodann  die  dem 
Dr.  Guerrini  zur  Last  gek^ie  Thatsache  sich  eigentlich  als  ein  Brandstiftuugs- 
versuch  qualitizire  und  daher  im  Art.  2,  Ziff.  6,  des  Vertrages  vom  22.  Juli  1868 
inbegriffen  sti,  ergebe  sich  sowohl  aus  den  die  strafbare  Handlang  begleitenden 
Umstftnden,  nls  nach  aus  den  Betttimmungen  des  Straf|psetsbuchcs  selber.  Die 

'i       ËDtackviduf  i*t  in  iUiiaaiicliM  ëpracits  »kfefuat.  Ui«  dantarbt  l'ebemUsog  verdanki 
«•  Btdaktli»  limm  BBBSNfnidiUMkrtttr  Dr.Q.Nicol«. 
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gegen  das  (îehaude  Kivalta  versuclite  Explosion  habe  Dämlich  that^acliUcb  insoweit 
eiaen  Brand  verarsacbt,  a]s  bei  den  Vorhängen  eines  t'coaterä  bereltä  Feuer  ent- 
standon  war;  der  Art  SOI  des  italleniaehen  StraligeMtzbuchM  bdiandle  aodami 
den  Missbrauch  von  Sprengstoffen  zum  Zwecke  der  theilweinen  oder  gffluUcbaD 
ZerttOmng  eines  Oebftudes  aU  eine  Art  wirkiiciier  Ikandatütuiig. 

Das  Bundexgericht  zieht  in  Erwäyurnj  : 

1.  Mit  Bezug  auf  den  vom  Recinirirten  erhobenen  Einwand,  es  handle 
sich  im  vorliegenden  Falle  nicht  um  ein  vollendetes  Delikt,  sondern  um 
einen  blossen  Vcräuch,  hat  das  Bundesgericht  bereits  wiederholt  (vergl. 
Bd.  VIII,  pag.  83,  und  Bd.  XVII,  pag.  459)  anerkannt,  dass  bei  Anwen- 
dang  des  echweiseriach-iUlieniseben  Aueliefeningsrertrages  ein  Grand  nir 
UoterBcbeidang  swisehen  vollendetem  und  onvollendetem  Delikt  niebt 
esietirt.  —  Dass  »odann  das  geslellto  Behren  um  Aasliefernng  formell 
dem  Art,  9  jenes  Vertrages  genügt,  liegt  nicht  in  Frage,  und  es  bleibt 
dalif-r  )mr  nofl*  <li<>  Einrede  bezüglich  der  Art  der  znr  Last  gelegten 
strafbaren  Handlung  zu  prüfen. 

2.  In  dieser  Hinsicht  gibt  der  Haftbefclil  vom  23,  Januar  18'J2,  auf 
den  dub  AuäUefcrungsbegehren  nun  ausschliesslich  gestutzt  wird,  die 
versuchte  Zerstörung  eines  Gebindes  durch  Sprengstoffe  als  Anklage- 
titel an.  Ein  Brandstiftungs versuch  im  engem  Slnnd  liegt  also  bei  der 
Versebiedenheit  des  angewendeten  Mittels  nicht  vor.  Nicbtsdestoweniger 
ist  die  Auslieferung  anf  Orond  dos  Art.  2,  Ziff.  5,  des  schweizcrisoh- 
italienischen  Auslieferungsvertrages  zu  bewilligen.  Denn  Brandstiftung 
im  engeren  Spinne  und  Misshraneh  von  ^Sprengstoffen  erscheinen  in  liezug 
auf  ihre  wesentlichen  Merkmale  als  durchaus  analog.  Sie  richten  sich 
gegen  dasselbe  Objekt  und  sind  sowohl  mit  Kücksicht  auf  den  ver- 
brecherischen Willen,  als  auf  die  lutensitüt  der  Gefahr  mit  einander 
identiseh.  Im  italienische  Stnifgesetsbnch  werden  deashalb  beide  Delikte 
(Art.  300  and  801)  in  ganz  gleicher  Weise  behandelt^  and  den  glichen 
Standpunkt  nehmen  ttberbanpt  die  neueren  Strafgesetzgebungen  (dentsehes 
St.-G.-B.  §  311),  auch  diejenigen  der  schweizerischen  Kantone  (vergl. 
Genf  Art.  222,  Ni'uenhurg  254,  Bern  1^>7,  (»larus  11'.»,  Zürich  201, 
Basel  tnn,  Zug  10:'.,  .St.  Gallen  101,  W^rult  ;}22,  Wallis  322,  Tessin  1598) 
wohl  durciigiingig  ein.  Ks  ist  daher  aij/.uiiehmen,  dass  der  schweizerisch- 
italienische  Auslieferungsvertrag  den  Ausdruck  Brandätiituag  in  einem 
wdtonm  Sinne  braoeht,  wonach  aneh  der  Missbrauch  von  Sprengstoffen 
damnter  snbsamirt  werdm  kann.  Ein  innerer  Grund  sa  einer  gegentheiligen 
Auffassang  liegt  um  so  weniger  vor,  als  ja  durch  eine  Explosion  sehr  leicht 
auch  ein  Brand"  im  engeren  Sinne  verursacht  werden  kann,  ein  Erfolg^ 
der  auch  mit  den  Absiebten  des  Tbäters  nicht  ohne  Zusammenhang  ist. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkanni: 

Die  Auslieferung  des  Dr.  Cesare  Guerriui  vou  Uavenna  an  die  italieni- 
schen Behörden  wird  bewilligt. 
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IS.  UrUieil  vom  6.  Mai  1892  in  der  Auiiieferungiuche  det  $L  Eimmielr 

Neger*s,  aus  Demarara. 

S<'hwelzeHm^h-t1etitscher  Ausiieferniif/st  et'trag,  Art.  1,  Ziffer  o.  — 
Die  AuAief erungspßkht  ist  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  im 
Vertrage  fUeht  aii8drH4Jclich  stipulirt  ist,  dat$  sie  nur  eialOiabe, 
wenn  die  That  nach  der  Gesetzgebung  beider  vertragschUessenden 
tSiacUen  strafbar  ist,  meM  von  der  Straf harkeit  der  Thai  im 
ersuchten  Staate  abhängig,  sondern  eine  unbedingte,  —  Entfüh- 
rung Minderjähriger,  Die  Sehuldfrage  ist  vom  AusUeferungS' 
richier  nicfU  zu  prüfen. 

A,  Dureli  Haftbefehl  des  gro«alier»^1icb  heaaisehen  Amtsgerichts  Offenbach 
vom  6«  Apiil  1692  wird  der  Gatikler  Sainue)  Emaunel,  N^r,  mn  Demarara,  be- 
schuldigt, am  17.  März  18!>2  die  »linderjahrig»!  unvcrph(îHcbtf^  Elisalx^tba  Konrad 

von  A<  kcrs(!orf  mit  ihroin  Willen,  jedoch  ohne  Einwilli jrung  ihror  Mutter,  rntftihrt 
zu  haben,  um  sie  zur  Unzucht  zu  bringen  (Vergoheu  ge^co  ^  237  des  deutscbco 
Keichsätralgesctzbuches).  Gestützt  aul  diesen  Haftbelcbl  stellte  die  k.  deutsche 
Gesandtiichaft  in  Bern  durch  Kote  vom  16.  April  18^  anf  Gnmd  des  Art  1, 
Zift\  Ti,  de-.  M  !iweiz«'risch-deutschen  Auslieforungsvcrtrageä  beim  schweizerischen 
Hundesrathe  da:i  Ersuchen  um  Auslieferung  des  (in  Basel  vorlftutig  verhafteten) 
bamuei  Kmanuel. 

Ii.  Der  Kequirirt«-  hat  gegen  Sfine  VfHiaftuug  protestirt  mit  der  Erklärung, 
CS  liege  keine  Entlnhrung  vor;  er  habe  die  Eli&e  Konrad  mit  ihrem  Willen,  aber 
oboe  Wissen  ihrer  Mutter,  mit  sich  gmommen  ;  er  beabsichtige,  das  SIftdchen  vx 
hebrathen.  Die  Elise  Konrad,  welche  am  20.  Màrz  1673  geboren  ist,  sagte  aus» 

sie  habf  schon  srit  vorigem  Sommer  mit  dem  Neger  Hekanntschafi  i'ii'  Mutter 
und  (îf-ih\s i~t('i   halx-ii  di-'s  nirlit  hAA^vi  wollen,  und  ^ie  liaho  daher  mit 

ihrem  tieiiebteu  »Iii*  htiiiilichc  Alit\t>f  vrrabredet.  Imuc  Fjutübruug  liege  Dicht 
vor,  sie  sei  freiwillig  mit  ihm  gegiuigen,  ï»ei  aber  nun  bereit,  wieder  heim  zu  ihrer 
Mutter  au  geben. 

C.  Der  Regierungsrath  des  Kantons  Baicelstadt  erklärt  mit  Zoscbrift  an  den 
Bnndesrath  vom  April  18'J'2,  der  Hequirirte  habe  eine  Handlung  begangen,  die 
sich  zwar  nach  dem  deutschen  Strafgesetze  als  Entfiibrung  qualifizire,  aber  nach 
dem  ba'^lcrisrlH'n  Strafgesetze  nicht  als  solche  aufgefasst  werden  könne,  wie  sich 
aus  Vlà  und  124  de»  Stiafgcâetzbuche:»  ergebe.  Ob  bei  dieser  Sachlage  die 
Anslieferang  au  bewilligen  sei,  stelle  der  Regierungsrath  dem  Btmdesrathe  anheim. 

1).  Mit  Zuschrift  vom  26.  April  übermittelt  der  Bundesratb  gemSas 
Art.  d6  0.-G.  die  Alcten  dem  Bundesgerldite  anr  Entscheidung. 

Ihis  Bandesgerieht  zieht  in  Erwägung: 

l.  Art.  1,  Ziff.  des  scliwcizeribcli-ueutsclipn  Au>rM'l''  riin;^svtMtr:ii:es 
statuirt  die  Ausliefi'rurij,'bptiiclil  für  das  Vergehen  „der  iùitfiiluung  einer 
minderjährigeu  Person'^.  Der  Haftbefehl  des  Amtagericlitt  DMrmaUdt 
behauptet  nun,  da  die  Elise  Konrad  nach  deutschem,  wie  Übrigens  such 
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nach  Bchweizerigchem  Rechte  tninderjährig  ist ,  und  die  ajlmmtlichen 
Ubrig^cn  Thnthestandsmerkraale  der  Entfllhrung  angeführt  sind,  unzweifel- 
haft eine  Handlung,  welche  nach  deutschem  Rechte  unter  diesen  Delikts- 
begritT  fällt.  Der  Umstand,  da^t»  die  Entiulirte  in  die  Entführung  ein- 
gewilligt hat,  seliUesst  den  Thatbestaod  nicht  aus;  das  Delikt  der  Ent- 
führung Minderjähriger  setxt  niciit  voraus,  dass  die  EntillbroDg  ohne 
oder  gegen  den  Willen  der  Entführten,  sondern  bloss,  dass  sie  ohne 
EiiiwilhV'iiii^^  iliier  Gcwaltli:iboi-  (Eltern  oder  Vormund )  erfolgt  sei.  Richtig 
ist  mm  jillcrdiiigiS,  dass  im  vorlicfrciideii  Frille  nach  baslerischem  Straf- 
rechte  eine  strafbare  Haiullun^r  iiiclit  vorliegt.  Denn  das  baslerisclie 
Straffresctzbiicli  bi^drolit  die  Entniliriing  einer  Kratieiisj^erson  mit  ihrer 
Einwilligung,  jedoch  ühuo  Einwilligung  ihrer  Eltern  uder  ihres  Vormundes, 
nur  dann  mit  Strafe ,  wenn  die  Entführte  noch  nicht  achtsehn  Jahre  alt  war, 
und  in  eoncreto  hatte  nun  die  Elise  Konrad  das  achtzehnte  Altersjahr 
ttberBchritten.  Dies  kann  indess  nicht  zur  Verweigernng  der  Ausliefe- 
rung ftihren.  Freilieii  ist.  nach  der  gewÖhnliclien  Regel  des  Ausliefe- 
ntisirsreclites,  die  Anslieferun;;  mir  dann  zu  bew illi.iren,  wenn  die  That 
naeb  dem  Reclitc  des  ersucbten  .Staates  strafl»ar  ist.  Allein  wie  nun 
das  Hundes^'erielit  bereits  wiederholt  eiits«']iieden  b.it  i  s.  Entsebeidiini,'  in 
Sachen  Härtung,  vom  2'J.  Marz  187^!,  Amtl.  Sammlung  Bd.  IV,  8.  12*4  u.  tl'., 
Erw.  2;  in  Sachen  von  Waldenbutg  und  Siehe,  vom  18.  Juli  1887,  ibid. 
Bd.  XIII,  8.  302),  gilt  nach  dem  schwetzeriscli'deutschen  Auslieferungs- 
verträge diese  Regel  nicht,  sondern  ist  nach  diesen)  Vertrage  die  Ans- 
nereniiii^sjiHlclit  fllr  diejenigen  \  cr^Tben.  fiii-  welcbf  r-ic  nicht  ailsiirüci^- 
licli  (i;iVon  al'h;iiiLni:r  :reniarlit  i-t.  dass  die  'l'hat  ii.irli  dem  lleelite  l)rider 
kontiahireiiiien  .Staaten  strafbar  sei,  einr  unl»editiii,lo  und  iiiclit  d;i\o)i 
abhängiL'.  da>s  die  l  h.it  aticli  im  ersuchten  Staate  mil  Strafe  i>edrolit  ist. 

2.  I);niacli  mnss  denn  (iie  Ausliefeniii.:;  bowilli;:!  weiden.  Demi 
die  Frage,  ob  (b.'r  Thati.c-stund  der  Entfüluuiig  wirklich  voriianden  uder 
(etwa,  weil  nicht  der  Requirirte,  sondern  seine  Geliebte  die  Entfernung 
der  letztern  aus  dem  elterlichen  Hause  betrieben  habe  u.  dgl.)  mangle, 
ist  der  Auslteferuugsrichtcr  zu  prüfen  nicht  befugt.  Zur  Begrtlndung  der 
A uslift"«  iini;^-| itiirht  genUgt  e.s,  dass  dit!  Tliat,  wii-  sie  dem  K<'(|uirirten 
im  Halt bcl'i'blr  /iii-  l,a>t  zr\v'^t  wii  d,  sirli  .ils  A nslict'et  uii^'sd'dikt  (|iiali- 
lizirt.  1  )ai'iili(  r,  nl»  die  licliauj>tflfii  'riiatbrst.-iiul ^nn  rkm.ilr  nai-bL'rwii-.-fii 
sricii,  li.it  riieiit  der  All -«Ii' t(  rii!i:;-^rii  liier,  Quadern  der  in  lier  Suche  seibät 
kumpeleiite  SlratViclitci'  entschcldcu. 

Demnach  hat  (üt^  Dnmkfjcncht  erlainni  : 

Die  Auslieferung  des  Samuel  Emannel,  Neger's,  aus  Demarara,  ge> 
boren  1867,  zur  Zeit  in  Basel  verhaftet,  an  das  grossherzoglich  hessische 
Amtsgericht  Oflfenbaeh,  wegen  Entfttlirong  einer  minderjährigen  Person, 
wird  bewilligt. 
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14«  Urüieil  vom  19.  Ftbniar  1892  in  Stehen  der  Firma  WaHHuim,  Ullng, 
Goulden  à  C%  llaehff«  von  Heldsioclc  &  C*"  in  Rolms,  betr.  MarlconrocliL 

Koi»n>eUmz  den  Uumiesf/eric/iUt  aln  StuutHyerichitilioj  in  Marken^ 
ëirafÊaehem.  —  IHe  JF^age  des  ,  Vormttät'*  ist  keine  hUnue  TAot* 
Jrage.  Zum  V&rmtae  hei  Markenrechteverleizungen  itt  nieM  dae 
Bewussieein  de$  Thäters  gefordert,  daes  das  von  ihm  nachgeahmte 
oder  verwendete  Zeichen  im  Intande  ffeeetsOieh  ffeaehutzt  eeL 
Der  Vorsatz  ist  allemal  dann  geychen,  wenn  der  Tliäter  wetee, 
dass  er  ein  ft'fufdf^  Zcirhen  nacliahmi  oder  cerirendct,  )nH  AuS' 
nähme  einzig  des  Falles,  wo  der  Thäter  auf  Grund  rettiirher 
rrnfnny  zu  der  (wenn  m<rh  irrthHmUrfieTi)  f  ^rberzeuffung  gelangt 
ist,  das  fremde  Zeichen  sei  gesetzlich  nicht  geschützt. 

A.  Die  Firma  Walli  i Ulli ,  Luling,  Goniden  *  O*  in  Itcims  ist  als  Kechts- 
naclifolgf'rin  der  Unna  lleidsieck  \  (  Inhaberin  einer  in  Frankreich  und  in  der 
Schweiz  eiugetragpnon  Marke  filr  Champatrnprweiue,  weloüe  in  dem  Worte  „Monopole" 
besteht.  Am  1.  De/.ember  löHö  bestellte  der  üaiuIelsmaDa  Siegfried  Schmid  vou 
Reiden,  in  Losem,  bei  der  dentsclien  Schaumweinfabrlk  Wachenhansen  eine  Anaahl 
Kisten  Schanmwefn  è  12  Fh»ch«i  „mit  hobechem,  elegantem,  franzflaiachem  Eti- 
kett". Er  erlilclt  daraufhin  "^chaumweia  mit  einer  Etiquette,  auf  welcher  neben 
einem  Wappen  die  in  gothiscln  ii  Typen  roth  gedruckten  Worte  :  Monopole,  Caruier 
frères,  Keims,  sti  hon.  und  hat  zugestandenermassen  eine  An/ahl  Flaschen  solchen 
Schaum we ins  veikuuit.  Eine  Firma  Caroier  frères  in  Heimä  besteht  in  Wirklich- 
Iceit  nicht,  die  Firma  ist  also  fingirt.  Walbaum,  Luling,  Goulden  A  C*  erhoben 
nun  gegen  äclimid  Privatstrafldage  v<^{en  Uebertretong  des  Art.  ift,  Iii.  <f,  dea 
eidgen.  Markeuschutx<;esetzeK  vom  19.  Dezember  1879.  Die  erste  Instanz  (Bezirks- 
gericht Luzorn)  hat  den  Beklagten  zu  einer  (ieldhii^i^e  vou  ôo  Fr.  und  zu  einer 
Entscbüdigung  von  KM)  Fr.  an  die  Privatkiager  verurtbeilt.  Dagegen  hat  die 
zweite  Instanz,  das  Obergericht  des  lùintouâ  Luzera,  durch  lirtheil  vom  30.  Sep- 
tmber  1891  erkannt:  1.  Der  Bdclagte  sei  von  der  Klage  freigesprochen.  3.  Die 
Zivilanspruche  der  PriTatklftgerachaft  bleiben  gewahrt,  a.  Der  Beklagte  lube  die 
ergangenen  Kosten  zu  luvahleu,  mit  der  einzigen  Beschränkung,  dass  in  zweiter 
Instanz  die  Tanei-  und  Anwallskosten  gegeuseiiijr  wetrcrr*rhlaspn  seien.  R<  kharter 
luibe  sonach  au  die  Trivatklägerächaft  eine  Konienvergutung  zu  leisteu  von 
Fr.  172.  85.  Zur  Begründung  wird  aosgeHUirt  :  Die  Ansicht  der  Verlbeidiguug, 
daas  objektiv  eine  Verletzung  des  Markenrechta  nicht  vorliege,  weil  nach  schwei- 
zerischem Rechte  Zeichoi,  welche  bl>>-s  auszahlen,  Buclistaben  oder  Worten  be- 
istehen, nicht  ge^chtlt7t  wenlen .  sei  luirichtitr.  Denn  nu  ll  Massgabe  der  inter- 
nafionalen  Konvention  von  \^S']  sei  fiir  den  Charakter  einer  Marke  das  Heimat- 
reclit  niassgebeud,  und  uuu  sei  bekannt,  dass  für  Frankreich  die  erwiibnte  Kin- 
acbrinkoog  des  schweizerischen  Rechtes  nicht  gelte,  und  aei  übrigens  oacbgewiesén, 
dasi  die  kligeriacbe  Marke  dut  fesetzlichen  Schutz  geniesM.  Dagegen  scheine 
die  subjektive  Seite  der  Sc  huldfrage  nicht  hinldu-^'lich  abgeldärt.  Scbon  an  und 
fflr  sich  k«'Mnf  dein  Bürger  kaum  zii'/enintliel  werden,  dass  er  ein  vou  dem  Inhalte 
des  einheimisclien  Heclits  abweichelnie^  irs  uides  lîecht  kenne.  Und  so  habe  der 
Deklagte  für  sich  darüber  im  Zweifel  sein  m«igen,  ob  das  Wort  Monopole  auf  der 
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Etu^uette  Gegeostaad  deä  gesetzlichen  .Schutze»  sei  uud  aho  durch  dessen  Gebrauch 
ein  fremdes  Marfceiireebt  verletst  «erdea  kffniie.  Wenn  allerdings  der  Beklagte 
Termuihen  oder  sufar  vieh  habe  bewuast  tein  mOgen,  dnss  die  ihm  sogaiandte 

Etiquetti'  eine  finglrte  sei,  so  liabe  er  sich  damit  oflFenbnr  noch  nicht  eines  Zn- 
widoHiaiiilrliis  <*f'<xpn  frenulns  Miirkenrecht  bc\vn«^t  '^nn  T!(^!-^»>ll.  lïas  Ein'' 
vom  Andern  unabhängig.  Uelnigens  sei  (was  allerdings  doia  Üeklagtca  bislang 
UDbckauot  habe  sein  mögen)  uuchträglich  festgestellt  wordeo,  daas  die  irou  ihin 
gekanfte  Etiquette  in  Deutsehland  geaetalichen  Schutz  genlesse.  Der  Tliatbestand 
einer  strafbaren  Uebertretung  des  Gesetses  Sei  alto  nicht  aasreichend  erstellt. 
Dagegen  seien  der  Klagersi^haft  ihre  Zivibmsprflche  zu  wahren  und  sei  die  Sach- 
lage derart,  das*  di(î  Verurtheilung  des  Heklagten  in  die  Kosten  sich  rechtfertige. 

H.  Gegen  dieses  Urtheil  er^rift"  dif  Finna  Walbaum,  liuliug,  Gonlden  &  O" 
dcu  Ktaatârechtlichco  Uckurx  an  das  hnndesgericht,  beautrageod  :  das  angefochtene 
obergerichtliche  Urtheil  sei,  soweit  lireisprecheod  fttr  den  Beklagten,  ao&olieben, 
unter  Kostenfolge.  Sie  führt  ans,  da«  angefochtene  Urtheil  enthalte  eine  Verletanng 
der  intemationabMi  Konvention  zum  Schatze  des  gewerblichen  £igeuthuuis  vom 
20.  März  1883,  sowie  eine  Hrelitsverweiffenni?.  Der  zur  Strafbark'  it  cim  i  Marken- 
rechtsverletzung erforderliche  dolus  sei  liin  unzweifelhaft  gocelieii.  ila  ja  der  Be- 
klagte von  eiaer  Wuchcuhciiner  t'abrik  uuadrueklich  ein  aclioues  Iruu/ösischcä 
Etikett  verlangt  habe.  Mit  der  Ausrede,  er  habe  das  Markenregister  nicht  An- 
gesehen oder  er  liabe  den  Staatsrertrag  nicht  gekannt  (welch'  ietatere  Einrede  er 
ftbrigens  ursprünglich  gar  nicht  vorgebracht  habe),  sei  der  Beklagte  nicht  su 
hören.  Die  Iilosse  Thîit«a<  hi*' ,  (la>>  dl*»  klre_'«  ii^(lie  Marke  in  lîeni  aMtr'*nnminen 
und  publiztrt  wnrilen  sei.  habe  iiau  sav'en  hiu-m'h.  ila*;?  e>>  ^\c]i  uin  ein  Objekt 
handle,  welches  nicht  atratios  verletzt  werden  dürfe.  Der  L instand,  da^s  die 
Verwendung  der  imaginAren  Finna  Camler  frères  à  nicht  strafbar  sei,  mache 
die  Nachabmiug  der  geschätzten  Marke  Monopole  nicht  straflos  ;  im  Gegentbell 
müsse  die  Verwendung  der  iniaginar<>n  Firma  als  Ersfhwernngsgnind  in's  Gewicht 
fallen.  Ob  die  inl<riminirte  Marke  in  TkMitsehlanil  tre^ef/lich  geschützt  sei.  «ei 
völlig  gleichguliig,  da  es  sich  luu  ein  Kechtsverbaltuiss  zm  ischeu  einem  Frauzosea 
und  einem  Schweizer  handle. 

C.  Der  Rekursbeklagte  SiegiHed  Schmld  beantragt;  1.  Abweisung  des  Belnirs- 
begehrens.  2.  Zuerkennnng  einer  Kostenentscbftdigung  von  50  Fr.  seitens  der 
I»ekun-ent<'U  zu  Gunsten  des  Rekursbeklagten,  indem  er  ausführt,  dem  llekui-se 
fehle  die  rechtliche  (intndlage.  Da«  Oborgeriebt  habe  den  Staats  vertrau'  nicht 
verletzt,  tuioderu  blos^s  negirt,  dasa  der  Beklagte  dolus  gehandelt  habe  ;  die  Unter- 
suchung, ob  dolus  vorliege,  sei  eine  qniestio  facti,  weldie  aidi  der  üeberprfifting 
des  Bundeegerlchts  als  Staatsgerichtshof  entziehe.  Eine  Täuschung  der  Abnehmer 
habe  der  Beklagte  bei  der  Bestellung  schdncr,  franz(»si>cher  F.tiquetten  nicht  be- 
absicbtigt.  Die  Produkle-  der  s.  Ji-nifiiweinfabrilv  Wariienlieini  geben  im  Handel 
ftlr  Fr.  2.  50  bis  Fr.  Ii.  —  die  !•  lasche,  wahrend  Ji'<lerraann  wisse,  das«  der  l'rei^ 
frauzüslscher  Schaumweine  Fr.  G~12  die  Flasche  betrage.  Das  l'iibiikuui  sei  aber 
gewöhnt,  die  Schaumweine  unter  dem  Namen  Champagner  zu  geniessen,  und  schfltae 
eine  fVanzfisische  Etiquette,  heisse  diese  wie  immer,  mehr  als  jede  deutsche.  Dieser 
Vorliebe  babe  der  Beklagte  bei  seiner  Bestellung  Hecbnung  getragen,  dagegen 
habe  er  keineswegs  ein  ^Iarl^r'nrecbt  der  KI;iir*'rin  ttder  etne^  nndern  Scbnt/- 
berecbtigten  verletzen  wollen.  i>ass  das  franzosiscbe  Kecht  auch  bictss  aus  Woiteu 
bestehende  Marken  schütze  uud  dass  derartige  französische  Marken  nach  Staats- 
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vertrag  auch  in  der  Schweiz  gescbfttat  werden  mflaneD,  habe  der  Beklagte  «le 
einfacher  lazcraiücher  Handelsmann  nicht  gewuaet  Die  Verwendung  der  fiogirten 
Firma  Camler  frères  habe  mit  dem  Marlcenichotutreite  nicht«  sa  »cbafl'en. 

Das  Btmdegffericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Wie  das  BundeBgericht  schon  hiiuHg  entschieden  hat,  hi  der 
gtaatsrechtlichc  Rekurs  gegen  kantonale  Strafurthei!*»  wcL'cn  Verletzung 
des  eidgenössischen  Markensohutzgesetzes,  sowie  wej^'en  \  <  h  t/  in^r  von 
Staatsvertrilgen  Uber  den  Schutz  von  Waaienzeiohen  stuttlialt.  Dab«i 
hat  das  Bundesgericht  allerdings  nar  zu  untersuchen,  ob  daa  angefochtene 
Urtheii  grundaätzlieh  gegen  ûm  eidgei»9ulache  MarkenschntzgeB^  oder 
gegen  einen  Stantevertrag  Verstösse,  wXhrend  es  die  Tbstfrage  nicht  za 
prüfen  hat  ond  nielit  befagt  ist,  die  Saclie  selbst  materiell  zu  benrtheilen. 
Wenn  nun  aber  im  vorliegenden  Falle  der  Kekursbeklagte  behauptet, 
die  kantonale  Entschoidiinfj,  dass  hier  eine  strafbare  Mark^nrechtsver- 
verletzuii^  nielit  vorliege,  weil  der  dolii?«  des  Heklairten  nicht  festgestellt 
sei,  entzielie  siel»  alt»  eine  rein  tljatsiiehliclu'  der  Naehprlffimg  des  Bundes- 
gerichtes,  so  ist  dies  nicht  richtig.  Die  gedachte  Entscheidung  untersteht 
vielmehr  insofern  der  Nachprlifang  des  Bnndesgerichtes,  sis  dasselbe  ni 
nntersnehen  bat,  ob  der  Reehtsb^riff  des  Vorsatzes  vom  kantonalen 
Gerichte  richtig  anfgefasst  and  aaf  die  festgestellten  Thatsachen  ange« 
wendet  worden  sei.  Insoweit  handelt  es  sich  nicht  um  eine  That-,  son- 
dern um  eine  Rechtsfrage;  es  steht  eine  Verletzung  allerdings  wie 
die  Rekurrentin  behauptet,  der  internationalen  Konvention  vom  2U.  März 
\f^f<3^  wohl  aber  des  Buudcsgesetzcs  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik- 
uud  Handelüiiiaiken  vom  1Î).  Dezember  1879  in  Frage. 

2.  Nnn  verneint  die  angefochtene  Entsihei^lnng  den  dolus  des  Re- 
kursbeklagten nicht  deshalb,  weil  dersplbp  nicht  gewusst  habe,  dass  das 
Wort  Monopole  von  tler  Kekurrentin  nnd  ihrer  Kcchtsvorgüugeiiu  zur 
Bezeichnung  ihrer  Produkte  verwendet  werde,  sundern  deshalb,  weil  er 
im  Zweifel  darttber  habe  sein  können,  ob  dieses  Waarenzmehen  dno 
schtttzfUhige  und  in  der  Schweiz  gesdiUtzte  Marke  bilde.  Sie  fordert 
also  zum  Thatbestande  der  vorsMtzlichen  Harkenrechtsverletznng  daa 
bestimmte  Wissen  des  Thilters,  dass  das  von  ihm  naehgeahmte  oder  ver- 
wendete fremde  Zeichen  im  Inlande  gesetzlieh  geschlitzt  sei.  Dies 
erscheint  als  rechtsirrthtlmlich.  Wer  ein  fremdes  Zeirh»^fi  ]>f^wnsst  nach- 
ahmt oder  verwendet,  ohne  sieh  irgend  darum  zu  kiinitnrrn,  oh  dasselbe 
geschützt  sei  oder  nicht,  handelt  ebensowolil  bewnsst  widerreelitlich,  wie 
derjenige,  welcher  von  dem  Eintrage  der  Marke  Kenntniss  erhalten  bat« 
Der  widerrechtliche  Vorsatz  ist  dadurch  gegeben,  dass  der  Thiter  weiss, 
dass  er  ein  fremdes  Zeichen  nachahmt  oder  verwendet  ;  er  wXre  nnr  dann 
ausgeschlossen,  wenn  der  Fliäter  anf  Ornnd  redlicher  Prttfung  zu  der, 
wenn  auch  irrthUmlichen,  Ueberzengung  gelangt  wXre,  das  fremde  Zeichen 
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sei  nicht  geschützt.  Dugugen  wird  der  Vorsatz  dadurch  nicht  ausge- 
schlossen, dass  der  Thäter  iu  frivoler  UnbekUtutnertheit  um  fremdes  Recht 
jegliche  Prfifting  rniterÜBBt  und  das  frende  Zeichen  ohne  Weiteres 
sieh  ansntttst.  So  wenig  deijenige,  welcher  eine  gefandene  Sache  sich 
aneignet,  sich  damit  aasreden  Icann,  er  habe  nicht  gewusst,  dass  dieselbe 
in  fremdem  Eigenthnm  ateho  nml  nirlït  vielraelir  henenlo?«  Mt\,  so  vveiiij^ 
kann  *li'r  B^MiUtzor  eirn's  frennlen  Waaionzcifliens  sidi  damit  fntsoliul- 
(li^:t'n,  «T  hahc  niclit  ^«^-wu^st,  dass  das  Zeichen  gesrtzlioli  f^esclifitzt  sei 
(vr;.'l.  Köhler,  Keeht  des  Markenschutzes,  S.  3.'»')  u.  !'.>.  Wer  ein  fremdes 
Zeichen  fUr  ëieh  auüuUtzeü  will,  mus»  vorher  prUfen,  ob  er  dadurch  nicht 
das  Becht  eines  Dritten  verletse;  unterlXsst  er  dies,  so  handelt  er  be- 
woBst  widerrechtlich,  da  er  bewosst  in  ein  fremdes  Recfatsgnt  eingreift, 
ohne  sieh  dazu  für  berechtigt  halten  zu  dürfen.  Andernfalls,  wenn  zum 
Tliatliestande  einer  strafharon  Markenreclit.sverlctzut>r  'is  l>estiminto 
Wissen  des  Thiiters  um  den  j^i-setzliehen  Schutz  des  Zeichens  ;i:efordert 
würde,  wjire  der  slrarreclitliche  Zeiclienschutz  völlif;  illusoriscii,  da  es 
alädauu  genügen  würde,  der  Liuaicht  iu  das  Markenregi&ter  sich  zu  ent- 
halten, nm  der  strafrechtlicbeu  Âbndang  an  entgehen  (s.  Entscheidungen 
des  Bundesgerichts,  Amtl.  Sammlang  Bd.  7,  8.  7ë5  n.  ff.,  Erw.  6;  Bd.  16, 
S.  43  u.  f.,  Erw.  3).  Danach  bernht  die  angefochtene  Entscheidung  auf  - 
unrichtijrer  AufTassun;:  und  Anwendun;^^  iles  l)un(iesreelitHehen  Begriffes 
des  Wu'satzes  und  ist  daher  aufzuheben.  Demi  dieselbe  crelit  nicht  etwa 
davon  aus,  der  Kekursljekla^'te  habe  auf  (Irund  redliclicr  l'rtifunji;  irr- 
tliUnilicli  an^enouunen,  es  sei  das  Zeiehen  der  Ilekiirrentin  nicht  ;;eschll(zt; 
^ie  btelll  iuj  Gc'geulhcil  darauf  ab,  der  Ikckur^beklugtc  habe  da;>  Zeichen 
der  Reknrrentin  benutzt,  obschon  er  sich  im  Zweifel  befunden  habe  und 
liabe  befinden  können,  ob  das  Zeichen  geschützt  sei.  War  aber  letaterca 
der  Pall^  so  war  der  Rekursbeklagte  verpflichtet,  sich  nach  dem  wahren 
Sacliverhalt  zu  erkundigen;  that  er  dies  nicht,  sondern  nahm  er  ohne 
Weiteres,  ohne  sich  um  ein  etwa  entj;e;.'ensteliendes  fremdes  Kecht  zu 
kümmern,  das  Zeiclii  n  der  Kekurreutin  in  Benutzung,  so  hat  er  bewasst 
rechtswidrig  gehandelt. 

Demnach  hat  das  Bundeayerkht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  als  begründet  erklSrt,  und  es  wird  nüthin  das  an> 
gefochtene  Urtheil  des  Obelgerichtes  des  Kantons  Luaem  aufgehoben. 
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15.  UrIheN  vom  19.  Februar  1892  In  Sachen  dea  A.  K. 

Kmnjtetenz  île»  Humtesfffricfttê  al»  einzige  Instanz  in  Zirllstu  heu.  — 
Die  B<\9f'nn)ni(ti(/en  drr  Art.  9k!  imd  05  eidgcn.  C\-P.'\.  über 
daj<  VorhfiiKji'ti  der  Kiin'ji>  ftnzeiiir>de  ^hid  durch  das'  Bundes- 
fjrf^cfz  betreffend  dh'  ()rf/,tNtsalli>n  der  Uandem'chUpßeffe  uufge- 
hobeit.  —  Die  tttoutliche  Jvrenpjif{/e  yehört  dem  öffentlichen 
Reehte  an;  durch  die  Aufnahme  eines  (au^  kami€n»fire«nde»i) 
Pßefjlings  in  eine  HaaUiehe  IrrenanstaU  wird  kein  privatrecht^ 
Ucher  Dienttvertrag  zwischen  dem  Pflegling  oder  dmen  Gewalt' 
habem  und  dem  Siaate  begründet,  eandern  (abgesehen  ti0n  der 
privairechllicheti  Haftumj  Jür  das  Kostgeld)  ein  ßechtsvrrhältni^ 
des  öffenilichen  RediUt.  Eine  staatUthe  IrrenamtaU  wird  da- 
durch, dann  von  PßegVmgen  Kostgelder  bezogen  vrrden,  nicht  zu 
einem  getrerhlichen  Unternehmen  dp<t  Staaten.  —  Veravti' örtlich" 
keit  dp^  ^t'rateii Jnr  iridrm'i  Jitln-Jif  Haudfnngcn  s'f*iticr  Brumten.  — 
Beweisjiric  Jit  Jnr  Uechtssätze  kantomilen  Hechts.  —  Art.  oO,  où, 
G:i,  64  (/.-R.,  Art.  3  eidycn.  C.-P.-O. 

A.  A.  K.  trat  aio  12.  September  18îXj  in  die  IrrenanstaU  Basel  ein.  Das 
Aufnahmegcsucli  war,  in  seinem  Einvcr.staudnisse,  von  seiner  Scbwj-ster  Frau  M. 
und  dem  Ueuioindeaninianii  der  Stadt  St.  (îallen  gotitellt  worden.  Die  Aufnahme 
eiiolgte  aul'  Grund  eines  EinfOhnuigsbericbtes  der  Direktion  des  Kantou&äpitjiils 
St.  Oalleo,  In  welchem  A.  K.  während  kurzer  Zeit  untergebracht  gewesen  war»  und 
nachdem  Frau  M.  den  rorgescbriebenen  narantiescliciu  für  die  Veiptlrgung.^Iiosten 
unterz«*icbnrt  hatto.  Atii  G.  l"'el)ruar  1S9I  stellte  A.  Iv..  da  er  sieb  als  gebellt  be- 
trarhtPtf.  bei  der  Din  ktion  der  Irreoaii'stalt  da'.  Heirfbren  um  sofortige  Fntlassung. 
l)a  die  l>irektiou  diesem  begebreu  nicht  eut  sprach,  ricbtüte  A.K.  sacbbezügliche 
schriftliche  Eingaben  an  die  baselstadtiache  und  st  galll&che  Regierang  ;  nach  der 
Erkl&rang  der  Direktion  der  Irreaanatalt  sind  diese  Eingaben  tthnngugernftas  den 
Verwandten  des  Klägers  üb»  rmittolt  worden.  Am  IG.  l'ebruar  erhielt  A.  K.  die 
Bewilli(^ung,  mit  -  irn  ui  ( ;»mios3i-ii  ohtif  Aiif-i(  ht  in  dio  Staitt  /n  u'*'h"ii  :  er  kebiic 
nicht  wieder  in  die  Anstalt  /.urtick,  ^ondt'ni  benutzte  den  Anlas-,  uni  in  «^eine 
llt'imat,  nach  St.  Gallen,  zurilikzukcbreu,  von  wo  aus  er  Tags  daraut  der  i>in'iiiiou 
der  Anstalt  und  dem  Regierungsrathe  des  Kantons  BaseUtadt  Anzeige  machte. 
Am  6.  MtaE  1691  stellte  er  bei  der  Direktion  der  Irrenanstalt  Basel  da«  Uesneh 
um  Zustfîllung  einer  B<'baudhiug!,^e!*Lhii'bte,  entbaltoiul  :  1.  Kfrinftii-"='i?i''e  der- 
jenigen  Akten  nicht  au^>>cbliessli<■b  ökonomischer  Art,  aul'  welche  bin  er  in  die 
Auatall  aulgeuommen  worden  bci,  besonders  des  In  gleitenden  Berichte^  de- 
sL  gallischen  Kantousspitalarztcs.  2.  Kenntnissgabc  deä  Eintritt  sbefuudes  ^sol'eru 
neben  obigem  Berichte  ein  i»olcber  aufgenommen  worden  sei)  und  der  ^mmtlichen 
Mittel  und  Massregehif  die  in  Bezug  aal'  ihn  in  der  Anstalt  zur  Anwendnng  fp^ 


Ki.t^iliviiluu^  wird  alt  ein  13oitr;i({  tu  drr  Kl  jk'»'  d*r  Hrfürm  de-  IrrenrrcbU«  «b^nckt. 

Iii*  MBe  VerfaMODg  dea  Kantcu»  IJ«ae:<i>tftd(  entialt  den  Oraadsiti,  dus  d«r  Stut  fttr  Miao 
BwBtta  baftat 
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lit  acht  worden  -picn,  uitt  Koiistaiiruug  ihres  jeweiligen  Eftekte.s.  Anstalta- 
diiektiuii  weigerte  sioli,  diesem  Gesuche  zu  entsprechen.  Infolge  desàeu  richtete 
A.  K.  ao  den  Regierangsntb  des  Kantons  Baselstadt  am  24.  April  1891  eine  £in< 
gäbe,  b  welcher  er  folgende  Anspri\che  erhob  :  I.  Fr.  SUOO  Ersatz  fiir  widervecht- 
lifhe  Frfilifitsvornnthaltuiig  vom  Ü.  big  16.  Februar.  II.  Weisung  au  die  Aoät&lts- 
leituufr.  ihm  die  oben  naher  bezeichneten  Aut'klurunL'on  unter  ausdrücklicher  Er- 
klünwg  der  Vollständigkeit  zu  Theil  werdeu  zu  Jasseu.  —  Der  Kegierungürath 
beBcfaloai,  diesem  Begehren  nichl  an  entaprecfaen. 

B.  Mit  Eingabe  vom  24.  Jnni  1891  erhob  nunmehr  A.  K.  beim  Bnndesgericht 
KIa^'e  .regen  den  Kanton  Baselstadt  als  Inhaber  der  dortigen  Inrenanstatt,  indem 
er  folgende  lie.(ehren  stedlte  :  I.  Hegehreii  von  3IMK)  Fr.,  eventu*'!!  gemäss  richter- 
lit  hfT  Moderation.  11.  a.  EinsichtKbegehreu  «ierjenigen  Akten  (incht  ausschliesslich 
ökonomischer  Art),  auf  welche  hiu  Kläger  in  die  beklagtischc  Anstalt  aufgenommen 
wurde,  besonders  des  begleitenden  Berichtes  der  Kantonsspitaldirektion  SL  Gallen; 
b.  K«intnis^;abe  des  Eintritts-Untersnchungsbefnndes  (sofern  neben  dem  snb  Ua. 
ant^ei'Uhrten  Bei^Ieitberichte  ein  solcher  notirt  wurde)  und  der  sämmtlichen  Mittel 
und  Massrcjjeln,   dir  in   B«>zng  »tif  den   Kliiuer  dort  zur  Anwendune  '.»ebnidit 
wurden,  uiil  Konsiaiirung  des  jeweiligen  Krtektes;  Alles  unter  Kostenfolge.  —  Zur 
ßegrundiuig  wird  lu  Wesentlichen  Folgendes  angetUhrt:  Der  Kläger  sei  vollständig 
eigenen  Rechtes  und  er  sei  stets  zurechnungsfilhig  gewesen  und  freiwillig,  well 
er  einer  Ruhezeit  bedurft  habe,  in  die  baslerische  Irrenanstalt  eingetreten,  wo  er 
auf  seine  eigenen  Kosten  verpHe«rt  wurden  »sei.    Trofzilcni  sei  er  vom  6.  bis 
16.  Februar  IHfM  gewaltsam  in  der  Anstalt  /.urückgeiiaiteu  wurden,    harin  liege 
zunächst  eine  duckte  materielle  Schädigung,  da  er  zu  Ilan^je  billiger  gelebt  und 
sogleich  beruflichen  Verdienst  gehabt  hatte.  Diese  Schädigung  sei  indess  ffaells 
unbedeutend,  theils  xifferro&ssig  schwer  zu  iixiren.  Es  werde  daher  Ersata  nur 
wegen  Verletzung  seiner  persnnliehen  Verhaltnisse  veilintrt.    Diese  ^>rler^H^g  sei 
eine  eriieblielie.    Dass  das  rublikuni  nicht  vi<d  vmi  der  Sache  erf.ilueri  habe,  sei 
gleichgültig.  Es  geiuige  das  Wissen  der  lürektioij  selbst,  welche  fortwährend  auf 
ihrt:m  Unrechte  beharrt  habe.   Dass  seine  Heimkehr  mit  einer  Gefahr  für  seine 
Gesundheit  verbunden  gewesen  wäre,  werde  schwerlich  zur  Entschuldigung  gdtend 
gemacht  werden  können,  da  ilnn  der  l>irektor  bei  seiiirin  Entlassungsbegehren 
erkliirt  habe,   nuin  hàtip  ihn  schon  14  Tage  früher  stehen  lassrri.   wenn  seine 
Sehwestet   ihr  Kiu\ ersiandni*?s  erklärt  hatte,  und  halte  auch  jetzt  nur  an  dieser 
Voraussetzung  fest.    Euie  Kiuwiiiiguug  seiner  t?chwester  habe  nun  treiiich  nicht 
vor<^eb  gen,  ebenso  wenig  aber  ein  Widerspruch  derselben  ;  seine  Schwester  sei  sidi 
vollstihidig  bewusst  gewesen,  dass  ihr  gar  kpioe  Entscheidtmgskorapeteiiz  zustehe^ 
und  sie  -«ei  um  ihre  Einwilligung  in  die  Entlassung  des  Kh'igers  auch  gar  nie 
betragt  worden.    Aufieinunuteu  librigeuN  auch,   wenn  auch  nicht  /nir''_''dien ,  der 
Kläger  sei  geistig  noch  nicht  völlig  normal  gewesen,  so  wäre  er  doch  nicht  ver- 
pflichtet gewesen,  sich  ärztlich  behandeln  und  sich  gerade  in  der  baslerischen 
AnKtalt  ürztlich  behandeln  zu  lassen.  So  wenig  wie  bei  körperlichen  bestehe  bei 
sogenannten  gei-tiiren  Leiden,  sofern  nur  die  Zureehinnigvlahigkeit  nicht  aufgehoben 
sei,  (dne  derartige  l'tlicht.    Die  l-'reÜK  it  -telur  über  der  (iesundheit  ;  crstere  sei 
ein  absoliiies,  sittlieli'  -^,  /nni  uienscheuw  urdigeu  L>aseiu  uothiges  (iut.    Der  Ten- 
denz, mittelst  dc.i  .V.vioniö  „(icsundheit  geht  vor  Freiheit-  die  Meuachen  einer 
wohlfahrtsausschttsstcrischen  Vehme  der  Mediziner  zu  unterworfen,  niQsse  ent- 
schieden Widcrstimd  geleistet  werden.  Was  das  zweite  Rechtsbeg^ren  tinbelange, 
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so  bezieh«  sich  dasselbe  aut  die  Zeit,  wo  Kliigrr  ohne  Widei  staiul  in  der  Anstalt 
verweilt  habe;  od  werde  damit  IlecheuüchHtt  darüber  vcrluugt,  wus  seiteus  der 
beklagten  Putd  damls  mit  dem  Klàgier  vorgenommen  worden  sei.  Etnselne«,  so 
dasB  er  Choralhydrat  ood  Brom  zum  Eianehmen  erhalten  habe»  aei  ihm  mfindlich 
▼ttn  Säten  der  Wärter  nütgetheilt  worden  :  allein  damit  sei  nichts  Erschöpfendes 
von  ma-'Sîïehcndr  r  Seife  tr^'^iHgt.  llcclioiiM  liart  liluT  tlif  iîim  zn  Tlioil  (j;cwordi'no 
Behandlung  sei  ab«'r  der  Klager  zn  verlangen  bert  ilitigt.  Das  zwischen  dem 
Kläger  und  dem  Kantou  BaseUtadt  durch  den  IVeiwiiligeii  Eintritt  des  Erstem  in 
die  Anstalt  b^^rflndete  ReehtSYerh&ltniss  qualifisüre  sich  als  DienstTortcag  ;  gegen 
die  Bezahlung  des  Pcnsionsgeldes  habe  der  Staat  Basel  die  Verpflegung  and  ftrzt* 
liehe  Behandlung  des  Klägers  Übernommen.  Nun  bestimme  allerdings  dus  O.-U. 
nirgends  ausdiürklich.  das?  beim  Dieastvertrag  der  Dienstverpflichtete  dem  Dieust- 
herm  über  die  geleisteten  Dienste  rechenschaftspflichtig  sei.  Allein  der  Dienst- 
TCrtrag  sei  ein  wesentlich  aal'  guter  Treue  beruhendes  Verhftltniss  und  involvlre 
daher  weitere  Detallverpfliehtnngen  je  nach  Yorkommea  ron  ernsthaften  Partei» 
Interessen,  die  anders  nicht  befriedigt  werden  können.  Beim  arztlichen  Honorur- 
Dieustverrrair  nnn,  um  welchen  es  sich  hier  liamlle,  gebe  (•<  ff^r  den  Dienstherrn 
(den  l'atienten)  neben  dem  Ertolge  der  Heilmiir  ge\ÜÄS  kein  wiehtigere?  Interesse 
als  das,  vor,  nei>eu  oder  nach  der  Anwendung  von  Mitteln  Aufklärung  Uber  die- 
sdben  au  erhalten.  In  den  Irrenanstalten  könne  diese  Rechenschaft  nicht  vor 
odtx  gleichseitig  mit  der  Anwendung  von  Mitteln  gegeben  werden  ;  dagegen  stehe 
nicht  das  Mindeste  entgegen ,  dass  dieselbe  gegenüber  von  zurechnungsfähigen, 
wieder  in  dan  freie  Lehen  eingehrtrir'^rton  Personen  nachträglich  ijesthehe.  Kin 
Intercsäc  derseiln  n  -^ei  in  verschiedenen  Hichtungeit  lii'^Miindet.  Zunächst  nrn  über- 
haupt die  Art  und  den  Werth  der  Leistung  der  andern  Partei  beurtheileu  /.it 
kifnnenf  sodann  am  Schlösse  nnf  die  Ursadien  der  Entstehung  eines  anormalen 
psychischen  Znstandes  an  sieben  und  Anhaltspunkte  ihr  passendes  sukflnfUges 
Verhalten  zu  erlangen,  endlich  auch  um  beartbeilen  zn  können,  ob  nicht  gerechter 
(irund  znr  Klage  über  schädliche  Behandlung  vorliege.  Gewisse  Vorgänge  in  der 
Anstalt  lassen  eh  dem  Kläger,  wenn  er  auch  daran  nicht  glaube,  doch  als  möglich 
erschemen,  dass  mit  ihm  hypnotische  Heilversuche  seien  angestellt  worden.  Es 
müsse  ihm  nun  daran  gelegen  sein,  hierttber  Gewissheit  zu  erimlten.  Es  «ei  auch 
möglich,  durch  kleinere  toxische  Kinwirkongen  einem  Menschen  Symptome  ge- 
wisser (•eisti'skrankheitcn  beizubringen.  Selbstverständlich  bestehe  eui  rechtli»  lies 
Interesse  daran,  über  allfiillige  derartigf  Versuche  unterrichtet  zu  werden.  Er 
besitze  ein  gutes  Hecht,  so  viel  als  möglich  über  die  in  der  Anstalt  Basel  ver- 
brachte Lebensphase  zn  erfidiren. 

C.  Der  beklagte  Kanton  Baselstadt  beantragt:  Abweisung  der  Klage  In 
Bezug  auf  Klagebegehren  I  (Entschidigongaforderung  von  3000  Fr.  nach  Art  5$ 
O.-R.)  wegen  mangelnder  Pa^^ivlpiritinnuinn.  eventuell  wegen  Mangels  einer  nach- 
gewioenen  Si  liadigiuiu'  ;  in  Hi  /iil'  auf  Klagbegelircn  II  (Gewahnnig  der  Kiiisirht 
in  den  Einwei>atig>hei  ii  ht  der  ivantun^spitaldirektion  St.  (iallen  und  Erstattung 
eines  irreuärztlicheu  Berichtes)  wegen  Mangels  der  Kompeteoit  des  Bundesgerichts» 
eventuell  wegen  materieller  UnStatthaftigkeit  dies»  Begebrens.  Er  macht  geltend: 
Der  Regierungsrath  hnbe  von  dem  Wunsche  des  Kligers,  die  Anstalt  zu  verla-ssen, 
vor  dessen  Abreise  gar  keine  Keuntniss  gehabt  ;  er  '^ei  seli'in  di->slialb  nicht  der 
rii  !iti_"' I?r  k1:iL'tr-  Kr  k<tnne  auch  nachträglich  nicht  tur  liandliin^'en  der  Anstalts- 
direktiun  verantwortlich  gemacht  werden,  da  leutere  innerhalb  ihrer  gesetzlichen 
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Befugnisse  gehandelt  habe.  Nach  §  1 5  des  kantonalen  (resetzes  iibrr  Organisation 
der  IrrfUMii^talt  vom  5.  Kebniar  18B6  finde  die  Entlassun«?  hus  dfr  An-;t;ilt  <tntt  : 

1.  Weuu  Heilung  einKetreti»n  ht   H.  Wenn  di*>it'iiigen  Heünnlr  n  (.der  \'cr- 

wandten,  welche  die  Versoiftuug  veraulasHt  haben,  die  Entlassung  verlangen,  aucii 
wenn  keine  Heilung  stattgefonden  hat.  —  Nun  aet  in  concreto  weder  der  KlAger 
geheilt  gewesen,  noch  liaiMn  deaaen  Verwandte  oder  Heimatbehörde  die  EntlaBsmig 
Terlangt.  Daraus,  das»  der  Klüger  ohne  Zwang  in  die  Anstalt  eingetreten  und 
nicht  entmündigt  ««ei ,  noi  h  nii  ht,  da>>  der  Irrrnarzl  ihn  imf  s^'in  Bf'L'olirpn 

oliae  Weiteres,  ohne  \  erätandiguug  utit  \  erwaudten  und  Ueimatbehorde  hutte  eut- 
laaa^  sollen.  Die  BeatimmungeD  dcä  kantonalen  Gesetzes  gelten  nicht  nur  far 
Ang^Orige  des  Kantons  Baaelatadt,  sondern  es  haben  tick  ihnen  auch  aniaer- 
Icantonale  und  attswirtige  InsaAscn  der  Anstalt  zu  unterziehen.  Die  Dirrktion  sei 
demnach,  znnial  wpim  es  sich  um  grmoiiitifialirliche  GeisteBkrankc  handle,  ver- 
pHirhfpt,  si<  h  iihcr  <iit>  Zeit  und  An  der  K.iiti.tssnii;;  vorher  mit  denjenigen  Ange- 
hörigen zu  benehmen,  welche  die  Veräorguug  veranlasst  liubeu.  Eventuell  werde 
dnrehaus  beatritten,  dasa  dem  KlAger  durch  die  Verlftngerung  seines  Anfènthaltes 
in  der  Irrenanstalt  irgend  ein  peknntftrer  oder  momllacher  Schaden  entstanden 
sei.  Der  Klager  stelle  ausschliesslich  darauf  ah,  die  Handlungsweise  des  Direktors 
sei  ihm  «etrenüber  eine  persönliclie  Kr<^nkung.  Es  sei  nun  in  der  That  unerfind- 
lich, wie  der  Klairer  ffir  eine  ilmi  ancreblich  vom  Direktor  der  Irtetmnstalt  per- 
äöulich  zugelugte  Ehrbeleidiguug  oder  Kränkung  den  Regieruiigsraiii  des  Kantons 
Baaelatadt  Terantwortliefa  machen  wolle.  Das  zweite  Reditsbegehren  des  iQlgera 
üdle  nicht  in  die  Kompetena  des  Bondesgerlehts.  Es  bandle  sich  dabei  nicht  um 
einen  zivilrechtlicheu  Anspruch,  sondern  um  administratiTe  Massreg(^!ri.  n  eU  be  in 
die  Kompetpnz  der  k;intonalen  Behörden  fallen.  Kbenso  wenig  werde  ijer  KläKer 
sein  Begehren  aut  \  erletzung  Terlassungsniassigei-  Hechte  oder  eine  ihm  wider- 
fahrene Rechtsverweigerung  gründen  wollen.  Inwiefern  es  zwcckxuassig  oder  zu- 
lüasig  sei,  einem  Geisteslcranken  Einsicht  in  die  Berichte,  noch  dam  answirtiger 
Behörden,  Aber  seinen  Qesandbettssttstand  zu  gewähren,  mftsse  selbstverständlich 
dem  Eiinessen  des  Irrenarztes  til)erlasson  bleiben,  und  es  können  sich  die  der 
Anstalt  vorntehendoii  I^ehörden  in  solche  Einzelheitefi  nicht  P!nrai<;ehpn,  abgesehen 
davon,  da&ä  es  traglich  sei,  ob  überhaupt  die  Direktion  die  Belügniss  hätte,  Be- 
richte anderer  Anstalteu  oder  iùmtooe  zur  Verfügung  au  stellen.  Ueber  die  Be- 
handinng  in  der  Irrenanstalt  Basel  selbst  liabe  sich  der  Kläger  dem  Regierung»* 
rathe  gegenüber  ide  beschwert.  Seine  Andentungen  aber  hypnotische  Behandlung 
u.  s.  w.  seien  <;nindlose  Vennuthungen,  die  in  Form  und  Inliait  daa  Gepräge  krank- 
haiter  Einbildungen  an  sich  tragen. 

U.  In  seiiier  Keplik  halt  der  Klager  daran  fest,  dass  er  kratt  eigenen  VV  Ulcns- 
eutschlusäes  in  die  Ajistalt  eingetreten  sei  und  dass  weder  seine  Verwandten  noch 
eine  Behftrde  jemals  daa  Recht  beanapfueht  haben,  Um  dort  au  versorgen.  Er 
bestreitet,  jemals  an  einer  eigentlichen  Geisteskrankheit,  insbesondere  an  Verfol- 
gunfrswnhn.  gelitten  zu  haben.  Auch  wenu  der  Kegieruugsrath  von  seinem  Ent- 
la^isiingsliegehren  vnr  dem  17.  Februar  keine  Ketmfniss  sollte  erhalten  haben,  so 
halu  der  Beklagte  doch  gemäüs  Art.  G2  ü.-ß.  als  Geschäftsherr  für  die  Hand- 
lungen des  Direktors  der  Anstalt.  Die  Irrenanstalt  gehöre  di'm  Staat  und  es 
werde  mit  derselben,  jedenfalls  hisowelt  es  die  der  Anstalt  freigestellte  entgeltliclie 
Aufnahme  von  Nichtkanton^anun  hörigen  anbelange,  ein  mit  Pension  M-rhundeiies 
ärztliches  Geweri)e  betrieben.   Der  Staat  erscheine  demnach  als  UescbÄft»lierr, 
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welcher  für  die  gewerblichen  Handlungen  seiner  sâmmtlichen  Angentellteu  hafte. 
Der  Eutlastuagsbcweis,  dass  er  ulle  erforderlii  bc  Sorgfalt  au^eweudet  habe,  um 
einea  Sdiadea  xn  ?6rhQteit,  sd  nieht  «bml  aogeiragen  wofden.  Er  vi  àMèanh 
amgescUotieii,  daas  keine  Venuistaltmig  getroffan  sei,  wonach  Beeehwerden  gqjea 

dir  Direktion  sofori  und  nnüiibiiii!.M;r  vui  ihr  an  den  Hi  jricnuigsnitb  j,'elaii>,o'a 
kount'ii.  Eine  pcrsonliohr  Khr\ orlct/.ting  durcli  <lnn  l)iroktor  b.ibc  (>r  nicht  b«>- 
bauptct,  wolil  :ii'er  (.'inc  von  dieisem  iu  seiner  amtlichen  Stellung  f^escbebene  kran- 
kende VerleUuüg  des  Ueuhtes  der  freien  Bewegung.  Wann  der  iSt-klagie  behaupte, 
daas  die  AnataHadirektion  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Kompetenz  gehandelt  hähe, 
ao  aei  dieae  Einwendung  LrrdeTant,  veU  der  Beklage  dem  ersten  Kechtabegefaren 

der  Kh»ge  nur  die  Einwendung  der  '  -*t;.-"hulen  r;L-.sivle}^itinuiti'»fi  wi  I  lies  mungeln- 
deu  Nachweisen  eines  Sehadens  ent<.'e!,'engesteilt  liabe.  l'eltri:ien>  stehe  bei  nichteut- 
luimdiglcu,  daher  vollalaudig  h<iudiuugöhihigeu  rersouen,  weltbe  uicbi  gciste.s-,  son- 
dern bloss  nenrenkranic  seien,  die  Entscheidung  darüber,  ob  Heilung  eingetreten  ^ci, 
dem  Betreffenden  aelbat  an;  es  Icönne  auch  bei  solchen  Personen,  welche  fireiwUlig  m 
eine  Auistalt  eingetreten  aeien,  keine  lù-de  davon  sein,  deren  Entiassuni.'  von  einer 
Einw illiguni,'  von  Verwandten  oder  einer  liehorde  ;ibhanf,'i<f  /u  nmelicti.  I>ie  dein 
/.weilen  iieeht sl>e<^'ehreii  der  Kla<;e  ent[je','i'nu'^estellte  Koiiipeten/eiiirede  ^ei  verspätet, 
weil  isic  nicht  gemäss  ArL  UÔ  cidgcu.  t.-l'.-U.  luuerhulb  dici  Wochen  iUigeuieidet 
worden  seL  Die  Sache  sei  übrigens  aivilrechtticher  Natur.  Denn  der  Anspruch 
statze  sich  auf  den  ärztlichen  Honorar-Diensivertrag  ;  es  sei  auch  der  geeetaiiehe 
Streitwertli  ^'egei>eii.  >ei  die  Sache  /ivilreclitlicher  Natur,  90  können  der  Klage 
Kucksil  Ilten  der  \  er\'>aUiinLi  nii  lit  i  iit;regen^'eh,iltrii  werdt  n,  snndern  e>  be<iiirfte 
dazu  zivilreeiilli<]i  liegrnniictcr  Kinreilen.  Oer  \ i  itraL'licle'n  üeclien^chaftsprliebt 
gegeniiber  dem  KJugcr  kuuute  sich  der  liekhigic  nm  etwa  dann  euiziehcn,  wenn 
er  den  Beweis  erbringen  würde,  der  ICläger  sei  zur  Zeit  geisteskranlc  oder  würde 
ea,  wenn  seinem  Gesuche  entsprochen  werde,  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit 

werden.  Ein  -olclur  llewei.s  sei  nicht  anerlniten,  l'ir  K.mtnti.isjjitildirektioa 
Si.i. allen  lial>e  >i(  h  einer  Mittheiluiii;  ilires  Üerirlitcs  iil)er!iau|il  nii  ht  vviiiersetzl  ; 
der-eÜM  sei  übrigens  in  dai»  Eigcnihuuj  und  iJiiïijjuaitiunsreclit  tier  Adre-satin  (d»er- 
geg  iHi^ou,  wenn  die  letztere  denselben  nicht  gar  Itür  den  ivLigei  erwürben  habi^ 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Eru  iujung: 

1.  Wie  das  Bundes^cricht  schon  wiederholt  entschieden  hat,  sind 
d!(>  Art.  *yi  und  '.>.t  der  eidgenössischen  Zivilprnzessordnnnfr  durch  das 
Bundesgesetz  betreffend  die  Organisation  der  iiundej^reclitspfioge  vom 
27.  .Juni  1H74  gemäss  Art.  2  der  IJebergangsbestimmungen  zur  Bundes- 
Verfassung  und  Art.  64  des  erwtthnten  Gesetzes  aufgehoben  fs.  n.  A.  Entsch. 
Amtl.  Sammlg.  Bd.  5,  B.  559).  Die  Kompetenaeiiirede  des  Beklagten  ist 
daher  nicht  verapStet.  üebrigens  ist  nach  bekanntem  Gmodaatze  die 
Frage  der  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  von  Amte.s  wegen  zu  prUfen. 
Kun  behauptet  der  Klüger  einen  zwi>elien  ihm  und  dem  beklagten  Staate 
abgesi  lilfissenen  Dienstvertrntr  ;  beide  Hechtsbegehren  der  KIap:e  worden 
in  erster  Linie  auf  diesen  Dienstvertrag  gestützt.  Mit  dem  eisten  Üeehts- 
begeliren  wird  Schadenersatz  wegen  vertragswidrigen  Zurückbehaltens  des 
Klügers  in  der  Irrenanstalt,  mit  dem  zweiten  Erfüllung  einer  vertrag» 
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lichen  KeclieDëchaftsptltcht  verlängt.  Der  Klllger  macht  also  Ansprüche 
»DB  eiDem  privatrecbtlichen  Rechtsverhältniäsc  geltend.  Das  Bundes* 
goricbt  iet  danach  genlM  Art.  27,  Ziflfcr  4,  des  0.-6.  insoweit  kompe- 
tent, als  es  sa  iMilfen  hat,  ob  das  bdiauptete  privatteehtHche  Recbts- 
▼erhlltnisä  bestehe  und  aus  demselben  die  eingeklagten  Ansprüche  her- 
vorgclien.  Der  f^fsetzlicho  Streitworth  von  Fr.  30(m)  njiuilicli  int,  da  eben 
die  beiden  l{eclit>*hefr(!lircn  des  Kl;l;2:er.s  als  Vertrags  Ii  läge  aUB  dem  glei- 
clieu  \'ertrage  sich  qualiti/.iren,  unzweilelbaft  gegeben. 

2.  Ein  Dienstvortrag  /wisdien  dem  beklagten  Staate  und  dem  Klager 
ist  onn  aber  nicht  geschlossen  worden.  Bei  der  Aufnahme  des  KlSgers 
in  die  staatliehe  Irrenanstalt  ist  ein  privatrechtlicher  Vertrag  nur  inso- 
weit  an  Stande  gekommen,  als  die  Schwester  des  KUlgers  sich  dem 
Staate  gegenüber  verpfli<  litet  bat,  fUr  die  Verpllegungskosten  aufzukommen. 
Hagfigen  ist  ein  privatreddlirber  Vertra;;  zwisdirn  dem  Klüger  selbst 
und  d'tr  *^iaat«^  nicbt  abgescbbiasen  wordrn,  Ziniiicbst  ist  tbatï>;{flilieli 
die  Auitialime  des  Kliiger!^  in  die  Anstalt  gar  nicbt  zufolge  seiner  eigen<m 
WillenserklUiung,  sondern  auf  das  von  seiner  Scbwcster  und  dem  (Je- 
roeindeammann  von  St.  Gallen  gestellte,  ärztlich  belegte  Anftaahmegesnch 
hin  bewilligt  worden  ;  mag  immerhin  der  Klüger  mit  dem  Eintritte  in  die 
Anstalt  einverstanden  gewesen  sein,  bestimmend  Hlr  die  Anfnahme  war 
nicht  sein  Wille.  Sodaiu)  gebürt  überhaupt  die  staatlicbr  liTenpflege 
drn  iitl'entlic'ben  Keclito  an.  Der  Staat,  welcher  einen  Kranken  nach 
Erriillung  der  gosetzlirben  liedingungen  in  eine  iurentiicbe  Irrenanstalt 
aufnimmt,  scbliesj«t  nicht  (mikmi  privatrecbtlieben  Vertrag  nnt  demselben 
oder  seinen  (jewaltbabcrn  ab;  er  verpliiclitet  bicb  nicht  /.u  einer  privat- 
rechtlichen Leistung  g<  genttber  dem  Kranken  oder  seinen  Verwandten, 
sondern  er  gewihrt  in  Kraft  der  bestehenden  Oesetxe,  welche  die  Irren* 
pflege  sinr  Staatsaitfgabe  erhoben,  öffentlich-rechtliche  Fttrsorge.  Der 
Aufnabmi'bcschlnss  enthalt  nicbt  die  Eingebung  eines  |irivatrecbtli<-ben 
I  »icnstvertrages,  sondern  i|ualitizirt  sich  als  ein  Akt  der  ('•irentlicben  staat- 
licbcn  Verwaltung,  l>abei  bleibt  es  sich  gleich,  ob  es  sich  um  die  Auf- 
nahme eigener  oder  fremder  An:;eböriger  lian<lelt,  ob  der  Kranke  zu- 
8timmt  oder  nicht  zustimmt.  Im  einen  wie  im  andern  Falle  erJ'olgt  die 
Aufnahme  kraft  hoheitlicher  Schlnssnahme  der  Staatsbehörde  nnd  nicht 
zufolge  eines  von  dieser  eingegangenen  Dienstvertrages.  Es  richten  sich 
denn  auch  die  Voraossetsungen  des  Eintrittes  in  eine  Sflentliche  Irren 
aristalt  und  der  Entlassung:  aus  einer  sidchen  nicht  nach  pri\ atreditlichen 
(irunds-irzen  ,  sondern  iia<  li  den  Kegeln  des  iM-slelieiideii  \'er\N altungs- 
re'btes  Daraus  UAizt,  dass  <Ier  Kläger  seine  Schadenersatzforderung 
wegen  vers[>iU<'ter  EntlaiJsuiii^  nicht  auf  eine  Vertragsverletzung  stützen 
kann.  Fraglich  könnte  nur  sein,  ob  diciie  Furderung  nicht  auf  eine 
widerrechtliche  Freiheitsberaubung,  also  auf  eine  nnerlanbte  Handlung 
im  Sinne  der  Art.  50  n.  ff.  begründet  werden  könne.  Der  Kläger  be- 
haiiptet  eine  solche,  wie  sich  aus  seiner  Bezugnahme  auf  Art.  55  und  62 
des  O.-B.  ergibt.    Allein  in  dieser  Richtung  ist  nun  zu  bemerken,  dass 
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die  Klage  cinp  wideireclitliche  Ilaiidlnn^'  nicht  rles  Itekla^rten  Staates 
selbst,  sondern  »eine»  Angestellten,  <i<  s  Direktor»  der  kantonalen  Irren- 
anstalt, behauptet.  Sie  richtet  äich  also  nicht  gegen  den  angeblichen 
SehXdiger  aelbsti  aondern  gegen  den  Staat,  weloher  fttr  letztem  als 
deBBen  Geschäftsherr  gemllSB  Art.  62  des  O.-R.  venntwortlioh  sei.  Dies 
trifft  aber  nicht  za.  Die  Verantwortlichkeit  des  Art.  63  des  0.*R.  triffi 
juristische  Personen,  speziell  also  auch  den  Staat,  nur  dann,  wenn  ^e 
ein  Gewerbe  betreiben.  Dir'  kantonale  Irrenanstalt  aber  ist  kein  gewerb- 
liches Unternehmen.  Deren  Zwick  ist  ein  öffentlicher,  einerseits  humani- 
tärer und  polizeilicher,  andrerseits  wissenschaftlicher.  Sie  ist  zur  Ertlil- 
luug  der  Staatsaufgabe  der  JrrcnpHcge  begründet;  ihr  Betrieb  bezweckt 
nicht  die  Enielnn^  eines  Gewinns.  Allerdings  ist  fffr  die  PHeglinge, 
insoweit  sie  nicht  anf  nnentgeltliche  Anfnalime  Anspruch  haben,  ein  Kost- 
geld zu  bezahlen.  Allein  dies  stempelt  die  Anstalt  nicht  zu  einem  ge- 
werblichen Unternehmen.  Denn  wie  sich  aus  den  Bestimmungen  des 
kantonalen  Gesetzes  vom  8.  F'ebrn.ir  ixHC)  in^Kesondere  4^  deutlich 
ergibt,  ist  dessen  uni^eachtet  nicht  etwa  die  Eizielung  eines  Gewinnes 
auf  dem  Austaltsbetriebe  beabsichtigt,  sondern  soll  nur  ein  Theil  der 
Betriebskosten  der  öffentlichen  Anstalt  durch  die  Benutzer  derselben  ge- 
tragen nnd  damit  der  Gesammtheit  abgenommen  werden.  Die  Kostgelder 
haben  nicht  die  Natur  eines  Gewerbegewinnes,  sondern  mehr  diejenige 
einer  Abgabe  für  die  Benutzung  einer  öffentliclien  Anstult.  Trifft  aber 
danach  Art.  ü2  des  O.-R.  nicht  zu,  so  besteht  eine  Haftbarkeit  des  be- 
klagten Staates  für  allf  illi/e  reclitswidri^c  Handlungen  des  Direktors  der 
Irrenanstalt  nicht.  Denn  uacli  ei(l;r«  ii''ssiM  liem  Rechte  besteht,  wie  das 
Bundesgericiit  schon  häutig  ausgesprochen  hat,  eine  Haftung  des  Staates 
für  Delikte,  welche  kantonale  Staatsbeamte  in  Besorgung  öffentlicher 
Verwaltangszweige  begehen,  nicht,  es  bewendet  vielmehr,  sofern  nicht 
das  kantonale  Zivil-  oder  Staatsrecht  gemttas  der  ihm  durch  Art.  64  des 
Of  R.  ertheilten  Kompetenz  etwas  Anderes  statuirt,  bei  dem  Orandsatze, 
dass  einzig  der  SchUdiger  haftet  (s.  Entscli.  des  Bundesgerichtes  Bd.  12, 
S.  233,  Erw.  2V  l>ass  min  nach  Itasel^^tUdtischem  lîeclite  der  Staat  flir 
unerlaubte  Handlungen  Heiner  l.eMiuten  allfiremein  oder  (inch  in  Fiill'  ii  <l<'r 
vorliegenden  Art  hafte,  hat  der  Klilger  niclit  beliauptet  und  nicht  dar- 
gethau,  während  ihm  nach  Art.  5  der  eidgenSssischen  Zivilprozessordnong 
die  Anfllhrnng  der  betreffenden  kantonalen  RechtssStze  obgelegen  hätte 
(vergl.  Übrigens  Uber  das  in  dieser  Richtung  geltende  baselstädtisehe 
Recht,  Kntsch.  des  Bundesgerichtes  in  Sachen  Kestenholz,  Amtl.  Sammig. 
Bd.  3,  Seite  145,  147:  Ziegler  in  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht). 
Die  Schadenersatzforderung  des  Kliigers  ist  demnacli  we;»on  mangelnder 
Passivlegitimation  deö  Beklagten  abzuweisen.  S.  llist  wenn  übrigens  eine 
Verantwortlichkeit  des  Staates  für  den  Direktor  dt;i  Irrenanstalt  bestünde, 
SO  könnte  doch  die  Klage  nicht  gutgehdssen  werden.  Denn  es  ist  in 
der  Tbat  eine  schaldhafte  rechtswidrige  Handlung  des  Direktors  nicht 
dargethan;  es  erbellt  nicht,  dass  derselbe  am  6.  Februar  1S91  nach 
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dem  Gesetze  verpflichtet  gewesen  sd,  den  KlVger  ohne  W^teres  sn  ent- 
laden. 

3.  Wae  das  zweite  Reohtsbegehven  der  Klage  anbelangt,  so  ist 
dnsselbe,  soweit  es  anf  einen  Dienstvertrag  b^Undet  werden  will,  nach 
dem  oben  Bemerkten  ohno  Weiteres  unbegründet,  da  eben  ein  Dicii.^tver- 
tnipr  7wis(^li<'ii  (U'ii  Parteien  nicbt  abereschlosscn  »vurde.  Im  IJebrigen 
kann  auf  dasselbe  wej^en  inkumpeten^  des  Gerichtes  nicht  einfretreten 
werden.  Denn  nachdem  eine  privatrcclitliche  Rechenschaftspllicht  des 
Staates  gegenüber  dem  Kläger  Hangels  eines  swischen  den  Parteien  be* 
stehenden  privatrechtlichen  RechtsverhHltnisses  nicht  besteht,  erscheint  die 
Frage,  ob  dem  Klüger  Hittheîlungen  Uber  seine  Behandlung  in  der  Anstalt 
u.  8.  w.  zu  machen  seien,  lediglich  als  eine  solche  der  Anwendung  von 
Verwaltungsgrundsätzen,  Uber  welche  das  Bundesgericht  gemäss  Art.  27, 
Ziif.  4,  des  0.-6.  zu  entscheiden  nicht  Jcompetent  ist. 

Demnach  hat  (Uts  Bundeuyerichi  erkannt: 

Das  erste  Rechtsbegehren  der  Klage  wird  abgewiesen  :  auf  das 
zweite  wird  Mangels  Kompetenz  des  Gerichtes  nicht  eingetreten. 

16.  Uriheil  vom  11.  Marz  1892  in  Sachen  des  Johann  Anton  Manoor, 
Schwohiehllndlert,  in  Apponzoll,  botreffond  Kaulion  in  Stralsachon. 

Kantionm,  welche  für  die  éStcUuuff  eines  AntjeschuLdiyien  vor  (ierichi 
bestellt  tinrden,  dürfen  nicht  Jür  ßezahlnnf/  ron  Birnen  und 
Kosten  in  Ampruc)»  genommen  werden.  —  Verfa^^iangsiridriger 
Eingriff'  in  Ftivat rechte.  —  Instanzemug  in  staatsrechtlichen 

A.  iK;>geii  ilfii  Sohn  Johunii  des  Rckuri'cnti'u  wiir  wi^srcn  Körperverletzung, 
begaugeu  gegenüber  Jubiuiu  Weiühaupt,  Strafuutcrsuchung  eingeleitet  worden.  6«> 
mäss  Besdüttis  der  Standeskommüsion  des  Kantons  Appenzell  I.-Kh.  hinterlegte 
hierauf  der  Rekurront  Kapitaltitel  im  NoiMiiiallii  ti  iirc  von  Fr.  112,180  zur  Sicher- 
heit „für  den  Fall  einer  l'lticht  seines  der  Ki-rii.rvtrletzung  angekhigten  Sohrif^ 
vor  Ausspruch  StrufriehtPrs" .  lier  Sohn  Man^i  i  wurfi«-  in  l'V)lge  «lessen  aul 
freien  Fuss  gesetzt  ;  derselbe  stellte  sich  den  Cierichien  und  wurde  durch  Urtbeil 
des  Kantonsgerichts  des  Kantons  Appenzell  L-Rh.  vom  5./16u  November  1891  zu 
emer  Geldstrafe  too  Fr.  2000,  ca  den  Kechtskostoi  in  daer  Entschädigung 
an  den  Vulncrateii  von  Kr.  1(MJ(>  vorurtheilt.  Nachträglich  fasste  das  (imcht,  ohne 
Atihnrnnif  der  rartfif-n.  am  6.  NovemlnT  18V)1  den  Bcs<'hliiss  :  „Fs  >ii'ifMi  dio 
„Hussen  und  Kosten,  sowie  die  EutschÄdignng  au  Job.  Weisliaupi  innert  4  Wochen 
„/.n  bezahlen,  eventuell  die  foro  Vater  Manser  auf  der  Landeakanzlei  de]>oniiteu 
„Kapitalien  versteigert  and  simmtliche  Fr.  4498  gesprochenen  Bassen  nnd  Qelder 
„aus  dem  Erlös  gedeckt  werden  massen." 

Ii.  Der  Rekurrent  Stellte  gegenüber  dio>em  Beschlüsse  heim  Landammann- 
amte  das  Begehren,  ihm  die  hinterlegten  JaLapitalien  wieder  zur  Hand  su  stdlea. 
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Die  Standeskonmdflriou  des  Kuitons  Appenzell  L-Rh.  erwiderte  hierauf  gem&s» 
BeaehlusB  vom  13.  November  1691  :  Bs  könne  in  dem  Naehlragtbeselieide  MnroU 

ein  Formfehler  als  auch  ein  Eingriff  in  die  administratiTân  Teiftfpingen  erblickt 
werden.  Es  stob«;  soiiaili  dem  Vater  Maniüer  daa  Recht  üftpn ,  nm  Kassation  des 
Urtheil-i  einzukomineu.  lierselbe  werdo  jedoch  darauf  aufmerliäaai  gemacht,  dass 
bei  einer  allfalUgen  Kassation  es  dem  Richter  zustehen  müsse,  Bestimmungen  in 
dem  Simie  «u  treffen,  dasi,  fnlle  die  gesprochenen  Gelder  und  finsseo  nleht  innert 
knner  Frist  benaUt  «erden,  Sobn  Manier  solche  mit  Arbeitihann  bcnr.  in  dem 
Kw!Tekti0fi8S})ita1  abzuverdienen  habe.  Auf  erneuertes  Begehren  des  Rekurrenten 
nm  Heransgabe  der  Kaution  b.'x  li!o>;<  die  Standeskommi^xion  am  27.  November 
1891,  dei  iii'kurruut  werde  mit  seiuejn  Begehren  in  dem  Sinne  au  das  Kantonn- 
gericht  gewiesen,  dass  solche«)  die  ÜJ^ptlicht  des  Vaterts  fhr  den  Sohn  als  erloschen 
erUftren  milge. 

C.  Hletiof  wendete  sich  der  Rekurrent  an  das  Kantonsgericht  mit  dem  Be- 
gehren: E«?  möge  auf  das  Urthfi!  vmn  6.  Nnvcmber  in  dem  Sinne  zurückgekommen 
werden,  liass  die  von  Vater  Mauser  der  Standeskonunission  (jenisichte  Hinterlage, 
weil  nur  fur  den  Fall  der  Eutweichuug  des  Sohnes  Mauser  vor  dem  Urtheile  be- 
stimmt, ohne  Weiteres  herausgegeben  weide.  Gleiehzeitig  wurde  dne  Begehren  ge- 
stellt, es  mdge  dem  Sohne  Mnnser  bewilligt  werden,  die  aber  ihn  veAAngten 
Bassen  und  Kosten  in  halbjährlichen  Raten  von  Fr.  5<)0  abzuführen,  unter  i^eistung 
annehmbsirer  TîUrgschaft.  Das  Kantonsgorirht  entschied  indesa  am  11  Dczetnber 
1H91,  K.s  finde  sich  nicht  veranlasst,  auf  den  Reschluss  vom  H.  November  zurück- 
zukommen ;  dag^eu  stehe  dem  Petenten  frei,  mit  seinem  ikgehren  bei  der  Standes- 
kommissiou  als  deijealgen  Behörde,  weleber  die  Exekution  Uber  alle  richterliehen 
Urtheile  sustehe,  eimnikommen. 

D.  Nun  ergriff  J.  A.  Manser  den  staat^rechtUchen  Rekurs  an  das  Bnndes- 
gerirbt.  indem  er  mit  Kini^bc  vom  2.  IM.  Januar  1892  den  Antrag  stellt:  Es  sei 
unt<*r  Aufhebung  des  Nachtragsbeschlua(»e»  des  Kantonsgj*ricbt8  vom  6.  November 
und  des  Bmhlusses  der  Standeskommission  vom  13.  und  27.  November  1891  der 
Stand  Appenaell  I.-Rh.  pflichtig,  su  erUiren,  dem  Rekurrenten  die  unterm  27.  Aug. 
deponirten  Werthschrift«'n  unbeschwert  ausbinztigcbeo.  Er  bemerict  :  Indem 
Kantnnsgericht  und  "-«T-iüdeskonimission  das  unbestrittene  Ei<,'enthnm  de«  Rekur- 
renten, der  in  dem  ifVille  de-*  Johann  Manser  in  keiner  Weise  betheiligt  ge- 
wesen sei,  kar/.cr  iiumi  /.ur  IJe/ulilung  der  dem  veruriheilteu  Sohn  Mauser  Uber- 
bnnden«!  Geldstrafe  und  Zivilentschädigang  verwenden  wollen,  verletsen  sie  den 
Art.  4  K.«y.,  welcher  dem  Rekurrenten  die  Unverletzliehkeit  seines  Eüigenthums 
gegenttl»er  solchen  Eingriffen  garantiro.  Der  ohne  Reiziig  und  Vorwissen  der 
Parteien  pef!»-ste  Nachtragsl>eschluss  des  Kanton^irerirbtM  vom  «i,  November  l^îM 
verletze  den  Unuidsatz,  dass  Niemund  ungehort  verurtiieilt  werden  dürfe.  Er  Ver- 
stösse auch  gegen  die  in  Art.  36,  Ziff.  2,  K.-V.  au^geotellte  Kompeteoxvorsehrlft, 
nach  welcher  da«  Kantonsgericht  als  Stralinstans  nnr  gegenAber  dem  Ausklagten 
habe  urtbeilen,  nicht  aber  einen  dritten  I'nbetheiligten  zu  Be/.ahlung  der  Geld- 
hn-  >e  lind  /um  Ersätze  des  durch  den  Verurtheilten  verschuldeten  Schadens  habe 
anhalten  können. 

E.  In  ihrer  Vernehmlassung  auf  diese  Beschwerde  bemerkt  die  Standes- 
kommission  des  Kantons  Appenseil  I.-Rh.  :  Dem  Rekorrenten  wlre  freigestanden, 
gegen  den  Entscheid  des  Kantons^'erichts  vom  <>.  Novendwr  1H91  das  Itechtsmittel 
der  Kassatkmsbeschwerde  an  die  Standeskommission  sn  ergreifen;  er  sei  darauf 
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Mch  ftuadrQckUch  hingewiegett  wordco.  Nichttdestowenigw  habe  er  davon  keinen 
Oebrandi  gemecht.  Eb  sei  daher  nichts  Anderes  flbrig  geblieben,  als  ihn  an  das 
Gericht  selbst  zu  weisen ,  um  bei  diesem  eine  Wiedererwägung  de^  Xachtrags- 

hcschlusaeB  zu  begeliren.  Da«  Gericht  haint  soin  sacMtczftglichcH  Begehren  zwar 
abgewiesen,  ihm  jedoch  freigesteiit,  mit  seinem  Gesuche  bei  der  Standeskomiaission 
eiuzukommea;  statt  ron  dieser  Begünstigung  Gebrauch  zu  machen,  iiabe  der 
Rdcnrrent  den  Seknrs  an  das  Bundesgerlcht  eifriffini.  Die  Standeskonunission 
filMrlasse  es  dem  Bundesgerichtc,  zu  entscheiden,  ob  üire  Stritun^'naiime  nach  der 
ganzen  Sachlage  nicht  dif-  richtii;«'  p^ewesen  sei  ;  nachdem  der  Rekurrent  bei  der 
htandeskommission  kein  fönnliL  bes  ivassiitionsifpsnrh  eingelegt  habe,  gel  die  Standes- 
kummit>!»ioD  kaum  veraalaëst  gewesen,  von  sich  aus  gegen  den  Iktichluss  des  Ge- 
ridites  Stellung  dnsonebmen.  Das  Kantonsgericht  des  Kantons  Appenseil  I.-Rh. 
seinerseits  bemerkt  :  Der  Rekurs  bezwecke  eine  muthwillige  VersOgming  der  Be- 
zahlung der  dem  Solirie  Mauser  auferlegten  Geldstrafen  und  Entschädigungen.  Vor 
dem  kantnnsu'friilitlichcn  örtheilo  habe  kein  leichter  virul  hnbc  aurh  tkr  Kekurrent 
seihst  nicht  daraa  gedarbt,  dass  das  i)epo8itutii  >itr  Hc/alilniiL'  (h'v  IJusse  und 
Eulschädigung  zurückgezugeu  werden  solle.  Der  Kekurrent  habe  am  Morgen  vor 
der  Verhandlung  beim  Pr&sidenten  des  Kantonsgerichts  darum  nachgesucht,  das« 
ihm  der  Vorstand  Tor  Kantonsgericht  gestattet  werde,  da  Toraossiehtllcfa  nur  er 
werde  „den  Fuss  in  den  Bach  s»  t/eii  mils>.  ri''.  Auch  aus  dem  Vortrage  des  Re- 
kurrenten vor  Kantonsgericht  lialn-  jtilcr  iîiibtrr  die  Uebeiv-eujrun?  schöpfen 
uiiiä^eu,  dasK  die  HczahUing  y.n  äpreclieiuler  liussen  und  Entscbadiguugeu  auf  den 
Schulteni  des  Hekurrenton  lasten  werde.  Uättc  auch  uur  ein  einziger  Richter 
hieran  gexwelfelt,  so  wftre  mutbmasslich  das  Urtheil  ein  anderes  geworden.  Auf 
die  .\nfrage  des  Klägers  Weiahaupt  an  den  Präsidenten  des  Kantonsgerichts,  wann 
er  die  Entschädigung  bev-ieben  könne,  habe  sodann  das  Kantonsgericht  einfach 
dasjenige  bestätigt,  was  in  allen  tV(\!tem  ithnliriifii  l'.illen  in  Uftrrff  der  Zahlungen 
ausgcsprodàcn  worden  sei,  nämlich  das»  durch  da»  ijaudessackelamt  die  Gelder 
Tor  Aushändigung  des  Depositums  sofort  eingezogen  werden  mössen,  oder  dass  • 
gegen  anderweitige  BOrgschaft  das  Depositum  ansgehilndigt  werden  dttrfe  and  der 
Standeskommtssioo  abblassen  bleibe,  Zahlungstermine  zu  bewilligen. 

Gleichzeitig  mit  ->  in<  in  staatsrechtlichen  Rekurse  hat  der  Rekurrent  beim 
Hundo^L'erichte  auch  eine  Zivilklage  gegen  dm  Kanton  Appcn/i  il  l.-I'li.  eingereicht, 
in  welcher  er  d^n  Antrag  «iti  llt  :  V.<  sei  (i»T  Mand  Aiiix  iizrll  I.-Rb.  pflichtig  zu 
erklären,  «iie  vom  Klager  bei  der  haiideskanziei  iniiemi  27.  August  1891  deponirten 
Werthschriften  im  Qesaromtbetrsge  von  Fr.  12,180  unbeschwot  heranssngeben, 
unter  Kostenfolge. 

Das  Buwh'syvricht  zieht  iu  Eiani/Hny  : 

1.  Es  ist  nicht  bestritten,  sondern  von  der  StandeskommiBsion  de» 
Kantons  .Appenzell  I.-Hli.  ;tii^f)riicklieli  anerkannt,  dass  der  H<'kurrent  die 
von  ihm  durch  Hinterlegunj;  von  Werthfichriften  geleistete  Kaution  der 
Standeskommission  dafUr  bestellt  hat,  dass  sein  Sohn  sich  niciit  der 
strafgerichtlichen  Beurtheiiung  darcli  die  Flucht  entziehe.  Im  Weitern 
steht  fest,  dasa  diese  Bedingung,  anter  welcher  der  Rekurrent  sieh  ver- 
pflichtete,  nicht  in  Erftllliing  gegangen  ist,  da  der  Sohn  des  Rekarrenteo 
sich  der  stmfgerichtlichen  Benrtheilung  nicht  durch  die  Flucht  entcogen. 
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sondern  im  Gegentheil  sieh  dem  Gerichte  gestellt  hat  ond  aaeh  gegen- 
wSrtig  noch  im  Kaotoneg^ebiete  von  Appenzell  T.-Rh.  sieh  anfhSlt.  Die 
■Kantion  ist  danach  mit  der  Stellung  des  Angesoboldigten  vor  Gericht 
freigeworden  und  darf  nicht  sur  Sicherheit  von  Basse  nnd  Kosten,  für 

welohp  sie  gar  niclit  treleiatet  war,  znrUckbehalten  oder  r.n  d<»ren  Zahlnnfr 
verwendet  werden.  Hin  lÎPchtsBatz  den  appenzell-innerrhodi schon  Rechts, 
dass  strafprozessuale  Kautionen  ohne  Weiteres  fUr  Geldstrafe,  Kosten  und 
Entschädigung  haften,  ist  nicht  angeführt  worden.  Ein  sachbezUgliches 
Gesetz  besteht  offenbar  nicht;  ebenso  wenig  ein  Geirohnbeitsreebtssats. 
Zwar  bemerkt  das  Eantonsgericht,  es  sd  in  Elmtichen  Fällen  stets  in 
diesem  Sinne  verfahren  worden.  Allein  es  flihrt  solche  Kfanliche  Fälle 
nicht  an,  und  es  ist  nun  klar,  dass,  wenn  es  im  Kanton  Appenzell  I.-Kh- 
Gewohnheitsrecht  wäre,  dass  die  strafprozessualen  Kantionen  nicht  nur 
für  die  Stellung  des  Angeschuldigten  vor  Gericht,  souderu  unabhängiff 
hievon,  zu  Sicherung  von  Busse,  Kosten  und  Entschädigung,  besteilt 
werden  mtlssten,  der  Kautionsbesteller  eben  angehalten  wttrde,  auch  hiefttr 
zu  kaviren,  nicht  aber,  wie  dies  im  vorli^nden  Falle  geschehen  ist, 
nur  dafUr,  dass  der  Angeschnldigte  nicht  vor  der  strafgeriehtlichen  Be- 
nrtheilang  die  F'lncht  ergreife.  Wenn  das  Kantonsgericht  des  Kantons 
Apponzdl  I.  I>h.  andeutet,  dass  der  Rekurrent  vor  Kantonsgericht  eine 
weitor^M-licndc  \ Crptlichtung  Übernommen  habe,  als  bei  d<^r  Kautions- 
bestellting  frc;;cnUber  der  Standeskommission,  so  ist  dios  nii  ht  dargelhan. 
Die  behauptete  Aeus&erung  des  llekurreuteo,  vorauesiciitlich  werde  nur  er 
„den  Fiss  in  den  Bach  setzen  müssen^,  enthält  die  Eingehung  einer  solchen 
weitergehenden  Verpflichtung  natttrlieh  nicht;  sie  besagt  ja  durchaus  nicht, 
dass  die  Kautionsbestellang  ausgedehnt  werde  anf  die  Sieherang  von 
Russe,  Kosten  und  Entschädigung.  Richtig;  ina^;  s«  in,  dsss  die  Hitglieder 
des  Kanfonsjrerichtes  nacli  dorn  Vorhalten  des  Rekurrenten  erwarteten. 
<lerselbe  werde  freiwillii;  lilr  meinen  Sohn  oin'îtehen  und  Busse,  Kosten 
und  Entschädigung  bezahlen.  Allein  dies  i>i  (itVenbar  gleichgültig.  Recht- 
lich entscheidend  ist  einzig,  dass  der  Kokum  ui  eine  Verpflichtung,  für 
die  Busse  zu  haften,  nicht  ehigegangcn  hat.  Die  angefochtenen  Be- 
schlüsse des  Kantonsgerichtes  vom  6.  November  und  11.  Dezember  1S91, 
welche  die  vom  Rekurrenten  geleistete  Hinterlage  für  die  Basse  n.  s.  w. 
in  Anspruch  nehmen  wollen,  niaehen  demnach  den  Rekun*enten  ohne 
jeden  rechtlichen  Grund  für  eine  fremde  S^chnld  verantwortlich,  für  welche 
dersolhe  sich  ni'-ht  verptiichtel  hat;  sie  enthalten  einen  vîMli;^  willkilr 
Indien  EinjiriU  in  dessen  Vermögen  und  er^cheinen  daher  als  verlassungs- 
widrig.  Dieselben  müssen  also  au%ehoben  werden.  Wenn  angedeutet 
worden  ist,  der  Rekurrent  habe  den  kantonalen  Instanzenzag  nicht  er- 
schöpft, da  er  insbesondere  gegen  den  Entscheid  des  Kantonsgerichtes 
vom  6.  November  1891  die  Kassationsbeschwerde  an  die  Standeskom- 
mission hätte  ergreifen  können,  so  ist  darauf  zu  erwidern,  dass,  nach 
feststehender  bundesrerhtlirdier  Praxis,  der  Rekurrent  zu  l*>schr>ptnng 
der  kantonalen  Instaiizt  ii  ni«  ht  verpflichtet  war,  vielmehr  sich  direkt 
beim  Bundesgerichte  beschweren  konnte. 
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2.  Dagegen  könnte  sich  fragen,  ob  nicht  der  Rekurrent  mit  seinem 
Begehren,  es  sei  der  Stand  Appensell  I.-Rh.  zn  onbescbwerter  Âushin- 
gäbe  der  hinterlegtea  Werthschriften  so  verpfUebteOi  uf  den  Zivilweg 
SQ  verweisen  sei.  Allein  es  ist  aaeh  dies  xn  vemeioen.  Zwar  ist  aller- 
dings das  zwischen  dem  Rekurrenten  als  Kantionsbeeteller  und  dem 
Staate  Appoii/.ell  l.-l^li.  bt'f^rlin<l<'t<'  kc(lit»<v«'rli;iltnisf>  oiii  privatrerlitlichos. 
Allein  OS  ist  nun  \v(»!il  an/iinclinifii,  da.-:?  die  vom  Knntons<;priclite  als 
Suaf'^eiirlit  ^rf'trolloiK'  Hntsclicidun^;  [ihvv  die  Haftung  der  Kaution  für 
Buii4»e,  Koätcu  u.  t».  w.  uach  dein  kauloualcu  liochte,  nachdciu  giigei^ 
dieselbe  die  Kassation  nicht  ergriffen  worden  ist,  als  eine  definitive  und 
lUr  den  Zivilrichter  verbindliche  su  betrachten  wäre,  so  dass  der  Re- 
kurrent durch  eine  Zivilklage  nicht  zum  Ziele  hätte  gelangen  könn«i. 
Es  Ist  denn  auch  weder  Seitens  di-r  Standesk<»inniis,si()n,  noch  Seitens  des 
Kaiitot)>;:erie|ites  v<>n  Aj)pen/ejl  ]. Uli.  ein  s;udihezli;;!ieher  Antra;.'  ,u:esltdlt 
wurden;  ja  diene  Hehürden  |ial»oii  iilM'rlianpt  einen  Antrau'  auf  Abwei- 
mu^  dtii'  Bebchwerde,  weüigottjnt»  auinli'iicklicli,  gai  nicht  getitclU. 

Demnach  hat  das  BunäestferieM  erkannt.* 

Der  Rekurs  wird  als  besrrfindef  erklärt,  und  es  wird  mithin  dem 
Keknrrenten  sein  Bekurabegebren  zugesprochen. 

17.  Urtheit  vom  1.  April  1892  in  Sachen  der  Frau  Seharer  geb.  Peter 
zur  Aarfähre  in  Biberatein,  betreffend  Verfassungsverlebung. 

Bedeutung  und  Truiju  nie  des  Orundsaizrs  nulla  pmuta  sine  Icye  de$ 
aargamsckm  Verjamingsreehis,  —  Ehebruch  darf  nach  aargaui- 
8chem  Rechte  hw  dann  ak  (von  Ämtswegen  vcrfolyhares)  Ver- 
gefien  gegen  die  ÖffenÜidie  S&t&iehkeit  im  Sinne  des  §  1  des 
aargauischen  Zuchtpolizeigesetzes  bestraft  werden,  wenn  öffenU 
Uches  Aergemiss  erregt  worden  ist. 

A.  Wahrend  ihr  Ehemann  eine  llnger«  Freiheitsstrafe  in  der  Strafanstalt 
Lenzbttig  verbUsate,  wurde  die  Rekurrentin  Frau  Schirer  geb.  Peter,  welche  eine 
Wirtbaehait  und  Fähre  in  Hiberstein  bftreibt,  vou  ihrem  F&hrknecbt  Sunitiel 

Dietiker  von  Thalheini  im  Januar  161»!  üoschwMnirerf.  Am  5.  August  18ÎU  schrieb 
der  Direktor  der  StrafauHtult  Leu/.burg  an  das  Bezirksamt  Aarau:  Der  Ebetaauu 
Scharcr  habe  durch  seine  Schwester  erfahren,  dass  Dietiker,  welcher  zeitweise 
fiiberstein  verlassen  hatte,  Mich  wieder  dort  aufhalte  und  auch  die  Fâhrwirthschaft 
lïesuche.  Darauf  sei  Schärer  momentan  in  einen  Zustand  von  Wahnsinn  verfallen, 
so  dass  seine  gauze  ünipebung  getalndet  gewesen  '-»■i  Xa»  hher  habe  derselbe 
wied»  r  Ii.  lite  Aii.'enMicke  irehtiht.  l"ir  (der  Direktor)  liabe  ihm  dann  erklärt,  er 
hai»e  dalur  Anstalt  getrotleu,  dass  Dieliker  BibcTisteiii  werde  verlassen  müssen. 
ttWenn  dieses  nun  vorsorglich  bewirkt  werden  könntCf  so  wäre  es  offenbar  got 
und  «war  nach  mehr  als  einer  Richtung."  Hierauf  tdtete  das  Besiitoanit  Aarau 
eüie  Untersuchung  efai,  in  welcher  sowohl  die  Frau  SchArer  als  DIctiker  eüige' 
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standen,  ixu  Januar  1891  emmal  mit  einander  geschlechtlichen  Uuiguiig  geptlugen 
in  liab«ii.  Die  Staataanwaltaefaaft  aberwles  In  Folge  deMcn  i^Melben  dem  Berirks- 

gericht  Auraii  /ur  zuchtpol izeUichctt  Beortheilung  unter  der  Anklage,  sie  haben 

sich  des  Kbebruchs  schuldig  gemacht  und  seien  daher  wepm  Vcrf;t'hons  gcpjpn  die 
Ötlentlicbe  Ordnung  und  Sittlichkeit  angemessen  zu  bestrafen.  Durch  das  Gerichts- 
priiöidiuni  vou  Aaxau  wmde  der  inzwlacUeu  wegen  üeiüteakiuulilieit  iu  die  I^reu- 
angtalt  Königsfelden  verbrachte,  aber  wieder  völlig  hergestellte  Ehemann  Sditev 
einvemommen.  Derselbe  sagte  aas  :  Er  könne  sieb  nicht  erinnern,  in  «eldiem 
Sinne  er  M-iner  Zfit  dein  Stral'haii-iiirektor  Mittli«n!aMir<'ri  ^miacht  habe.  Er  VCT- 
\m'fo  Mcdcr  Ik'Hitiafuii^r  des  Dirtikcr  not  Ii  at  iiitT  I  ran  ;  (la^ci,'i'ri  \viiiis.<.h('  er.  f?s 
moclitf  d*-in  I'it'tikcr  vi'iljotfn  wcnlfii,  sein  Haus  fonierliiri  zu  lietrflon.  Ourch 
UrtlicU  vom  5.  ïjeptciubcr  l-i'Ji  sprach  das  Bczirkügeticiit  Aarau  (mil  MöluhcU) 
die  Beanzeigten  von  Schnid  und  Strafe  frei,  outeraagte  dagegen  von  Anteswegen 
dem  Samuel  Dietiker  den  Aufenthalt  in  Biberstein.  Zur  BegrQndnng  wird  ana- 
g«jfübrt  :  Xaclidom  der  Eln-iiiann  SchlLrer  erklärt  habe,  er  v^Mlan^o  NVfder  die  He- 
^tratiin^'  d»-s  l)irtik<M  iukIi  seiiirr  Elit-fraii,  kùimc  die  bf.-;ondt're  Sielluii!/  dor  Ho- 
anzeigu-n  als  Kh<  trau  iiii  lit  nn-hr  in  lU'liaclit  komnu'ii.  Wenn  ahor  dies».'  Stellung 
nicht  in  Berückaichiigun^  gCitcigtu  werd*-,  iitgc  iu  dt^r  UaudliujgsweiÄC  der 
Beanzdgten  anf  keinen  Fall  ein  V^geben  gegen  die  öffentliche  Ordnung  nnd  Sitt- 
lichkeit, weil  dtirch  diese  Handlongsweisc  öffentliches  Aergemisa  nicht  eiregt 

W(.td«Mi  st'i.   Auf  Aj^in-tlatiiiii  der  Staatsaiuvaltsrlmft  hin  hi»h  das  Obt'r),'»;richt 
Kaiitun-  Aar:^au  duii  li  Kiitscheidong  vom  lö.  Jauoar  das  erstinstansiiche 

ürtln'il  auf  und  nkaiiiiti'  : 

1.  I)if  lit'au/fij^tm  l-  rau  Sclnun  l'cto)  zur  Aaiialii r  iii  I{il»rr>tt>in  und  rSaniuel 
Ditilikoi  vou  TLalbc'im  biud  de»  Vergthcuh  gegcu  die  ulltutliche  Urduuug 
und  Sittlichkeit  schuldig,  und  es  wird  Frau  Scbftrer  sowohl  wie  Dietiker 
hiefQr  zu  einer  Gefikngnissstrafe  von  Je  14  Tsgen  verllLllt 

2.  Die  Beanzeigten  haben  unter  solidarischer  Haftbarkeit  die  Kotten  beider 
Tn^tai!/»  n  m  tia^ren  und  zu  Händen  des  Staates  eine  Spruehgebftbr  tran 

■J"  I  i',  zu  luv.atiicii. 

à.         l'i^|>ll^itu  iitnt'rL'1'iJL.'litliriirii  1  rtljt'il-j  !H'ti'frt>'(id  L'Mtcoaguti^  dos 

AutViith.ilt^  in  lüliiTst'MU         iiuluT  >.(niui'l  |)i<'fikiT  hat  r>  sein  N'ctbleiJÄJö. 

I>as  <  »tn-r^fri  ii  hi  tiiliit  ,iu^  Die  rrflitlirhc  (^)ual itikatinti  (h't  liaudhiuiiswei?«" 
der  beiden  lieklaglcu  k(.*iuie  iiicbt  t-Üt  lltatf  -<  in.  !>i'-  in  rt'rlit«'.,'iiltiger  Ebo 
lebende  Krau  Scbarer  habe  mit  dem  Beauz-  igitu  l)iciik(^r  /-.iii^cstiiudtut'rmai^uo 
Gcschlechtsunigang  gehabt,  der  ihre  Schwängerung  xur  Folge  gehabt  habe.  D*' 
durch  haben  ^u  Ii  iu  idr  d<  -  liiu  in-ucbs  schuldig  gemacbt.  Allerdings  kenna  inuB, 

wie  -clinh  in  ciiii-iii  nbcriTi-i  h-iif Ikh-'U  r*i  tlii-il  \'iin  17.  Juli  iss:"l  ausgrfübrt  s<-i. 
da-  liai L';iMi-r!)i'  /.urlit |,(tliz.  i>_'i-rt/  ilcu  ^p^'/iclit-;:  Tlt;(tf)P-t;in<l  de-  lOhfltnicbs  nicht. 
I>:i  lia-  gcitaiiUle  (.«tsct/  uU  i  ubeiiiuupt  tluiaui  >fi/achtt',  JHüuiliuma  dt  r  t.-inzi'[u<'n 
V*Mgrh<>n  anfxustdien,  und  sich  darauf  beschränke,  bestimmte  Kategorien  vtin 
straf l>aren  Vergehen  zu  biizeicbue»,  so  sei  dieser  t  ^instand  an  und  fttr  sieb  kdm 
^'luinl,  den  Ehehrurh  nach  a.ii.'  in.-.  h. m  Ki ,  lit««  straflos  zu  erklären.  sotVrii  nnr 
iii'i  -i'ÜH-  unin-  ,'iiM  iIiT  .iüTl'!  -ti'lltiTi  N  r.  I.r  i'i  lim-u'i  up|iru  -nb-uinict  werden  knnui*. 
IHc«  -i'i  rin;i  in  Jr!  1  liiif  d-T  K;!!!,  ri-'nn  .  ..  'r,M..-(.  .i,..  '  —  ,  .d^  ein  Vcrjçcbon 
gegen  die  ofleutlicbe  Ordnung  und  ï^ittlubkeit  b«"tracbtci  werden,  wenn  eine  Ehe- 
frau mit  ebiem  Dritten  fîeschlerhtaumgnug  habe  und  ansserehelich  geschwängert 
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werde.  .\Uer(iiagü  werde  nach  andern  ücseusen  der  Ehebruch  nur  uui  Antrag 
T«folgt  and  mangle  et  hier  ao  einem  Stiafantrage  des  Ehemamies  ScIiArer.  Allein 
da  die  Handlnngsw«^  der  Beansdgten  nach  aargauiBchem  Rechte  aieh  als  Ver* 
gehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  Sittlichkeit  darstelle,  dieses  Veigehen 

aber  nicht  auf  Antrag,  sondern  von  Amtpuwefron  zn  verfolgen  sei,  so  sei  es  auch 
völlig  glHchgültig.  ob  der  Ehcmuiin  8chärer  seine  Zustiuuuuog  zu  lkstrafung 
seiner  Khefruu  enheilt  habe  odt  r  nicht. 

B.  Gegen  dieses  Urtheil  ergrid'  Frau  SchArer-I'eter  den  staatsrechtlichen 
Beknrs  an  das  Bundesgericht,  mit  dem  Antrage  :  Es  sei  das  in  Belage  enthaltme 
Urtheil  des  aargauischen  Obergerichts  vom  15.  Januar  1892  als  ein  verftasungS- 
widriges  auf/nliobeii,  eventuell  sei  dieses  Urtheil,  soweit  dadurch  die  Rekurrentin 
verurtheilt  ist,  uuCzuiiebeu. 

« 

Dm  Bundeageriehi  zieht  in  Envagmitf  : 

I  Art  U>  der  aargauischen  KantonsverfassuDg  enthält  den  Grund- 
satz luilia  poena  sine  lege,  und  es  darf  daher  im  Kanton  Aarj^au  eine 
Strafe  nur  auf  Grund  eines  Rechtâgesetzes  des  gescbriebeutiu  iieclita  aus- 
gesprochen werden.  Wie  das  BandeBgericht  schon  wiederholt  entechieden 
haty  ist  mit  diesem  Gnuidsatae  die  Anwendung  des  §  1  des  aarganiflchen 
ZuchtpolizeigesetieSy  welc!ie!^  die  zuclitpolizeilich  strafbaren  ThatbcstMnda 
nur  durch  ganz  allgemein  gehaltene  Verbrecliensbegrifte  bezeichnet,  an 
sieh  nicht  unvereinbar,  und  ist  auch  das  Bundesgericbt  nicht  hefuji^,  zu 
prüfen,  ob  Strafurtheile,  welche  in  Anwendung  dieses  Gesetzes  <m  ) rissen 
werden,  auf  richtiger  Anwendung  desselben  beruhen  Dagegen  iiat  das 
Bundesgericht  allerdings  zu  untersuchen,  ob  solche  Urtheile  nicht  that- 
ettdhlich  Uber  die  blosse  Geeetcesanwendang  hinanagehen,  indem  sie  unter 
das  Gesetz  Thatb^übide  snbsamlren,  welehe  darunter  aaeh  bei  weiter 
Auslegung  nicht  subsumirt  werden  können  (s.  u.  A.  Entaefa.  Amtliehe 
Sammlung'  VA.  IT.,  S.  2U  U.  ff.,  Erw.  1). 

2.  Dlm-  Ehebruch,  wegen  welchen  Ver^rehens  die  Rekurrentin  vernrtheilt 
wurde,  ist  nun  durch  keine  bosoiidere  aar^'.'iuisdie  (iesetzesbestiniinuii'x  mit 
Ötiaici  bedroht.  Es  uiuss  sich  daher  fra^^eu,  ob  derselbe  unter  den  lîe^.'-nff 
eines  Vergehens  gegen  die  öffentliche  Urdnuiig  oder  Sittlichkeit  im  Sinne  des 
§  1  des  aargauiseben  Znchtpolizeigesetses  subsumirt  werden  k5nne.  Als 
Vei^ehen  gegen  die  Öffentliche  Ordnung  nun  kann  der  Ehehmeb  gewiss 
nicht  qnalifisirt  werden.  Denn  als  Vergehen  g^en  die  Öffentliche  Ordnung 
dürfen,  wenn  nicht  Uber  das  Oesetz  hinausgegangen  werden  soll,  doch 
mir  '»olrhe  ][;uidlnngen  bestraft  w(Mden,  welclie  die  ^^tttruncr  der  Ruhe 
und  Ur<iiiung  im  Staate  bezwecken  oder  zur  Fol;:e  haben,  oder  doch 
mindeäteiiä  die  regehnlissige  Wirksamkeit  staatlieber  Einrichtungen  (wie 
der  HechtspHege  u.  s.  w.)  beeinträchtigen  (s.  Entsck.  Amtl.  Sammlung 
Bd.  15,  8.  216).  Es  kann  daher  nur  in  Frage  kommen  :  ob  der  Ehe- 
brach  als  Delikt  gegen  die  Öffentliche  Sittlicbkeit  auf  Grund  des  aar» 
ganischen  Zuchtpolizeigesetzes  bestraft  werden  könne.  Hierüber  i.-it  zn 
bemerken:   Der  Ehebruch  enthält,  wie  eine  Verletzung  des  Treurecbts 
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des  andern  Ehegafteii,  90  auch  einen  Verstoss  liegen  die  ircsclilt  clitliche) 
Sittliphkeit  ;  (*r  wini  j^csetzgeberiscli  jf^dcntallH,  von  der  woitaus  Uber- 
wiegenden  Zabi  der  ötratgesetze.  zumal  der  schweizen^icheii  v».  die  Zn- 
sammenstellung  bei  Stooss,  die  ücliweizeriscben  Strafgesetzbücher,  8.  442 
Q.  «Ift  besondereB  Sittlichkeitsdelikt  behandelt  md  onter  Strafe  ge- 
stellt, xomeiBt  aber  aar  auf  Antrag  des  beleidigteo  Ehegatten,  nicht  von 
Amtes  wegen,  verfolgt.  Das  aargaoisehe  Strafreebt  kennt,  wie  bemerkt, 
einen  besondern  Btrafrccbtlicbcn  Thatbestand  des  Ehebruchs  nicht.  Das 
Vergehen  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  im  Sinne  des  §  1  des  Zucht - 
polizeigesetzes  dagegen  ist,  wie  aus  §  32  'Ue'jes  Gosctzes  hervorgeht, 
von  Amtes  wegen  verfolgbar.  Fragt  sieh,  oh  es  hienach  mit  dem  vf»r- 
fassnngsmäsüigen  Grundsut/e  nnlla  poeiia  niue  lege  vereinbar  sei,  den 
Ehebrach  als  solchen  dem  Begriffe  des  Vergehens  gegen  die  öffentliche 
Sittlichkeit  nntmnordnen,  so  ist  dies  sn  Temeinen.  Bs  ist  mit  dem  ver- 
fassnngsmltssigen  Orandsatze  anvereinbar,  jeden  Verstoss  gegen  die  ge> 
Hchlechtiiche  Sittlichkeit  ohne  Weiteres  als  von  Amtes  wegen  verfolgbares 
Delikt  zu  behandeln.  Soll  nicht  dem  Gesetze  eine  Ausdehnung  gegeben 
werden,  welche  mit  der  Anforderung,  dass  die  Straf*rnkoit  einer  Thai 
aus  dem  Gesetze  selbst  ersiehtlicli  sein  müsse,  unvereinbar  ist,  ho  inuss 
daran  festgehalten  werden,  dass  nicht  VerBtÖsse  gegen  die  gesehlecht- 
licbe  Sittlichkeit  Uberiiaupt,  sondern  nur  Verletzungen  der  öffentlichen 
Sittlichkeit  als  Znchtpolizeivergehen  bestraft  werden  dürfen,  d.  h.  es 
mnss  Bum  Thatbestande  des  Vergehens  gegen  die  öffentliche  SitUielikeit 
gefordert  werden,  dass  die  That  öffentliches  Aergemiss  erregt  and  da* 
durch  das  allgemeine  Sittlichkeitsgeflihl  verletst  habe.  Unter  dieser  Vor- 
aussetzung allerdings  ist  der  Ehebruch  als  Vergehen  gegen  die  öffent- 
liche Sittlichkeit  nach  dem  anrgani<*chen  Zuchtjolizeigesetze  von  Amtes 
wegen  zu  verfol^-eu  und  zu  bestrafen  Mangelt  m  dagegen  an  derselben, 
so  it»t  eine  Kestiafung  des  Ehebruches  nach  aargauischem  liecbte  un- 
möglich, da  es  eben  an  einer  besondem  Strafsatzung  gegen  den  Ehebruch 
als  solchen  mangelt  nnd  die  aargauische  Kantonsverfassung  den  Ornnd» 
satz  nalla  poena  sine  lege  enthMt,  also  verbietet,  dass  gesetzlich  nicht 
mit  Strafe  bedrohte  Handlungen  vom  liichter  mit  Rtlcksicht  auf  ihre 
aittli«  lie  Verwertlichkeit  oder  Gemeinschädlichkeit  mit  Strafe  belegt  werden. 
Wenn  der  aargauische  Gesetzgeber  den  Ehebrneh.  auch  abgesehen  von 
der  Erregung  otVentliehen  Aergennsses,  hätte  unter  Strafe  stelb-n  wollen, 
80  hätte  er  eine  besondere  strafrechtliche  Norm  aufstellen  müssen;  in 
diesem  Falle  hätte  er  dann  wohl  ohne  Zweifel,  wie  dies  die  weitaus  Uber- 
wiegende Zahl  der  Gesetze  mit  Rttcksicht  auf  das  Interesse  der  Familie 
that,  den  Ehebruch  nicht  als  OfBzial*,  sondern  als  Antragsdelikt  behsn- 
delt.  Dies  scheint  nm  so  eher  klar  zu  sein,  als  das  aargauische  Kriminal- 
gesetzbuch  in  Art.  106  die  Entführung  einer  Ehefrau  oder  eines  noch 
nicht  secliszehnjährigen  Mildrhens  als  Antragsdelikt  behandelt. 

3.   Danach  muss  dciiu  der  Rekurs  für  begründet  erklilrt  werden; 
denn  das  angefochtene  Urtheil  stellt  in  keiner  Weise  darauf  ab,  dass 
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in  casu  öilViitliclies  Aeigerniss  erregt  worden  sei.  Dagegen  ist  selbst- 
verstäiullich,  da«^  das  angefochtene  T'rtheil  nur  gegenffher  der  Rekur- 
rentin,  nicht  aber  gegenüber  dem  Samuel  Dietiker,  der  gegen  dasselbe 
sich  gar  nicht  beschwert  hat,  aofsnheben  ist. 

Demnach  htU  das  Btmdetgeritkt  erkannt: 

Der  Hekiirtj  wird  dahin  tlir  begründet  erklärt,  da^ö  das  angefochtene 
ürtheil  des  Obergerichtes  des  Kantons  Aargau  vom  15.  Januar  1892, 
soweit  dadurch  die  Relcnrrentin  verurtbeilt  wird,  aufgehoben  wird. 


II.  Kantonale  Gerichte.  —  11.  Tribunaux  eantonaux. 

Aus  der  Praocis 

der 

Palizeikammer  des  beniischen  Appellations-  und  Kassationsliofes 

iiix  Jahre  lSi:>i  uncL  1892. 

MitgetheUt  voa  Fürsprech  E.  Hik  u'i.  t.  Kammerschreiber  d««  Obergerichts 

des  Kantous  Bero. 


7.  Urtheii  vom  23.  Dezember  1891,  in  Sachen  Louis  Emeet  Robert 

und  Mithafte. 

Fakdäsfige  Oefährdung  eines  Eisenbahnzuges. 

VriheU  der  I*oHxeUeammm*t 

I.  Am  2.  September  1880  fand  in  Chindon  bei  Reconvillier  der 
grosse,  joden  Herbst  wiederkehrende  Pferde-  und  Viehmarkt  statt.  Der 
Hin-  und  ZurUck-  resp.  Weitertransport  der  an  diesem  Markte  aufgetührten 
Tbiere  erfordert  jewdlen  ausserordentliche  Massnahmen  der  die  Bahn- 
strecke Biel-Delsberg  betreibenden  Eisenbahngesellschall.  8o  hatte  auch 
im  Jahre  1880  die  Jura-Bern  I.uzcrn  Bahngesellschaft  zur  Bewältigung  des 
Marktverkehrs  von  Chindon  mehrere  trains  facultatifs  und  trains  spéciaux 
in  AuHsicbt  genommen.  Mit  Rücksicht  auf  die  vielfach  schwierigen  und 
Icomplizirten  TerhUtnisse  bezüglich  der  Erzielung  einer  geordneten  Dienst- 
abwicklung waren  alle  zutretîenden  Ma^^snahmen  vom  Oberbetriebsinspektor 
in  einer  beson^lf  pti  Anzeige  (Anzeige  Nr.  57^'>)  znsanimpnf:refas.=!t  und  dem 
gesammten  betiieiligtcu  l'ersonal  am  30.  August  1880  zugestellt  worden, 

Cnter  den  am  2.  September  zu  vollziehenden  Massnahmen  war  auch 
unter  Ziffer  6,  lit.  die  Auafttbrung  des  FakoltatiTzuges  Nr.  36.?  Re- 
coDvil1ier*DeIsberg  vorgesehrieben,  dessen  Fahrplan  in  der  Fahrordnung 
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der  Jura-Bern-Luzurn-Baliii  vom  1.  Juni  1889  enthalten  ist.  Dieser  Zug 
war  für  die  Abftahr  der  geladenen  Pferde*  and  Viehwagen  nach  Delabeig 
and  weiter  beatimmt. 

Wie  der  Fahrordnung  vom  1.  Juni  1889  entnommen  werden  kann, 
kreuzt  der  Zug  Nr.  363  mit  dem  train  régulier  Nr.  72  falirplanmässig 
auf  der  Station  Matleray;  die  Ankunftszeit  des  Zuges  Nr.  363  in  Malleray 
ist  auf  1  h.  7  min.  Nachmittags  und  diejenige  des  Zuges  Nr.  72  daselbst 
«uf  1  h.  8  min.  Naehmlttaga  featgeaetzt.  Naeh  dem  Binfahrtatablean  im 
Anhang  zur  F.iliroidimng  hat  Zug  72  bei  dieser  Krenziinj;  das  dem 
Stationsgeb:iiid<-  /utiürhst  liegende  Geleise  (genannt  Geleise  Nr.  I)  und 
Zug  36H  (las  Auswciclijrelcise  (Nr.  IV  zn  benutzen. 

In  seinem  Bericht  an  die  Direktiun  der  lialmgesellschaft  bezeichnet 
Oberbetriebsinspektor  Gygax  die  Komposition  sowie  die  Bedienung  der 
beiden  Zttge  ala  eine  riebtige.  Zog  Nr.  368  bestand  ans  einer  Loko- 
motive ohne  Sehlepptender,  welebe  in  omgekehrter  Btellnng,  d.  ait 

dem  Kamin  nach  hinten,  angespannt  war,  nnd  15  beladenen  Güterwagen; 
Zug  Nr.  72  enthielt  eine  Lokomotive,  einen  l'ostwagen,  zwei  besetzte 
Personenwagen  und  mehrere  meist  leere  Güterwagen. 

Der  Zug  Nr.  72  langte  nun  am  2.  September  rechtzeitig  um  1  h. 
7  min.  in  Malleray  an,  Hberfuhr  aber  den  obere  Poliseipfahl  (piquet  de 

police)  in  der  Richtung  gegen  den  Kreuzungsspitz  (ea  ur  de  croisement). 
Im  Momente,  als  der  Zug  Nr.  72  bereits  riü-t  liaUen  hatte,  kam  drnm 
Fakultativzug  Nr.  363  in  Sicht  nnd  näherte  sich  in  raschem  Laute  der 
Station.  Da  die  westliche,  in  der  Richtung  nach  Reconvillier  sich  be- 
findende Einfahrtsweiche  nieht  gestellt  war,  so  gerieth  Zog  Nr.  363  aaf 
das  niimliche  Geleise,  auf  welchem  Zng  Nr.  72  Btaiid,  und  stiesa,  ala 
letzterer  Zug  eben  im  Be<]:rifre  war,  sich  nach  rückwärta  ztt  bewegen,  in 
heftigem  Anprall  auf  die  Masohino  desselben. 

In  Folge  def*  Ziisariimenstos.ses  (MÜtt  der  Führer  der  Maseliiiie  des 
Zuges  Nr.  363,  Karl  Baumanu,  einen  doppelten  Beinbruch  und  Ver* 
letznngen  am  Kopfe  nnd  am  rechten  Ellbogen;  Postkommia  J.  Bnrger 
trog  eine  heftige  Quetschung  der  Bmst  davon,  welche  Quetschung  fUr 

ihn  eine  Arlii'itM!i)f;ilii;::keit  von  mehreren  Wochen  zur  Folge  hatte,  und 
weitere  drei  Fer.sonen  erhielten  leichte  Verletzungen  ;  der  an  Material  und 
Vieh  verursachte  Schaden  wird  von  der  Bahngesellschaft  auf  Fr.  5000 
gesehKtst. 

II.  Naeh  Einsieht  der  Akten  der  durch  den  Regiernngsstatthalter 
von  Münster  geführten  Administrativuntersuchung  besehloss  der  Schweis. 
Kundesrath  am  'if).  September  1881*,  die  Untersuchung  des  Unfalls  vom 
2.  September  und  die  Renrtheilung  des  oder  der  Urheber  desselben  ge- 
mäss Art.  74  des  Bundesgesetzes  Uber  das  Bundesstrafrecht  vom  4.  Fe- 
bruar 1853  den  Oorichten  dea  Kantons  Bern  an  ttbertragen.  Die  am 
ö.  November  1889  abgeschloaaen«-  Voruntersuchung  führte  zur  Ueber- 
weisung  der  folgenden  Personen  an  das  korrektionclle  Gericht  des  Amts- 
bezirks Münster  wegen  Widerhandlung  gegen  Art.  07,  lit.  6,  des  zitirten 
lîuudesgesetzes  :  1.  Louin  Frnest  Robert,  chef  de  gare  à  Malleray^ 
2.  Albert  Hftmmerli,  aiguilleur  à  Montier;  3.  Charles  Baamano  mA 
4.  Emile  Walser,  Beide  mécaniciens  der  Jura-Bera-Luzem-Babn  ;  dagegen 
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wurde  die  StnAmtersucliung  gegen  das  Bremeerpersonal  des  Zuges 
Nr.  363  anfgehoben. 

Durch  Urthcil  des  genannten  erstinstanzlichen  Gericht»  vom  10.  >UtrB 
IBlMi  witvflcn  sodann  Kobcrt,  lînumnmi  uiuî  Walser  im  Sinne  d(M- Anklage 
scliuldig  erklärt,  HUmiuerli  dagegen  mit  einer  KntschUdigung  von  Fi*.  20 
freigesprochen.  Gegen  dieses  Urtheil  erklärten  sowohl  die  drei  Ver- 
artheilten  als  aneli  die  Staatsanwaltschaft  die  Appellation  an  die  Polisei- 
kammer  des  Appellations-  und  Kassationshofes  des  Kantons  Bern«  Da 
indessen  die  StnatHUiiwaltschaft  ihre  Appellation,  soweit  es  den  IlHrnmerli 
anbetrilTt,  fallen  geluääen  hat,  so  hat  die  Tulizeikammer  das  erhtiuötanz- 
lichc  Urtheil  nur  bezüglich  der  Schuld  oder  Unschuld  der  drei  Ver- 
itrtheilten  Robert,  Banmann  und  Walser  naohauprHfen. 

III.  Art.  67,  lit.  6,  des  Bnndesstrafgesetzes  lautet: 

^Wer  leichtsinniger  oder  fahrlSssiger  Weise  dureh  irgend  eine  Hand- 
lung oder  durch  Nichterftlllang  einer  ihm  obliegenden  Dienstpflicht  eine 
solche  erhebliche  Gefahr  (d.  Ii.  eine  erhebliche  Gefahr  fUi  IN  isonon  oder 
Warnen,  die  sir})  auf  einem  /.ur  Beförderung  der  Post  dicitendeii  Wagen 
oder  tschitfe  oder  auf  einer  Eisenbahn  betiuden)  herl)eifUhrt,  ist  mit  Ge- 
filngniss  bis  auf  1  Jahr,  verbunden  mit  Qeldbusse,  und,  wenn  ein  betrSeht- 
lichcr  Schaden  entstanden  ist,  mit  GeAngniss  bis  auf  3  Jahre  und  mit 
•einer  Geldbusse  zu  belegen." 

Dnf^s  der  Unfall  vom  2.  î^ppteuihcr  ISRO  sowohl  mit  einer  erlieb- 
lichen  (iclalir  als  am  li  mit  einem  bctriichtliclieii  SchadiMi  im  Slntu'  des 
Art.  iil  h  cit.  verbunden  war,  steht  nach  dem  sub  (I)  i.  f.  AngcluijrteM 
ausser  Zweifel*  Es  kann  daher  ohne  Weiteres  in  die  Prttfnng  der  andern 
Fia;i:e  eingetreten  werden,  ob  einer  der  Angeschuldigten  diesen  Erfolg 
k'i<  htsinni^rer  oder  fahrlfts'»i;rer  Weise  durch  irgend  eine  Handlung  oder 
-durch  NicliterfHIhin«?  eint  r  ihm  obliegenden  DionstpHif^lit  vcrnrsacht  hat. 
Die  Frage  mu^^s  fUr  Jeden  einzelnen  der  drei  in  Lîetracht  fallenden  An- 
geschuldigten besonders  entsehieden  werden;  sie  ist  eu  bejahen,  wenn 
sich  herausstellt,  dass  der  betreffende  Angeschuldigte  durch  nonvvndrigeif 
schrildhaftps  Verhalten  im  Smue  des  Art.  67  r  f  »'ine  Bedingung 
(/«.s  eingetretenen  Erfolges  genetzt  hat;  sie  ist  zu  vcnieiuen,  wenn  dies 
letztere  nicht  der  Fall  ist. 

1.  LoMtj»  Erne&l  iiobertf  der  Vorstand  der  Station  Malleray,  hatte 
xugestandensrmassen  die  Anzeige  Nr.  573  des  Oberbetriebsinspektors 
nicht  mit  der  erforderlichen  Aufmerksamk(>it  gelesen.  Demzufolge  kannte 

er  gar  nicht  dif  Vorsr-hrift  in  lîctrofl"  ticr  \iH*nhrung  des  Kakultativznges 
Nr.  3G3  und  wusste  nidit,  dass  dieser  Zug  um  1  Ii.  ■'^  min.  Nachmittags 
mit  dem  in  seine  Station  eingefahrenen  Zuge  Nr.  72  kreuzen  sollte. 

Dem  ErsatZ'WeicbenwUrter  Albert  lllimmcrii,  der  erst  vom  31.  August 
weg  an  Stelle  des  stXndtgen,  fttr  einige  Zeit  beurlaubten  WeichenwSrters 
den  Dienst  auf  Station  Malleray  versah,  händigte  Robert  den  Avis  erst 
am  *i.  September  Morgens  ein,  ohne  ihm  in  l**  trefT  di  r  Ausfuhrung  des 
Fakultativzuges  oder  der  Kreuzung  irgend  welclie  Miiiheilung  zu  machen. 
Hänimerli,  der  seinerseits  die  Anzeige  auch  nicht  gehörig  las,  wusste 
denn  auch  von  dieser  Krenxung  ebenfalls  nichts;  indessen  kann  dem 
Httmmerli  ein  dienstpfliclitwidriges,  den  Erfolg  bedingendes  Verhalten  nicht 

2*itMlw.  f.  BehwitMf  StnfMbt,  9.  Jahif^  18 
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zur  Last  gelegt  werden,  ilenii  er  war  reglementariach  verpâichtet|  in  erster 
Linie  die  auf  Seite  gegen  Delaberg  liegende  Einfahrtaweiehe  für  dei» 
ordentlichen  Zug  Nr.  72  zu  stellen,  welcher  Pflicht  er  in  der  That  ge- 

nllprtc,  und  ns  war  Aufgabe  des  StationsvorBtandf-' ,  Kndweiche  auf 
der  .-iiKk  rii  Seite  der  Station  genügend  zo  decken  und  uütbigenfaUs  seibat 

zu  stellen. 

In  Folge  seiner  Unkenntuiss  von  der  Ausfuhrung  des  Fakultativ« 
xQgea  Nr.  368  unterliess  es  non  aber  Robert|  dies  letstere  an  tlmn;  er 

nnterliess  es  aus  dem  nMmlichen  Grunde,  den  erstangekommenflii  Zug 
Nr.  72  zu  verliindeni,  den  Polizeipfahl  zu  tlbersehroiten,  ja  es  kann,  wie 
weiter  unten  gezeigt  werden  wird,  als  bewieäea  angetsehen  werden,  dass 
er  dem  Führer  dieses  Zuges  sogar  Befehl  ertheilte,  den  Polizeipfahl  zu 
ttberaebreiten. 

Hätte  Robert  die  Anzeige  Kr.  573  gehSrig  gelesoi,  ao  biitte  er  den 
Zug  Nr.  72  vor  dem  obern  Polizeipfahl  angehalten  und  die  Stellung  der 
Weiche  lUr  den  Zug  Nr.  I?G3  besorgt;  dann  wäre  dieser  Zug,  weim  er 
auch  noch  so  raachen  Lautes  lierangekommen  wäre^  auf  das  Ausweich- 
geleiae  gelangt  und  der  Unfall  bSIte  sieh  nieht  erdgnet 

Das  Nichtleaen  der  Anzeige  seitens  des  Bobert,  das  sieh  offenbar 
als  grobe  fahrUissige  Nichterfüllung  einer  ihm  obliegenden  Dienstpiliclit 
darstellt,  hat  demnach  in  der  Tliat  den  Znsammenstoss  der  beiden  ZUge 
bedingt,  und  es  ist  somit  liobert  in  Hefitätijrunf?  des  erstinstanzlichen  Er- 
kenntnisses der  Widerhandlung  gegen  Art.  61  b  des  liundesstrafgesetzea 
aehnldig  zn  erkittren. 

3.  Karl  Baumann  war  am  2.  September  FUhrer  der  an  Zug  Nr.  363 
gespannten  Lokomotive,  er  wusstc,  dass  sein  Zug  in  Malleray  mit  Zll^ 

Nr.  72  kreuzen  sollte.  Nun  ist  unbe.'^tritten ,  dass  der  7a\^  Nr. 
ohne  in  Malleray  vor  der  Einfaiirtsweiche  anzuhalten,  über  dieselbe  mit 
ziemlich  grosser  Geschwindigkeit  hinausfuhr  und  in  Folge  dessen  auf 
Zag  Nr.  73  stiess.  Dies  widerspraeb  aber  sowohl  den  Vorschriften  des 
Art.  4ü  und  93  des  allgemeinen  schweizerischen  Reglements,  concernant 
la  circulation  des  trains,  vom  l»:.  .Tuli  1880,  wonach  ,.tout  train,  arrivant 
à  une  gare,  doit  ralentir  sa  marche  avant  d'arriver  k  la  station,  de 
façon  à  pouvoir  faire  arrit  complet  devant  les  aiguille&^f  als  auch  der 
weitergehenden  Bestimmnng  des  Dienstbefehls  Nr.  2392  der  Direktion 
der  Jura-Bern-Luzcm  Bahn  vom  V.K  April  1883,  wonach  bei  Kreuzungen 
zweier  YM'^o  auf  einer  ^^tntion  diese  ZUge,  bevor  sie  in  dieselbe  einfahren^ 

VoUstinuliij  aiihitUf'n  sollen. 

Zur  ikMirtiieilung  der  Frage,  ob  die  objektiv  vorscbriftewidrigo  Be- 
wegung des  Znges  Nr.  363  dem  Banmann  zur  Sebald  aazuredmea  sei,, 
ist  die  Feststellung  folgender  Punkte  von  Wichtigkeit: 

a)  Ist  Baumann  bei  seiner  Annitherang  an  die  Station  Malleray  mit 

vorschriftswidriger  Schnelligkeit  gefahren? 

b)  Waren  die  Bremsen  des  Zuges  gehörig  bedient? 

c)  War  es  unter  den  obwaltenden  TTm^stHnden  Baumann  mi5gHch,  mit 
den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  den  Zug  vor  der  Einfahrta- 
weiche  anm  Stehen  zu  bringen? 

d)  Hat  er  in  dieser  Richtung  sein  Möglichstes  gethan? 
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Ad  a.  Die  meisten  Zeugen  sprechen  von  einer  übertriebenen  Ge- 
sebwindigkeit  des  Znges  Nr.  363;  Banmann  Mgt  «elbst:  „Je  ne  eon* 

teste  pae  qne  je  marchais  d'une  vitesse  un  peu  trop  forte."  Allein  aile 
diese  Aussagen  betrcnVii  die  Ge(*(h\vindigkeit  des  Zuges  kurz  vor  dem 
Zupnninicnstopsf  ;  tlass  dicsclbf  in  diesem  Zeitpunkte  viel  zu  y-V.uk  war, 
liegt  aul  der  Hand,  da  ja  der  Zug  vor  der  Weiche  gilnzlich  hiitte  an- 
halten sollen;  es  fritgt  eich  eben,  ob  Bauinann  an  dieser  Zeit  die  Be- 
wegung des  Zuges  noch  in  seiner  Gewalt  hatte;  Baaroann  verneint  d\m 
bestimmt,  und  es  wird  diese  Frajro  weiter  unten  erörtert  werden.  Eine 
andere  Fraj^e  ist  die,  ol»  Baumann  bereits  beim  OrieiitiruTi«r^'f'ij?nft'  (disque 
d'orientation),  500  m.  von  der  Station  entfernt,  mit  vorschriftswidriger 
Fahrscbnelle  angelangt  sei ,  so  dass  er  schon  durch  sein  Verhalten  vor 
seiner  Ankunft  bei  diesen)  Signal  êchuldvollêr  Weise  den  Unfall  bedingt 
oder  wenigstens  beeinfiusst  liätte.  Kine  genaue  Ermittlung  der  Fahr- 
geschwindigkeit de«  Zuges  Nr.  3<!3  vor  dem  Orientiritngssiprrml  ist  nicht 
möglich,  weil  der  Gettchwindigkeitsmesser  —  ein  Apparat,  mittelst  dessen 
die  Fahrsehnelle  eines  Eieenbahnzuges  auf  einem  Papierstrelfen  in  be- 
stimmten Zeitintervallen  markirt  werden  kann  —  auf  der  Strecke  Recon- 
villier-Malleray  nicht  bestUndig  funktionirte.  Der  letzte  Markirpunkt  de» 
Gcschwindigkeitsstreifens,  also  der  letzte  Punkt  vor  dem  Zusammenstoss, 
zeigt  eine  Geschwindigkeit  von  42  km.  per  Stunde  an.  Indessen  hält 
der  Experte,  Herr  RStheli,  LokomotIvfUhi'er  der  schweiserischen  Central- 
bahn,  die  Angaben  des  Gcschwindigkeitsstreifens  nicht  fttr  richtig  mid 
erklîirt,  „si  la  vitesse  avait  été  de  4u  :\  4-  kilomètres  !\  l'heure  au  moment 
du  choc ,  les  trains  auraient  été  littéralement  broyés"  ;  die  v(m  der 
Polizeikammer  ernannten  Experten,  Herr  Dapplcs,  Ingenieur,  und  lierr 
Flnry,  Direktor  der  EmmenthalbahUi  erachten  zwar  die  Angaben  des 
Gesehwindigkeitsstreifens  als  wenigstens  annlthernd  richtig,  î^timtuen  aber 
mit  llt  int  Ivödieli  <lnrin  fiberein,  das^  die  Oeschwitidi^'kcit  des  Zuges 
Nr.  3G3  im  Augenblick  des  Zusammen.Hto.sscö  weniger  al.s  40  km.  per 
Stunde  betragen  musste;  sie  nehmen  nXmIich  an,  dass  die  letzte  Markirung 
auf  dem  Papierstretfen  nicht  unmittelbar  vor  dem  Zusammenstoss,  sondern 
einige  Zeit  früher  stattgefunden  habe.  Ilillt  man  zu  diesen  Erklärungen 
der  Experten  die  aus  den  Au^^  i-M-n  der  Zeugen  sich  ergebende  That- 
sache,  dass  die  Geschwindigkeit  des  Znges  Nr.  ."^GS  von  dem  Orien- 
timngssignal  weg  bis  zum  Bahnhof  sich  wenig  veiTingerte,  so  gelaugt 
man  zur  Annahme,  dass  die  Fahrgeschwindigkeit  des  fraglichen  Znges 
bei  seiner  Ankunft  beim  Orientirungssignal  wenig  Uber  40  km.  per  Stande 
betrug.  Diese  Sehnellip^keit  war  nun  aber  keineswegs  vorschriftswidrig. 
Der  „Anhang  zur  Fahrordnuug  der  Jura-Bern  Luzern-Bahii  vom  I.  Juni 
1889**  setzt  die  znlässige  Maximalgeschwindigkeit  auf  offisner  Linie  der 
Bahnstrecke  Tavannes-Court,  an  welcher  Strecke  Bfalleray  liegt,  anf 
60  km.  per  Stande  fest  und  föhrt  darin  fort:  „Langsamer  sind  stets  zu 
befahren  : 

tt)  Kurven  unter  looo"»  Radius  um  Vi5, 
f>)  r,  „  500»  „  „  Vio, 
c)     „        „      300-     „       „  V5.- 

Weitere  einscblügige  Vorschriften  Uber  die  Fahrschnelligkeit  der  Zllge 
sind  in  den  Reglementen  nicht  enthalten. 
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Da  sieh  laut  (lUtachtcu  der  Experten  Dapples  und  Flury  vor  der 
Station  Halleray  ein  450»  langes  GefXll  von  13  «/oo  mit  einer  115« 
langen  Kurve  von  50(i"*  Radius  betindet,  so  betrügt  die  zulässige  Maximal- 
geschwindigkeit  auf  diesem  DulinstUck  ."fl  km.  per  Stimdp,  cino  Sclinellîg- 
keit,  welche  von  Zug  Nr  363  am  2.  J?eptember  jedenfalls  nicht  erreicht 
wurde.    Die  Frage  (a)  ist  somit  zu  verneinen. 

Ad  b.  Das  Personal  des  Zuges  Nr.  363  bestand  am  2.  September 
aus  ZugfUlirer  und  2  KondukttMin  n ,  die  zusammen  5  Handbremsen,  näm- 
licli  2  DoppelbtTinsen  und  1  einr.u'lic  Bremse,  zu  bedienen  liatfeii; 
Lufldrucküreiiisapparat,  System  WeëlinghouBe,  mit  welchem  die  Maschine 
des  Zuges  versehen  war,  konnte  nicht  zur  Verwendung  kommen,  da  bis 
jetzt  diese  kontinoîrtîeiie  Bremse  nicht  gebraucht  werden  kann.  Kompo* 
sition  und  Rdlienung  des  Zuges  war  nach  den  Berichten  des  Ober- 
Betriebsinspektors  Gygax  und  des  Kontrolingenieui-s  Saluz  eine  richtige. 

Das  Broniserpersonal  vf>i  siclici  t  mm,  es  habe  schon  gebremst,  bevor 
Lokomotivführer  bauroann  das  Bremssignal  habe  ertönen  lassen,  und  zwar 
habe  es  so  stark  gebremst,  als  Uberhaupt  möglich  gewesen  sei;  dem  ent- 
gegen behauptet  Baumann,  es  sei  nicht  genttgend  gebremst  worden. 

Dass  gebremst  wurde,  ist  nach  den  Aussagen  der  Zeugen  Welten, 
Ri^tlilisbciprrr  und  BrUgger  als  heij^ostellt  zu  betrachten.  Frao^lich  ist 
nur,  ob  die  Bremsen  rechtzeitig  und  genügend  angexogen  wurde»;  in 
diesem  Punkte  kann  den  Ânsaagen  der  Bremser  keine  grosse  Beweiskraft 
beigemessen  werden ,  da  diese  I^te,  wenn  ^e  anders,  als  sie  es  than, 
deponirten,  si'h  selbst  btlasten  würden.  Nun  wurde  durcli  die  Probe- 
fahrten, welclie  am  5.  Januar  ISMi  auf  Veranlassung^  der  Polizei kammer 
mit  einem  dem  Zug  Nr.  305  vom  2.  September  mügiiclist  gleich  kom- 
ponirten  und  lielasteten  Zuge  ausgeführt  worden,  zur  Evidenz  konstatirl, 
dass  ein  solcher  Zug  wie  derjenige  des  Maschinisten  Baumann  am  2.  Sep- 
tember IHHO  auf  der  liampe  bei  Malleray  nbm-  Ziiliiilfeiialiiiic  der  Loko- 
motivbren^^^e  und  von  Contredampf  alleiu  durch  gehori'jc^i  Anziehen  der 
Wagenbremsen  in  erheblicher  Entfernung  vor  der  Einfahrtsweiche  der 
Station  zam  Stehen  gebracht  werden  kann,  und  dies  zwar  selbst  dann, 
wenn  die  Fahrschnelle  des  Zuges  beim  Orientirungssignal  50  km.  per 
Stunde  betrUgt.  In  wesentlich  gleielseni  Sinne  itiisserte  sich  der  Experte 
Röthcli  bereits  in  dem  erstinstanzlichen  Hauptverhandlungstormiue  vom 
10.  Februar  189U;  nach  Ansicht  dieses  Experten  bXtte  der  Zug  Kr.  303 
am  2.  September  bei  gehöriger  BiMlienung  der  Wagenbremsen  nur  dann 
die  Einfahrtsweiche  überschreiten  können,  wenn  der  Lokomotivführer 
Dampf  auffrebi?s«Mi  liUtte,  eine  Annahme,  die,  wie  derselbe  Experte  erklttrt| 
nach  den  oliwaitenden  Umstünden  durdiaus  unzulUssig  ist. 

ÂU8  dem  Angefttlirten  geht  hervor,  dass  Zug  Nr.  3U3  am  2.  Sep- 
tember die  Einfahrtsweiche  der  Station  Malleray  nicht  Überschritten  hXtte, 
wenn  die  Wagenbremsen  gehörig  angezogen  worden  wXren,  dass  somit 
dies  If'tztere  nicht  der  Fall  war. 

üb  bei  dieser  Sachlage  das  Bremsi  r personal  des  Zuges  eine  straf- 
rechtliebe  Verantwortlichkeit  trifft,  hat  die  Polizeikamracr,  da  die  Straf- 
untersuchnng,  soweit  sie  gegen  dasselbe  gerichtet  war,  anfgehoben  worden 
ist,  nicht  zu  beurtheilen.  WÄre  dies  indessen  der  Fall,  so  wilrde  in 
Betracht  zu  ziehen  sein,  dass  diese  Leute^  wie  das  Schweiz.  Fost-  und 
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Eiôenbîibn(lf^])?îvtoinent  in  »^eiiiem  Sehreiben  vom  24,  April  IMmi  au  das 
scbwek.  .lubtiüo-  uitd  l'oli^eidepaitemcnt  ausfuhrt,  wHliteiid  nie  aiu  2. 
tember  1889  ihren  ordentlieben  Ruhetag  faStten  haben  tM»llen,  atatt  dessen 
an  diesem  Tage  wieder  zur  Arbeit  kommandirt  wurde«  und  zur  Zeit  des 
Unfallej',  ahjrosehpn  von  3  Stunden  Nachtruhe,  bereits  vullo  24  Stunden 
kontinuirlich  im  Dienst  gestanden  liatten.  Die  menRchlichen  Kräfte  haben 
ibre  Grenzen  ond  ea  dürfte  sich  fragen,  ob  nicht  die  Bremser  in  analoger 
Anwendung  des  Pandektensatzes  ^nnlla  est  imposûbUiiim  obligatio**  von 
jeder  Haftung  zu  befreien  und  die  Verantwortlichkeit  eher  an  der  Stelle 
zu  suchen  wäre,  von  wo  die  allzu  grosae  Inanspruchnahme  dieser  Leute 
ausgegangen  ist. 

Ad  c.  Die  Frage  ist  durch  eine  der  auf  V^eran lassung  der  Polizei* 
karomer  am  5.  Januar  1891  ausgeführten  Probefahrten  in  verneinendem 

Sinne  entschieden  worden;  trotz  Bremsung  der  Lokomotive  und  trotz  dem 
Geben  von  f'nnlrfdnrnpf  war  es  hn  jener  Versuelisfalut  nielit  mî-f^Hch, 
den  Zug  ohne  ZuhUlfenahme  der  VVagenbreuiöen  auf  der  Kampe  bei 
Malleray  zum  Stillstand  zu  bringen.  Der  Hauptgrund  dieser  Thatsacko 
liegt  darin,  daas  die  Maschine,  mit  welcher  sowohl  der  Zug  Nr.  363  am 
2.  September  188!»  ab  auch  der  Versuchszuir  ;ini  5.  Januar  1801  be- 
spannt war,  zu  den  I>okomotiven  der  Serie  AU  gehört,  welehe  prf wohn- 
lich i;^chnellzUgc  bedienen  und  zu  leicht  sind,  um  deui  Druck  eines 
schweren  Güterzuges  im  Qefîllle  gehörigen  Widerstand  leisten  zu  können. 

Ad  d.  Durefa  die  Untersuchung  ist  festgestellt,  daas  Banmann  be> 
reits  oberhalb  der  Orientlmngsscheibe  dns  ßremssignal  gegeben  and  dass 
er  dappelbe  wenigstens  zwei  MmI  wiederliolt  li.it.  Aus  der  beselnvorenen 
Aussage  des  Zeugen  Kgli,  weUMier  am  2.  Se]»feni)ter  auf  der  M.isehiiie 
des  Zuges  Xr.  3G3  den  Dienst  eines  Heizers  versah,  in  Verbindung  mit 
dem  Zustand  des  Regulators  nach  dem  Zusammenstoss,  ergibt  sich  ferner, 
daas  Baumann  auch  Contredampf  gegeben  bat.  Rndlich  versichert  Egli, 
waf»  von  keiner  Seite  bestritten  ist,  dasa  er  selbst  die  Lokomotivbremse 
ungezogen  habe.    Die  Frage  (rf)  ist  daher  zu  bejahen. 

Aus  der  Beantwortung  der  vorstehenden  vier  Fragen  geht  klar  her« 
vor,  dass  dem  Maschinisten  Baumann  ein  schnldhaftes  normwidriges  Ver- 
halten, das  den  Tufall  vom  2.  September  verursacht  hXtte,  nicht  zur 
Last  gelegt  werden  kann. 

3.  Emil  Woher,  der  Führer  der  Lokomotive  des  Zuges  Nr.  72,  hatte 
zwar  die  Anzeige  Nr.  573  gelesen,  aber,  wie  er  selber  zugibt,  bei  seiner 
Ankunft  in  Halleray  wieder  vergessen,  dass  Mer  eine  Kreuzung  mit  Zug 
Xr.  3ti3  stattHnden  sollte.  Er  kam  zur  fahrpIanmKssigen  Zeit,  d.  h.  um 
1  h.  7  min.,  bei  der  Station  ^^aIIel•;^y  an.  fnhr  aber  7U2"estanilenerma!5fpn 
Uber  den  westliehen,  nliern  Foiizeipiaiil  iiinaus  ge«;en  den  westlichen 
KreuzungsspilÄ  zu.  l'm  wie  viel  er  den  Polizeipfuhl  Uberfahren  hat, 
iKsst  sicli  nicht  ganz  genau  ermitteln.  Auch  ist  nach  dem  Gutachten  der 
Experten  Dapples  und  Flury  eine  ganz  genaue  P^ixirung  der  Stelle,  wo 
der  Zufaminen'itoss  der  beiden  Züge  stattgefinxlen  liat ,  nielit  niM;::]ich  ; 
immerhin  i.isst  sich  aus  der  Mehrzahl  der  Zeugeuaubsiagen  in  üeberein- 
stimmung  mit  dem  genannten  Gutachten  der  Schluss  ziehen,  dass  der 
Zusammenstoss  zwischen  der  Schienenkreuzung  und  dem  westliclien  Polizei* 
pfähl  erfolgte,  und  zwar  nliher  der  Krenzungaspitze  als  dem  Poüzeipfahl. 
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Entscheidttiigen  in  Str«ft«cben. 


Da  Zug  Nr.  72  im  Moment  des  ZusaiuiiionätoSBes  wahrscheinlieh  bereits 
um  einige  Meter  zurlickgcfabreii  war,  so  ist  anzunehmeOi  dass  dieser  Zug 
wa1irMh«iii1icli  bis  nahe  snm  Kreasangsspite  und  jedenfallB  8ber  die  Mitte 
dur  DiBtaox  zwischen  Rreuzungsspitz  und  Polizeipfahl  vorgerückt  war. 
BemerkonRworth  ist,  dass  unter  den  obw^altenden  Umständen,  d.  Ii.  oben 
weil  Zug  Nr.  72  so  weit  vurgui'aliren  war,  der  Unfall  sich  ereignet  hätte, 
aneb  wenn  die  Einfahrtsweicbe  für  Zug  Nr.  363  auf  das  Ausweichgeleise 
gestellt  gewesen  wXre,  indem  dann  letsterer  Zng  den  Zug  Nr.  78  flanlcirt 
hätte;  diese  Thatsache  ist  durch  mehrere  Zeugenaussagen,  sowie  durch 
die  Déposition  dos  Experten  Rötheli  konstatirt. 

Nun  macht  Walser  zu  seiner  Entlastung  geltend,  er  nei  lediglich  auf 
Befehl  des  Stattonsvorstandes  Robert  Uber  den  Polizeipfahl  hinausgefahren; 
als  er  mit  seinem  Zuge  in  den  Bahnhof  Malleray  eingefahren  gewesen 
sei,  habe  Robert  dem  Heizer  des  Zuges,  Ernst  Paul  Ilächler,  das  Zeichen 
zum  Avanciren  gegeben,  und  dieser  halx'  iinn  den  lîefehl  des  Statiou.t- 
vorstandes  Übermittelt.  Diese  Darstellung^  wird  vuu  dem  Zeugen  lliictilur 
voll  und  gana  bestätigt;  ein  anderer  Zeuge,  .Joseph  Baohmann,  deponirt, 
Walser  und  HSehler  hätten  ihm  am  Tage  naeh  dem  Unfall  erkllrt,  |,qne 
s'ils  avaient  dépassé  le  piquet  de  police,  c'était  sur  les  signaux  donnés 
par  le  chef  de  gare"  ;  zieht  man  endlich  in  Erwiîgung,  dass  lîohprt  sehr 
wohl  eiu  solches  Sigual  geben  konnte,  da  er  ja  von  der  bevorstehenden 
Kreusung  nichts  wusste  und  bei  Nichtstattfinden  einer  Kreusnng  eine 
Ueberschreitung  des  Polizeipfahls  durch  den  einfahrenden  Zug  oft  vor- 
kommt, so  kaini  die  oben  erwähnte  Behauptung  Walser's  als  «rwiesen 
angenommen  werden. 

Dadurch  ist  aber  Walser  von  der  Verantwortlichkeit  für  das  üebcr- 
fahren  des  Polizeipfahls  befreit.  Denn  das  „Allgemeine  schweizerische 
Reglement  Uber  die  Zirkulation  der  ZUge"^  vom  16.  Juli  1880  bestimmt 
untri- Ziffer  F,  ^Manœuvres  dans  les  gares",  in  Art.  .'G  :  j,Les  mécaniciens 
doivent  obéissance  aux  agents  chargés  de  la  direction  des  manœuvres 
poui  tout  ce  qui  concerne  l'exécution  de  celles-ci." 

Mun  kann  übrigens  auch  nicht  sagen,  Walser  wUre  jedeufalls  nicht 
Itber  den  Poliaeipfahl  hinausgefahren,  wenn  er  sich  an  die  in  der  Anzeige 
Nr.  573  vorgeschriebene  Ausfiilirung  des  Zuges  Nr.  .'363  und  die  Kreu- 
zun'.r  dpsfiellten  mit  seinem  Zii;.':<'  erinnert  hätte;  denn  bei  dem  ^^a^gel 
jeglicher  Deckung  «1er  westliclien  Einfahrtsweiche,  bei  der  Stelliin;;  dieser 
Weiche  auf  das  nämliche  Geleise,  auf  welchem  der  Zug  Nr.  72  einge- 
fahren war,  endlich  bei  dem  direkten  Befehl  des  Stationsvorstandes  zum 
Avanciren  konnte  er  glauben,  die  Bahnverwaltung  habe  au.s  irgend  einem 
Grunde  von  der  Ausführung  des  Fakultalivzugcö  abstrahirt 

Dass  Walser,  wie  er  behauptet,  Oontiedampf  gab,  sobald  er  das 
lleraimahen  des  Zuges  Nr.  3G3  bemerkte,  ist  zwar,  weil  nur  von  einem 
Zeugen,  dem  Heizer  Hächler,  bezeugt,  nicht  strikte  erwiesen,  aber  immer- 
hin sehr  wahrscheinlich  und  auch  von  keiner  Seite  bestritten. 

IV.  Der  einzige  der  heutigen  Angeschuldigten,  der  nach  den  vor- 
stehenden Ausführungen  filr  den  Unfall  vom  2.  September  strafrechtlich 
verantwortlich  erscheint,  ist  df*r  Stationsvorstand  Robert,  und  es  handelt 
sich  nur  noch  darum,  die  fStrate,  welche  denselben  gemäss  Art.  G7  l  das 
Bnndesstrafgesetzes  treffen  muss,  auszumessen. 
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Oowiss  vnrdipnt  pîn  Bahnbeamtpr,  Jer  dur  li  NachlässigktMt  in  der 
Erflillun^'  seiner  Dienstpflicht  einon  Kiftcnbaluiuufall  verursacht,  stren,?e 
Bestrafung;  denn  der  Ëisenbuhiibetrieb  ist  ein  so  komplizirter  und  ein 
80  g«flhrlieher)  dftBB  derjenige,  der  sich  zu  einem  Bestandtheil  dieser 
Maschinerie  gemacht  hat,  sowohl  an  i=.\rh  selbst  die  höchsten  Anforde- 
riinp^en  betreffs  Aufnierksanikeit  und  l'ilnktlifbkpit  im  Difn^Jtn  sTrlIni. 
als  auch  ^'('\vi(rti;j:»'n  mus?»,  dass  diesbezügiicli  vi^n  Andern  ein  strenger 
Idassstab  an  sein  Verhalten  gelegt  wird.  Auch  war  zweifellos,  wie  schon 
oben  bemerkt  wurde,  das  Nichtlesen  der  Anseige  Nr.  573  sdtens  des 
Robert  ein  grobes  Verschnlden,  ein  strttfliclier  Leichtsinn. 

Doch  sprechen  auch  Gründe  fUr  eine  Mildening  der  zu  erkennenden 
Strafe.  Robert  ist  bisher  nicht  bestraft  und  -/«Miiefst  in  der  Gemeinde 
Malleray  einen  ausgezeichueten  Leumund.  Ik-äunders  aber  dient  zu  einer 
theilweisen  Entlastung  des  Angeschuldigten  die  Thatsache,  dass  die 
Etsenbahngesellschafti  bei  welcher  derselbe  angestellt  ist,  den  Bahnbetrieb 
auf  der  Station  Malleray  nicht  mit  denjenigen  Garantien  der  Sicherheit 
umgeben  hatte,  wolelic  nacli  der  Ansicht  des  schw^i/  Post-  und  Eis^-n- 
bahndepartements  dem  derzeitigen  Stande  der  Toohnik  entsprecbeu  und 
welche  dieses  Departement  in  Austtbong  des  dem  Bond  Ober  den  Bahn» 
betrieb  zustehenden  Oberaufsichtsrechts  seit  Jahren  von  der  Gesellsdiaft 
gefordert  hatte.  Trotz  der  ungtinstigcn  Lage  der  Station  Malleray  — 
wegen  der  Kurve,  welche  die  T^ahnstrerke  vor  der  Station  in  der  Rich- 
tung nach  iieconvillier  beschreibt,  und  wegeu  des  hUgeligen  Terrain»  ist 
daselbst  das  Herannahen  eines  Zuges  von  der  bezeichneten  Richtung  bis 
auf  kurze  Distanz  von  der  Station  nicht  bemerlcbar  —  waren  am  Tage 
des  Unfalles  auf  dieser  Station  weder  Abschluss^ignale  (Wendescheiben) 
gemäss  Art.  27  des  „Allgemeinen  Reglements  Uber  den  Sigoaldienst  auf 
den  schweizerischen  Normalbahnen"  vom  i.  Juni  188G  noch  Glocken- 
signale  vorhanden.  Dorch  die  Einrichtung  solcher  Signale  wäre  aber 
nach  Ansicht  des  Kontroiingenieurs  Saloz  und  des  Schweiz.  Post-  und 
Eisenliahndepartcments  der  Unfall  vom  2.  Septt  ni!)er  18S'.>  sielierlirli  ver- 
htitet  worden.  Jedenfalls  war  es  Pilicht  der  IiHling«'sellsehat"t,  alle  tech- 
nisch möglichen  und  erforderlichen  Einrichtungen  zum  Zwecke  der  Siche- 
rung des  Betriebs  zu  treffen  und  so  den  physischen  und  Intellektuellen 
Kräften  des  Bahnpersonals  mechanische  beizugesellen,  welche  geeignet 
sind,  diese  menschliehen  Kräfte  itt  unterstützen  und  bis  zu  einem  ge* 
wissen  (irade  selbst  zu  ersetzen. 

Dass  dieser  Pflieht  seitens  der  Hahngesellschaft  nicht  vollständig 
genügt  wurde,  bildet  jedenlalls  einen  Faktur,  der  die  Schuld  des  Stations- 
Vorstandes  Robert  in  einem  milderen  Lichte  erscheinen  ISsst. 

V.  Was  die  Sehadenersatzfordening  anbelangt,  welche  durch  die 
Bahngesellscbaft  adhUsionsweise  gegenttber  den  Angeschuldigten  geltend 
gemacht  wird,  so  erscheint  es  in  Anbetracht  der  vielen  und  zum  Theil 
noch  nieht  feststellHaren  Faktoren,  welche  die  Rfstimmung  des  Schadens- 
betrages und  des  IJmfanges  der  Ersatzptliclit  beeiniiussen,  als  angemesseu, 
die  Klägerin  mit  ihren  Begehren  an  den  Zivilrichter  zu  verweisen. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die  Polizeikammer 

erkannt  : 
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I.  Karl  Bauiiiaiu)  und  Emil  Walser  niiid  von  den  gegen  sie  erhobenen 
Anklagen  freigei^prochen,  ohne  KntschHdiguu^. 

II.  Louis  Kniest  ßobert  ist  schuldig  erklUrt  der  Widerhandlung  gegen 
die  Voncbrift  von  Art.  67|  lit.  6,  des  Bundesgeselzes  Uber  das  Bundes- 
atrafrecht  vom  6.  Aprit  1853. 

III.  Derselbe  ist  in  Anwendung  der  genannten  OeaelsesBtelley  sowie 
des  Art.  74  und  8  des  citirten  Gesetses,  Art.  36ö,  368  und  468  8t.-V. 

vpriirtheilt  : 

1.  kdiTcktioiioll  zu  20  Taf^rn  Gef^infTniss  und  Fr.  50  Geldbussp,  wolrh' 
letztere  liir  den  Fall,  dass  8io  nicht  innerhalb  der  Frist  von 
3  Monaten  erbältlich  ist,  oder  im  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  des 
Venirtheilten  in  10  Tage  GefMngniss  ttragewandelt  sind; 

2.  SU  den  Kosten  des  Staates,  bestimmt: 

n)  die  erstinitanzlichcn  auf  Fr.  oOf).  î)ô, 

6)  dif  Rf'kni-.skostpn  des  R.  A.  Münster  auf  Fr.  55G.  90, 

c]  die  uberiiistanzliclien  aiit'  Fr.  42. 

IV.  Die  Jura-Simplon  !>alin^^*  Seilschaft  ist  mit  ihrem  Entscbädigungs- 
begehren  so  den  Zivilrichtcr  gewiesen. 


8.  UrUieil  vom  9.  Januar  1892  in  Sachnn  Jnsepii  Marlin  Weibel. 

Ungriif'fiaule  Eröß'nttwj  eines  rei/ierunffsniHilichpu  Besrjihfsges,  durrJt 
t'ililicn  cltK*m  Sdiufizerhi'n'/fçr  fiii'  XierferlaaisHtty  im  K'vnt'iD 
tutzuijen  aird.  Das  JJeireltn  lita  KauluH)^  und  der  itHiiber- 
yehciidc  Aufenthalt  im  (Jchiete  dcsseWen  kann  einem  Sthurizer- 
bilrger  nidU  verboten  werden  (Art,  44  der  Bundesverfamit^). 

Vrtheil  der  PoUzelkammets 

1.  Durch  Beschluss  des  hernischen  Re<rierun;;8ratlie8  vom  KJ.  Februar 
1887  wurde  J<.>pp}i  Martin  Wrüit  l  von  S(  li(U!Lr''n  K.niton  Luzern'i,  <ln- 
mal9  Wirth  zum  Waldhorn  in  Biel,  bleibend  aus  dem  berniächen  Gebiete 
fort^çewiesen. 

Am  15.  November  18U0  beschloss  sodann  der  Regieruugsrath,  ge- 
stutzt auf  Art.  i  des  Dekrets  vom  1.  Mitrz  1858  betreifend  die  Straf- 

bestiiiiinunfjen  über  Widerbandlung:en  {»ejjen  Verordnungen,  Réglemente  und 
Be8clilUs.se  dfs  lî^^'irioninfraratlies,  Tphertretungen  des  Au<îwcisim^«- 
bescbluûâes,  d.  ti.  das  lietreten  des  bernischen  Gebietes  seitens  det»  Weibel 
ohne  spezielle  Bewilligung  der  Polizeidirektion,  mit  einer  Busse  von 
60— 2<>u  Pranken  und  überdies  mit  öffentlicher  Arbeit  oder  Gefiingniss 
von  H  'ra^:en  zu  bedrohen  und  die  Polizeidirektion  mit  der  Eröffnung  und 
Vollzielinn;r  (lif»>äf;<  ßesclilii88e8  zu  btaurtra^en. 

Nun  wollte  Weibel  am  22.  Septemlier  IH'.U  von  Luzern  Uber  Biel 
nach  Neuenburg  reisen  ;  er  wurde  aber  auf  dem  Bahnhof  in  Biel  verhaftet 
und  in's  Untersucbungsgefllngniss  abgefllhrt;  ein  Retoorbiilet  Losem* 
Neuenburg  wurde  ihm  abgenommen. 
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2.  Durch  Urtbeil  des  Gerichtspräsidenten  von  Biel  u  nrdp  Weibel  des 
FortwetRUUgsbruclies  schuldig  erkiäit  und  iu  Auwendung  des  Beschlusses 
des  bernisehen  Regiernngsrathes  todi  15.  November  1890,  Art.  1,  des 
Dekrets  vum  1.  März  1H58  und  Art.  3G8  St-Y.  polizeilich  zu  3  Tagen 
Gefängnifis,  Fr.  50  Geldhusj-e  und  zu  den  Kosten  des  Staates  verurtbeüt. 

3.  HeL'on  diesrs  ritluil  erklärte  der  Angescbaldigte  sofort  die  Ap- 
pellation :in  die  Poli/rMkaiiiincr. 

4.  Dastj  «Icr  Aus\v(Msiiii;.'sI)(>('hInss  des  Hegierungsratlics  vom  10.  Fe- 
bruar 1887  dem  AngescliuMiglei»  persönlich  eröffnet  worden  ist,  wird 
von  demselben  nicht  in  Abrede  gestellt;  wohl  aber  bestreitet  Weibel, 
dass  jemals  eine  pcifimlichc  Erötlnung  des  Beschlusses  vom  15.  November 
ISOi)  stattgeftiiiil»'))  liabf und  in  der  Thnt  steht  aktenmassig  fe^t,  dass 
dies  letztere  nicht  geschehen,  sondeni  der  BeschlusH  vom  15.  November 
1890  lediglich  in  das  Amtsblatt  des  Kantons  Bern  eiugerUckt  wordeo 
ist.  Wie  nnn  ans  einer  Bescheinigung  des  Stadtrathes  von  Lazern 
vom  10.  Dezember  18U0  hervorgeht,  war  Weibel  zu  dieser  Zeit  in 
Lnzcrn  als  Kigcntlilfmor  eines  dt)iti^ren  Gasthofes  wohnhaft;  er  besass 
demnach  ein  festes  Douii/Ji  in  der  »Schweiz  und  es  wUre  den  bernischen 
Behörden  wohl  möglich  gewesen,  da.^selbe  ausfindig  zu  macheu.  I.st 
dem  aber  so,  so  hat  eine  genügende  Eröffnung  des  regierungsrtttbliehen 
Beschlusses  vom  15.  November  1800  nicht  stiittgefnndcii.  FUr  riiie  lex 
specialis,  Jtl-;  wflclip  sicli  ilor  fratrliclic  H'^  -lilnss  rhaiaktcrisirt,  können 
nämlich  ortenbar  die  \  orschriften  betrellLMui  die  Verkündung  allgemein 
verbindlicher  gesetzgeberischer  Erlasse  nicht  gelten.  Es  zcssirt  hier  der 
Qrnnd,  auf  welchem  jene  Vorsehriften  beruhen ,  die  Cnmttglichkeit  näm* 
lieh,  die  allgemein  verbindlichen  Gesetze  allen  denjenigen,  an  welche  der 
in  ihnen  enthaltene  Befehl  gerichtet  ist,  direkt  zur  Kcnntniss  zu  bringen, 
und  es  greift  desshalb  fllr  die  lex  specialis  der  ans  der  Natur  des  Ge- 
setzes als  eines  staatlichen  Befehls  sich  ergebende  Grundsatz  uneinge- 
sehrSnkt  Platz,  dass  das  Gesetz  nur  auf  den  Anwendung  leidet,  der  mit 
dem  Inhalt  desselben  bekannt  gemacht  worden  ist.  Da  somit  die  persön- 
liche Eröffnung  des  Beschlusses  des  Regierungsrathps  vom  15.  November 
1890  an  den  durch  denselben  Betroffenen  unerlUsslich  ist,  eine  solche 
Eröffnung  aber  im  Zcitpuuktc,  wo  die  inkriminirte  Handlang  begangen 
wurde,  noeh  nieht  stattgefunden  hat,  so  kann  die  in  jenem  Beschlüsse 
aufgestellte  Strafandrohung  auf  diese  Handlung  nicht  angewendet  werden, 

Uebrigens  rauss  ein  freisprechendes  Urtbeil  in  vorliegeiub  ni  Falle 
anch  ans  dem  Grunde  erfolgen,  weil  der  BesrliltîPs  des  Regieninirsr.ithes 
vom  16.  Februar  1887,  insoweit  er  das  Betreten  ties  bernischen  Gebietes 
seitens  des  Weihet  schlechthin  verbiete^  zu  Vorschriften  der  schweizerischen 
Bundesverfassung  im  Widerspruche  steht  und  desshalb  unwirksam  ist. 
Das  Verbot  des  Hetretens  des  Karitonsgebietes  ist  augenscheinli<'li  gleieh- 
bedeutend  mit  einer  Vert>annung  aus  demselben.  Nun  darf  aber  nach 
Art.  41,  AI.  1,  der  Bundesverfassung  kein  Kanton  einen  Kantonsblirger 
aus  seinem  Gebiete  verbannen  (verweisen),  und  da  Art.  60  B.-V.,  welcher 
die  Kantone  verpflichtet,  alle  Schweizerblirger  in  der  Gesetzgebung  so* 
wohl  als  im  geri(  Iitlichen  Verfahren  den  Bllrgern  des  eigenen  Kantons 
gleich  zu  halten,  nach  konst.nnter  l'raxis  des  Btindc's^'eriohts  ''vgl.  Hlumer- 
Morel,  Handbuch  des  scliweiz.  Bundesstaatsrechts,  ;i.  Aull.,  pag.  578  sq.) 


268 


£utsclii'iduageu  in  dtratàacben. 


auch  für  Art.  44,  AI.  1,  B.-V.  gilt,  so  ist  auoli  die  Verbanoiing  eines 

ScItweAzerbürgers  durch  eine  kantooale  BefaSrde  aas  dem  Gebiete  des 

betiefTpnden  Kantons  unzulUss^i^. 

Art.  4  5  B.-V.,  auf  den  sirli  der  regieruiigBräthliche  Heschliiss  vom 
16.  Februar  1667  BtiiUt,  gibt  den  KantoneD  allerdings  die  Hefugriiss, 
anter  bestimmten  Voranssetsnngen  einem  Schweizerbttrger  die  Niedet'- 
loisung  zu  entziehm.  Allein  der  polizeiliche  Entzug  der  Niederlassung 
begreift  das  Verbot,  das  betrotfende  Kantonsgebict  zu  betreten,  keines- 
wegs in  sich  ;  in  einem  Gutachten  des  eidgenössischen  Justiz  und  Polizei- 
departcmentb  an  den  seliweizenscben  Bundesrath,  auf  welcheë  Gutachten 
iiin  letstere  Behörde  am  6.  November  1861  die  Regierung  des  Kantons 
Losem  einlud,  das  luzernische  Krianinalgesetibuch  in  mehreren  Beziehungen 
abzuändern,  wird  im  Gegentheil  l  et.  rtt.  der  polizeilichen  Rntziohung 
der  Niederlassung  folge  nur,  ^Ua^ä  der  datait  Belegte  sich  niciit  mehr 
doMemd  im  Kanton  anflialten  darf,  während  ihm  dagegen  nach  wie  vor 
dos  Recht  der  freien  Zirkulation  und  des  momentanen  Aufenlhalte 
im  Lande  verbleibt^.  Danach  kann*  dem  Angeschuldigten  Weibel  das 
Betreten  des  Gebietes  des  Kantons  Bern  und  der  vorliberf^ehendc  Aufent- 
halt auf  demselben  durch  eine  beriiische  Behörde  nicht  Nnrksam  verboten 
werden,  und  es  ist  daiier  Weibel  vorliegend,  da  er  das  bemisebe  Gebiet 
aweifclloB  lediglich  zum  Zwecke  der  Durchreise  betreten  hat,  von  Schuld 
und  Strafe  freizu.-^piechen. 

Da  die  im  Bisherigen  angeführten  Gründe  zur  Freisprechung  des 
Angeseliuldigten  vollauf  genügen,  so  sieht  sich  die  Polizeikammer  nicht 
veranlasst,  beute  auf  die  PrUfnng  der  seitens  der  Vertheidigung  aufge- 
worfenen Frage  der  Verfassungsmässigkeit  der  beiden  in  Betrachtung 
fallenden  Beschlüsse  des  Kegierungsratlies  nach  berniscbem  Staatsrechte 
einzutreten. 

Dem  Angeschuldigten  Weibel  gebührt  liir  die  schuldlos  ausgestandene 
Untersuchungshaft  eine  angemessene  EntschXdigung. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die  Polizeikammer 

I.  Joseph  Martin  Weibel  ist  von  8cliultl  und  .Strafe  freige^proclien. 
11.  Demselben  ist  eine  Entschädigung  unkl,  Kosten)  von  Fr,  lUO 
zuerkannt. 

III.  Kosten  und  EntschSdigung  hat  der  Staat  au  tragen. 

i^.  Urtheii  vom  27.  April  1892  in  Sachen  August  Schmutz. 

Zum  ThiUbestand  des  Betrüge». 
Vrikeit  der  JfoUzeikammef: 

1.  Baggermeister  August  Sehmutz  wird  vom  Anzeiger  Jakob  Gygax, 
Mascbin^fttbrer  auf  dem  BaggcrschilT  bei  den  Kanalbauten  in  Interlaken, 
besdmldigt,  er  habe,  als  diet^er  ihm  Samstags  den  12.  September 
behufs  Be/aliinnfr  eim  r  Schuld  flir  Kost  M>n  Fr.  21.  50  irrthümlieherwcise 
statt  einer  Fünt/i-tVanken-Banknote  eine  solche  von  100  Fr.  Überreichte 
auf  diese  Banknote  nur  Fr.  22.  50  herausgegeben. 
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2.  Es  erhebt  sich  Ktinächst  die  Frage,  ob  die  eingeklagte  Handlung 
nach  bernisuiiem  Kechte  Uberhaupt  strafbar  sei  und,  wenn  ja,  unter 
welchen  Deliktethatbestend  dieselbe  falle.  Dabei  kommt,  da  et  sieh  hier 
auf  der  einen  Seite  um  ein  V'cr.scliWL'i^en  der  Wahrheit,  auf  der  andern 
Seite  um  einen  Vermügensadiadeii  handelt,  in  erster  Linie  das  Delikt  des 
BetrUfrcH  in  Bctraciit. 

Mau  kann  »ich  fragen,  ob  dieses  Delikt  vorliegend  nicht  t»cbon  des- 
halb ausgeschlossen  sei,  weil  das  Verhalten  des  Angeschuldigten  ein  hlotê 
passive»  gewesen  sei.   Denn  wenngleich  das  berniscbe  Strafgesetzbuch 

in  Art.  231  neben  der  Vorspiegelung  falscher  und  der  Unterdrückung 
wahrer  Thatsachen  auch  die  Verschweigung  wahrer  Thntsachen  als  mög- 
liche Begebungsweise  des  Betruges  nennt,  so  geht  doch  aus  der  Benutzung 
des  WSrtehens  |,mitteUt*^  im  Geeetsestexte  detitlieb  hervor,  dass  auch 
das  bernische  Recht  Kawalzusammenhang  zwischen  dem  Verhalten  des 
ThHters  und  der  vermögenssrhridigendeii  V«'rfllf^uu;;>liandhing  eines  Andern 
erfordert.  !Tnd  dariHx  r,  da>s  ein  rinn  passives  N'erhalten  nicht  kausal 
ist,  kann  wohl  kein  Zweifel  herrschen.  Vorliegend  ist  nun  entschiedeu 
mehr  als  ein  bloss  passives  Verhalten  eingeklagt. 

Wer  eine  Zahlung  durch  Uebergabe  von  Geldstücken  oder  Banknoten 

leistet,  erwartet,  wenn  er  irrtbümlicher  Weise  zu  viel  bezahlt  oder  ein 
(icldstUck  oder  eine  Banknote  von  grösserem  Werthe,  als  er  Treben  wollte, 
gegeben  hat,  dass  ihu  der  Empfänger  auf  seineu  Irrthum  aufmerksam 
machen  und  das  zu  viel  Bezahlte  aurUckzahlen,  bezw.  auf  das  gegebene 
Zahlungsmittel  richtig  herausgeben  werde.  Wenn  demnach  der  Empfänger 
stille  schweigt  und  im  ersten  Falle  nichts  zurtickznhlt,  im  zweiten  Falle 
auf  dasjenige  Zahlungsmittel  herausgibt,  welche«  der  Zahlungsleistende 
irrthUmlicher  Weise  gegeben  zu  haben  glaubt,  so  be&tärkl  er  den  irrtiium 
des  Letztem,  sein  Verhalten  ist  ein  konkludentes  und  steht  der  ans- 
drttcklichen  Behauptung  einer  falschen  Thatsache  gleich. 

Gerade  in  Betreft'  der  Frage  des  Kausalzut»ammenhange8  ist  freilich 
ein  weiterer  Zweifel  an  der  Taii;rliehkeit  der  eingeklagten  Thatsachen 
zur  Annahme  eines  Betruges  möglich.  Es  kann  niimlich  fraglich  er- 
scheinen, ob  nicht  die  Bestärkung  des  Irrthums  des  Zahlenden  durch  den 
EmpfUnger  erst  dann  erfolgte,  als  der  Erstere  die  ihn  selbst  schSdigende 
Handlung  bereits  vorgenommen  hatte  y  so  dass  ein  Kausalzusammen- 
hang zwischen  IrrthnmMbestärkunfr  und  dem  Eintritt  d<  s  V<'rmöp:ensschaden8 
nicht  bestehen  würde,  indessen  i»t  auch  diescH  licdenkeu  nur  dem 
Scheine  nach  begründet.  Denn  gibt  .Temand  bei  ehier  Zahlung  inter 
présentes  ein  bestimmtes  Zahlungsmittel,  ein  Geldstück  oder  eine  Bank- 
note, zum  Auswechseln,  so  wird  die  Verfn;7ang,  durch  welclie  (  r  das 
Zahlungsobjekt  in  das  Vermögen  des  1 'njjfangers  Ubertr.i^^t,  ei>t  dann 
perfekt,  wenn  er  daä  Aushergeld  iu  Lmpfang  nimmt.  Wenn  demnach 
der  Empfänger  auf  dasjenige  Zahlungsmittel  herausgibt,  welehes  der 
Zahtnngsleistcndc  irrtlilimlit  her  Weise  gegeben  zu  haben  glaubt,  und  wenn 
er  den  Letztern  dadiiK  h  in  seinem  Irrthum  bestUrkt,  sio  tritt  diese  Wir- 
kung in  der  Person  des  Zahlenden  ein,  bevor  dieser  in  delinitiver  Weise 
Uber  das  Zahlungsobjekt  verfUgt  hat,  und  gerade  die  Bestärkung  hcIü&s 
Irrthums  ist  es,  die  denselben  bestimmt,  die  ihn  sebttdigeude  Vermögens* 
rechtliche  Verfügung  durch  Annahme  des  Aushergeldes  perfekt  zu  machen. 
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Die  eingeklagte  Handlung  enthält,  wie  aus  dem  Vorsteheuden  erhellt, 
fiberiiaapt  alle  objektiveD  Merkmale  des  Betruges;  isl  die  DarBtellnnsr 
der  Anzeige  ri.chlig,  $o  hat  der  Angeschuldigte  Schmiita  den  Anzeiger 

Gygax  in  einem  Irrthum  bestärkt  und  durch  dieses  Mittel  zu  einer  ihn 
selbst  >clirîdigenden  vermi^j^enarccbtlichen  VerfUgung  zu  Beinen,  des  An- 

gescliuldigit'u,  Gunsten  bcKtimmt. 

In  subjektiver  Beziehung  erfordert  das  bernische  Hecht  zum  Delikt 
des  Betrug»  Vorsatz,  sowie  die  Absicht,  mittelst  der  bebügeriBcben  Hasd- 
lang  „einem  Andern  an  schaden  oder  sich  oder  einem  Andern  einen  rechts- 
widrigen Vortlit  il  zu  verschaffen".  Diese  Willcnshtstimmung  muss  beim 
Thüter  im  Zeitpunkte  seines  irrthumscrregenden  reëp.  in tlininshestHrken- 
den  Verhalten.s  vorhanden  nein.  Der  Angeschuldigte  :3cliuiutz  kann  somit 
nur  dann  des  Betrages  sehnldig  erklSrt  werden,  wenn  festgestellt  ist,  dass 
er  im  Angenblick,  als  er  auf  die  Banknote  herausgab,  bereits  wnsste, 
dass  Gygax  eine  Iluadertfrankennote  gegeben  batte,  diese  Tbatsache  also 
dolos  verschwieg. 

Ist  ein  Beweis  nach  der  letztem  Kichtung  hin  nicht  erbracht,  so 
hat  sich  Scbmutc  ttberhaapt  einer  strafbaren  Handlung  nicht  scbutdig 
gemacht;  denn  da  nach  dem  hier  massgebenden  Schweiz.  Obligationen* 

recht  das  Eigenthum  an  der  Banknote  auf  den  gutpläuMprcn  Empfänger 
Ubergegangen  ist,  so  kann  in  diesem  Falle  auch  von  Unterschlagung  nicht 

die  Rede  sein. 

3.  Nac  hdem  nunmehr  die  rechtlichen  Gesichtspunkte,  von  welchen 
der  Oeriohtshof  in  vorliegendem  Falle  ausgeht,  klargelegt  sind,  ist  anf 
das  Ergebnies  der  BeweisfUhrnng  einzutreten. 

Der  AuL'eschuldigte  bestreitet  nicht,  auf  die  ihm  von  Gygax  über- 
reichte Ranknote  Fr.  22.  50  herausgegeben  zu  haben,  versicîicrt  a'uM ,  "i- 
habe  nicht,  wie  Gygax  behauptet,  eine  Hundertfrankennote,  soudoin  bloss 
eine  FUnfzigfrankennotc  erhalten.  In  der  That  ist  nun  für  die  Wahrheit 
der  Behauptung  des  Anzeigers  ein  der  formellen  Beweistbeorie  unseres 
Strafjprozesses  genliir'-ndt  r  Beweis  in  den  Akten  nicht  vorbanden.  Aller- 
dinirs  wird  diese  Behauptung  durch  die  îueidigte  Aussage  des  Zeugen 
Vinzenz  Megi  unterstützt.  Für  ihre  Walirlieit  spricht  ferner  die  That- 
sache,  dass  Gygax  den  Angeschuldigten,  sobald  er  denselben  wieder 
angetroffen,  oitmlich  Hontags  den  14.  September  189â,  zur  Rede  gestallt 
mul  von  ihm  Herausjrabe  der  zu  viel  bezahlten  Fr.  50  verlangt  hat.  AUeiu 
diese  Kfklnmritîon  kann  nicht  als  ein  vollgültiges  Indizium  im  Sinne  der 
Zitier  4  des  Art.  363  8t. V.  betrachtet  werden,  da  sie  nicht,  wie  die 
erwähnte  Gesetzesstelle  verlangt,  unmittelbar  nach  dem  inkriminirten 
Vorfalle  erhoben  worden  ist.  Zudem  wird  die  Aussage  des  Zeugen  Hegi 
durch  diejenige  eines  andern  Zeugen,  des  Heinrich  Süss,  einigermassen 
abgeschwächt  Slis^  deponirt  niimlich,  er  habe  dem  Schmutz  am  Nach- 
mittag des  12.  äepttniber  zur  Bezahlung  seiner  Schuld  für  Kost  eine 
Hundertflrankennote  gegeben;  bei  di^em  Anlasse  habe  8chmntz  gesagt, 
er  glaube,  er  habe  nicht  genügend  Aushergeld,  dann  aber  gleich  darauf 
bemerkt,  er  habe  doch  solches,  indem  er  von  Gygax  eine  Fünfzigfranken - 
note  empfnnt:r"n  hal)e.  Froilirh  ist  die  Mögliclikcit  iiirht  aiijäljeThlossen, 
dass  Schmutz  die  erwähnte  Bemerkung  lediglich  zu  dem  Zwecke  gemacht  hat, 
um  einem  ktfnfllgen  Verdachte  vorzubeugen  ;  doch  ist  dies  jedenfalls  nicht 
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zu  präsumiren.  Endlich  ist  noch  zu  bemerken,  daas  Gygax  seine  Straf- 
anzeige erst  am  2û.  November,  also  erst  nach  Verlauf  von  mehr  als 
swei  Monaten  seit  dem  eingekUi^iten  VorfaUi  erhoben  hat. 

Uebrigens  würde  der  Gerichtshof,  wenn  auch  der  Beweis  der  lieber- 
gäbe  einer  Ilundertfrankennote  wirkücli  »rbiatlit  wäre,  «loch  niclit  ftlr 
erwiesen  erachten  können,  dass  Schmutz,  als  er  die  Fr.  22.  od  luraus- 
gegebcn,  den  Irrthum  des  Gygax  gekannt^  somit  dolos  gehandelt  hat. 
Bei  einem  Angeschaldigten  wie  8chmntz,  der  noch  nie  bestraft  worden 
ist,  einen  guten  Leumund  geniesst  und  von  Seite  seiner  Arbeitgeber  ge* 
rade  auch  beziij^licli  s.  incr  AuffUliniii';  die  besten  Zeugnisse  besitzt,  ist 
diese  Annahme  nur  dann  zulUssig.  wenn  Umstünde  obwalten,  aus  denen 
sieh  dieselbe  mit  logischer  Nothwendigkeit  ergibt  ;  solche  Umstünde  linden 
sieb  aber  in  den  Alcten  nieht  vor. 

4.  Binen  Antrag  auf  Zuerkennnng  einer  Entschüdigung  hat  der  An- 
geschuldigte nieht  gestellt;  m  dass  eine  niihere  Prllfiing  der  Frage,  ob 

■eine  solche  begründet  sei,  nicht  nöthig  erscheint. 

5.  Da  möglicher  Weise  dem  Oyjrax,  der  pich  als  Zivilpartei  gestellt 
hat,  der  Beweis  dafür,  dass  er  wirklich  eine  Hundertiranken-Banknote 
gegeben  bat,  vor  dem  Zivilriehter  gelingen  würde,  so  ist  es  gerechtfertigt, 
demselben  behufs  Oeltendmachong  seines  allfälligen  Anspracbes  den  Zivil» 
■w^  offen  zu  lassen. 

Aus  diesen  Gründen  hat  die  Polizeiiiammer 

erkannt  : 

L  August  Schmutz  ist  von  Schuld  und  Strafe  freigesprochen,  ohne 

Entsrhî{diirnn;r. 

II.  Die  Ko8teu  der  Untersuchung  sind  dem  Staate  aut'erlcgt. 
III.  Die  Zivilpartei  Jakob  Oygax  ist  mit  ihrem  allfillligen  Ansprache 
gegenüber  Sehmntz  auf  den  Zivilweg  verwiesen. 


10.  Urtheil  vom  14.  Mai  1892  in  Sachen  Jaltob  Hirsbrunne r. 

Die  OeffeniUefikeU  der  Veri'tbung  ab  ThoH^egtandmerhnal  der  Fer- 
leumdung.   For^e$etzte  DeUkie. 

Eni  äf/HiU/  : 

l.  Jakob  Ilirsbriiniior  ist  jroftiindig,  dem  IyandJ;î^<'r  Stfiner  in 
Tituffelen  und  später  auch  der  Frau  Hachen  in  Mörigen  gegenüber  ge- 
äussert zu  haben,  Alexander  Berger,  Dachdecker  in  Sulz,  sei  in  den 
Stall  der  Frau  KIXfiger,  der  Schwiegermutter  des  Hirsbrunner,  einge- 
brochen und  habe  aus  demselben  einen  Karren  nit wendet.  Eine  gegen 
Hn'grr  auf  Sirafklair''  drr  Frau  KHifiger  hin  getuhrtf  Strafiiittorsuchnng 
hat  die  vollständige  (Grundlosigkeit  dieser  Beschuldigung  ergeben,  indem 
Berger  durch  Urtheil  des  korrektionellen  Itickters  von  Nidau  vom  3.  März 
1S92  von  der  Anklage  auf  IHebstahl  des  Karrens  mit  Entschüdigang 
freigesprochen  worden  ist. 
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2.  Das»  der  gegen  Berger  erhobene  Vorwurf  in  Ansehung  seiner 
Schwere  den  Ghanikter  einer  Verleumdang  in  sich  trügt,  iet  unzweifelhaft  ; 

fraglich  kann  diijregen  eracheinen,  ob  das  in  Art.  177  St.-G.  zum  That- 
bf'^^taiif]  lier  Vcrli-UMiditnp:  ^'pforderte  Moment  der  OrlVi-ntliclikcit  der  Ver- 
Obuiig  hier  vorhanden  sei.  Der  Vorderrichter  verneint  diese  Fra^e,  weil 
die  eingeklagte  Aeusserong  nicht  in  Gegenwart  mehrerer  Personen,  son- 
dern jeweilen  nur  in  Gegenwart  einer  einsigen  Person  gefallen  sei.  Nun 
bestimmt  Art.  177  St  G.  in  der  That  :  „Der  Yerleumdong  macht  sich 
schuldig,  wer  an  Ötfentllclicn  Orten  oder  in  Gegenwart  mehrerer  Pn-- 
sotien  oder  in  einer  autiientiHciien  und  ötfentlichen  oder  in  gedruckten 
oder  migedmekten,  Öffentlich  angeschlagenen,  verkauften  oder  verbreiteten 
Schriften  oder  brieflich  eine  Behörde  oder  eine  Privatperson  solcher 
Handlungen  beschuldigt .  . Allein  diese  lange  Aufzählung  von  Arten 
der  öffentlichen  Verübung  einer  Elirbeleidigung  liisat  darauf  sehliessen, 
das8  der  Gesetzgeber  jede  ÖffenUicUe  Khrverietzung  von  der  in  Art.  177 
bezeichneten  Schwere  als  Yf^enindung  ansieht.  Ûn»  solche  Auffassung 
er.scheint  um  so  gerechtfertigter,  als  der  bernische  Gesetsgeber  den  Ans* 
druck  „in  Gegenwart  mehrerer  Personen"  dem  begrifflich  engern  Passus 
„in  öffentlicher  Versamralnn;^:"  de?4  Art.  367  des  französischen  Code 
Dal,  welchem  Artikel  Art.  177  St.  G.  nachgebildet  int,  Kubstituirt  iiat. 
Uebrlgens  sagen  die  Worte  „in  Gegenwart  mehrerer  Personen**  nieht,  dass 
die  gleichzeitige  Gegenwart  mehrerer  Personen  erforderlich  sei;  auch 
die  sneeessive  mündliche  Mittheilung  an  Mehrere  kann  als  ein  Beschul- 
digen m  Gegenwart  mehrerer  Personen  angesehen  werden.  Endlich  muss 
auch  in's  Gewicht  fallen,  dass  die  Interpretation  des  Erstinstanzrichters 
praicttscbe  Konseqaeosen  nach  sich  sieben  würde  ^  die  der  Gesetzgeber 
sicherlich  nieht  gewollt  bat;  wäre  nSmlich  diese  Interpretation  richtig» 
80  könnte  derjenige,  der  v«'i  sfecktcr  Weise,  bald  diesem,  bald  jenem 
gegenüber  bei  Gelegenheit  sieh  äussernd,  das  ehrvnkriinkcndste  Geriicht 
fiber  einen  achtbaren  Menschen  erzeugt  hat,  blos  polizeilich  bestraft 
werden  können,  wenn  er  nur  so  Torsichtig  war,  seine  Mitthelinngen  je- 
weilen bloss  einem  Einzelnen  zu  machen  ;  und  doch  ist  gerade  die 
schleichende,  heiinliehe  Verleumdung  die  gefithrliehste  nnd  die  gemeinste. 
.\us  air  diesen  Gründen  hält  die  Polizei kammer  die  successive  Acusseruug 
gegenllber  mehreren  Personen  als  snm  Tliatbestand  der  Verleumdung 
genOgend. 

3.  Der  Vorderrichter  erklSrt  den  Jakob  Hirsbrunuer  der  sweimaligen 

Ebrbcleidigung  schuldig,  nimmt  also  zwei  sellistständige  Delikte  als 
begangen  an,  offenbar  gestützt  auf  die  Thatsaehe,  dass  Hirsbrunner  die 
beleidigende  Aeusserung  zweimal,  einmal  vor  dem  Landjäger  Steiuer  und 
ein  «weites  Mal  vor  der  Frau  Hachen,  gcthan  hat.  Auch  in  diesem 
Punkte  kann  indessen  der  Ansicht  des  Richters  nicht  beigepflichtet  werden. 
Nicht  zwei  Delikte  hat  Hirsbrunner  begangen,  sondern  ein  einziges  De- 
likt, l'ebcrall  dn  nUmlich,  wo  mehrere  Handlungen  desselben  Thäters, 
von  welchen  jede  einzelne  einen  Deliktsthatbcstand  erfüllt,  in  einem  der- 
artigen Zusammenhang  zu  einander  stehen,  dass  sie  der  natürlichen 
Auffassung  als  eine  einheitliche  Handlung  erscheinen,  versehmelsen  die 
mehreren  Handlungen  auch  im  Sinnr  do  Krrhts  zu  einer  Ilandfvngs- 
einheit    In  dem  heute  zu  beurtheilenden  Falle  nun,  wo  Jemand  eine 
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Besehuldigung,  welebe  er  rer  einer  einzelnen  Person  e^oben,  npäter  vor 
einer  zweiten  Person  einfach  wiederholt  hat,  i.st  dieser  Zusammeiduing^ 

vorhanden.  Die  Wiederholung  der  frllhern  beleidigenden  Aeusßeriin;?  f^tollt 
sich  einfach  al8  eine  Fortsetzuvg  des  iiilmliehen  Deliktes  dar,  Hegt 
also  ein  Fall  des  t^ogenanoteu  fortgesetzten  Verbrechens  vor.  Die  Ein- 
heit der  in  Frage  stehenden  Handlungen  zeigt  sich  gnch  darin,  dase  das 
wiederholte  Behaupten  einer  ehrenrührigen  Thattache  vor  verschiedenen 
Personen,  dfiii  Wixii  der  Sache  entsprechend,  vom  S^pracli^^cljiauch  zu 
einem  einheitlichen  tiandiungsbegritf,  dem  Ausgtreuen  dieser  Thatsache, 
zusammengerafft  wird.  Unerheblich  ist  hier  der  Umstand,  das8  der 
Angetehnldigte  bei  jeder  einseinen  Aenssening  einen  BelbststSndigen 
Vorsatz  gefa^st  hat,  wogegen  allerdings  bei  andern  Delikten,  als  bei 
demjenigf'ii  der  Klirbelpidi^run;:-.  die  Einheit  des  Vorsätze-  li's  'Hifiter.'* 
den  oben  erwähnten  Zusamnienliang  der  mehreren  Handlungen  und  da- 
durch die  Annahme  eines  fortj^esetzten  Deliktes  eher  bedingt. 

4.  Fttr  die  durch  die  Verleumdung  erlittene  ernstliche  Verletzung 
fleiner  persönlichen  Verhiltnisse  gebührt  dem  Berger,  der  sieh  als  Ziril« 
partei  gestellt  hat,  eine  angemessene  Entschldignng. 

Ann  diesen  Gründen  hat  die  Polizeikammer 

ei'kannt: 

Jakoh  Hirsbrunner  ist  nrhnldig  erklärt  der  Verleumdnnjr  zum  Nach- 
theil des  Alexander  Berger  und  in  Anwendung  der  Art.  177  8t. -G.,  55 
O.  R.,  365,  368  und  468  St-V.  verurtheilt: 

1.  polizeilich  ')  zu  Fr.  50  Geldbusse, 

2.  zu  Fr.  120  Entschädigung  und  Interventionskosten  an  die  Zivil- 
partei Alexander  Berger, 

3.  zu  den  Kosten  des  Staates. 


')  „Folizeilit-h''  ist  die  ausgesprochene  Geldbusse  auch  daan,  wenn  das  be- 
urtheiltc  Delikt  nicht  eine  „IJebertretun}?''.  sonder«  «  in  .. \  >  i u'ehen*  ist;  cf.  K.  Jahn 
in  «eioeui  Munatbbtt  l'tir  beruische  Reclitäprccliuiig,  Bd.  1,  p.  22(J  u.  A\ 
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Kaucheiduugeu  iu  Stratäucheu. 


Aus  der  Rechtsprechung 

der  Gerichte  de$  Kantons  Baeel-Sladt  in  Strafsadien 

iii  den  Jahren  18ü0  und  1891. 
VoD  Dr.  H.  David,  L  Prttsideat  des  Strafgerichts  von  Basel. 


I.  Bnndesreeht« 

Art.  50  der  Bundcsrerfasmuf/.  Besdduss  des  Rrf/icrunfjsratln'K  dc^ 
KfUifof}f}  Basel-Stadt  betreffend  die  Versamuäuiiyen  der  söge' 
nannten  Heilsarmee  vom  1'^.  Januar  1889. 

Durch  Ziffer  3  der  angegebenen  regierungsrätlilichen  Verordnung  ht 
die  öflTentliche  Einladung  zu  den  Ver^nrivnihinyen  der  lleilsarinee  durch 
Zeitungen,  Anschlag,  fliegende  Zeddel  oder  auf  andere  Weise  untersa^jt. 
Ziffer  i  der  Verordnung  bestimmt,  dass  die  V^ersammlungen  an  Wochentagen 
apäteatens  10  Dhr,  an  Sonn-  undFeiertagen  apKteatens  8  Ubr  su  scblieseen  sind. 

Die  KapitMnin  der  Heilsarmee  B.  hat  diesen  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung zuwidergehandelt.  Sie  wurde  verurtheiit,  obschon  sie  sieh 
unter  Anderm  darauf  berief,  die  regieruncrsrüthliche  Verordnung  Verstösse 
cTfo'en  die  Bundesverfassung.  Die  Verurthciluug  wurde  in  dieser  Hin- 
sicht, wie  folgt,  begründet  : 

Das  liuiidesgerieht  liat  iu  seinem  Urtheile  vom  29.  November  1889 
in  Sachen  HSrlci  und  Genoasen  festgestellt,  dass  die  ZalSssigkeit  der 
durch  den  Regicrungsbeschluss  für  die  Versamndungcn  der  Ileilsannee^ 

als  einer  religiösen  Genossenschaft,  nnfjrnstcllft  ii  liescliriinkungen  nach 
Art.  50  drr  Bundesverfassung  z\i  beurtheilen  soi.  l)a;<s  ferner  die  in 
Art.  56  der  Bundesverfassung  niedergelegte  Gcwälirleititung  des  Vereins- 
und  Versammiungsrechtea  nicht  darOber  entscheide,  inwiefern  Versamm« 
Inngen  zu  gottesdienstlicln  n  Zwecken  unbeschränkt  statthaft  Sind,  oder 
aber  gänzlieh  verboten,  odrr  dur!)  hf  stimiutt  n  Beschrilnkungen  unterworfen 
werden  können.  l>prarti>:f  ln-si  ln  -iiikenilt;  iMassnîihfuon  sind,  wie  bemerkt, 
nur  nach  Art.  öo  iler  BuiulesvertasHung  zu  beurtheilen,  weshalb  aucii 
eine  Bernfhng  auf  Art.  4  der  Bundesverfassung,  der  die  Gleichheit  der 
Schweiser  vor  dem  Gesetze  gewährleistet,  gegenstandslos  ist. 

Die  nach  Art.  50,  Abs.  *J,  der  Bundesverfassang  dem  Bnnde  und  den 

Kantonen  rnr  Hrrnd!i;itinriu^  ilrr  Ordnung  vorbohaltenen  geeigneten  Mass- 
nahmen, wclclic  \  i-riiuiit't;:»»niii!*s  auf  ein»»  i:r\v\<>f  lî<»-!flirankung  <lpr  Kul- 
tustVeilieit  lii)iaii»lauleii  mlissen,  könuen  in  Bezug  aut  ilire  UesetzmiUsig- 
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kfit  nnr  allfreniein  dabin  umgrenzt  werden,  dass  sie  das  Wesen  ilor 
KultustVt'ilicit  solhst  niclit  angreifen  und  nicht  weiter  gehen  dlJrfen, 
ihr  Zweck,  eben  die  Erhaltung  der  üffentlichen  Ordnung,  es  verlangt. 
(Blnmer-Horel^  Bd.  I,  8.  358.)  Daiw  durch  die  regierangsiilthliehe  Ver- 
orflimnj;  iibcr.  soweit  sie  vorliegend  in  Botr;n»||t  kommt,  das  Wesen  der 
Kultusfrciheit  der  Heil?:annee  ire.î^TiîfbcT  irjreiulwie  nnfretastet  sei,  ist  nicht 
einzusehen.  Denn  die  angesetzten  Zeiten  für  den  Schliiss  der  Abendver- 
sammlungen sind  eine  derart  aowesentlicbe  Einschränkung,  doss  äio  gegen- 
über dem  Spielräume^  der  fUr  die  Austtbung  der  gotteadienetlichen  Hand- 
Innj^'en  der  lleilsarraei  w  ^  '  i  tist,  kanin  in  Betracht  füllt.  Ebeiiso  wenig 
ist  ein/nselien,  wie  dnreli  die  Hesrhriinkuiifren,  die  die  ÖtVentlielie  Ein- 
ladung £ü  deu  Veraauimlungen  betrellen,  die  freie  Ausübuug  der  gottes- 
dieitetliehen  H«ndlungeD  selbst  getroffen  werde* 

Dass  die  BeschrSnknngen,  wie  sie  der  Regierungaratb  angeordnet, 

ii'  Çl  l_  sind,  geht  allein  aus  der  'Ihatsaehe  hervor,  dass  seitdem  Bestehen 
der  mein ;rrnannten  Verordnung'  nicht  wenijrer  als  41  Verzt  i^run^en  ;:e^ren 
8G  l'ersoinMi  an  den  l'olizeiriclitt-r  wetzen  Störnnj^en  der  !"<tVentlicli<'n  Ord- 
nung anlUsslicli  von  HeiUarmeeveriiammlungün  haben  erfolgen  uiUssen. 
Gewaint  wurden  wegen  derselben  Vergehen  33  Personen. 

Das  AppMlationsgerieht,  an  welches  das  Urtheil  des  Strafgerichtes 
weiter  gezogen  wurde,  s))rael)  sieh  in  \k'/.u'^  atif  die  Verfassangsmitssigkeit 
der  regierungsrätblichen  Verordnung  foIgendennaBsen  aus: 

Wenn  nun  auch  ni<lit  zu  verkennen  ist,  <lass  die  Verordnunj;  vom 
12.  Januar  ISS'J  cinc  sehr  \v<'it;2;el)ende  ist,  wie  denn  aufh  der  Hundes- 
ratli  iu  .scineui  Berichte  vom  2.  Juni  Ib'JU  kon^tatirt,  dass  sie  an  j;trengo 
die  aller  andern  Kantone  überbiete,  so  ist  docli  einmal  daran  zu  erinnern, 
<l.;iss  dieselbe,  wie  der  Iîe;;îcr«ttg8rath  in  seiner  Vcrnehmlafi>un;;  auf  die 
lleseliwerde  Mürki  und  (ienossen  beim  I bindest ericht  iver;rl.  ICnt^ebei- 
dun^en  des  sehweizerisehen  Buade&gericlits  Bd.  XV,  S.  tV.)  auafülirte, 
nur  einen  provisorischen  Charakter  hat,  und  dass  der  llegierungsrath 
gerne  wieder  darauf  zurttcksu kommen  erklUrte,  wenn  dies  thunlicli  er- 

selieiiie.  Sodauri  sind  ;_'erade  <!'■  ■ ''i  beute  in  Betraelit  falleiidi  u  Pnnl<te, 
das  N'erbot  der  Kinladuii^'^  dnreii  llie^'ende  Bliitter  und  das  Verliot  der 
boiuiiiiirlieheii  Vcrt?auinilungcu  übet  S  I  hr  Abendü,  keine  »u  :^^•ll\\erell 
Eiii^^ii  iife  in  das  Recht  zur  Austlbun;,'  y^ottesdienstlicher  Handlun^-en,  dass 
sie  von  vorneherein  als  nnxul^ssig  mUsaten  be/ei'  Imet  werden.  Es  ist 
daliei-  dem  ejsi in>t;iii/.Iielien  Trllieile  ilarin  bei/.iisti ntnieii.  iias>  die  Staals- 
behörile  im  Interesse  t]r[-  «itb-iitlie|irii  UrdnuML'  sie  iirovis.)ri>fli  erlassen 
konnte.  ii'itheil  des  Strafirerir-liis  vom  11.  An.Mist  l>it*l.' 

(Lrllieil  des  Appellutiou.sgerichtd  vom  Ks.  i>cpteuiber 

Art.  où  der  JJundesver/assunfj.  Fress/reiheit 

Die  von  dem  Polizeide|iartemente  jeweils  vor  der  Basler  Fastnacht 
erlassene  Bekanntmachung,  welche  unter  Andcrm  androht,  dass  flieirende  • 
Zeddel,  welche  von  Fastuachtsgesellschaften  vertheilt  werden  wollen,  auf 
erfolgte  Anzeige  hin  konfiszirt  werden  sollen,  wenn  dieselben  Unanständig- 
keiten oder  Injurien  entlialten,  widersprieht  der  Pressft^iheit  nicht. 


Zei'.Jirbr.  (.  fsjhweizer  î^trafrcfiit,    5.  Jahrg. 
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Eotflcbeidoogen  in  Stratiadieii. 


Eë  ÏHt  selbstredend  und  auch  vom  Bundestrathe  schon  zur  Zeit  der 
früheren  ßunde»verfa»&UDg  wiederholt  festgestellt  worden,  dass  die  Press- 
freibeit  keineswegs  besweeke  ^e  Straflosigkeit  der  Pmooen,  die  durch 
die  Presse  Verf^ehcn  verüben,  und  ebenso  wenig  die  Verhinderung  geelg* 
neter  Mittel,  um  »1er  {refilhrlichen  Wirkung  einer  strafbaren  Scbril't  zu 
begegaeu.  (L'Umer,  staatsrechtliche  Praxis  I,  S.  1Ô0.;  Neuerdin^  noch 
hftt  sieh  das  Bundei^^cht  hi  Sachen  Arnold  dabin  ansgesprochen,  das» 
aus  dem  Begriffe  der  Pressfreiheit  nicht  folge,  dass  die  Poiisei  die  Be- 
gehung von  Vergehen  durrli  »las  Mittel  der  Prni  kerpresse  un^rohindert 
rntlHse  geBchehen  lassen,  (l'rtbeil  des  Biindesgerichts  vom  12.  Juli  lS6d, 
Bd.  XV,  S.  541.) 

Demgemäss  ist  der  Polizeibehörde  »>tetä  das  Recht  zu  vorläufiger 
Beschlagnahme  einer  als  strafbar  erachteten  Druckschrift  anerkannt  wor* 
den,  weil  diese  Befugnis»  „aus  dem  Wesen  der  gerichtlichen  Polizei  und 
dem  Hechte  dcK Staates,  bei  eintretenden  Vei  p^chrn  rechtzeitig einziisi  lir<  iten", 
folge.  (L'llmer,  Hd.  I,  S.  181.)  Nur  muss  die  beschlagnahme  insofern  eine 
voriüufige  sein,  als  dem  Betrofieneni  wenn  nicht  die  Behörde  selbst  Straf- 
klage  erhebt,  das  Recht  nieht  abgeschnitten  werden  darf,  eine  riehterüehe 
Entscheidung  über  die  erfolgte  Beschlagnahme  herbeiznfiihren. 

(Urtheil  des  Strafgerichtes  vom  1.  April  1891.) 

Art.  67  deii  Bnndesistra/ rechten,    ht  dm  MilitärdiemibüiJilein  ein. 
BnndpMikt  / 

Dor  AüL'eklagte  L.,  welcher  wegen  eines  Diebstahls  dem  Str:»firerirhte 
zur  liiMirtlieilung  Überwiesen  wurde,  hat  eiugestandeu,  in  Münchenstein, 
Kanton  BaseUand,  auf  Seite  3  seines  MilitHrdienstbüchleins  die  durch  das 
Krciskoiiiiiiaii(I(»  Baselland  eingetragene  Bemerkung:  „eingestellt  (sc.  in 
bUrgrrlicliL'U  Ehren  und  Reehten)  bis  Eml-'  IH'.K'J  jarit  Strafiirtliril  vom 
6.  8ci)lfMiiher  1S89",  ausr:i(!irt  Ati  haben.  Kr  ist  des  Fernern  angorlmt- 
digt,  auf  Seite  4  die  l'rUfungs/.alilcn  ö,  4  dureii  1,  1  ersetzt,  vieileiclit 
anch  auf  Seite  20  die  Ziffer  18  Uber  den  bezahlten  MililSrpfliolitersatK 
g<  r.ilM  ht  SU  haben.  T>.  ist  nttmlich  vom  Militttrdienst  befreit.  Mit 
Schrcilion  vom  11.  Mai  ist  L.  vom  I^imdcsrnt!»  gemifss  Art.  71.  be/.w. 
61  (1r  s  liiiiHlcsgeHetzes  Uber  das  Bundesstrafrecht  dem  Strafgerichte  zur 
Beurtlanluug  Uberwiesen  worden. 

Das  Strafgericht  erachtete  sich  aur  Beurtheilung  dieses  Tbatbestande» 
nicht  kompetent. 

Zngogeben  ist,  dass  in  den  Fallen,  in  welchen  das  Bundesstrafrecht 
zur  Anweiidun;,'  kommt,  nafb  fbi*  wifilerliolt  geHnssorten  Aiiirassimsr  des 
HundesnitheH  die  ganze  Sehwri/,  «»Im«'  Rücksicht  auf  die  Kantonsgreiizen, 
als  ein  einziger  Oerichtsbezirk  aufzufassen  ist.  (Bundesblatt  1889,  II, 
8.  775  und  das  daselbst  Angeführte.)  Sollte  sich  daher  die  Annahme 
als  richtig  erweisen,  dass  vorliegend  <las  Bundesstrafreeht  angewendet 
werden  miiss,  so  liesse  sich  die  gletpbzeitige  Beurtheilung  L.'s  wegen  des 
Diebstahls  und  der  Fälschungen  des  UienstbUchloins  nach  den  prozes- 
sualen  OrundsXtxen  Uber  den  Gerichtsstand  beim  Zusammenliang  ver« 
schiedoner  Strafsachen  wohl  rechtfertigen.  (Vergl.  §§  3  und  13  der 
deatochen  und  §  56  der  Österreichischen  Strafprosessordnung.)   Allein  es 
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ÎBt  nicht  als  zntrctt'end  Huzuerkenuen,  das»  das  MilitärdieostbUcklein  nis 
Bnndeaakt  nach  Art.  61  deB  Bundesetrafreehts  za  behandeln  sei,  nnd  dnss 
daher  Fitlsehnngen  dieses  BHehleins  durch  vom  Dienste  g^nsiich  Befreite 

nach  dfîm  angegebenen  Artikel  7.n  hestrafcn  seien.  Das  Krelsschreiben 
des  Bundesrathes  vom  13  Mai  l.S'Jü,  betreffend  FHIsr  hunjren  von  Dienst- 
blichlein,  geht  allerdingH  vuu  dieser  bestrittenen  Aul)a»t$ung  aus.  im 
Gegensatoe  sn  der  bnndesrüthliehen  Ansctiauung  ist  aber  zn  bemerken, 
daas  die  Eigenschaft  des  beurkundenden  Beamten  für  die  Eigenschaft  der 
Urkunde  —  ob  sie  eine  Bund«  der  kantonale,  eine  in-  oder  auslän- 
dische ist  —  den  Ausschlag  gibt.  l)om;rnin;is.s  sind,  einzt  ln  liotrachtet, 
die  Eintrüge,  welche  von  den  Kreiskomnjantlanten  und  :>ektiunsehef8, 
d.  h.  von  kantonalen  Beamten,  bewirkt  werden,  kantonale  Urkunden. 
Wenn  also  L.  den  Eintrag  des  Rreiskommando's  Uber  die  verfUgte  Ein- 
stellung in  bürgerlichen  Rechten  nnd  Ehren  ausradirt  hat,  oder  allt'iillig 
die  Ziffer  nuf  Scitf  21  di  DiestbUchleiii^;  tictrciTciul  die  MilitiirpHicht* 
ersatzsteiKi  riil^  htc,  so  iiat  er  Fälschungen  ottentlicher  kantonaler  Ur- 
kunden begangen.  Die  Seite  4  des  Dienstblichleius,  auf  welcher  die 
Ziffern  der  pidagogischen  Prttfïing  verändert  worden  sind,  ist  als  eine 
einheitliche,  vom  Sekretär  der  l Jitersuchungskoinniis.sion  ausgestellte  Ur- 
kunde an7Ji««**h«'n.  Iliezu  ht  7,u  bemerken,  dnss  nadi  Alt.  I  l  der  Militiii  - 
organisation  die  Uiitersuciiung  nnd  Kntsclieidung  iilu  r  dir  p«  isünliche 
Dienstnchigkeit,  sowie  über  die  Zutheilung  zu  einer  WatVengattiuig  aller- 
dings der  eidgenössischen  MilitXrverwaltang,  aber  unter  Hitwirkung  der 
kaiituii.ilt  ii  lahörden,  zusteht.  Die  vorbehaltene  Mitwirkung  der  kanto- 
nalen Ilehörden  spricht  dafHr,  ilas^;  die  TîniirlctindiitiL^fii  d<  i  riitiT-^iichungs- 
kommission  bei  der  iiekrutirung  nicht  ohne  Weiteres  als  Bundesurkuiiden 
anzusehen  sind. 

Man  kann  anch  nicht  sagen,  dass  das  Dienstbilchlein  als  Ganses 

ein  Bundesakt  sei.  Die  Militärorganisation  schreibt  in  Art.  230,  der  <lie 
gesit/.llclit'  (1  niiidla.i:*-  dos  Diciisthiicldciii^  bildet,  vor,  (lns;>  dif  Kdiitom* 
von  Jedem  .Schwei/.»  rl>iirgt'r  im  K.intutisgebiete  Answpis  üIkt  ICifülluiig 
der  Wehrptliclit  oder  ^^^salzlei^ttlug  zu  verlangen  haben.  Der  Bund  be- 
hmt  sich  nur  vor,  die  Form  des  Aktes,  durch  welchen  dieser  Ausweis 
geleistet  wird,  zu  bestimmen.  Ganz  ähnlich  hat  sich  auch  der  Bund  nach 
Art.  '2  di  s  (  ivilstamUgesetzes  die  F'orm  der  Civilstandsn  ixister  vorbe- 
halten; uniM'stiitten  sind  aber  die  Civilatandsrogister  öd'entliche  kanto- 
nale Urkunden. 

[Jeberdies  ist  m  betonen,  dass  nach  §  6,  lit.  c,  der  Verordnung 
betreffend  die  Aushebung  der  Wehrptlichtigt  ii,  vom  25.  Hornung  187S, 
als  Leistung  der  Kantone  aulgefUliit  wird,  „die  voraussichtliche  nüthige 
Anzahl  der  Dienstbilchlein  zn  bcschalVm^  M 

Nach  dem  Gesagten  können  die  Fälschungen  im  Dienstblichlein  nicht 
nach  Art.  61  des  Bundesstrafrechtes  beurtheilt  werdeu.  Es  kommen  auf 
dieselben  die  kantonalen  Bestimmungen  der  Strafgesetze  Uber  Fälschung 


■"i  Aiun>  rkufi'f.  Zu  v.  it'lfichen  ist  auch  Art,  20  ilcr  Hundesvertassuug.  „Die 
Gesetzgebung  über  das  Ilcurwesen  ist  Sache  des  Uuaües.  Die  Aii.Hi'iihrung  der 
bezüKliehen  Gesetze  in  den  Kantonen  geschieht,  innerhalb  der  durch  die  Bundea« 
gesotx^'ehiing  festzusetzenden  Orenaen  nnd  unter  Aufsieht  de«  Bandes,  durch  die 
kantonalen  BebOrden.* 
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öft'eiitlicher  ürkunden  zur  Anwendung.  Da  kantonales  R«cbt  zur  Anwen- 
dung kotDmt,  80  iBt  das  Strafgericht  für  die  Bem^beilong  einer  im  Kanton 
Baselland  begangenen  Fälschung  nicht  ?.iistiiiidlg;  denn  der  Tlilter  ist 
weder  Kautoneangeliörigery  noeb  ist  er  im  Kanton  wohnbaft. 

Das  Appellationsgericlit  hat  diese  Entscheidung  der  ersten  Instant 
umgestürzt)  erwUgend: 

în  der  FHlsrlning  des  Dienstblichleins  selbst  muss  eine  Fitlscliung 
eine»  Uundesakte  im  Sinne  des  Art.  61  des  Hundesgesetzes  Uber  das 
Bundesstrafrecht  erblickt  werden.  Wenn  auch  einzelne  Momente  dal'Hr 
sprechen  m9geni  dass  die  schweizerischen  MilitSrdienstbttcblein  in  gewissen 
Füllen  als  kantonale  Urkunden  aufzafasspii  seion,  so  IXsst  sich  doch  nicht 
verkennen,  dass  dUso  HUchlein  sich  ihrem  Zwcrk  und  ihrer  ganzen  An- 
lage nach  als  eidgenössische  Urkunden  dartjteüeu,  durch  welche  nach 
Vorschrift  der  schweizerischen  Militärorganisation  vom  13.  November  1874 
(§  230)  von  jedem  Schweizerblirger  der  Ausweis  Uber  die  Erfüllung  seiner 
Wehrpflicht,  beziehungsweise  daheriger  Ersatzptlieht  erbracht  werdi^n  soll. 
/'Vcrç:!.  auch  V.  0.  über  die  Führung  der  Militilrkontrolcn  uinl  der  Dienst- 
bUcliUnn,  vom  23.  Mai  1870,  iji:?  26  u.  ff.)  Dieser  Auffassung  entsprechend 
hat  der  Bundesrath  Fälschungen  von  Dienstblichlcin  stets  als  Fälschungen 
von  Bnndesalcten  angesehen  und  dieselben,  wenn  sie  von  Ersatzpflichtigen 
begangen  worden,  zur  Bestrafung  nach  §  61  des  Bundesstrafrechtes  an 
(Ii»'  krintonalen  Gerichte  gewiesen,  welrbo  solche  F.-îlsehungen  (l'u  rein- 
stiuuutnd  mit  der  Ansicht  des  Bundcsrathes  beurlheilt  und  bestraft  haben. 
(Bundesblatt  180(>,  II,  199.    Bundesbhilt  1891,  II,  626.) 

(Urtheil  des  Strafgerichts  vom  26.  Mai  18jl.) 
(Urtheil  des  Appellationsgericlit  s  vom  2.  Juli  1891.) 

n.  KftntoiiAleB  Beeht. 

i.  Slrafprozesß.  Zeugnissvenveigening. 

Die  Basler  Stra^rozessordnung  enthSlt  keine  Bestimmung,  nach 
welcher  Personen,  deren  Aussagen  für  sie  ein  Strafverfahren  zur  Folge 
haben  könnten,  nicht  einzuvernehmen  sind. 

Oegonthcils  sollen  nach  §§  38  und  82  der  Strafprozessordnung  alle 
diejenigen  Persone?)  alp  Zeugen  nW^^^oliört  werden,  vnn  denen  Aiifsehluss 
Uber  die  Schuld  oder  Nichtschuld  des  Angeklagten  zu  erwarten  ist.  Auch 
die  deutsche  St.  P.  0.,  §  56,  Ziff.  'à,  gestattet  die  Einvernahme  von  Per- 
sonen, welche  hinsichtlicb  der  den  Gegenstand  der  Untersuchung  bildenden 
That  als  Theiinehmer,  Begünstiger  oder  Hehler  verdächtig  oder  bereits 
vernrtlu'ilt  ^h\(]  :  nur  soll  die  Kinvcrnahmf»  nnbecidi^rt  geseh<'hen,  eine 
Einsehrankung,  die  in  der  Basler  St.  P.  0.  nicht  enthalten  ist.  Abgesehen 
davon,  dass  Zeuge  Sp.  Zeugniss  ablegen  will,  besteht  in  der  Basler  St. 
P.  0.  keine  Bestimmung,  wonach,  wie  nach  §  ö4  der  deutschen  St.  P.  0., 
ein  Zeage  die  Auskunft  auf  solclic  Fragen,  deren  Beantwortung  ihm  die 
Gefahr  einer  strafgerichtlichen  Verfoln-miir  zuziehen  würde,  verweigern 
kann.  (Urtheil  des  Strafgerichts  vom  4.  Oktober  Ibyu.; 
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2.  StrafyegetsB.  ZureehnunffsfähigkeU. 

Ueber  den  Angeklugten  8.  hat  der  sacliverstilndige  Irrenarset  fol> 
gesdee  Outachten  abgegeben: 

Man  darf  ja  wolil  im  Âllgemeinen  die  vor]io^n>n(len  Handlungen  als 
püdprastischo  ansehon  ;  es  sind  aurh  bei  ihnen  die  Objekte  der  «^pschlecht- 
licheo  Erregung  minderjährige  Knaben.  Die  Stelle  de»  aktiven  oder  pas- 
eiven  Aktes  vertritt  hier  das  Ansehen  der  nackten  Körpertheile,  eventuell 
deren  Beatretehimg  und  Betastung.  Ëxplorand  ist  nicht  geisteskrank,  er 
ist  anch  nicht  sittlich  entartet,  da  er  des  Unsittlichen  und  Strafbaren  seiner 
Handlunpren  bf  wiisst  ist.  Ich  kann  den  Kxplorandeti  nicht  fUr  unzurechnungs-' 
fUhig  ansehen,  aber  ich  halte  denselben  fUr  vermindert  zurechnungsrdhig. 

Das  Strafgericht  verurtheilte  den  S.  Es  folgerte:  Das  Strat'gcKetz 
kennt  den  Begriff  der  Terminderten  Zurechnungsfilhigkeit  nicht.  Der 
Bericht  des  Justizkollegiuns  Uber  den  Entwurf  eines  Strafgesetzes  spricht 

sich  hierüber  folgendermasspn  .nus:  ^Dcn  lîfj^riflT  der  verminderten  Zu- 
rechnunprfOlhi.îrkpit,  den  unser  Kriminalgesetz  nicht  kennt,  li;it  auch  der 
Entwurf  aU  einen  allgemeinen  Strafmilderungsgrund  nicht  auigenummen. 
Bs  darf  wohl  behauptet  werden,  dass  die  Praiis  bisher  jenen  Begriff 
nicllt  vennisst  hat,  dass  seine  Einfuhrung  im  Strafgesetz  leicht  zu  einer 
nngeb^Hulichen  Anwendung  dcssi  lbeti  Anlass  fribt.  nnd  dass  der  Straf- 
rahmen des  Entwurfes  hinlänglich  weit  ist,  um  darin  auch  die  hier  etwa 
denkbaren  Fiflle  unterzubringen.'^ 

Demnach  wurde  eine  Oefängnissstrafe  von  einem  Monat  ausgesprochen. 

(Urtheil  des  Strafgerichts  vom  6.  Augast  1690.) 

Falsche  Äntchnldiffung,  Vertchimgunff  erheblicher  ümiiände.  §  83, 

8ch.  hatte  das  vertragliche,  auch  durch  gerichtliche  Urtheile  ge- 
sehtitate  Recht,  die  Miethzinse  eines  Hauses  des  Beda  H.  von  den  Miethem 

einiuziehen.  Um  dem  Sch.  einen  Strich  durch  die  Rechnung  zu  machen, 
vermiethete  Heda  II.  das  ganze  Haus  seinem  V'at'M-,  dem  Angeklagten 
J.  Baptist  II.,  und  schrieb  am  21.Mi{rz  189  L  dem  Sch.,  dieser  habe  sich 
nun  an  seinen  Vater  zu  halten  nnd  keine  Rechte  an  die  Miether  mehr. 
Sch.  legte  sofort  Verwahrung  gegen  dieses  Vorgehen  des  Beda  H.  ein 
und  fuhr  fort,  durch  amtliche  Notifikationen  die  Miether  des  Hauses  auf- 
zufordern, die  Mit'tli/.inso  an  ihn  zu  entrichten.  Als  ein  Miether  der  Notiiikation 
nachgekuimat  ii  war,  erstattete  der  Vater  Job.  Uapt.  II.  Strafanzeige  wegen 
Betruges  gegen  Sch.,  indem  er  die  Zahlung  des  Miethxinscs  als  die  Folge  von 
Unterdrückung  wahrer  und  Vorspiegelung  unwahrer  Tbatsachen  bezeichnete. 

Das  (  l  icht  sah  in  dieser  Anzci^^c  ciin'  falsche  Anschuldigung,  Denn 
nnr  w  id«  r  besseres  Wissen  konnte  der  Angekla^rtc  die  von  Sch  veran- 
lassten aiiillit^hen  Notihkationen  an  die  Miether  des  Hauses  als  die  L'nter- 
drtteknng  wahrer  und  die  Vorspiegelung  unwahrer  Tliataachen  bezeichnen. 
Um  der  BehVrde  das  Vorhand^Meln  einer  strafbaren  Handlung  wahr- 
scheinlich machen  nnd  dem  Seh.  eine  betrügerische  .\bsicht  vorwerten  zu 
können,  verschwieg  der  Angeklagte  die  wesofitlirh^itcn  Umstände  des 
Thatbestandes;  nämlich,  dass  Sch.  das  Kecht,  die  Miethzinse  einzuziehen, 
sieh  ausdrficklich  nnd  offenkundig  gewahrt  nnd  gegen  den  Miethvertrag 
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zwisrfion  Vntor  mul  fohn  H.  Verwahrung  eingelegt  hatte.  Das«  auch  das 
Vciscliweigen  wesentlicher  Thatsachen  den  Thatbestand  der  falschen 
Anzeige  begründe«  kann,  ist  nicht  zweifelhaft.  (Z.  B.  Hälschuer:  Das 
gem.  deatsch«  Strafreeht»  Bd.  II,  2,  8.  898.) 

(Urtbeil  des  8trafgeriehts  vom  1.  Angnt  1691.) 
(Appellationsgerichllich  beetStigt  am  3.  September  1891.) 

Anstiftung  zur  Kuppelei  durch  die  eine  der  lerkappeltm  Personen.  §  90. 

Der  Angeklagte  8.  veranlasste  die  mehrfach  bestrafte  Kupplerin  G., 
folgende»  Insrrat  in  »  ine  Zeitung  zu  rücken  :  „Gesucht.  Kin  saubere««, 
junges  Mä<l<-hen  {mn  iiebsteu  Waise),  im  Alter  von  16 — 18  Jahi-eii,  wird 
tn  leiditen  Diennt  bei  guter  Bezahlung  gesueht.**  Ala  sieh  auf  das  Inserat 
ein  MSdchen  zeigte,  stellte  die  Kupplerin  G.  dem  S.  ihre  Wohnung'  zur 
Verfügung.  Das  MXdcben  entgiDg  nar  mit  MUhe  den  ansittlicbeii  Zu-- 
wuthungen  dos 

Das  Gericht  nalmi  in  Uchercinstimmung  mit  der  AuÜHiisung  des 
Reichsgerichtes  (Urtheil  vom  14.  Juni  1881)  an,  das«  auch  diejenigen 
Personen,  deren  Cnzucht  befördert  werden  soll,  sich  der  strafbaren  Theil- 
nahnie,  beziehungsweise  Anstiftung  schiililijr  nuu'hen  können.  I)er  Anire- 
klagte  hat  nicht  einfadi  von  den  Diensten  der  0.  als  Kupplerin  protitirt. 
Im  vorliegenden  l'\ille  handelt  es  sich  um  eine  ganz  bestimmte  Tbättgkeit 
der  G.,  welche  ihr  als  Kuppelei  angerechnet  wurde:  nSmlicb  um  den 
Erlass  des  Inserates,  von  welchem  sie  wissen  niusste,  dass  dasselbe  dazu 
dienen  soIIp,  jiniiro  >färlrlion  zum  Zwecke  dor  l'nzucht  mit  dem  An;re- 
klagtcn  in  tlirer  Wohnung  zusammenzubringen,  und  um  die  Eiurilumung 
der  Wohnung  zum  Empfange  dieser  Uldchen  durch  den  Angeklagten. 
Zu  dieser  ThStigkeit  aber  hat  der  Angeklagte,  wie  er  zugibt,  die  G.  vor- 
sUtzlit'h  bestimmt,  indem  er  das  Inserat  verfasst,  bezahlt  und  die  6.  mit 
der  Besorgung  desselben  beaTiftrap-t  li.it. 

(Urtbeil  des  Strafgerichts  vom  17.  Noveoiber  läül.) 

Todtschlag.    Ueberhujnnfj.  10Î. 

Am  iMorgen  des  15.  August  18Ü()  wurde  die  CG  Jahre  alte  Wiitwc 
B.  in  ihrem  Bette  ermordet  gefunden.  Die  Sektion  der  Leiche  ergab 
folgende  Verletzungen: 

a.  Aeussenî  Verletzungen  : 

1}  Zahlreiche  Hautabschürfungen  im  ncsieht  und  am  Hals. 
2)  Bluterp-ii-sc  iintci-  der  Haut  (KuntUfeioncn   itii  (îrsicht,  ani  Hals, 
auf  der  Brust,  am  ganzen  linken  Arm,  nui  rechten  Vorderarm, 
in  der  rechten  Leistengegend  und  auf  der  luuenHUche  beider 
Oberschenkel. 
6.  Innere  Verletzungen: 

•1)  Hlnterglissc  im  Zellgewebe  und  in  den  Schleimhiluten,  am  Kehl* 
l:<>!<t  um!  in  dessen  Umgebung,  sowie  in  den  Organen  des  kleinen 
ix  (  ki  ii>  Gebärmutter,  Mutterltiinder  u.  s.  w.). 
2)  Briiclie  des  Zungenbeins,  des  ächildknurpcls,  des  Ringkuorpels, 
der  Ualswirbelsttule,  des  Brustbeins  und  der  zweiten  und  dritten 
Rippe  rechts. 
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Die  Sektion  wies  Überdies  nach:  Eine  bedeutende  liiutiiberfiillung 
des  Gehirns,  der  Lungen,  der  Milz,  der  Niere«  und  der  Leber,  sowie 
etwM  blatigen  Schleim  sowohl  in  der  Luftröhre,  auch  in  den  Ver- 
xnreignngen  derselben  innerhalb  der  Lnngen. 

Aaf  Omnd  des  Sektionsbefündes  lautete  das  Krztliche  Gutaehten: 

1.  Wittwe  B,  ist  an  Erstickung  gestorben. 

IL  Die  Erstickung  wurde  durch  äussere  GcMralt  bewirkt,  und  zwar 

durch  sfhr  starkes  Zupressen  dos  Fîalscs. 

Iii.  I3ic  an;:»' wandte  îiussere  Gewalt  war  ohne  Zweifel  eine  sehr  hef- 
tige; das  beweisen  die  vorhandenen  Knochenbrliche,  respektive 
Knorpetbriicbe  am  Kdilkopf,  an  Brustbein,  Rippen  nnd  Wirbel- 
säule. 

IV.  Die  TSrüche  am  Zungenbein  und  an  ticn  Kehlkttpfkuoriieln  wurden 
tlureh  direkten  Händedruck  verursariit  ;  die  Itriiche  am  Brustbein 
und  un  den  Kippen  otfenbar  durch  Kiiiecii  luii'  ürtist  und  Baueii 
(Blutergüsse  um  die  OebHrmutter  hemm);  der  Bruch  der  Hals- 
wirbelsäule entstand  ohne  Zweifel  dordi  eine  sehr  gewaltsame 
nnd  forcirte  Streckung  des  Kopfes  nach  liintcn. 

V.  Die  aiip-fwandte  Gewalt  war  eine  sehr  vielseitige  (überall  Kontu- 
sionen u.  8.  w.)  und  auch  eine  ziemlich  laugdauernde;  dabei  sind 
jedenfalls  die  Arme  während  längerer  Zeit  gewaltsam  gcpresst 
nnd  niedergehalten  worden,  das  beweist  die  starke  Hlutflirbung 

der  Fingerniî^^el ;  denn  wenn  dies  nur  die  Fi>lf;e  des  Eistickun?:»- 
todcs  Überhaupt  wäre,  so  wären  die  Zelieiuiäfrel  ganz  gleicii  Itlau- 
gcfUrbt,  entsprecliend  der  gemeiiisaui  wirkenden  Ursache;  dies  ist 
aber  nicht  der  Fall. 

Die  Dienstmagd  der  GetOdteten,  die  23  Jahre  alte  Anna  V.,  hat  von 
Anfang  an  eingestanden,  die  Wittwe  B.  am  Molden  des  15.  August  ohne 

fremde  lîeihUlfc  umgebracht  zu  haben  Sie  gab  an:  Am  i*.  August  sei 
ihr  irt  klliidiprt  worden.  T>ie  erfolgte  I^tindi<rnn?  habe  sie  mit  Ilass  gegen 
ihre  Üienstherrin  erfüllt  und  in  ihr  den  Gedanken  wachgerufen,  die  Frau 
B.  KU  tOdten;  doch  bebe  sie  sich  den  Gedanken  dann  „manchmal*'  aus 
dem  Kopf  schlagen  kSnncn,  weil  es  ihr  vor  der  That  geschaudert  habe. 
Nti'di  Donnerstni;-  AI»en<ls,  den  14.  August,  sei  sie  mit  der  Getiidteten 
geniüthlieh  /.nsaininen;:esi  s^eii,  an  nielits  Hü^sea  denkend:  erst  früh  Mor- 
gens, den  15,  August,  als  ûiv  die  Ii,  wegen  der  liesorgung  «les  bei  ihr 
verpflegten  Grosskindes  Vorwurfe  gemaeht  habe,  sei  sie,  die  Angeklagte, 
nach  einem  Wortwechsel  in  Jähzorn  geratlien  und  habe  sie  dann  die  That 
vnllhi-arlit.  Die  V.  l)elian{)tet,  sie  halu'  il-rcm  Opfer  zuerst  ein  Kissen 
auf  dass  Gebicht  geworfen,  um  die  im  Bette  liegende  Frau  zu  ersticken. 
Als  das  nicht  gelungen  sei,  die  Angegriflfene  sie  überdies  im  Gesicht 
gekratst  habe,  so  habe  sie  die  Wittwe  B.  mit  beiden  HSnden  am  Halse 
gewürgt,  den  einen  Arm  habe  sie  mit  einem  Knie  niedergehalten,  und 
schliesslirh  5$ei  sie  auf  das  Bett  gestiegen  und  sei  auf  der  im  Bett  Lie- 
genden herumgekniet,  bis  sie  todt  gewesen  sei. 

Diese  Darstellung  erscheint  nun  allerdings  nicht  ausreichend,  die 
▼erschiedenen  Verletzungen,  welche  die  Getitdtete  erlitten  hat,  besonders 
8.  B.  das  lange,  kräftige  Niederhalten  beider  Arme,  ebenso  die  von  grosser 
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Angewandter  Gewalt  zeugenden  Knorpel-  und  Knochenbrttche  zu  erklären. 
Allein  weder  die  Untereuehung  noch  die  BeweiBverbandtnngen  wiiren  im 

Stande,  Anhaltspunkte  dafUr  zu  erbringen,  dass  eine  zweite  Person  an 
der  '['"(Uung  der  U.  Theil  genommen  hahe.  Das  Autfällige  in  der  Hand- 
lung&wciüe  der  Angeklagten  muss  vielmehr  im  Charakter  und  in  der 
0ei8te»anlage  dieser  selbst  gefunden  werden. 

Schon  während  eines  vierjäiirigen  Aofenthâltee  der  Angeklagten  in 
der  Riciiter-Linder'scben  Anstalt  (einer  Art  Erziehnngsanstalt)  wnrde  be- 
merkt, dass  die  Angeklagte  jähzorniger  Art  sei;  eine  Wahrnehmung,  die 
durch  cinon  Vorfnil  In-s^fiiti^rt  wird,  in  welchem  die  V.  mit  geballten 
Fäusten  auf  die  Dicnätherriii  B  losging,  so  dass  man  die  letztere  bleich 
und  xittemd  auf  dem  Bette  sitzend  traf.  Der  sachverständige  Iri'enarzt, 
dem  die  Angelclagte  sur  Beobachtung  Obergeben  wnrde,  Icommt  zn  dem 
Schlüsse,  dass  die  Angeklagte  zwar  zurechnungsfähig  sei,  allein  an  einer 
milden  Form  des  Schwachsinns  loide.  Dieser  SaflivorstiCndi^e  schildert 
die  Angeklagte  in  körperlicher  Beziehung  als  von  kleiner,  gedrungener 
Statur  und  gut  eutwickelter  Muskulatur;  er  betont  die  HUutigkeit  der 
Eracheinnng  bei  Schwach-  und  Blödsinnigen,  leicht  in  Zomalfekte  an  ge- 
ratlien  und  diese  Affekte  in  excessiver  Weise  au  ttussem. 

Wenn  daher  die  Y.  erklXrt,  die  That  in  einem  pUUzlichen  Anfalle 
von  Wiith  und  Jähzorn  ausgcfllhrt  zu  haben,  so  erscheint  da'^  frl.nib 
würdig.  Das  jähzornige  Naturell  und  die  schwachsinnige  Veranlagung, 
in  Folge  deren  sie  ihren  Affekten  erheblichen  Widerstand  nicht  entgegen 
zu  setzen  vermochte,  kSnneii  die  grausame  Art  der  TMtung,  das  Ueber- 
mass  der  angewandton  Oewalt  erklären  und  erkittren,  warum  die  V.  Uber 
den  îîcriçang  bei  der  Tüdtung  nicht  ganz  genaue  Auskunft  geben  kann. 

Gerade  aus  diesen  ürtlnden  gelangt  man  auch  zu  der  Annahme,  dass 
die  V.  die  That  nicht  mit  Ucberlegung  ausgeführt  und  sich  demnach  auch 
nicht,  wie  die  Anklage  annimmt,  des  Uoi'des,  sondern  nur  des  Todt- 
schlagcs  schuldig  gemacht  hat.  Dass  die  Angeklagte  selbst  /.u'^Mbt,  schon 
in  der  Woche  vorher  mit  dem  Oodanken  umgegangen  zu  sein,  die  B.  zu 
tüdten,  ist  nicht  ausschlaggebend,  da  die  Ueberleynnfr  wHhrend  der  Aus- 
führung der  Tüdtung  selbst  vorhanden  gewesen  sein  must*,  soll  der  iiiat- 
bestand  des  M<Hrdes  vorliegen. 

Es  kann  tiberhanpt  zweifelhaft  sein,  ob  die  am  Morgen  des  15.  August 
begangene  That  der  Ausfiuss  der  seit  der  erfolgten  Kttndiiruu^'  in  ihr 

waoliErerufenen  Tödtttn;r>^ir<"d;uik('i)  in  dem  Sinne  gewesen  ist,  dass  die 
That  die  Ausführung  eiiK  s  ^(•ll(Ml  vorher  Uberlc^'t  <:('tassten  Ik'schlusses 
gewesen  ist.  Gegen  eine  solche  Autfassung  sprirlit  die  nachgewiesene 
Thatsaehe,  dass  die  V.  am  Abend  vor  der  That  mit  der  Frau  B.  in 
Freundlichkeit  zusammen  gewesen  ist,  ebenso  die  Erwitgung,  dass  nach 
der  eigenen  Darstellung  der  Ani^ckla^rten  ihre  verbrecherischen  Gedanken, 
die  ihr  zeitwt  Isc  durch  den  Kopt  gingen,  einen  ;:eta8sten  Vorsatz  nicht 
bedeuten  köntien.  Allein,  würde  man  auch  einen  vor  der  That  entstan- 
denen Entschluss  annehmen,  so  wird  dadurch  die  Fnige,  ob  Mord,  ob 
Todtschla;:,  nicht  entschieden,  weil  die  Ueberlegun^  im  Augenblicke  der 
Ausführung  den  Ausschlag  gibt.  IHt^  Ausführung  der  Tödtung  kann  aber 
nur  durch  die  Annalnne  eine  rirlitige  Erklärung  Huden,  dass  die  Ange- 
klagte iu  einem  hochgradigen  A  tickte  gehandelt  hat.  Dass  eiu  derartiger 
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Aßekt  die  Ueberlepiiig  anaMhlienst,  kann  nicht  zweifelliaft  sein.  ^Ale 

Ueberlegung  bei  der  That  igt  nicht  hinreichend  dasjenige  Mass  von  Ueber* 
legung,  ohne  welcheg  sclioii  der  Versatz  .ils  solcher  nicht  bestehen  kann. 
Vielmehr  wird  eine  vtnn  \  orsalüc  ver^eiiiedeno,  besondere  Uebcriegung 
erfordert,  uämlich  diejenige  Ueberlcgung,  welche  normaler  Werse  den 
mensehllchen  EntschlttBsen  voraufj^eht  und  wonach  sich  der  Thäter  die 
That  in  einer  der  Bedeutung  der  That  entsprechenden  DentUchIceit  vor- 
führte.''   (Hugo  Meyer,  Strafreeht  8.  513.) 

Die  Geringfllgigkcit  des  Motives  zur  That  nuf  der  einen  Seite  und 
die  Schwere  des  Verbrechens  auf  der  andern  Seite  Ik- weisen,  dass  der 
Thäterin  die  in  der  Vorführung  der  Bedeutung  der  'i  liat  liegende  Ueber- 
legung  gefehlt  liat. 

(Urtbeil  des  Strafgerichts  vom  1.  November  1890.) 

Fahrläsidfje  Tödtung.    Möfjlichknt  der  Voraussicht  des  Erfolges, 
Kausalzusammenhang,  §  107. 

Der  Arbeiter  Engen  W.  rtthmte  sich  in  einer  Wirthschaft^  einen 

halben  Liter  Schnaps  trinken  zu  können.  Der  Angeldagte,  I.cluling  D., 
sagte,  das  sei  nicht  möglich,  er  zahle  dm  Sclmaps,  wenn  W.  densen)on 
trinke.  Auf  wiederholtes  Drängen  des  l^iif^en  W.  I>rachtc  der  zweite 
Angeklagte,  der  Wirtli  A.,  ungefiilir  eitien  halben  Liter  Kirsch wasser, 
indem  er  beroericte,  wenn  es  etwas  gebe,  wolle  er  nichts  mit  der  Saeiie 
zu  tliiri  h.ihen.  Als  W.  den  ersten  Zug  aus  dem  Olase  gethan  hatte, 
wollte  D.  das  Unterfangen  W.'s  dadurch  vcilnndern,  da.ss  rr  sagte,  er 
zaiilc  den  Schnaps,  auch  wenn  VV.  denx-lben  nicht  trinke.  l'liU/.lieh  aber 
stürzte  W.  den  Rest  Kuscliwasser  liiiiuiitor,  ubsehon  ihm  von  seinem  Thun 
wiederholt  abgerathen  und  ihm  ttberdies  zum  Trinken  eine  Zeit  von  einer 
Viertelstunde  gegeben  worden  war.  Anderen  Tages  starb  W.  Das  ge- 
richtsUrztliche  Gutachten  sprach  sich  dahin  aus,  „dass  nichts  der  Annahme 
widerspreche,  W.  sei  an  den  Folgen  einer  akuten  Alkoholintoxikation 
gestorben".  Die  beiden  Angeklagten  D.  und  A.  bestritten,  von  der  tödt- 
Uehen  Wiricang  eines  solchen  Alkoholgennsses  Kenntnis«  gehabt,  sondern 
nur  geglaubt  zu  haben,  das  Getrltnke  kSnnte  dem  W.  vorttbei^hond  au 
seiner  Gesundheit  schaden. 

Um  aber  den  beiden  .Vngeklagteu  den  Tod  des  W.  zur  Fahrlitssigkcit 
zurechnen  m  können,  mllssto  bewiesen  sein,  dass  sie  die  niöglielip  tÏMlt- 
liehe  '»\  irkung  der  von  W  in  einer  Viertelstunde  zu  trinken  übernommenen 
Menge  Kirschwasser  gekannt  haben,  dass  diese  Wirkung  ihnen  aber  im 
An^'enhlicke  der  That  nicht  zum  Hewiisstsein  gekommen  sei.  Denn  um 
einem  ThSter  einen  reelitswidriircii  Erfolg  zur  Fahrlässigkeit  zjirechnen 
zu  können,  mtisK  der  Ueweis  erbracht  sein,  dass  der  Thiiter  bei  geliöriirer 
Vorsieiit  die  Mügliebkeit  des  Eintritts  des  rechtswidrigen  Erfolges  vor- 
auszusehen vermocht  hKtte;  wenn  der  Handelnde  nicht  in  der  Lage  ist, 
die  wirklich  eingetretene,  schüdliche  Wirkung  seiner  Handlung  voraus* 
zugehen,  kann  es  ilim  auch  nicht  zum  Vorwurfe  iremacht  werden,  dass 
er  die  Haiidlun^'^,  deren  Üble  Fi'I<;e  ihm  nicht  zum  IJewusstscin  kommen 
konnte,  unternommen  hat.  (Oppenholf,  Kommentar  Ziif.  20  zu  §  5^; 
Httlschner,  das  gem.  deutsche  Strafrecht  Bd.  I,  S.  315;  Berner,  Lehrbnch 
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S.  171,  lu.  Auflage.)  Der  Beweis,  wie  er  oben  gefordert  ist,  ist  aber 
nieht  erbracht. 

Aber  atich  ans  dem  Grtinde  kennen  die  Angekläfften  nicht  als  die 

Urlieber  des  Todes  W.'a  angesehen  werden,  weil  nacligewiesen  ist,  dass 
die  Thaf  W.'.>  auf  solnom  eiprenen,  frpien  Entsolilusse  beruht  hnt.  Die 
Einwirlitmg  der  An;<eklag:ten  auf  die  ICiUschliessung  des  W.  war  im  Grunde 
genommen  nicht  von  derjenigen  Tragweite,  daae  angenommen  werden 
durfte,  die  Handlangaweise  der  Angeklagten  sei  die  Ursache  des  Todes 
des  W.  Besonders  D.  hat  noch  in  demjenigen  Aagenblicke,  in  welchem 
der  Vcr'^torheiio  .^'nt  liiitte  von  seinem  Unterfangen  zurllektreten  können  — - 
nai  lideui  \V.  niiiulieli  erst  einige  Sclddfkp  gethan  liatte  —  das  wieder 
hin  weggenommen,  was  er  als  Veranlassung  der  That  ursprünglich  gesetzt 
hatte.  Nachdem  D.  sich  anerboten  hatte,  den  Bchnaps  au  bezahlen,  auch 
wenn  W.  denselben  nicht  trinken  werde,  kann  das  nun  Folgende  nicht 
mehr  auf  den  EinHuää  dieses  Angeklagten  aurlickgefilhrt  werden. 

(Jeberliaupt  licirt  dii-  Flache  so,  dass  schliesslich  W.  seinen  Willen 
gegenllbev  den  Andern  dm  i  li,?eset7:t  !iat. 

(Unheil  des  Btrafgericlits  vom  10.  November  18Ül,  bestätigt  durch 
das  Appellationsgcricht  am  3.  Dezember  1891.) 

Unbesonnene  üble  Kuchrede.   §  130  des  Strafgesetzes. 

In  einem  Stratprozesse  wegen  Ubier  Nachrede  hatte  sich  das  î>traf- 
gericlit  folgenderraassen  ausgesprochen: 

Wenn  daher  in  objektiver  Richtung  die  behaupteten  Thatsacben  als 
unwahr  bezeichnet  wL*rden  niilssen,  so  fehlt  dagegen  in  subjektiver  Rieh* 
tung,  um  §  130  anwem]«  !!  /.w  kî5iinp!i,  <1;iss  f?f^hanptting  der  unwahren 
Thatsachen  in  unbesoii neuer  Wei.se  gcscliehen  ist.  Durch  das  Beweis- 
vcrlahren  wurden  näudich  eine  Kcihe  von  VerumstUndungen  nachgewiesen, 
welche  dem  Beklagten  bekannt  sein  mussten,  und  welche  auch  bei  be* 
sonnener  Erwägung  denselben  wohl  zu  der  Annahme  ftihren  konnten,  es 
seien  die  von  ihm  erhobenen  V%jrwUrfe,  soweit  sif  hiiT  als  strafbare 
Behaniitiiii;:  unwahrer  Thatf^arhen  in  Betracht  kommen,  lifi^iiindit. 

Das  Appellationsgcricht  hat  das  Ilrthcil  des  Stralgericlites  nmge- 
stUrat  und  den  Grundsatz  ausgesprocljen  :  In  §  130  will  das  Gesetz  auch 
die  gutglXubige  Verbreitung  anwahrer  Thatsachen  bestrafen,  sofern  die- 
selben geeignet  sind,  amlerc  Personen  v»  riif  litlich  zu  machen,  und  die 
Unbesonnenlicit  Itesfcbt  in  *îol(^hen  Fallen  schon  darin,  dass  man  derartige 
ThatHachen  iilit-rlianid  \  •  rlneitt-f ,  ohne  «ie  bt'wrisi-n  zu  kî>nnen. 


(I  rthcil  «Ich  >(vat";,^<M'i<'lits  vom  17.  Dczenihcr  is'.»«).) 
(Urtheil  des  Appellatiun8geri<'ht8  vom  20.  Januar  i8ül.) 
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Pfizer,  Landffcf  icht^'ath  in  Ulm.  Ehe,  Staat  und  Kirche.  Deutsche 
Zeit-  und  Streitfragen.  Hcjt  72.  Hamhur<j  1S90.  VerlagiOii- 
stalt  und  Druckerei  A.  G.  (vormals  J.  F.  BichterJ. 

Ptizer  kritÎBirt  den  deutechen  Entwurf  eini»  bttrserlichen  Oesctz- 

btiflu's  in  seinen  Heftimraunfron  Uber  EIh'S(  liliossnnf:^  nnrl  Klir>>oIieidling  mit 
Geiat  und  Witz.    Das  Strafreclit  berührt  der  Verfasser  nicht. 

Pfizer,  Land;/rri(htynith.  Die  iin>ifan()  in  Sirafmchen.  Deutsche 
Zeit-  und  <SttcU/)a</en.  Heft  90.  Hamburg  1891.  Verlagsan- 
stalt  und  Druckerei  Ä.  G.  (vormals  J.  F.  Richter). 

An  zwei  Rechlsflillcn  zeigt  (kr  praktiarlic  Verfasser  Uberzpiiyeiid 
die  Unzulüngliclikeit  der  revisio  in  Jure  in  Stral'sacliuii.  Die  Kevisious- 
instanx  kann  ein  falsches  Urttieil  nicht  aufheben,  das  Denjenij^en,  der 
einen  werthlosen  Brief  /u  Wahlzwecken  sich  angeeignet  hat ,  als  Dieb 
erklärt  ;  sie  kann  auch  das  rrtlii  il  nicht  abifndern ,  welrlie8  den  Ver- 
käufer eines  Looses  wegen  Hetruges  verurtlieilte,  weil  er,  um  dem  Spott 
zu  entgehen,  fälschlich  angab,  er  habe  zur  Zeit  des  Verkaufes  gcwusst, 
daes  die  Loose  Nieten  waren.  In  beiden  FSlIen  war  die  obere  Instanz 
an  die  falsche  Fei^tstellnng  der  untern  Instanz  gebunden* 

rii/i  r  will  aber  nicht  einfach  die  frUlific  l'iTufiinir  an  die  Stelle  der 
l{evi>iMU  sctzt  i),  weil  bei  inlindlifdieni  Vrrtaluen  die  \  eriiandlung  vor  der 
zweiten  Instanz  den  Oberricliter  über  das  Thatsächliche  des  Falles  mei- 
stens sehleehter  unterriehtet,  als  die  erst«  Verhandlung  den  ünterrichter; 
er  empfiehlt  eine  beschränkte  Berufung.  Für  die  Nachprüfung  der 
zweiten  Instanz.  roHi  h  diejeingen  Peststcllun^rcn  unanfechtbar  sein,  welche 
sich  als  das  untnittcü»are  Ergebnisn  einer  Zeugenvernehmung,  überhaupt 
einer  Beweisaufnahme  darstellen ,  alle  andern  Feststellungen  anfechtbar, 
weil  die  Riehtigkeit  der  dafür  angefUhrten  Gründe  geprüft  werden  kann. 

Allein  es  würe  gewiss  sehr  schwer,  im  einzelnen  Falle  die  Scheidung 
durchzuführen.  Wie  soll  eine  Gesetzesbestimmung  gefasst  werden ,  die 
klares  lîeeht  î^chaflt  ?  Der  ^M*istv(»lle  X'erfa^'ser,  welcher  allem  gelehrten 
Zopf  unbarmlierzig  den  Krieg  crkiHrt,  sclieint  ciiesmal  selbst  in  einer 
konservativen  Anschauung  befangen  zu  sein,  wenn  er  behauptet: 

„Der  zweite  Richter  (in  Strafsachen)  rouss  entweder  den  ganzen 
Beweis  aufnehmen,  oder  muss  ihm  jede  Beweisaufnahme  entzogen  sein; 
eine  halbe  Beweisaufnahme  wäre  ein  Unding,** 
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Ânch  du  ist  ein  Dogma,  das  fallen  soll,  wenn  die  Zweckmlselgkeit 
es  gebietet  Wie  Pfizer  selbst  andeutet,  gibt  es  in  jeder  Strafsache  einen 

springenden  Punkt,  das  Uebrige  bietet  untergeordnetes  Interesse.  Warum 
soll  nun  der  obcrn  Instanz  iiielit  die  Refnp:niss  *];pp:pbon  werden,  Uber  das 
wichtige,  ausschlaggebende  Verhnltniss  neuen  oder  nochmaligen  Beweis 
aufknnehmen  oder  aufnehmen  za  lassen ,  je  nach  fiedth^iss,  siim  Zwecke 
sicherer  Erforschung  der  Wahrheit? 

Abgesehen  von  dem  praktischen  Ergebniss  verdient  die  anregende 
Schrift  Zustimmung  und  Lob.  Sie  ist  so  frisch  geschrieben,  wie  ÂUes, 
was  der  Feder  des  Ulmer  Landgerichtsraths  entstammt. 

Sehrnttlder,  Amtsfferichttrath.  Die  körperliche  Züchtir/ung  aU  rieh' 
terUf^  StrafmiÜel  tmd  DinipHnarmiHel  in  Strtrfamtalien.  VoT' 
trag,  Verhamilnnf/eti  und  Beschlüsse  auf  der  63.  Generalvenanm' 
htm/  der  Ehcinisch  •  Westfälischen  Gef  i nffnijis(/eseUschaft  am 
8,  Oktober  1Ô9L  Sonderabdruck.  DOmldorf.  L.  Fom  &  Gomg, 

Es  ist  bemühend,  zu  vernehmen,  dass  in  Deutschland  der  Prügel- 
strafe wieder  das  Wort  geredet  wird.  Die  Verhandlungen  der  Rheinisch- 
WestfilliRclicn  {»pniTifrtlipsiresellschnft  l^'^ron  ein  tr.inriirps  Zeujirniss  -d)  fîlr 
den  alttestamentlichcn  Geist,  der  die  (iesellücliafl  üehoTScIit.  Amts- 
ricliter  SchraGlder  beantragte  als  Referent:  Körperliche  Züchtigung  als 
Stra/mittel  gegen  die  jugendlichen  Verbrecher,  als  DissipKnomittel 
gegen  die  jugendlichen  Gefangriu n  und  gegen  die  erwachsenen  milnn- 
lichen  Gefangenen,  welche  sich  nicht  im  Hcsitzo  dor  bürgerlichen  Ehren- 
rechte befinden.  Dagegen  spraeii  siel»  SehnitildtT  im  Uebrigen  gegen  die 
körperliche  ZHchtigung  erwachsener  Gefangenen  aus. 

!Me  Versammlung  ging  iu  ihren  Beschlüssen  weit  Uber  diese  Anträge 
des  Referenten  hinaus. 

Die  Prügelstrafe  soll  statthaft  sein: 

als  Dtfztplmarstrafmittel  nicht  nur  gegen  mttnnliche  jugendliche 

V('rl)r<'(  lH>r ,  sondern  ganz  allgemein  in  Zuciithiiusern  und  in  den  andern 
Strar.inst.ilteii  und  in  Gefängnissen  gegen  Männer  in  besonders  schweren 
Fällen  von  ünbotmUs&igkeit  ; 

als  gerichtliche  Ütrafe  gegen  jugendliche  Verbrecher  und  gegen 
Erwachsene  in  bestimmten  Fällen  (Eigentlinmsverletsnng  aus  Rache  oder 
Muthwillen,  Kf^rperverletzung,  Rohheitsverbreclien). 

Die  Versicherung  des  verdienten  und  erfaiirfncn  l'.istnr-î  Stursberg, 
seit  Abschaffung  der  I'rligelstrafe  sei  die  niszipliii  in  den  6trafanslaltcu 
eine  bessere  geworden,  wurde  mit  ^Oho"^  beantwortet,  dagegen  die  An- 
gabe des  Pastors  Gräber,  von  20,00(>  Gefangenen  seien  nur  9u  geprügelt 
worden,  was  die  Wirksamkeit  der  Strafe  beweise,  mit  „Sehr  gnt**. 

Die  Knltnrwelt  hat  im  Jahre  1^65  mit  Verachtung  auf  die  Schweis 
geblifkt,  als  dio  ürner  dem  S('hrift?:ct7or  Hyitikcr  wfgnn  Gi»tti'sl;isteiung 
2(1  liutlieiistreichf  vprsftztfii.  Dit-  Schweiz  hat  seither  körperliche  Strafen 
verboten,  ohne  /.wisciien  gericiitlielieu  und  his/iplinarstrafen  zu  nnler- 
scheiden  ;  Deutschland  will  sie  wieder  einfuhren.  Wenn  aber  die  Soldaten- 
missbandlnngen  aufliören  sollen,  so  darf  nicht  von  Rechtes  wegen  ge- 
prügelt werden. 


Dlgltlzed  by  Google 


Liter*tur>Aii2eigen. 


287 


ProfeMor  UmmaMb.  Siudim  mm  StrafgBséUteniwurfe.  Wien,  1891, 
Manz. 

In  der  allgemeinen  Ssterreicbiechen  OertehtBKeîtang  verOffèntlicht 
Lanimaach  fttnf  Studien  zn  dem  Saterreieinechen  Strafîseeetxontwitrfy  näm- 
lich Uber: 

1.  die  BodeutiiTi':  der  R('<  htï^eiuiieit  mit  dem  Deutschen  Reich,  S.  1 — 5, 

2.  das  jugendliche  Alter,  S.  5-  22, 

8.  die  Yerbrecbenkonkurrens,  S.  28 — 31, 

4.  Rückfall  und  Vorbestrafung,  8.  31—87, 

5.  die  Verjährung,  S.  37  If.. 

lîetrcrt'end  die  l\ochtf^ei)iheil  mit  dem  Deutschen  Reiche  sehlägt  Lara- 
tnascli  den  Werth  derselben  nicht  so  hoel»  an,  d.iss  er  entschîîdigen 
kUnnte  fUr  eine  Kinbusse  an  Gerechtigkeit  oder  an  Zweckmässigkeit  der 
in  Frage  siebenden  Normen  oder  aneh  ntir  fttr  einen  Bmeb  mit  der 
Rechtsentwicklnng,  der  nicht  durob  die  Gereehtigkeit  oder  die  Zweek- 
miUsifrkeit  gefordert  wird. 

Für  das  ]ngendlidui  Alter  empHehlt  Laumiascii,  das  Erfordernis^  des 
discernement  als  Voraussetzung  krimineller  Bestrafung  jugendlicher  Delin* 
qnenten  fallen  nn  lassen  und  dem  Riebter  die  frde  Wahl  twieehen  Straf» 
nnd  Besserungsrnnasregeln  zu  gewähren. 

FUr  den  Fall  der  Konkurrenz  schlugt  Lammasch  folgende  Regelung 
vor  :  rj<*g(>n  denjpnigen,  welcher  racfirere  strafbare  Tlanditinpren  oder  mehr- 
mals dieselbe  strafbare  Handlung  begangen  und  dadurch  mehrere  zeitliche 
Frcthettsttrafen  verwirkt  hat,  ist  nur  nuf  eine  Gesammtstrafe  sn  erkennmi. 
Sind  die  verwirkten  Freiheitsstrafen  von  ungleieher  Art,  so  sind  sie  alle 
vorerst  nach  in  die  stliwerstc  dei.st-Iben  Timznwandeln.  Die  Gesaninit- 
strafe  wird  gebildet  durch  lOrlibhung  der  strengsten  Strafe  um  die  Hälfte 
der  Übrigen  verwirkten  Strafen.  Keineslalls  darf  die  Gesaromtstrafe,  wenn 
sie  in  Zuchthaus  oder  StaatogefUngniss  ausgedrückt  ist,  20  Jahre,  wenn 
sie  in  Gefängniss  bestimmt  ist,  10  Jahre,  wenn  sie  in  Haft  besteht, 
3  Monate  übersclireiten. 

Dom  liückfall  will  Lammasch  l»ei  allen  denjeiiigcu  Deliktsgruppen, 
bei  denen  sich  leichter  als  bei  anderen  ein  besonderer  Hang  zu  Verbrechen 
der  betreffenden  Art  herausbildet  (VermlSgensdelikten,  Sittlichkeitsdelikten, 
Delikten  gegen  die  körperliche  Integrität  u.  s.  w.),  strafschärfende  Wirkung 
beilegen,  wobei  dann  das  rafminimum  obüj^atorisch  erhi)ht  werden  soll. 
Die  Vorbeslrafting  soll  von  der  Vergünstigung  des  bedingten  Straferlasses 
ausschtiessen,  eine  Verschärfung  der  au  sich  verwirktcu  Strafe  soll  zu- 
llseig  sein. 

FOr  die  Verjährung  der  Strafverfolgung  fährt  Lammasch  den  bemer- 
kenswerthen  Grund  ;»ti,  dnss  derjenifre.  der  als  innircr  Mensch  delinqnirtc 
und  nunmehr  als  gereifter  Mann  vor  Gericht  gesteilt  werden  soll,  seinem 
seelischen  Zustande  nach  vielleiclit  ebenso  bis  sur  Unkennbarkeit  ver* 
ändert  ist,  als  nach  seiner  körperlichen  Erscheinung.  Die  Verjährung 
möchte  Latnmasch  von  der  vollen  Ersatsleistung  abhängig  machen,  was 
gewiss  niciit  unbedenklich  ist. 

Schwere  Falle  sollen  der  Strafvollstreckungsverjährung  nicht  unter- 
worfen werden,  wenn  nicht  ein  Contnmaeiatverfahren  stattgefunden  hatte, 
da  die  Flucht  vor  Strafvollstreckung  nicht  sichern  soll. 
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Die  HegrUiidnng  der  einzelnen  Vorschläge,  vüm  denen  liier  mir  die 
wichtigsten  angeführt  werdeu,  ist  fein  und  lehrreich,  und  ihre  Bedeutung  . 
reicht  über  die  Grenzen  Oesterreichs  weit  hinaoB. 

Dr.  H.  Appelius.  Die  Beschlüsse  der  zweiten  Jahresversammlung  der 
Tvfernalionalcn  kriminaJistischen  Vereinirjmuf  (Gruppe  Dmt.-^rhn; 
Reich),  Halle,  35. '26.  Mlirz  1891,  hrlreß'rnd  die  VersvJnirf  HNf/ 
der  kurz^'-ifif/eit  FreilutUidrafe,  die  iimt/cstaltfnifj  der  Geldstraje 
and  det-  aalit<ididreri  Strafe.    Berlin,  Guttcntay, 

Die  Kritik ,  wclolie  Appelius  an  den  Hnllo'sehen  Beschlüssen  der 
I.  K.  V ,  Grup|>e  Deutsches  Keich,  übt,  trittt  gewiss  in  mehr  als  einem 
Punkte  das  Richtige.  Appelius  verwirft  die  PtHgelstrafe  entschieden, 
dagegen  will  er  sie  als  Dissiplinarmlttel  fUr  den  StrafvolUng  beibehalten. 

Bezüglich  der  Geldstrafen  möchte  sich  Appelius  auf  den  Salz  beschränken, 
dass  für  die  Höhe  der  Geldstrafe  im  Einzelfall  die  wirthfchaftlielie  Lage 
des  Angeklap:ten  massgebend  sein  soll.  Gegen  das  Abarbeiten  von  Geld- 
strafen äussert  der  Verfasser  Bedenken,  mit  Rücksicht  auf  die  Konkmrenx. 

Dr.  P.  Aschrott,  Atnttrichter  in  Berlin.  Die  Internationale  krimina- 
listische Vereinif/unr/  und  die  Reformbestrelmnfjen  auf  dem  Ge- 
hieic  des  Strafrechts  in  Deutschland.  Sonderabzuf/  (f^i^  dem  Jahr- 
buch Jiir  Gesetzfiehung ,  Vn-imUnnff  und  Volksunriimha/'t  im 
Deutschen  lieiche.  Hera u8(/ey eben  von  J.  Schmoller.  Duncker  d; 
Humbiot,  Leipzifi,  1S9I. 

Wer  sich  über  die  Bestrchiiti;ren  der  Internationalen  kriminnlisti^;rhen 
Vereinigung  '}  und  Uber  die  bisherige  Thätigkeit  der  Uuion  unterrichten 
will,  lese  den  vortrefflîchon  Aufsatz  des  Dr.  Aschrott,  der  selbst  ein  lier- 
vorragendes  Mitglied  der  I.  K.  V.  ist 

Dr.  jur.  Ernst  Rosenfeld.  Die  Strafiiesetzfiebumi  der  Orr/rtifrarf  in 
rechtxi  .  r'/li'icheuilfr  Dtfrs-felhtuff  .  IW  lUmd,  eisU.r  Abscitnitt. 
Die  Todlnri;/»  H.  La  It'i/i^iatioti  péualt  t  omparre,  IV^  mliinie, 
première  partie.  L'homicide.    Otto  Liebniann,  BcrliN,  IbÜL 

Die  Strafgesetzgebung  der  G  t'ijeniiutrt    in  rechtsvergleicheyuler 
Darstellung  ist  der  Titel  des  grossen  Werkes,  das  die  Internationale 
kriminalistische  Vereinigung  im  Verlage  von  Otto  Liebmann  in  Berlin 
erscheinen  lassen  wird.  Das  Werk  ist  auf  Ö  BSnde  von  durohechnittlich 
je  50  Druckbogen  beroohnet  und  soll  gleichzeitig  in  deutscher  und  franzSsi- 
scher  Sprache  ausgegeben  werden,  und  zwar  mit  folgendem  Inhalt: 
I.  Band.  Die  Strfifgef^i'lzrjehfnifj  <{ir  einzelnm  Länder. 
IL  n.  III.  Baud.  Der  allgemeine  Iheil  des  Slrafrechtes» 
IV.  a.  V.  Band.  Dte  einzelnen  etrafbaren  Handlungen, 

Die  Einzelheiten  sind  in  dem  Randschreiben  angegeben,  welches  der 
Avsscbuss  der  Internationalen  kriminalistischen  Vereinigung  erlassen  hat. 


Ver^  auch  t.  Lüienthal  in  dieser  Zeitschrift.  II.  S.  1  ff. 
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(Mittheilungen  der  I.  K.  V  .  HI.  '1^7  tT.  Oleiclizeitig;  hat  aber  Dr.  Ro-ion- 
feld,  welcher  sich  auf  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Strafgesetz^ebuiij; 
schon  in  hervorragender  Weise  bethätigt  hat,  ein  Probeheft  von  23  Seiten 
herftusgegeben,  das  €die  Tötungen  >  behandelt. 

Leider  kam  ftir  die  Probe  ein  ^verkBrKter  Massgtab^  zur  Anwendung, 

so  (lass  Jiifht  mit  Sirliorlieit  biMirtiioilt  weiden  kann,  wie  die  Dar* 
stcllun^^  (i<.'s  Werkes  im  IIol)ri^'pn  austallen  sull.  Docli  zfiVhnct  sich  die 
DartileWuiig  durch  peinliche  Genauigkeit,  grüi>äte  Knappheit  und  durch 
Cebertichtlichkeit  ans.  Dem  Leser  dtfrlle  die  indttktfye  Methode  wohl  er> 
wUnschter  sein;  denn  es  erschwert  die  OrientiruDg,  wenn  die  Darstellung 
mit  einou)  L'rtlieiie  bcj^iiiiit,  das  nun  im  Ein/.eliien  dnrcli  den  (Jeset/es- 
stoir  beiri  Uniiet  wird.  leb  würde  da/u  ratben,  den  StolV  /iiiiiiebst  mT.^'lielist 
einfach  vorzulegen  und  zum  Schluëbu  eine  Würdigung  zu  gebun,  wenn 
diese  sich  fllr  den  Leser  nicht  von  selbst  er^^ibt.  Der  Verfasser  mos» 

sich  bei  s(»  verwickelten  Materien,  wie  es  ein  iiiternationab-r  ( iesej/esstotl' 
ist,  stets  in  die  Laire  des  l^esers  hineindenken,  der  die  (  Icistesarbeit  dei- 
Oarstelb'nden  nieht  mit;;eniae.b£  hat.  Es  schadet  ja  gar  nicht,  wenn  mehr 
dargestellt  ulti  erörtert  wird, 

l'ng4  ' ni  essbar  wird  die  verdienstvolle  und  tttehtige  Arbeit  Rosenfeld's 
durch  die  AbkUrzung  der  Namen  der  ( > esetzgebiete  ;  /  U.  iied«  ntet 
Aar;^.  —  Aar^ati,  Ar^;.  -  Af^M-ntina,  S.  An.  =  SUdaustralien ,  Wa.  ~ 
Waailt,  Wal.  =  Wallis,  Sp.  —  Spanien.  Es  ibt  von  einer  lieibehaitung 
diese»  Systems  di'iugt'nd  ab/airatben. 

Zwar  erfordert  das  Ausschreiben  der  Namen  bedeutend  mehr  Schrift- 
satz, allein  das  Werk  wird  unverstnnrllti  h  w(  rden,  wenn  man  diese 
Abkiirziin;,:en  l.eilieliült  Alles  kommt  ja  darant'  an.  /a\  wissen,  widclies 
T.aiid  in  Fra;_'e  st<  lit,  und  nun  wird  *ler  Name  des  Landes  derait  ali- 
geküizt,  daftjj  der  Leser  stet»  das  Kegisler  der  Abkürzungen  zur  Hand 
haben  mnss! 

Naelideiii  diese  Besprechung  gesetzt  war,  erhielt  der  l'.rrieliterslatter 
diirt  li  Herrn  l'rtd'essnr  t'dn  I.iszt  die  eitreiiliehe  Anlklürnn;;,,  dass  das 
Werk  sieb  in  den  bervoriridndienen  llielitiitijen  an  die  rrobealdiandlnnu' 
nicht  antjclilicasen  wird ,  und  dass  diese  bauptsiicldieli  dazu  bestimmt 
war,  über  die  Süssere  Oekonomie  des  Werkes  Anhaltspunkte  au  geben. 

Dr.  C.  Zehnder,  Mitfjlh'd  des  Sanitätsrathrs.  Die  Gefahren  der  Pro- 
stitution nnd  iJtre  f/c.'irtzlirJh'  Hekliin])/ uruj ,  niif  hpso)ffle)-cr  Ber/ich- 
siclüHjuii;!  'h'f  z'iff/wnsrhru  l'rrh'ilffnsse.  (riitaflilrii  dff(  Safntnfj!- 
raihesün  dif  hohe  Iit;/immi/  den  Kantons  ZdruJi  in  HeanhroriHng 
der  in  den  I*cfitionen  vom  Juni  1888  gesieilicn  Begehren.  Zurich, 
Albert  Müller,  1801, 

Die  Regelung  der  FrosiiUäiomJ  raye,  mit  besonderer  Beriicksichtiff  an  y 
zürchermher  Verhälinme;  herausgesehen  vom  Aktionskomiié  des 
kantonalen  zürcherischen  Männervereim  zur  Hebung  der  Sitt- 
Uchkeit.  Entf/if/nung  auf  „Die  Gefahren  der  Prostitution  und 
ihre  gesetzliche  Bekamp/ung*^.  Zürich,  Hof  er  <&  Burger,  189:^, 

Die  beiden  Zürcher  Schriften  Uber  die  Prostitutionsfrage  stimmen 
darin  ttberein,  daaa  die  Zttrelier  Strafgesetagebnng  in  dieser  Materie  der 
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Vprbps>pninpr  hndiirftijr  t?^t  und  dass  iusbc sondere  die  Kuppelei  iiirht  uar 
aiit  Aiitraj;,  tiondcni  von  Amtes  wegen  %'ertolgt  werden  «ollte.  Dagegen 
weichen  sie  in  der  Hauptsadie  von  einander  ab.  Der  SaniUttsrath  kommt 
211  dem  Schlüsse  i  S.  •J.'BS  i:  „So  bleibt  denn  nichts  Anderes  Übrig,  als  ent- 
weder Diildiuig  einer  beschränkten,  den  HedUrfiiissen  entspreclienden  An- 
zahl von  15nidellen,  unter  stren^^ev  Kontrole  aueh  ihres  Betriebes  —  oder 
Duldung  dci  Kinzelprostitution  ;  auch  da  uiit  allen  denjenigeu  Kauteleu, 
welche  daa  allgemeine  Wolil  erheische. 

Die  Gegenschrift  hekSmpft  die  Anerkennung  der  gewerbemXsaigen 

Prostitution  in  jeder  Form  und  fordert  ihre  Verfolgung  von  Amtes  wegen. 
Sic  richtet  sich  nicht  nur  gPf?on  die  Bordelle.  ^Wir  wollen  nicht  staat- 
lich geduldete  Kinzciprostituirte  als  Ersatz  fUr  die  Uordellc  haben,  son- 
dern wir  verlangen,  dass  die  Dirnen  als  einen  vom  Oesetz  verfolgten 
Lebenswandel  führend  betrachtet  und  entspreehend  behandelt  werden/ 

Das  Aktionskondte  des  kantonalen  zürcherischen  Hinnervereins  sur 

Hebun?  der  Sittlichkeit  beliiidi^t  sich  seinem  Gegner  gegenüber  schon 
desslialb  in  einer  gilnstisreren  Stellung,  weil  es  einen  einfachen  und  klaren 
Grundsatz  vei-tritt,  wühriMid  daä  Gutachton  des  Sanitätsrathes  die  Prosti- 
tution awar  im  Âllgeroeinen  vemrtheilt,  sie  aber  doch  unter  gewissen 
Kaiitelen  anlassen  will.  Es  wird  für  einstweilen  ein  Uebereinkommen 
zwisrlifMi  ^iîinTntlirhen  interessirton  Gemeinden  empfolilen,  „einen  Theil 
der  in  Uer  Stadt  bestehenden  Bordelle,  sowie  die  geduldeten  in  den  Aus- 
gemeinden unter  vereinbarten  und  vop  den  staatlichen  Behörden  aner- 
kannten sittlichen  und  sanitiren  Kautelen  au  dulden,  die  Winkelbordelle 
aber,  sowie  die  Strassenprostitution  Überall  nach  denselben  Grundsätzen 
und  mit  gleicher  Energie  und  Konsequenz  zu  verfolgen".  (S.  240.) 

E>  frajrt  sich  einfach  :  Sind  die  Hordelle  ein  noth wendiges  Uebel, 
kann  dadurch  die  Syphilis  besehriinkt  und  die  öüentliche  Unsittlichkeit 
eingeschränkt  werden?  Dass  diese  Frage  zu  verneinen  ist,  beweist  die 
Gegenschrift  flberzeugend.  Es  gelingt  den  Opponenten,  dem  amtlichen 
Gutachten  zahlreiche  IiTthlinier  und  sehr  grobe  Verseln  n  nachzuweisen. 
Das  Ergebnis«  ist,  d.i>s  trotz  iiiztlicher  Cntersuchiing  Syphilis  vorkojnmen 
kann  und  dass  »ehr  zahireielie  Ansteckungen  aus  Bordellen  stammen. 
HinfMllig  ist  aueh  die  Behauptung,  dass  Bordelle  die  Unsittlichkeit  gleich- 
sam absorbiren  und  ableiten.  Sehr  lehrreich  sind  die  in  Colmar  gesam- 
inciten  Erfahrungen.  Bürgermeister  Dr.  S(  tilumbergcr  erklärt:  „Da  ich 
Gclen-enlieit  «rehabt  Ii.ilie,  die  versumpften  (îe!îein»ni!*«e  der  sittenpolizei- 
lichen Vorschrilten  und  das  ganze  lüidcrwerk  der  otHziellen  Einrichtungen 
der  Prostitution  aus  nXchster  NShe  arbeiten  zu  sehen,  bin  ich  zu  der  Ueber- 
Zeugung  gekommen,  dass  das  ebenso  empörende  als  wirkungslose  System 
der  Keguliruni;  der  Unsittlichkeit  in  keinei  Weise  haltbai  i-^t."  14.) 
Selbst  wenn  die  pritventive  Wirksamkeit  der  Bordelle  aueh  nur  zweifel- 
haft wäre,  so  mUsstc  ihre  Aufhebung  gefordert  werden;  denn  was  für 
Seliensslichkeiten  mit  Bordellen  nachweisbar  verbnnden  sind,  weisen  beide 
Schriften  nach.  Die  persönliche  Freiheit  der  Bordellmädchen  ist  eine 
Fiktion,  thatsUclilii  li  lfl)i'n  sie  in  einem  Znstnndf,  der  ni<'}its  Anderes  als 
Sklaverei  ist.  Durch  geschüftliclie  Knitie  werden  sie  an  das  Haus  ge- 
bunden und  einer  Waare  gleich  weiter  veräussert.  Das  Bordellleben  er- 
zeugt ein  Kontingent  körperlich  und  geistig,  namentlich  aber  sittlich  ver- 
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kommener  und  erechlattter  Kreaturen,  welche  die  Gesellschaft  gefährden 
nnd  die  Ju^ead  verderben.  Âa8  den  Dirnen  werden  im  besten  Faile 
Kttpplerinnen. 

Die  gewerbsmlaeige  Einzelprostitntion  ist  Kwar  vom  Standpunkt  des 

Rechtes  aus  weniger  I  rfîrnklicfi,  sie  bietet  aber  grosse  Gefahren  für  die 
ötfentliche  Sittlichkeit  und  darf  daher  unter  keinen  Umstanden  staatüoU 
geduldet  werden,  vielmehr  sind  frewerbsuiässige  Dirnen  zu  bestrafen. 

Dass  dessbalb  die  l'rostitutiou  nicht  ausgerottet  wird,  unterliegt 
Iceinem  Zweifel;  allein  es  ist  mit  ßioherbeit  tn  erwarten,  dass  in  Folge 
dieser  Massnabnien  die  Zahl  der  Prontituirten  und  damit  die  Zahl  der 
Erkrankungen  ersichtlich  abnimmt  und  dass  das  Sklaventhum  der  Bor- 
delle aufhört.  In  den  meisten  Dörfern  und  kleinem  Städten  gibt  es 
weder  Bordelle  noch  gewerbsmässige  Dirnen.  Es  ist  nicht  einzusehen, 
warum  eine  grössere  Bevölkernng  andere  Bedürfoisse  in  dieser  Besiehong 
haben  soll.  Die  grosse  Macht  der  Suggestion  und  der  Gewohnheit  be- 
stätigt sich  auch  auf  den»  Gebiete  der  Prostitution.  Die  Gelegenheit 
weckt  die  Lust,  und  die  Befriedigung  der  Lust  wird  zur  Gewohnheit  und 
zum  dauernden  BedUrfniss.  Die  staatliche  Anerkennung  erhebt  das  Be- 
dUrfniss  zu  einem  berechtigten  nnd  nimmt  ihm  das  äussere  Zeidien  der 
Schmaoh. 

Es  wird  eine  Hauptaufgabe  des  eidgenössischen  Strafgesetzbuches 
sein,  die  weibliche  Ehre  uod  die  Freiheit  der  Frau  gegenüber  dem  Kuppler 
nnd  dem  Wüstling  dnrdi  strenge  Straf  bestimmungen  au  sebUtzen  luid  die 
Dirne  als  liederliebe  Person  wie  andere  Liederliche  (Vaganten,  Bettler) 
SU  behandeln. 

Dieser  Standpunkt  bedin;;t  ^\  eder  pietistische  Gesinnung  noch  Askese 
und  Prüderie.  Es  ist  ein  bedeutender  V'^orzug  der  „Entgegnuog'^i  dass 
die  Frage  vom  allgemein  mensehüchen  Standpunkte  aus,  sowie  von  dem- 
jenigen des  Rechtes  und  der  Gesundheitspflege  aus  wissenschaftlieh  unter* 
sucht  wird,  ohne  Nebengedanken  und  Nebenabsichten. 

Dass  die  Demokratie  Zn.stiînde  duldet,  wie  sie  in  Bordellen  vor- 
kommen müf^sfn .  ist  ein  Armnthszeufrnîss  sondergleichen  und  zeugt  von 
einer  Verlotterung  des  Bewusstaeius  für  Recht  und  Sittlichkeit. 

Wer  als  Demokrat  Bordell  und  gewerbsmiibsige  Prostitution  vertbei- 
digen  will,  der  fordere  staatlieh  eingerichtete  PreudenhXnser  unter  Staat» 

lieber  Leitung  und  Aufsicht,  wie  das  Mittelalter  sie  kannte.  Die  Dirne 
wird  dann  Staatsbedienstete  und  erwirbt  ein  Anrecht  auf  Versorgung  nach 
Ablauf  der  Dienstzeit.  Privatbetrieb  der  gewerbsmUssigen  Prostitution 
mUsste  als  Eingriff  in  den  Staatsbetrieb  mit  harten  Polizeistrafen  au  be« 
legen  sein. 

Das  Eine  oder  das  Andere,  aber  keine  Halbheit. 

MiitheUunifen  der  hüernni'ionaU'n  /iniiii/uilisdschi'fiVerfiiïiit/uti;/.  But- 
h'tni  lU  f' fhti<nt  internationale  de  droit  pénal.  JJritter»  Jahrgang. 
Berlin,  (intUntu!/,  189119'^. 

Der  dritte  Jahrgang  der  Miltljeilungen  der  1.  K.  V.  enthält  die  Gut- 
achten zu  den  Fragen,  weiche  uut  der  Jahresveraauunlung  zu  Christiania 
berathen  worden  sind,  die  Sitzungsberichte  von  Christiania  und  zahlreiche 

ZeitMlu.  r.  SchWMzer  SlnflrMlit.  6.  J«)iiv<  20 
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Berichte  Uber  die  bedingte  Vernrtheilung.  In  dem  letzten  Het't  î*«Hzt  Roscn- 
feld  die  Bedeutung  und  Aufgabe  einer  Strafgesetsgebnng  der  Gegenwart 
in  recfatsvei^leiehender  Darstellung  auseinander.  Die  geBchXftliehen  Mit' 

theiinnjifpn  nehnipn  (Mnip:eii  Raum  ein. 

iMwünnrlit  w'-iv"  fis,  «eiiu  die  (lutaclitfii  nacli  ilircin  Inhalt  und  nicht 
mit  einer  Zuiii  bezcicunet  würden.  Wenn  z.  H.  im  Inhaltsverzeichnis^  stellt: 
Gvtaehten  von  . . .  Uber  die  1.,  2.,  3.  Frage,  so  wird  dabei  Toransgesetzt, 
dasa  der  Leser  sich  erinnert,  welche  Frage  damit  gemeint  ist.  Diese 
Vornnssptzang  ist  ahor  ^rewiss  regelmässig  eine  irrige  und  daher  aiicli 
die  Bezeichoung  eine  verfehlte. 

Stooit,  Die  Qrundzüge  da  fuJiweizerischen  Sirafredits,  L  Band. 
Basel  und  Genf,  1892. 

Die  Anzeige  vom  Erscheinen  und  vom  Inlialt  dieses  trefflichen  Buches 

mag  heute,  da  dasselbe  wohl  schon  in  den  HSnden  Aller  liegt,  die  sich 
für  8cli\veizt'riscli<'s  Stiafrcclit  interessiren,  als  vprP]);{trt  erscheinen.  Allein 
es  wHre  eine  klattendc'  Lücke  in  <len  Literatiirlicrichleii  dieser  Zeit «chrift, 
wenn  dieses  Werk  darin  nicht  verzeichnet  wäre;  es  wUre  ein  Inrecht, 
wenn  nicht  gerade  in  dem  Zentralorgan  der  StraA^chts-Einheitftbestrebungrn 
dem  Gefühle  hoher  Befriedigung:  Uber  die  rasehe  und  i  n  i  hti;^<<  Forde- 
rung der  im  Auftrage  des  Hundesrathes  unternommenen  V'oiai  tu  iten  znr 
Rechtseinheit  Ausdrnrk  verlif'hen,  und  wenn  nicht  gerade  hier  (l<  r  An- 
regung, die  das  Buch  zum  Austausch  und  Kampf  der  Gedanlcen  gibt, 
eine  erste,  wenn  auch  nnr  recht  bescheidene 'Folge  gegeben  wflrde. 

Als  ein  Stück  der  „Vorarbeiten**  will  das  Werk,  dessen  ersten  Band 
(Allgemeiner  Theil)  wir  lii<  r  vor  uns  haben,  dem  Gesetzgeber  Bericht 
erstatten  Uber  den  Stand  der  schweizerischen  Slrafcrofietzf,'ol)iiii£ren,  ifhor 
iiure  UebereinstimmuDgen  und  ihre  Abweichungen  und  zugleich  eine  Kritik 
der  bestehenden  ReehtssStze  geben.  Wir  haben  es  daher  nicht  mit  einem 
Lehrbuch  fUr  Studirende,  noch  mit  einem  Nachseblagebuch  für  den  Prak- 
tiker zu  thun.  Nach  beiden  Richtungen  wird  das  Buch  vorzUgllche 
Dienste  leisten,  nn<resucht  ;  indem  aber  l*Ian  und  AnlaL'e  nnr  den  einen, 
ersterwähnten  Zweck  verfolgen ,  gewinnt  das  Werk  jene  wirkungëvolle 
and  dem  Gebrauch  so  förderliche  durchsichtige  Einheit,  welche  eine  noch 
so  stark  hervortretende  einheitliche  Tendenz  des  Inhaltes  allein  nie  zu 
erzielen  vermag. 

Ans  dem  einleitenden  Abschnitt  mischten  wir  nur  iieiläufij;  anl  einen 
Schreibfehler  (Seite  6)  aufmerksam  machen  :  Das  Dekret  vom  27.  Jaimar 
1800  erklärt  die  absoluten  Strafandrohungen  des  peinliehen  helvetischen 
'Strafgesetzes  als  Maxima,  nicht  als  Minima.  Bezüglich  des  Verhältnisses 
von  Bundesstrafrecht  und  kantonalem  Strafrecht  erklilren  wir  uns  durch- 
aus für  die  hier  idedergelepte  Ansicht,  dass  die  allgemeinen  Bestimmungen 
des  Buudesgeeetzes  Uber  da»  Bundesstrafrecht,  bezw.  (bei  l'oiizeiUber- 
tretnngen)  des  Bnndesgesetzes  Uber  fiskalische  und  polizeiliehe  Ueber* 
tretungen  auch  für  die  Strafbestimmungen  der  Spezialgesetze  des  Bundes 
e-eiten  sollen.  Ftlr  die  entgegengesetzte  Ansicht  ist  ntin  allerdiu«rs  das 
Bundesgericht  selber  anzuführen,  das  beispielsweise  die  Verjührungstrage 
nach  kantonaler  Vorschrift  geUist  wissen  will  überall,  wo  das  Verfahren 
den  Kantonen  Qberbnnden  ist  (Entscheidungen  V,  41). 
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Aus!**>ror(1rntîi('li  ansprechend  und  lebcndiîi  if^l  dii'  Dar^tPlIniiL'^  dos 
niclit  kodirizirten  Strafreclits  von  Innerrhoden,  Lnterwalden  und  Uri.  I)er 
Verfasaer  bat  sieh  die  Zustände  an  Ort  und  Stelle  besehen.  Das  Ergeb- 
nis« sseigt,  wie  fruohtliar  tind  notbwendig  dieses  Vorgelieo  war.  So  hat 
auch  einstmals  Osenbrliggen  die  GebirgsthXler  durchwandert,  ubor  was 
er  da  gewonnen,  verwendete  er  thcils  zur  AnsschmUckung  seiner  Wander- 
8tudien,  theila  schichtete  er  es  in  den  Studien  zur  RechtfigeHcbicbte  als 
Bausteine  fïlr  eine  künftige  deittsehe  oder  richtiger  gesagt  pangermanisehe 
Reebtsgeschiehte  sorglieh  auf.  Er  sachte  eben  das  Alterthümlicfae  and 
nicht  das  Gegenwärtige  auf;  seine  Nachrichten  und  die  Anderer  aus  den 
merkwürdigen  (iebir;:Rthh'lem  haben  uns  ebenso  poetische  als  unrichtige 
Vorstellungen  veruiitteit. 

Wir  kehren  znni  Icodifiairten  Strafrecht  aarHcIc.  Das  erste  Bueh 
bespricht  Form  und  Herrschaftsgebiete  des  dtrafges<>t2es  :  Da»  bunte  Bild 
der  Vorschriften  Uber  das  ränrnlicho  rfOltniigs;x('l)i(  t  der  Gesetze  zeigt 
uns  die  ^^fhwierigkeiten,  Lücken  im  Netze  der  Keelitsptiege  einerseits  und 
Doppcl be^trufungen  auderseit^  zu  vermeiden;  Schwierigkeiten,  die  durch 
die  Unifikation  wenigstens  fllr  das  Gebiet  der  Schweix  aufgehoben  werden. 

.Das  zweite  Buch  enthalt  die  Lehre  von  der  strafbaren  Handlung, 
Eintheiinng,  Znrechnungsffthigkeit,  Sebutd*  und  Erscheinungsformen. 

Fllr  das  vielumstrittene  Gebiet  der  ZurechungsfShigkeit  sind  von 
hervorra'jrender  Wiclitis^keit  die  Fragen  der  Belinndlung  jnirendlicher  Ver- 
brecher und  der  Sicherung  vor  dem  erwachsenen  unzurechnung&ßibigen 
Verbrecher.  Die  erste  Frage  wird  im  Sinne  der  Beschlliaae  der  inter- 
nationalen Vereinigung  entschieden:  Fallenlassen  der  Untersnehnng,  ob 
die  Einsicht  in  die  Strafbarkeit  der  Handlung  (discernements  vorhanden 
war,  tnid  erzieherische  Massnahmen  bis  zn  einem  reifern  Alter  an  Stelle 
der  Strate.  ')  Zur  Lösung  der  zweiten  Frage  wird  hingewiesen  auf  die 
▼ereinzelten  Bestimmungen  kantonaler  Gesetze,  insbesondere  die  Genfer 
Novelle  znr  Strafprozessordnung.  Unzweifelhaft  würden  solche  Bestim- 
mungen die  praktischen  MHngel  der  geltenden  Imputationslelirn  ertrîtcrlielier 
gestalten  und  dem  jeweiligen  Kampf  zwischen  dem  (iericiitsarzt  und  dem 
hausbackenen,  auf  die  Vertheidigung  der  Gesellschaft  gerichteten  Sinne 
des  Richters  viel  von  seiner  SchUrfe  nehmen. 

Die  Anwendbarkeit  der  Schuldlehre  ist  nach  zwei  Richtungen  streitig, 
nämlich  mit  Bezug  auf  Pnlizeiiibertretungen  und  mit  Re/nL'  auf  d;is  Presg- 
delikt.  Der  Ausschluss  der  aligemeinen  Hestimniun^ren  des  Strat'reelits 
und  damit  auch  der  Scbuldlebre  vom  Gebiete  der  Polizeiilbertretungen 
wird  mit  Recht  kritisirt,  zuzugeben  wSre  höchstens  die  Gleichstellung 
von  Vorsatz  und  Falirlässigkeit.  Die  zürcherische  Rechtsprechung  ins- 
besondere zeigt  vielfach  Noi;rnng,  bei  IJebertretungen  das  Sehuldmoment 
zu  fordern  (vergl.  Rechtsprechung  des  Obergerichts  in  dieser  Zeitschrift 
IV,  126,  Nr.  3,  ÜU). 


*)  Hier  mag  auch  beilftnflg  bemerict  werden,  dass  die  Bestimmung  von  %  46 

des  zürcherischen  Strafgesetzes .  wonaili  die  Polizeibehörde  die  Unterbringung 
lündlicher  Verbrecher  in  Krziehungs-  oder  l^eitseruugsaiistiütea  anordnen  kann,  als 
aufgehoben  angesehen  wird  durch  §  i)  des  Gesetzes  über  Korrektionsaustalteu  von 
4.  Mai  1879,  welches  Gesetz  ausschliesslich  doiVormundscbaftsbehOrden  (Gemdnde- 
rath  und  Bezbrksrath)  diese  Befagniss  zutheilt. 
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Nicht  fjanz  einverstanden  sind  wir  mit  <i''r  Kritilc  des  Pressrechtes. 
Als  Mängel  debtäelUcn  anerkennen  wir  die  fehlemie  AbjrrenTninj,-  des  Be- 
griffs (man  ist  allerdings  auch  ohne  gesetzliche  Bestimmung  einig,  dass 
beispielsweiBe  dn  durch  buermte  begangener  Betrag  nicht  unter  die  Prest- 
delikte  fällt),  wir  geben  zu  die  Härten  dtv  Sul  sidiitrhaft.  Aber  umge- 
kehrt ist  die  liefreinn^  des  Nacbraannes  ilur(  h  Nennung  des  Vormannes 
bis  zum  L'rlieber  eine  werth volle  Gewähr  der  freien  MeinungsKusserang, 
ohne  die  au  Stelle  der  amtlichen  Zensur  die  Zensur  dee  Verlegers  und 
Druckers  treten  würde,  wozu  in  Deutechland  BÂepiele  ku  finden  wKreo. 

Wenn  sodann  in  einem  Abschnitte  Uber  die  Verantwortlichkeit  für 
fremdes  Delikt  (ausserhalb  des  Pressrechtes)  j^esprochcn  wird,  so  scheint 
mir  die  UeberRchrift  mit  dem  Inhalte,  wie  aueh  mit  der  Einordnung  in 
das  Kapitel  „Theilnabme^  im  Widerspruch  zu  stehen.  In  der  That  han- 
delt es  sieh  hier  um  schuldhaftes  und  rechtswidriges  Zulassen  derVer> 
Übung  von  Delikten,  was  eben  unter  diesem  Titel  mit  den  gleichartigen 
Thatbestifnden  liütte  znsammengofasst  werden  kiWuiPT),  die  von  andern 
kantonalen  Gesetziretiern  dem  BegUnstigungâbegritl  unterstellt  worden 
sind  (vergl.  Seite  242). 

In  der  Lehre  von  der  Tbeilnahme:  Anstiftung,  HitthStersebaft,  Ö€>- 
hUlfensehaft,  entscheidet  sich  der  Verfasser  fttr  die  Theorie  der  Mitver* 
nisMfliung  des  Erfolgs  und  die  Hervorhebung  der  snbjektivcn  Momente 
aU  entscheidende  bei  der  Begrirtsumnehreibiinfi:.  Zur  Zeit  gilt  noch  viel- 
fach die  Theorie,  welche  Anstiftung  und  GehiilfenHchatt  nur  mit  der 
ThStigkeit  des  Hauptthäters  in  Verbindung  bringt,  und  es  wird  die  ob« 
jektive  Theorie  als  Palladium  bürgerlicher  Freiheit  angesehen;  spukt 
noch  immer  jene  individualiBtisrhe,  Antisoziale  Anschauung,  die  im  Anpre- 
klagten  den  vom  TTngeheucr  Staat  Verfolgten  erblickt,  densen  iiettung 
aus  dem  offenen  lîacheu  unter  allen  Umstünden  ein  Verdienst  sei.  Es 
freut  uns,  auch  hier  mit  Stooss  in  voller  Uebereinstimmung  zu  sein,  und 
es  vermag  uns  nicht  einmal  der  Umstand,  dass  das  deutsche  Reichsgericht 
denselben  Standpunkt  vertritt,  politische  Bedenken  einznflössen. 

Die  Bestimmungen,  welehe  unter  der  Anfsehrift:  der  Bofchl  zusammen- 
gefasst  siud,  scheinen  mir  nach  zwei  wesentlich  verschiedenen  Kichtuugen 
absuzieten.  Einmal  enthalten  sie,  wie  Genf  Art.  53,  den  fast  selbstver- 
stSndlichen  Sati,  dass  die  durch  das  Gesetz  gebotene  und  von  den  zn- 
ständi;^en  Or;^anen  vorgenommene  oder  angeordnete  Intercssonverletznng 
keine  iieehtswidrigkeit  enthalte:  Hausdurchsuchung  ist  kein  HausIVi'  df  tis- 
brucb,  der  Henker  ist  keiu  Mürder.  Dann  allerdings  enthalten  die  andern 
Bestimmungen  den  Schuld-  oder  Strafansschliessungsgrund  der  Handlung 
auf  Befehl.  Das  ist  im  Widcrsprucli  mit  den  Grundlagen  des  republi* 
kanischen  Staatsrcehts  (das  Zivil-  und  Friedensv  erhUltniss  überall  voraus« 
gesetzt);  entweder  wnsste  der  Untergebene  nicht,  dans  es  sich  nm  ein 
Verbrechen  baudoitc,  dann  itit  er  aU  willenlose»  Werkzeug  schuldlos,  oder 
er  wuBste  es,  und  dann  sollte  für  den  Schweizerbttrger  kdu  KonOikt  der 
Pflichten  entstehen,  »ondt  rn  er  soll  seinen  Vorgesetzten,  der  ihm  die  Be- 
gehung eines  Verhrechens  befiehlt,  verhaften. 

Stooss  hat  sich  ;.'-elr;rt'ntlieh  <'innial  geän<-frt,  es  lie^'c  die  Aufgabe 
der  ucuen  Strafgesetzgebung  weniger  in  der  scharfen  Fornmlirung  von 
Begriffen,  als  in  der  Ausgestaltang  des  Strafensystems  und  Strafvollzugs. 
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Dem  entsprechend  nimmt  denn  auch  der  zweite  Haaptabsehnitl  :  Die 
Strafe,  einen  sehr  ansehnlichen  Theil  des  Buches  ein. 

Unter  den  Strafarten  wird  zuerst  die  Todesstrafe  behandelt  und  an 
ihrer  neuesten  Qetehii^e  in  der  Schweiz  gezeigt,  wie  wenig  tief  sie  mehr 
wurzle.  DasH  „die  «tSndige  Niehtanwendong  der  Todesstrafe  in  den 
Fällen  der  allerschwcMsten  Art  einer  Aufhebung  der  Todesstrafe  gleich- 
kommt", darf  auch  heute  noch  gesagt  werden,  trotzdem  der  in  dem 
Buche  bereits  erwähnte  Gatti  seither  obrigkeitlich  abgetban  worden  ist. 
Ans  den  letzten  Vollstreckungen  der  Todesstrafe  wird  uns  erzXhIt  :  In 
Glarus  wurde  zuletzt  am  24.  November  18S6  Schuster  Rudolf  Michel 
hin^^erichtet.  Am  Tage  der  Vollr^trefkunfr  wurden  für  die  Faniilic  des 
Hin|;eriehteten  nahezu  400  H.  jresanimelt.  Iii  Olnvalden  wurde  am 
17.  Oktober  184C  Franz  Bureh-Amrhein  geköpft.  i>urch  den  Weil)el 
wurde  das  Opfer  aufgenommen,  das  106  fi.  ^  ß  ergab.  An  beiden  Ortra 
aber  dasselbe  lucnsililielie  Fühlen,  das  nur  in  verschiedenartiger  Foi*m 
sicli  ünssert.  Wo  aher  ein  srleiclies  Fiililon  herrscht,  ist  die  Vorstttndigong 
über  den  zweekmHssigsten  Ausdruck  des  Fiihlens  recht  nahe. 

Die  Zulässigkeit  der  Ketteiistrafe,  deren  be8chr;iiikte  Ainvendiinp-  in 
Basel  und  Neuenburg  denn  doch  Einiges  fUr  sich  zu  haben  beiiciiit,  Ist 
sehen  in  den  bundesrechtliehen  EilJrternngen  der  Einleitung  besprochen 
und  dort  bejaht  worden.  Ist  die  Zulä^sigkcit  der  StrafVwschXrfting  durch 

Entzug  der  gewnhnliehen  Kost  damit  ohne  Weitere«  aneh  hejaht?  ËS 
mag  sein,  aber  aiuh  is  denn  als  hisziplinarmittei  ist  »ie  verwerflich. 

Dass  das  Werk  nicht  allein  dem  Strafvollzug  iu  den  liestehenden 
Strafanstalten  besondere  Aufmerksamkeit  schenkt,  sondern  auch  noch  die 
Anstalten,  welche,  wie  Zwangsarbeitsan.stalten,  Trinkerheilanstalten  u.  s.  w., 

vorheujrend  wirken,  in  den  Kreis  der  Betrachtung  einsehliesst ,  ist  ein 
bedeut^anler  und  /u  lief^rlissender  Wink,  das?  Strntrerht  un<l  i^trafrechts- 
pdege  wieder  in  einen  nähern,  organischen  Zusammenhang  mit  den  andern 
Mitteln  zur  BekSmpfung  des  Verbrechens  gebracht  und  dadurch  selber 
wieder  tauglicher  gemacht  werden  sollen  sur  Erfüllung  eben  dieser  Aufgabe. 

in  en^'er  Verbindung,'  mit  dieser  Betrachtung  stehen  die  Surrogate 
der  Strafe  Snstitiiti\i  (»eiialit.  Darnnter  könnte  der  N'erweis  (Seite  .364 
des*  Bnehes;  wohl  auch  inl»egrillen  werden.  Er  wiid  von  Stooss  etwas 
wegwerfend  behandelt.  Und  doch  verdient  er  mehr  Beaclituitg.  Bei 
Drohungen  und  Zänkereien  kann  sich  an  denselben  die  Friedensbtlrg* 
Schaft  .uischliessen ,  zum  Vergniifreii  der  Antiquare;  an  denselben  sehliesst 
Neuehâtel,  Art.  10"  IV.,  in  srln  î)i  inerkeTis werther  Weise  und  in  ver- 
nünftiger Besehriinkung  da-*  moderne  Institut  der  liedinirten  Verurtheilung^  an. 

Die  Kapitel  Uber  Strafmass  und  Strafaufhel»ung  reizen  zu  weitern 
Betrachtungen.  Ich  schliesse  jedoch,  indem  ich  wiederholt  die  Freude 
an  diesem  sehlinen  Werke  vaterländischer  Rechtswissenschaft  anm  Aus- 
druck bringe.  Zürcher, 

Dr.  jur.  L.  R.  v.  Salis,  Professor  der  Ri'chte  in  Basel.  Die  iüiujions- 
freihi'il  in  dt  t  rrajàs.    Vorinuj.    Bern,  K.  ./.  Wyss,  Jhf/s. 

l'rofe.ssor  v.  Patis  hielt  am  30.  Miîrz  1892  einen  Vortrair  Uber  die 
Keligionsfreibeit  in  der  Praxis  vor  der  Plenarversammiung  der  juristischen 
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Gesellschaft  zu  Wien.  Dieser  Vortrag  liegt  nun  gedruckt  vor.  v.  Sali» 
behandelt  sein  Thema  mit  Meisterschaft.  Das  Problem,  inwieweit  das 
religiöse  Gefühl  und  seine  Aeusserungen  strafrechtlich  zu  sciiiitzen  i^t, 
untersucht  v.  Salis  näher.  Aus  der  Aufgabe  des  Staates,  den  Uffeutlichen 
Frieden  anfreeht  .zo  erhaltea,  leitet  er  das  Reebt  für  den  Staat  ab, 
Diejenigen  zu  bestrafen  (Geistliche  oder  Laien),  die  den  Frieden  unter  den 
religiösen  Denominationen  stören  oder  Glaubensbas?«  und  Vcrfolfrnng  we<ren 
religiöser  Ansichten  oder  Bekenntnisse  stiften.  Insbesondere  ist  {Bestrafung 
zulässig  wegen  St&mng  einer  KaUusirerciaainilang,  Hinderung,  eine  Kultus- 
Tersammlung  abauhalten,  hVbere  Bestrafung  von  Saehbesehldigong  an 
Kultusgegenstünden,  etc.  Mit  Recht  fordert  v.  Salis  einen  ausgedehnteren 
Rechtsschutz  für  kirchlicho  Ornossenschaftfn,  wHhrend  dagegen  den  reli- 
giösen Gebräuchen  und  Einrichtungen  ein  nur  zu  ausgiebiger  Strafrechts- 
Bcbutsi  gewXbrt  wird. 

Mit  Recht  kritisirt  v.  Salis  endlich  die  Tendenz  der  schweizerischen 
Praxis,  jt'ile  Cnttcslästeninir,  selbst  die  iitrcnlütlir,  in  ])('M-liiiii|)reii(it'n 
Ansdriickfü  erfol^^to,  die  Aer^M'iniss  erregt,  stratlos  zu  lassen  im  Namen 
der  Religionsfreiheit.  Niemand  wiirc  berufener,  als  v.  Salis,  der  Schwei* 
serischen  Praxis  in  dieser  Frage  den  Weg  su  weisen. 

Virgile  Rossel,  docteur  en  droit,  profesaenr  d<*  droit  civil  à  Vnnivfrsité 
de  Beruf.  Miniud  du  drnif  f'Méral  des  ohliqatinns,  code  fédéral 
des  ohligatiom  ei  lots  spéaalcs  s'y  rattachant.  Lausanne,  F.  Payot, 
1S92. 

Virgile  Rossfl  i>t  wio  Folix  Dahn  Dichter  nn<i  .Jurist.  Die  Moistfr- 
schaft  der  Sprache,  welche  seiue  Poesien  und  seine  Literaturgeschichte 
ansseiclinet,  kommt  aueh  den  juristischen  Werken  an  statten.  Das  Hand* 
bucli  des  schweisertscben  Obligationenrechts  ist  ein  klar  uml  an/it  hend 
geschriebenes  Lehr-  und  Handbuch  dieser  wichti;3:en  Mati  rif  iI» Bundes- 
zivilrechts. Aiifh  die  auf  das  Obügationeorecht  bezüglichen  Spezialgesetze 
werden  berücksichtigt. 

Namentlich  dem  Praktiker  und  dem  Studirenden  wird  das  grosse, 
annähernd  1000  Seiten  umfassende  Werk  wichtige  Dienste  leisten.  Die 
Darstellung  verwaist  sowohl  auf  die  Literatur  als  auf  die  t'^  l'  ntendsten 
Entscheidungen  des  Buii(i('s;:*  richts  und  drr  k;iiitunalen  (  M^menolite, 

Viplleioht  würde  eine  noch  strengere  kritische  Würdigung  einzelner 
Auffassungen  wUnschenswerth  sein.  Der  Verfasser  entscbeidet  da  und  dort 
eine  Kontroverse,  ohne  die  Gründe  fUr  und  gegen  ausfltbrlieb  darsulegen. 
Jedenfalls  ist  das  Buch  eine  dankenswerthe  Bereicherung  der  juristischen 
Literatur  der  Schweiz,  die  nicht  nur  der  welschen,  sondern  auch  der 
deutschen  Schweiz  zu  gute  kommen  wird. 

Gustave  CorrtVM»  memhre  du  tribunal  canional  vauduis.  Trois  scmaijm 
en  liume  à  Voccfmon  du  4"*  Contfres  pénitentiaire  intrrnaHonal 
à  Saint-Pétersbourg  enJtmi  1890.  Lausanne  ISBü;  Hegtmey, 

Correvon  berichtet  Uber  seine  Erlebnisse  in  Russland  anlilsslich  des 
vierten  internationalen  QefUngnisskongresses  und  verbindet  damit  eine 
ansiehende  Sehilderung  von  Land  und  Leuten. 
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L.  R.  Salis.  Rechisquellcn  (les  Kantons  Graubünden  (Schhiss).  Se- 
paraiahdruck  aus  der  Zeitschrijl  für  schweizerischet  ßecfU,  Basel. 
B,  Beich,  vormals  C,  Detloff.  1892, 

Prof.  L.  R.  von  Sali»  veröffentlicht  als  Schluss  der  von  Wagner  be- 
gonnenen nnd  von  ihm  fortgesetsten  Ausgabe  der  Recbtsquellen  des  Kan- 
tons Oraublinden  : 

Rechtaquellen  deß  Gotteshauabundes. 

F.  Landbuch  des  Hochgerichts  Oberhalbstein. 
6.  Ueclitsquellen  des  Hochgerichts  Obcreugadin. 

H.  Beehtsqnellen  der  nnterengadinischen  Gerichtagemeinden. 

J.  Statuten  und  S.it/ungen  der  Gerichtsgemeinde  Bergttn. 

K.  Statntcii  des  Hochgerichts  Bergell. 
L.  Ötahiti        (omunc  di  Bivio  e  Marmorera. 
Als  Nachträge  foljren: 

I.  Angaben  Uber  die  Rechtsquellen  der  ThalschalL  Misox. 

2.  Vcrzeichniss  von  Handschriften  des  Britischen  Museuuis  in  London, 
welche  graubUndnerische  Rechtsqaellen  enthalten. 

3.  Hittbeihrag  betreffend  Publikation  von  Recbtsqnellen  in  den  Annalas 
della  Societad  Rha'to-Homanscha. 

4.  Angaben  Uber  den  Inhalt  einer  Handschrift  von  corpos  juris  civilis 

et  criminalis  X  jtirisdiftionum. 

Den  Bcschlus«  bilden  die  Landëatzungen  des  Zphngericlitcnljiindes. 

Die  meisten  dieser  Qik  Hon  bieten  auch  fllr  den  Kriniinnliaten  reiche 
Ausbeute.  Vergl.  namentlicli:  Legcs  criaiinales»  von  Oberengadiu;  Straf- 
gesets  für  das  ITnterengadio,  1519;  Statuta  criminatia  des  Bergell  und 
die  Landsatsungen  des  Zt  hngerichtenbundes. 

D«fls  diese  Aiis;j;abe  eine  nnhedinj^t  zuverlSssige  und  ;_'etreue  ist, 
dafür  bUrgt  der  I*ianie  de^  \  crtatssor».  Die  JieehtögeschichtL'  schuldet 
ihm  und  dem  Herausgeber  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Hecht  Dank 
fUr  diese  werthvolle  Bereiebemi^  des  gedruckten  Materials.  Was  ist 
nicht  Alles  auf  diesem  Oobiete  seit  dem  Erscheinen  von  ÖHmhrwjgens 
alaniannischem  Strafreclit  geleistet  worden  V  Wer  verarbeitet  diese  SchXtse 
seiner  wUrdig? 

F.  Mellip  ordentUcher  Pro/mor  an  der  Univerniät  Zürich,  GetehicMe 
und  Syskm  des  intemationaleu  IVivairechts  im  Orundrisa.  lidp- 
üg,  Dwicker  &  Humhloi.  1892, 

Meili  behandelt  Geschichte  und  System  des  internationalen  l'iivat- 
rechts  in  seinem  Orundriss  in  3  BUchem: 

1.  Buch:  Das  internationale  Zivilrecht. 

2.  Buch  :  Das  internationale  Handelsrecht. 

3.  Buch  :  Das  internationale  Zivilprozessrecht  mit  ßinschloea  des  Kon« 

kursrechtes. 

Ein  Aniiung  enthält  den  französisch  -  schweizerischen  Staatsvertrag 
von  1869  nnd  den  Entwurf  des  deutschen  Zivilgesetsbuches  Uber  das 
internationale  Privatrecbt. 
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In  einem  GrundriBg  ist  es  schwer,  die  richtiK^  Mitte  zu  hätten  zwi- 
gphoii  Lelirhurh  iiiul  blossom  In}iaItsvorz<'ioliniss.  Moili's  Gruudriss  dJlrfte 
diese  Mitte  gefanden  haben.  Ks  wird  zu  Jodeiii  raraprraplit'ii  die  wich- 
tigste Literatur  angegeben,  und  es  linden  sich  dabei  seltener  Erörterungen 
des  Verfassen  als  wichtige  Oesichtspmikte.  Dagegen  werden  Aensse- 
rungen  von  AutoritMten  und  GesetzesbestimiDungen  vielfach  wörtlich  zi- 
tirt.  So  wird  dem  Studenton  alles  das,  was  er  in  der  Vorlpsnn<r  wörtlich 
aiif/.oiclinon  sollte,  aber  niflit  wörtlich  anfzoichnfn  kann,  gedruckt  geboten 
und  dadurch  das  Verstiindiiiss  des  V^orhags  ungemein  gefördert.  Wer 
vergleichendes  Reeht  lehrt,  weiss ,  wie  schwierig:  es  ist,  den  ZuhOrem 
verh.iltnissmässig  einfache  Dinge  klar  za  machen,  weil  dies  nnr  mittelst 
Einsicht  in  die  Materialien  geschehen  kann. 

Die  Hoffnung  Meili's,  es  werde  df^r  fnindriss  in  Verbindung  mit 
seiner  Materialiensammlung:  »Die  Kodihkation  des  internatiunaleu  Zivil- 
«nd  HandelBrechts**  aneh  der  Praxis  Diemte  leisten,  ist  nicht  unbe- 
rechtigt; denn  gerade  das,  was  dem  Praktiker  meistens  fehlt  und  was 
er  entbehrt,  die  Kenntniss  der  Spezialliteratur  und  der  wichtigsten  aus- 
ländischen Materialien,  das  findet  er  bei  Meili  Übersichtlich  systematisch 
geordnet. 

Or.  Franz  Berghoff-Ising  in  Bern.  Fortschritt  und  Arrnnth.  Deutsche 
Zeit-  and  Streitfragen,  Hejt  97.  Hamburg  1892;  VeriagsamtaU 
und  Druckerei  (vormals  J,  F.  Richter). 

Berghoff-lsintr  bi  traclitet  das  Schicksal  des  Lohnarbeiters  bei  der 
gegenwärtigen  Wirtlisrhaflsijrdnung  nicht  als  anBfäirhtsltiK.  Es  ist  nicht 
richtig,  dass  der  Keichthuni  Weniger  und  die  Arniiith  der  üebrigen  eine 
Naturnothwendigkeit  ist.  Die  geschichtliehe  Entwicklung  in  England  zeigt 
aber  auch,  dass  die  ursprüngliche  Ohnmacht  des  Lohnarbeiters,  die  ihn 
zum  Arbeitsthier  erniedrigte,  nun  gehoben  ist.  John  Burns,  der  grosse 
Arbeiterführer  Londons,  erkl;îrte  ausdrücklich:  Die  or^rnnisitte  Arlttitcr- 
schaft  hat  pezeipt,  dass  sie  in  vollem  Masse  dem  Ka[>italiHmu8  jjewachsen 
ist,  uud  dass  diejenigen,  welche  die  Arbeit  ausbeuten  möchten,  nirgendwo 
Chancen  haben,  we  immer  sie  einer  festen  und  entschlossenen  Vereinigung 
von  Männern  gegenüber  sttlien.  Feste  Organisation,  Einigungs-  und 
Schi^'dsvfrfahrcn,  ?\ahrikgesctzfr(bung  und  private  Wolilfahrtseinrichtungen 
werden  im  Stande  sein,  die  Armuth  zu  bezwingen,  hofft  Berghoff-Ising. 
Es  ist  das  eine  erfreuliche  Hoffnung,  es  sollte  aber  doch  betont  werden, 
dass  die  Lage  des  Lobnarbeiters  auch  heute  noch  mancherorts  eine  ver- 
zweifelte ist  und  dass  wir  einstweilen  keinen  Grund  liaben,  auf  unsere 
Erfolge  stolz  zu  sein. 

Or.  Hefnrieh  Lammasch,  Professor  des  ^aj-  und  Vblkerrechies  an  der 
Wiefter  k.  k,  Universität.  Militärischer  Staatsverraih  und  j^Îo- 
nage  im 'österreichischen Sirc^gesetzeniwurfe,  B'icn  Q.David 
und  A.  Kern» 

Lammasch  durchgeht  die  Bestimmungen  des  ÖsteiTcichischen  Straf- 
gc?et7.entwurfes  Uber  militärischen  Ilochverrath  und  Spionage  und  ver- 
gleicht sie  mit  den  Vorschriften  Deutschlands,  Frankreichs  und  Italiens. 
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Diese  vergleicliendo  Wfivflitrung  des  Fiitv-iirfes  deckt  mannigfficli«'  Miiîifjcl 
and  Lücken  auf.  8ü  euipliehit  Laininasch  mit  Rerltt,  schon  den  Eintritt 
in  die  Kriegsdienste  des  Feindes  und  niciit  erst  die  Theilnalnae  an 
dessen  kriegerieehen  Operationen  mit  Strafe  sn  bedrohen.  E«  wtirde  eich 
bei  der  g^enwärtigen  Fassung  das  den  Abeichten  des  Gesetzgebers 
offenbar  zuwiderlaufende  Resultat  ergeben,  daas  ein  Oesterreicher,  der 
seiner  Welirpflicht  o:enilfrt  hat  und  daher  zur  Auswanderung  hpreohtigt 
ist,  wegen  seines  Eintritts  in  reguluru  fremde  Militürdicuste  nielit  bestraft 
werden  dürfte;  denn  er  hStte  dadnroh  die  tteterrelcbieehe  Staatsangehörig- 
keit eingebiisst.  In  dieser  Weise  bespricht  Lanimasch  die  sXmnitlicben 
einschliigifjen  Vorschrifton  mit  der  Autorität  dfs  Kriminalisten  und  Vftlker- 
rechtslehrers.  Nicht  nur  für  den  bestimmten  gesetzgeberischen  Zweck, 
sondern  auch  als  wissenschaftliche  Untersuchung  von  allgemeiner  üedeu- 
tong  ist  die  Abhandlang  von  hohem  Wertbe. 

Dr.  P.  F.  Aschroti  Amtm  tchkr  in  Berlin.  Die  Behandl'i mj  der  virwahr- 
lostcH  und  k  t  t  brecherifichen  Jut/end  und  Vorschldyc  zur  Uefurtn. 
Berlin,  1892,  Otto  Licbmanu. 

Die  Behandlung  der  verwahrlosten  und  verbrecherischen  Jugend 
bildet  eine  Refornifrage  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes,  welche  nicht 
nur  bei  den  Juristen,  sondern  in  allen  Kreisen  des  Volkes  lebhaftes  Inter- 
esse erweckt.  Ueber.  die  Nothwendigkeit  einer  Reform  in  der  Behand- 
lung der  Terwahrlosten  und  verbrecherischen  Jugend  besteht  fast  vBIlige 
Uebereinstimmung.  Die  Ansichten  Uber  die  Hauptziele,  welche  bei  dieser 
Reform  in  das  Ange  zu  fassen  sind,  haben  sieb  bereits  geklärt,  versichert 
Asciirott  in  dem  Vorwort  zu  seinem  Vortrage.  Die  deutsche  Kcichsstatistik 
hat  ergeben,  „dass  die  jugendlichen  Delinquenten  die  Rekruten  einer 
Verbrecberarmee  bilden,  gegen  welche  die  Strafmittel  des  bestehenden 
Rechts  sich  als  maciitlos  zu  erweisen  scheinen".  Wegen  Verbrechen  und 
Vergehen  sind  im  Jahre  1882  '^",71'.)  Jugendliche  verurtheilt  worden, 
30,790  im  Jahre  1889,  also  r.>,7('.  "  o  mehr.  Im  Jahre  1890  hat  sicli 
der  Stand  der  Kriminalität  der  Jugend  weiter  verscliteehtert,  die  Zahl 
ist  auf  40,905  gestiegen.  Die  bestraften  Jugendlichen  betragen  jetat  von 
der  Gesammtzalil  aller  Verurtheilten  10,7  "o.  Ks  Uberwiegen  die  Ver- 
möfrensdeliktc.  Die  Vei uiehrtmj:  der  Kriminaiitât  erstreckt  sich  voraugS- 
weise  auf  die  allerjHn;:hti'  Klasse  im  Alter  von  12  bis  If»  Jahren. 

Aschrutt  fordert  mit  Recht  iNiassnahmen  sowohl  gegen  die  verwahr- 
loste als  gegen  die  verbrecherische  Jugend. 

Nach  einem  Ueberblick  Uber  die  bisherigen  staatlichen  Massregeln 
auf  diesem  Gebiete  wirft  der  Vortragende  folgende  Fragen  auf  : 

1.  Genügen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  bezüglich  des  staatlichen 
Einschreitens  gegen  die  verwahrloste  Jugend  oder  wie  sind  dieselben  zu 
erweitem  ? 

2-  Ist  die  î)ish(>ri;:<'  A Itfrsjjrenre  für  di.'  liesnndeve  ^trafrerlitliehe 
Pehandlun;^^  von  jugeDdlichen  Delinquenten  beizubehalten  oder  wie  anders 
zu  iiormiren? 
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3.  îst  die  hishcrijrc  rnterscheidun^'  liei  jutreTidliclicii  Delinquenten, 
Je  nachdem  sie  die  zur  Erkeuntnisä  der  Strufbarkeit  ihrer  Handlung  er- 
fofderliche  Einsieht  besessen  twben  oder  nicht,  gerechtfertigt? 

4.  Bedürfen  die  BeBtimmoogeD  des  §  57  R.-St.-G.-B.  Uber  die  Be- 
strafung Jagendlicher  einer  Abltnderang,  eventuell  welcher? 

Als  wflnschenswerth  werden  folgende  Reformen  bezeichnet: 

1.  Die  Ausdehnung  des  preussiscben  Qesetses  vom  13.  MXn  1878 
bt  treffend  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder  bis  nim  Alter  von 

It*  Jahren. 

2.  Die  Hinaufriickung  des  Altera  der  StrafunmUndigkeit  auf  das 

vollendete  11.  îjebensjalir. 

à.  Die  ICiutUhi  ung  der  Zwangserziehung  (der  Unterbringung  in  eine 
Besserungsanstalt)  als  Strafmittel  gegen  Jugendliche  im  Alter  von  14  bis 
18  Jahren  und  zwar  sowohl  als  alleinige  Strafe  wie  als  Zosatastrafe  XU 
den  übrigen  Strafmitteln  gegen  Jugendliehe. 

Diese  drei  Kt  t'ormvorsehläge  Ix  iiilien,  wie  Asehrott  hervorhebt,  auf 
demselben  Grnnd^'edaiiken  :  durch  reciitzeitiges  und  enerf^isches  Einschreiten 
soll  in  der  gefährdeten  Jugend  der  Keim,  die  Anlage  zu  einem  anti- 
sozialen Verhalten  unterdrHckt  und  ein  guter  Keim  eingepHanzt  werden. 
Die  Jugendlichen  sind  so  lange  als  möglich  vom  Qeflngniss  fem  zu  halten. 

Mit  vollem  Recht  weist  Asehrott  darauf  hin,  daas  die  vorgeschlagenen 
Reformen  nur  durchfuhr' >;h-  wenn  Vorkehrungen  getniileii  werden, 

datuit  die  neuen  Massn  ireln  aucli  zur  richtigen  und  zweckenlöpreclienden 
Anwendung  kommen.  Es  müssen  Anstalten  für  Jugendliche  vorhanden 
sein  und  es  ist  ein  Amt  einzurichten,  dem  es  obliegt,  die  verwahrlosten 
Kinder  aoslindig  /u  nia<  lieu  und  die  Unterbringung  des  Kindes  zu  ver- 
anlassen. Ein  solches  Amt  bestellt  im  Staate  Massachusetts.  Dem  Be- 
amten wird  von  jedem  StralVerlahren,  das  gegen  einen  Jugendlichen 
(unter  17  Jahren)  eingeleitet  wird,  Kenntniss  gegeben;  er  erkundigt  sich 
Uber  den  Angeschuldigten  nnd  schlugt  dem  Richter  bei  der  Verhandlung 
die  geeigneten  Massnahmen  vor.  Dem  Vortrag  sind  drei  Anlagen  bei» 
gegeben,  nämlich  : 

Anlage  1:  Skizze  zur  Ausfiilirun;,'  der  in  Vorschlag  gebrachten  staat- 
lich tiberwachten  Erziehnnj^:  \  erwalnioster  Kinder. 

Anlage  "2  :  Bemerk un^'en  7m  der  in  Vorschlag  gebrachten  ander- 
weitigen stratVi  rlitliclu  n  BehamiUnig  jugendlicher  Delinquenten. 

Anlage  3  :  lieschiUsse  von  Versammlungen  Uber  die  hier  behandelten 
Fragen. 

Die  Schrift  bietet  fQr  die  Schweiz  besonderes  Interesse,  da  sie  zeigt, 
wo  wir  mit  der  Reform  beginnen  roflssen. 

Or.  Anton  Gelzelt-Newin,  Privatdozent  im  drr  Univf>rsität  in  Bt'rn. 
üeber  sittliche  DuposHionen,  Graz,  Lemchmr  de:  Lubentky,  ISBi^. 

„Der  Mensch  wird  weder  als  gut  noch  als  bi$se  geboren,  denn  gut 
und  bOse  kennen  nur  mit  Gewissen  begabte  Wesen  sein.  Das  Kind  hat 
aber  zuerst  nur  Gefühle  und  Affekte,  gleich  den  höheren  Thieren:  Furcht, 
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Zorn,  dann  Liebe  nnd  Mitgefühl,  spîitcr  auch  8clutm  und  Stolz.  Vor- 
neliDilicli  aus  diesen  Opfülilcii  utiil  Atlekteii  hauen  sieb  nnsern  sittlirhcn 
Eigenschaften  auf,  und  wenn  wir  Behauptungen  tlber  „angehorne  SiuIm  h- 
keit"  einen  Sinn  geben  wollen,  so  müssen  wir  vornehmlich  von  Dispo- 
sitionen SU  jenen  Affekten  reden,  die  nllerding^s  so  bestimmt  sein  IcSnnen, 
dsSB  damit  eine  sittliche  Entwicklunir  in  der  einen  oder  andern  Richtung 
gf>;:oh<>ii  ht.  Wir  bezeichnen  desshalb  anch  jene  Dispositionen  ▼ornehra* 
lieh  als  sittliche." 

Uelzült  unternimmt  nach  diesen  Eingangsworten  den  Ueweii«,  dass 
Furchif  Zorn,  Mitleid,  Liebe,  Scham  und  Stolz  die  Elemente  dos  Sitt* 
liehen  sind,  m  welehen  eine  Disposition  mit  der  Gebnrt  erirorben  wird. 
Die  Bewei.sfUhrung  ist  ausserordentlich  fein  und  werthvoll;  aneh  das 
Thierleben  wird  zur  Beobachtung  und  Vergleichung  herangezogen. 

Allein  wenn  wirklirli  sonft  nispositionen  hcstclicti ,  und  das  Hess 
sich  auch  vor  den  Au^ruhruiigen  Ucizelt's  nielit  bezweifeln,  und  diese 
nothwendig  zu  sittlicher  oder  unsittlicher  Entwicklung  fuhren,  so  wird 
es  nicht  fnlsefa  sein,  von  nngebomer  Stttliehtceit  oder  ünsittlichiceit  zu 
H|)r('(lien,  wenn  auch  die  Ausdrucks  weise  Oelzclt's  korrelcter  ist.  Sachlich 
fällt  (1(M'  I'ntorsi  liiod  kaum  in's  (Jewicht.  Damit  reiht  sich  die  (  Jtîlzclt  schc 
Theorie  der  deterministischen  ein,  ohne  dass  eine  Abweiclniog  bezüglich 
der  praktischen  Konsequenzen  erkennbar  wäre»  In  dem  Schlusswort  sucht 
zwar  der  Verfasser  „einen  Ausblick  auf  die  praktischen  Folgen  unserer 
Theorie'*.  Allein  die  pi  nktisü  lien  Folgen  treten  in  dieser  Schlussaus- 
fUhrtin;^',  die  weniger  lichtvoll  ist,  als  die  Abhandlung  selbst,  nicht  deut- 
lich hervor.  Die  Grundanschauung  ist  freilich  klar:  ^.Es  gibt  ein  (Jebel 
in  der  Welt,  und  es  ist  nicht  nur  in  einer  oder  der  andern  Form,  sondern 
in  allen  Formen  eine  Nothwendigkeif  Wie  dieses  Uebel  zu  bekXmpfen 
ist,  darüber  vernimmt  man  nichts.  Dafür  wird  dem  Juristen  der  IVost 
gegeben:  „Unlösbare  Fragen  zu  lîîsen,  ist  Ja  sciix'  (des  Juristen)  wesent- 
liche Aufgabe,  und  davor  wird  ihn  auch  unsere  Leine  künftig  nicht  be- 
wahren." Besser  wäre  es,  wenn  der  Verfasser  sagen  konnte,  was  der 
Jurist,  unter  dem  hier  der  Oesetzgeber  zu  verstehen  ist,  tbnn  soll«  Das 
scheint  Ihm  aber  sehr  fem  zu  liegen. 

I.  Sacker  aus  Odessa.  Der  Rückfall  Eine  kriminalpoUliKhe  und 

d't'/iinitische  UnUrguchur^,  I.  Theil.  v.  Liszt,  Ahhandlungen 
des  kriminalistischen  Seminars,  Dritter  Band,  L  Heft  Berlin, 
J.  Qiiitmtag,  18^2. 

Saoker  bezeichnet  es  als  Aufgabe  der  dtrafrechlswissensehafti  die 
Merkmale  zu  finden,  welche  auf  geringere  oder  grössere  Verdorbenheit 

des  ThUters  hinweisen.  Obwohl  diese  Aufgabe  gegenwärtig  wegen  man- 
gelnder wis'ieii'^r'liaftlifher  Vorbereitung  nicht  in  vollem  Umfang  gelöst 
werden  kann,  su  8oU  doch  die  Wissenschaft  sich  darüber  aussprechen, 
wie  man  in  der  jetzigen  Zeit  bei  dem  jetzigen  Wissen  zu  handeln  bat 
gegen  diejenigen,  welche  sieh  dem  Rechtsleben  nicht  anpassen  und  anti- 
soziale Neigungen  zeigen  ;  solche  Hassnahmen  können  in  Bezug  auf  Rttck- 
fälltge  vorgeschlagen  werden. 
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Die  Reihe  der  schädlichfn  îîanrlliinfren  und  Folgen,  deren  ürsr^flif» 
der  Rückfall  ist,  ist  nicht  das  Kesuitat  des  bösen  Willens^  sondern  des 
kränken  Willens,  lehrt  Sacker.  „Verbreefaerischer  Wille  steht  nicht  in 
der  Mfteht  des  Subjektes,  sondern  ist  derselben  (?)  unterworfen." 

Den  Rttekfall  erklSrt  der  Verfasser  niebt  aus  biologisehen  Ursachen, 

sondern  aus  sozialen.  Freilich  gibt  es  pathologische  Verbrecher,  die 
durch  ihre  krankhaften  Neigungen  zum  Verbrechen  f?cboren  werden.  Diese 
gehören  aber  nicht  in  Strafanstalten,  sondern  in  Irrenhäuser  und  Ver- 
wahmngsanstalten. 

Rflekfall  will  Saeker  nnr  da  annehmen,  wo  die  Handlnng  denselben 
Motiven  entsprungen  ist,  weil  er  in  dem  rerbrecherischen  Hang  des 
Charakters  das  Gefährliche  findet.  Er  stellt  5  Gruppen  auf.  Verbrechen 
werden  be.iraii'rcn  : 

1.  in  Folge  des  Selbsterhaltungstriebes; 

3.  ans  Oenusssttcht; 

3.  ans  Leideniehaft; 

4.  aus  wissenschaftlicher,  moralischer,  politischer  und  religiöser  Deber- 

seugun?  ; 

h.  ii\X6  FahrläsMigkeit. 

Im  Rückfall  fordert  der  Vcrf.asser  Vei  büssung  der  btiate. 

Sacker  hätte  sich  fUr  seine  Ânsicht  auf  die  Gesetzgebung  von  Schwyz 
bemfen  dürfen. 

Doeh  ist  es  nicht  richtig,  flir  den  Rückfall  «las  Motiv  als  ausschlage 

gebend  anzuerkennen,  denn  flie  «rctahrliclisteii  Verbreeher  delinquiren  bald 
aus  diesem,  bald  aus  jenem  Motiv.  Der  Einlireoher,  der  aus  Gewinnpiicht 
stiehlt,  bethütigt  vielleicht  ein  anderes  Mal  seine  Leidenschaft,  und  ein 
ferneres  Verbreehen  begeht  er  ans  Oenusssnoht.  Wenn  Saeker  ttber  den 
einwand  spottet,  es  sei  schwierig,  Jas  Motiv  richterlich  festzustellen,  so 
beweist  er  damit,  dass  ihm  die  Erfahrung'  dt  r  Praxis  {^îînztich  fehlt. 
Dieser  Manj^el  tritt  atKh  anderweitig  licrvor.  IJaflir  /.engt  die  Schrift 
von  tiefem  Nachdenken  und  grosser  Belesenheit  ;  sie  ist  mit  Ueberzeugung 
und  packend,  wenn  auch  nicht  immer  epraehlich  korrekt  geschrieben. 
Wahrscheinlich  ist  das  Deutsche  nidit  die  Muttersprache  des  Verfassers. 
Ein  freiiiiiarti^f^r  Znp:  macht  sieh  auch  in  der  illi-friicitien  I.*'l»eii8anschauung 
geltend,  der  vielleicht  als  ein  sj)ezili8ch  rusbiöcher  bezeielmet  werden  kann. 

Jedenfalls  zeujjt  die  Schrift  von  ernstem,  feuri:-,'eni  Streben  und  von 
guter  Einsicht  in  das,  was  auf  dem  Gebiete  der  Stratiechtspflege  Noth 
thnt.  Dass  Zöglinge  des  kriminalistischen  Seminars  die  widitigsten 
krlDiinalpoHtischen  Aufgaben  lösen  werden,  wird  Niemand  verlangen  oder 
erwarten:  es  •renlifrt,  das  Material  zu  saminnln,  wie  CS  Sacker  in  dem 
einen  Abschnitt  seiner  interessanten  Arbeit  gethan  hat. 

Df.  Justus  Olshausen,  BeUhsgerichinraih,  Kommentar  zum  SlrafgeteU' 
buch  für  das  Deutsche  Reich,  Vierte,  umgearbeitete  Ät^age. 
Erste  Lieferung  Bot/r, i  1^3.  Zweite  Lieferung  Bogen  6 — ^^0. 
Berlin,  180;^,  Franz  Vahlen, 

Der  dritten  Aaflage  des  treiHichen  Kommentars  von  Olshausen  folgt 
rasch  die  vierte.  Der  Druck  dieser  Auflage  soll  innerhalb  dieses  Jahres 


Digitized  by  Google 


Uteratar-AnxtigeiL 


808 


vollendet  sein,  so  dass  ein  langes  Warten  auf  den  Abschluss  des  Werkes 
ausgeschlossen  ist-  Als  Mitglied  des  Reichsgerichts  ist  der  Verfasser  mit 
der  Rechtsprechung  des  büchaten  Gerichtshofes  aus  eigener  Anschauung 
Tortrant.  Nadibessernngeii  und  Berichtigungen  tfaid  in  grosser,  Zahl  an* 
gebraeht  worden.  Olshausen's  Kommentar  ist  als  der  zuverllssigste  nnd 
wissenschaftlichste  Rathgeber  fUr  das  deutsche  Strafrecht  bekannt.  Der 
Substu-iptioDspreia  für  geheftete  Exemplare  beträgt  nicht  Uber  30  Mark. 

G.  Pfizer.  Aidi-Seufferi  oder  der  Geist  des  RecfiU  und  der  Buchëiube 
des  Gesetzen.   Leipzig  1892. 

Landgeriehtsrath  Ftizer  kämpft  in  seinem  Anti-Reuffert  den  Kampf 
des  Geistes  gegen  den  Buchstaben.  Kr  bebandelt  dieses  Thema  in 
folgenden  Abhandinngen. 

1.  Rückfall  und  Reehti^aft,  Afthang:  Verjährung  des  RHu^falh, 
2.  MitbUrgschaft.  3.  Zinsenmetamorplx  >    Anhang:  ErfUUnngSOrt  bei  Geld* 

Bclmldcii.  l.  Aufreclinunj»;  mit  einer  Forderung  oder  gegen  eine  Forderung 
aU8  rechtswidrifrcMii  Handeln.  5.  Paclit  und  Mietbe,  Anhang:  Uber  den 
Satz  Kaut  bricht  Mietite.  6.  Societaë  ieuniiia.  7.  Die  Verantwortlichkeit 
der  Beamten  einer  Aktiengesellsehaft.  8.  Die  Syndikatsklage  mit  Nach- 
trägen. 9*  Dingliches  Recht  an  Schuldscheinen.  10.  Grundbesitz  und  Orund- 
eigenthum  ;  was  ist  eine  Saelie  ?  11.  Das  Hetentionsredit  des  Pfand- 
gläubifj^ers.  12.  Di«i  ^kritische  Zeit'^  1.3.  Eventuelle  Einsetzung?  eines 
Notherbeu.  14.  Bedingtes  YermUchtniss.  15.  Die  Einheit  des  Rechts- 
streits. 16.  Der  Parteien-Eid.  17.  Gegenstand  der  Zwangsvollstreckung. 
18.  Wirksamkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Pfändung.  19.  Die  Klage  auf 
Recbnnn^-sstellung  und  der  Offenbarnngseid.  Anhang:  Kontokorrent  und 
taufende  Rechnung.  20.  Ein  Mörder  als  Kapitalist  (höchst  persönliche 
Rechte).    21.  FähcJumg  oder  f^'^hriftUnhe  Lüge. 

Dem  umfangreichen  Werke  (44(i  äeiten)  ist  eiu  Sachregister  und  ein 
Gesetsesregister  beigegeben  worden. 

Auf  strafrecbtliehe  Fragen  bestehen  sich  namentlich  die  Abhand- 
lungen Nr.  1  und  21,  während  Nr.  20  zwar  aivilistischen  Inhalts  ist, 
aber  doch  das  Strafrecbt  berührt. 

Auf  die  einzelnen  Fälle  einzudrehen,  ist  nicht  m;'ii,'lic!i.  1>m'  MllircmMi?!*' 
licmerkuüg  «ei  aber  gestattet,  dasf»  der  Verfasser  in  den»  liestrebeu,  dem 
Geist  zu  seinem  Recht  zu  verhelfen,  bin  uud  wieder  vielleicht  etwas  zu  weit 
geht;  es  ist  aber  nichtsdestoweniger,  namentlich  dem  RMiter,  ansnrathen, 
das  Buch  zu  Rathc  zu  ziehen.  Gewiss  macht  namentlich  in  der  richter» 
liehen  Thätigkeit  nur  der  Geist  lebendig,  und  eB  gibt  nichts  Erbärmlicheres 
als  ein  blindes  Richten  nach  Präjudiz.  Kommt  es  doch  vor,  da.Hs  Gerichte 
die  Uubaltbarkeit  einer  Entscheidung  zwar  eiuseiien,  dieselbe  aber  doch  zu 
Recht  erkennen^  weil  sie  sonst  mit  einer  frtlhem  Entscheidung  in  Wider^ 
spmdi  geradien  würden.  Mit  grösster  Sorgfalt  werden  die  Konsequenzen 
ans  PrUjudi7ien  frezoj»en,  die  als  falsch  erkannt  sind,  /tn-  hi»horn  Ehre 
der  konstanten  Rechtspreclnin;^.  In  solches  Cnweseu  leuchtet  Pfizer  mit 
seinem  Blendlicbte  scharf  hinein. 
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Bodifirt  von  Oinktor  J.  V.  Bêrbtn  in  Lrastaig. 

Stmfanstâlt  Lembiirg.  (Fortsetzung  des  Jahresberichtes  pro  1891.)  Die 

Zahl  der  VorpHeguuftstage  betrug  im  Ganzen  (31,768  oder  2465  weniger  als  im 
Jahr  1H9()  und  27, '26.'»  woniger  »1«  Im  .Tain-  18«l,  irpwis;*  oin  ^ichbffonffpr  Umvei«? 
dafür,  dans  die  Verbrecherzahl  in  üeu  letzten  lu  Jahren  bei  uns  nicht  zu-,  sondern 
in  eit'reulieher  Weise  abgeuonunen  hat.  Die  Eruähruntf  der  Gel'iUigeuen  kostete 
ohne  Feuerung,  welche  dem  Konto  nBeheixung"  (Dampfbetrieb)  zur  Last  fiUlt, 
im  Ganzen  Fr.  26,849,  ein  Verpflegnngstag  alao  42,66  Rp.  (1890  :  42,68)  oder 
mit  der  Feuerung,  welche  beim  Âuf^t  hli!:^e  des  Brennmaterials  pro  Kopf  und  Tag 
auf  zirka  .0,28  lîp.  zu  stehen  kam,  47,94  Hp.  (18'J0:  zirka  46). 

Die  Ausgab«'ti  für  Bekltültinff  uiid  ÎJnfierif  heliefen  sich  im  (tanzen  ;inl" 
Fr.  6f)71.Ti-!  oder  pro  >triltiingstag  aui  lu,ö  Up.  (löOO:  10,89).  tVn  die  I'-  u,ii(,nj 
(Beheizung  und  Kochen)  auf  Fr.  9503.  22  oder  pro  Tag  und  ICupl  aut  15,o9  Rp. 
(1890:  13,47),  flU*  die  Seteuektuny  (Oelgas)  Fr.  4998. 13  oder  pro  Tag  ond  Kopf 
auf  8  Rp.  (1890:  93),  fikr  TTöscAe  und  Haugrêinigung  auf  Vr.  1972.  21  oder  pro 
Tag  und  Kopf  aut  3,2  Rp.  (!>;•.><):  :!,  !),  endlich  für  Mobihen  mà  Chräthe  auf 
Fr.  1. 532.  59  oder  pro  Tag  und  Kopf  auf  2,4S  Rp.  (1890:  3,16). 

Kür  J'cMiliJiimi'  n  der  Bfamtfn  tmd  Aii^rstcllrrn  wurden  verausgabt:  Fr.  28,200, 
für  Ermhruiig  iler  Angestellten  Fr.  10,(>77.  .>'.)  oder  für  den  .^ngestelhentag  Fr.  l.HO. 
Das  Beamtenpersoual  besteht  aus  1  Direktor,  1  Verwalter,  3  Geistlichen  (pro- 
testantisch, röraiscfakaiboltoch  ond  christkatholisch),  1  Lehrer  und  1  Arzte;  das 
Personal  der  AngestelUm  aus  1  Oberaaüieber,  1  Yerwaltungsgdialfen,  11  Hand* 
werksmeistem,  1  Krankenwürter,  1  Backermeister,  1  Anehlufer,  3  Aufseherinnen 
(für  Küche,  Wäscherei,  N&hterei)  und  am  9  ToÜT'pisnlHateii.  Diese  beziehen  ihren 
Sold  von  der  kantonalen  Polizeidircktion,  werden  al»er  in  der  Anstalt  verptiegt  und 
beherbergt.  Sie  versehen  den  äussern  W'achtdienst  imd  hellen  im  Innern  Aufsichts- 
dieoste  aus. 

Der  GemttdheHszustand  der  ätriffinge  mr  ein  recht  gftnstiger.  45  Gefsngene 
waren  je  einmal,  6  je  zweimal,  1  dreimal  und  1  viernial  erkrankt  Von  353  In- 
dividuen mussten  also  nur  5'5  oder  ar/tlich  behandelt  werden.  Am  häufigsten 
erkrankten  die  Athmungs-  und  \  erdauujigHorgaue.  Geâtorbeu  ist  ein  Striktiiiig. 
Von  GeibteSfitoruugeu  traten  2  Fälle  ein. 

Im  Ganzen  zahlte  die  Anstalt  pro  1891  52,238  ArbeiUtage,  41,034  fllr  aus- 
wftrtijEC  Kundschaft  und  9498  f&r  den  eigenen  Bedarf.  Die  Gesammtprodulrtion 
beliel  sich  auf  Fr.  110,287,  der  Brutfoverdienst  auf  Fr.  .'»4,144  oder  pro  Arbeitstag 
ohne  den  Uauübedarf  auf  Fr.  1. 16,  mit  dem  Uansbedarf  auf  Fr.  1. 07,  der  l«etto> 
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veriiit'iust  luicli  Alizug  der  iVkulien  aut  Fr.  47,149  rxler  pro  ArbeitsUig  aiit  it.;.;!I  Up. 
Deu  Uetaugeneu  wurden  an  Jjbeilst  erdiLustattiht'if  (Pekulium)  Fr.  597«».  65  gut- 
gesduriebco.  Die  beiAgUchea  Ângfttze  betragen  je  nach  Leistungen  5,  U),  15  wnd 
ao  Rp.  pro  Arbeitstag,  pro  1891  durchscbnittlicb  11,4  Rp.  Arbeitsloie  Tage  gab 
es  im  Ganzen  11,230  (Sonn-  und  Feisttage  1)458,  Verpflctçungstage  fur  Kranke  773, 
^^chtiltagc  759,  für  Nencin?elieferte  175  niul  Arresttage  71).  Zirka  dif  ILtlftc  (1»m- 
Arbeiter  hatte  bei  der  Einlieterung  einen  Beruf,  die  andere  Hälfte  uiusste  einen 
solchen  erst  erlemeu.  Vom  häufigen  Wechsel  der  Arbeiter  (Ein-  und  Austritt) 
kann  man  sich  einen  BegriiF  machen,  wenn  man  Temlmmt,  dass  nar  airka  14*/* 
das  gsnae  Jahr  anwesend  waren,  87*/o  *ber  gewechselt  haben. 

Sämnilliche  Ausgaben  der  Anstalt  betrugen  Fr.  l(K),:^9;i.  99 
Sämmtliche  Kinnahiuea  der  Anstalt  betrugen     „    05,427.  öl 

Der  Staat  musste  also  zuschiessen  Fr.  31,966. 48. 

Aargauische  Xwang>4irlieitsanHf  alt.  Die  Frequenz  der  aargauischen  Zwangä- 
ürlit  itsaii'-taU  li:it  -Ht  dr^'i  .lahren  nwhr  ils  um  die  Hälfte  abgenommen.  iMr 
zehnjährige  l'urchächnitt  aus  den  Jahren  1»79  bis  und  mit  18H8  ergibt  einen 
jährlich«!!  Eintritt  TOn  22  ninnlichen  und  weiblichen  Zwangsarbeitern,  der  Durch» 
schnitt  aus  den  letzten  8  Jahren  (1889—1691)  beträgt  aber  biosa  10.  Diese  Er- 
scheinung  erklärt  sich  ans  zwei  Thatsachen.  Ks  werden  nämlich  suiche  Eltern, 
welche  früher  wegen  Vern;ulil:i--~i.rnn«j  ihrer  l'tlichten  gegen  ilio  Kamilii-  in  lîie 
Zwangsarbeitsanstalt  versetzt  worden  sind.  ;.'c3:euwartig  zuchtpolizeilich  \  (  ruitht  ilt. 
Da  aber  auch  diei>e  Art  der  Verurtiieiiung  ini  letzton  Jahre  wieder  abgeuumuien 
hat,  so  muas  man  Termuthen,  daas  die  strengere  Praxis,  welche  gegen  solche 
Indif  iduen  in  neuester  Zeit  eingeschlagen  worden  ist,  ihre  gute  Wirkung  audi 
schon  gethan  habe. 

Aargauische  ZirangseraiehungrHanstait.  Der  Umbau  der  Itaumlichkeitea 
auf  Fp»<tit!ttr  iiml  Schloss  Aarlmr?  hat  lebhaft  bc^i^nnueji  und  win!  bi-  riärli'-len 
Spätherbst  zur  Vollendung  kommen,  so  daäs  dei'  Erotlnuug  auf  nächstes  Frühjahr 
Torauüsichtlich  nichts  im  Wege  stehen  wird.  Wie  nothwwdig  solche  Anstalten 
für  unsere  Zeit  mit  ihrer  frabräfen  Bevölkerung  geworden  shul,  daa-  aeigen  die 
immer  wieder  eintrefTenden  Nachfragen  von  Kantonaregierungen,  ob  anf  Aarbmig 
noch  Plätze  zu  vergeben  seien. 

OranbOnden.  KorrcWlonsanstalt  Reafta.  Dem  Jahresberichte  für  das  Jahr  1891 
entnehmen  wir  fob^fiule  Angaben.  Zu  Anfanc  des  .îahres  zählte  die  Zwangsarbeits- 
anstalt 20  Tcrsonen  (17  Männer  und  3  Weiberj,  am  Ende  25  (17  M.  nud  ö  W.), 
im  Ganzen  85  (26  M.  und  10  W.).  Eingetreten  sind  15  (8  M.  und  7  W.),  aus- 
getreten 10  (8  H.  und  2  W.).  Alle  gehörten  dem  Kanton  GraubAnden  an,  mit 
Ausnahme  von  7  Männern  aus  Glarus  (T'eusionäre).  Sämmtliche  25  Männer  waren 
au-îfre'^proihene  Alkohol isirn  im  besten  Mannp«îi!ter.  ja  ancli  die  meisten  Weiber 
hatten  sich  dem  Trünke  ergeben.  Die  vorhandeueu  Arbeitskräfte  wurden  vorab 
zur  Bearbeitung  des  AnslaltJttjulen  verwendet,  sodann  aber  auch  zur  AusfOhnuig 
von  Arbelten,  welche  der  Anstalt  auf  der  Bhtinkomkfio»  durch  das  kantonale 
Banamt  abertragen  wurden,  femer  zu  Stmssenarbeit  und  endlich  fOr  LokmrheHen 
von  Priratleulm.  Dieser  auswärtige  Arbeit?vfTdien«t  brachte  der  Anstalt  eine 
Kinnahme  von  !•  r,  2:1,1'»'!.  07,  wovon  den  Ailn'itei n  I'r.  l55o.  45  an  V'eniienst- 
ambeil  zu  gut  kamen.  Die  .\nstHit  zählte  27,0 l.t  \  eri>ik<junijHnyv  mit  einer  Aus- 
gabe von  Fr.  17,449. 12  (dreyährigcr  Durchschnitt  Fr.  17,250. 18).  Daa  Anatalts- 
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gilt  ertrug  netto  Fr.  6600.60.  Ein  Terpflegnngstag  kam  aitf  63,19  Rp.  dureb* 

schnittlich ,  inbegriffen  dl«   Angestellten.    Die  Kostgelder  von  Gemeinden  itnd 

PrlTAteu  beliefen  sicli  durciiscfmtitUch  : 

Ol  fiir  dit»  ans'iprkantonalen  Pensionäre  auf  ...  Fr.  09, 
h;  fur  <li>'  lüiiiton-liürtrtT  mit  erhöhten  Preisen  auf  .  „  28ô.  7ô, 
(V  für  (lit  KiiuLuiiabiuger  mit  gewöhnlichen  IVeisen  auf     „  108.08. 

Die  ilundhabuog  der  Diazipltn  bot  kerne  lieaunderu  .'Schwierigkeiten.  Die 
Difiziplinarstrafen  Iwstehtti  ausschUeBsIlch  in  Einaelhafc,  mit  oder  oline  Kostentang. 
Ein  Detinirter  suchte  rerscUedene  Haie  (von  der  öffentlichen  Arbeit?)  zu  ent* 

weichen  und  wurde  zuletzt  gegen  die  Aufsicht  aggressiv.  Ër  erhielt  8  nod  2 
Tage  Arre>t.  Im  Cati/rri  z;iblt  ii  di<»  Männer  11.  die  Weiber  13  (J)  AmsBttage, 
meisteuH  wegen  Entweicluiiigsversueljen  oder  Intrigueu.  W. 

Zürich.  In  einciii  iiiitojrrnphirfen  Hefte  liegt  uns  nus  der  th:itiir»>n  und  ziel- 
gewaadti  n  Feder  de»  ueueu  Direktors  der  Strafan^^talt  Zurich,  llemi  l}r.  F.  (  arti, 
eme  Stuilie  vor,  welche  die  Krage  zu  losen  sucht:  .,Wte  wir  uns  eine  mue  Straf- 
anstak  für  den  Kantm  Zûrkh  detücm".  Nach  einer  vorausg^angenni  Aufaihluog 
der  lutuptftftcblich  benfttsten  Qnellea  bespricht  Herr  Dr.  Curti  die  Lage  der  künf» 
tigen  Anstalt.  Er  will  sie  an  die  l'eripherie  der  Stadt  Ztirich,  aber  nicht  ganz 
auFb  Land  verlejien.  Dicsell^e  wird  tTn  Auftiahnn'  von  'M2  Gefanfît-nen  Miinner 
und  48  Weiber)  berechnet.  l>ie  liiiiguiauer  soll  ein  (lesanimtareal  von  2»M>  bis 
2&0  Aren  umschliesäcu.  Der  Bau  soll  pauoptiäch  werden  und  aus  fünf  Flügeln 
bestehen,  von  denen  drei  den  Männern,  einer  den  Weibern  und  einer  der  Ver^ 
waltnng  angewiesen  werden  soll.  Eine  „Yariante"  spricht  auch  von  ^ngr  recht> 
winklig  (kreuzförmig)  zu  einander  stehenden  Klügeln,  vnn  denen  der  Eingangsflügel 
der  Verwaltung  und  dif  drei  :mdern  für  Détention  der  Männer  dienen  konnten. 
Parallel  mit  den  zwei  beitentlUgetn  der  Miiuner  liefen  dann  auf  ewen  Abstund  von 
der  Länge  des  VerwaltungütlUgcls  uud  vorn  au  diesen  anschliessend  noch  zwei 
kleinere  F'lQgel  filr  Anfnahme  der  Weiber  etner>  und  der  krantcen  Männer  ander- 
seits. Eine  Zontralhallc  veimittelt  die  Verbindung  aller  fünf,  eventuell  vier  Haupt* 
flügel.  Das  in  di«'ser  neuen  Anstalt  zur  Ausführung  kommende  Strafsysteui  wäre 
wie  das  jetzige  (»in  etwas  moditizirte.'^  iri^rlips  oder  <remi>ehtes  l'rogressivxysfem. 
Das  Haus  erhielte  sonach  ;4irka  120  IHO  (einen  Drittel)  Arbeits-  oder  lag-  und 
Nachtzellen  und  zirka  250  (zwei  Drittel)  Nachtzellen  von  34,  ret»p.  20  Metern 
Kubikraum.  Die  Arbdtssüle  würden  auf  die  Enden  d«r  Männerililgel  verlegt  und 
je  drei  Ober  einander  zu  Stehen  kommen. 

Das  sind  die  Haupt/üge  der  Anlage  des  projektirten  und  in  Planskiz/.e  vor- 
lieffefiden  NeubaJu  s,  r>ji  (b>r  Herr  \'erfa.H-er  der  Stn»Ue  im«  eingeladen  bat,  seinen 
Entwurf  zu  piüfeii  und  zu  kritisiren,  so  werden  wir,  von  der  Einladung  UebraucL 
machend,  uns  mit  ihm  darüber  besprechen.  H. 

Arninlh  und  Verbrechen,  70  7»  der  ïjtnitliage,  die  letztes  Jalir  in  die 
Strafanstalt  Lenaburg  eingetreten  sind,  hesitaen  kein  VemiAgen  und  keine  Aussiebt, 
je  an  solchem  an  gdangen.  Dieser  Prozentsatz  gilt  aber  nicht  bloss  für  das  Jahr 

isni,  sondern  er  erscheint  jedes  .Tuhr  wiiilcr,  vielleiebt  um  ein  Weniges  höher 
odrr  tif'fri  Keine  Ur^ache  des  Verbrecherihums  ist  ~<i  idl^ii  nicin  und  allseitig 
wirKsHiii  al-  die  Armuth.  An  dieser  Klipjie  strandet  auch  ntinu  in  l'ahr/enir.  da« 
den  Ivampl  mit  den  Wogen  uud  Weilen  des  Lebens  vielleicht  noch  reehi  muihig 
aufgenommen  bat.  Die  KriUEte  geben  ihm  zu  frOh  aus.  Natürlich  kommen  dabei 
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Jene  noch  weit  mdir  in  GefUir,  welehe  sich  ohne  jegliche  Anstrengung  dem  Zu- 
fidle  flberliisaen  und  ohne  KompAM  uod  fest«!  Willen  hinaas  fiiliFen,  also  den 
Leichtsinn  zum  Steaennann  haben. 

MaunaJimm  stur  Verhütung  tfon  Verbrechen. 

AarganiMlw  SehntianlUebi  fOr  nitianiinnn  BtriMUngew  Im  Laufe  des 
lotsten  FrlUgahn  ist  der  zweite  öffentUehe  Bericht  nber  die  Thltiglceit  und  das 

Ergebniss  der  aargauischen  Schtttcaufsicbt  erï>(-Inonen.  Er  umfhsst  die  Jahre  1882 
bis  1891  U1KÎ  spricht  sich  also  aus:  „Die  bedingte  Fnilassung  uod  die  datlurch 
hcrvorgpnifeno  Schutzaufsicht  haben  kraft  der  ihnen  inwohncnd«?n ,  durch  d'w 
Praxis  l>e8tatigteQ  Bereclitiguug  im  aargauisdieo  Volke  uuü  bei  deu  Behörden  des 
Kantons  Anerketmuiig  and  etU^eekeiidet  InUraat  fefanden.*  Diese  Schnta- 
aufsieht  wird  im  Aargao  aber  nicht  dntdi  einen  sogenumten  SchatsaofticbtSTendn 
mit  jährlichen  Beiträgen  der  Mitglieder,  sondern  von  Gesetzes  wegen  durch  die 
Kirchonpflpgen  und  ihre  Organe  atisf^oübt.  An  der  Spitze  der  Oesammtorçanisation 
steht  eine  durch  die  äyaodalratiie  der  drei  Konfessionen  gewählte  äcbutzauf(«ichts- 
kommisston,  die  gegenwärtig  aus  folgenden  Mitgliedern  zusammengesetzt  ist: 
Pfarrer  G.  Hassler  in  Seengen  (Prisident),  Nattonalrath  E.  Baldinger  in  Baden 
(Vizepräsident),  Stadtrath  Ilans  H&ssig  in  Aarau  (Aktuar),  Pfarrer  A.  Ddbeli  in 
Mnri  (Qiifistor),  Fürspipch  Villiger  in  Lenzburg,  Direktor  H'irliin  in  I-en/lmr«  und 
St^idtammaun  G.  Ötriihl  in  Zofingen.  E«  verdient  mit  Anerkennung  liervorgehohen 
zu  werden,  dasa  sich  die  christliche  iürche,  ihrem  Wesen  und  ihrer  Bestimmung 
ganz  entspreehend,  dieser  vn^llcklidien  Menscben  aunlmmt  ond  sie  auf  besser» 
Bahnen  sa  bringen  saebt  Die  nothwendigen  Geldmittel  spenden  ebi  anf  Snaen 
angelegter  F(md,  Beitrige  des  Staates  und  des  gweinnfltngen  Sinnes  der  Be- 
völkerung. 

Speziell  im  Jahre  1891  Stauden  32  Individueu  uud  zwar  2Ö  Mauuer  und 
1  Weiber  unter  Schutzaufsicht,  7  davon  freiwillig.  Sie  waren  zur  Zeit  verurtheilt: 
8  wegra  Diebstahls,  6  wegen  Brandlegung,  6  wegen  Vergehen  gegen  die  Sittlich- 
keit, 3  wegen  Betrags,  2  wegen  Mordes,  8  wegen  fhhrlftssiger  Tödtong  nnd  Todt- 
sehlagsversuchs,  1  wegen  Meineid,  1  wegen  Erpressung  und  2  Zwangsarbeiter. 

Bei  IH  Entlassenen  war  die  Aufführung  ganz  tadellos,  bei  3  nicht  ganz  ohne 
Tadel,  2  sind  gestorben,  5  mussten  als  rücklallig  wieder  iti  die  Strafanstalt  verset/t 
werden  und  9  waren  noch  zu  wenig  lange  iu  der  Freiheit,  um  iia  Verhalten  beur- 
thcOen  m  kennen.  H, 

KriminaUiaMtitik. 

Terbrechen  nnd  Vergehen  nach  dem  Verhaltui»»  ihres  Objektes,  in  den 
leisten  zehn  Jahren  (16S3 — 1891)  wurden  1985  .Striffinge  und  Zwangsarbeiter  zur 
Yerbttssnng  ihrer  Freiheitsstrafen  in  die  Strafanstalt  Lenzlrarg  eingeliefert.  Von 

diesen  1985  Detinirtcn  hatten  sich  vergangen  174  oder  8,8  7»  gegen  Gesundheit 
und  Lehen  (4  Mörder,  wobei  2  FVnsionäre),  2^2  oder  11.2%  gegen  die  Sittlich- 
keit, by  oder  4,4  "/o  gegen  die  Sicherheit  (hauptsachlich  Brandleguugen),  63  oder 
3,2  "/«>  gegen  Treue  und  Glauben,  926  oder  46,6  "/o  gegen  das  Eigenthom  und  452 
oder  39,7  */o  gegen  Poliaelmbote  (gegen  die  öffentliche  Ordnung,  gegen  die  Eltern- 
I^cht  a.  dergL). 

Mtaete.  £  Sekweticr  Stnftfdii.  ft.  Jthif .  21 
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Terbredieii  and  Vergehen  nach  ihrer  Strafdaaer«  Von  den  gpnauuteo 
1985  Stilflti^  und  Zwangearbetten  hatten  tmd  haben  m  TerbOnen  S6  oder  2,8  "/o 
einen  Mmiat,  431  oder  21,7  V*  ^echa  Wochen  bis  zwei  Monate,  834  oder  16^8% 

drei  Monate,  89  oder  4,5  7«  vier  Monate,  2G 4  oder  13,3  "/o  fünf  bis  sechs  Monate. 
268  oder  13,5  "/o  sieben  bis  zwölf  Monate,  326  oder  1(5.1  7o  vierzehn  bis  viorund- 
zwanzig  Monate,  137  oder  G,9  7o  drei  bis  fünf  Jahre,  (K)  oder  3%  see  bs  /.  hn 
Jahre,  18  oder  7o  eilf  bis  fOufundiwanzig  Jahre  und  3  .  oder  0,15  70  lebens- 
linglkh  (1  BrandBtttler). 

Ans  diesen  Zusammensteilangen  gdit  hervor,  dass  die  Verinredien  and  Ver- 
gehen g'  ^en  das  Elgcnthum,  alao  die  Diebstähle«  am  häufigsten  vorkommen,  ja 

fast  ilie  Hälfte  allt  r  VcrfTPhunjirrti  ausmachen.  Auffallend  hoch  erscheint  auch  der 
Pro/pntsat/  dor  V<'rn;('luii  l'c.ïcii  die  Sittlichkeit.  Dieselben  halieri  in  den  letzten 
znauzig  Jahren  wahrscheinlich  infolge  des  Ailcoholiänius  (Angabc  der  hiratlinge) 
bedeutend  angenommen. 

Die  Freiheitsstrafen  von  dnem  bis  und  mit  drd  Monaten  betrugen  in  den 
letzten  zehn  Jahren  im  Aargau  41,3  "/o,  also  mehr  als  zwei  Fünftel  aller  Freilieits- 
strafen,  welche  in  der  Stnifanstalt  vollzn^cn  weidi  n.  diejenigen  von  einem  bis  und 
mit  zwölf  Monaten  nahezu  drei  Vienel  iier>e11ien.  Die  Prozentsätze  der  Kapital» 
verbrechen  stehen  verhältuisiuuassig  recht  niedrig. 

Peraonalnachrieht. 

t  Kkcrt.  An  den  Folgen  eines  Nerveuleidens  starb  am  9.  Mai  1892 
Geheimnth  Dr.  Owùito  Eterif  Direlitor  des  badischen  Laudesgefangnisses  io 
Freiburg,  Präsident  des  Verehis  der  deutschen  Straranstaltsbeamten,  EfarenmttgHed 

des  schwdzerischen  Vereins  ftir  Strsf>  ond  Gefitngnisswesen,  an  dessen  Versamm- 
Itingen  er  mehrmals  tbeilgenonimen  hatte,  korreypnndireudes  Mitglied  tler  „Howard 
Association"  in  Lrmdon  und  der  .,Société  générale  des  Prisons"  in  Paris,  Heraus- 
geber der  „Ulatter  fUr  (iefaugnisskunde  in  Deutschland".  Ekert  wurde  geboren 
am  4.  Oktober  1824  in  Rastatt  Er  leitete  awsndg  Jahre  lang  das  M&nneizacbthaus 
in  Bmchsal  nnd  seit  1878  das  Landeegelftngniss  in  FY^burg,  welches  hanptsfteblieh 
nach  seinen  Angaben  erbaut  und  eingerichtet  worden  war.  £r  war  für  das 
Einzelh.Tftsysteni  eingenomnirn ,  weil  er  glaubte,  dass  bei  diesem  der  indlviduuli- 
feirende  Stratvollzui;  am  besten  zur  (ieltung  komuu\  U.  l^lkert  war  ein  tbatiger 
und  einsichtiger  Mann,  der  sich  um  die  Verbesserung  des  Stralvolkugs  in  seiner 
Heimat  nod  Aber  die  Qrensen  derselben  hinans  grosse  Yerdlaiste  erwoxlien  hat. 
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Vo  r  t  r  ag 

gehalten  im 

historisoh- antiquarischen  Verein  zu  Schafiliausen 

Obergerichtsschreiber  D.  Stokar  iu  Schaffhaiueu. 


Dif  folgende  Darptellung  möchte  zeigen,  wie  »ich  die  strat- 
ri'clulichcii  Vcibreclunisbcgriffn  entwickelt  und  wie  dir»  einzelnen 
Snataneu  auf  die  Vcrljifclicu  Anwendung  gefunden  haben.  Zeitlich 
soll  die  Arbeit  die  ;_:;au/.o  Folge  vom  Mittelalter  bis  in  unsere  Tnge 
umtasseu,  örtlich  die  Stadt  8 cliatf hausen  mit  ihrem  Unterthancn- 
gebiet,  später  den  Kantou  Schaffhnufsen. 

Leider  beginnen  sichere  Auf/tMcliiiungen  über  die  Tliätigkeit 
der  Schaffhauser  Stratjustiz  erst  uni  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts. 
Diene  Quellt  n  sind  die  Protokolle  des  Strafgerichts,  resp.  Kriminal- 
oder 31alcti/.gcricht8,  Kantonsgerichte  oder  wie  e»  jeweils  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  heissen  mochte. 

In  der  Zeit  vom  Mittelaitor  bis  17Ü8  urtlieilte  über  Schlag- 
und.  lüjurieuhiindel  unter  dem  Vorsitz  des  Reich.svogts  das  Vogt- 
gericht oder  Bussengerieht,  bestehend  aus  12  (  i  Hedem  des  Grossen 
Raths,  aus  jeder  Zunft  eines,  mit  Appt  llatiuu  an  den  Kleinen  Rath 
und  Tür  Bürger  noch  weiter  au  den  GrosKon  Rath.  Der  Kleine 
Rath  war  Untersuchuugsbchörde  in  allen  Knuiinalfallon  ;  m  -«chwic- 
rigen  Fällen  betraute  er  eine  zweigliedrige  Kommission,  die  sogen. 
Inquisitoren  oder  Examinatoren,  mit  der  Untersuchung.  Kam  die 
Todesstrafe  nicht  in  Frage,  so  entschied  der  Kloine  Rath  als  einzige 
Xaaiaaz  in  allen  Straftachen.  Andernfolls  verwies  der  Kleine  Bath 
den  Fall  an  das  Kriminal-  oder  Malefizgericht,  dem  der  ReiohsYOgt 
▼orsass.  Der  Reichavogt  wurde  Tom  Kleinen  und  Grossen  RatJi 
ans  der  Kitte  der  Bürgerschaft  gewählt  und  durfte  nicht  zugleich 
Hathsmitglied  sein.  Er  hatte  auch  die  Exekution  der  gefällten  Todes- 
urtheile  zu  leiten.  Die  Protokolle  des  KriminaU  oder  Malefizgerichts, 
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früher  Vcigichtbuch,  dann  Mal('tizl)uch  <;('uaimt,  sind  nur  tlioilweise 
erhalUjii,  nämlich  aus  den  Jahren:  14G0 — 1551,  dann  wieder  1539 
bis  1593,  1537—1623,  1560^1575,  1576  -  IfiOS,  1600—1631,  1637 
bis  1668,  165b — 16itS  und  1710 — 1776.  Wie  man  siehf,  greifen  sie 
stellenweise  in  einander  über,  ohne  da»ë  ich  über  den  <  Jriind  dieser 
Ersclieimmi^  recht  klar  geworden  wäre,  und  anderseits  hnden  sich 
wieder  namhafte  Lücken,  Diese  Protoko!)*'  habe  ich  Fall  für  Fall 
durcligeseheu  und  vun  jedem  Fall  VerbreLlieus;irt,  Strafe,  Namen  des 
Thäiers  und  Datum  des  lirtheiU  mitirt.  Die  eigentlichen  Kriminalfälle 
sind  daher  annähernd  vollständig  ver  wert  liet.  Die  weniger  wichtigen 
Fälle,  die  natürlich  auch  eine  Menge  kulturhistorisch  hochinteres- 
8;iuteu  i^Iaterials  enthalten  müssen,  finden  sich  in  den  hier  nicht 
mitverarbeiteton  Uathsproiuktjllen.  Ohne  Zweifel  ist  in  mancherlei 
Urkunden,  Urtiieiisbricfen  und  iSotizen  all(»r  Art  noch  an  manchem 
andern  Ort  der  eine  und  andere  Fall  aus  älterer  und  neuerer  Zeit 
verzeiclmet,  der  durch  irgend  einen  Zufall  in  den  Protokollen  nicht 
zur  Verzeiclinung  kam.  Auch  dieses  Material  ist  nur  zu  einem 
kleinen  Theil  verwenhet.  Etwelche  Ergänzung  konnte  noch  au» 
der  Uutliuru-llarder'schen  Chronik  geschöpft  werden,  da  dieselbe 
sowohl  einzelne  Kriminalfalle  aus  den  Jahren,  von  denen  die  Pro- 
tokolle des  Malofizgerichts  l'elilen,  als  aueh  mancherlei  in  verschi»'- 
dener  liiclitung  interessante  Sprüche  des  liaths  in  nicht  kapitalen 
Fällen  mitt heilt.  Die  ganze  Arbeit  kann  daher  keineswegs  den 
An-*j>i  ucli  auf  Vollständigkeit  erheben;  immerhin  sind  wenigstens 
die  wichtigsten  Fälle  annähernd  vollständig  verwerthet,  so  dass  das 
Strafwesen  wenigstens  in  seinen  Grimdzügon  wohl  zur  Anschauung 
gelangen  wird. 

Zur  Zeit  der  llelvetik  stand  diu  Kriminal  Justiz  dem  Kantons- 
gericht zu,  in  schweren  Fällen  mit  Appellation  au  den  obersten 
Gerichtshof  in  Bern. 

Unter  der  Mediationsverfassung  beurtheilte  ein  aus  13  Mit- 
gliedern des  Grossen  iUths  bestehendes  Appeliationsgericht  unter 
dem  Vorsitz  des  nicht  im  Amte  stehenden  Bürgermeisters  als  ein- 
zige Instanz  alle  Kriminalfälle. 

Die  Verfassung  von  1814  brachte  eine  theilweise  Restitution 
der  Zustände  vor  der  Kevolution  und  legte  die  ötrafjustiz  in  die 
Hände  des  Kleinen  Katlis. 

Durch  die  Vertus.sung  von  1826  wurde  das  Appellationsgericht 
wieder  eingeführt  und  iliin  die  Untersuchung  aller  Kriminalfälle 
und  auch  ihre  Beuitheiluug  zugewiesen,  soweit  sie  nicht  die  Todes- 
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Strafe  nach  sich  ziehtii  koiiuteii.  Im  letztereu  Falle  biidute  der 
Kleine  Kath  das  Malefiz-  oder  Blutgericht. 

Iin  Jahr  1831  kam  das  Kaiitonsgericht  wiodor  auf  die  Ober- 
fläche und  erhielt  al>  Kriniinalgerieht  die  erstiiistauzliche  ßeurthei- 
lang  all<>r  Straffälle,  mit  Appellatiua  au  das  Appellationsgericht. 

Die  Verfassung  von  1834  brachte  hierin  keine  wesentliche 
Aenderung.  Bis  l>"s;u  sind  alle  Protokolle  ausgezogen.  Kur  das 
Jahr  in  welcliem  ein  neuen  Strafrecht  zur  £iilführimg  gelaugte, 

fehlt  zum  grossen  Theil  in  den  Protokollen. 

Seit  dem  .lahre  18Ö2  bildet  das  Kantonsgericht  die  erste,  das 
Obergericht  die  zweite  und  li'tzte  Instanz  in  Strnffnllen.  Für  die 
Jahre  \^'-U  bis  1850  sind  nur  noch  die  zur  Appellation  gelangten 
Fälle  vtsll-r.mdig  berücksichtigt,  von  den  Protokollou  des  Kantous- 
gerichts  nur  ein/elno  Jahrgänge.  Mit  1859  trat  das  gegenwärtig 
geltende  Strafgesetz  in  Kraft.  Mit  diesem  Zeitpunkt  gehen  meine 
Auszüge  zu  Ende. 

In  einem  ersten  Theil  sollen  nun  zunächsf  die  einzelnen  Straf- 
artcu  durchgangi-n .  ihre  Anwendung  auf  die  verschiedenen  Ver- 
brechen von  den  ältesten  Zeilen  bis  in  uiisitp  Tage  verfolgt  und 
mitgt'tlieilt  werden,  was  über  die  Art  ihrer  ^  oilstreckung  bekannt  ist. 

Ein  zweiter  Theil  wird  sodann  die  einzelnen  Verbrechen,  ihre 
Ikdruhung  durch  die  verschiedenen  Strafgonetze  in  alter  und  neuer 
Zeit  und  ihre  wirkliche  Bestrafung  von  ältester  bis  in  neuere  Zeit 
zur  Darstellung  bringen. 

Diese  Eintheilung  folgt  im  Wesentlichen  Osenbrüggen'h  „Ala- 
mannischem  Sirafreelit  im  deutschen  Mittelalter",  welches  selbst- 
verständlich die  Grundlage  und  Wegleitung  abgibt.  Der  Zweck 
der  Arbeit  kanu  nur  der  sein,  die  Angaben  dieses  grundlegenden 
Werke»  für  das  kleine  Gebiet  des  Kantons  Schaffhauseu  zu  be- 
stätigen, weiter  auszuführen  und  zu  ergänzen  bozw.  zu  berichtigen. 

I. 

In  erster  Linie  belraohten  wir  die  Todmtraje,  und  zwar  su- 
nScbst  die  ehrliche,  nicht  schimpfliche  Todesart,  die  Enihattphtng. 
Ann  den  Jahren  1460—1847  habe  ich  120  F&Ue  von  einfacher  Ent- 
hauptung gefunden,  und  zwar  aus  dem  15.  Jahrhundert  4,  aus  dem 
16.  Jahrhundert  48,  aus  dem  17.  Jahrhundert  29,  aus  dem  18.  Jahr- 
hundert 30  und  aus  unserem  Jahrhundert  9.  Weitaus  in  den  zahl- 
reichsten Ffillen  —  58  —  kam  diese  Todesart  fiir  Diebstahl  zur 
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Anwendung,  zum  lotsten  Hai  in  zwei  Fällen  1616.  Doch  beau* 
tragte  der  Fiskal  noeh  1838  Köpfen  wegen  26  Biebstahlsffillen,  wa» 
jedoch  Yom  Gericlit  nicht  angenommen  wurde.  Zwar  war  für  Dieb- 
stahl eigmtlich  das  Hängen  die  regelreohte  Todesart;  doch  wurde 
in  nicht  allau  schweren  Fällen  in  der  Regel  aus  Gnaden  die  leichtere 
ond  nicht  schimpfliche  Enthauptung  bewilligt;  als  Ifilderungsgrflbide 
werden  in  der  Regel  angegeben  schwere  Gefangenschaft  und  Tortur, 
FuBsfall  und  bittere  Reue  des  Verbrechers,  Fflrspiache  der  Familie 
oder  der  Heimatbehörde,  Jugend.  In  12  Fällen  wurde  femer  Ent- 
hauptung ausgesprochen  bei  Kindsmord  und  Anstiftung  dazu,  noeh 
bis  1776  ausdräcklich  jeweils  aua  Gnaden  mit  Bficksicht  auf  die 
schon  genannten  Mildernngsgrfinde.  Weiter  sind  au  nennen  11  Fälle 
wegen  Todtschlags,  7  wegen  Gotteslästerung,  Fluchens,  Behwörena, 
6  wegen  widernatürlicher  Unancht,  je  5  wegen  Bruchs  der  Urphed 
und  Mords,  3  wegen  Ehebruchs,  2  wegen  Raubs  und  je  einer  wegen 
Fmchtabtreibung,  Hexerei,  Blutschande,  Verleumdung  und  Ausbruchs 
eines  zu  lebenslänglicher  Kettmstrafe  Temrtheilten ,  Tielfach  rück- 
fälligen Verbrechers. 

Zu  den  120  Fällen  einfachen  Kö])fen:)  koinmen  noch  II)  weitere^ 
wo  aus  Gnaden  eine  schwerere  Todesart,  Verbrennen,  Rädern  uder 
Viertheilen,  erlassen  und  nur  geköpft  wurde ,  der  Leichnam  dann 
aber  yerbrannt,  aufs  Ilad  geflochten  odor  geyiertheilt  wurde.  Mit 
ihnen  steigt  die  Zahl  aller  Enthauptungen  auf  139  an. 

Die  Urtheilsfonnel  für  Enthauptung  lautete  beispielsweise  in 
einem  Fall  Ton  1559: 

„Also  nmm  sollich  groß  übet  unnd  miJlthott  ist  gemelter  Lienhart 
Bosch  Ittr  mio  Herr  Togt  des  Reydis  und  das  ersam  geriebt  gestelt  uaad 
der  Torbestimptea  olag  bekantlich  uond  anredt  gewessen,  hiemff  habend 
min  herr  vogt  des  rlchs  und  ein  ersam  gricht  ine  buûwirdig  erkant  also 
das  er  solle  dem  nahriehter  befolben  sin.  Derselblg  solle  ine  su  sineo 
Händen  n^en,  bhiden  und  versorgen  and  in  uff  die  gewonlich  riclitstatt 
flIrcD,  im  da  selbst  sin  honpt  abschlachen,  das  zwüsdieiul  dem  houpt 
unnd  lichnam  ain  karren  rad  gon  müge.  Unud  wan  soUiclis  beschicht,  soll 
er  uff  der  cleger  clag  auch  nach  mines  Herni  vogt  des  richs,  und  ains 
ersamen  grichts  erkantnus  und  nach  des  riehs  recht  gebessert  und  ge- 
büßt haben.  Unnd  ob  Jemanz  wer  der  dise  Urtol  arulf^n,  efferen  ald  rechen 
wurde,  soll  in  discn  fuß^tapren  ston,  wie  der  arm  mensch  aida  gegen* 
wärtig  statt.    Ilolff  dir  Gott." 

Diese  Formel  blieb  sich  nahezu  gleich  bis  in  unser  Jahrhun- 
dert hinein.   Koch  1803  heisst  es  in  einem  Todesurtheil: 
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^(laii  er  von  «lern  Scliarfi ii  iiter  mit  <l<'!n  Schwert  vom  L<-Itei)  zum 
Tode  ëolle  hin^^oriclitct  wenlcii.  I  »emnacli  mjU  er  dem  Scharfrichter  be- 
fohlen sein,  di  r  sollt-  ihn  zu  beiiicu  Ilaudeu  iielimcii,  binden  und  ver- 
sorg-en,  hinau»  an  die  gewöhnliche  Richtstatt  fllhron,  mit  dem  Schwert 
zu  ihm  richten  im  l  »las  Ilauj)!  vuu  äciiiem  Kuuipie  abschlagen,  dermaßen, 
daß  ein  i\ai  rtüiiaii  da/wiéchen  gehen  möge.'' 

1805  ist  das  Karrenrad  schon  weg^gelasüeü,  dagegen  findet  sich 
noch  die  Drohformel  für  Jeden,  der  das  Urtheil  anfechten  sollte, 
mit  ibl^onden  Worten: 

„ÜDd  so  Jemand  wMre,  der  dieses  Ürtbeit  und  Tod  ahndete,  äferte 
oder  rügte,  der  soll  in  denselben  Banden  stehen,  darin  gegenwärtiger 
Uebelthäter  steht.^ 

In  demselben  Urtheil  wird  auch  zum  letzten  Mal  die  Formel 
„Helf  dir  Gott"  gebraucht. 

Vollzogen  wurde  die  Him'iclitung  auf  der  Richtstatt,  dem  gcjjen- 
wärtig  noch  erkennbaren  sogen.  Köpforplatz  auf  der  Enge  oberhalb 
des  Storchen.  Diese  Uichtstatt  wurde  am  13.  September  157S  durch 
Enthauptung  eines  Diebes  dem  Gebrauch  übergeben.  Auch  die 
letzte,  1847  eriwlgit  Hinrichtung  fand  an  dieser  Stelle  stjitt.  Wo 
die  Exokntîon  vor  1578  vorgenommen  wurde,  ist  mir  nicht  bekannt. 

Eine  Hinrichtung  war  ein  sehr  zercmomo^er.  nn  «jfunz  genau 
vorgeschriebene  Formeln  frebiuKirncr  Akt.  in  dem  \  i  rj^'iclnbuch 
über  die  Jahre  153i)  —  lälKi  tindi  r  hk  Ii  hinten  au>*  dem  llanb  r'st  bcn 
Nachlass  ein  fast  feuilletonisti'sch  lebhaft  geschriebener  Bericiit  über 
die  1705  erfolgt^  TlinrH'luuug  von  vier  Verbrechern,  welcher  ein  sehr 
jinsi  liaiilicbos  Bild  von  dem  ganzen  Hergang  entwirft  und  daher 
mit  AWglas.sung  des  l  uwesentlichen  hier  eine  Stelle  finden  mag. 

Der  unbekaimte  Verfasser  schreibt,  nachtlem  er  erst  den  Ver- 
lauf de»  MaletizgerichtK  und  der  Urthoildvorkündung  gei^childeri: 

„Bei  der  Ausführung  wurden  swei  Rahmen  gebraucht.  In  der  ersten 
gieng  der  erste  Delinquent  mit  seinem  ihm  angegebenen  Oeistliehen  und 
einer  Escorte  von  Wächtern.  Ein  Schritt  40  ohngefKbr  hinter  derselbeii 
folgte  die  andere  mit  dem  zweiten  armen  Sünder  und  seinem  geistlichen 
Begleit.  Hinter  dieser  erst  ritt  Jk.  Reichsvogt  Ringk  mit  Feiner  gewöhn- 
lichen (iarde  zu  Pferd  und  zu  Fuß,  von  Ilerrcndieiipm  und  I  t  lu  rreitern, 
wcli'li''  jedoch  wegen  der  großen  Hitze  der  Brosthamische  entblö(^t  waren 
und  lediglirli  die  eisernen  Kappen  trugen. 

„Anüert  dem  Siecbenhause  ritt  Jk.  Reichsvogt  vor  bis  an  die  erste 
Rahm,  mit  Zurttcklassung  zweier  Ceberreiter  und  sonst  der  nötlügen 
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WSchter  bei  der  hintern,  welche  giun  gemaeh  avaneiiie,  nach  dem  Be> 
rieht  eines  Geistlichen,  Herrn  Caod.  Altorfer,  selbst  dem  srmen  Sttnder 

zu  langsam,  wogegen  die  erstere  desto  bärtiger  fortgerückt  biß  wo.  dem 
Riebtplats,  welcher  auf  dem  zur  Execntion  anseraehenen  Plats,  worauf 
ein  neuer  Stahl  stunde,  abgemäht  war. 

„Die  Execution  verrichtete  Mstr.  Paulus  Volmar.  Sie  lief  aber  etwas 

ungîUoklicli  al),  indem  ihm  der  erste  Streich  mißlunge,  wie  man  wegen 
dem  dicken  und  kurzen  Hals  des  Maleficanten  vorher  besorgte  und  za 
weit  oben  ins  Genick  gieng,  ohne  daß  jedoch  derselbe  den  geringsten 
Srhrfi  oder  Laut  von  sich  ^'ep^eben.  Es  kam  auch  der  Meister  Paulus 
dadurch  ^av  nicht  aus  seiner  eonteuaiice,  sondern  war  sogleich  mit  dem 
zweiten  Streicli  so  geschwind  liinten  drein,  dali  man  kaum  drei  zHhlen 
konnte,  wovon  der  Kopf  auch  v.  u  i  - m  Körper  ;;etrennt  wurde.  Es  fiele 
aber  der  Schar fricliter  nach  demselben,  indem  er  sich  lierumgesehwungen 
mit  dem  bloßen  Schwerte,  doch  ohne  Schaden,  rücklings  zu  Boden  und 
fast  Uber  licn  Richtplatz  herunter  und  fa.«it  im  gleichen  Augenblicke  der 
Rumpf  nebeu  ihn,  wuvou  er  im  Gesicht  und  am  ileubd  abscheulich  voll 
Blut  wurde  und,  nachdem  er  sich  wieder  anfgerafil,  wie  ein  Metzgerkuecht 
ausgesehen  and  deh  von  seinem  Bruder  das  Gesicht  abwHsdien  lassen. 

„Darauf  wurde  der  Kopf  und  liumpf  des  Hingerichteten  in  die 
Benne  gelegt,  der  Platz,  worauf  das  Blut  geflossen,  mit  Sand  über- 
streut, der  8tnbl  gleichfalls  abgewischt  und  damit  bestreut,  um  so  dem 
folgende  Delinquenten  alles  ans  den  Augen  su  thun. 

„Nach  Verlauf  einer  Viertelstunde  langte  man  auch  mit  diesem  an. 
Die  Execution  desselben  lief  auch  nicht  wohl  ab,  zwar  mehr  grauenvoH 
für  die  in  noglaublicher  Ansahl  vorhandenen  Zuschauer  als  unglücklich 
für  den  Haleficaaten  selbst.  Es  gieng  der  Streich  nSmlich  durch  bis 
an  ein  klein  wenig  Fleisch  oder  Haut,  woran  der  Kopf,  nachdem  er  um- 
geschlagen, Tom  herunter  bangen  bleibte,  da  dann  der  Mstr.  Paulus  mit 
etlichen  Hieben,  wovon  auch  der  KSrper  etwaa  aerfetat  wurde,  denselben 
gar  abhacken  mußte,  welches  fttr  die  Zuschauer  ein  miserabel  Spectakel 
war.  IMe  Schuld  wurde  fast  durehgehends  dem  DieOenhofer  Scbaririchter 
zugemessen,  der  den  Kopf  gehalten,  aber  von  demselben  die  Hand  ab- 
gesogen und  ihn  gehen  lassen,  ehe  der  Streich  gana  voUfttbrt  wäre, 
welches  er  aber  hernach  damit  entschuldiget,  daß  ihm,  wenn  er  es  nicht 
gethan  biltte,  das  ohnedem  lange  Beliwert  des  Mstr.  Paulus  selbst  iu  den 
Leib  gegangen  wUre.  Indeß  wurde  ihm  hernach  vom  Herrn  Amtsbllrger- 
niojitcr  v.  Meyenburg,  hei  dem  er  sich  nach  d^r  Absentirung  des  Mstr. 
l'auhis  um  die  folgende  Execution  gemeldet,  da^  MiiM'allen  bezeugt  und  er 
nicht  mil-  a'ii^fwieson,  sondern  ihm  untersa^'t,  bei  dcrst-llien  sich  brauchen 
zü  lassen,  welelies  letztere  jedoch  ihm  hernach  wieder  zugelassen  worden.. 
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„Nach  diesen  beiden  nDglUcIcliclieD  Ëxecutionen  stellte  sicti  Mstr. 
Paulus  wie  gebräucliUcb  mit  dem  bloßeo  zu  Boden  gekehrten  Schwert  in 
seinem  blutigen  Hemde  vor  den  Jkr.  Reichsvogt  und  machte  die  grwulmte 
Frage:  Ob  er  diese  zween  arme  Malefirantcn  recht  «jerielitet  nacti  l'i-theil 
und  Erkanntnul5  E.  E.  Maletizgerichts?  Worauf  ihm  .Ikr.  iieichsvo^^t  ^re- 
antwortet:  „Mstr.  Paulus,  du  hast  tliese  hci'lon  annen  Mis.^etliiiti'r,  allen 
meineidigen  Dieben  zum  abschreckenden  Exeinpel,  mit  dem  Scliwerte  vom 
Leben  zum  Tode  gerioht  nach  Urtheil  und  Recht  E.  E.  Malefizgeriolita. 
Der  Herr  tjtärke  deinen  Arm,  daß  die  nächste  Execution  dir  besser  ab- 
laufe!" worauf  Mstr.  I'auius  dem  Jkr.  Vogt  zur  Antwort  gegeben  mit  einer 
etwelchen  llitz  und  Eifer  :  Er  wollt  ea  gern  besser  gemacht  haben,  wenn 
es  ihme  möglich  gewesen  wäre.  Es  zog  sich  aber  derselbe  diese  Be» 
gegnuß  so  sehr  zn  GsmVtiie,  daß  er  voller  Oonfbnon  sieh  ohne  Brianbidß 
and  ohne  Wissen  der  Seinigen  Tags  damnf  von  hier  machte  und 
erst  naeh  dem  zweiten  Ezecntionstage  wieder  eingefunden,  deswegen  er 
aueh  hemaeh  zur  Verantwortung  gestellt  worden.'' 

Diese  zweite  Exekution  folgte  zwei  Tage  darauf.  Sie  wurde 
vollzogen  an  zwei  Spicssgesellen  der  hoidcn  erst  Hingerichteten^ 
i^eweseuen  Waaginuisterii,  welche  zuHUiuinen  mit  den  erstp^enanutcii 
im  (iüterhof  eine  lleihe  von  Yeruntrcuungen  und  Uiebbtählen  be- 
gangen hatten. 

„Die  Execution",  so  sehrciltt  derselbe  GewUhrsmann,  ^lief  bei  heidpn 
glücklicher  ab,  nämlich  mit  einem  einzigen  Streich  /u  frroßer  Freude 
aller  Zuseher,  wo/.u  nelist  der  guten  Vorsichtigkeit  des  Meister  Johannes 
(des  jüngeren  Bruders  von  Meister  Paulus  Volmar,  in  dessen  Abwesenheit 
er  mit  der  Hinrichtung  betraut  worden  war)  auch  die  natürliche  Dispo- 
sition der  beiden  Maleficanten,  seil,  die  Länge  und  Dltnne  ihrer  Hälse, 
▼ieles  geholfen.  Jlcr.  Vogt  Ringk  bezeugte  ihm  auch  seine  Freude  hierttber 
in  der  mit  fester  fast  übernatürlich  lauter  Stimme  ihm  gegebenen  Ant^ 
wort:  „Mstr.  Johannes,  du  hast  diese  .beiden  armen  HissethSter  mit  dem 
Sehwert  vom  Leben  zum  Tod  gerieht  naoh  Urtheil  nnd  Reeht  E.  E.  Hale- 
fizgeriehts.   Der  Herr  stKrke  dich  weiter  und  segne  dich  !  ^ 

Don  Schluss  bildete  ein  Trunk  der  Diener  und  Ueberreiter, 
denen  der  Reichavogt  im  Rüden  je  eine  Mass  Wein,  Käse  und 
Brod  spendete. 

AUbokaiiiiî  ist  der  fast  tragikomische  Vorgang  mit  der  Schaft- 
hauser  Guillutiüu.  Nachdem  uocli  das  neue  Strafgesotz  von  1859 
die  Todesstrafe  für  Mord  beibehalten  hatte,  wurde  im  Lauf  der 
60er  Jahre  eine  Guillotine  bestellt,  um  für  die  Zukunft  ähnlichen 
grausigen  Szenen,  wie  die  oben  geschilderte,  vorzubeugen.  Da 
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brachte  aber  dir  neue  IJuudesverfassung  das  Vt  i  bnt  der  Todesstrafe, 
noch  bcvtjr  OS  wieder  zu  uiuor  lliurichtung  geküuimcii  wur,  und  so 
steht  tli  im  dw  Guillotine  in  irgend  einem  staubigen  Winkel,  da  es 
zu  einer  "Wiedereinführung  der  TodrHstnife  nicht  gekommen  ist.  > 

Das  Hänt/en  war  clM-nfnllM  wie  das  Ivüpfen  el'H'  finfncho  Todos- 
art,  aber  im  Untert<chied  vou  letzterem  eine  schiiiipttich"',  weshalb  1 
es  regelmäHsig  als  besondere  (Inado  be/eichiiet  wird,  wenn  au  seiner  ' 
Stelle  nur  Enthauptung  verhängt  wurde.  Bei  der  îillgenieinen  Vor-  ^ 
Stellung  von  der  Sehinipflichkeit  dos  IJiini^ens  lag  nach  Osenhrüggun 
ein  Haiiptmoment  in  der  SchausteUung  des  Missethaters,  womit 
zusammenhängt,  das«  der  Leichnam  nicht  beerdigt,  sondern  den 
"S  r>ireln  in  der  Tjut't  preisgegeben  wurde,  während  man  dru  (îe- 
keplteu,  wenn  niclit  der  Leichuani  nnVn  Kad  getiochreu  wurde, 
begrub.  Da  dun  Häum  ii  nicht  wie  iieutzutage  in  England  mit  allem 
technischen  (n  Mchick  so  durchgeführt  wurde,  da^s  soturi  ein  Bruch 
de«  (ieuickcH  und  damit  der  Tod  eintrat,  war  dn^se  Todesart  unter 
Umständen  eine  laugî*ame  und  qualvolle.  Von  der  nacli  UscnbrüizLren 
vielfach  bei  Juden,  welche  sich  vor  dem  Tod  niidit  Itekelireu  wollten, 
angewandii  11  Sciifirfung  des  Aufhiiugeu:?  bei  (b'U  Beinen  findet  sich 
in  unseren  Quolleu  keine  8pur,  wohl  aber  kommt  einmal  (27  Ay)ril  ^ 
H>5())  die  YerHcliärfung  vor,  dass  der  Leichnam  des  (iehäui^ren, 
d<  s  wegen  ">9  Falb  ii  vuu  Raub,  Diebstahl  und  Falschmünzerei  ge- 
richteten Jjorenz  Eberlm  von  Fridiugeu,  nachträglieh  noch  verbrannt 
wurde.  Aus  nahe  liegenden  AnstaadsgrÜBdon  war  das  Hängen  nur 
Strafe  fiir  Männer. 

Ich  liabe  ;{7  Fälle  von  f[ängeu  gidünden,  und  zwar  H  aus 
dem  15.  -bihrhuntbu-t,  10  aus  dem  D».  Jahrhundert,  (>  aus  dem 
17.  Jahrhundert.  11  ans  dem  18  Jahrlmndert  und  2  aus  unserem 
Jahrhundert.  Davon  wurden  ta-^t  alle  wegen  fxnnbs,  Diebstahls, 
lietnigs,  Kaubmords  verhängr  :  meist  hatten  die  1  )el!ii(juenten  ein 
ganzes  langes  Sündenregister  vuu  oft  mehreren  l)ui/eud  I 'ii^entliums-  , 
verbrfH^hen  versfdiie'dener  Art  und  î^ihweie  :iut  ih'iii  (iewis-^en. 
Autl'alb'iid  i>i  ein  Fall  von  1570.  nach  der  ('hri^n)k  ibei  Land- 
Hiieirher  i;-*'li;iiii:i  wurdou,  weil  >ie  fui:^che  Selirit'ieu  führten  und 
Ibe  lliib.  u  als  Alraunen  verkauften.  Das  b  izie  Mal  kam  der 
Cialgeü  zur  Anwendung  an  Baptist  Wild  an-  Appenzell,  welcher 
am  14.  Februar  iS'J-f  w.  gen  65  Eiubruclisdiebsrahleu  und  lîaub- 
aufällen  zum  LLüugun  veruriheilt  wurde.    fc>ein  Öpiessgescile,  der 

beitlier  ist  »io  liekaiiutUch  in  Lmavu  zur  Hiuriclitung  vcrweudct  wordeu. 
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noch  blutjunge  Andreas  Müller  toh  Um&scb,  erhielt  10  Jahre 
Arbeitshaus  und  musste  zu  eindrücklicher  YTamong  der  Hinriditung 
Wilds  zusehen. 

Der  Galixt'u  war  das  Zeichen  der  peiülicliun  Gerichtsbarkeit 
und  wurde  in  der  iicgel  aui'  (jijioni  aussichtsreichen,  weithin  sicht- 
baren erhöhten  Punkt  errichtet.  An  eine  besoudoie  Grausamkeit, 
um  dem  Delinquenten  durch  die  schöne  Aussicht  den  Abschied 
von  der  schönen  Welt  recht  schwer  zu  machen,  ist  wohl  kaum  zu 
denken,  da  dem  Mittelalter  landschaftliche  Sentimentalität  ziemlich 
fem  lag.  Es  handelte  sich  wohl  eher  darum,  das  Abzeichen  der 
Hoheit  weit  im  Lande  herum  sichtbar  zu  maohon  und  vielleicht 
auch,  dem  Bürger  von  Jugend  auf  zur  Warnung  und  Abschreckung 
den  bedenklichen  Apparat  vor  Augen  zu  stellen,  der  seiner  hturrte, 
wenn  er  zum  Eingriff  in  fremdes  Eigenthnm  sich  verleiten  lassen 
sollte.  Diese  Lage  trifft  auch  für  den  Ort  unseres  Schaffhauser 
Galgens  zu;  der  Qalgenbuek  ist  ja  einer  der  schönsten  Aussichts- 
punkte unserer  Umgebung.  In  den  30er  Jahren  wurde  der  Galgen 
auf  Befehl  des  Baths  bei  Nacht  abgebrochen. 

liei  der  ältesten  im  Vcrgichtbuch  protokoliirten,  an  Hans  Sägisscr 
von  Betzis  1462  vollzogeneu  Hinrichtung  am  Galgen  lautet  die  Ur- 
theilsformol  folgendermassen  : 

„Fmb  die  Misstaut  so  ist  erkent.  d.is  man  In  dem  nacirrieliter  be- 
vfdhpii  und  (hiA  im  der  sin  oug:en  verbinden  und  im  sin  band  uff  den 
Kugken  binden  soi  und  in  an  die  t'ewonlich  trericbtstatt  fiieren  und  in 
da  der  erd  eutfrömde  und  dem  lutft  enpfelhe  umi  an  den  galgen  zu  tud 
erbengke." 

Diese  Formel  blieb  -^räudig  bis  iii'-^  IS.  Jiihrliundert.  Noch 
1752  kehrt  sie  wieder  mit  den  otwas  niodernisirteu  Worten: 

^dass  er  dem  Scbarfriebter  solle  befoblen  sein,  der  soll  ihn  zu  seinen 
Händen  nebmen,  lunden  und  versor^'en,  zum  MUblen  Tbor  liinaus  an 

g^owolinlifbe  Riebstatt  d»  ^  Il«M  li.rori<^bt<  ffiliren,  d.-iselbst  dem  Erdtreicb 
eiittVIiriHMi,  der  Luft  aubefebleu  und  mit  dem  Strang  vom  Leben  zum 
Tod  erbiMiken."* 

Das  letzte  Urthoii,  das  Tod  durch  lläiii^'pu  aussprach,  gibt 
keine  Sehilderung  des  Hergangs  mehr,  sondern  beschninkt  >ich  auf 
die  Angabe,  dass  Baptist  Wiid  mit  dem  Ötrange  vom  Leben  zum 
Tod  jj;;ebracht  werden  solle. 

Unter  den  «^[uaiifizirtenf  schweren,  mit  Qualen  verbundenen 
liinrichtungsarten  war  die  gebräuchlichste  das  Badern^   £$  war 
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das  die  alte  Strafe  f&r  den  Mord.  Diese  furchtbare  Todesart  bestand 
darin,  dass  dem  Delinquenten  mit  einem  schweren  Bad  Arme  und 
Beine  doppelt  gebrochen  und  dann  der  Leib  Aber  ein  horizontal 
Hegendes  Bad  gebunden,  auf  das  Bad  geflochten  und  dieses  an 
einer  Stange  aufgerichtet  wurde.  Je  nach  der  Natur  des  Delinquenten 
konnte  er  so  längere  Zeit  unter  forchtbaren  Qualen  fortlebent 
Häufig  wurde  diese  soheussliche  Mörderei  abgekürzt,  indem  man 
den  aufs  Bad  Geflochtenen  aus  Gnaden  erwürgte.  Unter  den  10 
Fällen  Ton  Bädern,  welche  ich  gefunden  habe,  wurde  der  Delinquent 
nur  Tier  Mal  dem  langsamen  Verderben  auf  dem  Bad  ftberlassen, 
in  den  übrigen  6  die  Gnade  des  Erwürgens  bewilligt.  In  besonders 
schweren  Fällen  wurde  der  Hinrichtung  noch  das  Zwicken  mit 
glühenden  Zangen  vOrauBgeschickt.  Ich  habe  das  eben&Us  in  Tier 
Fällen  gefbnden;  diese  Verschärfung  wurde  wohl  yerhängt  als 
Strafe  für  mit  dem  Mord  verbundene  Sittlichkeitsyerbreehen,  Sodomie, 
Nothzucht  und  dergl.  In  eben  diesen  Fällen  wurde  auch  der 
Leichnam  nicht  auf  dem  Bad  der  Verwesung  und  dem  Vogelfrass 
überlassen,  der  Luft  bevolhen,  wie  die  Formel  heisst,  sondern  Ter- 
brannt  und  die  Asche  in  den  Bhein  geschüttet. 

Einen  Begriff  yom  Hergang  beim  Bädern  mag  das  Urtheil 
über  Georg  Gulenay  Ton  Hitsistobcl  geben,  welcher  am  19.  Mai 
1593  zum  Bädern  yerurtheilt  wurde.   Es  lautet: 

„also  dass  er  dem  Nacbrichter  bevolhen  sye,  der  soll  Ine  zu  syiien 
Händen  nemmen,  binden  und  versorgen,  volgents  nach  Verlesung  syner 
Vergicht  glycb  angentz  auf  dem  platz  vor  dem  Ratbus  ulT  die  Schleipffe 
legen,  binden  und  darnach  zne  synem  Lyb  mit  glttenden  Zangen  der- 
gestalt gryffen,  dass  Er  Imme  drey  griff,  namlfcb  einen  uff  der  rechten 
Brust,  den  andern  uff  der  linggen  Brust  und  den  dritten  nff  dem  rechten 
Arm  geben  soll.  Damaeh  soll  er  Ine  durch  die  nnvemfbifftigen  Thier 
nff  der  schleipffen  hiouss  uff  die  gewohnlich  Richtstatt  schleipffen,  ine 
daselbst  uff  die  Brechen  legen,  syne  beide  Schenkel  under  und  ob  den 
knien,  dos.s^'lychen  syne  beide  arm,  vor  und  bieder  den  ellenbogen  mit 
dem  Rad  alistossen,  Inne  demnach  in  das  Rad  flechten  und  also  mit 
dem  Kad  uffrichten,  dem  erdrich  entfrUmden,  dem  lufft  bevelhen  und 
inne  mit  einem  strängen  an  einem  galgen  uff  dem  Rad  zu  erwürgen.*' 

Dass  es  Leute  gegeben  hat,  welche  diese  greuliche  Todesart 
haben  vollziehen,  und  andere,  welche  ihr  als  einem  willkommenen 
Schauspiel  haben  zusehen  können,  beweist  deutlich,  welch  robustes 
>'ervensyHtem  unsere  Vorfahren  besessen  haben  müssen.  Der  so 
hingerichtete  Georg  Gulenay  hatte  auf  seinem  Sündenregister  ausser 
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68  Fällen  yon  DiebBtalil  und  2  Fällen  Ton  Notbzucht  nicht  weniger 
aU  6  Hordthaten  aufzuweisen,  darunter  zwei  ganz  besoadera  scheuss- 
liche  (er  schnitt  schwangeren  Frauen  den  Bauch  auf,  um  die  Finger 
des  Fötus  zu  Zaubereizwecken  zu  verwenden).  Die  (Geräderten 
weisen  fast  alle  eine  ähnliche  Yerbrcchenliste  auf;  so  hatte  der 
1605  geräderte  Hans  Gotter  von  Staig  45  Diebstähle,  5  Morde, 
darunter  wieder  zwei  von  der  eben  erwähnten  scheusslichen  Art, 
4  Brandstiftungen  und  Sodomie  auf  dem  Gewissen,  der  1595  hin- 
gerichtete  Hans  Heinrich  Balduff  von  Weinfelden  28  Diebstähle, 
einen  Raub,  10  Korde»  wovon  zwei  wieder  Ton  der  erwähnten  Art 
und  einer  mit  Nothzucht  verbunden,  und  dazu  noch  einw  Versuch 
der  Bigamie,  ein  weiterer  19  DiehatäUe,  4  Morde,  2  Fälle  Ton 
Sodomie  und  eine  Brandstiftung,  ein  fänfter  55  Diebstahle,  eine 
Sodomie  und  5  Raubmorde  u.  s.  f.  Bas  Entsehoidende  ist  überall 
der  Mord.  Nur  einmal  (1552)  kommt  es  Yor,  dass  einem  entflohenen 
TodtscUäger  fär  den  Fall  des  Einfiuigens  das  Bädern  angedroht 
wird.  Das  letzte  Kai  wurde  das  Rädern  1613  an  Christoph  Freuss 
Ton  Chur  ToUzogen.  Diese  f&t  unser  Gefifihl  empörende  Hinrieh- 
tungsart  ist  somit  verhältnisfontesig  früh  ausser  Gebrauch  gekommen. 

Dagegen  kam  es  iiacli  1613  noch  drei  Mal  vor,  dass  der 
Leichuiiin  eines  Geköpften  aufs  Kad  geflochten  und  der  Kopf  auf 
eine  in  der  Radnabe  steckende  Spitze  gesteckt  wurde.  In  diesen 
Fälkn  hätte  eigentlich  das  Kädorn  eintreten  sollen  ;  aus  Gnaden, 
mit  Ilücksicht  auf  die  Jugend,  die  Reue,  die  lauge  Untersuchungs- 
haft und  die  erlittene  Tortur  wurde  die  Prozedur  jedoch  nur  am 
empfindungslosen  Leichnam  vollzogen.  Dioso  Fälle  datiren  von 
1018,  1003  und  1754.  Drei  weitere  derartige  Fälle  fallen  vor 
1013,  auf  die  Jahre  1488,  1505  und  1580. 

Von  diiu  durch  die  Carolina  der  Verratherei  angedroliteii 
VicrthcUen  habe  ich  kciiit  ü  i'all  gelundeu,  wouigstons  keinen,  wo 
das  bei  lebeudiguin  Leib  den  V(!rbrcchers  c^o^^chah.  Die  Chruuik 
erwähnt  dagegen  von  1549,  es  sei  in  diesem  Jahr  ein  Stadt-  und 
Laiidt  sYciTülher,  der  die  Landleute  durch  Briefe  gegen  die  Obrig- 
keit uüt^ewiegelt  habe,  erst  geköpft  und  dann  <;ovicnlieilt  worden. 
Kaeh  (  »seiibrüggen  wäre  überhaupt  iin  gan/en  a lanianuischeu  Hechts- 
gebiet  diese  Prozedur  nie  voll/.ogen  worden. 

Ziemlich  häuhg  war  dagegf»n  das  Ertrüuln  u.  Es  trat  das  u.  A. 
bei  Frauen  ein  in  den  F;illea,  wo  bei  Miinnern  gehänijt  wurde. 
Ich  lialjo  sieben  Fälle  gefunden,  drei  au??  dem  15.  und  vier  aus 
dem  10.  Jahrhundert,  den  letzten  von  1585.    Vier  Fälle  betreffen 
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Männer,  drei  wegen  GottOHlüsicrimg  und  einer  wegen  Bigamie; 
von  den  drei  orfriiiikteii  Fiiiuoii  \var  eine  Kindsmördcriii,  eine  zweite 
hatte  20  Diebstähle  auf  dorn  (icwisscn  und  die  dritte  hatte  Gott 
gelästert.  Die  ürtheilsiurnicl  lautet  beispielswoisc  bei  dem  1534 
wegen  liiuainio  und  Diebsiablî»  zum  Ertränken  verurihoilteu  Ilantj 
Biigliii  von  Steiu  fulgcndcrraagsen  : 

„das  er  dem  nachrichter  bevuliieii  werde,  dt  r  soi  in  binden  nnd 
versorgen  und  an  die  gewohnlich  richtstatt  ftlertu,  nanilioh  uff  die  Kin- 
brujrgen,  in  dasclb.s  binden  uod  versoreren  und  in  ab  in  den  i^in  werffen 
und  darin  halten  biss  er  zne  Tod  ertrinket." 

Bei  einem  1469  ertränktea  Haas  Wyss  heiast  es,  der  Nach- 
richtcr  »olle 

„iu  daselbs  binden  und  in  das  Rio  wasser  und  so  tod  ertrenken 
und  widernmb  an  das  land  lenden.** 

Mit  Verbrennung  waren  bedroht  Hexerei,  Zauberei,  Ketzerei, 
widernatûrlicbe  Unzucht  und  Brandstiftung.  loh  habe  drei  Fälle 
gefunden:  zwei  wegen  Hexerei  aus  dem  Jahre  1053  und  einen 
von  1038  wegen  Sodomie  und  Päderastie.  Uobenlien  meldet  noch 
die  Chronik,  im  Jahr  1560  seien  die  Bchleitheimer  AViedertäufer 
vrrlirannt  und  ihre  Hau!*er  niedergerissen  worden.  Häufig  kam  das 
V«  rlii  i-nnen  auch  gegen  die  Juden  zur  Anwendung.  So  wurden  in 
Sohaffhausen  nach  der  Chronik  1400  30  Juden  verbrannt,  weil 
einer  einen  Cliristenknabon  getödtet  haben  sollte,  um  dessen  Blut 
am  (Hsterabond  zu  roligiÜHen  Cercmonien  zu  gebrauchen.  Bei  dem 
153M  verbrannten  Bonifazius  Ammann  von  Müsskirch  lautet  die 
L'rthcilsformel  folgendcrmasacn  : 

„also  das  er  dem  nacbrichter  bevolhen  sig,  der  ine  zue  sinen  banden 
ouch  ver.Horgen  nnd  an  die  •jewohnlicben  richtstatt  usî^fficren,  daselbs 
mit  dem  fllr  zu  im  richten,  inne  zu  Bulflfer  und  eschen  verbrennen.** 

In  zahlreichen  Fällen,  wo  nach  der  Strenge  des  Gesetzes  Ver- 
brennen hätte  verhängt  werden  müssen,  wurde  aus  Gnaden  nur 
geköpft  und  erst  der  Leichnam  verbrannt.  Ich  bin  auf  12  der- 
artige Fälle  gestosscn,  7  wegen  Sodomie  mit  Thieren,  einen  wegen 
Päderastie,  je  zwei  wegen  Hexerei  und  Brandstiftung.  Sic  fallen 
sämmtlich  in'e  16.  nnd  17.  Jahrhundort.  Der  letzte  datirt  von  1639. 

Envürffi  wurde  1059  durch  den  Scharfrichter  ein  Jakob  Heuain 
Ton  Schlei theim  wogen  widernatürlicher  Unzucht  mit  einer  Kuh 
und  zwar  aus  Gnaden.  Sein  Leichnam  wurde  mit  der  Haut  dos 
missbrauchton  Thicrcs  an  einem  abgelegenen  Ort  verscharrt. 
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Lebendig  begraben  wurden  die  Weiber  in  den  Fällen,  wo 
Männer  gehängt  oder  gerädert  worden  wären,  ferner  zuweilen 
Männer  wogen  Nothzuoht.  In  Bchaffhauaen  wurde  diese  Strafe 
einmal  in  den  Jahren  1465 — 70  yollxogen  an  der  Kindunörderin 
Adelheid  Pejer.   Die  Urtheilsfonnel  lautet: 

„also  das  ai  dem  nachrichter  bevolhen,  der  soi  si  su  sinen  banden 
nemmen  und  an  die  gewohnlichen  gericbtsstatt  fiteren  und  allda  ein  grab 
graben,  darin  der  naohrieliter  ain  bnrdi  töm  nnd  die  genannte  firawen 
uff  die  selben  tOm  rttgglingen  und  darnach  uff  si  noch  ain  burdi  tVm 
leggen  nnd  ir  ain  schttssel  nff  den  mund  nnd  darin  ain  hol  ror  in  den 
mnnd  setzen  soi  und  also  im  Lidinam  lebendig  vergraben  darinne  sie 
sterben  und  verderben  und  also  vom  leben  anm  tod  braeht  werde.^ 

Durch  da«  Rohr  soll  die  Verbrcchuriu  atliiucn  können  und  so 
ihre  Qual  vcilaugert  werden.  Ju  Luzerii  wurde  ihr  in  solchen 
Füllen  sogar  zuweilen  durch  dus  Jiolir  Milch  etugcMijsst,  so  dass 
es  Tage  dauern  konnte,  bis  t.udlich  der  ToJ  eintrat.  Das  ist  wohl 
80  ziemlich  die  ärgste  Barbarei,  dio  itu  Strafvollzug  zu  linden  ist. 

Vom  Pfählen  findet  sich  in  Scluiti'hausou  keine  Spur.  Es  bestand 
darin^  dass  der  Di^linqucnt  lebendig  vergraben  und  ihm  von  oben 
ein  Pfiilil  durch  den  Leib  getrieben  wurde.  Es  war  auch  eine 
Strafe  iür  Kindt<niürderinnen, 

Ziemlich  häufig  finden  sich  Urtheile,  wo  es  heisst,  Leib  und 
Gut  eines  fiüchtigen  Verbrechers  sei  verfallen;  das  Vermögen  des- 
selben wurde  dann  zu  Händen  der  8tadt  konfiszirt  und  der  Thäter 
geköpft,  wenn  er  sich  im  Gebiet  der  Stadt  blicken  und  greifen 
lioss.  Auch  vogolfroi  wurde  ein  solcher  etwa  erklärt,  so  1668  nach 
der  Chronik  ein  entHohener  Mörder.  Die  andere  Formel  habe  ich 
6  Hai  gefunden,  und  zwar  5  MüI  wegen  Todtschlags  und  einmal 
wegen  Friedensbruohs  und  Kürperverletzung. 

Hiemit  verlassen  wir  das  Gebiet  der  Todesstrafe  und  gehen 
zu  den  Leibmirajen  über.  Auch  hier  findet  sich  noch  dos  Rohen 
und  Grausamen  genug,  namentlich  im  Kapitel  von  den  VersUimme' 
hmgen.  Da  wurde  zunächst  den  Gotteslästerern  die  Zunge  geschlitzt, 
,ains  glaiohs  lang",  wie  es  im  Urtheil  heisst.  Das  wurde  drei  Mal 
verhängt,  jeweils  in  Verbindung  mit  Pranger  und  ewiger  Verban- 
nung, 1612,  1616  und  1670,  humer  wegen  Gotteslästerung,  einmal 
in  Verbindung  mit  Ehebruch.  Die  Ohren  wurden  1478  einem  18- 
faohen  Dieb  abgeschnitten  und  er  mit  Urphed  des  Lands  verwiesen  ; 
dasselbe  geschah  1545  einem  Herishauser,  welcher  im  Kernhaus 
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€in  Mutt  Koin  j^estolilen  hatte.  Endlicli  wurden  KilO  dem  Rlein- 
lians  Sietz,  geiianiu  liothlians,  vou  UnterUallau  beide  .Seliwuifinger 
iibgehauen  wegen  wiederholter  falscher  Anklage  und  Bruchs  der 
Urphed. 

Häutiger  war  das  Svhivemmen .  Dtr  Deliiicjueut  wurde  auf 
<îiuen  am  Ende  ei  nos  Seiles  quer  beiestigten  Bengel  gesetzt  und 
eine  Htreckfî  weit  durch  das  Wasser  gezogen,  so  dass  er  längere 
Zeit  nahe  am  Ertrinken  w  ir,  aber  schliesslich  doch  wieder  lebendig 
davonkauL  Diese  Milderung  des  Krtriiukcns  war  i^ewiss  eine 
iiusserst  peinliche  und  ängstliche  Strafart  und  dabei  noch  wegen 
der  damit  verbundenen  Ivmnik  des  Anblicks  in  hohem  Grad  be- 
schimpfend. Sie  tiudei  Hich  in  den  ifalefizbüchern  9  Mal,  einmal 
im  15.,  7  Ma!  im  Ifî.  Jahrhundert  und  zum  letzten  Mal  11>U4. 
Viermal  wurde  sie  wegen  Bigamie  oder  Versuchs  drrsrlbcn,  zweimal 
wci^i  ri  Gotteslästerung,  einmal  wegen  Meineids,  einmal  wegen  Blut- 
scliande  mit  der  Goschwieger  und  einmal  über  einen  Man«  ver- 
liilngt,  d<'r  sein  Kiud  bei  der  Geburt  ohne  Hebamme  hatte  sterben 
lassen,  es  im  Stall  verscharrt  und  seine  Frau  misshaudelt  iiatte. 
In  den  meisten  Fällen  war  damit  Verbannung  mit  T'rphed  ver- 
bunden.   Im  ältesten  Fall  vou  1  li)5  lautet  die  Urtheilsformel  : 

„alsu  daß  er  dem  iiachricbter  bevolben  werde,  der  sei  in  flleren 
uff  den  Hin  und  ine  darinn  werffen  und  inn  schwemmen  one  den  tod/ 

1532  heisst  es  schon  detaillirter  in  einem  Urtheîl: 

„das  er  dem  nachrichter  bevolhen  werde,  der  soll  in  binden  und 
versorgen  und  inn  hinuß  glich  Ober  das  schUzzenhuli  uff  den  Kin  fUren, 
itin  ander  daß  Wasser  stoßen  und  inn  schwemmen  biß  hinab  nnder  die 
Rinbrukb  zu  dem  Salsholf,  dermassen  daß  er  bi  dem  leben  bliben  möge. 
Und  80  daß  geschehen  Ist»  alsdann  soll  der  nachrichter  inn  wider  uff- 
binden.** 

1585  heisst  es  einmal  ausdrücklich,  der  Geschwemmte  müsse 
5  Mal  untergetaucht  werden. 

E>  folgt  das  aus.giei»ige  K;ipit(d  von  den  rnujiin,  mit  welchen 
uufecre  Vorfahren  nehr  freigebig  wan  n.  In  den  älteren  Jahrhun- 
derten kommt  die  riiiu:elstrafo  gewöhnlich  in  der  Form  vor,  dass 
geringere  Verbrecher,  n;imt  ntli(;h  Fremde,  durch  die  Strassen  der 
Stadt  an  die  vier  Jlaupttliore  geführt,  an  jedem  tüchtig  durchge- 
prügelt und  schliesslich  mit  Urphed  verbannt  wurden.  Aus  dem 
15.  .Jalirhnndert  habe  ich  nur  einen  solchen  Fall  •rcinndeu,  im 
IG.  Jahrhundert  25  Fälle,  und  zwar  21  wegen  Diebstahls,  3  wegen 
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Wiedertiiut'crei  und  eineu  wegen  VeruurL-iuiguuy  der  Kanzpl.  Ein 
L'iitorachicd  wird  geniucht  insofern ,  als  das  eine  M;il  nur  au  À, 
andere  Mulo  an  3  oder  4  Thoren  geprügelt  wird.  Zuweilen  heisst  es 
auch  auadrikklieli,  der  Delinquent  solle  so  lange  mit  Rutlien  e:e- 
schwungen  oder  gcstricheu  werden,  bis  es  Blut  gebe.  Im  17.  Jahr- 
liuiidert  hal)e  ich  diese  Strafe  14  Mal  gefunden,  7  Mal  wegen  Dieb- 
stahls, 2  Mal  wegen  Wiedertäuferei  und  je  einmal  wegen  Brand- 
stiftung, Gotteslästerung,  Todtschlags,  Blutschande  und  Schwänge- 
rung der  Schwiegermutter.  Ueberdies  wurde  diese  Strafe  ohne 
Zweifel  in  zahllosen  Fällen  Tom  Rath  verhängt.  Eb  war  die  ge- 
wöhnliche Strafe  für  fast  alle  nicht  todeswtrdigen  Yerbreclion  ;  man 
wies  die  Diebe  aus  dem  Land  und  gab  ihnen  einen  tüchtigen  Denk- 
Bettel  mit,  nm  ihnen  das  Wiederkommen  zu  verleiden.  Aehnlioh 
wurde  es  im  18.  Jahrhundert  gehandhabt;  da  ab^  hier  schon  sei- 
teuer  wogen  Diebstahls  die  Todesstrafe  Yerhäogt  wurde,  kamen 
solche  F&Ue  weniger  häufig  vor  Halefizgericht.  In  den  Bathspro- 
tokollen  wird  es  dagegen  ohne  Zweifel  von  solchen  Prflgelurtheilen 
wimmeln,  lieber  das  im  18.  und  19.  Jahrhundert  sehr  häufige 
Abprügcln  am  Pranger  wird  bei  der  Behandlung  des  letateren  ge* 
sprechen  werden. 

Das  Prügeln  im  Gefäogniss  wird  erst  in  diesem  Jahrhundert 
üblich.  Es  zieht  sich  in  zahlreichen  Fällen  durch  alle  Jahre  bis 
zum  Jahr  185t),  in  welchem  das  neue,  gegenwärtig  noch  geltende 
Strafgesetzbuch  die  Prügelstrafe  aufhob.  Prügel  wurden  fast  in 
allen  scbwereren  Diebstahlsf&llen ,  namentlich  im  Rackfall ,  bei 
Haus-  und  Harktdiebstählen  u.  s.  f.,  verabreicht,  6,  12,  20,  24,  25, 
30,  40  bis  60  Streiche,  in  der  Regel  in  zwei  Dosen,  einmal  beim 
Eintritt  und  beim  Austritt  aus  der  Strafanstalt;  eine  Brandstifterin 
wurde  1826  zu  20  Jahren  Arbeitsbaus  verurtheilt  mit  der  Bestim- 
mung, dass  ihr  je  am  Jahrestag  ihrer  That  eine  Tracht  Prügel  ver- 
abreicht werden  solle.  Auch  das  kommt  vor,  dass  Einer  etwa  alle 
4  Wochen  geprügelt  whrd.  Einmal  ist  auch  gesagt,  die  Streiche 
sollen  auf  den  blossen  Leib  gegeben  werden.  Was  das  zur  Yer- 
wendung  kommende  Instrument  betrifft,  so  wird  bald  von  Ruthen- 
streichen, bald  von  Ziemer-  und  Stockstreichen,  auch  von  Staup- 
besen gesprochen.  Ob  in  diesen  verschiedenen  Instrumenten  eine 
Steigerung  lag,  ist  mir  nicht  bekannt  PrAgelstrafe  allein,  ohne 
weitere  Zugabe,  habe  ich  ein  einziges  Mal,  1817,  gefunden.  Die 
Richter  scheinen  dieses  Strafmittel  nicht  gerne  preisgegeben  zu 
haben;  mit  dem  8.  April  1859  trat  das  neue  Strafgesetz  in  Kraft 
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and  noch  am  16.  März  I8ôd  wurden  einem  Dieb  40  Stockstreiche 

zugesprochen. 

Sehr  rci(  hhaltig  ist  das  Kapitel  der  Elirenstrafen.  Aus  dem 
15.  Jahrhundert  ist  fast  nichts  Bezügliches  überliefert;  das  16.  Jalir- 
hundert  dagegen  weist  eine  reichhaltige  Musterkarte  von  entehrenden 
Strafen  auf.  Die  häufigste  ist  der  Pranger,  auch  Halseisen  genannt, 
der  Schaudpfahl,  an  dem  der  Delinquent  eine  oder  auoh  zwei  Stuuden 
dem  Hohn  der  gaffenden  Monge  ausgestellt  wurde.  Meist  als  Bei- 
gabe zur  Hauptstrafe  der  Ausweisung  wurde  der  Pranger  in  vielen 
Fällen  vom  Malefizgericht  und  in  gewies  noch  viel  zahlreicheren 
vom  Rath  ausgesprochen,  so  zu  sagen  in  ail'  n  j^^eringfügigereu 
Diebstahlställen.  Verschärft  wurde  der  Pranger  in  der  Kogel  noch 
durch  Zugabo  von  Prügeln;  sehr  häufig  wurden  je  zweimal,  oft 
auch  sille  Viertelstunden  4  oder  6  Streiche  verabfolgt,  was  ganz 
besonders  schimpflich  sein  musste,  da  es  öffentlich  yor  Alier  Augen 
geschah. 

Ehr-  und  wehrlos  gesprochen  wurden  im  16.  Jahrhundert  drei 
Männer,  ein  Dieb,  Einer,  der  seinen  Yater  misshandelte,  und  ein 
betrflgerisoher  Händler.  Die  Bedeutung  dieser  Strafe  bestand  darin, 
dass  der  Bestrafte  zeugnissunföhlg  wurde  und  keine  Waffen  tragen 
durfte,  was  nach  altgermanischer  Anschauung  der  schwerste  Schimpf 
war.  Wegen  einer  unredlichen  Forderung  wurde  eodann  1526  Gan- 
golf Trûllerej  aller  Ehren  und  des  Raths  entsetzt,  endlich  1526  der 
erste  Elosterpfieger  Conrad  Irmensee  wegen  ungetreuer  Verwaltung 
neben  andern  Strafen  aller  Ehrenstetlen  entsetzt,  ebenso  1552  P&rrer 
Finsler  in  Buchberg  wegen  Eornwuchm  seiner  Pfründe  entsetzt. 

Häufig  konmit  auch  vor,  dass  einem  Fehlbaren  der  Besuch  aller 
OeseUschafien  und  Wirthshämer  oder  nur  ersterer  verboten  wurde  ; 
oft  war  damit  Verbot  der  Wehr,  des  Waffentragens,  verbunden; 
einmal  wird  einem  Solchen  auch  untersagt,  Gesellen  in  seinem  Hause 
zu  bewirthen.  Anlass  zu  solcher  Strafe  gab  etwa  Gotteslästerung, 
Trunk-  und  Streitsucht  und  namentlich  Fricdbnich.  In  der  Regel 
war  auch  Geldbuase  damit  yerbunden.  Wegen  Diebstahls,  Hurerei, 
Betrugs  etc.  mussten  Weiber  den  Lasterstein  tragen.  Es  war 
das  ein  schwerer  Stein  (ob,  wie  in  Mülhausen,  in  Form  eines 
Weibergesichts  mit  ausgestreckter  Zunge,  weiss  ich  nicht),  den  die 
Fehlbare  auf  dem  Kopf  in  Begleitung  dos  Nachrichters  durch  die 
Strassen  der  Stadt  tragen  musste.  Wie  die  Chronik  berichtet,  gab 
es  Lastersteine  in  drei  yerschiedenen  Grössen.  Waren  die  Weiber 
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fremd,  BO  wurden  sie  wohl  aneh  gleich  an  die  Grenze  geführt  und 
ausgewiesen. 

Im  17.  Jahrhundert  wurde  es  nicht  wesentlich  anders  gehalten. 
Diebinnen  wurden  ebenfoUs  zum  Lasteistein  Terurtheilt  und  aus- 
gcwiesca;  einmal  wird  diese  Strafe  auch  Aber  eine  Wiedertftuferin 
Terhängt  Pranger,  in  Verbindung  mit  Ausweisung,  war  häufiges 
Leos  männlicher  Diebe.  Eine  betrAgerische  Landstreicherin  wird 
1617  mit  einem  Besen  auf  dem  Bücken  zum  Thor  hinausgelAhrt 
und  ausgewiesen.  Ehr-  und  Wehrlosigkeit  ist  h&ufige  Beigabe  zu 
Oeldbusse,  Wirchshausrerbot  u.  A.  m.  1623  wird  ein  Dieb  ehr- 
und  wehrlos  erklärt,  femer  wird  ihm  der  Besuch  von  "Wirthshän- 
scm,  Zünften,  Taufen,  Hochzeiten  verboten  und  ihm  überhaupt  nur 
der  Ausgang  in  die  Kirche  erlaubt,  ein  Todtschlfiger  1606  ehr-  und 
wehrlos  gemacht  und  ganz  in's  Haus  gebannt. 

Wohl  die  eigenthûmlichste  Ehrenstrafe  ist  das  Bodenküsten, 
Es  kommt  in  den  benutzten  Quellen  dreimal  Tor*  1619  wurde  ein 
Trunkenbold  eine  Nacht  in*s  Blochhaus  gesteckt  und  musste  Yor  dem 
Rathhaus  den  Boden  kfissen.  Unter  der  langen  Sta»fliste  eines 
Diebs,  Ctotteslästerers,  Fluchers  und  ürphedbrechers  figurirt  1613 
auch  dreimaliges  Bodenkfissen,  und  ebenso  wurde  1612  ein  Flucher 
und  Schimpfer  ausgewiesen  und  musste  den  Boden  küssen,  «weil 
er  als  ein  Thor  erachtet*,  wie  es  im  Urtheil  heisst. 

Ganz  sonderbar  ist  auch,  dass  1641  einem  betrügerischen  Gold- 
schmied ein  Jahr  lang  nur  gestattet  wurde,  den  oberen  Theil  seines 
Ladenfensters  zu  dfihen. 

Nach  mündlicher  Ueborlioforung,  für  die  ich  in  meinen  Quellen 
keine  Belege  gefunden  habe,  bestand  eine  eigenthümliche  Strafe 
für  Ehebrecher  tiarin,  dasn  «ic  quer  auf  eineu  Bengel  gesetzt  und 
mehrere  Stunden  laug  an  eiuera  Seil  in  oiuera  dunkeln  Tliurm 
hiingcü  gcla^-sen  worden  soiu  sollen.  Es  mW  das  in  einem  noch  jetzt 
in  der  Nähe  des  Schwabcnthores  vorhauduneu  runden  Eckthiirmchcn 
der  Stadtmauer,  dem  sogen.  Ehehrech(>rihürmc1ien ,  geschehen  sein. 

Von  der  Scliipfe,  Sclmelle,  AVippe  habe  ich  nicht»  gefundeu. 
Ebenso  iîst  mir  die  Trülle,  ein  Käfig,  mit  welchem  der  zu  Bestra- 
fende so  lange  gedreht  wurde,  bis  er  olmraüchtig  wurde  oder  aich 
erbrach,  nicht  vorgekummen.  Die  Vermuthung  Useubrüggens,  das 
Narrenhüj^li  sei  identisch  mit  der  Trülle,  \M  offenbar  unrichtig,  da 
ersteres  wiederholt  ausdrücklich  als  Lokal  für  üntersuchungsgefau- 
gene  bezeichnet  wird. 

SattMilir.  £  Sehmticr  StnftwU  a  Jtluf .  33 
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Yom  18.  Jahrhundert  gibt  es  fast  kein  Material,  da  mit  fort- 
Bchroitondcr  Zeit  mehr  und  mehr  nur  die  eigentlichen  schweren 
Yerbreohen  TOr  Malefizgericht  kamen.  Die  bisher  üblichen  Ehren- 
strafen, Pnmger,  Lasterstein,  (!urch  die  Strassen  führen,  ehr-  und 
wehrlos  machen  u.  s.  f.,  wurden  aber  ohne  Zweifel  vom  Rath  ziem- 
lich in  gleicher  AYeise  vorliängt.  Reichlicher  wird  der  Stoff  da- 
gegen wieder  im  Id.  Jahrhundert.  Der  Pranger,  jetzt  auch  häufig 
Stud  genannt,  ist  namentlich  in  den  10er  und  20er  Jahren  eine 
häufige  Zugabe  zur  Ausweisimg  von  Dieben;  er  ist  dann  regel- 
mässig mit  Prügeln  verbunden  ;  (hii  ch  etwa  2  Mal  je  8  Prügel  oder 
TierteUtundlich  8  Prügel  wird  das  Pi^mgerstehen  in  nicht  gerade 
angenf'hmor  Weise  unterbrochen.  Etwa  einmal  mnss  der  Delin* 
quent  bloss  eine  Ruthe  in  der  Hand  halten,  wohl  zum  Zeichen, 
dass  er  eigentlich  Prügel  verdient  hätte.  Ein  Rebsteckendieb  muss 
einmal  mit  einem  corpus  delicti  in  der  Hand  oben  stehen.  Zwischen 
den  Pranger  und  die  Ausweisung  schiebt  sich  auch  noch  ein,  dass 
der  Delinquent  durch  den  Bettelvogt  durch  die  Strassen  der  Stadt 
getrommelt  wird.  In  den  40er  Jahren  kommt  der  Pranger  allmälig 
ausser  Uebung. 

Entziehung  des  Aktivbiirgerrechis  ist  häufige  Is'obenstraie  für 
Diebe,  ferner  für  betrügerische  und  leichtsinnige  Bankerottirer,  für 
allerlei  Fleischcsverbrochen  und  mich  für  politische  Umtriebe.  1820 
wurden  eine  Anzahl  Rädelsführer  der  Volksbewegung  gegen  ein  neues 
Steuergesetz,  voran  Grossrath  Murbach  in  GächUngen  und  J.  J. 
Bachtold  in  Schieitheim,  in  Untersuchung  genommen,  und  ersterer 
aller  Stellen  entsetzt,  lebenslänglich  des  Aktivbürgerrechts  beraubt, 
aus  den  Gemeindeversammlungen  ausgeschlossen,  4  Jahre  lang  in 
seine  Gemeinde  gebannt  und  zu  2  Jahren  Civilnrrest  verurtheilt  ; 
letzterer  2  Jahre  in  sein  Haus,  4  Jahre  in  (  ino  Gemeinde  gebannt, 
des  Aktivbürgerrechts  auf  10  Jahre  verlustig  erklärt  und  auf  eben 
dieselbe  Zeit  vom  Besuch  der  G(^meindcversammlungcn  und  Wirths- 
häuscr  ausgeschlossen.  Das  Wirthshausverbot  kommt  noch  heutzu- 
tage häufig  vor.  Das  ßaimen  in  Haus  und  Gemeinde  wird  bei  den 
Freiheitsstrafen  zur  Sprache  kommen. 

Eine  neue  Art  Ehrenstrafe  bestand  darin,  dass  der  Fehlbare  vor 
Kirdienttand  seiner  ileimatgomeinde  gestellt  wurde  und  dort  vom 
Pfarrer  eine  tüchtige  Ermahnung  erhielt.  Oft  wurde  er  durch  den 
Landjäger  offen  durch  das  Land  dorthin  geleitet.  Das  war  meist 
BiMgd)e  zur  H<iuptstrafe  bei  kleineren  Diebstählen  und  mancherlei 
Fleischesverbrechen.    Eine  verschärfte  Form  war  es,  wenn  der 
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Delinquent  duroh  den  Landjäger  in  den  öffentlichen  Gottesdienst 
geführt  wurde,  wo  der  Pfarrer  coram  publico  eine  förmliche  Straf- 
predigt über  sein  Haupt  ergehen  lassen  musste.  Das  war  natür- 
lich ein  willkommenes  Schauspiel  für  Alt  und  Jung,  und  um  Zu- 
hörer mussre  an  solchen  Tagen  der  Pfarrer  nicht  besorgt  sein.  Ehr- 
und  Wehrloaigkeit  wird  noch  1811  verhängt,  verliert  sich  dann 
aber  im  Verlust  des  AktiTbürgcrrcchts.  1Ô1Ô  wird  ein  rûcklaUiger 
Dieb  im  Annsünderrahmen,  demselben,  in  welchem  die  armen 
Sünder  zur  Hinrichtung  geleitet  werden,  durch  die  Strassen  gefuhrt. 
1807  wird  ein  Hcrblinger,  der  Rebstecken  gestohlen  hatte,  mit 
einem  Rebstecken  in  der  Tlaiid  unter  die  Kirchenthür  beim  Endo 
des  Morgongottosdienstcs  gestellt,  ebenso  1817  ein  Bojxging'  r  mit 
einer  gcsfoMcnou  Gaisf.  Auch  dass  dn  Urtheil  in  der  Kirche  vor- 
lesen wurde,  kommt  vo?-,  oder  duss  ein  Dieb  die  gestolileiie  L'-^ring- 
fügige  Sache  dem  Eigeutliümer  wieder  selbst  in's  llaun  bringen 
musste,  oder  endlich,  dass  Jemand  als  Betrüger  in  d(Mi  iittentlicheri 
Blättern  ausgeschrieben  wurde.  Noch  ISlH  wurde  ein(un  Dieb  vor 
der  Au>^weisung  mir  einem  glühenden  Eisen  das  Zeichen  des  Gal- 
gens auf  den  Rücken  gebrannt.  Das  Strafgesetz  von  1^31  kennt 
die  Brandmarkuug  auch  noch;  doch  ist  mir  nach  1818  kein  Fall 
mehr  vorgekommen.  Beantragt  wurde  »ie  noch  1838  durch  den 
Staatsanwalt  bei  einem  Dieb,  ohne  dass  das  (iericht  dem  Antrag 
Folge  gegeben  hätte.  Die  öffentliche  Strafpredigt  fällt  mit  dem 
1831er  Strafgesetz  dahin. 

Eine  sehr  bedeutende  Rolle  spielt  im  Mittelalter  und  noch  bis 
spür  in  die  neuere  Zeit  hinein  die  Verbannung.  In  ältester  Zeit 
kam  sie  der  Frp  dl' migkeit  gleicli  ;  denn  da  alles  altgennanische 
Recht  ausschliessiicii  .Stainme^recht  war,  Jeder  nur  innerhalb  beiues 
Stammes  überhaupt  Recht  besasa,  so  war  der  Fremde  eigentlich 
rechtlos,  vogelfrei,  der  allgemeinen  Willkür  preisgegeben,  und  nur 
Gastfreundschaft  und  Sitte  gewährten  ihm  annähernd  Schutz.  Mit 
der  Erstarkung  des  Staates  und  namentlich  des  Roichsbcgriüs 
schwächte  sich  diese  Rechtlosigkeit  natürlich  wesentlich  ab;  allein 
noch  im  î>piitern  Mittelalter  führt  der  Fremde  ein  wenig  beneidens- 
werthes  Dasein,  wie  sich  das  kiar  und  deutlich  in  der  Bedeutung 
des  Wortes  ,  elend  ausdrückt,  feiend  ist  ganz  gloich  unserem 
fremd  und  wurde  nicht  etwa  nur  auf  Mensscheu,  sondern  auch  auf 
leblose  Gegenstände  augewendet.  So  spricht  der  Schail'hauser 
Richtebrief  von  elendem,  das  heisst  fremdem  Wein.  Der  fremde 
Mann  war  nach  allgemeinem  Bewusstscin  ein  elender  Mann,  die 
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Fremde  das  Elend.  Wer  sich  selbst  yerbaimte,  aiia  der  Heimat 
floh,  der  that  ob  nur  zur  Yermeidimg  einee  noch  grÖBseren  Unglfioks, 
des  Todes.  So  lange  Einer  verbannt  war,  durfte  ihn  in  dem  Gebiet, 
aus  dem  er  yerviesen  war.  Keiner  hausen  und  hofen  bei  Androhung 
gleicher  Strafe;  yielmehr  war  jeder  Bürger  verpflichtet,  ihn  zu 
fahen,  und  damit  trat  nach  ältester  Auffassung  wieder  die  strenge 
Friedlosigkeit  in  ihr  Hecht  ;  wurde  er  ergriffen,  so  wurde  er  hin- 
geriehtet.  Uit  der  Zeit  milderte  sieh  das  auch.  Zunächst  wurde 
der  Ergriffene  in  Gofangonschafit  gesetzt,  und  häufig  endete  die 
Sache  mit  Begnadigung,  wenn  der  Verbrecher  sich  mit  dem  Ver- 
letzten oder  seiner  Familie  vergleichen  konnte.  Vom  15.  und 
namentlich  16.  Jahrhundert  an  kam  es  wenigstens  bei  Bürgern  selten 
mehr  vor,  dass  die  volle  Zeit  der  Verbannung  aufrecht  erhalten 
wurde.  Fast  regelmässig  trat  Begnadigung  ein.  Die  in  der  Stadt 
zurückgelassenen  Verwandten  des  Schuldigen  liess^n  nicht  nach, 
den  Kath  um  Begnadigung  zu  bostQrmon,  und  schliosslioh  wurde 
dieselbe  bewilligt,  sei  es  ohne  Weitere»  oder  gegen  Erlegung  einer 
Geldsumme  an  die  Stadt.  Oft  wurde  der  Zurückgekehrte  auch 
noch  für  einige  Zcir  in  sein  Haus  gebannt,  und  wenn  sein  Ver- 
brechen ein  Todtschlag  war,  er  angewiesen,  ein  Haus  entfernt  von 
dem  Sitz  der  verletzten  Familie  su  beziehen  und  das  Zusammen- 
treffen mit  Gliedern  der  letzteren  nach  Kräftim  zu  meiden,  damit 
nicht  die  kaum  mühsam  beigelegte  Kache  wieder  neu  auflebe. 

Verschärft  wurde  die  Verbannung  noch  dadurch,  wenn  der 
Verbannte  Urphed  schworen  musste,  binnen  der  bestimmten  Zeit 
oder  gar  nicht  mehr  das  Gebiet  zu  betreten.  Diese  Uzphed  war 
ein  ganz  besonders  heikles  und  kitzliges  Ding.  Wer  sie  schwor, 
der  verpflichtete  sich,  etwas  Bestimmtes  nicht  zu  thun,  ein  be- 
gangenes Verbrechen  nicht  zu  wiederholen,  eine  erlittene  Strafe 
nicht  zu  schelten  oder  zu  rächen  oder,  wenn  er  verbannt  wurde, 
das  verbotene  Gebiet  in  der  bestimmten  Zeit  nicht  zu  betreten. 
Für  den  Fall,  dass  er  das  Gelöbniss  brechen  sollte,  erkannte  er 
sich  des  Meineids  schuldig,  aller  Rechte  und  Freiheiten  beraubt 
und  dem  Rath  zur  Todesstrafe  verfollen.  Wir  werden  dieser  Ur^ 
phede  bei  der  Betrachtung  der  einzelnen  Verbrechen  wieder  be- 
gegnen, denn  Urphedebruch  war  ein  ganz  besonders  schweres,  in 
den  Protokollen  nicht  selten  erscheinendes  Verbrechen.  Hier  haben 
wir  es  nur  mit  der  bei  Verbannung  geschworenen  Urphed  zu  thun. 
Im  hiesigen  Archiv  befinden  sich  eine  grossere  Zahl  von  solchen 
Urphedebriefen  ans  dem  14.  bis  Anfang  des  17.  Jahrhunderts.  Um 
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die  Sache  recht  anschaulich  zu  machoü,  mögen  hier  einige  derselben 
im  AiiJ>/ug  folgen.  Der  spateste  datirt  von  1609  und  ist  vou  Hans 
Conrad  IS'utter,  bchieinor  in  Schaffhausen,  außgestellt.  Derselbe 
hatte  sich  des  Gotteslästerns,  DroliiMi».  di  r  Zauberei  u.  s.  f.  schuldig 
gemacht  und  gelohte  nun  in  ciin  jii  Inn^au,  weitschweifig  angelegten 
Brief,  diese  Verbrechen  küui'ti^  nicht  mehr  zu  begehen,  sich  viel- 
mehr eines  bescheidenen,  stillen  und  gottesfürchtigen  Lrbon'*  zu 
befleissen,  forner  vor  dem  Ratlihaus  in  Gegenwart  der  lateinischen 
und  deutschen  Schüler  den  Boden  zu  küssen  und,  fährt  die  Ur- 
kunde fort: 

„mich  darauff  alss  baUlen ,  in  die  dreissig  meil  weprs  l.iiif:  und 
Zirkhf'Is  weiss  liornruh  von  horflortfv  8tatt  î^rliatrimuscn  und  deroselbi^^cn 
zuegeliörigen  grichlcii  iiikI  ijchit  tcii,  atitV  vier  .laiin'  lan^'  unfolilbalirlich 
hinwej^maclien  und   hc;:i'lM  n .  auch   jiafli  \'(  i\scheinung  der  vier  Jahren 
mich  nicht  \vi<i(  ruinl»  allier  verfliegen  noch  hegeben  solle  noch  wüHle,  ich 
habe  dann  uiaineä  Wuhlv.  rlialtens  liall^  r,  so  ich  vcrwirkhte  Zeit  an  der 
Frömbde  ihn  Verweysuug  uml  Exilio  gcsvcstn,  glaubwürdigen  Schein 
und  Urkhund  an  gebührenden  Orthen  anlTzulcgen  und  fUrzuweisen.  Darauff 
bab  ich  einen  gelernten  Eidt  leiblich  zuo  Gott  dem  AUmechtigen  mit 
aufgi  hepten  tingeren  geschworeoi  BOIliclien  jctz  gehorter  vfitterlioher  Ver- 
malmang  und  Qebott  geborsamlieli  statt  xu  tbnn  nnd  dise  mein  gefengknass 
Dnd  straaff  nnd  was  sich  darnndcr  erlolTen,  zugetragen  and  begeben, 
gegen  wolvermeldte  meinen  gnXdigen  Herrn,  Bargermeister  nnd  Räthen 
nnd  gemeiner  Irer  Statt,  deren  Burgern,  Zugehörigen  and  verwanten, 
noeb  gegen  allen  denen,  so  sno  gedachter  meiner  gefangenschafft  Hlilff, 
Rabt  und  That  getbon  haben,  od^  darunder  verdacht  werden  möchten, 
nit  an  anden,  au  Xfern  zu  rKchen  noch  Jemanta  darum  zu  fehden  noch 
zu  hassen,  weder  mit  Worten  noch  werkhen,  heimblich  noch  öffentlich 
und  auch  nit  schaffen,  dass  solliches  gerochen  werde,  in  icein  Wiss  noch 
Weg.    Wo  aber  ich  solliches  nit  halten  wurde,  allsdann  sollen  und 
mögen  nichrgedachte  meine  gnildigen  Herren  Burgermeister  und  Räht  der 
Statt  Sf  liairiiau^en,  wo  sy  all  wasser  oder  Landt  ankommen  und  betrotten 
mögen,  zuo  nieiiicm  I.eib  und  Lehen  Rirhten  nnd  mich  nach  meinem 
Verdienen  abstratlVn    lassen,   darwider  mich   nlltzid   befriden,  freyen, 
schützen  noch  schirmen  soll,   kliein  rreyheit,  gnadsatzung,  PUndtnuss, 
Gf'leidt,  (îehott,  verpott,  griclit  iiodi  Recht,  dann  ich  mich  aller  frey- 
heiteu,  gnaden,  Rechten,  schirm  und  heheltl,  m  herwider  sein  khönte 
oder  möchte,  gentzlichen  verzigcn  und  begeben." 

1502  «ehwört  ein  Georg  Bntsch,  der  wegen  Hansfriedensbrnchs 
und  Drohens  zu  Entziehung  des  Beimessers  und  80  Pfd.  Bosse 
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verurthcilt  wurde,  binnen  einem  Monat  das  Gold  zu  erlegen,  widrigen- 
falls Stadt  und  Land  auf  10  Meilen  in  dir  i\imde  zu  meitUn  bis 
nach  Zahlung.  Für  den  Fall,  dass  or  ergriffen  werden  sollte, 
schreibt  er: 

j,m1lge  EU  minem  üb  und  leben  richten  lassen  alss  zu  ainero  erlossen 
und  manaden  man,  der  syn  eer  und  aid  UberBecby  und  nit  gehalten 
hat.  So  soll  ouch  vor  den  allen  mich,  myn  Hb  noch  leben  nUchtzit 
Uberall  friden  noch  schirmen,  dhain  bapstlicli,  kaiserlicli  ktJniglich  freihält, 
gnad,  recht  noch  ^lait,  Indult,  absolution,  Stnttreeht,  landtrecht,  pUndtouM 
noch  gesellscbafft  noch  dhain  ander  sach  u.  s.  f." 

Im  Jahr  1415  endlich  verspricht  Hans  Ton  Byn,  Hamescher 
in  Constanz,  keinen  Soliaifhauscr  Bürger  anderswo  als  vor  dem 
Bath  zu  Schaffhausen  um  Forderung  zu  belangen  und  übordas 
^derselben  Btatt  by  vier  milen  wegs  nimer  mer  genahen  wyt,  breit 
und  lang,  on  alle  genad  und  geverde^  und  fährt  dann  fort: 

„and  wer,  dase  ich  der  stakh  so  devor  geschriben  stand  dbuns 
ttberfiter  und  den  ayd,  so  ich  hiemmb  gesworen  hab  als  vor  ist  be< 
scluüden,  nit  hielt!  und  dass  sieh  dass  erfunde  und  knntlich  gemaeht 
ward  als  recht  wer,  so  soll  ieh  denn  ain  erloser,  rechtloser  man  haissen 
und  sin  und  wo  und  an  wdehen  ^tten  oder  gerichten  ich  denn  ergriffen 
wurd,  es  war  In  Stetten,  in  dörfem  oder  uff  dem  landt,  da  soll  und  mag 
man  denu  su  mir  griffen  und  in  den  gerichten  daselbs  au  mir  richten 
ân  alle  fürwort  alss  zein  srliedliclien,  erlosen,  rechtlosen  unverzalen  man 
und  ouch  in  glicher  wis  als  /.u  aincm  der  umb  recht  misstat  verurtailt 
war,  und  soll  mich  min  lih  noch  leben  nit  scliîmien  noch  friden  dhain 
papstlich,  kaiserlich  noch  kliniglich  gewalt,  gebott,  fryhait,  gnad  noch 
rf'f'ht,  dhain  glait  der  fUrsten,  herren  noch  stett,  dhain  landtfrid,  lantrccht, 
l)iiiitnus8,  gesellschatïï,  norh  ptnttrecht,  biirjrrefht,  flliain  jraistlioli  noch 
weltlich  reHit  noch  gcriilit  noch  dliaincrlay  andor  sach,  schirm  noch 
ufzug,  damit  ich  mich  in  dirre  hirninb  In  hellTcn  oder  lifRchinnen  kund 
oder  mi3cht  in  dliain  wis,  währen  ich  micli  «Icss  alles  vcr/i;;en  hab  mit 
craft  dess  briefs  uml  soll  ouch  hiewider  nicht  fiirziehen  noch  gewort 
heben  in  dhain  wis  by  dem  obgeschriben  miucn  ayd/ 

Bei  der  Betrachtung  der  Verwendung,  welche  die  Verbannung 
fand,  sind  die  ältere  und  die  neuere  Zeit  abzusondern.  In  älterer 
Zeit,  im  15.  bis  18.  Jahrhundert,  ist  auch  zu  unterschoitlen  zwiaobien 
Verbannung  wegen  ehrlicher  Verbrechen,  also  vornehmlich  wegen 
Todtschlags,  und  wogen  unehrlicher. 

Verbannung  in  A^'erbindung  bald  mit  Konfiskation  der  ganzen 
Habe,  bald  nur  mit  Qeldbusse,  bald  lebenslänglich,  bald  nur  auf 
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einige  Jahre,  war  die  regelmässige  Strafe  der  Todtschläger.  War 
der  Thätor  ein  Bürger  oder  gar  ein  Junker,  so  trat  in  der  Regel 
nach  wenigen  Jahren  Begnadigung  ein.  Die  zahlreichsten  Fälle 
dieser  Art  sind  aus  dem  17.  Jahrhundert  erhalten.  Bei  der  Be* 
handlung  des  Todtschlags  wird  darauf  zurückgekommen  werden. 

Einen  wesentlich  uuderea  Charakter  trug  die  Verbannung,  wo 
sie  auf  unehrliche  Verbrechen  angeweud(!t  wurde,  UuHoro  Vor- 
fahren liatteu  im  Allgemeinen  eine  der  unsrigen  diametral  entgegen- 
gesetzte Art  und  Weise,  mit  allen  Verbrechern,  welche  die  öffent- 
liche Sicherheit  und  Ordnung  stdrten,  so  weit  man  sie  nicht  hin-^ 
riehtete,  namentlicli  mit  den  Yerbreohern  gegen  das  Eigenthum  zu 
▼erfahren.  Während  wir  sie  sorgfältig  einsperren  und  zu  bessern 
suchen,  wies  man  sie  in  früheren  Jahrhunderten  einfach  aus,  nach- 
dem man  sie  in  der  Regel  yorher  einige  Zeit  in  euiem  jämmer- 
iichen  Loch  von  Untersuchung^gefänguiss  schmachtea  lassen,  auch 
wohl  gefoltert  hatte,  und  gab  ihnen  noch  ehien  tAchtigen  Denk« 
seddel  in  Gestalt  einer  währschaften  Abpnigeiung  an.  den  Stadt- 
thoren mit,  um  ihnen  ja  das  Wiederkommen  zu  Terleiden.  Zum 
UeberfluBS  liess  man  sie  etwa  auch  noch  Urphede  schwören.  Es 
war  das  wo  nicht  human,  so  wenigstens  in  einer  gewissen  Beziehung 
praktisch  und  zum  Mindesten  einfach.  Mit  der  Jahre  langen  Fütte- 
rung der  Sträflinge  und  mit  der  kostspieligen  Erstellung  und  Unter- 
haltung grosser  Stra&nstalten  brauchte  man  sich  nicht  zu  befassen 
und  kam  so  allerdings  wesentlich  billiger  weg.  Allein  bei  genauerer 
Betrachtung  dürfte  doch  unser  System  ganz  abgesehen  von  aller 
Humanität  und  Senthnentalität  schon  aus  blossen  praktischen  Nutz- 
lichkeitsrûckstchten  weitaus  den  Yorzug  verdienen.  Man  denke  sich 
nur,  was  das  für  Zustände  geben  musste,  wenn  jeder  Staat  und 
jedes  Städtchen  einen  Jeden,  der  sich  irgend  namhaft  verging,  ohne 
Weiteres  über  die  Grenze  schob  und  ihm  die  Kückkehr  verbot. 
Da  mussten  ja  natürlich  die  heimatlosen,  von  der  menschlichen 
Gesellschaft  Ausgestossenea  zu  ungezählten  Tausenden  im  Lande 
herumziehen,  ein  gewaltiges  Heer  von  immer  schlimmer  und  ver- 
bitterter werdenden  Verbrechern  und  Feinden  aller  Ordnung.  Wer 
einmal  in  diese  Gesellschaft  gerietb,  musste  fast  rettungslos  ver- 
kommen, und  so  war  es  denn  nicht  zu  verwundern,  wenn  die  Yer- 
breclicn.  und  häufig  solche  erschrecklichster  Art,  unvergleichlich 
viel  häufiger  waren  als  gegenwärtig,  und  wir  bei  einzelnen  hinge» 
ricliter*  u  Verbrechern  Sündenregister  von  über  100  Diebstahlen, 
Raubanfalle,  Morde,  Brandstiftungen,  scheussliche  Sittlichkeitsver- 
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gehen  schockweise  finden.  Es  war  das  ganz  natürlich;  wenn  der 
Ghrossstaat  Schaffhausen  hento  eum  Schwabenthor  einen  Dieb  hin- 
ansprfigelte,  so  Icamen  2U  den  anderen  Thoren  zu  gleicher  Zeit 
Tielleicht  zehn  andere  herein.  Es  mnsste  sich  so  eine  allgemeine 
Unsicherheit  im  Lande  ergeben,  in  die  wir  uns  schwer  zurfickver* 
setsen  können. 

lieben  den  Diebstählen  nnd  anderen  EîgenthumsTergehen  worden 
femer  mit  Verbannung  bestraft:  allerlei  FleisdiesTerbrechen,  wie 
Ehebruch,  Hurerei,  Bigamie,  Blutschande,  widexnatfirliche  Unzucht; 
auch  geschlechtlich  Kranke  wurden  etwa  ansgeschafft.  Ferner  noch 
bis  gegen  die  Hitte  des  18.  Jahrhunderts  Gotteslästerer,  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  eine  ganze  Reihe  lon  Wiedertäufern;  weiter  Falsch- 
spieler, Verleumder,  minderwerthige  Zauberer,  Hausiriedensbrecher, 
Händelsüchtige  u.  s.  f.  Mit  Allem,  was  nicht  in  das  ehrsame,  wobl- 
gezogene  Burgerregiment  zu  passen  schien,  machte  man  kurzen 
Frozess  und  wies  es  aus.  Im  15.  und  16.  Jahrhundert  musste  der 
Ausgewiesene  fast  regelmässig  Urphed  schwören*  Im  17.  und  18. 
Jahrhundert  wird  letztere  schon  seltener;  doch  findet  sie  sich  noch 
drei  Mal  bis  in's  19.  Jahrhundert  hinein,  zuletzt  1809.  In  der 
modernen  Rechtsanschauung  hatte  sie  natürlich  keine  Stelle  mehr 
und  konnte  sich  nur  etwa  aus  Gedankenlosigkeit  und  alter  Ge- 
wohnheit in  unser  Jahrhundert  hinfibexziehen.  Eine  besonders  harte 
Fonn  der  Urphed  berichtet  die  Chronik  aus  dem  Jahr  1481: 

p Verena  RbeHin,  Flansfii  des  Tuclischercrß  Frau,  so  12  Gulden  ent- 
wendete, wurde  ßtrafwUrdig  erkennt  also  dafes  sie  die  Knecht  tn  der 
8chnider  Trinkstube  füreTi  wnû  ir  den  pröesten  Lasttrstein  uf  ir  Hopt 
geben  süllen  und  den  8ul  nie  traf^en  allenthalbe  in  der  Stadt  und  sie 
demnaeh  füren  ulï  die  rin  Inuirjj^,  allda  soll  sie  sweren  von  Stund  an 
liinweg  zu  gond,  und  ain  îsacht  nit  bin,  do  sie  die  ander  gewesen  ist 
und  nit  wieder  harUber  zu  kommen." 

Einem  Menschen  ein  solohes  doch  wohl  ziemlich  imhultbares 
Vorsprechen  eidlich  abzunehmen,  war  doch  eigentlich  auch  leicht- 
fertiges Umspringen  mit  der  Heiligkeit  des  Eides. 

I9och  mögen  einige  interessante  Spezialfälle  Ton  Yerhasnung 
Erwähnung  finden.  1607  wurde  einem  TodtschlSger  aus  Beringen 
die  Uiphed  abgenommen,  er  wolle  gegen  die  Türken  sieben  und 
wie  im  Torigen  Fall  nicht  zwei  Nächte  an  einem  Ort  bleiben,  bis 
er  den  Eamp^lats  erreicht  haben  werde.  1649  mnsste  ein  Schleit- 
heimer,  der  mit  -vier  ledigen  Frauenspersonen  ünzucht  getrieben 
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hafto,  sthwöron,  zwei  Jahre  lang  beim  König  yon  Navnrra  Kriogs- 
di»'ii>to  zu  iiehmeu,  und  noeli  1808  wurde  ein  mehrfacher  Dieb  au* 
Gnaden  nicht  g-ehängt,  sondern  auf  vier  Jahre  iu's  franzrwisebo 
Militär  gesteckt,  was  einem  Tode>>iirtheil  damals  zur  Zeit  Napoleons  i. 
allerdings  ziemlich  gleich  gekommen  sein  mag.  Milder  lautet  1623 
die  vierjährige  Verbannung  eines  Ober  lia  Hauers,  der  wegen  fahr- 
lässiger Tödtung  vier  Jahre  lang  dem  Hsjidwerk.  auswärts  nach- 
gehen mu89te. 

Mit  dein  19.  Jahrhundert  nähert  sich  die  Verwendung  der  Ver- 
Ijauiiuüg  mehr  und  mehr  dem  gegenwärtig  lieblichen.  Sic  bildet 
die  häufige  Beigabe  zu  Pranger  und  Abprügelung  an  den  Thoren 
und  namentlich  zu  den  verschiedenen  Freiheitsstrafen,  welche  jetzt 
mehr  und  mehr  das  Normale  und  fast  allein  Verwendete  werden. 
Es  bildet  sich  rasch  die  Regel  aus,  dass  Schweizer  nur  aus  dem 
Kanton,  Fremde  dagegen  aus  dem  ganzen  Gebiet  der  Eidgenossen- 
schaft ausgewiesen  werden  dürfen.  1812  wird  das  ausdrücklich 
ausgesprochen.  In  schwereren  Fällen  wird  noch  immer,  und  zwar 
sehr  häufig,  lebenslänglich,  in  leichteren  nur  auf  eia^e  Jahre  aus- 
gewie^n. 

Es  folgen  die  Verm&gentairafm.  Ton  der  Konfiskation  des 
Vermögens  ist  schon  bei  der  Yerbannong  geaproohen  worden.  Wir 
haben  dort  gesehen,  dass  in  der  Hegel  nioht  Emst  damit  gemacht 
wurde.  Als  interessanter  Fall  sei  erwfihnt  der  Frozess  des  aus  der 
Roformatiouägcsohiohte  bekannten  Glftvi  Heinmann,  Zunftmeister  der 
Reblente,  welcher  1525  mit  seinen  Znnfigenossen  einen  Torderhand 
missgl&ckten  Aufstand  zu  Gunsten  der  Beformation  maohte  und 
flüchten  musste.  Er  wurde  in  contumaciam  mit  Leib  und  Gut  Ter- 
fitllen  erklärt  und  seine  Nachkommen  l&r  alle  Zeiten  ans  den 
Zünften  ausgeschlossen.  Nach  dem  Sieg  der  Befonofition  wurde  er 
jedoch  begnadigt. 

Neben  Verbannung  war  eine  bedeutende  Geldbusse  regelmässige 
Strafe  für  Todtsohlag  und  fahrlässige  Tödtung.  Es  kommen  sehr 
namhafte  Bussansätse  yor,  so  im  17.  Jahrhundert  wiederholt  fl.  2000, 
dann  fl.  200,  100,  oder  800,  100  Pfund  Heller  (su  Vk  Gulden), 
häufig  80  Pfund  Holler,  die  sogenannte  „hoch  Buss*.  Derselbe 
Ansatz  kommt  häufig  Tor  für  schwere  Körperrerletzungf  zuweilen 
auch  für  Ehebruch,  Blutschande  u.  dgl.,  sei  es  allein  oder  in  Be- 
gleitung Ton  Freiheitsstrafen  oder  Verbannung.  1536  musste  ein 
Mann,  der  an  einen  anderen  das  Ansuchen  stellte,  sie  wollten  die 
Frauen  tauschen,  80  Pfund  Heller  zahlen,  während  schon  1546  drei 
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Siblinger,  welche  das  wirklich  gethau  Ji.itieu,  ma  H.  10  wcf^kamcn. 
Die  Obrigkeit  war  auch  sclmcll  bereit  mit  Geldbusseu,  wenn  siv  in 
ihrer  Ehre  angegriffen  wuide.  14'J3  musstc  Bernhardin  Peyer 
240  Pfund  Heller  znlilou,  weil  er  in  offenem  Rathe  Burgermeister 
und  itüthen  Bestechlichkeit  vorgeworfen  hatte,  und  1623  wurde 
eine  Unterhallanerin  wegen  Bescliimpfimg  und  Verleumduug  der 
Obritjkoit  zu  1000  Pfund  verurtheilt.  Die  ^li-jlie  Buss"  vou  80  Pfd. 
wurde  ferner  für  Priedbnich  und  Bruch  dei'  Urplied  verhriuy;t.  Mit 
300  Pfund  nebst  m»'hi  iiiaritrtM-  Verh.iuuuai:  u.  s.  f.  wurde  1638  ein 
Lühningcr  beHtiu.tt,  wt  lchor  an  seiner  Frau  einen  Vergiftuui;.>vei - 
such  begangen  hatte,  mit  300  (Julden  l(i2J  ]:jiiiL'r,  der  gcriugwerthige 
Münze  einführte.  Einer,  der  Zauberei,  Tagwählen  u.  dgl.  betrieb, 
musöte  164Ô  fl.  400  zahlen,  e  a  Alcliymist,  welcher  die  Leute  mit 
Silbermachen  beschwindelte,  wurde  1600  zu  100  Gulden  verlallt  u.  s.  f. 
Au8  unserem  Jahrhundert  ist  niclits  Merkwürdiges  zu  melden,  als 
dass  bis  in  die  50er  Jahre  noch  uffixiell  uach  Mark  Silber  gerechnet 
wurde.  Erwähnt  mag  noch  werden,  dass  schon  im  16.  Jahrhundert 
das  Absitzen  von  Geldbussen  vorgesehen  war,  und  zwar  mit  25  Pfd. 
Heller  pro  Tag. 

Vou  einer  eigenen  Art  von  Yermü^'ensstrafe,  dem  Abbruch  des 
Hauses,  wird  im  zweiten  Theii  bei  Behandlung  des  Todtschhigs  die 
Kede  ^ein. 

Zum  Sciiluh>  folgen  uocli  die  FrviJieiissfraf'i'n.  Einsperrung  als 
Strafe,  wenig;steu3  ihre  ausgedehnte  und  regelmässige  Anwendung, 
ist  im  Wesentlichen  eine  moderne  Strafart.  Frühere  Jahrlmnderte 
belialfen  sich  in  der  Regel  mit  Ausweisung  nach  vorani^^'gaugeuen 
Körper-  und  Ehrenstrafen.  So  fanden  sich  denn  auch  in  alter 
Zeit  keine  eigentlichen  Gofängnisslokale,  sondern  nur  eine  Anzahl 
Stuben,  richtiger  wohl  Löcher,  wesentlich  zur  Unter  h  ringung  von 
Untersuchungsgefangenen.  Als  solche  weidf^n  ijelegentlich  genannt: 
Der  Diebsthurm,  das  Blochhaus,  das  Judenlndi,  das  Narronhüsli, 
der  Finsterwald,  übei-  und  l'nterihurm,  Dracken  und  Li u  liawhe. 
In  diesen  schon  dem  blusben  Namen  nacii  ottenbar  wenig  woliu- 
licheu  Lokalen  wurden  die  in  Untersuchung  gezogenen  Verl e  edier 
bis  zum  Uitheil,  je  vor  und  nach  der  Folterung  verwahrt. 
Die  Untersuchung  pflegte  nicht  gerade  schnell  voranzugehen, 
wesliall)  denn  auch  unter  den  Mil Jeruugsgrüudeu,  welche  die  Nicht- 
anwendung der  Todesstrafe  oder  die  Anwendung  einer  mildern 
Todesart  im  Urtheil  motiviren,  die  lange  ausgestandene  Uefangou- 
schaft  selten  fehlt.    Beiiäutig  wurden  dann  vom  15.  und  16.  Jahr- 


.  kiui^  .-.  l  y  Google 


Verbrechen  und  Strafe  io  Sdiaffhanscii  vom  Mittelster  h»  ia  die  lieuzeit.  335 

hundert  an  diese  Lokale  jiiich  zu  eigentliclien  Gofängnisüstrafen  ver- 
wendet, doch  immer  uur  für  wenige  Tage  ;  dti;?  Höchste,  was  vor- 
kommt, sind  14  Tage.  Oft  muss  auch  lünei  in  zwei  solchen  Lo- 
kuleu  iiiich  einander  sitzen,  so  1(J70  ein  Todtschläger  zuerst  drei 
Tage  bei  Wasser  uud  Jirod  im  Uberümim  und  dann  zwei  Tage 
im  Biochhaus;  1609  ein  Gotteslästerer  zuerst  zwei  Tage  im  Ober- 
thurm, dann  drei  Tage  im  Finsterwald.  Fast  immer  ist  das  aber 
mir  Beigabe  zu  einer  Hauptstrafe,  Verbannung  oder  Geldbusse. 
Ferner  bestand  im  Kloster,  im  Gotzhus,  ein  Gefangenschaftslokai, 
in  welchem  noch  nach  der  Beformation  1526  der  erste  Kloster- 
pHeger  wegen  ungetreuer  Verwaltung  des  Klosterguts  14  Tage  lang 
sitsen  sollte;  doch  wurde  ihm  das  in  Gnaden  erlassen. 

Immerhin  kommen  vereinzelte  Fälle  einer  wirklichen  langen 
G^eföngnissstrafe  im  modernen  Sinn  schon  im  16.  Jahrhundert  vor. 
So  wurde  schon  1565  eine  26faohe  Diebin,  welche  überdies  dje 
Urphod  gebrochen  hatte,  aus  Gnaden  zu  ewigem  Gefüngniss  ver^ 
urtheilt  ;  1680,  laut  Chrcmik,  die  Wittwe  eines  Zunftmeisters,  welche 
durch  Wohlleben  das  Vermögen  ihrer  Eltern  und  zweier  Ehemänner, 
sowie  500  Gulden  anvertiautes  Gut  veiprasst  hatte,  zu  lebens- 
länglichem Zuchthaus  bei  Hus,  Wasser  und  Brod  und  WolIekSmmen 
Terurtbeilt.  Wo  das  2uchthaus  sich  befunden  haben  mag,  ist  mir 
nicht  bekannt.  Im  18.  Jahrhundert  kommt  Zuchthausstrafe  schon 
häufiger  vor,  doch  meistens  auch  nur  auf  kurze  Zeit,  TOn  1  bis  8 
Tagen;  einmal,  1798,  sechs  Monate  wegen  andauernden  Ehebruchs. 
1768  wurde  ein  LandTOgt  von  Neunkirch  wegen  dreifachen  Ehe- 
bruchs zur  Amtsentsetsung  und  lebenslänglichem  Gef&ngniss  Ter- 
urtbeilt. 

Daneben  erscheint  schon  im  16.  Jahrhundert  Zwangsarbeit  im 
Stadtwerk)  später  Schellenwerk  genannt.  Wahrscheinlich  war  da- 
runter, wie  es  wenigstens  in  zwei  Fällen  ausdrücklich  gesagt  ist, 
Arbeit  im  Steinbruch  zu  verstehen.  Diese  Arbeit  musste  entweder 
ganz  oder  doch  theilweise  in  Ketten  verrichtet  werden;  1560h6i8St 
es  einmal  mit  5  Pfund  Eisen  am  rechten  Fuss. 

Eine  eigenthflmliche  Freiheitsstrafe,  die  man  bei  uns  gewiss 
nicht  vermuthen  würde,  war  endlich  die  Vertchickung  attf  die  Oa* 
leeren.  Nach  der  Chronik  wäre  das  seit  1573  eine  ziemlieh  stän- 
dige Uebung  geworden,  welche  dem  Staat  ziemlich  viel  Geld  ein- 
getragen hätte,  da  Galeerensklaven  sehr  gesucht  gewesen  seien. 
In  wie  weit  das  richtig  oder  vielleicht  übertrieben  sein  mag,  kann 
ich  nicht  kontroltren.  Ich  habe  nur  zwei  Fälle  gefunden,  in  denen 
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ein  solchn«  ürthuil  getallt  wordcu  wiire:  Einmal  deu  Fal!  von  1573, 
da  llaiiH  (reltzor  von  Srhaff liaiiscii  we^eu  22  Diebstählen  zu  zwei 
Jahren  Galeereiibtiale  verurchoilt.  d  inn  aber,  als  sich  auf  Erkundi- 
gung ein  passender  Ort,  wo  er  untergebracht  worden  konnte,  nicht 
finden  Hess,  begnadigt  wurde  und  nur  eine  I  rphed  schwören  musste, 
in  Zukunft  nicht  mehr  zu  stehlen  und  bose  üesellschaft  zu  meiden. 
Aui  h  beim  zweiten  Fall  kam  en  nicht  zur  Vollstreckung.  Es  wurde 
nach  Como  geschrieben,  ob  sich  nicht  dort  auf  einer  Galeere,  deren 
CS  damals  auf  dorn  Comersoe  gegeben  zu  haben  scheint,  ein  Platz 
für  den  Manu  finden  lasse.  Es  wurde  aber  nichts  daraus.  Dif 
Chronik  erwähnt  überdies  noch  drei  Fälle.  Den  ersten  von  160'J, 
da  ein  liiirgpr  wegen  Diebstahls  auf  dio  Galeeren  verkauft  worden 
sein  soll,  habe  ich  im  RathnprutokoU  nicht  finden  krmnen,  wohl 
aber  den  zweiten  von  1714.  Am  2ü.  März  d.  J,  wurde  ein  hiesiger 
Bürger  wogen  fortgesetzton  Ehebruchs,  Gotteslästerung,  Beschimpf- 
ung der  Obrigkeit,  Ausbruchs  aus»  dem  G(daiigni>s  und  schwerer 
Drohungen  als  öfifeutücher  Kobell  erklärt  und  zur  Anschmiedung 
auf  den  französischen  Galeeren  ver  artheilt.  Es  wurde  deswegen  an 
den  französischen  Gesandten  geschrieben,  und  die  Antwort  scheint 
bejahend  gelautet  zu  haben.  Am  1.  Mai  berichtete  Wachtmeister 
Schdlling,  wie  er  den  Delinquenten  nach  Hüningeu  gebracht  und 
dort  abgeliefert  habe.  Die  Kosten  des  Transports  belicfon  sich  auf 
42  Gulden  65  Kreuzer,  worunter  8  Galden,  welche  man  dem  Delin- 
quenten zum  Abschied  mitgab.  1750  sodann  wurde  ein  dreizehn- 
facher Einbmchdieb  zu  lebensl&nglicher  Galeerenstrafe  yerurtheilt 
und  seinetwegen  die  französische  Gesandtschaft  angefragt.  Der 
Bescheid  lautete  günstig  und  der  Delinquent  wurde  mit  Geleit  ab- 
gesandt DaTon,  dass  der  Verbrecher  an  Frankreich  yerkauCt  und 
etwas  far  ihn  bezahlt  worden  sei,  findet  sich  aber  nirgends  eine 
Notiz.  Ich  habe  eher  den  Eindruck  erhalten,  die  Verfasser  der 
Chronik  möchten  sich  durch  ihre  mancherorts  zu  Tage  tretende 
Neigung,  Alles  recht  schwarz  zu  sehen,  zu  etwas  weitgehenden 
Schlüssen  haben  Torleiten  lassen.  Von  einem  Handel  mit  G^leeren- 
sklaren  war  wohl  nicht  die  Bede,  und  ob  Schaffhauson  filr  die 
Verbrecher  überhaupt  etwas  erhalten  habe,  ist  mir  sehr  zweifelhaft. 
Wohl  aber  verursachte  jeder  solcher  Fall  namhafte  Kosten.  Jeden- 
falls findet  sich  der  Ausdruck  „Terkauft*^  nirgends. 

Hit  dem  neuen  Jahrhundert  begann  die  moderne  Auffassung 
und  Verwendung  der  Freiheitsstrafen  mehr  und  mehr  Platz  zu  greifen 
und  die  regelmässige  Ausweisung  und  Abprfigelung  zu  verdrängen. 
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Von  den  altern  Arten  wurde  zunächst  die  Arbeit  im  Schellen  werk, 
überhaupt  öffentliche  Arbeit,  häufig  Karren  genannt,  noch  »ehr 
häufig  vcrhSngt,  bald  mit,  bald  ohne  Ketten,  in  der  Regel  für 
EigenÜiamsvergehen  aller  Art,  in  einzelnen  Fällen  auch  für  Yer- 
loomdung,  Müssiggang  nn<i  Völlerei,  Ëhobruch.  Auch  Ivottenstrafe 
allein  kommt  in  seltenen  Fällen  vor,  witli;  i  heinlioh  als  ËiuspoiTung 
in  Ketten  /u  veratehm.  1808  wurde  ungetreue  Paradieser 
Amtiiiami  Neithart  zw.  i  J  ihre  auf  eigene  Kosten  in  einem  brson- 
(lern  Zliiim<T  iia  âpital  eingt^spcnTt  ;  1S2()  Grortsrath  Andreas  Mar- 
bach von  Qächlingen,  der  Fülirer  der  Volksbewegung  gegen  Jan 
üi'Ui'  Sieucrgoset/.,  n.  A.  zu  -  î  din^n  Civilurrest  venirtheiit;  182Ö 
wird  in  einem  andi^rn  Fall  als  Lokal  di-s  ('ivihurests  das  Hathhaus 
angegeben.  Audi  Gefängnis»  auf  dem  Katliliauf*  und  zwar  von 
14  Tagen  bis  S  Monaton  kommt  vor,  GefängniBS  ohne  Angabo  des 
Urtf«  nur  bis  zu  14  Tagim.  l'nklar  ist  auch  die  genaue  Bedeutung 
zweier  Urtlieib*  von  ISiM  und  IS'SO^  wonach  zwei  Sittliclikei tsver* 
bracher  zu  lebenslänglicher  Ëinkerkerong  und  Qefangenschaft  ver- 
föllt  wurden. 

Was  bis  IHHI  Zn(;})thaus  l'iir  einen  gern:'  Sinn  batti;,  ist 
mir  ebenfalls  nicht  bekannt.  Vielleicht  gibt  der  Uinntand  etwclchen 
Anhalt,  dass  1803  Einer  zu  8  Tagen  Geföngaiss  bei  Zuchthauskost 
▼erurtheilt  wurde.  In  dieser  Zeit  kommt  Zuchthausstrafe  ziemlich 
häufig  vor,  in  der  Regel  für  Eigenthumsverbrechen,  doch  auch  für 
Sittlichkeitsvergehen  aller  Art,  Verleumdung,  Zauberei  u.  A.  m., 
und  zwar  in  Ilaten  von  14  Tagen  bis  12  Jaliron  und  lebensläng- 
lich. In  in  Jahren  1805 — 1808  hatte  Schaff  hausen  mit  dem  Zucht- 
haus des  Grafen  Schenk  von  Caatelen  in  Oberdischingcn  ein  Ab- 
kommen getroffen,  wonach  es  seine  schweren  Sträflinge  dort  ihre 
Strafe  absitzen  lassen  konnte.  Es  gab  daselbst  Zuchthaus  I.  und 
II.  Klasse.  Von  diesem  Recht  wurde  ziemlich  häufig  Gebrauch  gemacht. 
Im  Jahr  1808  kam  der  Bericht,  die  würtembergische  Regierung 
habe  dieses  Zuchthaus  aufgehoben,  und  Schaifhausen  liabo  darum 
seine  dort  versorgten  Sträflinge  abzuhi^len.  Das  scheint  dann  zum 
Neubau  eines  Arbeitshauses  geführt  zu  haben;  im  folgenden  Jahr 
wird  dasselbe  zum  ersten  Mal,  und  zwar  ausdrücklich  als  neu 
erbaut,  erwähnt. 

Erwähnenswcrdi  mag  noch  sein,  dass  schon  in  dieser  Zeit  etwas 
der  modernen  bedingten  Entlassung  annähernd  Aehnliches  sich  ver- 
einzelt vorfindet.  Im  Jahr  1808  wurde  ein  zu  Kettenstrafe  ver- 
urtheilter  Dieb  wegen  guten  Betragens  dahin  begnadigt,  dass  er 
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nur  die  Nacht  im  Zuchthaus  zubringen  rausste,  den  Tag  über  völlig 
frei  auf  eii^eiie  Kechnung  dem  Tat^b^lin  nachgehen  durtte.  Er  miss- 
braucht(?  diese  Freiheit  allerdings  7ai  einem  neuen  Diebstahl  und 
wurde  dann  uacli  zwoimonAtlicker  Kettenstrafe  leb^usläiiglicii  aus- 
gewiesen. 

Arbeitahaus  von  4  "Wochen  bi8  25  Jahren  und  leb^nshlngHch 
war  bis  1831  die  gewöhnliche  Strafe  für  alle  Eigenthumsverbrechen 
inklusive  betrügerischen  Bankerott,  für  Urkundcnfiilschung,  Körper- 
verletzung, Brandstiftung,  politische  Umtriebe,  allerlei  Sittlichkeits- 
verbrechen, einmal  fur  Kindsmord. 

Klarer  und  dem  jetzigen  Zustand  näher  gebracht  wurden  die 
Freiheitsstrafen  durch  das  Strafgesetz  von  1831.  Es  unterscheidet: 
1)  Kettenstrafe,  anszufôllen  von  2 — 24  Jahren;  die  hiezu  Yerur- 
theilten  tragen  Zûchtlingskleider  und  Kappen,  bei  Tag  und  Nacht 
Ketten,  und  können  sowohl  im  Haus  als  öffentlich  zur  Arbeit  an- 
gehalten Verden,  Weiber  von  den  Männern  abgesondert  nur  im 
Haus.  2)  Âxbeitshaus,  und  zwar  erster  Klasse,  mit  Ausnahme  der 
Ketten  dem  Zuchtbaus  gleichstehend^  und  sweiter  Klasse,  Arbeit 
in  der  Anstalt  und  ohne  Zûchtlingskleider,  zu  Verfällen  von  3  Mo- 
naten bis  12  Jahren.  Lebenslängliche  Freiheitsstrafe  hätte  es  danach 
nicht  gegeben  und  ist  mir  auch  unter  der  Herrschaftszeit  dieses 
Gesetzes  nicht  vorgekommen.  Bezüglich  der  unteren  Zeitgrenzen 
ist  zu  bemerken,  dass  dieses  Strafgesetz  sich  nur  mit  den  krimi- 
nellen Verbrechen  befasst;  für  korrektionclle  und  polizeiliche  Ver- 
gehen kam  Arbeitshaus  in  geringerem  Betrag  daneben  natürlich 
auch  vor.  Auch  das  im  Gesetz  nicht  mehr  aufgeführte  Zuchtbaus 
wird  in  dieser  Zeit  noch  häufig  ausgesprochen,  und  zwar  von  acht 
Tngen  bis  zu  fünf  Jahnn.  Die  gi  ringeren  Quanten  waren  luitür- 
lich  Folgen  von  korrektioneilen  Urtheilen;  wie  es  sich  mit  den 
grösseren  verhält,  ob  korrektionell  bis  auf  fünf  Jahre  gesprochen 
werden  konnte,  oder  ob  etwa  der  Ausdruck  Zuchthaus  inkorrekter 
Weise  auch  für  Arbeitshaus  gebraucht  wurde,  ist  mir  nicht  bekannt. 

Kottenstrafe  wurde  in  dieser  Zeit  ausgesprochen  in  allen  schweren 
YerbrechensfUUen,  also  namentlich  bei  schwerem,  qualifizirtem  Dieb- 
stahl, Raub,  Münzfälschung,  Brandstiftung,  Mordversuch,  Kindsmord  ; 
Arbeitshaus  für  dieselben  Terbrechen,  sofern  sie  weniger  schwer 
qualifizirt  waren;  ferner  für  Betrug,  Urkundenfälschung,  falsches 
Zeugniss,  Körperverletzung,  Wahrsagen  und  die  bekannte  Reihe  der 
Fleischesvergebcn. 
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Das  gegenwärtig  noch  geltende  Strnfs^osi'tz  unterscheidet  als 
peinliche  Strafe  Zuchtliaus,  als  zuchtpolizeilicln«  (reflng&lsB  I.  und 
U.  Grads.  Zuchthaus  ht  zulässig  von  1 — 24  Jahren  und  lebens- 
länglich. Die  Züchtlinge  tragen  Zûchtlingskleidung  und  werden  in 
der  Strafanstalt  zur  Arbeit  verwendet.  Zuchthaus  zieht  den  Ver- 
lust der  bürgerlichen  Ehre  nach  Mch.  Gcfängniss  I.  Grads  steht^ 
mit  Auenahmo  der  hcsondoron  Kleidung  uud  des  Ehrenverlusts,  dem 
Zuchthaus  gloifh  und  icaim  von  einem  ^lonat  bis  C  Jahren  vorhängt 
werden.  Gefängniss  II.  Grads  besteht  in  der  Eiiisclilies.siin^  in 
einem  reinlichen  Zimmer  mit  der  Möglichkeit,  Nahruni^,  Heizung 
und  Bett  auf  eigene  Kosten  sich  zu  verschaft'cn;  es  wird  von  drei 
Tagen  bis  6  Monate  ausgesprochen.  AVciter  aU  bis  1859  mit  meinen 
Aufzeichnungen  zu  gehen,  hielt  ich  nicht  für  n<>thig,  da  mit  diesem 
Jahr  der  gegenwärtige,  im  Wesentlirhon  bekannte  Zustand  «eiuen 
Anfang  nimmt.  Auf  eine  Kritik  der  gegenwärtigen  Strafpraxis  ein- 
zutreten, ist  luer  kanm  dor  (  h-t. 

Noch  sind  einige  besondere  Arten  von  Freiheitsbeschränkungen 
nuch/nholon.  So  einmal  die  Bannuug  in's  Haus;  das  kuiamt  na- 
mentlich im  17.  Jahrhundert  zuweilen  vor  bei  Todtschlägern,  wel- 
clieii  die  Verbannung  aus  Gnaden  geschenkt  \vurde,  violleicht  vor- 
nelimlicli  von  der  Rücksicht  aus  vorhängt,  dass  der  Thäter  einige 
Zeit  hing  mit  der  Familie  des  Getödteten  nicht  zusammenkommen 
sollte,  behufs  Vermeidung  weiteren  iîluivcrgiessens.  Dann  die  noch 
heute  vorkommende  Eingrenzung  in  den  ileimatbezirk  oder  häuhger 
die  Jleimatgemeinde.  Sie  wurde  bis  1859  hauptsächlich  wegen 
Eigcuthums-  und  Sittlichkeitsvergehen  verhäni^t;  1858  wurde  aus- 
gesprochen, wenn  die  Diebin  Mariraretba  Scluidel  von  lieggingcn 
die  Eingrcü/.uüg  übertrete,  so  sei  der  Gemeinderaih  berechtigt,  sie 
durch  eine  besondere  Kleidung  oder  Abschneiden  der  Zöpfe  kennt- 
lich zu  machen.  Mit  der  Eingrenzung  ist  das  "NVirthshaus verbot  in 
der  Kegel  verbunden.  Im  Jahr  1554  endlich  mussto  ein  Gottes- 
lästerer bei  Androliung  des  Todes  und  der  Qûterkonfiskation  schwören, 
sein  Leben  lang  keinen  Wein  mebr  m  trinken. 

Damit  sind  die  wichtigsten  Strafarten,  soweit  ich  sie  in  den 
Quellen  belegt  gefunden  habe,  erledigt,  und  es  bleibt  noch  Einiges 
über  die  Tortur  zu  sagen.  Dieselbe  gehört  ja  allerdings  eigentlick 
nicht  zu  den  Strafarten,  sondern  in's  prozessualisohe  (Gebiet,  dfts 
nicht  den  Gegenstand  dieser  Arbeit  bildet.  Immerhin  stand  die 
Foltnung  der  Angeklagten  mit  deren  Bestrafung  in  so  nahem  Zu- 
sammenhang und  hatte  auch  so  yiel  direkten  Einfluss  auf  Strafart 
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und  Strafmass,  Jass  sie  wenigstens  auliangsweiso  oiiio  kurze  Be- 
sprechung Wühl  verdient.  Wir  dürfen  uns  niclit  verhohlen,  duss 
hierin  unsere  >  urfaiiren  nicht  besser  und  humaner  gewesen  sind, 
al«  mm  es  in  ihrer  Zeit  allgemein  war.  Fast  ausuahnisloe  fii;urirt 
in  tien  Fallen,  wo  aus  Gnaden  eine  mildere  Strafe  verhangt  wurde, 
als  die  Strenge  des  Gesetzes  eigtuLlich  geboten  hätti',  unter  den 
Motivt'U  zu  dieser  Gnadenerweisung  auch  die  erlittene  Tonur,  vielfach 
auch  schwere  Tortur.  Es  muss  angenommen  werden,  dass  die  Folter 
in  allen  Fallen  zur  Anwendung  gebracht  wurde,  wo  nicht  von  vorne- 
herein Gestäudniss  vorlag,  wenigstens  in  früher  Zeit.  Die  Carolina, 
die  peinliche  Gerichtsordnung  Karl'«  V.  von  1532,  brachte  bekanntlich 
einige  Ordnuug  in  diese  Materie  und  schränkte  die  Willkür  in  An- 
wendung der  Folter  namhaft  ein.  >iun  ist  allerdings  nicht  sicher, 
ob  <lie  Uaroüuii  in  der  Schweiz  und  in  Schaff  liausuu  förmlich  reci- 
jiirt  und  innegehalten  worden  ist.  Zwar  berufen  sich  die  TMheile 
stets  auf  geschrieben  kaiserliches  und  Reichsrecht,  und  das  eine 
und  andere  Mal  >vir  l  auch  die  peinliche  Gerichtsordnung  Karl's  V. 
ausdrücklich  angeiultu.  Allein  ob  auch  der  prozessualische  Theil 
derselben  genau  beobachtet  worden  sei,  erscheint  zum  Mindesten 
zweifelhaft,  ja  Oscnbrüggen  will  ihr  —  darin  nach  meiner  Ansicht  doch 
wohl  etwas  zu  weit  gehend  —  überhaupt  keinen  nennenswerthon 
Einfluss  in  der  Schweiz  zugestehen,  auch  in  ihrem  strafrechtlichen 
Theil  nicht.  Sei  dem,  wie  ihm  wolle,  in  Beziehung  auf  die  Folter 
brachte  auch  in  Deutschland  die  Carolina  nur  vorübergehende  Besse- 
rung. Bald  wurden  die  schützenden  Schranken,  welche  sio  gegen  gar 
zu  argen  und  willkürlichen  Missbrauch  dieses  Mittels  aufzurichten 
versucht  hatte,  mehr  und  mehr  ignorirt,  und  im  17.  und  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts  herrschte  wieder  volle  "WiHkur  und  grosso  Grau- 
samkeit. Bei  uns  wird  es  da  wohl  auch  nicht  bosser  gegangen  sein, 
ja  mit  Beschämung  müssen  wir  es  gestehen,  die  Schweiz  ist  in  diesem 
Punkt  hinter  dem  sogenannten  aufgeklärten  Desputismus  der  auf- 
geklärten Monarchen  des  18.  Jahrhunderts  namhaft  zurückgeblieben. 
Während  Friedrich  der  Grosse  für  Preusson  die  Folter  schon  1740 
bedeutend  einschränkte  und  1754  ganz  aufhob,  Baden  sio  1767 
theilweise,  Sachsen  und  Dänemark  1770  ganz  auflioben,  foltert© 
man  in  Schaffhausen  bis  zum  Zusammenbruch  der  alten  Eidgenossen- 
echAlt  Zum  letzten  Mal  ist  sie  im  Malefizbuch  1776  erwähnt. 
Daneben  wurde  sio  aber  ohne  Zweifel  auch  vom  Rath  noch  in  den 
von  ihm  abgeurtheilten  Fällen  verwendet.  Im  Jahr  1800  verlangten 
wenigstens  die  Gebrüder  Kuplin  Revision  eines  Prozesses,  in  dem 
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ihr  veratorbener  Vater  durch  die  Folter  zu  dem  nach  ihrer  Be- 
iil^  hauptua?  unrichtigen  Geständniss  der  Diebshehleret  gebracht  wor- 

den war,  üud  zwar  rauss  das  ganz  wenige  Jahre  Tor  dem  Sturz 
der  alten  Regierung  geschehen  sein,  immerhin  nahm  die  Folterung 
im  Laut  des  18.  Jahrhunderts  wenigstens  beträchtlich  ab.  8ie  wird 
in  den  Urtheilen  aus  dieser  Zeit  nur  noch  selten  als  Mildonings- 
grund  eiwälint,  beispielsweiso  noch  1764,  bis  1720  iramcrliin 
noch  ziemlicli  hiulfi^^  Förmlicli  abgeschafft  wurde  sie  erst  durch 
Beschluss  des  helvetischen  Direktoriums  in  Aarau  im  Jahr  175)8, 
wovon  im  Protokoll  des  Kantonsgerichts  vom  1.  Juni  dieses  Jahres 
ausdrücklich  Akt  genommen  wurde. 

Die  bei  uns  üblichen  Folterarten  waren  das  Aufhängen  und 
Aufziehen  an  den  Armen  mit  oder  übne  Oewichl  an  4en  Füssen; 
diese  Gewichte,  Steine  wurden  anter  Umstftnden  in  einer  Schwere 
von  bis  40  Pfund  genommen.  Frauen  wurden  «gedamlet*',  d. 
eè  wurde  ihnen  die  Daumenscliraube  angesetEt.  Ob  noch  andere 
Werkzeuge  zur  Anwendung  kamen,  ist  mir  nicht  bekannt 

Nach  Aufhebung  der  Folter  wurde  wenigstens  in  der  ersten 
Zeit,  unter  der  Herrtehaft  der  Mediation,  noch  geprügelt,  um  ein 
OestftndnisB  zu  erpressen.  Noch  1808,  1805  und  1808  ermSohtigte 
laut  Protokoll  das  Gesammtgericht  die  Inquisitoren,  den  hartnftckig 
leugnenden  Angeklagten  durch  Prfigel  ku  erweichen.  "Wie  weit 
eich  diese  Uebung  nooh  erstreckte,  kann  ich  nicht  angeben. 

Zur  Tollstftndigkeit  des  Bildes  gehört  endlich  noch  das  AryU 
recht,  welches  in  der  Entwieklnngsgeschiehte  des  mittelalterlichen 
Stiafrechts  eine  bedeutende  Bolle  gespielt,  TÎel&ch  wohlthätigen 
Schutz  gegen  Rache  und  Gewaltäiitigkett  gewährt,  aber  auch 
manchen  Yerbrecher  der  Gerechtigkeit  entzogen  hat. 

Die  Zeitdauer  des  Schutzes  war  Terschieden  begrenzt,  bald 
bestimmt  auf  6  Wochen  8  Tage,  bald  auf  3  Tage.  Im  Allge- 
meinen galt  als  Regel,  daas  der  Flüchtling  sich  im  Asjl  aus  eigenen 
Mitteln  ernähren  musste,  worin  meist  schon  eine  gewisse  Begrenzung 
lag*  Kaeh  Ablauf  der  Frist  musste  er  das  Aayl  Torlassen,  doch 
wurde  ihm  sieberes  Geleit  auf  eine  Strecke  Weges,  etwa  eine  halbe 
Meile  weit,  gegeben,  so  dass  er  in  den  meisten  Fällen  wenigstens 
nicht  von  den  draussen  lauernden  Häschern  oder  Blutrichem  sogleich 
ergriffen  wurde,  sondern  sich  in  die  weite  Welt  retten  konnte. 

'  Das  Asjl  wurde  nicht  untenchiedsloe  für  alle  Yerbrecher  ge- 
währt. Ausgenommen  sind  in  der  Regd  Mörder,  Kirchendiebe, 
vielfach  überhaupt  Diebe,  Räuber,  Fälscher,  Meineidige,  alle  unehr« 
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lichea  Verhreclior.  Der  Ilauptfall,  für  den  das  Aylrccbt  in  oratcr 
Linie  gelteu  sollte,  war  der  Todtschlag";  dem  redliciieu  Todtschlägcr 
sollte  Schutz  gegen  die  ihn  verfolgende  Blutrache  gewährt  wenlon. 
Ausgeschlossen  war  der  Geächtete  und  darum  hatte  auch  für  di-n 
Tücitschläger  das  Anyl  seine  îseitliche  Grenze.  Die  G  "Wochen  3  Tage 
entî5}>racheu  ungelähr  der  Zeit,  binitcn  welcher  das  Gericht  die 
üblichen  drei  Liidungeu  an  den  Todüjehläger  ergehen  Hess.  Gab 
er  denselben  keine  Folge,  so  wurde  die  Acht  über  ihn  erklärt, 
sein  Leib  und  Gut  verfallen  erklärt,  und  damit  r  rlusch  das  Asyl- 
recht.  Es  sei  hier  auch  an  die  miigetheilten  I  rphedebriefe  erinnert, 
in  welchen  der  8chwürende  jeweils  ausdrücklich  für  den  Fall,  dass 
er  die  ürphed  brechen  sollte,  auf  den  Schutz  des  Afljlrechts,  die 
jfryhaiten",  verzichtet. 

In  Bchafifhausen  liatto  das  Kloster  Allerheiligen  ein  Asylrecht. 
Kaiser  Heinrich  IV.  Ijestätigte  es  1111,  Kaiser  Conrad  1145;  bei 
letzterer  Gelegenheit  wurde  bemerkt,  das  Kloster  habe  dieses  Recht 
schon  100  Jahre  und  3  Tage  besessen.  Es  erlosch  nicht  sofort 
mit  der  Keformation,  wurde  vielmehr  vom  Rath  noch  1550  mit 
einer  Verordnung  iblgenden  Inhalts  in  sehr  weitgehendem  Umfang 
anerkannt: 

.  „des  ersten,  so  «iner  Fryhait  begert,  soll  Im  dteselbig  so  er  dero 
gnoBS  und  dhain  mOrder  noch  ketzer  ist,  seehs  wachen  und  dry  Tag 
geben  und  zugesagt  werden  und  by  dem  gemainen  Folch  essen  und 
drinnkw  dhain  aigeoe  Ranch  und  dbnine  aigen  Behnsung  Im  Closter 
haben  auch  weder  gwerb  noch  handwerch  driben  nnd  nach  Veracbinung 
der  gemelten  sechs  wachen  und  dry  tagen  mag  ainer  sin  strass  faren 
und  dhain  costen  zu  geben  verbalteu  siu.^ 

Im  zweiten  Artikel  ist  bestimmt,  wer  l&nger  als  oben  genannte 
Frist  in  der  Freiheit  bleiben  wolle,  habe  jeden  Honat  die  aufge- 
laufenen Kosten  su  bezahlen,  könne  dann  aber  bleiben,  so  lange 
er  sich  „der  fryhait  gemess  halte*.  Noch  1620  flQchtete  sich  ein 
bürgerlicher  Todtsohliger  in*8  Kloster  und  wurde  dort  nicht  be- 
helligt. Wann  die  lotsten  Spuren  des  Asyls  erloschen,  ist  nicht 
bekannt. 

II. 

Bevor  im  zweiten  Theil  auf  die  einzelnen  Verbrrchou  und  ihre 
Be  lrohuug  durch  die  Strafgesetze,  sowie  ihre  wirkliche  Bestrafung 
durch  die  Gerichte  eingetreten  werden  kann,  musë  erst  eine  Eiu- 
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leitung  über  die  (^ui  llcn  des  Strafrechts,  die  fûr  Schaffliausen  in 
Betracht  fallenden  Strafgesetze,  vorausgeschickt  werden. 

Die  ältesten  für  unser  Gebiet  möglicher  Weise  einmal  mass- 
gebenden Quellen,  die  lex  Alamannonim  und  der  Bchwabenspiegel, 
haben  kaum  mehr  als  antiquariBcho  Bedeutung. 

Bestimmtes,  speziell  für  Schaffhausen  gültiges  Btrafrecht  beginnt 
erst  mit  dem  Sohaffhauter  MchUibnef  Ton  1291.  Es  ist  das  eine 
nicht  gerade  systematisch  geordnete  Zusammenstellung  von  Yor- 
schriften  aller  Art,  Straf-  und  CivilrechtUohem,  Prozessualischem, 
Polizoiliohem,  Baupolizeilichem  und  auch  Yerfassungsrechtlichem, 
eine  wichtige  Fundgrube  für  die  Erkenntoiss  der  Zustände  unserer 
Stadt  im  13.  Jahrhundert.  Er  wurde  allem  Anschein  nach  einem 
älteren  Eonstanzer  Bichtebrief  nachgebildet,  wenn  nicht  zum  grössten 
Theil  ein&ch  abgeschrieben,  ganz  gleich  wie  auch  der  im  Wesent- 
lichen fibereinstinmiende  Zfirober  Bichtebrief.  Der  Abschreibor  ist 
so  gedankentos  Torgegangen,  dass  er  im  Eingang  schrieb: 

pdie  fiiiit  die  gesetzede  mit  des  kllnfrcs  und  der  hui-^cr  willen  von 
kostenze  in  der  selbun  gtat  dur  vride  und  dur  gnade  gcsctzet." 

Und  später  kopirte  er  ganz  getrost  die  Bestimmung,  wem  die 
Stadt  verboten  sei,  der  musse  ausserhalb  Kreuzlingcn  und  Peters- 
hausen  bleiben.   Eine  gute  Ausgabe  hat  Joh.  Meyer  1857  besorgt. 

Reiches  strafrechtliches  Material  findet  sich  ferner  im  Siadtbuch, 
einer  ordnungsiosen  Zusammenstellung  von  Rathsbeschlüsson  und 
Verordnungen  aller  Art.  Zur  Zeit,  als  noch  keine  eigentlichen 
Rathsprotokolle  geführt  wurden,  trug  der  Stadtachrciher  die  wich- 
tigsten Erlasse  in  dieses  Stadtbuch  ein.  Der  erste  Eintrag  datirt 
von  1385,  der  letzte  von  1507.  Auch  dieses  Stadtbuch  hat  Joh. 
Meyer  heraiisgi  geben. 

Die  folgende  Quelle  ist  nicht  eine  schaffhausorischo,  sondern 
ein  Reichsgosotz,  die  15.32  erlassene  Peinliche  Gerichthoidiiung  Kaisor 
Carls  V.  Da  die  .Sclnvciz  sich  zur  Zeit  ihres  Erlasses  formell  noch 
als  zum  Reich  gehiucnd  betrachtete,  so  gewann  tliu  (';irnliua  oJmo 
Zwoitol  auch  für  Schaft'huusen  Bedeutung.  Bis  zum  Stur/  drs  alren 
Rr;::iTncnts  am  Ende  des  vorigen  Jahrliuudcrts  huisst  es  in  den 
Ürthoilcn  stets,  es  werde  gerichtet  nach  des  Reichs  Rocht,  und  wie 
schon  erwähnt,  wird  die  Carolina  zuweilen  aucii  ausdrücklich  citirt. 
Wie  weit  im  Einzelnen  ihr  Eintiuss  sich  erstreckt  lialx  n  mag,  ob 
der  Richter  sie  als  furmliches  Gesetz,  dem  or  nachzuleben  habe, 
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oder  bloss  als  wertlivolles  Material  betrachtet  haben  ma^,  wird  sich 
schwer  feststellen  lassen. 

Aus  der  spätem  Zeit  bis  Ende  des  18.  Jahrhundert>  ist  wenig 
vorhanden;  die  1530  vom  liatii  nach  der  lloibnuation  erlassenen 
Artikel  entbaltcn  einiges  wenige  Strafrechtliche.  Zur  Zeit  der 
Tlelvetik  wurde  am  l.  Mai  ITD'J  ein  peinliches  Gest't/buch  der 
helvetischen  Republik  erlassen,  das  noch  dun  h  sieben  Dekrete  und 
Gesetze  von  18(J0,  1801  und  lb02  in  eiuzelucu  Punkten  ergänzt 
und  ab^^eändert  wurde. 

Wie  en  unter  der  Mediation  und  Restauration  bis  1831  ge- 
halten wurde,  ist  mir  unbekannt.  Vermuthlicli  wird  man  sich  ohne 
Strafgesetz  mit  der  aliea  Uebuug  und  der  Willkür  beholfcn  haben. 
Mit  i  s.U  trat  ein  eigentliches  Strafgesetz  in  Kraft,  da^s  am  3.  April 
1859  durch  das  noch  jetzt  geltende  abgelöst  wurde.  Letzteres,  im 
Wcsontlicheu  nach  badischem  Vorbild  her<j::c8tellt,  ist  längst  veraltet 
und  erst  Ende  des  Jahres  1891  durch  eine  Novelle  in  einigen  ganz 
besonders  dringlichen  Punkten  den  motlorneu  Bedürfnissen  angc- 
passt  worden.  Ein  von  Herrn  Sttiatsanwalt  Walter  ausgearbeiteter 
Entwurf  einer  umfassenden  und  durchgreifenden  Revision  ist  zurück- 
gelegt  worden,  da  mau  sich  Angesichts  des  in  Aussicht  stehenden 
eidgenössischen  Strafrechts  einstweilen  noch  mit  einer  Flickeroi 
behelfen  zu  können  glaubt. 

Bei  der  Behandlung  der  einzelnen  Verbrechen  wird  nun  jeweils 
augegeben  werden,  mit  welchen  Strafen  es  in  den  Quellen  von  der 
ältesten  bis  zur  neuen  Zeit  bedroht  ist,  und  dann  die  Strafpraxis 
von  alt<»r  bis  neuer  Zeit  verfolgt  werden. 

Wir  machen  den  Anlan;.^  mit  Jen  Verbrechen  gegen  das  Leben 
und  zwar  zuerst  mit  dem  Moid  und  müssen  da  zumichst  den  Be<:^iff 
dieses  Verbrechens  feststellen.  Nach  heutiger  Rechtsanschauuug 
ist  Mord  die  vorbedachte,  nicht  im  Affekt  geschehene  vorKätzliche 
Tödtuüg  Uli  Gegensatz  zum  Tudtbchhig,  der  vorsätzlichen  Tödtung 
ohne  Vorbedacla,  im  Afl'ckt.  Die  mittelalterliche  Auffassung  stimmt 
damit  nicht  überein.  ^ford  ist  dem  Mittelalter  jede  schändliche 
Tödtung  im  Gegensatz  zur  redlichen,  ehrlichen.  Eine  genaue  Defini- 
tion ist  duiuiii  niidit  zu  geben,  sondern  man  ist  auf  eine  Reihe 
von  in  den  (Quellen  genannten  Fällen  angewiesen,  bei  denen  allen 
jeweils  ein  Umstand  zutrifft,  der  nach  mittelalterlicher  Anschauung 
die  Tödtung  als  eine  unredliche  erscheinen  lässt.  Der  Schaffhauser 
Richtebrief  nennt  einen  ^lörder:  wer  den  andern  sieht  ze  tode  an 
den  triuwen,  ohne  Treue,  treulos.   Der  Schwabenspiegel  nennt  als 
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MordfSUe,  wer  Einen  tödte  and  es  nachher  leugne,  wenn  der  Thftter 
mit  dem  GotOdteton  gegessen  nnd  getrunken  und  ihn  gfitlich  ge- 
grOsBt  habe.  Das  Augshurger  Stadtrocht  ftthrt  an:  Todtung  mit 
Bruch  des  rechten  Handfriedens,  Tddtung  des  Gasts  dnreh  den 
Gastgeher,  femer  was  wir  jetzt  Kauhmord  nennen.  Auch  Heim- 
lichkeit der  That  gilt  vielfach  als  Merianal  des  Hordes.  In  der 
Schweiz  tritt  mit  der  Zeit  namentlich  das  Homent  in  den  Y<Mrder- 
gmnd,  daas  Mord  Tödtung  fiher  den  Frieden,  mit  Bruch  des  ge- 
botenen Friedens  ist.  Mord  wird  femer  immer  angenommen,  wenn 
zwischen  dem  Thäter  und  dom  Getödteteif  ein  persönliches  Ter- 
hftltniss  bestand,  das  zur  Treue  verpflichtete  oder  Vertrauen  er- 
wecken konnte,  also  wo  dor  Knecht  den  Herrn,  der  Lehensmann 
den  Lehensherrn,  der  Gastgeber  den  Gast  erschlug  u.  s.  f.  Die 
Carolina  nähert  sich  schon  bedeutend  der  modernen  Auffassung, 
indem  sie  vom  fOrsctzlichcn  muthwilligen  Morden  spricht.  Die 
modeme  Auffassung  des  MordoH  findet  sich  schon  ganz  korrekt  im 
Strafgesetz  von  18'J1,  §  108:  «Wer  die  von  ihm  verübte  Tödtung 
mit  Vorbedacht  beschlossen  und  ausgeführt  hat,  ist  des  Mordes 
schuldig." 

Vom  Sehwabenspiegel  wird  der  Mord  mit  Badem  bedroht,  vom 
Schaffhauser  Bichtebrief  mit  VermSgenskonfiskation  und  Verbannung, 
wenn  der  Th&ter  und  der  Ermordete  Bürger  sind;  andere  F&lle 
behandelt  der  Richtebrief  nicht.  Im  Stadtbuch  findet  sich  nichts 
vom  Mord.  Die  Carolina  bestimmt  als  Strafe  des  Mords  ebenfalls 
Bädern,  das  helvetische  Strafgesetz,  das  Stra%esetz  von  1831,  sowie 
dasjenige  von  1859  endlich  drohen  dem  Mörder  Enthauptung  an; 
in  Folge  der  neuen  Bundesverfassung  ist  an  Stelle  dieser  Strafe 
Zuchthaus  getreten. 

Ich  habe  in  der  Zeit  von  1460  bis  1859  im  Ganzen  21  Mord- 
fälle  gefunden,  2  im  15.,  7  im  16.,  8  im  17.,  3  im  18.  und  einen 
im  19.  Jahrhundert.  Die  beiden  Mörder  im  15.  Jahrhundert  wurden 
gerädert,  der  eine  auf  dem  Bad  sterben  gelassen.  Ln  16.  Jahr- 
hundert ist  die  Praxis  schon  eine  gemischte;  1529  wurde  ein  sechs- 
focher  Mörder  gerädert  und  auf  dem  Bade  sterben  gelassen,  1563  ein 
Raubmörder  nur  geköpft,  1565  ein  siebenfacher  Mörder  und  28&eher 
Dieb  gerädert,  aber  auf  dem  Bad  erwfirgt,  1583  ein  Mörder  gar 
nur  geköpft  Aus  Gnaden  wurde  femer  1586  ein  doppelter  Mörder 
geköpft  und  der  Leichnam  auTs  Rad  geflochten,  der  Kopf  auf  eine 
Spitze  in  der  Badnabe  gesteckt  1593  und  1595  kamen  zwei  der 
im  ersten  Theil  schon  erwähnten  Scheusale  zur  Aburtheilung,  welche 
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11 w angoren  Weibern  den  Leih  aufschnitten,  um  die  Finger  des 
Fötus  zu  Zauberei/.weckeu  zu  verwenden.  Osenbruggon  gibt  au, 
welcher  Aberglaube  zu  diesen  Ureuelthaten  Veranlassung  sregcben 
hat;  es  ging  nämlich  die  Sage,  wer  die  Finger  uugeborner  Kiiuler 
bei  sich  trage,  sei  unsichtbar.  Dieser  Volksglaube  muss  noch  bis 
in  unser  Jahrhuudtrt  hinein  lebendig  geblieben  sein.  Ich  habe 
kürzlicii  zuHillig  bei  Roscgger  gelesen,  seine  Mutter  habe  in  ihrer 
Jugend  noch  selber  einen  Menschen  hinrichten  gesehen,  welcher 
einen  derartigen  scheusslichen  Mord  begangen  habe.  Er  gibt  dann 
noch  genauer  an,  dicsn»  Fötusfinger  machen  nur  dann  unsichtbar, 
wenn  man  sie  als  Kerzen  anzünde.  Um  wieder  auf  die  beiden 
Verbrecher  zurückzakommen,  so  hatte  der  eine,  Georg  Guleuay  toq 
Hitasistobel,  68  Diebstähle  und  6  Morde,  darunter  zwei  von  der 
genannten  Art,  auf  dem  Oewissen.  Er  wurde  mit  glübeoden  Zangen 
gezwickt,  anf  den  Richtplatz  geschleift,  geiftderl  und  auf  dem  Bad 
erwürgt.  Der  zweite,  Uana  Heinricb  Balduff  yon  Weinfelden,  batte 
28  DiebstShle,  einen  Baub,  10  Morde,  darunter  3  oben  genannte» 
4  Brandstiftungen  and  einen  Bigamierernich  begangen.  Er  wurde 
mit  glflhendeE  Zangen  gezwickt,  gerädert,  anf  dem  Bad  erwürgt, 
sein  Letcbnam  verbrannt  und  die  Asohe  in  den  Rhein  geschüttet; 
letzteres  war  offSenbar  Strafe  für  die  Brandstiftung.  Im  17.  Jahr- 
hundert geht  es  ziemlieh  gleich  zu.  1604  wird  ein  Ticrfaoher  Mörder, 
lOfaoher  Dieb,  Sodomit  und  Brandstifter  gerädert,  auf  dem  Bad 
erwürgt  und  der  Leichnam  verbraunt,  die  Asehe  in  den  Bhein  ge- 
schüttet, ebenso  1605  eine  mensehliehe  Bestie,  welche  ausser  zwei 
Morden  der  schon  erwähnten  Art  noch  drei  gewöhnliche  Mord- 
thaten,  43  Diebstähle,  4  Brandstiftungen  und  eine  Sodomie  auf 
dem  Gewissen  hatte.  Die  Scheusslichkeit  war  bei  diesem  noch 
grösser  als  bei  den  übrigen  ;  als  er  fiind,  dass  die  ausgeschnittene 
Fötus  nicht  männlichen  Geschlechts  seien,  ihre  Finger  nach  dem 
Volksglauben  somit  zu  dem  gewollten  Zauberzweck  nichts  taugten, 
steckte  er  sie  den  Weibern  wieder  in  den  Leib  und  nähte  den- 
selben zu.  1618  wurde  ein  Mörder,  der  noch  Ehebruch  nnd  Blut* 
schände  getrieben  hatte,  geköpft  und  sein  Leichnam  aufs  Bad  ge- 
flochten, ebenso  1663  ein  Banbmörder.  AnfFallend  mild  wird  sodann 
1618  ein  Martin  Stanger  von  Bfldlingen  behandelt,  der  ausser  zahl- 
reichen Diebstählen  13  Morde  und  2  Brandstiftungen  auf  dem  Ge- 
wissen hatte;  er  wurde  aus  Gnaden  nur  geköpft,  1638  ein  Hallauer, 
welcher  an  einem  fremden  Soldaten  einen  Raubmord  begangen 
hatte,  gar  nur  drei  Tage  in  den  oberen  Diebsthurm  gesteckt,  um 
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80  Pfd.  Heller  gebû§st  und  drei  Jahre  verbannt.  Es  drückt  sich 
daria  ao  recht  die  Yerzweiflung  über  das  fahrende  fremde  Kriegs- 
Yolk  aus;  dasselbe  war  ab  arge  Landplage  nahezu  vogclfrei.  1661 
efschoss  in  Thayngcn  der  15jährige  Eberhard  btokar  in  Äusübung 
einer  Familienrache  den  Hauptmann  Christoph  Zicglor;  er  wurde 
in  contumaciam  ewig  Terbannt,  sein  Yermögen  konfiszirt,  sein  jüngerer 
14jähriger  Bruder  Hanss  ein  Jahr  Terbannt  und  um  100  Gulden 
gebüsst.  Baldige  Begnadigung  war  jedoch  vorgesehen;  lieisst 
im  Protokoll:  ^Es  ist  aber  den  Stokarn  zu  seiner  Zeit  umb  iomere 
Gnad  von  M.  On.  H.  anzuhalten  nicht  verwehrt.**  Nach  der  Chronik 
kam  jedoch  diT  Thätcr  1673  in  niederländischem  Kriegsdienst  um. 
1668  wurde  ebenfalls  nach  der  Chronik  ein  entflohener  Mörder 
Vogel  frei  erklärt.  Das  18.  Jahrhundert  wandte  das  Rädern  nicht 
mehr  an;  doch  wurde  1754  ein  Raubmörder  und  vielfacher  Dieb 
nach  der  Enthauptung  noch  aufs  Rad  geflochten.  In  den  beiden 
einzigen  übrigen  im  Malefizbuch  genannten  Fällen  wurde  gehängt; 
bei  beiden  handelte  es  sich  um  Raubmord  und  Diebstähle.  Im 
11).  Jahrhundert  endlich  wurde  nur  noch  geköpft,  so  1805  ein 
Löhninger,  der  seine  Ehefrau  ermordet  hatte,  allerdings  aus  Gnaden, 
weil  er  die  That  im  Zorn  begangen  habe;  nach  modemer  Auf- 
fassung lag  also  eigentlich  nicht  Mord,  sondern  Todtschlag  vor. 
Daneben  kamen  4  Mordversuche  vor.  1813  wurde  der  Schuldige 
nach  Anhörung  einer  öffentlichen  Strafpredigt  zu  12  Jahren  Arbeita- 
haus verurtheilt,  1825  ein  solcher,  dem  auch  Diebstähle  zur  Last 
fielen,  an  den  Pranger  gestellt,  durch  die  Strassen  mit  Ruthen 
gestrichen  und  zu  25  Jahren  Arbeitshaus  in  Ketten,  wovon  5  in 
Einzelhaft,  verurtheilt.  1827  erhielt  ein  solcher  10  Jahre  Arbeits- 
haus, davon  3  in  Ketten,  und  1845  ein  vierter  16  Jahre  Ketten- 
Btral'e. 

Die  Zahl  der  Morde  ist  nicht  g''rad(^  eine  grosse,  ja  fast  eine 
auffallend  geringe.  Wenn  man  bedenkt,  dass  nach  üsenbrii eigens 
Angabe  in  Freiburg  i.  B.  in  der  Mitte  und  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  nicht  weniger  als  264  Fälle  von  Mord  vorkamen, 
so  möchte  man  fast  annehmen,  das  Yerzeichniss  soi  unvollständig. 
Da  aber  auch  die  Chronik,  welche  ohne  Zweifel  auf  der  Durch« 
arbeitung  aller  Rathsprotokolle  beruht,  nicht  mehr  anzugeben  weiss, 
wird  es  doch  wohl  damit  annähernd  seine  Richtigkeit  haben.  Eine 
schauderhafte  Summe  Ton  thierischer  Rohheit  und  Grausamkeit  ist 
in  diesen  Mordfällen  immerhin  verkörpert. 
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Unter  dem  Titel  „etlich  böse  tödtung''  behandelt  die  Carolins 
einige  qualifizirte,  besonders  schwere  Arten  von  Mord.  So  einmal 
die  Vergiftung,  Dieselbe  ist  von  der  Carolina  bei  Männern  mit 
Rädern  und  vorangehendem  Zwicken  mit  glühenden  Zangen,  bei 
Weibern  mit  Ertränken  bedroht.  Pas  Strafgesetz  von  1831  be- 
handelt nur  den  YergiftongsTersuch  besonders  und  bedroht  ihn  mit 
16 — 24  Jahren  Kettenstrafe,  mit  dorn  Tod,  wenn  Gift  zwar  nicht 
dner  Penon  gegeben,  aber  einer  Sache  beigemischt  worden,  welche 
zu  gemeinsamem  oder  ôfféntiiohem  Gebrauch  oder  Verkauf  bestimmt 
war  und  es  nur  vom  UngcfTihr  abhintr,  ob  Jemand  davon  genossen 
oder  nicht.  Das  1859er  Strafgesetzbuch  endlich  droht  den  Tod  für 
Vergiftung  an,  auch  wenn  nicht  der  Tod,  sondern  nur  Beschädigung 
beabsichtigt  war. 

Ich  habe  im  Ganzen  nur  vier  Fälle  von  Vergiftung  und  Ver- 
giftungsversuch gefunden.  Im  Jahr  1546  wurde  eine  Giftmischerin 
verbrannt,  1576  ein  Neuhauser,  welcher  seine  Ehefrau  vergiftet 
hatte,  geköpft,  1638  Hans  Ulrich  Wetter  von  Löhuingen,  der  eben- 
falls an  seiner  Ehefrau  oinon  Vergiftungsversuch  verübt  hatte,  aus 
Gnaden  auf  zwei  Jährt  verbannt,  ehr-  und  wehrlos  gemacht,  ihm 
der  Besuch  aller  Gesellschaften,  Uerten  und  Gemeinden  unf(  rsugt, 
er  zwei  Tngo  im  oberen  Diebsthurm  eingesperrt  und  um  30  Pfd. 
gebûast.  1847  endlich  wurde  Job.  Schilling  von  Löhningen  eben- 
falls wegen  Vergiftung  seiner  Ëhefrau  geköpft.  £s  war  das  die 
letzte  Hinrichtung  in  öchaiThausen. 

Die  zweite  dieser  qualifizirten  Mordarten  ist  der  Kindsmord» 
Kaum  bei  einem  anderen  Vorbrechen  tritt  der  Unterschied  zwischen 
der  alten  und  modernen  Eechtsauffassung  so  deutlich  su  Tage  wie 
hier.  Während  die  ältere  Zeit  den  Kindsmord  als  denkbar  schwerst 
qualifizirten  Mord  auffasste  und  mit  den  schwersten,  j^raussmsteil 
Strafen  bedrohte,  wird  er  gegenwärtii;  als  privilegirte  Tödlung  ganz 
mild  bestraft.  Die  ältere  Zeit  sah  einzig  auf  das  Verhältnis«)  der 
Mutter  SU  dorn  getüdteten  Kind,  während  das  heutige  Strafrecbt 
in  humaner  Weise  alle  begleitenden  Umstände  der  That  in  Be- 
tracht zieht  und  findet,  die  subjektiven  Momente,  die  Angst  der 
Unglück  Ii  eben  vor  der  drohenden  Schande,  ferner  der  durch  den 
schweren  Gebnrtsakt  bewirkte  Zustand  der  körperlichen  und  geistigen 
Erregung  und  Erschöpfung  lassen  den  Gedanken  an  Beseitigung 
der  unseligen  Frucht  des  i  ehltritts  im  Gemüth  der  Mutter  leicht 
entstehen  und  geringen  Widerstand  finden*  Der  Gesotzgeber  nimmt 
einen  Zustand  von  geminderter  Zureehnungsfahigkeit  an,  welcher 
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auch  die  Strafbarkeit  mindert,  aber  selbstverständlich  nur,  wenn 
die  That  während  oder  bald  nach  der  Geburt  geschieht.  Wird  das 
Kind  erst  mohrore  Tage  nach  der  Geburt  getödtet,  so  liegt  ge- 
wöhnlicher Mord  oder  Todtschlag  vor,  und  dann  fällt  das  Yerhält- 
m§8  der  Tltäteriu  als  MiittiT  natürlich  erschwerend  in  Betracht. 

Die  alte  Strafe  der  l£ittd«iUi'>rdorinnen  war  Lebondif^vergrabou  oder 
Pfählen.  Der  Sohatriiauf^er  Kielitebrief  und  das  Sta*Ubiicli  enthalten 
keine  bezügliche  Drohung.  Dagegen  be/oicimet  die  (Carolina  131 
Lebendigbegiabeo  oder  Pfählen  al^  die  gewöhnliche  Strafe.  -  t  in  Yer- 
zweiflong  zu  Terhüteu,  ortlnet  sie  jedeeli  iiu,  wo  die  lit^quendiehkeit 
des  WaseerB  vor)  i  and  en  sei,  solle  man  die  Kindamörderin  ertränken, 
and  nur  wo  das  Verbrechen  gar  hau  Hg  vorkomme,  BoUe  man,  ^nmb 
nirr  torclit  wülen**,  di*'  strenge  Strafe  anwenden,  etwa  auch  die 
Uebelthäterin  vorher  noch  mit  i^lülieuden  ZangfU  reisten,  .,alles  nach 
rate  der  vi-rsiendigi'n".  Da-,  ]it'lYeti>ciir  '%'set/.buch  biduimlclte 
den  Kind^mord  je  uioli  I  mstandeu  ai»  Mord  oder  Todtsoldag. 
Das  Strafg'-^ von  bedmht  d*'n  eigenrlicheu  Kindsniord  mit 

6 — IG  Jahren  Keltenstral'e,  wobrM  Wahrscheinlichkeit  oder  GewiBSo 
heit,  dass  d.is  Kind  nicht  UdM-iislahig  war,  als  ^[ilderung^gnind 
gelten  soll.  Hat  die  Thätcrin  schon  vor  der  Geiturt  den  Entschluss 
zur  Tödtuug  den  Kindt  s  gefasst,  80  tritt  Toilrsstrale  kui.  Das 
g'  genwärtig  ge  ltende  Strafgesetz  bestimmt  für  den  ordenflielicu  Fall 
Zuchthaus  v»in  — 15  Jahj'e,  bei  vorgefa-^satem  Kutschluss  24  Jahre, 
Der  Kind.-iMord  g<di'')rte  in  Schaff  liausen  in  älterer  Zeit  zu  den 
seltenereu  Yerbri'chen;  ich  habe  im  Ganzen  aus  den  Jahren  1460 
bis  1859  20  FälU'  gefunden,  einen  aus  d<  in  15.,  oinen  aus  dm  10., 
2  aus  dem  IT.,  dagegen  D  nus  dem  18.  und  7  au^  dem  V.K  Jahr- 
hund.-rt.  In  den  JaJirrii  140."»  — 1470  wurd»'  hu  Adelheid  Peyer 
wirklieh  dt(>  im  «'rstm  Tljril  di(?ser  ArlxMt  im  Einzf'lnen  geschilderte 
grausige  lliurichtuug  durch  Lebendigbegraben  vollzogen.  Im  Jahre 
1004  wurde  Verena  s,  .-  -  riann  ertränkt,  und  in  den  iM^don 
Fällen  aus  dem  17.  Jahrhundert  wurden  die  beiden  lundsmörde- 
rinnen  Eva  Bugglin  yon  Hünßcltingeu  uiul  Verena  Vögfdiu  von 
Öehleitheim  nur  noch  geköpft.  Diibci  blieb  es  dann  alter.  Eine 
weitere  AbBchw.'ichung,  wir  sie  '  )seubrüggi'n  aus  iîasel  berichtet, 
WO  die  /um  Phtränken  Verurthoilten  in  der  Kegel  wieder  lebendig 
aus  d<;m  KheiM  ge/og.'u.  in  Walirheir  also  nur  geschwemmt  wurden, 
trat  nicht  mehr  m  Im  1 8.  Jahrhundert  wurden  alle  neun  Kind««» 
mörderinnen  gekitpft,  und  zwar  jeweils  aus  Gnaden  wegen  Buse- 
fertigkeit,  Jugend,  Gebrechlichkeit,  Fürbitte  der  Verwandten,  aus- 
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gestandener  Iiarter  Ge&ngenBchaft  und  Tortur.  1719  wurde  die 
Schwester  einer  Eindsmörderin,  welche  su  der  That  beigeholfen 
und  sich  selbst  der  Hureroi  und  des  Ehebruchs  schuldig  gemacht 
hatte,  eben&lls  aus  Gnaden  geköpft  Die  letzte  Todesstrafe  wegen 
Eindsmords  datirt  vom  Jahr  1806;  da  wurde  sowohl  die  Einds- 
morderin  Ursula  Küster,  als  deren  Kutter,  welche  sie  zur  That 
angestiftet  hatte,  geköpft,  und  zwar  wiederum  ausdrücklich  ans 
0naden;  der  Mutter  wurde,  ebenfàlla  aus  Gnaden,  die  Yerschäifung, 
der  Hinrichtung  der  Tochter  zusehen  zu  mQssen,  erlasaen.  1812 
wurde  Christine  Hoch  von  Haselwangen  zum  Tode  Tcrurtheilt,  aber 
vom  GrosHon  Rath  begnadigt,  an  den  Pranger  gestellt,  im  Arm- 
sûndcrrahmen  durch  die  Stadt  geführt,  zu  25  Jahren  Arbeitshaus 
und  lebenslänglicher  Ausweisung  aus  der  EidgenoBsenschaft  ver- 
urthoilt.  Im  Jahr  1830  wurde  noch  Pranger,  12  Stockstrcicho  und 
24  Jahre  Arbeitshaus  für  eine  Kindsmorderin  aus  Dürflingen  aus» 
gesprochen;  in  den  vier  folgenden  Füllen:  1857:  16  J:ihro  Kotten- 
Strafe  und  12  Jahre  Arbeitsbaus  II.  Klasse,  nebst  lebenslänglicher 
Verbannung  aus  der  Eidgenossenschaft;  1858:  in  zwei  Fällen  16 
Jahr  Ketten.  Gegenwärtig  sind  filnf  bis  sechs  Jahre  Zuchthaus  die 
üblich.  Strafe. 

Der  verwandte  mildere  Fall,  dass  die  Mutter  die  Schwanger- 
schaft verheimlicht  und  das  Kind  bei  der  Geburt  stirbt,  ohne  dass 
beabsichtigte  Tüdtung  erwiesen  ist,  kommt  in  älterer  Zeit  in  meinen 
Quellen  nicht  vor.  Solche  Fälle  wurden  wahrscheinlich  dem  Kinds- 
mord gleichgestellt.  Nur  1537  kommt  ein  daran  anklingender  Fall 
vor,  da  ein  Merishauser  das  Kind  hei  der  Geburt  ohne  Hebamme 
umkommon  liess,  es  heimlich  im  îStalI  b  «grub  und  überdies  die 
3futt(>r  inissliaodelte.  Der  Monscli  wurde  geschwemmt.  1752  crliess 
<ior  Kath,  uru  don  hnufif^rn  Kiudsinordcn  zu  sfpiicrn,  oino  Y«*rord- 
nuug,  woiiarli  jede  Wi-i bsjxMsuu,  welcho  hoiiiilkdi  ein  ((»dies  Kind 
gebäre,  zu  caihaupten  sei,  auch  wenn  erwiesen  werden  könne,  dass 
Bie  OS  nicht  selbst  getödtet  liab<'.  Im  1!».  Jahrhundert  lial»e  ich 
dai;et:;('n  bis  1859  fünf  solche  Falle  gefunden;  iMOl  wurde  die 
Seliuldige  zu  6  Monaten  (Jefangniss,  1814  zum  Sehandbänkloin  und 
12  Jahren  Arbrit^haus,  1824  zu  12  Jahren  Arbeitshaus,  1829  zu 
einom  Jahr  Arbeitshaus  und  1S57  zu  1  Monaten  Arbeitshaus  zweiten 
Grads  und  G  Jahren  Kantousverweisuug  verurihuilt. 

Alifrcihnntj  der  LcHjcs/nicht  bedroht  die  Carolina  mit  Ertränken 
oder  sonst  einer  Todosart.  Es  ist  mir  ein  einziger  Fall  aus  dem 
Jahr  1716  vorgekommen;  laut  Chronik  wurde  die  Schuldige  geköpft. 


Digitized  by  Google 


Terbredien  und  Strafe  in  Sdiaffhansen  Tom  HitteUlter  bis  in  die  Neuxelt  351 

OscnbruggcQ  unt*  rsclicidot  scwiacben  Hord  und  Todtochlag  noch 
ein  Mittelding,  die  unehrhche  Tödtung;  es  igt  eine  mildere  Form 
yon  Mord.  loh  habe  Mr  Schaflfiiausen  keinen  Beleg  dafür  gefunden. 

£b  folgt  als  letzte  und  gewöhnlichste  Art  der  Tödtung  der 
Todttehlaff,  die  ehrliche  Tödtung  im  offenen  Kampf.  Auch  hier 
deckt  sieh  der  mittelalterliche  Begriff  nicht  TöUig  mit  der  gegen- 
wärtigen Auffassung.  Heutzutage  wird  als  Todtschlag  betrachtet  die 
zwar  vorsätzliche,  aber  nicht  vorbedachte,  in  der  Aufregung,  im 
Affekt  begangene  Tödtong.  Nach  mittelalterlicher  Anschauung  war 
auch  detjenige,  der  mit  Vorsatz,  nur  nicht  aus  einem  schändlichen 
unehrlichen  Motiv,  nicht  dos  Raubs  wegen,  sondern  etwa  aus  Fa- 
milieniache,  und  nicht  in  unehiiicher  Weise,  nicht  heimlich,  durch 
plötzlichen  Ueberfall,  Jemanden  tödtete,  nicht  Mörder,  sondern  nur 
Todtschläger.  Der  bereits  erwähnte  Eberhard  Stokar,  welcher  1661 
einen  Familienfeind  erschoss,  war  trotz  dieses  ehrlichen  Motivs  ein 
Mörder,  weil  er  sein  Opfer  unvermuthet  fiberfiel  und  niedersehoss, 
als  es  ahnungslos  unter  der  Hausthflr  stand. 

Pur  den  Todtschlag  haben  wir  ein  sehr  reichhaltiges  gesetz- 
geberisches Material  zur  Verfügung. 

Der  Schaffhauser  Richtebrief  hat  eine  schon  ziemlich  aus- 
gebildete Kasuistik  fur  die  verschiedenen  Fälle  von  Todtschlag. 
g  7  von  mandat,  gleich  Todtschlag,  lautet: 

„Swä  ains  bnrfjers  sun  aide  ain  burj^er  den  andern  sieht  zc  todc, 
der  gît  der  etat  zu  buoze  zelieu  luarcii  Silbers,  und  st»!  man  im  sin  bctste 
lius  ab  brechen.  Ob  aber  er  io  der  stat  nielit  huses  hat,  so  ist  er  der 
State  schuldich  ze  buoze  zwainzich  marche  püIm  pk  fiir  das  lius  zuo  den 
ersten  zeheu  marcheD)  und  soi  ain  jâre  vor  der  stat  sin.** 

Zahlt  er  nicht,  so  dauert  nach  §  8  die  Verbannung  so  lange, 
bis  er  endlich  doch  zahlt.  Nehcn  dieser  an  die  Stadt  zu  zahlenden 
Busse  ist  ausdrücklich  noch  die  an  das  Gericht  und  den  Kläger  zu 
entrichtende  vorbehalten.  Auch  soll  es  das  Haus  vor  Abbruch  nicht 
schützen,  wenn  ein  Leibgedinge  von  des  Todtschläger»  Mutter  darauf 
ruht  oder  es  gemeinsames  Eigenthum  mit  einem  Bruder  oder  sonst 
einem  Dritten  ist,  wenn  nur  der  Todtschläger  zur  Zeit  seiner  That 
darin  wohnte.  Wer  ihn  fristet  oder  haust^  zahlt  nach  §  9  10  Mark 
Silber  Busse.  Hat  der  bürgerliche  Todtschläger  in  der  Stadt  ein 
Haus,  der  ebenfalls  bürgerliche  und  in  der  Stadt  wohnende  Ge- 
tödtoto  aber  nicht,  so  wird  des  Thäters  Haus  nach  §  10  nicht  ab- 
gebrochen, sondern  er  zahlt  daiur  an  die  Stadt  10  Mark  Busse, 
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wieder  mit  Verbannung  bis  zur  Entrichtung,  llabeu  Beide,  Thäter 
und  Getödteter,  in  der  Stadt  ein  Haus,  dos  Letzt(M-eii  ilaus  ist  aber 
unter  20  Mark  Silber  werth,  so  kiiim  der  Thiiter  sein  Haus  mit 
20  Mark  auslösen.  Ist  es  über  20  Mark  wertli,  so  wird  des  Todr- 
schlägers  Haus  nicht  g^^schont,  und  er  zahlt  dazu  noch  10  Mark 
(§  IlV  Erschlägt  ein  Bürger  in  der  Stadt  einen  Landmaiui,  so 
bestimmt  charakteristischer  Weise  der  Kath  die  Busse  nach  ^^  illkür 
und  Umständen  (§  12).  In  24  wird  noch  nachgetragen,  dass  dem 
bürgerlichen  Todtschlägor,  der  nicht  in  Nothwchr  gehandelt  hat, 
Messer  uu<l  Schwert  abgesprochen  wortirn.  Konnte  in  TDdtschlags- 
fällen  die  Busse  nicht  gleich  bezahlt  werden,  so  verlangte  der  Bath 
Bürgschaft.  War  diese  nicht  biMzubringen,  so  wurde  der  Thäter 
auf  zehn  Jahre  verbannt  und  auch  nach  deren  AVilauf  erat  gegen 
Erlegung  der  Busse  wieder  in  die  Stadt  aufgenommen. 

A,as  diesen  eingehenden,  aber  ziemlich  ungeschickt  gefassten 
Bestimmungen  wird  so  recht  deutlich  ersichtlich,  wie  viel  Noth  die 
Tudtschläge  dem  Rath  bereiten  mussten.  Da  Jedermann  die  Waffe 
allezeit  mit  sich  trug,  so  war  bei  der  heftigen  nnd  rauhen  Ge- 
mûthsart  unserer  Vorfahrcm  das  Feuer  beim  geringsten  Anlass  im 
Dach  und  ein  Menschenleben  hin.  Osenbrüggon  nennt  den  Tudt- 
schlag  geradezu  das  Normalverbrechen  des  Mittelalters.  Höchst 
eigenthûmlich  ist  das  Abl)r  e(  hen  des  Hauses,  eine  Strafe,  die  für 
die  Stadt  ihre  schweren  Bedenken  haben  musste.  Wenn  Todtschläge 
häufig  vorkamen,  musste  eine  Stadt  ja  stellenweise  ganz  ruinenhaft 
aussehen,  und  bei  der  leichten  Bauart  der  Häuser  war  ein  solcher 
Abliruch  auch  für  die  Nachbarhäuser  unter  Umständen  eine  Gefahr. 
Diese  Strafe  wurde  daher  jedenfalls  aus  praktischen  Gründen  ziem- 
lich früh  fallen  gelassen.  In  den'  für  diese  Arbeit  benutzten  Quellen 
kommt  sie  nicht  vor. 

Die  im  lüchtebrief  genannten  Strafen  könnten  auffallend  ge- 
linde erscheinen,  wenn  man  annehmen  mässte,  damit  sei  der  Todt- 
schlag  auch  wirklich  gesühnt  gewesen.  DaTon  war  aber  keine 
Rede.  Zur  Zeit,  da  der  Richtebrief  erlassen  wurde,  war  die  Stadt 
noch  nicht  in  den  Besitz  dos  Blutbunns  gelangt.  Das  Kloster  Aller- 
heiligen hatte  lur  sein  0«  biet,  in  dem  auch  die  Stadt  inbegriffen 
war,  die  Immunität  und  damit  auch  den  Blutbann  erworben.  Die 
benachbarten  Landgerichte,  welche  unmittelbar  an  der  Grenze  der 
Stadt,  im  Urworf  und  an  der  Feisgasse  zuweilen  ihre  Sitzungen 
hielten,  hatten  in  der  ätadt  nichts  zu  sagen.  Wann  die  Stadt  vom 
Abt  den  Blutbann  erworben  hat,  ist  noch  nicht  klargestellt  und 
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wäre  einer  besonderen  Untersuchung  wühl  werth.  Zur  Zeif  des 
Erhisses  des  Kichtcbrict's  wsir  das  jedenfalls  noch  nicht  erfolgt,  und 
so  konnten  denn  auch  die  Strafdrohungen,  welche  in  diesem  Brief 
der  liatli  gegen  die  Tndt-^chliiger  erlies«,  sich  nur  gegen  den  Bruch 
do8  Stadtfriedens  wenden,  der  auch  la  einem  Todtsehlag  lag,  wie 
es  denn  auch  ausdrücklicii  heisst  :  „mit  diesen  marchen  ist  der  stat 
gehuozot  âue  die  buo/.e  die  er  dem  gerichte  und  dem  kleger  schul- 
dich  ist."  Neben  der  an  die  Suidt  zu  entrichtenden  Busse  ging 
noch  die  oigentliehe  richterliclio  Strafe  und  die  an  die  Hintcrlasaenen 
des  Uetrtdtett'ii  zu  zahlende  Summe  her. 

Auf  gauz  ähnlichem  Boden  steht  noch  eine  vom  Jahr  1353 
datirte  Satzung  des  Stadtbuchs.  Die  Bussen  siud  hier  noch  milder. 
Der  Todtschliiger,  heisst  es  d.i,  soll  so  lauge  aus  der  Stadt  ver- 
bannt sein,  bis  er  sich  mit  des  (b'tödteten  Familie  und  den  Richtern 
abgefunden  habe,  und  soll  der  Stadt  noch  fünf  Mark  Silber  geben. 
Das  gilt  für  den  Fall,  wo  Thäter  und  Oetodteter  Burger  sind.  Er- 
schlägt ein  Landmaan  einen  Burger,  so  erhöht  sich  die  Busse  auf 
20  Mark. 

Als  später  die  hohe  Gerichtsbarkeit  auch  an  die  Stadt  über- 
ging, fiel  diese  dttppi  jte  Bestrafung  weg^  uud  es  wurde  nunmehr 
nur  eine  einheitliche  Strafe  verbringt.  Zu  der  Zeit,  da  die  Proto- 
koUirung  im  Vergichtbueh  beginnt,  but  sieb  das  jedenfalls  bereits 
vollzogen.  Mit  dieser  Yt  reinheitlichung  (ier  Strafe  wird  es  nuu 
auch  möglich,  sich  ein  Bild  davon  zu  machen,  wie  weit  etwa  noch 
das  altgermanische  Raclierecht  der  Familie  rTcf'idteten  in  Kraft 
bestand,  oder  wii;  weit  es  bereits  vor  der  Ötralptücht  des  Staates 
hat  zurückweichen  müssen. 

Wenn  ein  Todtsehlag  vorkam,  m  war  der  regelrechte  Hergang 
der,  d:T^s  der  Thäter  flüchtig  wurde;  der  Rath  liess  darauf  die  drei 
Kufe  gegen  ihn  ergehem,  ihn  vor  Gericht  ford«;rn,  und  wenn  er 
sich  nicht  stellte,  wurde  er  in  Acht  und  liann,  vogelfrei,  sein  L'  ib 
und  Gut  vf'rfallen  erklärt.  Sein  VermügeQ  wurde  konfiszirt  und 
er  selbst  geköpft,  wenn  er  sich  greifen  liess. 

Der  Schwabenspiegel  sagt  einfach  :  „Swer  einen  mau  ze  tode 
sieht,  den  soi  man  abe  daz  lioubt  slRb-  n." 

Auch  die  Carolina  setzt  Enthauptung  als  Strafe  des  Todtschlä- 
gers  fest,  und  zwar  sagt  sie  ausdrücklich,  es  solle  der  Todfsehläger 
nicht,  wie  mancherorts  geschehe,  gleich  dem  M<«rder  gerädert  werden. 

"Wie  sich  das  im  Lauf  der  Zeit  gemildert  hat,  wird  sich  bei 
der  Betrachtung  der  einzelnen  Fälle  ergeben.   Im  Strafgesetz  Ton 


354 


D.Stokar. 


1831  ist  dem  Todtschlâger  10 — 24jakrii;f  Kettonstralb  aiif^edrohr, 
weniger  ula  lU  Jahre,  weim  der  Thiiter  durch  nchwere  Beleidiguug 
oder  Misshandlung  zur  That  gereizt  wurde.  Unser  gegenwärtiges 
Strafgcsetzhuch  endlich  droht  Zuchthaus  von  5—20  Jahren  an,  im 
Fall  der  Reizung  durch  den  Oetödieten  im  Minimum  zwei  Jahre 
Gofangniss  ersten  Grads. 

In  den  benutzten  Quellen  haben  sich  im  Ganzen  zwischen  40 
und  50  Fälle  von  Todtscliiai;  gefunden.  Eb  sind  das  nicht  viele, 
und  ich  kann  uiimüf^lich  annehmen,  dass  die  Liste,  wenigstens  für 
die  ältere  Zeit,  vollständig  sei.  In  das  lä.  Jahrhundert  fallen  drei 
FäMe,  in'«  16.  deren  14,  in's  17.  ebenfallfî  14,  in's  18.  sechs  und 
in's  19.  gar  nur  einer.  Das  vorhitiideno  Material  reicht  aus,  um 
zu  erkennen,  wie  diese  Fälle  behandelt  wurden,  und  darum  handelt 
es  sich  ja  in  erster  Linie. 

Von  hoher  Wiclitigkeit  für  die  Erkenntniss,  in  welchem  Sta- 
dium die  RochtsauKchauung  von  dem  iiacherecht  der  Familie  des 
Getödteten  und  der  Strafpflicht  des  Staates  um  diese  Zeit  noch 
stand,  ist  gleich  der  erste  Fall,  von  dem  wir  urkundliche  sichere 
Kunde  haben.  In  den  4üer  .laiiren  des  15.  Jahrhunderts  erschlug 
Wernlin  Wernlier  von  Merishausen  den  Henimi  Keller  von  eben- 
daselbst. Der  Fail  keim  erst  in  Merishausen,  dann  vor  Lands^ericht 
zur  Verluiüdlung  ;  aus  urkundlich  nicht  mit  Sicherheit  zu  erkennen- 
den und  für  unsern  Zweck  auch  gleichijültigen  Gründen,  wahr- 
ächeinlich  wegen  mangelnder  Kompetenz  der  Gerichte,  kam  es  zu 
keinem  Spruch,  der  von  den  Parteien  anerkannt  worden  wäre. 
Schliesslich  einigten  sie  sich  dahin,  den  Fall  durch  ein  Schieds* 
gericht  entscheiden  zu  lassen,  und  dieses,  bestehend  ans  Hans  Frit- 
bolt,  Burgermaister,  Hainrich  Barler,  under  Burgermaister,  und 
Anthoni  Ootterlin,  Stattsduriber,  braehte  denn  aaeh  einen  gütlichen 
Vergleich  zu  Stande,  der  in  einer  Yom  Frohnleiehnamstag  1445 
datirten  ansfflhrlichen  Urkunde  in  Form  eines  Urphedebrtefes  im 
Stadtarohir  erhalten  ist.  Darnach  bekennt  Wernlin  Wemher, 
„das  er  schuld  hab  an  dem  todtschlage  der  an  dem  benuiten  Hem- 
min  Keller  seligen  geschehen  sie,  wolle  onch  dammb  gern  besse- 
rung  tun.*  Beide  Parteien  verpflichten  sieh  im  Femern,  den  Fall 
gütlich  beizulegen  und  alle  Rache  abzuthun,  was  mit  folgenden 
Worten  ausgedrückt  wird: 

„Ufr  das  so  haben  bald  partien  nämlich  der  letzbenant  Wernlin 
Wernher  uff  ain  and  Uemmin  Kellers  seligen  frUnde  jegUch  partie  fttr 
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sich  n<s  noch  fUr  Hemmin  Kellers  seligen  Kinde  und  fUr  allen  denen 
80  das  hcrürt  oder  berUreii  m<3chte  ain  getrüwe  sUn  und  gantz  durch- 
gende  uffreoht  cwif^e  riclitung  ze  lullten  und  die  sach  und  was  sich  da- 
rinn  mit  Worten  oder  wergkei»  untz  liai  geraucht  hat  in  argem  und  in 
unfrüntschafft  gen  ainander  noch  sust  niemer  ze  melden  ze  äfern  n<>cli 
ze  rechen  oueh  das  mit  seliaiFen  noch  verbengen  getan  werden  haimlicb 
noch  offenlicb  dahains  wegs,  sunder  gut  frttnd  ae  sind  und  Mnd  w  frttnd 
an  machen  nnd  allea  das  ae  tiinde  daa  an  ainer  gantzen  gelrUweo  rtcli- 
tung  gehört  an  alle  geverd,  annder  daa  allea  mit  uffgebepten  vingern 
und  gelertoo  worten  liblichen  an  gott  und  den  hailigen  geaworen  ao 
halten  und  damit  die  sache  ganta  luter  zu  um  drien  zu  minne  und  recht 
gesetzt  ouch  gelobt  und  versprochen  bi  den  selben  iren  vorgenanten  ge- 
sworen  aiden  zu  halten  waa  wir  drie  fttrer  si  in  der  sach  haisnend  tun.*^ 

Die  Schictlarichter  legten  dem  Todtechläger  dann  folgende 
^Besserung"  auf: 

Er  soll  50  halbvierlingachwere  Kerzen  an  dem  Ort  stiften,  wo  der 
Leichnam  des  Ersohlafjencn  bcprrahpn  ist:  ferner  soll  er  da,  wo  die  Fa- 
milie des  Get(1dteten  es  wünscht,  dcniselhen  ein  steinernes  Kreuz  setzen, 
weiter  binnen  hiliresfri^t  der  Kirche  zii  Merishansen  2')  ^ruter  rlieinisebor 
Gulden  zu  einem  ewigen  rjicht  stiften,  das  der  Seele  des  Heruuii  Keller 
zu  Tröste  daselbst  brennen  soll;  oder  aber  er  soll  der  Kirche  zu  Meris- 
bauten  jahrlich  uut  St.  Martins  Tag  einen  Gulden  zahlen  und  dafür  auf 
sichere  Guter  pûtes  Unterpfand  f;eben.  Weiter  soll  er  dreimal  /ai  unser 
lieben  Frauen  zu  Einsiedchi  wallfahren  oder  einen  Andern  wallfahren 
lassen  des  Hemmi  Kellers  Seele  zn  Tröste.  Sollte  er  oder  seine  Erben 
„vor  nnfrid'*  binnen  Jahresfrist  diese  drei  Fahrten  nach  Einaiedeln  nicht 
ausfuhren  kOnneo,  so  sollen  sie  es  ohne  Säumen  thun,  sobald  es  Friede 
wird.  Auch  soll  Werlin  Wemher  des  Hemmin  Keller  Frttndcn  dcß  Ur- 
knnd  bringen.  FOr  alle  diese  Leistungen  sollen  alte  GOter  des  Thiter» 
oder  seiner  Erben  haftbar  sein,  so  daß  die  Freunde  Hemmin  KeHers  mit 
oder  ohne  Gericht  auf  dieselben  greifen  Itönnen,  Falls  er  sein  Vcr* 
sprechen  nicht  halten  solltOi  und  dagegen  soll  „den  bedachten  Wemlin 
Wemher,  sin  erben  und  ir  gttter  liegend  und  varend  nit  friden  noch 
beschirmen  dehain  gaistlich  noch  weltlich  gericht,  kain  frirecht,  bürg* 
recht,  stattrecht  noch  lautreeht  noch  SttSt  dahain  ander  schirm,  frihaif^ 
gericht  noch  recht,  geschriben  noch  ungeschribeUi  dehain  trostnng, 
gelait,  gewonhait,  ainung,  puntniß,  geselschaiTten  noch  snst  ntttzit  libérai 
so  jeman  ze  schirm  erdengken  kan  al  mag  dehains  wegs.** 

Yen  einer  Busse,  welclie  der  Thäter  an  den  Staat  zu  zahlen 
hätte,  ist  keine  Rede.   Ea  wäre  allerdinga  denkbar,  dasa  dieselbe 
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dennoch  ausgefällt,  aber  in  dieser  Privatnrkuade  nicht  erwähnt 
worden  wäre.  Wahrscheinlich  ist  es  hImt  nicht,  denn  der  Stnat 
schritt  ja  nicht  ex  officio  ^egen  den  Todtschlägrr  ein,  sondern  nur 
auf  Klage  der  Familie  des  Krsclilaü'tMieu.  Klage  war  "ahor  vor 
Bürgermeister  und  Rath  von  S*  h  iti  Ii  ui>-  n  nicht  erhoben  worden. 
Eb  handelt«*  sich  nur  um  eine  private  Yoruuttlung,  ein  „geschaid*, 
der  sich  die  drei  Amtepersoaeix  dem  lieben  frieden  zu  Liebe  unter- 
zogen. 

Es  bezeichnet  das  noch  ein  ganz  primitives  Stadium  der  Ent- 
wicklung. Das  private  Rache-  und  Yorgleichsrecht  ist  noch  unzweifel- 
haft das  Weseutliclie,  das  Htaatliche  liussereclit  nur  das  Sekundäre. 
Von  hohem  Interessi*  ist  es  sodann,  hier  einmal  einen  Bogriff 
davon  711  erhalten,  worin  eine  derartige  Abfindung  bestehen  mochte. 
Ton  einem  bestiramten  Wehrgeld  ist  also  nicht  mehr  die  Rede. 
Die  Hiüterlaäheuen  des  Hemmi  Keller  müssen  recht  noble  Leute 
gewesen  sein,  dass  sie  kein  Geld  fur  sicli,  sondern  nur  fromme 
Leistungen  zum  Seeleutrost  des  Gctödteten  verlanirten. 

Der  zweite  Fall  von  1450  zeigt,  wie  hoch  um  diese  Zeit  der 
Bussanspruch  des  Staates  war.  Lrat  einem  erhaltenen  Urphedbrief 
verspricht  Rüedi  ZoUer  Ton  Beringen,  fur  einen  begangenen  Todt- 
achlag  der  Stadt  zwanzig  Mark  Silber  zu  zahlen. 

Ebenso  ist  aus  dem  Jahr  1457  ein  Urphedbrief  erhalteUi  in 
welchem  Hans  Ilolysen,  der  Schmied,  sich  des  Todtschlags  an 
Martin  Kern  schuldig  und  verpflichtet  erklärt,  als  Bosse  auf  nâohsten 
Martinitag  der  Stadt  acht  rheinische  Qalden  su  xahlen. 

Im  Jahr  1455  wurde  Wilhelm  am  Btad  wegm  Todtsohlags 
mit  Acht  und  Bann  belegt.  1462  ersohlng  Hans  BrOmi  einen 
Knecht.   Sein  Urtheil  lautet: 

„Hanns  Brlimi  ist  berechtet  wonitii  umb  den  todschl.i;:  so  er  be- 
gangen haut  an  dem  kn**cht  dess  gewand  im  jrencht  <relegen  ist  imd  ist 
also  nach  der  Statt  Scliatlhtisen  gewonhaiteii  und  harkonien  so  man  in 
sölicli  sache  ptli;.rt  zu  hnichen  also  und  gesprochen,  dass  er  umb  sölich 
ffiiBStaut  den  frlinden  des  totten  den  lih  und  dem  vogt  und  gerioht  das 
gut  80  er  iu  der  Statt  und  im  gerichte  haut  verfallen  sin  uud  wa  er 
in  dieselbe  Statt  oder  geriebt  kome,  das  dan  zu  im  nah  des  Kichs  Recht 
gerieht  werden  sei.** 

In  diesem  Urtheil  ist  Verschiedenes  beachtensworth.  Einmal 
die  Formel  :  „dess  gewand  im  gericht  gelegen  ist''  Dass  das  Gewand 
des  Getödteten  im  feierlichen  Gerichtsal^t  Torgelegt  wurde,  war 
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oino  stäiidii^o  L'ebung,  dir  sich  bis  in  späte  Zoit  hinein  erhält. 
JJurch  Vorweisen  der  Löcher,  welche  dn^  tödtlielie  Instrument  in 
das  Gewand  gerissen  hatte,  galt  die  That  als  gerichtlich  erwiesen. 
Sodann  ist  hochwichtig,  dasH  drn  Freunden,  der  Famihe  des  Oe- 
tödteten  das  Leben,  dem  A'ogt  und  (Jerieht  das  Gut  des  Thätcrs 
verfallen  sein  soll.  Ks  stand  somit  der  Familie  des  Getödtrteu  frei, 
ihre  Rachi»  an  dem  Thüter  zu  üben,  sofern  sie  seiner  habhaft 
werden  konnte.  Der  Staat  zog  das  Gut  an  nich,  und  weim  der 
Thüter  iu  seine  Hände  fiel,  ^^^lrde  er  nach  des  Reichs  Recht  ge- 
richtet, d.  Ii.  enthauptet,  falls  nicht  begnadij^t  wurde.  Das  ist  noch 
ein  sehr  primitiver,  alterthilmlicher  Standpunkt. 

1495  erschlug  Constanz  Offenburger  seinen  Schwager  in  leicht- 
fm'tigem  Streithandel.  £r  flOrhr  >ri'  sich  in  die  fryliait,  das  Asyl 
des  Klosters  Allerheiligen,  und  stellte  sich  yon  dort  aus  dem  Gericht, 
▼erlangte  aber,  dasB  er  wieder  dorthin  zurückkehren  dürft».  Ks 
wurde  ihm  das  abgeschlagen,  da  seine  Handlung  ^so  mortlich  und 
boss*^  sei,  dasa  er  „der  fryhait  nit  genoss"  sei.  Weil  der  GetÖdtete 
sein  Schwager  war,  fasste  das  Gericht  die  That  als  Mord,  nicht 
Todtschlag,  auf,  erkannte  jedoch  aus  Gnaden  nidit  auf  Badem, 
sondern  Enthauptung.  Ebenso  wurde  1524  Jakob  Heer  wogen 
Todtschlags  an  seinem  Schwager  auf  Klage  der  Verwandtschaft 
gekijpft.  Dasselbe  geschah  1525  an  Michel  Spinner,  der  im  Wirth- 
schaftHistreit  einen  (lescllen  ohne  allen  Grund  erstochen  hatte.  Vom 
Jahr  1533  berichtet  die  Chronik,  es  seien  zwei  Bürger,  welche 
einen  Ravenspurger  erschlagen,  jeder  um  50  Gulden  !ze1»ûs8t  wordeUt 
Den  Belog  für  dieses  auffallende  Urtheil  habe  ich  nicht  gefunden. 
Iö2d  kehrt  gegen  Lnz  Maag  Ton  Beringen  die  Formel  wieder: 

„das  mit  Hern  dem  vogt  und  ûn«n  Ersameu  gericht  das  gatt  und 
der  frUndtscbaill  der  Lyb  verfallen  syn  und  s$Ue  dem  Im  Haag  hiemit 
miner  Hern  statt,  gericht  und  gepiet  verpotten  syn,  also  wa  er  darinn 
ergriffen,  so  soi  desshalb  an  Ime  nach  Ryclis  und  kaiserlichen  Rechten 
als  zu  ainem  Todtsehleger  gerichtet  und  geptfsst  werden.* 

Aehnlich  wird  1530  über  Heinrich  Walter  von  Lühiiingen  ge- 
urtheilt,  im  selben  Jahr  Jörg  Wiiidier  von  Schlattingen,  der  seinen 
Bruder  umgebracht,  geköpft,  im  IG.  Jahrhundert  wurden  noch 
drei  weitere  Todtschlager  geköpft. 

1543  wurde  der  Todtschlager  Martin  Bischof  aus  Gnaden  nicht 
geköpft,  sondern  zu  lUÜ  Gulden  Busse  und  den  Kosten  vorurtheilt 
und  Teibannt,  den  Verwandten  des  Entleibten  jedoch  ihr  Recht 
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und  Ck»rechtigkcit  gegen  den  Thiter,  so  sie  denselben  greifen  mögeo, 
gSnzlich  vorbehalten. 

Von  Interesse  ist  ein  Fall  von  1564.  In  Kennkirch  hatten 
Thomi  Wedeli  und  Adam  Uellinger  deu  Jerg  PfiiFer  erschlagen. 
Die  Yerwandtseliaft  des  Oetodteten  irsndte  sieh  an  die  Obrigkeit 
mit  der  Bitte,  die  Klage  an  ihrer  Statt  durehmiföhren,  da  sie  die 
Mittel  dasu  nicht  besisse.  Der  Obervogt  von  Neunkirch  Hees 
dann  anch  durch  den  Weibel  von  Hailau  Klage  erheben,  da  er 
gsemlich  nmtwülige  Abelthatt  nit  ungostraffik  hingon  lassen*  kdnne. 
Es  wurden  die  drei  Ladungen  gegen  die  Thäter  erlassen,  und  als 
sie  sich  nicht  stellten,  wurde  dem  Hauptthftter  Wedeli  in  contumaciam 
das  Leben  abgesprochen  und  die  Terwandten  des  Getödteten  er- 
mSchtigt ,  wenn  sie  ihn  greifen  mdgen,  ihn  m  fongen  und  dem 
Gericht  einzuliefern.  Sein  Vermögen  wurde  dem  Staat  verfallen 
erklirt.  Der  sweite,  weniger  schuldige  ThSter  wurde  späterer  Yer- 
urtheilung  vorbehalten,  wenn  er  je  ergriffen  werden  sollte.  Sehr 
beachtenswerth  ist  an  diesem  Fall,  dass  der  Staat  auf  Bitte  dor 
unvermögenden  Klagberechtigten  die  Yerfblgung  an  Hand  nahm. 
Das  lÜFentliche  Interesse  an  der  Bestraf  img  des  Thäters  ist  also 
doch  schon  um  diese  Zeit  dem  Staat  cum  Bowusstsetn  gekommen. 
Auch  ist  der  Thäter  schon  nicht  mehr  den  Angehörigen  des  Ge- 
tödteten mit  seinem  Leib  verfollen,  wie  es  früher  immer  heiast; 
sie  dürfen  ihn  nicht  selbst  tödten,  sondern  nur  im  die  Obrigkeit 
abliefern.  Dieser  Fall  bedeutet  feinen  wichtigen  Markstein  in  der 
. Entwickelimg  der  Htiiatlichen  8 traf verfoigungs-Befugniss  und  Pflicht. 
Im  folgenden  Jahr  findet  das  auch  [seine  Bestätigung;,  indem  ein 
Todtschläger  mit  Leib  und  Gut  der  Obrigkeit  verfalleu  erklärt 
wurde.  Für  den  wenigor  ^chuldigon  Adam  L'elliuger  lief  die  Sache 
noch  leidlich  glimpflich  ab.  Im  Besitz  des  historisch-antiquarischen 
Vereins  beändet  sich  ein  Brief,  worin  sich  derselbe  durch  Ycr- 
mitrluug  des  Xouukircher  Obervogts  Peyer  und  zweier  Neunkircher 
Bürger  ab  Schiedsrichter  mit  der  Familie  des  Gotödtoteu  auf  folgende 
Bedingungen  hin  abfindet:  Uellinger  darf  wieder  nach  Neunkirch 
zurückkommen.  Wo  er  aber  in  Wirth^hiuisern  oder  Gesellschuften 
einen  der  Verwandten  des  Getödteten  Hndot,  hat  or  zu  weichen 
und  Rb/utTCTfn  :  ist  er  zu'Tst  ;in  oin*'in  '  >i  t  und  »  in  r  d'-r  Of  fener 
kommt  nach  ihm.  so  kann  er  l>Ieil>  'u.  Und  '  Purroiru  >nll,-ii  ein- 
ander weder  mit  Wontii  noch  Weikeu  rei/.i  ii.  l  rllin^er  liat  der 
Familie  des  Getödteten  40  Pfd.  Heller  in  zwei  lùueu  zu  zahlen. 
Beide  Parteien  beschwüren  dieses  Abkommen.  Ob  darüber  hinaus 
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t  eil  Inger  noch  eine  Busse  an  die  btadt  zu  zalilen  hatte,  geht  aus 
4em  Brief  nicht  hervor. 

157"»  wurde  Hans  Frei  von  Marthalen,  weil  sein  Todtsohlag 
kein  uneiirliciior  sei.  wieder  in* s  Asyl  zurückgeliofert  und  der 
Familie  des  Getudtoteu  freigestellt,  ihn  als  ToJtsehläp-or  an  Leib 
und  Tjêlten  richten  zu  lassen,  falls  sie  seiner  im  Gebiet  der  Stadt 
habkalt  werden  sollten.  Vor  seiner  Freilassung  im  Asyl  hatte  er 
.auch  noch  alle  Kosten  zu  zahlen. 

1583  wurde  Felix  Wild  wegen  Todtschlags  geköpft. 

1596  wurde  Jakob  Schöttli  von  Untcrhallau,  dor  einen  andern 
Hallauer  nächtlicher  Weise  im  Streit  erschlagen  hatte,  olme  den- 
selben zu  erkennen,  mit  einer  blossen  Busse  von  80  Pfd.  Ueller 
entlassen,  nachdem  er  sich  mit  der  Familie  des  Getödteton  gutlich 
abgefunden  hatte.  Im  selben  Jahr  kam  ein  Todtschläger,  dessen 
That  sich  melir  der  fahrlässigen  Tödtung  näherte  und  der  «ich  mit 
•der  Familie  des  Getödteten  Tcrgliohen  hatte,  mit  30  Pfd.  Heller 
4aTon. 

1600  brachte  ein  Schar  wach  ter  in  Ausübung  seines  Am  ta  einen 
Bürger  mit  einem  Hellebardenstreich  um.  Die  Verwandten  zogen 
die  Klage  zurück  und  darauf  wurde  der  Thäter  seines  Amts  ent- 
setzt, um  80  Pfd.  Heller  gebüsst,  ihm  auf  ein  Jahr  die  Wehr  und 
alle  GeaelUchaften  verboten  und  er  ferner  angewiesen, 

„snr  Vermeidung  bQses  yfers  und  Unwillens  dess  entlypten  Kind, 
wittib  und  blutsfrttnd  nit  allein  uff  der  Landt  und  fryer  RicbsstraaSB, 
sonder  oucb  uff  den  gassen,  in  wUrtshOsemi  trink  und  Badstnb^  und 
4iUen  andern  orten  und  enden  da  er  sy  und  vy  inne  befinden  und  treffen 
mlfchteny  wichen,  yon  ihrem  angesiebt  abtretten  und  der  enden  sy  gegen- 
wertig, gaos  und  gar  ungeirt  and  ungesAampt  lassen.** 

Endlich  muasto  er  den  Hinterlassenen  alle  Kosten  ersetzen 
und  ihnen  eine  Abfindung  yon  30  Pfd.  Heller  in  drei  Jahresraten 
.zahlen. 

Im  selben  Jahr  wurde  ein  Siblinger,  der  in  gorechter  Noth> 
wehr  emen  Todtschlag  begangen  hatte,  von  aller  Klage  von  Seiten 
der  Anyerwandten  des  Getddteten  freigesprochen,  für  den  begangenen 
Freyel  jedoch  eine  staatliche  Strafe  yorbehalten,  über  deren  Ausfall 
nichts  aufgezeichnet  ist  Ein  Kiohael  Beuggin,  der  an  seinem  Weib 
Todtschlag  begangen  hatte,  wurde  1601  als  Todtschläger  des  Lebens 
yerlttstig,  sein  Gut  yerfollen  erklärt,  er  dann  aber  zu  einj&hriger 
Terbannung  und  400  Gulden  Busse  begnadigt. 
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1606  wurde  oin  Todtschläger,  der  sich  mit  der  Verwandtschaft 
des  Getödteten  verglichou  hatte,  ehr-  und  wehrlos  ge«;proclieii,  in's 
Haus  gebannt  und  zu  ÖO  Pfd.  Heller  Busse  und  £rsatz  der  Kosteik 
verurtheilt. 

Das  Jahr  darauf  muBste  ein  Beringor  Urpbed  schwören,  „wider 
den  Erbfeindt  Christlich  uammens  den  Türkhen  zu  ziehen  und  biss^ 
er  da  hin  kompt,  kain  nacht  wo  die  ander  bleiben**.  Würde  er  in 
Schaffhausen  Gebiet  betreten,  so  wOrde  er  wegen  Urphedbruchs  za 
Leib  und  Leben  gerichtet  werden. 

1613  wurde  Balthasar  Grüthmann  von  Bofr^nngron  mit  Leib  und 
Gut  der  Obrigkeit  verfallen  orklärt|  das  Jahr  darauf  jedodi,  da  er 
flieh  im  Exil  gut  gehalten  habe,  zu  einem  Jahr  Tcrbaunung,  ein- 
jährigem Verlust  der  Wehr  und  Verbot  TOn  Gemeinden,  Gesell- 
schaften und  Wirthshänsem,  sowie  zur  Zahlung  aller  Kosten  be- 
gnadigt, nachdem  er  sich  mit  der  Familie  des  Getödteten  ver- 
glichen hatte. 

1621  wurde  über  Conrad  Schalch  aus  Gnaden  folgendes  Urtheil 
gefallt:  Er  musste  Tor  Gericht  einen  Fussfall  thun,  drei  Ta?*-  und 
Kächte  bei  Wasser  und  Brod  im  Finstcrwald  sitzen,  60  Pfd.  Heller 
Busse  zahlen,  einen  Eid  schwüren,  ein  Jahr  lang  sein  Haus  nur 
zur  Friihpredigt  zu  Terlassen  imd  eingezogen  zu  leben;  ferner  wurde 
er  ein  Jahr  lang  wehrlos  gemacht  und  aus  Zünften,  Gesellschaften, 
Wirthshäusern  ausgeschlossen.  Als  er  binnen  des  StraQahrs  heirathcn 
wollte,  wurde  ihm  erlaubt,  sich  in  aller  Stille  ohne  Uochzeitsmnht 
in  Wagenhausen  trauen  zu  lassen,  die  Strafe  aber  im  Uebrigea 
nicht  gemildert. 

1631  heisst  es,  wo  der  Todtschlager  Jakob  Stierlin  von  der 
Obrigkeit  in  deren  Gebiet  oder  von  den  Verwandten  des  Getödteten 
gleichviel  wo  ergriffen  werde,  so  werde  zu  ihm  als  zu  einem  Todt- 
Schläger  gerichtet  werden;  sein  Vermögen  wurde  konfiszirt. 

Ein  Ansasse,  der  1643  seine  Ehefrau,  welche  zuerst  mit  dem 
Uesser  nach  ihm  gestochen  hatte^  erschlug,  wurde  aus  Gnaden 
wegen  erlittener  Gefangenschaft  und  Tortur  durch  den  Scharfrichter 
mit  Ruthen  an  den  Stadtthoren  gestrichen  und  ewig  yerbannt. 

1659  heisst  es  in  einem  Urtheil,  der  flüchtige  Todtschlager,  gegen, 
den  im  Uehrigen  die  übliche  Sentenz  erging,  soll  dem  Vogel  in 
der  Luft  erlaubt  und  ewig  bannisirt  sein. 

1661  wurde  Einer,  der  sich  eines  Gegners  erwehren  musste 
und  denselben  erstach,  von  der  Anklage  des  Todtschlags  frelge- 
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«procheu,  dagegen  auf  6  Jahre  lang  vorwiesen,  im  «elben  Jahr  in 
•einem  ähnlichen  Fall  auf  300  Pfd.  Heller  und  £raatz  der  Kosten 
au  die  Kläger  erkannt. 

Junker  David  P<  y<'r  im  Hof,  Avclcher  1697  Junker  Hans  Jakob 
8tokar  z.  Rikier  muthw  il  liger  Weise  im  Duell  erstach,  wurdo  auf 
ewig  Torbaniit  und  sein  Gut  verfallen  erklart,  jedoch  mit  Ein- 
willigung der  Kläger  die  Konfiskation  zu  2000  Gulden  eimässigt 
lud  die  Verbannung  auf  6  Jahre  beschränkt. 

Naeh  der  Chronik  wurde  1672  ein  Rüdlinger,  der  im  Zorn 
seine  Frau  erschlug,  geköpft. 

Im  18.  Jahrhundert  ist  ein  bemerkenswerther  Fortschritt  darin 
zu  erkennen,  dass  die  snm  lotsten  Hai  1668  gegen  Hemrich  MilUer 
am  Oelberg  ausgesprochene  Drohung,  dass  der  Thäter  als  Todt- 
eohläger  gerichtet  werden  solle,  wenn  er  von  der  Obrigkeit  in  ihrem 
Gebiet  oder  von  der  Yerwandtsohaft  des  Qetödteten  gleichviel  wo 
«onst  ergriffen  werden  sollte,  nun  nicht  mehr  vorkommt.  Das  Rache- 
recht  der  Familie  ist  damit  um  ein  wesentliches  Stftck  abge- 
achwftoht.  Thätliche  Bache  darf  sie  nicht  mehr  flben  und  an  ihre 
Stelle  ist  die  Sira^ilicht  des  Staats  getreten.  Die  Konfiskation  des 
Termögens  wird  aber  immer  noch  verhängt,  so  noch  1713. 

Das  letztangeführte  Urtheil  bedeutet  einen  weiteren  wichtigen 
Markstein  auf  dem  Weg  nach  der  modernen  Auffassung  and  Ver- 
folgung des  Todtschlags  hin.  Noch  1697  wird  das  Urtheil  mit  der 
Formel  eingeleitet:  „in  Sachen  peinlicher  Rechtfertigung  zwüschen 
Frau  Juditha  Stokarin  geb.  von  Waldkirch*^  in  Zustand  einer  ganzen 
Reihe  von  Verwandten  als  Beistände.  Diese  tritt  einerseits  als 
Klägerin  auf,  anderseits  die  Mutter  des  flüchtigen  Thäters  Junker 
Payer  im  Hof  mit  ihren  Beiständen  als  FUrsprecherin  für  den 
flüchtigen  Angeklagten.  Der  Prozess  spinnt  sich  im  Wesentlichen 
<dnreh  ständige  Thätigkeit  der  Parteien  ab  imd  ist  an  genau  vor- 
geschriebene Formen  gebunden,  die  uns  in  einer  Privataufzeichnung 
aus  dem  16.  Jahrhundert  erhalten  sind.  Ganz  anders  schon  bei 
dem  erwähnten  Urtheil  1713.  Da  ist  von  den  Klägern  und  einem 
thätigen  Eingreifen  derselben  nicht  mehr  die  Rede.  Die  Kläger, 
Angehörigen  des  Getödteten  werden  gar  nicht  mehr  genannt,  sondern 
die  aktive  Rolle  hat  nunmehr  ein  förmlicher  staatlicher  Ankläger 
flbemommcn.   Das  Urtheil  wird  eingeleitet  mit  den  Worten: 

„In  Sachen  Malefizischer  RechtfertigUDg  zwilschen  Herrn  Daniel 
Spengler,  Grosswaibeln  als  Bevollmächtigten  Anwald  und  Befehlshabern 
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der  Hochgeachten,  Wuliledien  und  Gestrengen,  fronnDen,  fUrnelimeD,  fttr- 
sicbtigen  und  weisen  Herren  Herren  Bürgermeister  und  RXthe  Q.  8.  f» 
KiMgem  eines,  sodann  der  Angeklagten  anderes  TheUs,*^ 

Das  ist  der  entscheid^dd  Schritt  Die  Strafe  ist  nunmehr 
reine  Staatssacho  geworden,  das  priyate  Homeni  verschwunden. 
Aus  dem  Grossweihe]  ist  mit  dem  neuen  Jahrhundert  dann  suerst 
der  Fiskal,  dann  der  Staatsanwalt  geworden. 

1725  w  inl  ein  Wilchiiiger  gokiipft  und  in  dosnen  Urtheil  wird 
der  Staatskläger  gar  nicht  mehr  erwähnt,  sondern  ohne  AVt  iteres 
das  Verbrechen  genannt.  Ewig  vorwiesen  winl  1745  ein  liallaucr 
wegen  Todtschlags  an  seiner  Trau,  die  ihn  heftig  gereizt  hatte,, 
und  endlich  1772  zum  letzten  Mal  ein  Todrschläger  g(>köjift. 

In  unBorem  Jahrhundert  griff  dann  die  moderne  Auflassung 
vollends  Platz. 

Diese  unverhiltnissmässig  aufifuhrliclie  Behandlung  des  Todt- 
schhigs  mag  darin  ihre  Hechtfertigung  finden,  dass  es  von  Wertlt 
soin  mng,  an  diesem  Verbrt dien,  bei  welchem  das  private  Moment 
des  fiacherechts  der  Hiutorlassenen  sich  am  längsten  erhielt,  nach- 
zuweisen, wie  dieser  Ueberrest  der  frühmittelalterlichen  Rechts- 
anschauung  allmalig  dem  Strafanspruch  den  modernen  Staates  weichen 
mnsste.  Sowohl  bei  Osenbrüggen  als  anderwärts  Bieht  man  sich 
umsonst  nach  bestimmten  Angaben  über  diesen  Punkt  um. 

Dem  Todtsohlag  steht  nahe  die  fahrlämge  Tôâiung  und  di# 
TJntersoheidung  der  beiden  Yerbrechen  machte  auch  dem  Richter 
oft  viel  ICOhe.  Trotzdem  er  jeweils  anerkannte,  dass  der  Schuldige 
die  That  nicht  ans  bdser  Absicht  gethan,  sie  vielmehr  als  ein  Unglück, 
eine  Schickung  Qottes  au  betrachten  sei,  wurden  doch  ziemlich 
scharfe  Strafen  verhangt.  Der  Richter  sah  eben  nicht  nur  oder 
auch  nur  in  allererster  Linie  auf  das  subjektive  Terschulden, 
sondern  auf  den  objektiven  Erfolg  und  ÜEind,  die  Yemichtung  eines 
fremden  Menschenlebens  sei  ein  so  schweres  Uebel,  dass  es  nicht 
ohne  schwere  Ahndung  passiren  könne.  Es  seien  hier  einige  be- 
sonders bezeichnende  Urtheile  genannt:  15&9  musste  ein  Hallauer 
80  Pfd.  Heller  zahlen;  1623  wurden  zwei  Jahre  Verweisung,  lOO 
Gnlden  Busse  und  Ehr-  und  Webrlosigkeit  vcrbftngt.  Ein  awdlf- 
jähriger  Knabe,  der  beim  Schneebällen  einen  Kameraden  unglück- 
lich getroffen  hatte,  kam  1642  mit  60  Pfd  Heller  weg.  1670  musste 
ein  Schaffhauser  200  Gulden  Busse,  100  Gulden  Entschidigung  an 
den  Yater  des  Getödteten  zahlen,  3  Tage  bei  Wasser  und  Brod 
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im  übenliurm  iiml  2  Tage  im  Blochhaus  sitzen.  \on  1672  datirt 
ein  Urtheil  auf  100  Guldeu  Busse,  100  Dukaten  Entschädifiunp:, 
kurze  Verbauiiun;^  und  Verlegung  der  AVohnuiig  in  eine  vom  iiaus 
der  Familie  des  Ciotödtcten  t'iufcnito  (rasse. 

Auch  mit  dorn  Selhstmord  bet'asstc  sich  der  »Strafrichtr r.  I<i27 
wurde  der  Leichnam  eiiK^s  Selbstmörders  vom  ^'achricliter  des 
Stricks,  an  dem  er  hing,  entledigt  und  auf  der  Kichtstätte  verbrannt, 
die  Aache  in  den  Rhein  gestreut. 

Wegen  ÄfmeUung  ihres  unehelichen  Kituics  wurde  1615  eine 
Mutter  drei  Jahre  verwiesen  imd  musste  den  Lasti  rstoin  tragen. 
In  dem  Falif  dass  das  Kind  dabei  umkommt,  droht  die  Carolina 
für  dieses  Yerbrechen  den  Tod  an;  bleibt  es  lebendig,  so  solle  der 
Richter  nach  Gutfinden  strafen. 

Eine  recht  bedeutende  Rolle  spielten  in  älterer  Zeit  auch  die 
Verbrechen  g^en  Leib  und  Gesundheit,  Körperverletzuf^en,  wie 
wir  sie  heute  nennen.  Da  glücklicher  Weise  nicht  stets  ^  wenn 
Schwert  oder  Messer  gezückt  wurden,  auch  gleich  der  Tod  eintrat, 
waren  diese  Fälle  natürlich  noch  z^lreicher  als  der  Todtschlng. 
Die  Quellen  haben  wieder  vielfach  eine  reiche  Kasuistik  ftlr  die 
Terschiedenen  denkbaren  Arten  von  Verwundung. 

Die  Hauptuntersdieidiuig  im  Mittelalter  war  die  in  Wunden, 
offene  fliessende  Blutwunden  von  Waffen,  L&hmung,  Lerne,  Lemtag, 
Lamtag  und  blosse  Schlage.  Der  Riohtebrief  setzt  eine  Mark  Silber 
Çusse  fest  für  Yerwiindung  mit  gewaffiaeter  Hand,  8  Mark,  wenn 
eine  Lähmung  erfolgt,  dazu  in  beiden  Fällen  ein  Jahr  Verbannung. 
Werfen,  Schlagen,  Raufen  mit  Hand  oder  Stock  wird  mit  einem 
Vierdunch  Silber  gebüsst;  wer  nicht  zahlt,  muss  in  die  Verbannung 
sieben.  Wer  Kinder  bis  sum  16.  Jahr,  femer  «ainen  lihten  ald 
verlAzen  man,  der  weder  stüre  noch  wsht  gtt**  schlägt,  wirft  oder 
rauft,  dem  setzt  der  Rath  nach  Umständen  die  Strafe  fest.  Anlaufen 
mit  gewafineter  Hand  ohne  Schaden  ist  mit  einer  halben  Mark 
Silber  und  einem  halben  Jahr  Verbannung  bedroht,  Anlaufen  ohne 
gewaffnete  Hand  mit  einem  Vierdunch  Silber.  Wer  den  Andern 
ohne  rechte  Waffen  blutrünstig  schlägt,  zahlt  ein  Vierdunch  Silber 
und  meidet  die  Stadt  ein  Vierteljahr.  Wer  einen  Bürger  mit  Lamtag 
wundet  und  dem  Rath  nicht  genug  Bürgschaft  leistet,  wird  5  Jahre 
verbannt,  3  Jahre,  wenn  keine  Lähmung  eintritt. 

Das  Stadtbuch  bedroht  Wunden  mit  gewaffheter  Hand  unter 
Bürgern  mit  einem  Mark  Silber  und  8  Wochen  Verbannung;  An* 
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lau<V-ii  mit  gewafFnetcr  Hand  ohne  Yorwuudimu:  mit  v\n  halb  Mark 
Billirr  iind  5  "Wochen  Verbaanung.  Si  hiiigen,  Kaufen,  Tret^^n,  8to»*ien 
laii  ciiifiii  l'tVl.  Vl'<^.  und  4  Wochen  VorLaiinuns;»  Wuiuli'ii  mir 
Friedbrucli  mit  !<>  Pfd  Pfi;.  und  Wocliou  Verbauuujig.  Aucii 
für  ychiageu  und  W  uini^  u  vor  dem  Kutii  öiiid  besondere  verschärfte 
liuHsdrohungi'ii  gcst  t/.t.  Eiiiu  spätere  Satzung  von  1342  setzt  für 
Schlageu  etc.  mit  uiigowati neter  Hand  ein  l*i"d.  Busse  und  2  Pfd. 
5  Pfjj,  Entscliädiguui:  an  den  Kläger  fest,  fur  Wanden  ohne  Fried- 
bruch an  Kichter  und  Kläger  je  3  Pfd.  Pfg.,  da><sidbe  für  Messer-, 
AVaffenzucken  oder  Steinautiieben.  Tritt  Friedbruch  dazu,  60  wächst 
Busse  und  EntMchädiguug  auf  Kl  (lulden. 

Die  Verwundungen  und  dcrgl.  kaineu  natürlich  in  der  Regel 
nicht  vor  Malefizgcricht,  weswhalb  die  Ausbeute  an  Fällen  eine 
geringe  sein  mu8st<\  Im  16.  Jahrhundert  wurde  eiumal  für  schwere 
Verwundung  ^0  Pfd.  Pfg.  Bus^se  verhängt  und  der  Thäter  wchrloi* 
gc-iprochen,  ein  andermal  80  Pfd.  Pfg.  allein,  ein  drittes  .Mal  ein 
Mann,  der  seinen  Vater  verwundet  uud  geschlagen  hatte,  ehr-  und 
wehrlos  gesjtrochon.  Aus  dem  17.  .Iiihrhundert  existirt  ein  Urtheil 
von  1019,  welches  den  Thäter  ehr-  uud  wehrlos  machte,  ihm  Ge- 
sellschaften und  Wirtbshnuser  verbot  uud  zwei  Tage  bei  "Wasser 
und  Brod  in  «len  Olierthurm  -i eckte,  un<l  i'ines  von  1G70,  wiuuich 
der  Thfiter  tlrei  Tage  im  Blockhaus  bei  Wasser  und  Brod  sitzen 
und  ib  Pfd.  Heller  zahlen  mn**ste.  Die  Falle  aus  dem  Ende  de» 
Ib.  und  dem  lîb  Jahrhundert  haben  kein  Interesse. 

Für  einlaches  Messerzücken  mu'sste  1581  Jäckli  Koller  6  Pfd. 
Helle!  zahlen;  1537  wurd(!  ein  Unterhallauer,  welcher,  trotzdem 
ihm  \N  ehr  und  Waffen  verboten  waren,  im  Wirthshaus  das  Messer 
gezückt  hatte,  aus  Gnadon  mit  Urphed  verwiesen.  1540  musste 
Einer,  der  in  der  Trunkenheit  Streit  angelängen  und  das  Messer 
gezogen  hiite,  2  Stunden  um  Pranger  stehen,  und  es  wurden  ihm 
Wehr  uud  <  >e>ell(,chaften  verboten. 

Wesontlich  erschwert  wurde  die  Körperverletzung,  wenn  sie 
geschah  vermittelst  I^indriiigens  iu's  Haus  mit  oder  ohne  gewaffuete 
Hand,  wenn  sie  also  nach  moderner  Auffa.ssung  mit  Hausfriedens- 
biihli  vrrliuuden  war.  Dieses  Vergehen  hicss  Htinisiichi.  Der 
IJichtibrief  bedrolit  dieselbe  mit  einer  Mark  Silîier  und  zwei  Mo- 
naten Verbannung,  wenn  sie  ohne  Waffen,  aber  mit  Schaden  ge- 
schieht, mit  einem  hallien  Mark,  wenn  ohne  Schaden.  Geschieht 
CS  mit  gewaffneter  Hand,  so  lichtet  sich  die  Busse  nach  der  Ver- 
wundung.   Als  Haimsuochi  charukterisirt  er: 
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y,der  dem  amlcrn  vriivellichf'n  über  (\\(*  swelle  aUif  in  das  liua  jafret 
aide  suochet  aide  der  an  sine  türe  vrävellichen  bozot  wirfet  und  stözet 
aide  der  iu  besclUltet  ia  siuem  hûse  ald  der  in  vrivellioben  her  us  vor- 
dorot.** 

Das  Stadtbttoh  droht  10  Pfd.  Pfg.  und  24  Wochen  Yerbannuiig 
an,  in  der  späteren  Yerordnung  von  1342  5  Hark  BUber  Busse  und 
das  Gleiche  an  den  Kläger  als  Entoohädigung. 

Die  Fälle  dieser  Art  fielen  natürlich  in  der  Regel  nicht  unter 
die  Gerichtsbarkeit  des  Halefizgerichts,  wesshalb  hier  ein  einziger 
Fall  anzuführen  ist  :  1425  wurden  Rüger  Im  Thum»  Oonrad  Schwa- 
ger und  ein  Fulach,  welche  einen  Gegner  in  seinem  Hause  über- 
fallen  und  lebensgeföhrlich  verwundet  hatten,  nach  der  Chronik  ein 
Jahr  verbannt  und  mussten  80  Pfd.  Heiler  zahlen. 

Bei  den  Androhungen  für  Wunden  und  Heimsuchung  ist  sehr 
beachtenswerth,  dass  zuweilen  festgesetzt  ist,  was  an  den  Kläger  zu 
zahlen  sei.  Es  handelte  sich  also  auch  hier  nur  um  die  Busse  fur 
den  Bruch  dos  Stadtfriedens.  Die  eigentliche  Strafe  und  die  Ab- 
findung des  Yerletzten  ging  daneben  noch  gesondert  her. 

Ueber  die  Verbrechen  (fegen  die  Ehre,  die  Beleidiguiiircii,  kauii 
kurz  weggL'gatigcu  worden,  da  aus  älterer  Zeit  sehr  weuig  Material 
vorhanden  ist.  Xach  dem  IvicliiL'briut"  halte  ein  Bürger,  der  den 
andern  mir  Heden  nclialr  und  höhnte,  10  Schilling  Busse  an  den 
Kath  zu  zahlen;  des  Klägers  Entschädigung  bestimmte  der  Kath 
nach  Umständen:  bis  zur  Zahlung  war  der  Thäter  verbannt.  Das 
Stadthuch  setzt  als  Busse  G  Schilling  Pfg.  an  die  Stadt  und  eine 
Woche  Verbannung  fest,  10  Pfd.  l'tj;.  au  die  Stadt  und  14  Tage 
Verbannung,  wenn  die  Beschimpfung;  vor  Jiath,  Gericht  oder  Büi'gcr- 
schaft  geschieht.  In  ein'  r  spätem  Verordnung  von  1412  ist  die 
Busse  18  Schilling'  l'fennig.  Von  einfacher  Beschimpfung  sind  keine 
Fälle  zu  meldtMi  ;  die  hndon  sicli  alle  in  den  Rathsprotokollen. 

Wegen  Vci-U'iombini)  dagegen  wurde  1560  ein  .lakob  AlüUer 
von  Neuufuru  an  den  Pranger  gentollt  und  mit  l  rphed  verwiesen, 
1569  Kin<'r,  der  einem  Andern  SodomiL'  nachgesagt  hatte,  aus  Gna- 
den nicht  verbrannt,  sondern  nur  gokitpft. 

Sehr  ergiebig  ist  wieder  da»  Kapitel  ?on  den  ^itUichkeitsver' 
breclien. 

Die  einfache  Unzucht  und  Hurerei  war  im  Mittelalter  kein 
Veigehen,  namentlich  nicht  in  den  Städten,  welche,  wie  auch  Schatf- 
hausen,  ihre  privilegirten  Frauenhäuser  hatten.   Die  ßeformation 
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brachte  jedocli  strengere  Anachauungen  zur  üeliung.  Vom  Iti.  Jahr- 
hundert an  finden  sich  denn  auch  einzelne  bezügliche  Urtheile  ;  die 
grosse  Mençe  sind  natürlich  in  den  Rathsprotokollen  verzeichnet. 
So  imisst»'  l.")»).")  (  ine  Frau  wegen  Hurerei  und  Trunksucht  den 
Lasterstüiu  traguu;  104U  wurde  ein  Schleitheimer,  welcher  mit  vier 
ledigen  Personen  Unzucht  getrieben  hatte,  um  8  Pfd.  lltller  ge- 
büast  und  für  zwei  Jahre  iu  den  Kriegsdienst  des  Königs  von  Na- 
varra  verbannt.  1727  wurde  eine  Braut  laut  Chronik  wegen  Hu- 
rerei geköpft.  Vom  Anfang  unsers  Jahrhmidertb  an  sodauu  werden 
^V'eil^8biIder,  welche  zum  vierten  Mal  unehelich  geboren  haben, 
häutig  bestraft  mit  Pranger,  Austrommeln,  Schandpredigt,  Gefäug- 
niss,  auch  Prügeln.  Ein  ilans  Ulrich  Syboldt,  welcher  bei  unehr- 
barem Wandel  „die  abscheulich  Krankheit  gofasst"  hatte,  musste 
1610  nach  auf  Kosten  der  Stadt  erfolgter  Heilung  das  Gebiet  meiden. 

Den  KheM'uch  bedroht  der  Schwabenspiegel  mit  Enthauptung. 
Indem  die  Oarclinii  ^ai^t,  Khetuocher  sollen  nach  Sage  der  Vor- 
fahren und  kaiî^orlichou  liechten  bestraft  werden,  bestätigt  sie  das 
wohl.  14<!'.)  Iiejicliloss  der  Grosse  Rath  von  Schati'hausen,  wer  des 
Ehebruchs  überführt  werde,  soMe  «weder  an  Rath  oder  Gericht 
gewîiîilt  werden,  doch  soll  das  vergangene  hin  sin".  Die  Reforma- 
tionsartikcl  von  1530  öchhe??sen  den  Ehebrecher  vom  .Nachtmahl 
aus,  erklären  ilin  zu  allen  bürgerlichen  und  kirchlichen  Aemtern 
unfähig,  und  überdies  soll  er  seclis  Tage  lang  bei  WasRer  und 
Brod  im  Gefängniss  siueu;  im  ersten  Rückfall  verdoppelt  sich  die 
Strafe,  im  zweiten  Rückfall  wird  der  Ehebrecher  an  den  Pranger 
gest(dlt  und  des  Landes  verwiesen.  Gegenwärtig  ist  der  Ehebruch 
ein  doppolt  bedingtes  Antragsverbrechen  ;  Strafe  tritt  nur  ein,  wenn 
der  verletzte  Ehetheil  Klage  erhebt  und  die  Ehe  wegen  des  Elie- 
bruchs  geschieden  ist.  Schon  in  der  Carnhua  ist  die  Strafe  wenig- 
stens iiü  die  Klage  des  verletzten  Theils  gebunden. 

Die  Urtheile  wegen  Ehebruchs  sind  ziemlich  häufig.  1528 
wurde  laut  Chronik  eine  Ehebrecherin  auf  3  Meilen  Weg;^  von  der 
Stadt  verbannt,  im  selben  Jahr  ein  Ehebrecher  zu  10  Gulden  Busse 
verurtheilt.  1609  wurde  laut  Chronik  ein  fünffacher  Ehebrecher 
geköpft,  1610  eine  Ehebrecherin  verwiesen,  ebenso  1616  ein  ehe- 
brecherisches Paar,  das  sich  zugleich  versuchte  Abtreibung  hatte 
zu  Schulden  kommen  lassen.  Wegen  Hurerei  und  Ehebruchs  wurde 
1725  eine  Bürgerin  geköpft,  1727  eine  solche  durch  die  Stadt  ge- 
prügelt und  mit  Urphetl  verwiesen.  Eiri  Landvogt  von  Neunkirch 
wurde  1760  nach  der  Chronik  wegen  dreier  Ehebrüche  seines  Amts 
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out80tzt  und  lebcnalaug  eiiigeHjx  rrt.  Vrm  17!>S  an  beginnen  die 
(retaugiiisssrniton ,  in  «chwrMn,  mit  Vcrtühnm^^,  YtTuachlässiguni^ 
der  Familie,  Lir'drrliclikeit  u.  dgl.  verbundenen  Fällen  bi«  auf  zwei 
Juhre  Sclipllenwerk,  inuinal  sogar  8  Jahre  Arbeitsliau*^.  Vom  Straf- 
gesetz von  an  tritt  regelmässig  Geldbusge,  in  der  Kegel  ÜÜ 
(iulden  und  8  Tage  Gefangenschaft  ein. 

IHf/fwiip  ist  in  der  Carolina  mit  Hinrichtung  bedroht.  Die  alte 
Strafe  war  in  der  Kegel  Ertrilnkcn. 

In  âchaffhauBen  findet  »ich  das  Ertränken  zweimal,  1469  und 
1534,  im  ersten  Fall  ausdrücklich  aus  Gnaden  anstatt  des  Vicr- 
theilens.  Bald  schwächt  sich  das  Ertränken  ab  in  Bchwemmen, 
80  schon  1495,  1532;  von  1585  an  tritt  Verbannung  hinzu. 
Im  Strafgesetz  von  1831  ist  Bigamie  mit  2 — C  Jahren  Arbeitshaus 
bedroht;  im  gegenwärtigen  mit  Orflingniss  I.  Qrads  nicht  unter 
6  Monaten  oder  Zuchthaus  bis  4  Jahre. 

Bluiscliatide  war  nach  der  alten  Anschauung  ein  viel  weiterer 
Begriff  als  heutzutage.  Unter  dem  Einfluss  der  enorm  weitgehenden 
kirchlichen  Eheverbote  nahm  der  Begriff  der  Blutschande  unver- 
nflnftig  weite  Ausdehnunjr  «n,  und  80  war  CS  ein  grosser  Fortschritt, 
als  die  Carolina  ihn  auf  die  Blutsverwandten  und  direkt  Verschwä- 
gerten bt  sthränkte.  Nach  unserem  gegenwärtigen  Strafgesetz  ist 
Blutschande  fleischliche  Vermischung  swischeu  Blutsverwandten  in 
auf-  und  absteigender  Linie,  zwischen  ToU-  und  halbbürtigen  Ge- 
schwistern, Stiefeltern  und  Btiofkindorn,  zwischen  Stiefgrosseltem 
oder  Schwiegereltern  und  ihren  Stiefenkeln  und  Schwiegerkindern, 
sofern  die  das  Verwandtschaftsverhältniss  begründende  Ehe  noch 
besteht,  und  endlich  zwischen  Adoptiveltern  und  Adoptivkindern. 

Die  in  unseren  Quellen  verzeichneten  Strafen  sind  nicht  sehr 
streng.  1495  wurde  Einer,  der  sich  mit  seiner  Stieftochter  ver- 
gïingen  hatte,  zu  Gefangenschaft  in  unbestimmter  Dauer  verurtheilt 
und  musste  Crphinî  scliwören,  es  nicht  mehr  2tt  thun.  1537  wurde 
Blutschande  mit  der  Geschwieger  mit  Sehwemmen  und  Landesver- 
weisung mit  Urphed  bestraft.  Ein  Lühninger,  der  sich  1620  mit 
einer  Base  im  3.  Grad  Termischt  hatte,  musste  10  Tage  Gefangen» 
Schaft  absitzen  und  wurde  verwiesen.  1666  wurde  Eine  wegen 
Vergehens  mit  dem  Mutter-Bruder  Tom  Scharfrichter  an  den  vier 
Thoren  mit  Kuthen  gestrichen  und  ausgewiesen.  Geköpft  wurde 
inoT  eine  Adelheid  Koler  aus  Schaffhausen,  welche  sich  mit  zwei 
Brüdern  yergangen  und  überdies  mit  27  Ledigen  und  7  Ehemän- 
nern Uozncht  getrieben,  auch  gestohlen  hatte.   £in  Schwangerer 
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fleiner  Sohwiegermtttter  wurde  1871  bis  aufs  Blut  mit  Ruthen  ge- 
fltriohen  und  yerbannt.  In  den  20er  Jahren  dieses  Jahrhunderte 
wurde  das  Vergehen  zwischen  Schwager  und  Schwägerin  mit  einigen 
Tagen  Gb&ngensohaft,  20  Galden  Busse,  einer  öffentlichen  Strafpre- 
digt und  Entsug  des  AktiTbftrgerrechts  bestraft,  dem  weiblichen 
Theil  überdies  die  Heirath  ohne  Einwilligung  des  Ehegerichts  unter- 
sagt. Noch  1823  wurde  ein  Meiohior  Kern  au^  Buchbergf  der 
seine  Tochter  missbraucht  hatte,  geköpft,  die  Toclitor  zu  12  Jahren 
Zuchthaus  Terurtheiit,  und  1842  wurde  Blutschande  mit  der  Schwe- 
ster mit  2  Jahren  Arbeitshaus  und  2  Jahren  Wirthshausverbot 
gestraft. 

Sodomie,  widematOrliche  Unsuoht  mit  Thieren,  kommt  häufig 
vor.  Sie  wird  im  Schwabenspiegel  mit  dem  Tode  bedroht;  nach 
der  Carolina  soll  der  Schuldige  Tcrbrannt  werden.  In  Schaff  hausen 
wurde  denn  auch  1538  ein  Bonifacins  Ammann  yon  Slösskirch,  der 
Tor  22  Jahren  mit  einer  Kuh  Sodomie  und  überdies  Päderastie  ge- 
trieben hatte,  verbrannt.  Von  da  an  trat  die  Milderung  su  blossem 
Enthaupten  ein;  bis  1610  wurde  aber  der  Leichnam  jeweils  ver- 
brannt und  die  Asche  vergraben  oder  in  den  Rhein  geschüttet. 
1659  wurde  ein  Bestiarius  vom  Scharfrichter  an  einem  abgelegenen 
Ort  erwürgt  und  mit  der  Haut  der  missbrauchten  Kuh  verscharrt. 
Einfach  geköpft  wurde  1683, 1732, 1739, 1753,  aber  immer  ausdriick- 
lieh  aus  Gnaden.  Koch  1823  wurde  lebenslängliche  Oefangenschaft 
Ycrhäugt,  von  da  an  ein,  zwei  Jahre,  ein  halbes  Jahr  Arbeitshaus  oder 
Zuchthaus,  verbunden  mit  Eingrenzung,  Wirthshausverbot  oder  Lan- 
desverweisung. Unser  Strafgesetz  droht  Gefangniss  I.  Grads  nicht 
unter  drei  Monaten  oder  Zuchthaus  bis  zu  6  Jahren  an. 

JPäderasUe  wird  von  der  Carolina  und  auch  von  unserra  Straf- 
gesetz der  Sodomie  gleichgestellt.  1530  wurde  ein  Päderast  geköpft, 
sein  Leichnam  verbrannt,  1610  ein  Hallauer  wegen  versuchter 
Päderastie  vier  Jahre  lang  verbannt,  1671  ein  Hann  aus  Buch 
nach  der  Chronik  wegen  vor  vielen  Jahren  begangener  Päderastie 
geköpft. 

Yon  Minbratich  von  Kindern  und  unzüchtigen  Handlungen 
mit  Kindern  (Verf&hrung,  wie  unser  Strafgesetz  das  nennt)  finden 
sich  erst  in  diesem  Jahrhuodert  Fälle,  von  Noihxwshi^  in  der  altem 
Form  Notnunft,  nur  ein  Yersuchsfall  von  1563,  der  aus  Gnaden 
mit  80  Pfd.  Heller  gebüsst  wurde.  In  Verbindung  mit  anderen 
Terbrechen,  Mord,  Diebstahl  u.  s.  f.,  kommt  die  Nothzucht  hie  und 
da  vor.  Der  Richtebrief  stellt  den  Notzog  dem  Mord  gleich.  Kach 
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dem  SchwiilH  iispion;»'!  soll  der  Nothzûchtor  lebendig  begraben  wer- 
den, wenn  die  (ienothzüchtigte  eine  .Iuji<?traii  war,  crpköpft,  wenn 
es  eiiio  Frau  war;  da«  Haus,  in  dem  diu  Tlmf  ^nscluhen,  soll  ab- 
gebrociicu  und  ailes  Hausgethier  getödtet  werden.  Die  Carolina 
droht  Enthauptung  an,  unser  Strafgexotz  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren 
und  Gefängniss  nicht  unter  iMiiciii  Jahr,  Zucbthau»  Yon  5 — 25 
Jahren,  wenn  ein  dauernder  Schaden  eintritt. 

Die  grosso  Menge  der  Verbrechen  und  Vergehen  richtete  sich 
natürlich  in  früherer  Zeit  wie  heutzutage  gegen  das  Eigenthum. 
"Wir  stellen  hier  den  schwersten  Fall,  don  Kaub,  voran.  Der  schwi-^rsto 
Fall  ist  der  Kaub  jt^doch  nur  nach  moderner  Anschauung.  Das 
Mittelalter  sah  den  Diebstahl  als  den  schwereren  Fall  an,  weil  er 
heimlich,  unehrlich  geschah,  wiihreud  der  mit  offener  Gewalt 
geschehende  Raub  der  ritterlichen  Denkweise  des  Mitt^^-l alters  als 
das  ehrlichere  Verbrechen  erschien.  Die  Carolina  bedroht  den 
lläuber  mit  Todesstrafe,  «ei  es  mit  dem  ischwert  oder  sonstwie 
nach  des  Landes  Gewohnjieit.  In  Schaff  hausen  schwankte  die 
Praxis;  HtJO  wurde  ein  Räuber  «geköpft,  später  in  der  Heitel  ge- 
hängt, 1812  noch  einmal  geköpti,  /.um  letzton  Mal  lb22  der  be- 
kannte Baptist  Wild  aus  Appenzell  wegen  5.3  Diebstählen  und 
Raultiinfällen  gehängt.  1815  war  ein  l^äuher  aus  Gnaden  nach 
Prangerstehen  und  Abprügeluug  nur  verwiesen  worden,  und  vom 
Strafgesetz  von  an,   das  20 — 24  Jahre  Kettenstrafe  androht, 

beginnen  die  Zuclithausstrat'en.  Das  geL^'n  wärt  ige  Strafgesetz  be- 
stimmt dem  Jväuber  im  Allcremeineii  Zuchthausstrafe,  d.  h.  von 
einem  bis  24  Jahre.  Die  meisten  ivauldälle  in  älterer  Zeit  waren 
Kaubmorde  und  kamen  daher  beim  Mord  zur  Erwähnung. 

Das  grössto  Kontingent  von  Fällen  liefert  zu  allen  Zeiten 
der  Diehstahl.  Der  Schaffhauser  Richtebrief  enthält  noch  nicht» 
vom  Diebstahl,  wohl  aber  bestimmt  das  Ötadtbuch  in  einer  Yerord* 
nong  von  1442  : 

„wä  ainem  tinserm  biirger  ichtzit  verstoln  wirt,  £a  sye  Barschafft 
oder  ander  guot  und  der  dieb  ergriffen  und  das  guot  binder  im  fanden 
wirty  das  man  denn  dasselb  verstoln  gaot  dem  unsem  widemmb  geben 
nnd  die  Statt  den  dieb  uff  iren  kosten  henken  sol.^ 

Ist  der  Bestohleue  ein  Fremder,  so  sollen  die  Kosten  des  lien- 
kons  aus  dem  gestolilenen  Out  genommen  werden;  reicht  es  nicht, 
so  leg^  die  Stadt  d'^n  Rest  zu.  Was  etwa  übriu:  Ideibt,  erhält  der 
Bestohleue  zurück.    Die  Carolina  unterscheidet  schon  nach  der 
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Schwöre  des  Diobstalils.  Betrügt  der  Werth  des  Gostoliloucn  we- 
niger als  5  (julduii,  und  wird  der  Dieb  nicht  auf  der  Tliat  ertappt, 
80  soll  der  Diob  diese  Summe  doppelt  ersctzeü,  weuu  er  es  nicht 
kann,  einige  Zeit  im  Gefiingniss  liegen.  Wird  er  nicht  ertappt, 
macht  er  auch  keinen  Lärm  oder  Aufruhr,  ao  i§t  das  ein  olfener 
Diebstahl,  und  der  Dieb  wird  aa  den  Pranger  gestellt,  geprügelt 
und  mit  Urphed  au^ewieten.  Ist  er  ein  bisher  ehrlicher  Mensdh, 
der  Besserung  hoffen  lässt,  so  kann  er  auch  zu  Tierfacher  Erstat- 
tung des  Werths  und  ehanso  grosser  Busse  begnadigt  werden. 
Ywdlicher  Diebstahl,  wobei  der  Dieb  einsteigt  oder  einbricht  oder 
mit  Waffen  einschleicht,  wird  bei  M&nnem  mit  Hängen,  bei  Wei* 
bern  mit  Ertränken  bestraft.  Beträgt  bei  einfachem  Diebstahl  der 
Werth  Aber  5  Ghilden,  so  wird  die  Strafe  yerschürft.  Einfacher 
Diebstahl  im  ersten  Rückfall  sieht  Pranger,  Verweisung,  Eingren- 
zung nach  sich,  im  zweiten  Rückfall  Hängeu,  bzw.  Ertränken.  Kin- 
der unter  14  Jahren  sollen  nicht  am  Leben,  sondern  am  Leib  oder 
mit  Terbannung  bestraft  werden. 

Diesen  Bestimmungen  entspricht  so  ziemlich  die  Praxis  in 
Sohaffhausen.  Im  15.  Jahrhundert  wurde  in  schweren  Fällen  ge- 
hängt, seit  1460  zehn  Mal;  stets,  wenn  der  Betrag  ein  bedeutende 
oder  die  Zahl  der  Diebstahle  eine  mehrfache  —  von  2 — 97  Fällen  — 
war  oder  sonst  ein  erschwerendes  Moment,  wie  Diebstahl  in  der 
Kirche,  hinzukam.  Gek&pft  wurde  dreimal,  in  den  übrigen  Fällen 
mit  Urphed  Terwiesen,  zuweilen  nach  Torheriger  Abprügelung  oder 
Lastersteintragen;  einmal,  1473,  wurden  einem  18fachen  Dieb  Tor 
der  Ausweisung  die  Ohren  abgeschnitten.  Einem  Korndieb  wurde 
1495  gegen  Rückerstattung  jede  Strafe  in  Gnaden  erlassen.  Im 
16.  Jahrhundert  nimmt*  das  Hängen  schon  ab  (nur  noch  8  Mal  im 
ganzen  Jahrhundert),  und  das  Köpfen  aus  Gnaden  wird  das  Regel- 
mässige für  schwerere  Fälle  (25  Mal).  Daneben  herrscht  für  die 
geringeren  Diebe  die  Ausweisung  mit  Urphed  und  den  Terschie- 
denen  Beigaben,  Pranger,  Prflgel,  Wehrlosigkeii  u.  s.  f.  1573  wird 
ein  22facher  Dieb  zu  zwei  Jahren  Galeeren  Tcrurtheilt,  jedoch  mit 
Urphed  über  künftiges  gutes  Verhalten  in  Gnaden  entlassen,  als 
sich  kein  passender  Ort  finden  liess.  Im  17.  Jahrhundert  trat  noch 
keine  wesentliche  Aenderung  ein.  Gehängt  wurde  noch  fünfmal, 
darunter  dreimal  wegen  Bestehlimg  von  Kirchen,  geköpft  15  Mal, 
stets  noch  ausdrücklich  aus  Ghiaden,  zur  Galeere  verkauft  einmal 
und  im  Ucbrigen  die  Landesverweisung  mit  immer  mannigfoltiger 
werdenden  Beigaben  verhängt   Im  18.  Jahrhundert  wurde  wieder 


Digltized  by  Google 


Verbrechen  und  Strafe  in  Schafflunieen  Tom  Mittelalter  bis  In  die  Neuzdt  371 


Mutiger  gehäugt  (11  Mal),  und  auch  <his  K()j)fon  kommt  uocli  10 
Mal  vor,  Galeoro  einmal,  im  19.  Jahrhundi  i  t  geht  zunächst  l)is  in 
dio  .30er  Jahre  die  frühere  gewöhnliche  Ötiute,  Ausweisung  nur 
Pranger  und  Prügel,  iiocli  weiter;  doch  ist  es  schon  nicht  mehr  da^ 
Vorwiegende,  sondern  tritt  mehr  und  mehr  vor  (h-n  Freilieitsst raten 
zurück.  Die  verschiedeneu  Foimen  derselben,  Karreu,  8chelienwerk| 
KcrttMi.  Zuchthaus,  Arbeitshaus,  GefUngniss,  hier  uochmals  durch- 
zugchen, hätte  wenig  Interesse,  da  es  nur  im  ersten  Thcil  schon 
Gesagtos  %vic(lerhoiou  könnte,  Brandmarkui^ir  konnnt  noch  zM'ei 
Mal,  181>>  und  1835,  vor,  Prügelntrate  allein  eii  Mi  1,  1S17.  Geköpft 
wurde  gar  nicht  mehr  wogen  Diebstahl«,  zum  Hangen  verurtheilt 
noch  einmal,  lölU,  das  vielfach  rückfällige  Glifd  einer  1  )iel>sl)ande, 
SiKi  stor  Steinor  von  Itiedösohüigeo,  Jedoch  zu  20  Jahren  Ketten- 
strafe begnadigt. 

Unier^cJdagHny  ist  ein  moderner  liegritl  und  findet  sich  auch 
erst  in  I  rtlieilon  aus  diesem  dnhrhundcrt.  Früher  tiel  sie  wohl 
mit  unter  den  DicUntahlsbcgritl'.  l^rwas  Aehnliches  findet  sich  ver- 
einzelt in  der  ülden  Verwaltung  von  Beamten;  ho  wurde  l.'rJÖ  der 
erste  KlosterpHeger  Connul  Irmensee  wegen  solcher  aller  Khreu 
entsetzt,  zum  Ersatz  dos  Vernntrcuton.  zu  H.  200  Busse  und  14 
Tagen  Kerker  im  Kloster  verurtheilt,  die  Busse  ihm  jedoch  in 
Gnad(>n  i  rlasseu.  Von  Fundunterschlagung  ist  das  erste  Mal  1820 
die  Kede. 

Von  Betrug  findet  sich  vor  un><erem  Jahrhundert  wenig.  1526 
wurde  Gangolf  Trüilerey  wegen  einer  unreiUichen  Forderung  aller 
Ehren  und  de«  Tiaths  entsetzt,  15t)l  ein  Betrüi,'er  im  Tfandel  zu 
ewiger  Gefaugenschatt  hei  Was-^er,  I^lus  und  l>rod  aus  Guadcn  ver- 
urtheilt, dann  aber  auf  Bitten  der  fünf  Grte  begnadigt  und  nur 
elir-  und  w<'hrlos  gemacht.  1568  wurde  Jakob  Schuider  von  Husen, 
der  sich  als  soudersiech  ausi^egebeu  und  h  1s  solcher  Almo>en  or- 
schlicheu,  auch  gestohlen  hatte,  gehängt.  Ein  Alchymist,  der  die 
Leute  mit  der  Angabe,  er  könne  SiUter  machen,  betrogen  hatte, 
musste  im  Jahr  ItiOO  100  Gulden  Strafe  zahlen,  und  1G41  musst« 
ein  Goldschmied,  welcher  schlechtes  Silber  für  gut»>s  verkauft  hatte, 
200  Gulden  Busse  zalilen,  2  Tage  im  Blochhaus  sitzeu  und  durfte 
ein  Jahr  laü.!-  nur  den  oberon  Theil  seines  Ladenfeusters  öfifuen. 

Eine  häutig  vorkommende  Form  des  Betrugs  scheint  darin  be- 
standen zu  haben,  dass  Häuser  oder  andere  Liegensch  aft 'U  verkauft 
wurden,  olme  dass  dem  Käufer  Anzeige  von  den  du  ml  lastenden 
Abgabeu,  Gruudziuaen,  gemacht  wurde.   Die  Öffnung  von  1662 
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bedroht  das  aotdrficklich  mit  Enatz  de»  Schadens  an  den  Käufer, 
und  darüber  hinaus  mit  80  Pfd.  Heller  Bosse  an  die  Stadt,  wobei 
der  Schuldige  bis  zur  Zahlung  |TOn  beidem  auf  vier  Meilen  Wege 
Ton  der  Stadt  yerbannt  sein  sollte. 

Mit  dem  19.  Jahrhundert  beginnen  dann  die  Fälle  zahlreich  zu 
irerden;  sie  werden  im  Ganzen  analog  dem  Diebstahl  behandelt. 

Ueber  das  iu  den  Rath^protokolleu  ohne  Zweil'cl  reichlich  ver- 
tretene Kapitel  von  den  Weinverfälsch» ngen  und  Betrugpre'nn  in 
J/u^-.v  and  Gewicht  habe  ich  kein  Material.  FalUmeuUsüetrug  wird 
auch  erst  in  iiütieiem  Jahrhundert  ein  besonderer  Begriff. 

Dagegen  kennt  schon  die  Carolina  das  Yerbrechen  der  ürkuti* 
denfälschuny,   Art.  112  lautot: 

„Item  welche  falsch  Siegel,  brietf,  instrument,  urbar,  renth  oder 
sinssbttcher  oder  register  machen,  die  sollen  an  leib  oder  leben,  nach 
dem  die  felschoog  vil  oder  wenig  boßbafftig  und  schedlicb  geschieht, 
nach  radt  der  rechtverstendigen  oder  snnst  als  zu  ende  dieser  Ordnung 
vermeldet,  peinlich  gestrafft  werden.** 

Aus  ältiTor  Zeit  habe  ich  Folgendes  gefunden:  1570  wurden 
drei  Liiudstrcicher  gehängt,  welche  falsche  Schriften  bei  sich  führten 
und  gelbi'  Küben  als  Alraunen  verkauft  hatten;  1595  eines  Schaff- 
hauscr  l'farrers  Huhn,  drr  falsch»'  Ihicfe  und  Sinpol  gemaclit,  nach 
der  Ciironik  geköpft.  Ein  Jlan»  Jakob  (  k-lis,  wolchor  vermittelst 
einer  gefälschten  Urkunde  dem  Herzog  von  Loihrmgeii  mit  angeb- 
licher Goldmacherkun^t  1000  Sonnenkrouen  abgesckwmdelt  und 
überdies  meine  gnädigen  Ilernn  geschimpft  hatte,  wurde  1595  ge- 
köpft, uud  Iii  17  Einer,  der  mit  falschen  Briefen  Brandsteuer  ein- 
gezogen hatte,  ebenfalls  geköpft. 

Münzfälschung  war  in  alter  Zeit  ein  besonders  schweres  Ver- 
brechen. Die  Carolina  droht  iür  eigentliche  Münzfälschung  Yer- 
brennon,  für  Gewichtsverminderung  Gefangenschaft  odes  Leibes- 
und Geldstrafe  an.  Im  Jahr  1505  wurde  ein  Mûnzfîilscher  geköpft, 
sein  Haupt  auPs  Itad  gesteckt,  die  rechte  Hand  mit  einem  fulsclicn 
Thaler  an  die  Galgonsäule  geheftet.  1622  muswte  ein  Hans  Jakub 
Peyer,  welcher  geriiigwerthige  fremde  Münze  eingeführt  hatte,  drei 
Tage  im  Obertliurm  sitzen,  .'500  Gulden  Eusse  zahlen  und  ürphed 
schwören,  es  nW^ht  wieder  zu  thun.  1U22  kam  dagegen  ein  Falsch- 
münzer schon  miL  SU  Pfd.  lieller  Busse,  Ehr-  uud  Wehrlosigkeit 
und  Verbot  der  Zunft-  und  Wirthskäuscr  weg. 
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Ton  Wucher  eind  zwei  Fälle  zu  Terzeiohnen  :  1540  musste  ein 
Wucherer,  welcher  den  hübschon  Zins  von  wöchentlich  10  Kreuzer 
vom  Gulden,  also  520  gefordert  hatte,  10  Gulden  Bussp  znhlen 
und  1552  wurde  wegen  Eornwuchers  Pfarrer  Finaler  in  Buohberg 
seiner  Pfrîinde  entsetzt 

lieber  das,  was  als  Wucher  angesehen  wurde,  gibt  ein  Raths- 
mandat  Tom  22.  Hai  1743  interessante  Auskunft   Es  heisst  da: 

„Demnach  Unsere  gnädige  Herren  und  Oberen  von  beeden  Klein 
und  Großen  Rüthen  dne  geraume  Zeit  bero  hSehst  mißfltllig  beobachtet, 
was  gestalten  das  wncherliche  ZinOnehmea  au  Statt  und  Land  dermaßen 
Überhand  genehmen,  daß  nicht  nar  von  einem  s.  v.  Steil-Stier  3  und 
mehr  Frtl  Kernen  für  den  ZinO  gefordert  und  von  denen  auf  die  Emd 
gelihenen  fruchten  gleichfahls  ein  ttbermachter  Zinß  bedingt  und  ange> 
nohmen  worden,  sondern  auch  einige  sich  nicht  gescheaet,  den  bedrängten 
Landtmann  zu  seinem  grQßten  Schaden  und  Nachtheil  seine  annoch  im 
feld  stehende  Früchten  entweder  gegen  firncht  oder  gelt  überhaupt  ab- 
auhandelu.  Als  haben  hochgedacht  unsere  goXdige  Herren  nnd  Oberen 
erkannt  und  wollen,  daß  in  das  kUnffiige  von  einem  s.  v.  Btell-Stier  nicht 
mehr  als  zwoi  Prtcl  Kernen,  dpßgrlerch  von  cinoiii  Matt  Kernen  auf  das 
hi^chste  '  l'  l'rtl  uod  falils  MUhifrucht  ;relielien  wurde,  alsdann  solche 
widerum  samt  bestinitcni  Uel)ernutzea  in  gleicher  frueht  oder  in  purem 
Kernen  ohne  Zinß,  wie  gegeben  und  angenohmen,  dem  armen  Landtmann 
aber  seine  im  feld  noch  stehende  frtichten  gar  nicht  weder  mit  frucht 
noch  gelt  abgehandelt  werden  solle,  alles  und  jedes  bey  ohnnachläßlicber 
Straff  von  H)  Mark  Silber." 

Kndlich  mag  noch  die  Brandstiftany  unter  die  Vcrbreclion 
jçegen  das  Eigonthura  gezogen  werden.  Nacli  dem  Jvicht  'brief  hatte 
der  Brandstifter  den  Schaden  doppolt  zu  «m  h  >tzen  uud  dein  Rath 
zwei  Mark  Silber  Busse  zu  geben,  wenn  'ihuiL-r  und  Goacliädigter 
Burger  waren;  war  dor  Thater  nin  Landmaun,  der  Ge8chadin:re  ein 
Burger,  so  ist  die  Busse  autfall(^nder  Weise  nur  ein  Mark  Silber; 
bis  /.ur  Zahlung  ist  der  Thäter  von  allem  Handel  und  Verkehr 
mit  der  Stadt  aungoschlossen. 

DiehL-  gel  lüde  Drohung  ist  nur  dadurch  verständlich,  dass  mit 
der  augedroliteu  JStraie  ja  iiieht  da«  eigentliche,  vom  Richter  zu 
sühnende  Verbrechen,  sondern  nur  der  Bruch  des  Stadttriedens 
geahndet  werden  konnte. 

In  der  Carolina  ist  der  Brandstifter  kur/.weg  mit  dem  Feuertod 
bedroht,  nach  d  'ui  im  früheren  Strafrecht  hie  und  da  zum  Durch- 
bruch kommenden  üruudsatz  der  Talion,  wonach  das  Yorbreohen 
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wo  möglich  mit  an!ilojui;er  Strafe  gobüsst  wordou  hoH.  Das  Straf- 
gesetz von  1S31  ist  noch  sehr  streng;  wer  in  ein  Ütt'entliches  Ge- 
bäude oder  in  ein  solches,  in  welchem  eine  grosso  Zahl  Meuschen 
der  Gofahr  ausgesetzt  sind,  Feuer  einlegt,  wir  1  mit  dem  Tod  be- 
straft, wenn  dn«  Fener  ausgebrochen  ist,  wo  nicht,  mit  12 — 20 
Jahren  Ketten.  Bei  i5randstiftung  an  gewöhnlichen  menschlichen 
Wohnungen  tritt  Todesstrafe  ein,  wcim  ein  Mensch  um'»  Leben 
gekommen  oder  «^'enihrlich  verletzt  worden  ist,  ausserdem  12 — 24- 
jährige  Ketteii-ii  if  .  Das  jetzige  Strafgesetz  droht  Zuchthaus  voa 
5  Jahren  bw  Icbensläuglich  an. 

Die  Praxis  scheint  nicht  m  streng  gewesen  zu  »ein.  1580 
wurde  ein  Brandstifter  und  Dieb  allerdings  geköpft  und  sein  Leich- 
nam verbrannt;  ItJlO  ein  solcher,  durch  dessen  That  zwei  Häuser 
verbrannt  wnreii,  aber  nur  bis  aufs  Blut  gepeitscht  und  an  seine 
Obrigkeit  abgeliefert;  allerding«  war  es  ein  12jähriger  Knabe,  den 
noch  überdies  sein  eigener  Vater  angestiftet  hatte.  1639  wurde 
wieder  g('kl>j)ft  und  der  Leichnam  verbraunt,  ausdrücklich  aus  Gna- 
den. "Wenn  sodann  einige  der  schauderhaften  Mörder,  wie  wir 
<tb«'n  gesehen  haben,  nach  dem  Tode  verbrannt  wurden,  so  geschah 
das  ohne  Zweitel  darum,  weil  sich  in  ihrer  Y  erbrechenliste  jeweils 
auch  die  Brandstiftung  fand. 

Eine  weitere  Reihe  von  Verbrechen  und  Vergehen  haben  das^ 
Oemeinaame,  dass  sie  durch  religiöse  Vorstellungen  bestimmt  sind. 
Tlieher  gehört  in  erster  Linie  die  Hexerei.  VjH  ist  das  eines  der 
dunkelsten  Kapitel  aus  der  Strafrechtspflege  früherer  Jahrhunderte^ 
in  dem  mit  Anwendung  der  Tortur  vielleicht  am  schwersten  ge- 
sündigt worden  ist.  In  die  Anschau aUr^en,  welche  diese  Ausschwei- 
fungen einer  ungesundi  n  riiautasio  hervorgerufen  haben  können,^ 
wird  es  uns  vielleicht  am  schwersten,  uns  zurückzuver8et;ßen.  Dieses. 
Kapitel  gründlich  zu  erledigen  und  alle  dabei  in  Betracht  fallenden 
Momente  gehörig  zu  würdigen,  würde  im  Kähmen  dieser  Arbeit 
ZQ  weit  fuhren.  Wir  beschränken  uns  daher  auf  eine  summarische 
Behandlung  der  Sache. 

Gesetzgeberisches  Material  ist  keines  anzuführen.  Weder  die 
älteren  Quellen,  noch  die  Carolina  behandeln  dieses  Verbrechen. 
Der  kirchliche  imd  juristische  Schwei*punkt  der  Hexerei  lag  in 
dem  Bündniss  mit  dem  Teufel,  dem  sich  die  Hexe  gegen  Ver- 
sprechen leiblicher  Vortheile  mit  einem  Schwur  ergab,  mit  dem  sie 
sich  fleischlich  vermischte  und  in  dessen  Auftrag  sie  eine  Reihe 
von  Hexen  werken,  Schädigungen  von  Mennchm  und  Yieh  an  Leib> 
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OcBundhcit  uad  Leben^  beging.  Vermittelst  der  Folter  konnte  man 
natûrlieli  Âiles  aus  dem  bemitleidenswcrthea  Opfer  herauspressen, 
was  man  nur  wollte.  Doch  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daes 
nicht  alles  £inge8tandenn  nur  gewaltsam  erpresst  worden  sei.  Die 
AVirkliohkeit  solcher  Teufelsbikndnisge  tr  ho  fest  im  allgemeinen 
Yolksbewnsstsein  eingeprägt,  dass  die  Wahnvorstellnogen  Geistes- 
kranker, die  heutzutage  eine  andere  Gestalt  anzunehmen  pflegen, 
damals  Yomehmüch  in  dieser  Form  aufkraten.  Belbstdenunoiation 
war  gar  nicht  selten  und  kommt  auch  in  Schaffhausen  vor. 

Mit  emer  gewissen  Genngthunng  kann  übrigens  versichert 
werden,  dass  SchafiHiausen  nicht  zu  den  Orten  gehört,  wo  dieser 
Irrwahn  besonders  zahlreiche  Opfer  gefordert  hat.  In  den  benutzten 
Quellen  haben  sich  im  Ganzen  nur  f&nf  Fälle  gefiinden,  in  denen 
es  zu  einem  UrthetI  kam,  und  wenn  auch  die  Vollständigkeit  dieses 
Verzeichnisses  TÎelIeieht  zweifelhaft  ist,  so  dürfte  die  Zahl  der 
Prozesse  doch  kaum  eine  wesentlich  grössere  gewesen  sein.  Diese 
fünf  Fälle  gehören  sSmmtliche  dem  17.  Jahrhundert  an.  1609  klagte 
sich  Dorothea  Kafenräflin  selbst  an,  der  Teufel  sei  ihr  Nachts  in 
Gestalt  eines  früheren  Buhlen  erschienen  und  habe  sich  mit  ihr 
▼ermischt;  seither,  habe  sie  das  Geföhl,  einen  kleinen  Teufel  im 
Leib  zu  haben,  und  werde  von  innerem  Feuer  entsetzlich  geplagt. 
Einmal  erzählte  sie,  dem  Teufel  die  Seele  preisgegeben  zu  haben, 
wenn  er  nur  den  Leib  in  Kuhe  lasse  ;  ein  andermal  sagte  sie,  den 
Leib  habe  der  Teufel  schon,  wenn  sie  nur  die  Seele  davonbringe  u.  s.  f. 
Sie  beging  einen  Selbstmordversuch  und  klagte  sich  schliesslich 
selbst  an.  Der  Rath  ging  die  Geistlichkeit  um  ein  Gutachten  an 
und  diese  sprach  sich  dann  auch  in  eingehender  Darstellung  aus, 
und  zwar  mit  einer  Massigung  und  relativen  Vorurtheilslosigkeit, 
die  filr  jene  Zeit  alle  Anerkennung  verdient,  nicht  aber  die  schnöde 
Behandlung,  welche  die  Chronik  diesem  hochinteressanten  Akten- 
Htflck  zu  Theil  werden  lässt.  Dasselbe  »pricht  sich  namentlich 
gegen  die  Höglichkeit  einer  fleischlichen  Vermischung  zwischen 
einem  Menschen  und  dem  Teufel  als  einem  Geist  aus,  ist  der 
Ansicht,  es  handle  sich  um  Anfechtungen  einer  armen  Seele  durch 
den  Teufel,  imd  ein  solches  Opfer  sei  nicht  zu  bestrafen,  wenn  es 
sich  gegen  diese  Anfechtungen  wehre,  sondern  vielmehr  zu  bemit- 
leiden und  mit  F&rbittc  zu  stärken*  Die  inneren  Schmerzen  dûrfiten 
wohl  eher  aus  körperlichen  Zuständen  herrfibren.  Da  sich  weitere 
Protokolle  über  den  Fall  nicht  vorfinden,  ist  anzunehmen,  dass  der 
Kath  die  Sache  dahinstellte  und  weitere  peinliche  Verfolgung  nicht 
vornahm. 


Digitized  by  Google 


376 


D.  Stokar. 


1607  bekannte  Margaretha  Sorgio,  sich  dem  Teufel  ergeben, 
mit  ihm  sich  fleisohlioh  vergangen  und  in  seinem  Auftrag  durch 
Anblasen,  AnrUhren  und  Eingeben  eines  schwarzen  Pulvers  im 
Ganzen  acht  Personen  umgebracht  zu  haben.  Sic  wurde  aus  Gnaden 
wegen  harter  Qefongenschaft  und  Tortur,  herzUcher  Reue  und  Für- 
bitte der  Verwandtschaft  geköpft,  der  Leichnam  verbnumt  und  die 
Asche  in  den  Rhein  geschüttet. 

1637  wurde  Magdalena  Wipf  geköpft,  der  Leichnam  Yerbrannt, 
die  Asche  in  den  Rhein  geschüttet.  Bie  war  geständig,  nich  dem 
bösen  Feind  mit  Seele  und  Leib  ergeben  und  in  seinem  Auftrag 
eine  Mutter  angeblasen  zu  haben,  so  dass  sie  die  Milch  verloren 
habe  und  das  £ind  krumm  und  lahm  geworden  und  endlich  ge- 
storben sei.  Weiter  habe  sie  einen  Knaben  durch  Anblasen  elend 
und  geschwollen  gemacht. 

1553  bekannte  Aima  Würthin,  gcnauut  Fuchss  und  Lochlorin 
aus  Treuclcnstadr ,  sich  dem  Teufel  verscîiriobru  und  durch  An- 
liauchen  und  Auiulucu  mit  einem  Stock  odi  r  einer  vergüteten 
Ruthe  si('l)on  Menschen  getödtet,  fünf  körperlich  j^pschiidigt  und 
noch  eine  Menge  Vieh  verderbt  zu  haben.  Sie  wurde  verbrannt, 
die  Asche  in  den  Rhein  geschüttet. 

Im  selben  Jahr  wurde  Margaretha  JvU88enb*'rgerin  von  Wilchiugeu 
verbrannt,  die  As(dic  in  den  Rhein  geschüttet.  Ilir  Register  ver- 
zeichnet ausser  der  Verschreibung  an  den  Teufel  und  der  Unzucht 
mit  demselben  14  Fälle  gelungener  und  3  Fälle  misslungener  Ver- 
giftung, sowie  Verdorben  von  Vieh. 

lööb  wurde  Anna  Brunner,  geb.  Peter  von  Unterhallau  einfach 
geköpft,  nachdem  sie  eingestanden  hatte,  sich  dem  Teufel  ergeben, 
mit  ihm  Unzucht  getrieben  und  in  seinem  Auftrag  eine  Anzahl 
Leute  vergiftet  zu  haben. 

lieber  die  mit  der  Hexerei  in  engem  Zusammenhang  stehende 
Zauberei  hat  sich  kein  Material  gefunden;  dasselbo  wäre  wohl  in 
den  Rathsprotokollen  zu  suchen.  Der  Schwabenspiegel  droht  eben- 
fklls  y^brennen  an,  die  Carolina  dasselbe,  wenn  Jemandem  Schaden 
erwachst,  sonst  beliebige  Strafe  nach  Umständen.  Einzig  die  Chronik 
meldet  aus  dem  Jahr  1649,  Einer,  der  sich  mit  Zauberei,  Tag- 
w&hlen  und  dergl.  abgegeben,  sei  um  400  Gulden  gebflsst  und  ver- 
bannt worden. 

\ on  Ketzpr ei  ist  ausser  den  allerdings  sehr  zahlreichen  IJrtheilen 
gegen  die  Wiedertäufer  nichts  anzuführen.  Dieser  haiuiückigc  und 
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orbitterto  Kainpt  gigoii  die  Wiedertäufcroi  hat  Hoiue  besondere 
lange  und  unerquickliche,  aber  gewiss  kulturhistorisch  hochinter- 
esHante  Geschichte.  Die  paar  im  Malefizbuch  verzpiehnetcm  Straf- 
urtiiuile  bilden  nur  wenige  Glieder  einer  laugen  Kottc,  und  e«  hat 
(laruiu  au<h  k'-iii'îii  Wcitli,  sie  im  Kirizflncu  aufzutühreu.  Erwälmt 
sei  !ii(!r  nur,  <lass  lö'iT  uml  l.')2!>  zwei  \Vi('il('itäiit"{»r  i^^-köpft,  ua(!h 
(b  r  Chronik  die  SchicithtMnKT  Wifdortäuter  vorbranut  und 

ilirt>  Häuser  niccbTircrissrii  wnrdc-n.  Letzter''  Aiigaltr  soll,  nie  mir 
von  kundiger  Srite  versichert  wirtl,  jeder  Jb'j^rüuduti^  eulbelircn. 
Die  übrigen  rrfli<ii(>  sprechen  Verweisung  mit  L'rpbed,  Prügel, 
Laaterstein,  Arbeft  im  Steinlirucli  in  Ketten,  l*r;iug<-r  u.  A.  m.  aus. 
Das  letztp  dieser  von  mir  g«!lundenen  l'rthnile  datirt  yon  1622. 

Kiu  llanptveri)recben  war  terntT  die  (î'titrslastrrifn;/.  Wie  im 
Walb  ii/lioken.  in  A'*'rwundunu:  uml  'I  ^dtscblag,  so  machte  sich  die 
lioiili'  it  d<>>«  /ciralfers  auch  gerne  in  (iottesläsiernng  und  b<"tsc'm, 
l;isf(»rliclnMn  Schwöen  Luft,  und  da  die  Auschaniin^'  herr^chrc,  Gott 
werde  dadurch  /.um  Zorn  und  /um  Verhängen  v<in  Straten  und 
l'Iagen  geroizr,  so  wurden  diese  Vergehen  sidn*  iiart  gestraft.  14U0 
wui<le  es  in  einem  N'eriiot  des  Schwr>reus  und  l''luch*>ns  als  Lr- 
l'ahruug  bezeichnet,  dass  (îort  desshiilli  viele  ln'iiidichr  Straten  und 
otb'nbiirliche  riai^iMi  üIm  t  die  Menschln  it  verhänge,  Krieg,  'i'heurung, 
Sterben.  Ilagel,  Keit",  Misswnchs  und  dergleichen  l'utalle.  Durch 
die  Lussandrolmugeii  .  \\.  K:he  das  Sch;irt"hau>er  Studtbuch  gegen 
das  Schwin-i  ii  t  ilä>st,  erhält  man  allerdings  eiiini  ülili>n  Ib  griti"  von 
der  läsirrliclu  ji  Kohlieir,  webhe  gelierrscht  luiiien  nniss.  Im  Jahr 
1113  wird  mit  einem  l't'd.  Heller  und  acht  Tagen  ViThannung 
bedroht:  Schweren  „hy  1m»x  gners  oder  box  tut  oder  by  iniser 
froweii  gi4itlein  s,hamlicli".  llbU  wird  4  l'i'd.  JJusae  gedroht  füi" 
i'ülgende  Schwüre: 

„bi  linsen  berren  hopt  ald  köpf  ald  hart  oder  nas  ald  ogen  ald 
bi  der  stim,  bi  dem  achedel,  bi  dem  bluot,  bi  den  wanden,  bi  der 

inarter,  bi  dem  tod,  bi  dem  Lcrtzcn,  bi  der  sele,  bi  dem  ewaiaaey  bi 
dem  Übe,  bi  dem  aehaiss*  ,  bi  dem  bengst,  bi  der  roerben,  bi  der  gniren 
ald  was  sölicb  swner  ist,  ald  bi  dem  fiat  ald  bi  dem  atank.*^ 

Dieselbe  Busse  zahlt,  wer  ?on  unser  troweu  ald  von  den  hailigeu 
ubel  redet.   5  Pfd.  Pfg.  zahlt,  wer  schwört  bei: 

^got  ald  nnaer  frowen,  bi  onaer  herren  aera  ald  hoden,  ald  von 
unaera  herren  oder  anaer  frowen  lidem  die  achamllch  aint^ 
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Kann  der  Schwörer  nicht  zahlen,  so 

,,8ol  man  im  es  ay  man  oder  wip,  die  zongen  mit  ainem  nagel  an 
ain  BiU  oder  8tok  ald  banlc  slahen  und  sieh  dannan  lan  zerren  und  danoo 
soi  er  nnsri  statt  versweren,  das  er  nit  mê  darin  kume  ftn  des  Bates 
verlob,* 

Die  Carolina  bezeichnet  eIk  (J«>tte8lästerung: 

,Item  so  ayner  gott  zumist,  das  gott  nit  bequem  ist,  oder  mit  seinen 
Worten  gott,  da^  jui  zusteht  abschnoidet,  der  allmeohtigkayt  gotteS|  sein 
lieylige  mntter  die  Jiingkfiraw  Maria  sehendet'', 

und  ordnet  Strafe  an  Leib,  Leben  oder  Gliedern  an. 

Die  Keformationsartikel  von  1530  bestimmen  Folgendes: 

„Wer  in  unser  Stadt  oder  Landschaft  Schwert,  nämlich  by  Gottes 
Alimäehtigkeit,  Barmherzigkeit,  Krankhait,  Ohnmacht,  Schweiss,  Tanf, 
Sakrament,  Lyden,  Marter,  Fleisch,  Wanden,  EürQss,  Himmel,  Erden  oder 
derglichen  SchwQr,  kainen  nssgenommoi,  desglich  by  den  Lieben  Hailgm, 
als  St.  KUrin,  St.  Veltin  nnd  derglichen,  den  wollen  wir  je  nach  Gestalt 
der  Schwttrmi  an  Lyb,  Leben  und  Ont  strafen.  By  dem  Âid  soll  jeder 
den  andern  hinimb  unserm  Vogt  rügen  und  angeben.  Und  als  auch 
sunst  Gottes  Namen  lichtfertiglich  genempt  und  gebrucbt  wtirt  uif  Mainnng 
„es  ist  by  Oott  wahr''  und  derglichen  mehr,  haben  wir  deshalb  ange- 
sehen, welcher  fUrohin  uss'  b(5ser  Gewohnhait  also  schwort,  so  oft  das 
beschicbt,  soll  der  nächst  so  by  Ihm  sitzt  by  sinem  geschwomen  Aid 
von  Im  ain  Krtitzer  in  GottQskasten  armen  LUten  erfordern  und  so  er 
kain  KrUtzer  hett  noch  geben  wellte,  so  soll  aber  der  Im  hnisi^en  nn 
selbem  Ort  niderknUwen  und  die  Erden  kUssen.  Und  welcher  die  obge- 
meldten  SchwUr  nit  rügen  nnd  die  KrUtzer  oder  das  ËrdkUssen  nit  er- 
fordern wUrde,  den  wollen  wir  fUr  aidbriichig  strafen.*^ 

Die  Ausbeute  an  Urtheilcn  wegen  Gotteslästerung  ist  eine 
ziemlich  ergiebige,  und  zwar  wurde  das  Vergehen  als  schweres, 
kapitales  betrachtet  und  sehr  schwer  bestraft.  Im  15.  Jahrhundert 
wurden  zwei  Gotteslästerer,  yon  denen  der  oine  bei  den  Gilden 
Gottes  u.  s.  f.  geschworen,  der  andere  Gott  und  die  Sakramente 
geschmäht  hatte,  ertränkt.  Im  16.  Jahrhundert  wurde  noch  einmal 
laut  Chronik  ertränkt  (1585),  fünfmal  gek<>pft,  zweimal  geschwemmt 
und  in  einer  grösseren  Zahl  von  Fällen  Verweisung  mit  Urphcd, 
Halseisen,  Geldbusse,  Wirthshausverbot  verhangt;  ein  Läfitcrer 
musste  bei  Todesstrafe  schwören,  soin  Loben  lang  keinen  Wein 
mehr  zu  triakeu.  Im  17.  Jahrhundert  wurde  uoch  zweimal  geköpft, 
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viermul  die  Zuagt  „ains  glaick^  lang''  geschlitzt,  in  den  übripfcn 
Fällcu  die  obigen  Strafeu  in  vielfacher  Kombinuüou  verwendet  uud 
noch  1714  wurde  ein  Gotteslästerer  geköpft. 

Wesentlich  Verj^chen  gegen  die  Rdigion  war  auch  der  ^fcinr/d, 
den  die  Carolina,  wiederum  vom  (irundsatz  der  Talion  ausgrli-  nd, 
mit  dem  Abliauen  der  beiden  Schwurüuger  bedruht.  Fallu  von 
wii'kiichcm  Meineid  nach  niodorner  Auffadsung,  da  der  Sclivvüreudo 
unter  Anrufung  Gottes  über  etwa«  Vergangenes  aussagt,  verzeichnet 
das  Malefizbuch  nicht;  010  dürften  in  den  Kaths|)rutokuilen  einge- 
tragen sein. 

Dem  eigentlichen  Meineid  stand  jedoch  auch  der  Brucli  t  ine» 
eidlichen  Oeltdjnisses  gleich  und  da  kommt  vornehmlich  der  Th'pJied- 
hrucJi  in  Betracht.  Das  eigentliûnaliche  Institut  der  I  rplied  i^it 
schon  im  ersten  Theil  behandelt  worden.  Es  bestand  dann,  dass 
der  Verbrecher  eidlich  geloben  musste,  eine  bestimmte  Handlung 
entweder  z\i  thun  oder  nicht  zu  thim,  namentlich  letzteres,  also 
beispieleweiae  ein  Gebiet,  aus  dem  er  ausgewiesen  worden,  niciit 
mehr  zu  betreten,  ein  Vergehen  nicht  zu  wiederholen,  stiU  und 
«ingezogen  zu  leben,  nicht  in  Gesellschaft  und  Wirthshäuser  zu 
gehen,  keinen  Wein  ni  trinken,  keine.  Gesellen  in  seinem  Hause 
zn  beherbergen  n.  s.  f.  Verletzte  er  das  Gelfibde,  so  war  er  des 
Heineids  schnldig,  dem  Bath  mit  Leib  nnd  Leben  verfallen,  konnte 
geköpft  werden  und  hatte  zugleich  auf  allen  Sehuts  und  Schirm, 
auf  das  Asylrecht  u.  s.  f.  yerzicbtet. 

Sehr  gebräuchlich  war  es  .tucli,  die  Verbrecher,  welche  man, 
sei  CS  aus  (imiden,  sei  es  sonst,  ül)er  die  Grenze  wies,  durch  I  rphed 
eidlich  geloben  zu  lassen,  sie  wollen: 

„die  gevangknuss  mid  was  sich  dnriniu!  getnaciit  ald  zugetragen, 
nit  andeo,  Ufiereu  noch  rechen  noch  scbati'en  gerecht  werden.'^ 

Es  war  das  ein  in  der  Regel  wohl  krafHoter  Vereuch,  durch 
ZtthQlfenahme  der  Heiligkeit  des  Eides  den  Gefahren  rat  begegnen, 
welche  Tun  den  zu  Tausenden  herumziohenden  Terbannten  Ver- 
brechern drohten.  Diese  verzweifelten  Rechtlosen  werden  sich  in 
der  Regel  an  eine  solche  Urphed  wenig  gekehrt  haben. 

Eine  besonders  eigenthtlmliche  und  bequeme  Art  Ton  Ver- 
wendung der  Urphed  war  die,  daes  man  Uatersuchungsgefangene, 
aus  denen  man  nicht«  herausbringen  konnte  oder  deren  Unschuld 
an  den  Tag  kam,  nur  gegen  Schwören .  der  Urphed  wieder  auf 
freien  Fuss  setzte.   So  lautet  eine  Urphed  von  1463  Ton  Hans 
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Hamer,  welcher  angeschuldigt  war,  im  Kaufhaus  Seckel  ahgc- 
schnitten  zu  haben,  fulgondermaiiscn: 

,^Uir  Bolchen  Ittmbdeii  die  fHrsichtigen  wieen  Bnrgennaister  ond  not 
tu  Scbaffhasen  min  gnedige  herren  zn  mir  gegrilTeni  mich  in  Ir  gefang- 
nnas  genomen  und  mich  nmb  die  Sachen  erknnt  und  gefraget  hand  aU 
aich  dann  gepurt  belumbdet  111t  nmb  eolich  misstatt  an  firagen.  Und 
wann  ich  der  Bachen  halb  nlftait  gesalt  noch  verjahen  hab,  bo  hand  sy 
mich  der  gevangnuss  gnadiclich  ledig  gezelt  und  gelassen.  Dammb  so 
hab  ich  aller  Band  halp  fry  ledig  und  nnbexwnngen  ain  rerlit  redlich 
nnd  ungeverlicli  urfeht  gcton  und  ainen  aid  zu  gott  nod  den  liaiiiiren 
mit  utfgeheppten  vingeren  und  ^'eierten  Worten  gCBWoren,  solch  obge- 
meldt  vltngniBê  nnd  was  sich  darinn  gemacht  nnd  verloffen  haut,  es  sye 
mit  Worten  oder  mit  wergken,  gen  den  vorgenanten  minrn  gnedigen  hem 
von  Schatfbusen  Ire  gemaine  Statt  noch  den  Iren  die  In  zugeboni  oder 
auversprechend  8tand,  niemer  mer  zu  endren,  zu  melden,  zu  effren  noch 
zu  rechen  noch  «chaffen  geton  werden  haimlich  noch  offcnlioh  in  kain 
weg  ane  alle  geverde.  Wo  ich  das  ahor  llherfliero,  davor  ^ot  sie.  iiiul 
sich  das  warlicb  orfindot,  po  s<*\  ich  ain  mainaidiger  erlo&er  rechtloser 
verzalter  nnd  verurtailter  mann  haisscn  und  sin^ 

n.  8.  f.  in  der  gewöhnlichen  Form.  Eine  ganz  aualogo  Urkunde  ist 
von  1501  erhalten. 

In  Schaflliauseu  wiurde  auch  Ernst  macht  mit  der  Drohung. 
Im  10.  Jahrliundort  wurdon  vif.T  Urphedbrt.'chcr  gt-ki-pft,  cIult  ge- 
schwemmt, einer  iebeiirtlüiiglich  eingesperrt,  einer  uiu.^sîe  MU  Pfd. 
Hcllrr  zahleu  und  eine  schwangere  Frau  wurde  aus  (inaden  an 
lieu  l'raii<;er  gCHtollt  und  abermah  ausgewiesen.  1618  nmsste  eicer 
den  IJdilen  küs^eu,  am  Pranger  stehen  und  sollte  lebeusiänglich 
auf  die  Galeeren  verschickt  werden;  letzteres  wurde  in  Gnaden  zu 
Verbannung  auf  30  Meilen  im  Umkreis  von  der  ätadt  umgewandelt. 

Dem  Brueh  der  Vrphed  gewissennasBen  yerwandt,  wenn  auch 
nicht  wie  letzterer  unter  dem  Bann  religiöser  Yoretellungen  stehend, 
ist  sodann  der  Bru<^  des  IViedens.  Das  mittelalterliche  Bechts- 
institut  des  Friedens,  des  gebotenen  oder  Handfriedens,  ist  unserer 
Rechtsanschauung  nicht  mehr  Terstandlich  und  hedarf  darum  einer 
besonderen  Behandlung.  Bei  der  beständigen  Kampfbereitschaft  der 
allezeit  bewaffnet  herumgehenden  mittelalterlichen  Bürger  erwies 
es  sich  als  Bedür&iss,  einen  zu  jeder  Zeit  bereiten  und  fungirenden 
Dampfer  zu  haben.  Es  bildete  sich  darum  die  allgemeine  Bürger- 
pflicht  des  Friedebietens  aus.  Wo  ein  Bürger  sah,  dass  zwei  andere 
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in  Streit  geriethen,  der  zu  Thätliclikeiten  auszuarten  drol»te,  da 
hatte  er  ihnen  je  nach  dorn  Rechtsgebiet  den  Stadt-  oder  Ti.md- 
frieden  zu  bieten,  und  sie  waren  dann  vcrpHiclitet,  liuhc  zu  halten, 
einander  in  Frieden  zu  lassen  und  uur  beim  Richter  Recht  zu 
sncli'Mi.  \'ors;ii,'t('ü  sie  den  Frii'd(.>n,  woigertou  sie  sich,  iliii  zu  ge- 
I()i)(Mi,  so  trat  Strato  rin,  und  brachen  sie  ihn,  fin^t'!i  sie  docli  wieder 
Streit  au,  so  liattcii  sie  den  Stadt-  oder  Landfrieden  gebroobeii  und 
vrrlit'leu  in  Strafe,  (iescbah  irgrud  eiue  Gewabthiit  unter  Brueli 
des  gebolericu  und  gelobten  Friedens,  so  war  das  ein  gewicliiiger 
Erachweriiugsgrund  ;  Tödtung  über  den  Frieden  ^Yurde  als  3lord 
behandelt.  Ven\  uiuluug  w.w  /nweilen  mit  der  Enthauptung  bedroht. 

In  (legenden,  welclu»  vom  modernen  Verkclirslcbon  noch  nielit 
m  sehr  dnrcliset/.r  sind,  hat  sieh  dieses  uns  völlig  :ibhauden  ge- 
kommene |{(!chtsiiistitut  im  iit-wusstseiu  des  Volkes  noch  bis  in 
neuere  Zeit  hinein  erhalten.  In  Xidwalden  ist  niu-h  Deschwaudeu's* 
Aussage  das  Friedelueten  no(  h  nic  ht  ganz  erloschen;  der  Bietende 
hat  dann  dreimal  zu  rufen:  ..Ich  biete  euch  meiner  Herren  Friede.* 
Ueberhaupt  soll  man  sieh  nach  Osenbi  iiggon  in  der  inneren  Schweis 
der  allgemeinen  Büigerptiicht,  bei  entatandenem  Streit  Frieden  zu 
bieten,  noch  heutzutage  bewusst  aein,  und  noch  ün  Appenzell  ausser- 
rhodischen  Strafgesetzbuch  yon  1859  ist  das  Frtedvorsagen  oder 
der  UngehuTsaTn  gi  i;<'n  ein  Friedgebot  als  Vergehen  behandelt. 

Ein  Ersehwerungsiiiund  war  es,  wenn  der  gebrochene  Friede 
durch  eine  obrigkeitliche  Persou  geboten  wurde.  So  setzt  das 
Sehaffhauaer  Stadtbuch  fest,  wenn  ein  durch  ein  Mitglied  dea  Groaaen 
oder  Kleinen  Raths  oder  einen  Kathskneeht  gebotener  Friede  yenagt 
oder  gebrochen  werde,  so  trete  als  Strafe  80  Pfd.  Ffg.  und  ein- 
jährifi^e  Verbannung  ein.  Dieselbe  Strafe  wiederholt  sich,  wenn  das 
Friedegebot  sich  von  Seiten  einer  anderen  Amtsperson  wiederholt. 
Das  Friedebieten  ist  ausdrücklich  bei  einer  Mark  Silber  Busse  als 
Pflicht  von  Vogt  und  Gliedern  des  Grossen  und  Kleinen  Raths  be- 
zeichnet ;  einzig  dem  Vater,  Sohn,  Vater-  und  Mutterbruder,  Bruder- 
oder Schwestersohn  g>  gen&ber  kann  es  straflos  unterlassen  werden. 
Ferner  erhöht  das  Stadtbuch  1364  die  Busse  für  Verwundung  mit 
Friedbruch,  „ain  fridbrech  wunden**,  von  einem  Mark  Silber  und 
acht  Wochen  Verbannung  auf  10  Pfd.  Ffg.  und  zwölf  Wochen  Ver- 
bannung. In  einer  späteren  Verordnung  yon  1378  ist  diese  Busse 
auf  je  10  Guidon  an  den  Richter  und  den  Kläger  angesetzt. 

Auch  mit  diesen  Bestimmungen  wurde  Ernst  gemacht.  1488 
wurde  ein  Hans  Ruch,  der  in  Verletzung  des  gebotenen  Friodens 
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eine  schwrie  Körperverletzuug  begangen  hatte,  aus  Gnaden  nicht 
gcrädtrt,  suiidt-rii  nur  geköpft  und  sein  Leichnam  auf»  Rad  ge- 
tiochioii,  or  alsi»  aU  Mörder  behaudek.  1532  wurde  Einer  wegen 
desselben  Verbrechens  geköpft,  1557  Einer  bei  Drohung,  er  sei 
mit  dem  Leben  verfallen,  ausgewiesen.  Eine  Anzahl  weiterer  ür- 
theile  sprechen  Geldbusse,  80  Pfd.  Ueller,  und  Verbot  von  Wehr 
und  Gesellschaften,  dauelien  auch  etwa  kurze  Gcfnngenschaftsstrafen 
aus.  Die  Grosszahl  der  Faiie  wird  aich  in  den  iiathsprutokuHen 
finden. 

Auch  das  Sjnelen,  d.  h.  was  wir  jetzt  Uazardspiei  uonncn, 
nicht  nur  das  falsche  Spielen,  war  mit  Strafe  bedroht.  Eine  Ver- 
ordnung von  1389  verbietet  „spilau  »jder  karten"  bei  einem  Pfund 
liusse,  so  oft  es  geschehe;  kann  der  Thäter  nicht  zahlen,  so  wird 
er  einen  hall)en  Tag  in's  Ilalseisen  gelegt.  (ïcstattcL  vv.ireu  „bossau 
und  walau  und  lirutspil  ald  schachzebel  und  schiossen  mit  dem 
armbrost'^.  Die  Keforniatiousartikel  von  153ü  verbutcu  Karten-, 
Würfel-,  Brett-  und  audere  Spiele  höher  denn  um  einen  Heller 
oder  Pfennig,  ebenso  das  Wetten  um  höheren  Betrag  und  au  Sonn- 
und  Feiertagen  während  der  Predigt  bsi  Strafe  des  Thurms  oder 
eines  Guldens  Überhaupt  alles  Spielen.  Die  Praxis  war  wenigstens 
im  16.  Jahrhundert,  aus  welchem  fast  allein  ich  Fälle  habe,  be- 
deutend strenger.  Falschspieler  wurden  wiederholt  mit  XJrphed  aus- 
gewiesen, etwa  auch  vorher  ausgestiopt  1538  wurde  Einer,  der 
während  des  Gottesdienstes  gespielt  und  in  Folge  eines  dabei  ent- 
standenen Streits  ehien  Todtschlag  begangen  hatte,  geköpft,  1533 
ein  Beringer,  der  Nachts  in  seinem  Hause  gespielt  hatte,  mit  Weib 
und  Kind  verbannt. 

Den  Schlttss  der  langen  Reihe  mögen  die  poUHtcken  Vergehen 
bilden.  Es  sind  deren  versdiiedene  aufgezeichnet.  So  wurden  1489 
zwei  Idänner  geköpft,  weil  sie  auf  die  Eidgenossen  gescholten 
hatten.  1619  musste  Einer  am  Pranger  stehen,  weil  er  den  Erz- 
herzog Leopold  Ton  Oesterreich  beschimpft  hatte.  Wegen  Be-^ 
schimpfung  meiner  gnädigen  Herrn  Burgermeister  und  Bath  wurden 
1498  240  Pfd.  Heller  Busse  verhängt;  1623  musste  eine  Hallauerin 
desswegen  Widerruf  leisten,  drei  Tage  im  Blochhaus  sitzen  und 
1000  Pfd.  Kahlen.  Wegen  Aufrahrs  wurde,  wie  schon  erwähnt, 
1525  Cläwi  Heinmann,  Zunftmeister  der  Bebleuten,  mit  Leib  und 
Gut  verfallen  erklärt  und  seine  Nachkommenschaft  f&r  ewige  Zeiten 
aus  den  Zünften  ausgeschlossen.  1549  wurde  nach  der  Chronik 
Einer,  der  durch  Briefe  die  Landlcute  gegen  die  Obrigkeit  au%e- 
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wiegelt  liatte,  geköpft  und  der  Lei  Imam  geviertlioilt.  Auch  eine 
ProzG«8sache  vor  ein  fremdes  Uericlit  zieheu,  war  ein  Vorbrechen 
gegen  die  Hoheit  meiner  gnädigen  Herren.  Einem  Thaynger,  der 
sich  du8  zu  Schulden  kommen  liess,  wurde  die  Wehr  entzogen,  die 
WirtlishäuHer  verboten  und  überdies  eiue  ßu>se  von  25  Pfd.  über 
ihn  verhängt.  Die  Urtlieile,  welche  1820  gegen  die  Führer  der 
Volksbewegung  widov  das  neue  Steuergesdtz  gefallt  wurden,  sind 
im  ersten  Theil  erwähnt  werden. 

Damit  ist  die  buiixe  K«'i]îc  von  Verbrechen  und  Versehen 
er?»cböpft.  Eh  Uepsen  sich  wohl  uocli  eine  Anzahl  von  Nebenformen 
und  unwichtigeren  Vcrst'Vssen  uutführen.  Da  on  nich  aber  nur  um 
einzelne  Fälle  haudeiu  konnte,  so  seien  zum  Schlusj*  nur  noch  einige 
allgemeine  lienierkungen  über  d.is  Gefundene  gemacht. 

Das  liild,  ihiH  sich  aus  dem  \ Oriierigen  ergibt,  weist  unzweifel- 
haft dunkle  Partien  auf,  und  dans  auf  dem  Gebiet  der  Strafrechts- 
pfiege  die  Neuzeit  dem  Mittelalter  und  den  späteren  Zeiten  gegen- 
über mächtige  Fortschritte  zum  Besseren  gemacht  hat,  isi  uuver- 
kennbitr.  Sdiclie  barbarische  liohheit  und  Empfindungslosigkeit, 
wie  »iic  in  der  Tortur  und  den  entselzlichen  qualvollen  Hinrichtungs- 
arten  wie  Rädern,  Leb(  ndigbegraben  sich  äus.serte,  ist  heutzutage 
nicht  mehr  möglich;  das  würde  unser  wenigstens  in  körperlichen 
Dingen  fein  gewordenes  Gefühl,  unser  rei/.bares  Nervensystr'm  nicht 
mehi'  dulden.  Auch  praktisch  wirkbamer  ist  unsere  Su.ttrecht^- 
pflege  im  Ganzen  geworden;  der  Rechtsschutz,  den  der  moderne 
Staat  dem  Bürger  gegen  Verbrechen  zu  bieten  vermag,  reicht  be- 
deiitend  weiter  als  in  der  Zeit,  welche  den  Gegenst^uid  dieser  Arbeit 
bildet.  Dieser  Fortsehritte  und  Errungenschaften  wollen  wir  uns 
rückhaltslos  freuen  und  sie  nicht  schmälern.  Gleichwohl  würde  es 
uns  nicht  anstehen,  in  der  geschmacklosen  Art  des  Bildungsphilisters 
Tom  hoben  lioss  des  Fort^cbrittsdüukels  herab  verächtlich  auf  die 
früheren  Zeiten  herunterzublieken.  Eine  verständige  und  gebildete 
Betrachtimg  muss  vor  Allem  darauf  gehcm,  eine  Zeit  zu  versteben, 
und  sie  wird  dabei  unter  den  Tersobiedenen  ftusseren  Ersoheinungs- 
formen  stets  wieder  denselben  Menschen  mît  all*  seinen  Trieben 
und  Leidenschaften  finden,  wie  sie  noch  in  uns  tbätig  sind.  Âucb 
wir  sind  ja  leider  noch  himmelw^eit  davon  entfernt,  das  Terbrecben 
wirksam  und  mit  dauerndem  Erfolg  bekämpfen  zu  können,  und 
w^emi  unsere  StrafreclitspHege  mehr  und  mehr  dazu  gelangt  ist, 
ausschliesslich  Freiheitsstrafen  zu  verwenden,  so  fragt  es  sich  sehr, 
ob  sie  damit  nicht  sich  in  eine  mechanische,  geistlose  Uniformit&t 
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verlüivii  hat,  der  wenigstens  an  Fülle  und  Mannigfaltigkeit  das 
aus  dem  vollen  naiven  Vnlksbewusstsein  heraus  scluiiroude  Alutcl- 
alter  weit  iiberlegoii  \v;ir.  In  inaucheu  Ötrafen  des  Alitti  laltors  tritt 
uns  eine  wahro  ITiIlt«  von  l'lastik,  Poesie  und  gesundem,  v^lks- 
thiimlicliPin  lluiuor  entgegen,  welche  uns  mit  unseren  ewigen  cin- 
förniigou  Zuchthaus-  und  GefiLngnissstrafeu  waiiiliitt  beschämen 
küuute.  Diese  Eigenschutttu  sind  nun  wolil  für  unser  Strafrecht 
unwiederbringlich  dahin.  Mit  der  Renaissauce  ist  das  lîecht  der 
selbBtthatigen  rechtsbildenden  Hand  dos  Volkes  entrissen  und  durch 
die  Réception  des  römischen  Rechts  ein  gelehrtes  Recht  geworden, 
welc)ieiii  das  Volk  fremd  und  verständnisslos  gegenüber  ateht  Das 
ist  nun  nicht  mehr  zu  ändern,  das  zerrissene  Band  nicht  mehr  an- 
zuknûpteuj  so  wie  sich  nun  einmal  das  moderne  Yerkehrsleben 
entwickelt  hat,  verlangt  es  gebieterisch  seine  wissonsehaftliche  Be- 
handlung. Gleichwohl  mochte  man  wenigstens  dem  Strafrechts- 
gesetzgeber etwas  Ton  der  Fähigkeit  früherer  Zeiten  wünschen, 
dem  Terbrechen  auch  eine  analoge,  verwandte,  auf  den  Yerbrecher 
eindrQcklich  wirkende  Strafe  entgegeuzustollen.  Dass  die  einzige 
Freiheitsstrafe  in  ihrer  heutigen  schablonenhaften  Anwendung  nicht 
in  allen  F&llen  passt  und  richtig  wirkt,  diese  Ueberzeuguug  greift 
Ja  neuerdings  immer  weiter  um  sich  und  hat  eine  moderne  Beform* 
bewegUDg  in*s  Leben  gerufen. 
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Der  Cntwurf 

eines 

BundeBgesetseB  über  die  DitaipUnarstraforânang. 

Von  Carl  Stoosê. 


In  der  Bctscliaft  zu  dem  Entwurl  einer  eidgenÖBsischen  Mililär- 
8tratVrrit'lUHor<lnung  (vom  10.  April  ISS^s)  kündigte  der  Bundesrath 
als  nächstfblgendes  Gcsptzg^ehungsweri':  auf  dem  Oeljiete  de»  Militär- 
Btrai'reclite  ein  Gesetz  über  die  Diszipiinargtralbrdnung  an. 

Das  schweizerische  Militärdepartement  beauftragte  den  Herrn 
Kationahrath  und  Oberstdivisionär  Eduard  Miiller  in  Bern  mit  dor 
Abfasraog  des  Entwurfes.  Nationalrath  Müller  überreichte  dem  De- 
partement im  August  1890  einen  Entwurf  und  begründete  denselben 
in  einem  eingehenden  Bericlit.  Zur  Begutachtung  dieses  Entwurfes, 
sowie  eines  elienfallK  von  Nationairath  Kd  ^lülier  ausgearbeiteten 
Entwurfes  zu  einem  Bundesgesetz  über  die  Kriegsartikel  (d.  d.  Ja- 
noar  1891),  setzte  der  Bundesrath  eine  Kommission  ein,  deren  Vor- 
sitz dem  eidgenössischen  Oborauditor,  Herrn  Oberst  Eugene  Borei, 
übertragen  wurde.  In  Folge  der  Krankheit  und  des  Hinscheides  des 
Obersten  Berel  trat  die  Kommission  bisher  nicht  zusammen.  Das 
schweizerische  Militärdepartement  hat  aber  am  26.  Juli  1892  den 
derzeitigen  Oberauditor,  Oberst  der  Justiz  Karl  Hilty,  zum  Vor- 
sitzenden der  Kommission  ^)  ernannt  nnd  die  Absicht  kundgegeben, 
dem  Bundesrath  die  beiden  Entwürfe  noch  in  diesem  Jahre  vorzu- 
legen.  Es  dürfte  daher  angezeigt  sein,  diese  Entwürfe*)  in  einer 
Fachzeitschrift  zu  besprechen,  wie  es  s.  Z.  mit  dem  Entwurf  einer 
eidgenössischen  Mititärstrafgerichtsordnung  geschehen  ist.  ')  Möchten 


■)  Mitglieder  der  Kommteston  sind:  Oberst  HHty,  Bern»  Natlonslfsth  Broii, 
Solotliuni,  Stinderath  Conuus,  Neueobiugp  OberstdiTlsionir  Ed.  Haller,  Bern, 
Oberstlieatenaiil  Zflrcher,  Zttrieh,  Prof.  Dr.  Oretener,  Bern,  Migor  Stooas,  Bern. 

')  Die  Entwttrfe  sind  in  einer  bcschrlnkten  Zahl  von  Exemplaren  gedruckt 

worden.    Die  Motive  sind  nicht  gedruckt. 

*)  Zeitschrift  fUr  Schweizer  Stiafrecht,  I,  S.  261  ff. 
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die  Bemerknngen  und  die  Yorachläge,  welche  hier  vorgebraebt 
werden,  eine  ebenso  freondUche  Aufnahme  und  Berücksichtigung 
finden,  wie  die  B«>inerkungen  und  YorsohlSge  zu  dem  Entwurf  einer 
eidgendssiscben  Miiitäratra^erichtBordnong. 

Der  Entwurf  gliedert  sich  in  folgende  Abschnitte: 

J.  Umfang  der  Diaziplmanirajgewalt  (Art  1  und  2). 
ZT.  ÜMpUnanirafen  (Art.  8 — 8). 
m.  Strajhcfiujnme  (Art.  9—17). 
JF.  EBMdho^ung  der  ^rafbejugnisa  (Art  18—25). 
V,  Strafvollzug  (Art.  26—39). 
VI.  Betehwerde  (Art.  40—43). 
VIL  ScMusthesHmmufigen  (Art.  44 — 48). 

Diese  Systematik  ist  der  „Prcussischen  Di^iziplinarstralorduung 
für  das  Heer"  vum  31.  Oktober  1872  nachgebildet,  uud  e»  erweist 
sich  dan  preuüsische  Gesetz  auch  für  die  oinzelnim  Bestimmungen 
vielfach  aU  Vv)rbild.  Es  h'egt  iu  Autühruug  dieser  übrigens  iu  den 
Motiven  zugegebenen  Thatsache  um  so  weniger  ein  Tadel,  als  der 
Verfasser  des  Entwurfes  trotzdem  selbstöndii^  gearbeitet  li  ir,  uud 
überall  das  Bestreb-'U  hervortritt,  eine  l)iszipliuar?»traforduuug  lur 
die  Miliz  eines  demokratischen  Staaten  zu  schaffen. 

Jedenfalls  zeichnet  sich  der  Entwurf  dos  Herrn  Nation  iii  ith 
Ed.  Müller,  wie  dies  schon  Oberst  Eugène  Berel  in  seinem  anulichen 
Ourachten  anerkannte,  durch  Klarlieit  und  Schärfe  aus,  und  es  zeugt 
das  AVt-rk  von  eiiirr  voUkommeaeu  auf  Krf.ih  i  iiiig  beruhenden  Öach- 
keuütnish.  Ks  stellt  sich  daher  der  Kunviut  als  eine  glückliche 
Lösung  der  sehwieriijen  Aufgabe  dar.  Doch  geben  einige  Bestim- 
mungen zu  kritischen  Bemerkungen  Aulass. 

L  Umfang  der  Disziplinantralgdwaltt 

Alt.  1.  Der  DMpUnarBtrafgewalt  sind  onterworfeD  die  in  Art  1  des  Bondes- 
goeties  Uber  die  )UKlftntra|gerichtwrdnang  vom  28.  Juni  1889  genannten  PerMwen. 

Da  in  Ziff.  10  und  11  dos  Art.  1  der  Militar.strafüfric1itsordnnng 
Zivilpersonen  d<'r  Militärstrafir-Tiehtsbarkoit  imtorworien  werden, 
welche  MilitärperKonnti  im  aktiM  n  lli.  ii-t  zur  Verletzung  wichtiger 
militärischer  <  )]ilit>j,^nlititen  verleiicu  oder  zuvorleiten  «uch<'n,  und 
Zivilperbt>n<  n .  weiche  -i(  Ii  der  Spionage  oder  des  Falschwerbens 
schuldig  machen,  hier  ubtr  eine  disziplinare  pM^tratung  nicht  zu- 
trifft, so  dürfte  es  richtiger  sein,  der  Dii^ziplinarstrafgewalt  nur  die 
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in  Art.  1,  Zift'.  1  —  9,  genannten  Personen  zu  unterwerfen,  bczw.  dpu 
Art.  1  der  Militiirstrafgerichtsordnung  in  entsprechender  Fys^ung  in 
die  DisziplitiarstraibrdauQg  aufzuuehmeu  ;  Yervreisuagen  sind  immer 
bedenklich. 

Der  Art.  2  besoitij^t  mit  Recht  die  bisherige  weitläufige  und 
verwirrende  Kfi.->uit>tik  und  entspricht  zum  Thcii  wörtlich  dem  §  1 
der  preusBiächeu  Diszipliuaratraforduuiig,  wie  folgende  Kebeneinander^ 
Stellung  zeigt: 


§  1.  Der  Disziplinarbestrafung  untere 

1)  Handliingen  gegeo  die  mllltirladie 
Zucht  and  Ordnmig  und  g^'gen  die 
Dienstvorschriften,  für  welche  die 
Militärgesetze  keine  Strafbestim» 
mungeu  enthalten. 


Art  2.     Der  Disziplinarbestrafung 
imterUegoi: 

1)  Handlungni  gegen  die  militArlscIie 

Zucht  und  Ordnung,  gegen  ertheilte 
Bolohle  und  gegen  Dienstvorschrif- 
ten, sutVrn  diese  Handlungen  nicht 
unter  die  Bestimmungen  über  Ver- 
brechen nnd  Vergehen  des  Bundes- 
gesetses  Ober  die  Strafreebtaiiflege 
Air  die  eidgenössischen  Trappen, 
vom  27,  August  1851,  fallni. 

2)  In  geringfügigen  Fallen  diejenigen 
Verbrechen  (Vergehen),  deren  dis- 
z^llnarisehe  BentniAuig  darcb  das 
Bnndesgeseti  ober  die  StnfroditB- 
pflegc  für  die  eidgenössischen  Trup- 
pen ausdrücklich  gestattet  ist  (Art.62, 
66,  70,  71,  72,  74,  75,  77,  78,  86, 
87,  89,  90,  92,  96,  97,  115,  123, 
143,  162,  164  nnd  166  des  Gesetces 
vom  27.  August  1851). 

8)  Diebstahl,  Veruntreuung  und  Betrug, 

sofern  der  Werth  des  ef'stoh!rnpn 
oder  vemntreuten  Olijokts  oder  der 
durch  den  Betrug  ge^^uchte  Gewinn 
Ft.  10  nicht  Qbenteigt. 

Ziffer  1  des  preussi.sclien  Gesetzes  dürfte  vor  Ziffer  1  drs  scliwei- 
zcriöchcu  Entwurfes  dun  Vorzug  verdiiüicn,  da  sie  allgemeiner  und 
kürzer  gefasst  ist  ;  statt  „gegen  eriheilte  Befehle",  sollte  gesagt 
werden  , gegen  Dienstbefehie**. 

Ziffer  2  wird  sich  ebenfalls  mit  Yorthcil  enger  au  die  prcussische 
Fassung  anschliessen,  etwa  folgondermaasMu  : 

Diejenigen  militiirischeti  Verl/rechtu  (  Vngi  hi  ii),  <li'ren  disziplinare  Bestrafung 
die  ^lilitärstrafgcsetze  in  leichteren  Fällen  auädtUcklich  gestatten. 


2)  JJiejeuigca  ujilitarischiMi  Ver^'ehen, 
deren  Bestrafung  im  Disziplinarwege 
In  tdchteren  Fftllen  durch  das  Ein- 
fUmuigSgesets  zum  Mllitärstmfge- 
Setzburho  für  das  deutsche  Reich,, 
vom  20.  Juni  1872,  §  3,  ausdrück- 
lich gestattet  ist 
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Besonders  wichtig  ist  Ziffer  3  des  Art  1,  wonach  der  Diszi- 
pUiMirbestrafung  unt49rliegen: 

Diebstahl,  Tanntreaung  und  Batrug»  sofern  der  Werth  des  gestohlenen  oder 
veruntreuten  Ol^ekts  oder  der  dnrch  den  Betrag  gesuchte  Gewinn  Fr.  10  lücfat 

Wenn  di -so  Bestimmung  in  Kraft  tritt,  so  werden  die  meisten 
Fälle,  welche  die  Militirgerichte  gegenwirtig  au  beurtheilen  haben, 

disziplinari^oh  erledigt  werden. 

Der  Verfasser  des  Entwurfes  beruft  sich  zur  Recht  fori  igung 
dieser  Yorschrift  auf  den  Vorgang  Oesterreichs,  das  bei  Verbrechen 
aus  (i(  wiimsucht,  insbesondere  bei  Diebstahl  und  Veruntreuung,  dis- 
ziplinare Bestrafung  zulübst,  falls  der  Thater  geständig  ist  und  der 
Werth  des  Gegenstandes  50  Kreuzer,  und  bei  ärarischen  Gegen- 
ständen 1  Gulden  nicht  übersteigt. 

Xationalrath  Müller  anerkennt,  dass  die  ganze  Frage  nicht  un- 
bedeuklich  ist;  er  erachtet  es  aber  an  der  Zeit,  „dem  bereits  viel- 
fach geäusserten  Wunsch  nach  milderer  Behandlung  der  genannten 
Verg(;hen  in  geringfügigen  Fällen  Rechnung  zu  tragen".  Bio  Grenze 
zwischen  geringfügig  und  niclii^rringfügig  soll  im  Anschluss  an  das 
bestehende  Militäi-strafrecht  durch  Aul'stellung  eines  Werthbetrages 
gezogen  werdm.  Bull  die  Bestimmung  überh  uipt  Bedeutung  haben, 
bemerkt  Ober>t  Müller,  so  muss  sie  auch  auf  ileu  sogenannten  qua- 
lifizirten  Diebstahl  ausgedehnt  werden,  da  der  einfache  Diebstahl 
nach  unserem  Militärstrafrecht  kaum  vorkommt.  ,Da  gibt  es 
aber  Fälle,  welche  trotz  des  geringen  Werthes  der  gestohlenen 
Sache  als  recht  schwer  bezeichnet  werden  müssen.  Auf  den  Werth 
der  Sache  müssen  wir  wohl  oder  übel  abstellen,  weil  das  übrige 
^lilitärstrafrecht  noch  auf  diesem  Boden  steht  und  sich  die  Grenze, 
wo  die  Disziplinarbestrafung  beginnen  soll,  kaum  anders  ziehen  lässt." 

Dcmgemâss  gibt  di-r  Entwurf  den  Art.  133  und  135  des  Mili* 
tärstra^esetzes  folgende  Fassung: 

Art.  188.  Die  Strafe  des  ausge^eichaeten  Diebstahls  besteht  in  : 
a.  strengem  Arrest  Ms  auf  stnlizi^  T;i'jo  odrr  in  Gefangiiiss,  wenn  der  Werth 

di»ç  tîestohleneij  nicht  iin-hr  ah  zflui  l'raukfn  lietnifrt: 
ö.  Creläuguisä  bis  aut  em  Jahr  uder  Zuchthaus  von  huchsteas  vier  Jahren,  weau 

der  Werth  des  GestohleoeD  mehr  als  sehn  Fnnken  and  höchstens  swel- 

hondert  Franken  betcftgt; 
e.  (irle  bisher). 

Art.  186.  Die  Stnfe  des  ein&chen  Diebstahls  besteht  in  : 
<L  Strengem  Arrest  hU  auf  sechzig  Tage,  wenn  der  Werth  des  Gestohleoeu 
zehn  Frankes  nicht  übersteigt; 
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b.  GefUngQi?9  bis  auf  p'm  .Inhr  oder  höt-hatens  bis  anf  zwpi  .Tahre,  wenn  der 
Werth  des  liestohleucu  zehn  Kraiikcu,  aber  nicht  zweihundert  Franken 
aberateigt; 

e.  (wie  bisher). 

Doch  steht  Art.  133  mit  Art.  2,  Ziff.  8,  dos  Entwiules  nicht  ganz 
iu  Uobereinstimmung;  denn  Art.  2,  Ziff.  3,  unterwirft  Diebstahl,  Yerun- 
treuimg  und  Betrog  bei  einem  Werthe  oder  Schadensbotrage  unter 
10  Franken  schlechtweg  der  Disziplinar8tra%ewalt,  während  Art.  133 
für  den  ausgezdiclmeten  Diebstahl  strengen  Arresk  bis  aeohzig  Tage 
oder  (JefäwjnisB  Torsieht.  Geföngnisa  ist  aber  keine  Disziplinaratrafe, 
80  dasB  diese  Strafandrohung  eine  QiilitlrstrafgenohtH<^e  Behand- 
lung YorauBsetzt.  Dieses  Versehen  würde  sich  leicht  Ycrbessem 
lassen. 

Dagegen  fragt  es  sich,  ob  es  überhaupt  angeht,  Diebstahl, 
Yenmtreuung  und  Betrug,  je  nach  Werth  und  Sehaden,  dimsipU' 
fuzritch  zu  behandeln. 

Gewiss  ist  es  richtig,  dass  in  vielen  Fällen  die  Bestimmungen 
des  Art.  133,  wonach  der  ausgezeichnete  Diebstahl  mit  wenigstens 
6  Monaten  Geföngniss  zu  bestrafen  ist,  zu  bedauerlichen  Härten 
fuhrt;  denn  ausgezeichnet  ist  der  Diebstahl  n.  A.,  wenn  derselbe 
begangen  worden  ist,  während  der  Thäter  im  wirklichen  Dienste 
steht,  132  c,  und  wenn  der  Thäter  einen  Kriegskameraden,  Jemanden 
in  seinem  Quartier  oder  seinen  Dienstherm  bestohlen  hat,  132  e. 
Die  Hebung  des  Uebelstandes  bedingt  aber  keineswegs  eine  diszi- 
plinftre  Behandlung  sogenannter  leichterer  Fälle.  Die  Streichung 
der  genannten  zwei  Fälle  aus  der  Liste  der  ansgezeichneten  Dieb* 
stähle  würde  der  berechtigten  £lage  allein  schon  abhelfen;  denn 
für  den  einfoohen  Diebstahl  besteht  bei  einem  Betrage  unter  40 
Franken  kein  Strafininimum.  Es  kann  daher  auf  nur  1  Tag  Ge- 
fangniss  erkannt  werden. 

Will  man  aber  die  beiden  Fälle  auch  fernerhin  als  ausgezeich- 
neten Diebstahl  ansehen,  wozu  im  Grande  keine  Veranlassung  vor- 
liegt, da  sie  die  Regel  bilden,  so  setze  man  das  Strafininimum  für 
ausgezeichneten  Diebstahl  von  6  Monaten  auf  2  oder  8  Wochen 
herab. 

Freilich  nimmt  man  nicht  nur  an  dem  hohen  Strafininhnum, 
sondern  auch  an  dem  für  geringfügige  Fülle  allzu  weitläufigen  Ver- 
fahren Anstoss^.   Ë8  darf  aber  doch  bemerkt  werden,  dass  das 

^)  !So  neuestens  die  Veraammlnng  der  Juatizoffisiere  am  Offisiersfeste  in  Genl'. 
(Bund.) 

'£«ilH)u.  f.  SehwciMr  Straftecbt.  9.  Jiüirg,  27 
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Vf-ifiihreii  nach  der  ^Slilitärstrat'gerichtsordiiung  bcdeutond  cint'achor 
und  wohlfeiler  ist,  ;iU  das  MilitärRchwurgerichtsverfahreu,  das  vor  dem 
1.  Januar  181)0  zur  Anwendung  kam.  Es  wäre  auch  nielif  schwer, 
dieses  Verfahren  dn'  (  h  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der 
MilitärstrafgorichtHorduuug  noch  wesentlich  zu  vereinfaclieii.  ') 

Könnte  niciit  vielleicht  für  leichtere  Fälle  bei  Gestiindniss  des 
Angekläfften  der  Urossrichter  als  Einzelstrafrichter  bestellt  werden? 

Grt'gen  eine  disziplinrire  Belumdlung  der  sogenannten  gering- 
fügigen Fälle  sprechen  ernste  Bedenken.  Wenn  irgend  ein  Ver- 
brechen strafrechtlichen  und  uiclit  disziplinaren  Charakter  trägt,  so 
ist  es  Diebstalil  und  Betrug. 

Mit  Keclit  anerkennt  Nationalrath  Muller,  dass  nicht  selten 
Diebstahl  und  Betrug  sich  als  sehr  schwere  Vergehen  darstellen, 
obwohl  der  Werth  des  Gestohlenen  oder  der  beabsichtigte  Schaden 
geringfügig  sind.  Ein  Soldat  entwendet  z.  B.  einem  Kameraden 
Nachts  den  Geldbeutel,  den  er  unter  das  Kissen  gelegt  hat.  Soll 
dieser  nun  mit  Arresit  davonkommen,  weil  der  Geldbeutel  nur  we- 
nige Franken  oder  nur  wenige  Kappen  enthält?*)  Anders  würde  es 
sich  verhalten,  wenn  der  Art  nach  weniger  betieu tende  Diebstähle 
milder  bestraft  würden,  so  z.  B.  Diebstähle  an  Esswareu  u.  dgl. 
Das  steht  aber  nicht  in  Frage. 

Bedenken  erregt  aber  auch  da»  formlose  Disziplinarverfahren. 
Wer  des  Diebstahls  oder  des  Betrugs  beschuldigt  wird,  dessen 

')  i)o  kunute  nameutlich  die  Vorbereitung  der  liauptverhaudUiug  vereinfacht 
werden. 

Nadi  Art  126  bat  der  Orossricbter 

1.  den  Angeklagten  aufznfoideni,  binnen  einer  bestimmten  Frist  einen  Ver- 

thi'icli;:LT  /u  iMvciebaen  ; 

2.  nacli  iiesic!lun'4  des  Vf^rthfidip^prs  dem  Angeklagten  eine  Frist  zu  itekosa* 
tionsbegehreu  uud  zui  Ncuuimg  der  Beweismittel  zu  bestimmen. 

Das  bedingt  regelmässig  eine  Verzögerung  von  etm  8  Tigen. 

Es  wäre  viel  zweckmftssigeTf  venn  der  Angeklagte  In  der  AnUagea^ft  auf- 
gefordert Wierde,  in  der  Frist  von  3  Tagen  einen  Vertheidiger  zw  ernennoi,  und 
Gnsnchf  tun  lîeibringuuir  weiterer  Beweismittel  oder  lu  trcffeud  Ri^kusntion  von 
Kichteni  oinir  Ventug  uud  jedenfalU  vor  der  Haupt  ver  kandiung  bei  dem  Gross« 
richter  uu/ubriugeu. 

^)  Der  neueste  derartige  Fall  ist  folgender  :  Am  11.  Augusi  1892  verurtbeUte 
das  DiriBionsgeriebt  Y  einen  bemittelten  Dragoner,  der  einem  Zinunerkameraden 
6  Franken  und  seinem  Bettnachbar  einen  Geldbeutel  entwendete,  sa  9  Monaten 
Gefanpiiss.  Welche  Summe  der  Geldbeutel  enthielt,  wird  nicht  berichtet.  Der 
Dieb  wurdi  itif  der  That  ertappt.  F.i  war  weiterer  Diebst&hle  verdächtig.  Vgl. 
„Nationalzeitung*'  Nr.  190  vom  16.  August  1892. 
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SohuUl  soll  in  einem  regelrechten  Verfahren  untersucht  werden 
und  (>«  '^ollon  ihm  alle  die  Garantien  zu  Theil  worden,  weiche  der 
âtrafprozess  d^nii  Angeklagten  L'f'währt.  Das  Disziplinarverfahren 
enthält  diese  Garantien  nicht,  was  sich  bei  l»l*»3sen  Widorhandlungen 
gegen  Zucht  und  Ordnung  eher  rechtfertii^t. 

Der  anderweitige  Vorschlag,  den  f/csiändigen  Angckl  igrcii  m 
dienen  Füllen  diozipliuär  zu  behandeln,  verdient  nicht  Billigung^  es 
p'ht  nicht  an,  dass  der  Aiii^eklagte,  welcher  seine  Schuld  bestritt,, 
■desshalb  mit  Kriminaistrate  belegt  wird,  während  daa  (jcständuiss 
-dem  Schuldigen  Disziplinarstrafe  sichert. 

Will  man  die  unzweifelhaft  bestellenden  Mangel  der  Bestim- 
mungen über  Diebstahl,  Betrug  und  Ycruntreuung  gründlich  besei- 
tigen ,  so  ersetze  man  diese  Vorschriften  durch  zweckmässige  und 
gerechte  Vorschriften.  Mit  einer  disziplinaren  Behandlung  der 
leichti  ru  Fälle  würde  eine  bedenkliche  Neuerung  in  die  Militär- 
«trafrechtspilcge  eingeführt. 

II.  Dissiplinantrafeiii 

Art.  3  bestimmt: 
Art.  3.    Diszipliuarstrafeu  sind: 
1.  Auferlegung  gewisser  Verrichtungeo  des  ionern  Dienstes  ausser  der  Reihe, 
s.  B.  Strafdienst  in  den  Kesemen  oder  In  den  Stfitlen,  ferner  Straf  exerzieren; 
Qeldbuwe  bis  anf  Fr.  ItO  in  dra  in  besonderen  Bestimmongen  vorgeeelienen 
Fällen; 

3.  Quartier-  oder  Zimmerarrstt; 

4.  (Miifarher  Arrest; 
ö.  ötreuger  Arrest; 

6.  Entzug  des  Oradea. 

Als  vorlioflge  Massregel  kann  verhingt  werden:  Einstellnng  im  Orade. 

Ist  es  wirklich  urforderiich,  das  Strafexerzieren  unter  die  Diszi- 
jdinarstrafen  aufzunehmen Es  findet  allerdings  nur  wetzen  „Nach- 
lässigkeit wahrend  des  Unterrichts  Anwendung"  und  d.ut  nicht 
über  2  Stunden  dauern.   Allein  wenu  nicht  Ungehorsam  oder  stör- 


')  Wie  ein  Kreiftschreiben  des  Oberauditors  vom  4.  September  1890  mitiheilt, 
liat  sich  freilich  seit  eUier  Reibe  von  Jaliren  «eine  Praxis  herausgebildet,  der 
zufolge  StrafflÜle  betreffend  Betrag  oder  Diebstftble,  wenn  der  Werth  des  in  Frage 
stehenden  Objektes  den  Betrag  von  Fr.  5  uicht  nberätelgt,  disziplinarisch  abge- 
wandelt werden",  und  os  hat  der  Oberanditor  die  Auditoren  angewiesen,  solche 
Fälle  dem  Militärgeriebt  nicht  zu  tthprwpi^s*»»,  ohne  vorher  die  Weisung  des  Über- 
auditors eingeholt  zu  haben.  Allein  diese  i'raxis  embelirt  der  gesetzlichen  Grundlage. 
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rischea  Wesen  vorliefet,  sollte  von  einer  diszipliuäieu  Bostmiung  ab- 
gesehen und  versucht  werden,  durch  xSachsicht  und  Belehrung  zu 
wirken. 

Zu  weit  geht  wohl  der  Entwurf,  wenn  er  die  Degradation  al* 
obligatorische  Folge  des  strengen  Arrestes  hinstellt  (Art.  7).  Es  wäre 
genügend,  Degradation  in  diesem  Falle  stattfaafik  zu  erklären,  nament- 
lich wenn  Dielntahl,  Betrug,  Untreue  -nidit  diszîpliaarisch  bestraft 
werden. 

in.  StiafbeftigniBBe« 

Es  würde  sich  empfehlen,  für  jcdo  Knt»'frorio  von  Graden  die 
ätrafkonipi  renzen  genau  anzugeben  und  von  Yerweiäungen  (vgl. 
Art  12)  abzusehen. 

17.  Haadhabmig  der  Strafbefognifla. 

Die  allgemoint?u  Bemerkungen  über  die  Handluihuiig  der  Straf- 
befugniss  «ind  sehr  treffend  und  wahr.  Diese  B- merkuiigen  sollten 
aber  veu  «Icii  dinpositiven  Vor«chrittoii  dlji^v-treunt  wcnleu.  \h'v  Satz: 
^Eiiie  verliängte  Stiafc  diirf  von  dem  ÎS trafenden  nicht  nachgelassen 
werden**  enthält  em  Cieseizesverbot. 

Gebi'  tender  Natur  ist  auch  der  Satz:  ^Der  Vollzug  der  IStrafe 
muss  Voll  dem  Bc?«trai'eudru  übrrwacht  werden.'*  (Besser;  „ist  zu 
üb.  rwiirhen.'*)  Dagegen  ciuhält  drr  bcliius>satz  :  ..Xtcbtvoüzng  ver- 
t'wj:u  v  Strafe  ist  ebenso  schädlich  wie  ungerechte  Bestralung**  eine 
Betrachtung. 

V.  Strafvollzug. 

Die  Vorschrift: 

Art.  30.  Geldbttssen  werdeo  nach  den  BestimmaiigeD  des  Art  208  der  MU 
Htftrstrafgeriehtsordniuig  voUbogeu. 

erregt  insofern  Bedenken,  als  damit  der  Sats  des  Art.  208  sur  ana- 
logen Anwendung  kommt: 

Wird  eine  Oeldbosse  nicht  bezahlt ,  so  tritt  «n  die  Stelle  derselben  fùr  ji^ 
ftaf  Franken  Busse  ein  Tag  Geftngnisa. 

Dissiplinargeldstrafen  sollten  nicht  in  QeJfSogniss,  sondern  in 
Arrest  umgewandelt  werden.  Noch  empfehlenswerther  wfire  die 
Umwandlung  uneinbringlicher  Disziplinargeldstrafen  in  militärisdie 
Yerricbtungen. 
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8ohr  zu  begrÜ88eii  ist  es,  dîiss  der  cinfaclie  Arrent  ^durch 
Ein^chlieflsunc^  in  einem  hiefür  geeigneten  Lokal  (Poli/ci/iinmor)" 
vi)ll/.ogen  werden  soll,  also  nicht  in  einem  bürgerlichen  f)ief;iu2:nist». 
(Jegenwärtiü:  werden  1  Ji^ziplinarstraten,  namentlich  sctlelie,  wek-he 
am  Entlassiiugstage  oder  in  den  letzten  Tagen  emer  .Militärsohule 
aut"erh>i^t  wurden,  öfters  in  den  hnrgerliehen  UefäugnisHen  vollzogen. 
Darüber  gibt  die  Gt,t;in<:nisssuuisuk.  des  eidgenössischen  statistischen 
Bureau  lehrreiche  Auskunft.  ') 

Im  Jahre  1S!)1  verbussten  militariache  Dis^Kiplioarstraien  in 
bürgerlichen  Gefängnissen  : 

lo  der  Schweiz    Iia  Kanton  Waadt 


Jauuar     .    .  . 

.    .  189 

116 

.    .  454 

4oa 

Mär/    .    .    ,  . 

.    .  20ü 

157 

99 

.    .  381 

289 

.    .  221 

89 

Juli     .    .    .  . 

.    .  108 

27 

Aujnist    .    ,  , 

.    .  80 

23 

Sopt.-mber    .  . 

,    ,  202 

47 

Oktober    .    ,  . 

.    .  269 

69 

Xovf'mbt'r     .  . 

.    ,  20ü 

56 

Dezember     .  . 

.    .  H74 

263 

^99 

1Ö38 

Es  sind  also  im  Jahr  1891  rimd  3000  Schweizersoldaten  wegen 
Disziplinarfeblem  in  bfirgerliehe  Gefängnisse  eingeschlossen  worden. 
Auffallend  ist,  dass  der  Zuwachs  Ton  StrSflingen  in  den  Winter- 
monaten,  in  denen  keine  Militärsohulen  stattfinden,  stärker  ist  als 
im  Sommer,  so  dass  die  Ziffer  im  Februar  auf  454  steigt  und  im 
August  auf  80  fällt.  Es  beweist  dies,  dass  der  Strafvollzug  erst 
lange  Zeit  nach  Auferlegung  der  DissipHnarstrafe  stattfindet,  was 
jedenfalls  yerfehlt  ist.  Namentlich  Disziplinarstrafen  erheischen 
raschen  Yollzug. 

Bemarkenswerth  ist  sodann,  dass  die  Yertheilung  der  Frequenz 
«ine  sehr  ungleiche  ist;  das  Hanptkontingent  der  Soldaten,  welche 
wegen  Disziplinarfehlern  in  bfirgerliehe  Gefängnisse  aufgenommen 
werden,  liefert  Waadt.  Der  Zuwachs  betrug  nämlich  im  Jahr  1891 


')  Gcfaugüisäätatistik,  BttUetm  la  bis  12 a,  1891. 
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1638,  so  d;is8  Waadt  eine  grüss(>re  Zahl  von  Soldateu  in  die  bürger- 
lichen Gefängnisse  aufgenommen  hat,  als  die  ganze  übrige  Schweiz. 
Es  goKtattrt  dirsc  Thatsache  den  SchîUHs,  dass  die  anomale  Er- 
8choiniui!4  auf  1  ikalen  Ursachen  oder  lokaler  U.  buiig  beruht  und  das» 
Ahhült'o  auch  nach  der  gegenwärtigen  Oesetzgebung  möglich  ist. 
Bei  der  Uebervölkerung  der  bürgerliüheu  öeföngnisse  und  bei  der 
Wirkungslosigkeit  der  kurzen  Freiheitsstrafen,  wie  sie  zur  Zeit  in 
den  bürgerlichen  (it  taugnissen  vollzogen  werden,  wird  es  nicht  nur 
vom  militärischen,  sondern  auch  vom  bürgerlichen  Gesichtspunkte 
aus  zu  begrüssüü  sein,  wenn  militärische  DiszipliuarHiraiicu  künftig 
nur  noch  im  Militärarrest  verbüsst  werden. 

Leider  glaubt  auch  der  Entwurf  der  bürgerlichen  Oefringnisse^ 
nicht  ganz  entbehren  zu  können,  wie  sich  aus  Art.  d'à  des  Kutwurlt» 
ergibt. 

Art.  H'.i.  Strenger  Arrest  wird  durch  Einsehlipssung  in  t'inom  Gt'fuuçriisst' 
voUzogeu.  bteht  eio  biefUr  bestimmtes  Lokal  uieht  zur  Venugung,  so  siod  die 
bAigerlkhtti  Ctefiugfliiidiaftslokala  in  Ansprach  su  nehnen. 

WAhrsnd  des  Blarach«»  wcfden  die  mit  strengem  Arrest  Bestrtftea  der 
Solonnenwadie  nur  Obhut  ftbergdiett. 

Sollte  es  nicht  möglich  sein,  auch  den  strengen  Arrest  auS' 
schliesslich  in  miUtäi-ischen  liäumlichkciten  vollstrecken  zu  lassen, 
damit  der  bürgerliche  Strafvollzug  fur  Militärs  in  Disziplinar%\x9X- 
sachen  ganz  aufhört  und  nur  noch  fur  Militärs,  die  Yerbrechen 
beguugun  haben,  beibehalten  wirdP  Hur  dann  wird  der  zur  Zeit 
bestehende  Missbrauch  ganz  abgestellt  werden  können.  Wenn  in 
Betracht  gezogen  wird,  dass  der  bürgerliche  Vollzug  von  militftri- 
schen  Dkziplinarstrafen  die  militärische  Disziplin  nicht  nnr  ni<At 
fordert,  sondern  sie  schädigt,  während  ein  rascher,  emsthaflter,  ener- 
gischer militärischer  Vollzog  die  DisEÎpIin  hebt,  so  dflrfte  die  Frage 
entschieden  sein. 

Daher  sollte  Art  89  bestimmen  :  Strenger  Arrest  wird  durch 
Einschliessung  in  einem  IfiUtörgefangniss  vollzogen. 

YL  Beschwerde. 

Für  Beschwerden  ist  schrißUche  Form  Yorgeschrieben.  Qeht 
das  nicht  zu  weit?  Nicht  jeder  Soldat  ist  im  Stande,  eine  Be* 
schwerde  gegen  eine  Disziplinarbestrafiing  aufsusetien;  mancher 
wird  sein  Recht  preisgeben,  wenn  er  es  nur  durch  schriftliche  Ein- 
gabe geltend  machen  kann.  Es  tollte  eine  mündliche  Beschwerde* 
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melduDg  genügeu.  AiieiifallH  könute  die  müudtiche  Beschwerde  von 
dem  Yorgesetzteii  zu  Protokoll  genommen  werden. 

Wird  die  Beschwerde  als  tmbegrttndet  abgewiesen  und  ergibt  es  sich,  dasa 
(lio5«  lhe  leichtfertiger  Weise  ergriffen  wurde,  so  ist  eine  aagenesaene  Verscfaiif nng 
der  Strafe  aoaxiupredien. 

Da  die  Beeehwerde  kernen  BnipeoiiTeffekt  ausftbt,  so  f&llt 
die  Gefahr  der  Trdlerei  weg;  es  dürfte  daher  aach  von  einer  Be- 
strafdng  leichtfertiger  Beschwerdeffibnmg  abgesehen  werden,  welche 
leicht  zu  einer  TerkSmmenmg  des  Beschwerderechte  fGUiren  kdnnte. 
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Bie  OefängnisBbevaUcenijig  der  Sohwela 

im  Jahre  1891. 

Naeh  den  Angaben  des  Tom  eidg.  statittischen  Bureau  herausgegebenen  Bulletins 
berechnet  und  susammengestellt  von  J,  V,  Harbin,^) 


A.  Zuchthaus-Sträflinge. 

(Kriminell  Verurtlieilte.) 

Die  Gesammtzahl  aller  ZuchthausBtraflinge  der  ganzen  Schweiz 
resp.  aller  Kantone  betrug  im  Jahre  1891:  2644  ■)  (Mfinner  2302, 
Weiber  342)  oder  pro  mille  der  Wohnberölkerung  0,91  QL  0,79, 
W.  0,12),  der  PräsensBtand  auf  31.  Dezember  1891:  1347  QL  1170, 
W.  177).  Diese  drei  Zahlen  yertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Kan- 
tone  in  folgender  Weise: 

Zürich,  Gesammtzahl  375  (1690:  372),  pro  mille  der  BevhU 
kenmg  1,11  (1890:  1,10),  Stand  auf  31.  Dezember  179(1890:  206); 

Bern  322  (360),  p.  in.  0,60  (0,67),  15)8  (223)]  Luzem  186  (223), 
p.  m.  1,37  (1,65),  102  (114);  Uri  7  (9),  p.  m.  0,40  (0,52),  4  (6); 
Sohwyz  30  (25),  p.  m.  0,50  (0,49),  15  (14);  Obwalden  10  (9),  p. 
m.  0,66  (0,60),  4  (7);  Kidwaldrai  5  (4),  p.  m.  0,40  (0,32),  I  (2); 
Glarus  24  (20),  p.  m.  0,71  (0,60),  15  (14);  Zug  13  (19),  p.  m.  0,58 
(0,82),  8  (11);  Preiburg  126  (130),  p.  m.  1,06  (1,09),  95  (98); 
Solothum  76  (87),  p.  m.  0,89  {1,01),  51  (65);  Baselstadt  71  (8<i), 
p.  m.  0,96  (1,17),  43  (47);  Baselland  43  (51),  p.  m.  0,69  (0,82), 
22  (35);  Sohaffhausen  29  (28),  p.  m.  0,77  (0,74),  17  (18);  Appen- 
zell A.-Rh.  24  (18),  p.  m.  0,44  (0,33),  17  (15);  Appenzell  I.-Rh. 
1  (1),  p.  m.  0,08  (0,08),  0  (1);  St.  Gallen  247  (212),  p.  m.  1,08 
(0,93),  114(101);  Graubönden  64  (59),  p.m.  U,<;7  O'»^^)^  21  (23); 
Aar^'au  127  (138),  p.  m.  0,66  (0,71),  90  (92);  Thurgau  90  (93), 
p.  m.  0,86  (0,89),  53  (46);  ïessin  25  (23),  p.  m.  0,20  (0,18),  13 


0  Vergl.  IV.  Jahrgang,  pi«.  853  und  folgende. 

>)  Im  Jahre  1690  :  2691  (M.  2314,  W.  377),  pro  mille  0,92  (M.  0,79, 
W.  0,18),  Stand  auf  31.  Deaember:  1466  (M.  1278,  W.  877). 
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(17);  Waadr  547  (527),  p.  m.  2,21  (2,13),  179  (ihi);  Wallis  35 
(3a),  p.  m.  l),34  (0,H2),  17  (10);  Xeiionburg  94  (lOG),  p.  m,  0,87 
(0,98),  46  (66);  Genf  73  (.Vb),  p.  in.  0,69  (0,55),  43  (35), 

Der  Durchschniit  aller  ZuchthausstraHiage  für  die  ganze  Schweiz 
betrug  pro  1891  auf  je  eintausend  Seelen  0^2. 

Unter  diesem  Durehschnitte  stehen  die  Kantone: 

Appenzell  I.-Rh.  0,08  (1890:  0,08);  TeesinO,^u  (i  >,18);  Wallis 

0,34  (0,32);  üri  0,40  (0,52);  Kidwaiden  0,40  (0,32);  ApponzcU  A.-Rh. 

0,44  (0,33);  Zug  0,56  (0,82);  Schwyz  0,59  (0,49);  Bern  0,60  (0,67); 

Obwalden  0,66  (0,60);  Aargau  0,66  (0,71);  QraubÛnden  0,67  (0,62); 

BaBelland0,69  (0,82);  Genf  0,69  (0,55);  Glaru8  0,71  (0,60);  Schaff-' 

hausen  0,77  (0,74);  Thnrgau  0,86  (0,89);  Neuenbürg  0,87  (0,98); 

Soloihurn  0,89  (1,01). 

Ueher  diesem  Durclischmttü  stellen: 

liiwelscadt  0,96  (1,17);  Freiburg  1,06  (1,09);  St.  Gallon  1,08 
(0,93);  Zürich  1,11  (1,10);  Luzern  1,37  (1,65)  undWaadt  2,21  (2,13). 

B.  Qeftiigilifls-Strilfliiige. 

(Koirektionell  Yenirfheilie.) 

Die  Gcsammtzahl  aller  Gefängnisssträfliu«;!'  der  ganzen  Scliweiz 
rt'8p.  aller  Kantonr  l.ernig  im  Jaliip  l.s:)l  :  6279  »)  (M.  5232, 
W.  1047)  oder  pn»  nullr  der  ^Vüi^nbevülkeru^g  2,15  (M.  1,79, 
W.  0,36),  der  Prä^oii/.staud  auf  31.  Dezember  1891:  753  (M.  630, 
W.  123).  Diese  drei  Zalileu  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Kan- 
tooo  in  folgender  Weise: 

Zürich,  Gesammtzahl  119S  (1890:  1251),  pro  mille  3,55  (3,71), 
Stan.l  auf  31.  Dezember  h2  (70);  Bern  9ö2  (940),  p.  m.  1,83(1,75), 
20.>  (L'S7);  Luzern  669  (758),  p.  m.  -1,94  (5,56),  32  (43);  Uri  1 
(lU),  p.  m.  0,üü  (0,58),  0  (f)):  Schwyz  17  (48),  p.  m.  0,34  (<>,95), 
1  (3);  Oljwalden  42  (40),  p.  m.  2,80  (2,66),  5  (4);  Nidwaldoii  11 
(8),  p.  m.  0,88  (0,64),  0  (2);  Glarus  2(5  (30),  p.  m.  0,77  (n,s9),  3 
(2);  Zug  41  (25),  p.  m.  1,78  (l,OS).  6  (1);  Freiburg  179  (187), 
p.  m.  1,50  (1,57),  5(i  (OO);  Solotliurn  448  (386),  p.  m.  5,23  (4,51), 
31  (39)i  Baaelbtadt  391  (791)^),  p.  m.  5,3ü  (10,72),  37  (44)j  Basei- 


>)  Im  Jahn-  1890  :  «655  (M.  5635 ,  W.  1020) ,  pro  miUe  2*20  (M.  I,ö3, 

W.  0,35),  Mund  iiul'  31  Dezember:  861  (M.  707,  W.  151). 

')  la  Wirklickkeit  371,  ^.  die  Bericlitij^Dg  S.  403. 


Digrtized  by  Google 


398  J-  V.  Httrbm. 

4 

knd  166  (163),  p.  m.  2,68  (2,68),  21  (88);  Scbaffhaiuen  148  (169), 
p.  m.  8,91  (4,47),  14  (26);  Appenzell  A.-Bh.  258  (231),  p.  m. 
4,77  (4,27),  11  (8);  Appenzell  L-Rb.  6  (0),  p.  m.  0,46  (0),  0  (0); 
St.  Qallen  382  (299),  p.  m.  1,45  (1,81),  25  (50);  GraubOnden  keine, 
1890  auch  keine;  Aargau  446  (465),  p.  m.  2,80  (2,40),  67  (77); 
Thurgau  210  (197),  p.  m.  2,01  (1,88),  9  (5);  Tessin  59  (62),  p.  m. 
0,46  (0,49),  16  (25);  Waadt  209  (211),  p.  m.  0,84  (0,85),  10  (2); 
Wallis  29  (27),  p.  m.  0,28  (0,26),  8  (8);  Keuenburg  213  (191), 
p.  m.  1,97  (1,76),  30  (32);  Genf  198  (171),  p.  m.  1,88  (1,62), 
24  (39). 

Der  Dlircïh'fchnitt  aller  Gefangntsssträflinge  für  die  gauze  Schweiz 
betrug  pro  1801  auf  je  eintausend  Seehm  2,15. 

Unier  diesem  Durchsclmitte  stehnn  die  Kantouc  : 
Graubünden  0  (1890:  0);  Uri  0,06  (0,58);  Wallis  0,28  (0,26); 

Scbwyz  0,34  (0,95);  Appenzell  I.-Rh.  0,46  (0);  Tesain  0,46  (0,49); 

Glarus  0,77  (0,89);  Waadt  0,84  (0,85);  Xidwalden  0,88  (0,64); 

St.  Gallen  1,45  (1,31);  Freiburg  1,50  (1,57);  Zwr  1,78  (1,08); 

Bern  1,83  (1,75);  Genf  1,88  (1,62);  Neuenbürg  1,97  (1,76)  und 

Thurgau  2,01  (1,88). 

Ueber  diesem  Durcbscbnitte  stehen: 

Aargau  2,30  (2,40);  Baaelland  2,68  (2,63);  Obwalden  2,80 
(2,66);  Zurioh  3,55  (3,71);  Sehaffhaueen  3,91  (4,47);  Appenzell A.-BI1. 
4,77  (4,27);  Luzern  4,94  (5,56);  Solothnrn  5,23  (4,51)  nnd  fiaael« 
Stadt  5,30  (10,Vi^j  ') 

C  Zwangsnrbeiter. 

Die  Gesamintzahl  aller  Zwangsarbeiter  der  ganzen  bchwoiz  resp. 
aller  Kantone  betrug  im  Jalire  1801:  1170  -)  (M.  040,  W.  239) 
oder  pro  mille  der  Wohnbevölkerung  0,40  Ol.  0,32,  W.  0,08),  der 
Priisenzstand  auf  31  Dezember  1801:  501  (M.  419,  W.  142).  Diese 
drei  Zablen  vertkeiieji  »ich  auf  die  einzelnen  Kantone  in  folgender 
"Weise  : 

Zürich,  Gesammtzabl  128  (1890:  115),  pro  miUe  0,36  (0,34), 
Stand  auf  31.  Dezember  52  (68);  Bern  247  (222),  p.  m.  0,46  (0,41), 
128  (134);  Luxem  141  (III),  p.  m.  1,04  (0,82),  75  (56);  Uri  9 


I)  Sif'he  die  BertdltigllDg  S.  403. 

')  Im  Jahre  1890:  1091  (M  «W.  W.  201),  pro  mille  0,37  (M.  0^,  W.  0,07), 
Stand  auf  91.  Dezember:  521  (M.  409,  W.  112). 
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(7),  p.  m.  0,52  (0,40),  1  (1);  Schwys  1  (0),  p.  m.  0,02  (0),  1  (0); 
Nidwalden  4  (7),  p.  m.  0,32  (0,56),  2  (2);  OlaniB  22  (20),  p.  m. 
0,65  (0,59),  15  (13);  Zug  20  (17),  p.  m.  0,87  (0,73),  4  (6);  Solo* 
thum  63  (39),  p.  m.  0,74  (0,45),  20  (13);  Boaelstadt  17  (25),  p.  m. 
0,23  (0,34),  9  (7);  Ba$elland  18  (24),  p.  m.  0,29  (0,09),  11  (5); 
Bchaffhausen  4  (3),  p.  m.  0,10  (0,08),  2  (2)  ;  Appenull  A.*Rb.  34 
(23),  p.  m.  0,63  (0,42),  23  (11);  Appenzell  I..Rh.  12  (10),  p.  m. 
0,93  (0,78),  2  (4);  St  Galleii  30  (37),  p.  m.  0,13  (0,16),  17  (9); 
Graubündea  34  (39),  p.  m.  0,36  (0,41),  23  (19);  Aargau  29  (27)^ 
p.  m.  0,15  (0,14),  13  (18);  Thurgau  84  (117),  p.  m.  0,80  (1,11), 
37  (42);  Waadt  208  (172),  p.  m.  0,84  (0,69),  92  (70);  Wallia  0 
(1),  p,  m.  0  (0,01),  0  (0);  Neuenbürg  79  (75),  p.  m.  0,78  (0,69), 
34  (41). 

Der  DurcJischnitt  aller  Zwangsarbeiter  für  die  ganze  Schweis 
betrug  pro  1891  auf  je  eintausend  Seelen  0,40. 

Unter  diesem  Durchschnitte  ätehon  die  Kantone  : 

Schwyz  0,02  (1890:  0);  Schaff  hausen  0,10  (0,08);  St.  Gallen 
0,13  (0,16);  Aargau  0,15  (0,14);  Baselstadt  0,23  (0,34);  Baselland 
0,29  (0,39);  Nidwaiden  0,32  (0,56);  Zûrioh  0,36  (0,34);  Graubünden 
0,36  (0,41). 

Ueher  diesem  DurchBehnitte  stehen: 

Born  0,46  (0,41);  Uri  0,52  (0,40);  Appenzell  A.-Rh.  0,63  (0,42); 
Glarus  0,65  (0,59);  Neuenburg  0,73  (0,69);  Solothurn  0,74  (0,45)  ; 
Thurgau  0,80  (1,11);  Waadt  0,84  (0,f5U);  ^ug  0,87  (0,73);  Appen- 
zell I.-Rh.  0,93  (0,70)  uud  Luzeru  1,04  (0,82). 

Anmprh^mg:  Obwaldeo,  Freiborg,  Teasin,  Wallis  und  Genf  batten 
keine  Zwangsarbeiter.  . 

B.  ZmmmenfMâiuig» 

Di©  Go.saniTnt/abl  dor  Zuclithaus-  uud  Gefängnisssträflinge ^ 
sowie  der  Zwanysurbeiter  der  ganisen  Srbwriz  betiUL'  im  Jahre  1891: 
10,102»)  (M.  8474,  W.  1628)  oder  pro  inillo  der  W  ilmln  yulkerunç 
3,40  (M.  2,90,  W.  0,56),  der  Präsenzstaiid  auf  31.  Duzember  1891: 
2ÜGI  Ol.  2219,  \T.  442).  Diese  drei  Zahlen  verthoilon  sich  auf 
die  einzelnen  Kantone  in  folgender  Weise: 


^)  Im  Jiihre  1890:  10,437  (M.  8839,  W.  150^),  pro  mille  3,07  (M.  3,02, 
W.  0»5ô),  ätand  auf  31.  Dezember:  2836  (M.  2394,  W.  444). 
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Zürich,  Gesamintzahl  1G96  (1890:  1738),  pro  mille  5^  (ôj^ 
Stand  auf  îiL  Dezember  Mü  (344);  Bern  1551  (1522),  p.  m.  2,89 
(2,83),  591  (044);  Luxem  996  (1087),  p.  m.  7^  (8,03),  '209  (213); 
Uri  II  (26),  p.  m.  0^  (1,50),  i  (fij  Scliwyz  [73),  p.  m.  0,95 
(1,45),  U  (17);  ObwalJen  Ü2  (49),  p.  m.  3^  (3,2(3),  d  (11);  Nid- 
waldon  2D  [19),  p.  m.  1^60  (1.52),  Ii  [0);  Glarus  Li  [70),  p.  m.  2,13 
(2,07),  M  [291j  Zug  Ii  [61),  p.  m.  3,21  (2,04),  lü  [I8)i  Frciburg 
3Ü5  (317),  p.  m.  2,56  (2,66),  Iii  (164);  «olotliurn  587  (512),  p. 
m.  6,86  (5,98),  lÜÜ  (117);  Baselstiulr  HÜ  (902),  p.  m.  6^19  (12,23), 
m  (98)  ;  Basel laml  221  (238),  p.  ra.  3,66  (3,84),  M  (73);  Schaflf- 
hausen  m  (200),  p.  m.  4,78  (5,29),  aii  (46);  Appenzell  A.-Rh. 
ajii  (272),  p.  m.  5,84  (5,03),  äl  (34);  Appenzell  1-Rh.  m  [U), 
p.  m.  1,47  (0,85),  2  [5)^  St.  Gallen  609  (548).  p.  m.  2,67  (2,40), 
IM.  (160);  Graubünden  m  [98],  p.  m.  ]M  (103),  4A  (42) ;  Aargau 
002  (030),  p.  m.  3JJ  (3,25),  LIÜ  (187);  Tburgau  aiü  (407),  p.  m. 
3,67  (3,88),  an  (93)  ;  Tesnin  M  [85),  p.  m.  0,60  (0,67),  21i  (42)  ; 
Wandt  964  (910),  p.  m.  3,89  (3,67),  2iil  (253)  ;  Wallis  iU  [61), 
p.  m.  0,62  (0,60),  25  [22)^  ^\'uenburg  'Ml  (372),  p.  m.  3,57  (3,44), 
ilÛ  (139)  und  Genf  211  (229),  p.  m.  2,57  (2,17),  Gl  [74). 

Der  DiircJiscJinitt  aller  Zuclithau.s-  und  Gofänguisssträflinge, 
sowie  der  Zwaugsarbeiter  für  die  ganze  Öchw(?iz  betrug  pro  1891 
auf  je  eintausend  Seelen  -'1,46. 

Unte)'  diesem  Durelisclinitto  Htehen  die  Kantone: 

Wallis  0,62  (1890:  0,60)  ;  Tejssiu  0^  (0,67)  ;  Scbwyz  0,95 
(1,45);  L'ri  0,99  (1,50);  Graubünden  1,03  (1,03);  Appenzell  I.-Rh. 
1,47  (0,85)  ;  Niclwahb-n  1,60  (1,52);  CJlarus  203  (2,07)  ;  Frciburg 
2,56  (2,66);  Genf  2,57  (2,17);  St.  Gallen  2,67  (2,40)  ;  Bern  2,89 
(2,83)  ;  Aargau  3Ji  (3,25)  und  Zug  3,21  (2,64). 

An/  dem  Durchschnitte  steht  Obwaldou  3^16  (1890:  3,26). 

Veher  dem  Durchschiiitte  Bteheu: 

Neuenburg  3,57  (3,44)  ;  Ba.selhmd  3,66  (3,84)  :  Thurgau  3,67 
(3,88);  Waadt  3,89  (3,67);  Schatfhauseu  4J8  (5,29)  ;  Zürich  5,03 
(5,16);  Appenzell  A.-Rh.  5,84  (5,03)  ;  Baselstadt  6,49  (12,23);  Solo- 
thurn  6,86  (5.98)  und  Luzern  7,35  (8,03). 
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Elassiôkatiou  äämmtlicher  Gefaugeneu. 


Die  Behweiserischen  Strafanstalten  und  übrigen  Detentionsbäuäer 
beherbergten  im  Jahre  1891  folgende  nacb  den  verschiedenen  Kate* 
gorieu  ausgeschiedene  Gefangene  : 


A.  Yeriirtbeilte. 


1 

Bestand 

Best  and 

am 

1 .  Januar 

Zuwachs 

Total 

Abgang 

31.  Dez. 

1891  , 

1 

1881 

j  ZachtiiADflstrftflinge  .  .  . 

1,156 

1,138 

2,644 

1,297 

1,847 

GeftogniBssträfllnge  .   .  . 

861  ' 

5,418 

6,279 

6,526 

!  75S 

521 

658 

1,179 

018 

561 

I'olizeigefnngene  .... 

132 

t),937 

7,OG9 

6,892  1 

177 

llusseuahvcrdienor     .    .  . 

117 

7,183 

7.30(» 

7,180 

III 

1  Militär«')  

29 

2,999 

3.028 

2.07rT 

5'^ 

'            Total  lier  Verurtheilten 

3,116  1 

1 

24,383 

27,499 

24,494 

,  3,005 

1  *i  Di«  meistoa  dar  Uar  anifrfaiirtwi  UiliUn  vurdeo  fnr  DistiplinworgeliM  bc«tnfi,  . 

I  »akka  si«  «n  Este  dw  llilitirkaMM  nàm  am  EatlMsungxtAge  In^gangea  hab«B.  • 

I  •  ! 


B.  Nieht  Verartheilte. 


Bestand  ' 

1891  !, 

Total 

Abgani 

1' 

•n 
31.  Doi. 

1891 

Trauai»oi  !gei'an_'<  tu  '  > .  . 
Bettler  und  V  agauien  ') .  . 
1  Polisdarreatanten .... 

-12  12,247 
yo  18,130 

108  28,801 
64    I  7,744 

12,759 
18,520 
29,032 
7,798 

12,115 
18,321 
28,737  , 
7,687  1 

61-1 
202  i 
295 
III 

Total 

824  67,291 

68,115 

66,863 

i 

1,252  ^ 

')  Ein«  ADZkbl  von  TcADtportf^uigenen.  Bettivrn  nnd  Va^antaD  i*t,  «ii  gic  mthr<«te  K*atoa« 
«dw  Bwtirk«  paaiirtoB,  «ihnclMiiilkih  dv^ptlt  «d«r  90§ut  nrahrfieb  g«tihtt  wvrdei* 

!  ! 
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Schiussbetrachtung. 


Aus  den  Torhergchenden  Zusammenstellungen  lassen  sich  foU 
gende  Schlusssfttze  herleiten: 

fl.  ZucMhauattrillhigo. 

1.  Die  Zahl  dor  Zuchthausstnitiingc  aller  Kantone  betrug  im 
Jahre  1891  im  Ganzen  2C44,  im  Jahre  1890  aber  2691;  sie  hatte 
«Iso  im  Ailgemeiuen  um  47  (M.  12,  W.  35)  abgenommen. 

2.  Eine  Abnahme  zeigten  die  Kantone  Zürich  (3),  Bern  (38), 
Luzern  (37),  üri  (2),  Zug  (6),  Freiburg  (4),  Solothurn  (11),  Basel- 
stadt (15),  Baselland  (8),  Aargau  (11),  Thurgau  (3),  Neuenbürg  (12). 

9.  Eine  Zunahme  dagegen  ergab  sich  in  den  Kaatonen  Bchwyz 
<5),  Obwalden  (1),  Nidwaiden  (1),  Glanis  (4),  Sohaffhausen  (1), 
Apponsell  A.-Rh.  (6),  St.  Gallen  (35),  Graubünden  (5),  Teasin  (2), 
Waadt  (20),  Wallis  (2),  Genf  (15). 

4.  GIcicli  g  1  liehon  ist  sich  Appenzell  L-Kh. 

5.  Auf  Ende  dt  >  J  uhros  1891  Zf  i<;t«  n  aUo  lviiiuon<>  eine  Abnahme 
mif  Ausnahme  von  Sciiww>  (-}-  1),  Giarus  (-f  1).  Appenzell  A.-lih. 
{-{-  2),  St.  Ciall.'ii  (4-  13),  Thurgau  (-f  7)  uud  Genf  (+8);  ch  muss 
also  v<)riiusf,ichtli(*h  dan  Jahr  1892  wieder  eine  Abnahnte  des  Gc- 
8riinnit>tamles  bringen,  da  der  Vortrag  für  den  Eingang  des  Jahres 
um  109  niedriger  ist,  ab  derjunigu  tür  das  Jahr  1891  es  gewesen  ist. 

b.  Gefängnisssträflinge. 

1.  Die  Zahl  der  Ctefangnisssträflinge  aller  Kantone  helief  sich 
Im  Jahre  1891  im  (Manzen  auf  6279,  im  Jahre  1890  aber  auf  6655; 
sie  hatte  also  im  Allgemeinen  um  376  abgenommen.  Auffallender 
Weise  zeigt  die  Zahl  der  Weiber  keine  Abnahme,  sondern  eine  Yer* 
mehrung  von  27,  während  die  Zahl  der  Männer  um  403  tieünr  steht. 
Dooh  werden  wir  uns  auch  über  diese  Abnahme  nioht  freuen 
kennen,  wie  sich  leider  bald  zeigen  wird,  denn  sie  ist  höchst  wahr- 
scheinlich eine  illusorische. 

2.  Kino  Almahûii  /.i-igten  die  Kauloue  Zürich  (53),  Luzern  (84), 
Uri  (9),  Srluvv/  (  U),  Cilarus  (4),  Freiburg  (8),  liaselstadt  (400?), 
Schart  hausen  (21),  Aargau  (lü),  Tessin  (3),  Wandt  (2). 
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3.  Eine  Zunahme  hatten  die  Kantone  Bern  (42).  Obwaldeu  (2), 
Kidwaiden  (3),  Zug  (16).  Solothiirn  (()'>),  Has( Hand  (3),  Appenzell 
A.-Rh.  (27),  Appenzell  l.-Hh.  (6),  Ht.  Gallea  (33),  Thurgau  (13), 
Wallis  (2),  Neuenburg  (22),  Genf  (27). 

4.  Graubundea  hatte  im  Jahre  1890  und  1891  keine  korrek- 
tioneil  Yerurtheitten. 

5.  Dx^  Abnahm  in  allen  Kantonen  mit  Ausnahme  von  Baselstadt 
betrügt  234,  die  Zunahme  258.  Diese  übersteigt  also  Jene  um  24. 
Die  Abnahme  in  Baselstadt  steigt  auf  400.  Allein  es  stellt  sich  nun 
heraus,  das«  die  statistiseben  Erhebungen  fur  das  Jahr  1890  in 
Bezug  auf  Zuwachs  von  Goföngnissstraflingen  in  Basel  ungenau 
waren.  Wie  das  Justi/departement  von  Basel  dem  eidg.  statistischen 
Bûreau  berichtet,  sind  in  den  ersten  vier  Monaten  dos  Jahres  1890 
im  Ganzen  etwa  420  Yerurtheiltc,  die  als  Polizeigefangene  einzu- 
tragen waren,  in  die  Rubrik  der  GefänguissstiüHinfre  gesetzt  worden. 
Der  Zuwachs  an  Gefangnisssträflingen  bezitterte  sich  also  im  Jahre 

1890  in  Basel  nicht  auf  791,  sondern  auf  371.  Da  der  Zuwachs  an 
Gefangnissstniflingen  im  Jahre  1891  in  Basel  391  betrug,  so  ergibt 
isicli  für  Jas  Jahr  1891  eine  Zunahme  too  20  GofängnisssträHingen 
und  für  die  ganze  Schweiz  eine  Zunahme  von  4  Geiangnisssträflingen. 

6.  Auf  Ende  des  Jahres  1891  zeigten  alle  Kantone  eine  Ab- 
nahme in  der  Zahl  der  korrektionellen  Sträflinge  mit  Ausnahme 
von  Zfirieh  (+  12),  Obwalden  (  f<  1),  Glarus  (+  i),  Zug  (+  5), 
Appenzell  A.-Rb.  (-1-  3),  Thurgau  (+  4),  Waadt  (+  8)  und  Wallis 
(  ^  5).  Es  ist  also  anzunehmen,  dass  im  Jahre  1892  bezfiglich  der 
korrektioneilen  Sträflinge  ebenfblls  ein  Rückgang  zu  verzeichnen 
sein  werde. 

c.  Zwangsarbeiter. 

1.  Bie  Zahl  der  Zwaug^arbeiter  aller  Kantone  betrug  im  Jahre 

1891  im  Ganzen  1179,  im  Jahre  1890  aber  1091,  sie  hatte  also  im 
Allgemeinen  um  88  (Bf.  50,  W.  38)  zugenommen. 

2.  Eine  Ahnahme  zeigten  bloss  die  Kautone  Nidwaldou  (3), 
Baselstadt  (8),  Baselland  (6),  St.  Gallen  (7),  Graubündeu  (5),  Thur- 
gau (33)  und  Wallis  (1). 

3.  Eine  Zunahme  dagegen  ergab  sich  in  den  Kantonen  Zürich 
(8),  Bern  (25),  Luzern  (30),  Uri  (2),  Schwyz  (1),  Glarus  (2),  Zu^ 
(3),  Solothurn  (24),  Schatt'hausen  (1),  Appenzell  A.-J\ Ii  (11),  Appen- 
zell I.-Rh.  (2),  Aargau  (2),  Waadt  (36)  und  Neuenbürg  (4). 
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4.  Auf  Ende  dos  Jahres  1891  zeigten  alle  Kantine  eine  Zu- 
nahme mit  AuKuuhmo  von  Zürich  (—  10),  Bern  ( —  G),  Zug  ( —  2), 
Appenzell  L-lUi.  ( —  2),  Aargau  ( —  5),  Thargau  ( —  ô)  und  Neuen» 
bürg  (—  7) 

Aus  der  Yergleichung  aller  dieser  Zahlen  ht  zu  schlieasen, 
dass  im  Jahie  1892  eher  eine  Zu-  als  eine  Abnahme  in  der  Zahl 
der  Zwangsarbeiter  eintreten  werde. 

Lä8st  sich  auf  Grund  dieser  ErgebniBBO  bestimmen,  tde  viele 
SirafmistaUen  mr  Detention  aller  schweizerischen  kriminellen  nnd 
korrektionellen  Sträflinge  auf  den  FcUl  Mn  nothtvendig  wären,  das» 
der  Straf  Vollzug  vereinheitlicht  würde?  Kaum.  Denn  es  müsste 
zuerst  bestimmt  werden,  wie  viele  Sträflinge  man  im  Maximum  in 
einer  Anstalt  unterbringen  könnte  und  wollte,  und  welches  die  durch- 
schnittUdiP  tägliche  I'rasenzzahl  aller  schweizerischen  Strafanstalten 
wäre.  Da  dieser  Tngesdurclischiiitr  mit  Sicherheit  aber  nur  aus 
der  Zahl  der  Verpflegungstrtt!:o  beiechuet  werden  kann,  so  wäre  zu 
wünschen,  dass  das  schwi  izerische  statistische  Bürejiu  in  seinen 
i'ormularien  auch  eine  Kuhrik  fnr  die  monatlichm  Viipßeffuwjstage 
jeder  Sirafkategorie  aufnehmen  oder  die  Zahl  der  Verptiegungstage 
am  End«'  jedes  Jahres  einholen  würde.  .Icilcnlalls  sollte  dieser 
JJuri  hsi  hnitt  auf  einem  Ersr«'l)uiss  von  inelircreu  Jahrt'ii  basircn. 

Lt'n;(  n  wir  für  einmal  den  Tagesbestund  des  81.  Di  /.oniber  ls;>l 
zu  Grund,  der  indessen  für  den  Durchschnitt  oibmbur  zu  klein  ist, 
weil  die  Sträfling.szahl  in  Abnahme  bcj]^riffen  ist,  und  berechnen  wir 
die  Sträflingszahl  eiutr  Strafanstalt  im  Maximuoi  auf  2-">()  bis  800, 
welclie  Zahl  beim  individualisireuden  Strafvollzuge  nicht  über- 
schritten werden  sollte,  so  wären  für  die  kriminellen  Sträflinge  5 
bis  6,  für  die  korrektionellen  3  bis  4,  also  zusammen  S  bis  10 
Anstalten  nothwondig,  während  gegenwärtig  in  allen  Kantonen  für 
beide  Kategorien  zusammen  wenigstens  27  Strafanstalten  im  Betriebe 
sind.  Daraus  folgt,  dass  ein  zentral isirter  ätrafvoUzng  in  8  bis  10 
Zentralstrafanstalten  nicht  nur  weit  billiger,  sondern  auch  weit  toII- 
kommener  und  zweckentsprechender  werden  müsste,  als  ein  solcher 
in  27  mehr  oder  weniger  zweckmässig  eingerichteten  und  mehr  oder 
weniger  gut  verwalteten  kantonalen  Strafanstalten. 
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StatisHsebe  Uebtnielit  Ober  die  6eflbi||nt8tlievWkening  der  Schweiz 

im  Jahr  1891. 


Sträflinge 

^ri^nge 

ZvHwgMriMMmr 

— 1 

Kantone 

(KrimiueUe) 

(KorrektioiMlIe) 

1 

Auf 

Auf 

Aul 

Auf 

Total 

1000 

Total 

1000 

M.  VMN 

Total 

1000 

j&tnw. 

JSlIlw. 

Einw. 

Ebw. 

ZOileh  

876 

Ml 

1,198 

8,66 

128 

0,86 

1,696 

6,03 

Bern  

822 

0^ 

982 

1^ 

247 

0^46 

1,661 

2,89 

Liuem  

186 

1^87 

669 

4,94 

141 

1^ 

996 

7,85 

Uri  

7 

0,40 

1 

0,06 

9 

0,52 

17 

0,99 

Schwyz     .  . ,   ,  . 

30 

0,59 

17 

0,34 

1 

0,02 

48 

0,95 

Obwalden  .... 

10 

0,66 

42 

2,80 

— 

— 

52 

8,1G 

Nidwaiden    .   .  . 

5 

0,40 

11 

0,88 

4 

0,32 

20 

1,60  , 

'  Glarus   

21 

0,71 

26 

0,77 

22 

72 

2,13 

Zug  

13 

0,56 

41 

1,78 

20 

0,87 

74 

3,21 

Freibtnff  «... 

126 

1,06 

179 

1,60 

— 

— 

805 

2,56 

Bolothum  .... 

76 

0,89 

448 

5,23 

68 

0,74 

687 

6,86 

Bud-Stadl  .  .  . 

71 

0,96 

891 

6,80 

17 

0,28 

479 

6,49 

Basd-Lud  .  .  . 

43 

0,69 

166 

2,68 

18 

0,39 

237 

8,66 

Schaffhausen .   .  . 

29 

0,77 

148 

3,91 

4 

0,10 

181 

4,78 

i  Appeazell  A.-Rh.  . 

24 

0,44 

258 

4,77 

34 

316 

5,84 

1  Appenzell  L-Bh,  . 

1 

0,08 

6 

0,46 

12 

0,93 

19 

1,47 

1  St.  Gallen  .... 

247 

1,08 

332 

l,4ö 

30 

0,13 

609 

2,67 

Graubttnden  .   .  . 

64 

0,67 

34 

98 

1,03 

Aarcrnii .  . 

127 

Ü,tH> 

446 

2,30 

29 

0,15 

602 

3  11 

Thurgau  .... 

90 

0,86 

210 

2,01 

84 

0,80 

884 

3,67 

TeMin  

26 

0,20 

59 

0,46 

84 

o,f;6 

Waadt  

647 

24» 

909 

0,84 

208 

0,84 

964 

8,89 

Wallis  

86 

0,84 

29 

0,26 

64 

0,62 

Neuenimrg   .  .  . 

94 

0^7 

218 

1,97 

79 

€^78 

886 

8,57 

Gwif  

78 

0,69 

198 

1,88 

271 

2,57 

tjm 

0,01 

•,219 

2,16 

1,119 

IMO 

le^iet 

3,46 

M&nner  

3,802 

0,79 

5,232 

'  1,79 

940 

0,32 

8,474 

2,90 

842 

0,12 

0,86 

239 

0,06 

1,628 

0,56 

1 
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Die  Grundlagen  eines  einbeltliohen  EMrafreohta. 

Aus  dm  Verhandlunt/en  des  sdnicizerischen  Jurtsieuvereiiis. 


Der  Bcbwdzeriscbe  Jartoteoverein  berietb  am  5.  September  1892  in 
aeiner  Jahresversammliing  zu  Solotbom  über  die  wichtigeteo  Qrundlagen 
eioeB  einheitllchen  Strafrecbts.  Ueber  den  Gegenstand  erstattete  Professor 
Dr.  Emil  Zürcher  in  Zttricli  ein  ausführliches,  werthToUes  Ontachten.  0 

L  Zürdiet  wHrde  es  rorgeiogeo  haben,  die  Onindlagen  eines  schvei- 
serischen  Strafgesetzbacbes  zu  erQrtem,  wann  die  Bandesverfassang  die 
Vereinheitlichung  des  Strafrechts  gestattet.  Er  m((chte  die  Revision  so- 
fort ao  die  Hand  nehmen,  weiss  aber,  dass  der  Bnndesrath  diese  Âuf- 
fassung  nicht  theilt,  und  erachtet  desshalb  die  gewühlte  Reihenfolge  als 
gegeben. 

II.  Das  lîondcsstrafrecht  soll  die  üebertretiinf^^en  von  allgemeinem 
Charakter  cinbegreifen.  Dem  Band  ist  der  Strafvollzugi  soweit  dies 
uöthig  ist,  zu  Übertrages. 

III.  Grnndfilîtzlîcher  Standpunkt:  Es  wird  nichts  vorgeschlagen  nnd 
nichts  znr  Ausführung  gelangen,  was  sich  nicht  mit  einer  von  grossen 
und  edcUi  Gedanken  beseelten  Autfassung  des  Ötrafrechts  vertragen  würde. 

IV.  Allgemeiner  Theil.    A.  Das  Verbrechen. 

a»  Zorecbnangsfähigkcit.  Vergl.  8.  14 — 16.  Kinder  bis  16  Jahren 
nnzurechnungsflUiig,  fUr  Jugendliche  von  16 — 20  Jahren  Besserungs- 
anstalten ; 

b.  KUckfall.  Anrh  der  nllgeineine  ungleichartige  Rllckfall  Ist  zu  bertlck- 
sichtigon.  Eriiöliung  des  Strafminimunia.  Bei  scliwerem  KUckfall 
Verw 'isimg  in  Zeutralanst^ilt  auf  lange  Zeit; 

c.  Vors  itz  lind  F.ihrlässigkeit:  Vorstellongstheorie  ; 

d.  Versuch  umi  Vollendung:  üer  vollendete  Versuch  verdient  nicht 
Milde.    Subjektive  Theorie; 

f.  Theilnahme:  subjektive  Theorie; 

f.  Strafbarkeit,  Rechtswidrigkeit.  Nothwehr  ist  nicht  eiuzuachrünkeu. 
Nothstand  soll  in  weitem  Umfang  Berücksichtigung  finden. 


0  Verbandlungen  des  schweizerischen  Joristenverehn  1892.  Erstes  Heft. 
Basel  1892. 
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V.  B.  Strafe.    A.  1.  Reine  Todesstrafe. 

2.  Freiheitsstrafen  im  Allgemeinen  wie  Stooss  (Vortrag).  ') 

3.  £ingrenznng  und  Landesverweisung  in  beschränicter  Anwendung. 

4.  Geldstrafe  naeb  ZQrefaer  Thesen  fttr  die  I.  K.  V.  *} 

5.  Ehrenstrafen  sind  im  Sjstem  der  Beprossivmassregeln  nothvendig 
ond  durch  den  Richter  an  TerhXngen. 

B.  1.  Abstnfüng  der  Strafe  nach  dem  Werthe  des  angegriffenen 
Reebtsgntes  mit  nachdrücklicher  Berticksichtigung  des  Motivs. 

2.  AbXnderlichkeit  oder  Unabünderliebkeit  des  Strafmasses  im  ürtbeiL 
Das  bisherige  System  der  Bestimmung  des  Strafmasses  durch  den  Richter 
ist  beixubehalten.  KorrektiT  durch  bedingte  Entlassung,  richterliche  Ein» 
Weisung  in  Arbeits-  und  Trinkerhdlanstalten  nach  Beendigung  der  Strafe. 
Ausnahmsweise  Verlängerung  rlor  erkannten  Strafe  durch  den  Richter,  auf 
Antrag  der  StrafvoUstreckangsbehUrde. 

3.  Verweis  gegen  Jugendliche.  Mit  Einschritnkung  und  Vorsicht 
Bedingte  Vernrtheilung.  Vereinzelt  (z.  B.  bei  Drohungen)  Priedensbürg- 
schaft. 

Von  dem  Verdienst  des  Sträflings  gebtfhrt  dem  GeschKdigten  ein 
Antheil,  z.  B.  die  HXlfte  (Oubs).*) 

4.  VeijShrung  soll  durch  Vernrtheilnng  wegen  eines  spXter  begangenen 
Delikts  ausgeschlossen  werden. 

Begnadigung  auf  politische  Verbrechen  und  Vergehen  einzusohritnken. 
Rehabilitation  ist  bei  guter  Ptthrang  und  den  Kritflen  entsprechender 
Ersatzleistung  zuzulassen. 

VI.  Besonderer  Theil.  In  ErwSgung  zu  xiclioii  ist  n.  A.  der  Schutz 
der  politischen  und  der  Vereinsfreiheit  gegen  die  Kapiialmacht,  Schutz 
gegen  concuriLime  déloyale,  ^'etren  Pfnsrlier  und  Schwindler. 

Bei  Tödtung  und  Körperverletzung  ist  hauptsächlich  das  Motiv  zu 

bertlcksif'îitiîrcn. 

Gegen  ??)ttlichkcitisveibrechen  strenge  lîestrafungj  naiiieiitlich Menschen- 
handel und  Kuppelei  jeder  Art,  ebenso  uniiatlirliehe  Verbrechen. 

Ehre,  Fie.s!^freiheit,  freie  Meinungsäusserung  und  wissenschaftliche 
Kritik  verdienen  intensiven  Strafschntz. 

Vermügensverbrccheu  :  Die  Begriffe  sied  einfacher  zu  gestalten. 


')  Zeitschrift  IV,  S.  315  ff. 
Zeitschrift  IV,  S.  268. 
Zeitschrift  lU,  S.  210,  S.  m. 
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VIT.  Das  nationale  Moment  kann  in  einem  Strafgesetzbuch  nicht  in 
den  Grundlagen,  aber  in  der  Anlage  zum  Ausdruck  gelangen.  Das 
sebweiseriscbe  Strafgeaetabuch  soll  praktisob  sein. 

Der  Korreferent,  Professor  Dr.  Alfred  GamHett  erklXrte  sieb  mit  den 
Referat  in  den  meisten  Punkten  einverstanden  und  betonte  seinerseits 
folgende  QmndsKtse: 

1.  L'unifioation  doit  6tre  plns  et  mieox  que  la  compilation  des  eodes 
cantonaux  ou  limitation  des  meilleurs  d'entre  eux. 

2.  Bn  particulier  le  législateur,  sans  s'inféoder  à  aucune  éeole,  devra 
mettre  à  Tétude  les  réformes  proposées  ou  adoptées  déjà  en  d'autres 
pays  et  réaliser  celles  qui  paraîtront  praticables. 

;i.  L  unification  du  droit  pénal  rend  nécessaire  une  législation  uni- 
forme 8oit  mr  les  mesures  préventives,  soit  sur  l'exécution  do»  peines. 

4.  I  n  I  ('Hponsabilité  péuale  des  codes  actuels  u'est  pas  en  harmonie 

avec  les  îniu. 

5.  La  notion  actuelle  de  la  récidive  est  trop  étroite  et  formaliste. 

6.  11  importe  d'établir  les  catégories  suivantes: 

a.  enfants  jusqu'à  14  ans,  contre  lesquels  aucune  poursuite  ne  sera 
exercée  ; 

b.  adolescents  de  14  à  2U  ans.   Le  Jufre  aura  à  leur  é^^ard  la  latitude 
la  plus  entière.  La  question  actuelle  de  diacernemeut  ne  sera  plus 

posée  ; 

c.  délinquants  adultes  normaux; 
fi.  délinquants  d'habitude; 

e.  mendianta  et  vagabonds  prutcssiunnels. 
Des  mesures  spéciales  devront  être  prises  contre  ces  deux  dernières 
classes. 

7.  Les  peines  privatives  de  liberté  seront  peu  nombreuses,  mais 
Strictement  différenciées  quant  à  leur  régime. 

Il  est  urgent  de  restreindre  l'application  des  peines  courtes  et  d'amé> 
liorer  leur  exécution. 

8.  Il  faut  élar^^r  les  bases  de  la  peine  pécuniaire;  l'amende  im- 
payée d(rft  se  transformer  ea  travail  sans  incareération,  mais  jamais  en 
emprisonnement 

9.  Les  décbéanoes  et  privations  de  droits  ne  devruent  être  Is  con- 
séquence obligatoire  d'aucune  condamnation.  Le  juge  devrait  pouvoir 
choisir  les  droits  dont  il  veut  retirer  l'exerciee  au  condamné. 

In  seiner  mündlicheu  AusfUlirun^'  ief,'t  Professor  Zürcher  den  Nach- 
druck auf  die  Maasnabmen  in  Bezug  auf  die  Kinder  und  die  Beruiaver- 
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brecher.  Wo  FieilieiUstrafe  entbehrlich  ist,  «mpfiehlt  sich  Geldstrafe.  Ein 
wichtiger  Fortschritt  wHre  es  namentlich,  wenn  ein  Theil  des  Arbeite' 
«rtngea  dea  Sträflings  dem  Beschädigten  als  Yergätiing  cukäme. 

Professor  GauUer  betont  die  Notbwendigkeit  umfassender  Vereinheit- 
Hdinig.  Nicht  nur  das  materielle  Btrafrecht,  auch  Strafproaess  und 
Gerichtsorganisation,  namentlich  aber  der  Strafvollzug  sind  einheitlich  an 
gestalten.  In  der  Frage  der  Unifikation  des  Strafrechts  gibt  es  Bolcbei 
welche  nichts,  und  solche,  welche  Alles  wollen  (les  satisfaits  et  les 
alarmistes),  das  Richtige  liegt  in  der  Mitte,  es  sind  die  Verbesserungen 
eînjtuflihren,  von  denen  anprenomraen  werden  darf,  dass  sie  sich  bewähren 
werden.  Bezüglich  der  Kinder  will  Gautier  bis  zum  14.  Jahre  keine 
BestiiifiirL',  vom  14. — 20.  soll  dem  Richter  volle  Freiheit  gegeben  werden 
zwißchen  Besserungsanstalt,  Verweis  und  Strafe.  Die  Frage  betreffend 
UnteiBcheidungskraft  (disceniement)  ist  fallen  zu  lassen.  Gautier  ver- 
weist insbesondere  auf  den  WaadtlHnder  Entwurf  von  Correvon.  Die 
Berufsverbrecher  sind  auf  lange  Zeit  einzuschliessen.  Als  ordentliche 
Freiheitsstrafen  genügen  zwei  mit  Ubergreifenden  Strafrahmen.  ')  Höchst 
verwerflich  ist  die  Uinwandlnti^,'  von  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen,  die 
nach  dem  Ausweis  des  statistischen  Biireau  in  der  Schweiz  ao  häufig  ist, 
dass  die  „Bussenabdiener^  die  Mehrzahl  der  Gefdngnisssträiliuge  bilden. 

Die  Diskussion  eröffnet  Professur  Dr.  Pfenninger,  Zürich,  mit  einem 
Protest  gegen  die  Grundsätze  der  internationalen  kriminalistischen  Ver- 
einigung, die  in  den  Referaten  und  den  Vorarbeiten  zum  Ausdruck  gelangen 
und  die  in  der  einheitlichen  Gesetzgebung  zur  Geltung  kommen  sollen. 
Die  Strafe  darf  nur  nach  der  Schuld  abgemessen  werden.  Die  Schuld  setzt 
die  Zurechnungsruhiprkeit  voraus.  Nicht  auf  die  „GefUbrlichkeit"  kommt 
es  an.  Das  Bestreben,  Jugendliche  von  reiferem  Alter  als  Kinder  dem 
Strafrichter  zu  entziehen,  ist  verwerdich.  Anderseits  darf  nicht  die  blosse 
Gesinnung  bestraft  werden,  wie  dies  geschieht,  wenn  der  Versuch  der 
Anstiftiinp:  und  der  Versuch  am  untauglichen  Objekt  und  mit  nntangliehem 
Mittel  titrafbar  sind.  Pfennin^rer  l)egrlin(let  diesen  Standpunkt  in  lilngerer 
Ausftlhrunf,'.  Die  höhere  Bestrafung  des  KUcktalls  erscheint  ihm  niclit 
gereclitfertigt.  Es  ht  ungerecht,  einen  Dieb,  der  mehrmals  Saclien  V(»n 
gen ni^^'^tn  Werth  gestohlen  liat ,  wie  einen  schweren  Verbrecher  zu  be- 
RtralVii.  Da  es  ausschliesslich  auf  das  Verbrechen  ankommt  und  nicht 
auf  die  I'erson  des  'i'liiiters,  so  ist  der  Htlcktall  nicht  Strafschärfungs- 
grund. Doch  mögen  polizeiliche  Massnahmen  gegen  Berufsverbrecher  an- 


')  üebergreifende  Strafrahmen  forderte  aomeutlich  Correvon  an  der  Versamm« 
lung  des  Yrrrins  für  Straf-  und  (icnin^isswespn  zu  Hasel  1891  und  er  vertritt 
dieäe  Ansicht  brieäicher  Mittheliung  zufolge  noch  gegenwärtig. 
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gezi'i'^l  sein.  Pfenninger  will  ein  einheitliches  Sti:\f;resetebuch,  aber  nicht 
ein  Strafgesetzbuch,  das  auf  solchen  Grundlagen  ruht. 

Advokat  Grivet,  Freiburg,  erachtet  das  Mass  der  Vereinheitlichung 
ftir  voll  und  findet  eine  Vereinheitlichung  des  Strafrechts  ftir  verfrlibt  und 
überstürzt.    Die  Bundesgesetzgebung  bewährt  sich  meist  nicht. 

Für  die  Vereinheitlichnng  tritt  Professor  Dr.  Grdene»',  Bern,  ein. 
Wa«  die  Referenten  vorschlagen,  bedingt  nicht  eine  lievoliltion,  sondera 
nur  eine  Heform  des  Strafrechts.  Die  biaherijren  Grundlagen  des  Straf- 
rechts werden  nicht  angetastet.  Gretener  warnt  unter  Berufung  auf  Mittel- 
ptHdt  fOcriclitssaal)  vor  einer  Vermengung  Ptrafrechtlicher  und  polizeilicher 
Gesiclitïspunkte  in  Bezug  ntif  dir  Bohandlung  der  Kinder  und  der  Ge- 
woluiheitsverbrecher.  Gretener  thellt  den  grundsiitzlichcn  Standpunkt  der 
licterenten  nicht,  aber  das  hindert  eine  Verständigung  Uber  die  Gesetz- 
gebungsfraoren  nicht. 

Ohenicliter  G.  Correvon,  Lausanne,  wllnseht  das  Rtrafrfcht  möglichst 
bald  vereinheitlicht  zu  sehen.  Um  diesen  Zweck  sicher  zu  erreichen» 
eniplielilt  sich  einige  Besciiränknng.  Der  StratVoilzu;:  .>olI  den  Kantonen 
verhleibt'ii  ;  doch  ist  eine  Zentralanstalt  namentlich  für  die  gefährlichen 
Verbrecher  durchaus  nntliweiulig. 

üeber  die  Grnndla^^en  des  kUnfti;:en  eidgenössischen  Strafgesetzbuches 
scheint  beinalie  vollständige  reboreinstimmunfr  7.n  bestehen.  Nur  ein 
einziger  Redner  weicht  von  der  Autlassun^r  der  IJeferenteu  grundsätzlicl» 
ab.  Namentlich  ist  man  über  die  (irundsätz«  einverstanden,  nach  denen 
die  Kinder  und  die  Rlieklalligen  behandelt  werden  sollen. 

Zwei  Vorscliliige  des  Referenten  verdienen  liesonderen  lieifali.  Es 
recht fert II:!  sieh,  ercgen  Str;irtinge.  hei  welchen  sich  der  StralN ollziisr  als 
wirkungslu»  erwiesen  hat,  auf  Vei  lüiigerun;:  der  Strafdauer  zu  erkennen. 
Und  es  wäre  wHnschenswerlh,  dass  dem  Geachiidigten  ein  Antheil  an 
dem  Verdienst  aus  der  (îefangnissarbeit  des  Verurtheilten  zukiinie. 

Diese  Xeuernn;^en  würden  einen  Fortschritt  auf  dem  Gebiete  der 

Stral';;esetz;_'i^hunfr  liedeiiten. 

Uberriciiter  llcuhrrgw,  Aaraii.  w.arnt  vtn'  Illusionen.  Das  ^ihiti 
darf  nicht  zu  stark  hulaatet  werden.  Begnügen  wir  uns,  die  dringlichsten 
Be l'or m e n  e i u z  u  1  ii  1 1  r e u . 

Professor  .Sfooss,  Bern.  Mit  Keciit  i)ezeichnet  Professor  Gretener 
das  anT»'<tr«  lite  Ziel  als  eine  Reform  und  nicht  als  eine  Revolution. 
Herr  l'i  itebsor  l't'ennin;;er  scheint  anzunehmen,  es  solle  in  einem  schwei- 
zerischen Strafgc»etzhncli  das  gesammte  Programm  der  Internationalen 
Kriminalistischen  VereinifrnnL'  verwirklicht  werden.  Davon  ist  nicht  die 
Rede.    Herr  Bundesrath  Ruchunnet  kennzeichnete  den  Staudpunkt  der 
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Sobweiur  in  sdner  ErSAhongerede  in  Bern  beBtimmt  nnd  khur.  Wir 
Schweiler  nebmen  an  den  Arbeiten  der  Union  reges  Interesse,  aber  wir 
erachten  uns  weder  durch  das  Programm  noch  durch  die  Beseblttsae  der 
Union  gebunden  und  waliron  uns  liberall  die  Freiheit  eigener  Ueberzeugung, 
und  ;ranz  besonders  gilt  dies  für  die  (lesetzgebang.  Prüfet  Alles  nnd 
das  Restr*  î  <^î;nl*et,  ist  unser  Wahlsprucli.  Experimente  darf  der  Gesetz- 
iireber  niobl  machen.  Nur  erprol)te  Neuerungen  und  solche,  deren  Hrfolg 
ausser  Zweifel  steht,  dürfen  Aufnahrae  linden.  So  wird  das  eidgenüssische 
Strafgesetzlni^li  von  den  i&autonalen  ätrafgoaetzbUcheru  nicht  so  auaser- 
ordentiii^h  aliv,  >  |.  hi  u. 

Dass  Kindiir  uuter  14  Jahren  nicht  zu  verfolgen  sind,  beetimmt  beute 

schon  Waadt. 

Die  Uusehädlichmachiiiig  der  Bernfsverln-erlier  fordert  die  öffentliche 
Mf'iining  seit  langer  Zeit.  Ob  der  Massnahme  strafrechtlicher  oder  polizei- 
rulier  Cliarakter  zukommt,  ist  weniger  wichtig,  als  d(tss  die  Veteranen 
des  Verbvecliens  unscliiidlicli  L'-emaeht  werden,  und  das  icaon  und  soll  in 
einem  eidgenössischen  Straf^'-eset/l>ucli  gescheiien. 

Zur  Vermeidung  uimUtzer  und  schädlicher  kurzzeitiger  Gefangniss- 
strafeii  emplielilt  sich  die  zuerst  von  (lautier  vorgeschlagene  Beseitigung 
der  l.'inwaiidluMg  von  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen.  Wenn  das  Ziel 
des  einheitlichen  Strafgesetzbiiciies,  tlie  Verringerung  der  Kriniinalitiit, 
erreicht  werden  •^o  ist  di'-  r»bcrnalimü  deö  ÖLrafvuiJzugs  durch  den 

Bund  Cganz  oder  theilweise)  nnabweislich. 

Der  grosse  Gewinn  der  Üiskussiun  ist  der,  dass  wir  alle,  mit  einziger 
Ausnahmp  des  Herrn  Professor  Pfenninger,  (hm  Frlass  eines  eiuheitUchen 
Strafgesctz))iicheä  auf  Grundlage  dieser  Reformen  für  möglich  und  für 
wUnsciieuawerth  erachten. 

Professor  Zürcher  stellt  fest,  daas  auch  die  Professoren  Gretener  und 
Pfenninger  eine  längere  Verwahrung  von  Rerufsverl)rechern  für  geboten 
erachteu,  aber  nicht  in  Form  der  Strafe.  Aber  entweder  ist  die  Verwah- 
rung gerecht;  was  hindert  dann,  sie  als  Strafe  aufzuerlegen?  oder  sie  ist 
ungerecht;  dann  darf  ëie  auch  niciit  polizeilich  angeordnet  werden. 

Professor  ZUrcher  beantragt  folgende  Schlussnahme  : 

1.  Der  Jurisienverein  wümelil,  dass  das  zukünftige  seftuwi- 
zeriêdie  StrafgeseU  niekt  nur  die  Einheit  der  Gesetzgebung, 
sondern  auch  einen  Fortschritt  in  der  Biehtung  wirksamerer 

Bekämpfung  des  Verbrechens  bringe. 

9.  Er  wünscht,  <^7s<^  der  Strafvolltug p  »oweU  nùthwendig, 
in  die  EinlieU  des  Strafreebts  einbeiogen  werde. 
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5.  Der  Verein  spricht  über  die.  Anordnungen,  die  der  Bundes- 
raÜi  hehuf^i  Herbeiführung  der  Rechtseinheit  auf  dem  Gebiet» 
d€B  Strafreehtê  getroffen  hat,  %md  ikber  dte  Art  der  Äu>^führung 
detêelhen  seine  Befriedigung  aus  und  umnscht,  dass  dii'  not- 
wendige Revision  der  BundetverfasBung  in  thurUicher  Balde  vor^ 
genommen  werde. 

Gegen  die  Fassang  von  BeschlSssen  erhebt  sich  Professor  I^enninger, 
Die  vorliegende  Fassimg  enthXlt  eine  Znstimnrang  sa  dem  Programm  der 
L  K.  V.   Besehlttsse  sind  Qberbaapt  ttberflüssig. 

Mit  63  ge<ron  3  Stimmen  stimmt  die  Versammlung  dem  Àutrage  de» 
Herrn  Professor  Zürcher  zu. 
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ïïrtlieil  des  Eantonsgenohta  des  Kantons  St  Gallen, 

vom  13.  Mai  1892, 

in  der  Krimnaktraftaehe  der  StaateanwaUechaft,  Kläfferin, 

çegen 

Josef  Aichele  von  Markdorf  TBaden),  in  Gossau, 
geb.  den  6.  März  1071,  tedig,  kattioltoch,  Stipker, 

anyekUujt  iveyen  Mordet  und  DiehetahU. 

Verth  eidiger:  der  öffentliche. 

Nach  Lesung  des  Aiiklagedekretea ,  d.d.  I.April  18'J2,  Anhörung 
der  Vorträge  des  âtaatsanwaited  uud  des  ütfentlichen  VertheidigerSi 
ttber  den 

Antrag  der  StaaisanwaUtehaft: 

1.  Es  sei  der  Angeklagte  des  Mordes  und  des  qnalitizirton  Diebstahls 
im  Betrage  von  Fr.  266.  15  schuldig  zu  erklären  und  mit  dem 
Tode  zu  bestrafen. 

8.  Derselbe  habe  alle  Kosten  zu  bezahlen. 


Antrag  der  Vertheidigung  : 
E&  sei  der  Angeklagte  wegen  Todtscblages  zu  bestrafen; 

in  sadilUher  Mnsi^ 

entDommeD  was  folgt: 

I.  Der  Angeklagte  befand  sich  am  Ende  des  Jahres  1891  in  be* 
drXngter  finanzieller  Lage,  inch m  er  bei  geringem  Verdh^nste  nnd  leieht- 

sinnigem  LeUenswandt-l  in  Schulilen  prerathen  war.  Zudem  niusste  er 
noch  gewartig  sein,  von  seiner  fiiiliern  Fiiilleriii:  Elise  Goldiger,  die  von 
ihm  âch wanger  geworden  war  und  im  lierbst  1891  ein  Kind  geboren 
hatte,  «n  AlimentatioD  angegangen  ta  werden.   Da  kam  er  anf  den 
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GeUauken,  im  Hause  seines  Onkeb  und  Patben  Josef  V'ülkle  in  Ober- 
Kain,  Gemeinde  Qossau,  Geld  zu  entwenden.  Mit  den  dortigen  Verhält- 
niasen  war  er  wohl  vertraut,  da  er  im  Sommer  J.  15  Woehen  lang 
als  Koeoht  im  Dienste  bei  Völkle  geweseo  war. 

Am  Neujahrstage  1892,  Vormittags  8V2  Uhr,  ging  er  vom  Hause 
fort,  begab  sich  auf  der  Latid Strasse  bis  zum  -Morgenstern"  bei  Herisau 
und  von  dort  Uber  den  Öchochcnberg  bis  zum  Hause  Völkle's  in  Ober- 
Rain,  In  der  Absicht,  wenn  Niemand  sn  Hause  sei,  den  (ïelddiebBtabl 
ansanftthren.  Er  fand  die  Hausthttre  vetschlossen  und  seine  Vermnthang, 
die  Eheleute  Villklo  worden  in  tlor  Kirche  sein,  bestätigt,  da  auf  sein 
Klopfen  Alles  still  blieb;  dann  trat  er  in  den  oflenen  Schopf  ein  und 
versuchte  dort  mittelst  Anbohrens  der  TliUre  in  den  anstosseiiden  Unter- 
gaden  und  in*8  Haus  zu  ^langen.  DorVersneh  miss^'Uickte;  er  ging  um  das 
Haus  herum  und  stieg  durch  das  auf  der  Nordeeite  desselben  befindliche 
Schieltfoiistor  in  den  Vorraum,  vor  Stuben-  und  KUchenthlire,  ein;  diese 
beiden  Tliiireii  waren  \  ersehlossen ;  er  trat  durch  die  unverschlossene, 
innere  Hausthtire  in  den  äussern  Hausgang,  begab  sich  von  dort  in  den 
Keller  und  ans  diesem  durch  eine  hOlseme  Stiege  in  die  Wohnstnbe  und 
von  hier  in  das  Nebenzimmer;  in  letzterem  erbrach  er,  mittelst  eines  ans 
dem  Schopf  tcoliulten  Stemmeisens,  die  oberste  Schublade  der  Kommode 
und  den  Schrank.  Aus  diesem  entwendete  er  Fr.  25n  in  drei  Hanknoten, 
einen  Zugbeutel  mit  Fr.  16«  50  Gcldinhalt  und  zwei  Couverts  mit  Schriften 
(Quittungcu  und  Kaufbriefe)  ohne  Werth.  Das  Stemmeisen  brachte  er  in 
den  Schopf  snrUck  und  wollte  sich  mit  dem  gestohlenen  Oelde  entfernen. 

Ueber  die  folgenden  Vorgänge  liegen  seitens  des  Angeklagten  swei 

verschiedene  Versioium  vor. 

Frau  Völkle  war  indessen  aus  dem  Gottesdienste  in  Gossnu  zurück- 
gekehrt und,  in  den  Händen  einen  Uegenschirm|  eine  zinnerne  Schüssel 
und  den  Haosschltlssel  tragend,  sirka  llV«  Uhr  bei  ihrem  Hanse  in  Ober- 
Rain  angelangt. 

Laut  den  unmittelbar  nach  àw  noch  am  1.  Januar  erfolgten  Ver« 
haftunir  des  Angeklagten  gemachten  Anirahen  habe  dieser  vor  dem  Ver- 
lassen des  Hauses,  als  er  noch  iui  Nebenzimmer  gewesen  sei,  die  Frau 
VîJlkle  auf  das  Haus  zukommen  gesebeu  und  im  gleichen  Augenblicke 
andi  den  Entsehluss  gefasst,  die  Frau  zu  tSdtra.  Er  habe  sieh  sodann 
in  den  Vorraum  begeben,  dort  der  Frau  Völkle  aufgelauert,  ihr,  als  sie 
durch  die  innere  Haupthlir«'  i"  <1"ti  V^rrnnm  eintreten  wollte,  mit  seinem 
Schirm  einige  Streiche  aut  den  ivopt  versetzt,  darauf  habe  er  sie  auf  der 
Torbrttcke  am  Hals  gepackt,  sie  Über  die  Treppe  hinunter  auf  den  Boden 
des  vordem  Hausgang^  geworfen,  sei  dort  auf  sie  gekniet,  habe  ihr  mit 
dem  Holzschuh  auf  den  Kopf  geschlagen,  bis  sie  kein  Lebenszeichen  mehr 
von  «ich  tretrehen  hnho,  dann  habe  er  ihr  eine  Kt-îte  nm  den  Hnl?  g-e- 
schlungeu,  dieselbe  zugedreht,  damit  Frau  Völkle  ersticke,  falls  sie  nicht 
schon  todt  sein  sollte;  erst  nachdem  dies  sdion  Alles  geschehen  war, 
habe  er  das  Hans  verlassen  und  sich  querfeldein  gegen  Oberdorf  begeben. 

Laut  den  am  5.  Januar  1692  vor  Bezirksamt  gemachten  Aussagen 
de^  Augeklagten  habe  er  nach  verübtem  Dieh>tald  die  Völkle's>eho  Ge- 
bäuli«  hkeit  dnreh  dns  hintere  Tennsthörchen  veriassou  und  sei  in  der  Al>- 
aicht,  auf  dem  gleichen  Wege  Uber  den  Schochenberg  naeü  ilerisau  zu 
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gehen,  um  die  Scheune  herumgegangen.  Wie  er  um  die  slldösthVhe 
Scheunenecke  heramgebogen  sei,  habe  er  ganz  unerwartet  die  Frau  Vülkle 
gegen  die  HuBthllre  fD^reiten  gesehen  and  Mi  aaoli  toii  ihr  geeehen 
worden.  Sogleich  habe  er  gedacht,  jetst  aei  ee  gefehlt,  er  eel  verratbeo, 

die  Frau  Völkle  werde  nach  Eintritt  in's  Haus  d^  IMebstahl  entdecken 
und  ihn  als  den  Dich  ansehen;  um  der  Entdeckung!:  und  der  Schande  za 
entgehen,  Ii;»!»**  fr  den  Kntscbluss  fjefasst,  die  Frau  zu  ti»dten. 

Frau  \  ijikle  iiabe  ihn  zuerst  mit  den  Worten  augeredet:  „Bist  du 
es?**  worauf  er  erwidert  habe:  Ja!  er  kuuime  von  Ilerisau;  er  habe 
schon  einmal  in's  Hans  wollen,  es  sei  aber  geschlossen  gewesen,  worauf 
Frau  Volkle  gesagt  habe,  sie  hitte  den  Schittssel  bei  Hnber's  sar  Anf- 
bewahrung  übergeben. 

Dann  habe  er  ilir  ein  gutes  Neujahr  gewünscht  und  sei  von  ihr  ein- 
geladen worden,  in's  Haus  zukommen;  sie  habe  dann  mit  dem  SchMlssel 
die  llausthlire  geöffnet,  sei  iu  den  llausgaug  getreten,  liabu  dort  deu 
unter  leeren  Säcken  am  Boden  versteckten  KQchenthttrschittssel  zu  sich 
genommen,  sei  dann  duieh  die  unverschlossene  sog.  innere  HaustbÜre  in 
den  früher  genannten  Vorraum  gegangen  und  habe  sich  dort  angeschickt, 
mit  dem  SrhHlssel  die  Kllchenthllr*»  zu  öffnen. 

in  diesem  Moment  habe  ihr  der  Angeklagte,  der  ihr  immer  nach- 
gefolgt sei,  mit  dem  Kcgenschirm  Uber  den  Kopf  geschlagen,  worauf  Frau 
Volkle  die  zinnerne  Sehlissei  habe  fallen  lassen,  sich  umgekehrt  und  ihn 
gefragt  habe,  was  denn  mit  ihm  sei?  Er  htttte  sie  sodann  am  Halse  ge> 

packt,  sie  anf  die  VorbrUcke  (Treppenkelirplatz)  geschleppt,  dort  Über 
die  'i'reppe  hinunter,  auf  den  Hoden  des  Ilauaganges  geworfen.  Als  sie 
sich  habe  wieder  erheben  woilen,  sei  er  schon  auf  ihr  gelegen,  habe  einen 
nebenan  liegenden  Uolzschuh  ergriffen  und  der  Frau  einige  Male  tüchtig 
auf  den  Kopf  geschlagen,  bis  von  ihr  kein  Lebenszeichen  mehr  erfolgt 
Vm  aber  Uber  den  Tod  der  Frau  ganz  sicher  zu  sein,  h:il<e  er  eine 
bei  'Irr  Hausthlire  an  di  r  Wand  hiin^^ciide  Kette  ergriffen,  sie  der  Frau 
um  detj  ll.il«  '('legt  und  su  lent  als  luöglicli  /utre/.'^L-t'n,  damit  die  Fran, 
falls  sie  üueihaiipt  noch  lebe,  erwürgt  werde.  Daun  sei  er  durch  das 
hintere  Thöreben  aus  dem  Hause  und  Uber  den  Rain  hinunter  gegangen 
und  habe  sich  gegen  Oberdorf  und  nach  Hanse  begeben. 

Der  Angeklagte,  vom  Untersuchungsamt  auf  den  Widerspruch  zwi- 
schen df  n  Iteidrii  Darstellungen  aufmerksam  gemacht,  erklärte  sofort,  die 
ziipr*<t  irrniachten  Aussnp-en  seien,  sfiweit  sie  den  spätem  widerspreoUen, 
ganz  uiiriclitiir  und  werden  hieaiit  widerrufen. 

Das  arztliclie  Gutachten  koustatirte  am  Leichnam  der  Frau  Uegiua 
VtSlkle  geb,  LUchinger: 

a)  Mehrfache  Verletzungen  am  Kopfe; 

h)  Bruch  beider  Schlldknorpelh9nier  und  deutliche  Strangfurche,  in  der 
II$he  des  Schild-  und  Ringknorpels  an  der  Vorderseite  des  Halses, 
welche  Verletzungen  zweifellos  auf  die  Handlungen  des  Angeklagten 

zurlickznfliliren  sind; 
r)  ZfdclK'ii  der  Krsticknntr  an  den  iuuern  Organen  mit  frUhzeitigeu 

i'äulnisöcrbcheinungeu  doraelbeii  ; 
d)  Zeichen  der  Verfettung  des  Herzmuskels  in  erheblichem  Grade. 
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Die  UDter  a  und  h  genannten  Verletzungen  stehen  nicht  in  direktem 
ZuMmmenhang  mit  dem  eingetretenen  Tode.  AU  direkte  Urvaefae  des 
letBtern  ist  Herzlähmnng  anzuneliinen.    Als  Ursache  derselben  Bind  die 

vom  Anpreklflgten  Ausgeführten,  wiederholten  wuchtigen  Hiebe  auf  den 
Ko|»f  der  Frau  Völkle,  in  Verbindung:  mit  der  durch  den  plötzlichen  An- 
gnü  hervorgerufenen  GemUthsstiuimung  derselben,  anzusehen,  welches  die 
LXhmung  des  raschem  Tode  prXdisponirenden,  fettig  degeneriiten  Ber- 
xens nir  Folge  hatte. 

IT.  Die  StaaUtmvoaltêehaft  führt  in  TBchllicher  ßetiehung  Fol- 

genäes  aus: 

1.  Zur  Beantwortung  der  Frat,a',  ub  der  Eatsjchluas  zur  vorsiitzlichen 
TÖdtung  der  Frau  Vülkle  in  heftiger  Gemüthsaufregung  gefasst  oder  aus- 
geführt worden  (Todtschlag  im  Sinne  von  Art.  130  St.>0.-B.)  oder  ob  der 
EntschluBS  mit  Ueberlegung  gefasst  und  ausgeführt  worden  (Mord  nach 
Art.  13^  ^t.-G.-B.},  sf  i'-n  seelische  Vorgänge  und  Verstandesthlltigkeiten 
des  Angeklagten  zu  beurtheilen,  welche,  soweit  sie  nir-ht  durch  glaub- 
haftes Geständniss  desselben  aufgedeckt  seien,  aus  den  1  iiatumaiänden  in 
mehr  oder  minder  sicherer  Weise  ersehen  werden  können* 

Hiebei  falle  namentlich  der  Wortlaut  des  OestXndnisses  des  Ange- 
klagten in  Betracht,  aus  dem  hervorgehe,  dass  er  den  Entschluss,  die 

Frau  zu  tödtcn,  j^'pfasst  habe,  als  er  sie  habe  auf  das  Haus  zukommen 
sehen  und  sie  ihm  gegenübergestanden  sei;  damals  fei  in  ihm  der  Ge- 
danke aufgestiegen,  die  Frau  aus  der  Welt  zu  schatïen,  bevor  siu  den 
stattgehabten  Diebstahl  entdecke,  um  so  der  Entdeckung  und  Schande  su 
entgehen.  Mit  der  Ansfttbning  habe  er  noch  gesügert,  bis  die  Fran  im 
Gange  vor  der  Tbtlre  stund. 

2.  Zu  erwähnen  sei  ferner,  führt  die  Staatsanwaltschaft  des  Weitern 
ans,  die  vom  Angeklagten  am  Weihiiaelitftnpre  frethane  Aeusperung,  er 
wolle  der  Frau  Vülkle,  die  ihn  bei  seinen  Eltern  ein  Thier  genannt  habe, 
schon  ein  Büglein  stecken,  sowie  sein  auffälliges  Benehmen  am  27.  De 
aember  v.  J,  im  Rothholswalde,  gegen  eine  Frau  Heim,  das  den  Ver- 
dacht erregt«!  ^  ^™  Völkle  aufgelauert. 

3.  Hinsichtlich  des  Motives  der  That  gehe  aus  Allein  mit  Gcwjsa- 
heit  hervor,  dass  das  Hauptmotiv  die  Sicherung  des  Angeklagten  vorder 
Entdeekun^  als  Dieb  trewcscn  st'i. 

4.  Bezüglich  des  Zeitpunktes  der  Fntschlus.^fa.sstiug  müsse  die  Mö«r> 
lichkeit  zugegeben  werden,  der  Angeklagte  habe  den  Entsehlu^s,  die  Frau 
SU  tttdten,  schon  an  Weihnachten  1891  gefasst  (Drohung)  und  am  27.  Do- 
xember  sur  Ausführung  bringen  wollen  (Auflauern  im  RothbohEwald). 

5.  Der  Angeklagte  habe  ohne  Zweifel  den  TOdtun^sentschluss  beim 
Zusammentreffen  mit  Frau  Völkle  ^'efasst;  bis  zur  Ausführung  dieses  Ent- 
schlusses seien  mehrere  Minuten  vergangen  f^vide  thatsSehlicher  Theil). 
Von  einer  heftigen  Gemüthsaufregung  des  Thüters  könne  weder  bei  der 
Fassung  noch  bei  der  Ausführung  des  Entschlusses  zur  Tödtung  gespro- 
eben  werden;  der  Angeklagte  habe  zuerst  noch  ruhig  und  konventionell 
mit  der  Fran  Völkle  gesprochen  und  sei  ihr  ruhig  in's  Haus  gefolgt. 
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Da  aber  hcftifjc  Gomüthsaufregung  nicht  vorli finden  {gewesen  sei,  80 
fehle  eben  das  wcsentlicliste  ThatUestandesmomcnt  des  Todtschlages. 

6.  Ein  Mittelding  zwischen  Mord  und  Todtschlag,  vorsätzliche  Tüd- 
tiiDg  ohne  Affekt,  aber  auch  ohne  Uebcrlcgung,  liege  hier  nieht  vor. 

Der  Angeklagte  habe  reiehlieh  Zeit  mr  Ueberlegung  gehabt  und  habe 

auch  wirklich  ttberlegt.  Hie  Ueberlegung  sei  nicht  an  eine  bestimmte  Zeit- 
daner  gebunden,  sondern  die  Pähigkoit  dazu  individuell  verschieden.  Der 
Angeklagte  habe  zur  Ueberlegung  mehrere  Minuten  zur  Verrügniifr  t^ehabt, 
sein  Uusseres  Benehmen  und  ruhiges  Gespräch  beweise,  dass  er  kurz  und 
beBonnen  zor  TSdtnng  entsehtossen  war,  also  hiebe!  mit  Ueberlegung  ge< 
handelt  habe. 

Das  ruhige  üeberlegen  zeige  sich  atiö  der  planmässigen  Ausflllinmg 
des  Verbrechens,  wobei  namentlich  das  Zuschnliren  des  Halses  mit  einer 
Kohkette  als  äusseret  Uberlegende  Vorsicht  betrachtet  werden  müsse. 

7.  Auch  das  Verhalten  des  Angeklagten  nach  der  That  bestätige  die 
kaltblütige  überlegte  Art  der  TSdtnng. 

Ea  sei  eomit  der  Naebweis  geleistet,  daea  der  Angeklagte  den  Bnt- 

schluss  zur  vorsätzlichen  Tödtung  der  Frau  Völkle  mit  Ueberlegung  gefasst 

and  mit  Ucberlc^iinj:  ausgeführt  habe,  dass  er  somit  des  Mordes  schuldig  sei. 

Mit  dem  Mord  konkurrire  der  Diebstahl  im  Betrage  von  Fr.  266.  15, 
der  durch  Einsteigen  und  Gewaltanwendung  von  Sachen  (jualifizirt  sei. 

Der  Angeklagte  ist  wegen  Unzucht  und  Betrug  vorbestraft. 

III.  Die  Vertkeidiifung  trägt  in  rediüieh»  ßexiehung  vor,  toa» 

folgt: 

Massgebend  könne  nur  das  zweite  Verhör  vom  5.  Januar  i892  sein, 
worin  der  Angeklagte  erklärt  habe,  er  habe  im  Hause  Völkle's  einen 
IKebatahl  begehen  wollen.  Der  Angeklagte  sei  daher  nicht  In  der  Ab- 
sicht, die  Frau  Völkle  zu  t5dten,  in's  Haus  getreten,  sondern  eben  um 
einen  Diebstahl  zu  begehen,  sei  aber  durch  die  zufiiHige  Heimkunft  der 
Frau  Völkle  in  heftige  Aufregunjr  .xeratlien,  weil  er  nun  als  Diel)  ent- 
deckt werden  musste.  Bei  einem  jungen,  intelligenten  Menschen,  wie  der 
heutige  Angeklagte  sei,  werden  Ëntnehiflaae  oft  raach  gefasat  nnd  dann 
auch  sofort  aoageflihrt,  ein  Zeitraum  von  wenigen  Ifinnten  awisehen  Ent* 
sehlussfassung  und  Ausführung  könne  hier  gar  nicht  In  Betracht  fallen. 

Der  Angeklagte  habe  nnr}\  keine  Vorbereitungen  tut  Tödtung  der 
Frau  Völkle  getroffen,  er  sei  uiibewatinet  in  das  Haus  getreten  und  habe 
als  TÖdtungswaffe  einen  Gegenstand  ergriffen,  der  sonst  nie  zu  einem 
soleben  Zwecke  Verwendung  finde. 

Es  liege  daher  Todtachlag  bei  Ausftlbntng  eines  Verbrechens  im 
Sinne  von  Art.  130  8t.<6.-B.  TOT  nnd  komme  daher  dieser  Artikel  hier 
in  Anwendung. 

IV,  Hierüber  hat  das  Kantonsgericht 

in  reehlliehe  Würdigung  gezogen: 

Die  Aussagen  des  Angeklagten,  er  hahe  bei  Verlassen  seiner  Woh- 
Doog  nur  den  Gedanken  gehabt,  Im  Hause  der  Eheleute  Völkle  einen 


Digitized  by  Google 


418 


Eotscheidiingeii  in  Straftachcn. 


Diebstahl  zu  begehen,  dagegen  sei  ihm  jede  Absiebt  auf  Tödtuug  der 
Frau  Vülkle  fern  gelegen,  sind  glaubwürdig. 

Eb  ist  daher  ansiuiehmen,  dasa  er  gemSas  dem  Tor  Beairksamt  am 
5.  Januar  1893  abgelegten  Oeetitndniss  den  Entechlnse  mr  TOdtong  der 

Frau  Völkie  erst  in  dem  Augenblick  gefasst  hat,  als  er  um  die  südöst- 
liche Scheunenecke  heruragebogen  sei  und  die  Frau  kaum  zwei  Sehritte 
vor  iliui  gestanden  sei,  um  der  Entdeckung  des  Diebstahls  und  der  da- 
durch auf  ihn  fallenden  Schande  an  entgehen. 

Dieser  Umstand  hat  aber  bei  dem  Angeklagten  doch  nicht  eine  heftige, 
andauernde  Gemfitbsaiifir^ittng  zur  Folge  gehabt,  vermöge  welcher  er 
unter  ihrem  Einfluss  sodann  zur  Thal  j^^eseli ritten  witre,  sondern  er  hat 
den  Tödtungsentschluss  mit  ruhiger  Ueberiegun^  gefasst^  was  sich  aus 
Folgendem  eiiribt: 

Er  hat  vor  dei'  liauätliUre  gewartet,  bis  Frau  Völkle  zu  ihm  heran- 
gekommen war,  hat  ihr  trotk  des  gefassten,  schauerlichen  Etetsehlossea 
ohne  alle  Erregung  ein  gntes  Neujahr  gewünscht  und  in  konventionellem 
Tone  mit  ihr  gesproehen. 

Kaltblütig  und  in  berechnender  U'eise,  wohl  wissend,  dass  vor  dem 
Hause  nicht  der  geeignete  Ort  sei,  seinen  Eutâchluss  zur  Ausführung  zu 
bringen,  ist  er  der  Frau  in  das  Hans  nachgefolgt,  hat  dort  noch  auf 
einen  günstigen  Augenblick  gewartet,  um  das  Verbrechen  zu  TerilbeB) 
und  sodann  dasselbe  ausgeführt. 

Hieran»  geht  deutlich  hervor,  dass  der  An;;cklagte  den  Entschlusa 
zur  Tödtung  nicht  nur  mit  Ueberlegung  gefasst,  sondern  auch  mit  Ceber- 
legung  ausgeführt  hat,  und  kann  dabei  der  Umstand,  dass  er  während  der 
Vollbringung  der  That  in  etwelche  Aufregung  gekommen  war,  hier  nicht 
rechtlich  in  Würdigung  gesogen  werden,  indem  diese  Aufregung  nnr  eine 
Folge  der  That,  nicht  aber  die  treibende  Ursache  zu  derselben  gewesen  ist. 

Das  Strafgesetz  kennt  keine  AnJmltsputiktc  darüber,  welcher  Zeit- 
raum zwit^clieu  der  Kntschlussfassuug  und  der  Auütülirung  der  That  liegen 
müsse,  sondern  ttberlSsst  dies  der  Benrtheilung  des  einseinen  Falles.  Im 
vorliegenden  Falle  ist  zwischen  beiden  Zeitpunkten  eine  geraume  Zeit 
verstrielien,  innerhalb  welelier  der  An;^eklap:te  von  dem  mit  Ceberleg:unp: 
gefassten  Entschlüsse  wio*lor  hiitte  zurücktreten  können,  allein  er  hat  au 
demselben  festgehalten  und  ihn  äcitiiesslich  verwirklicht.  Die  nämliche 
ruhige  Ueberlegung,  die  der  Angeklagte  vor  der  That  hatte,  zeigte  er  auch 
nacfi  derselben,  indem  er  sieb  ohne  die  geringste  Erregung  nach  Hause 
begab,  sich  dort  an  den  Tisch  setzte  und,  nachdem  die  Kunde  vom  Morde 
sieh  verbrnitet  hatte,  sieh  ebenfalls  an  den  Thatort  begab,  dort  sich  vor- 
drängte und  sogar  dem  Eiieuiann  der  Ermordeten  seine  Dienste  anbot. 

Es  ist  daher  auch  hierin  der  Ansicht  der  Staatsanwaltschaft  beizu- 
treten, dass  dieses  Benehmen  nicht  dasjenige  eines  Todtscblägers,  sondern 
eines  Mörders  war. 

Durch  alle  diese  prozedurlichen  Vorla^^en  ist  der  Kicliter  zur  vollen 
Ueberzeugung  gelangt,  dass  liier  die  Rtniuisitt'  des  Tliatbestandes  des 
Mordes  in  allen  ihren  MerkuuUen  deutiicli  und  klar  vorliegen  und  der 
Angeklagte  daher  wegen  Mordes  zu  verurtheilen  ist.  —  Mit  Mord  sieht 
in  Sealkonkurrena  ein  qualifizirter  Diebstahl. 
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Daraufhin  hat  dag  Kantonsgericlit,  in  Anwendung  von  Ali.  133; 
59,  Ziffer  1,  lit  a;  Art  36,  Abs.  2;  Art.  3d,  Ziffer  1,  St-G.;  Art.  176, 
Ahê,  1  proo.  crhn.  und  Art.  62  der  kantonalen  GeriehtBorganisatioo  vom 
9.  Hai  1867, 

SU  Redtt  erkanfU: 

I.  Der  An^relclagtc  ist  des  Mordes  und  des  qiialilizirten  Diebstahls 
im  Betrage  von  Fr.  266.  15  schuldig  erklärt  und  zum  Tode  verurtheilt. 

II.  Die  (üerichtsgebUhr,  Fr,  60,  für  Anklage  nnd  Vertheidignnir  jo 
Fr.  25,  der  Kanzlei  Fr.  5,  dem  Weibel  Fr,  1,  sowie  die  Frozedurkosten 
hat  der  Angeklagte  zu  bezahlen. 


Anhang. 


Eotäciiaft  und  Autrag  des  Begierungsrathes  des  Kautouä  Bt.  Qalieu 

an  den  Orossen  E(Uh  desselben, 

boMfend  die  Begnadigung  des  zum  Tede  verurtheilten  Josef  Aiehele 
von  Markdorf  (Baden),  in  Goosau. 

Vom  19.  Mai  1892. 
(Aaszug.) 

Zunîf'^îi^t  wird  dir  Frappe  /n  prüfen  ?fn»,  ob  der  VertheidierPr  befuprt 
sei,  die  Begnadigung  des  zum  1  utie  Verurtheilten  von  sich  uui»  und  sogar 
gegen  den  Willen  des  letzteren  nachzusuchen.  Der  klare  Wortlaut  des 
Art.  311  pfoe.  orim.  zwingt  anr  Bejahung  dieser  Frage.  Der  Gesetz- 
geber wollte  es  niclit  dem  Erme  ^teii  des  Venirtheilten  allein  anheim* 
stellen,  ein  Begnadigungsgesuch  einzureichen  oder  zu  unterlassen,  sondern 
das  gleiclie  Recht  hat  or  ausserdem  auch  dem  bestellten  Vertheidiger 
selbständig  und  ohne  irgend  welchen  Vorbehalt  eingeräumt  Der  Ver- 
theidiger erseheint  eomit  in  der  Ansllbung  dieses  Beehtes  völlig  unab- 
hängig von  dem  Willen  des  yerartheilten  Klienten. 

Ja,  wenn  die  Einreiehnng  eines  Begnadigongsgesnohes  gemXss  Art.  811 

proc.  crim.  sogar  unterlassen  worden  oder  verspätet  erfolgt  wäre,  po  hiltte 
der  Kegierung.sratli  nach  Art.  2uit  leg.  cit.  die  Befugniss  gehaltt,  die 
Frage  der  Begnadigung  von  sich  aus,  d.  h.  unabhängig  von  dem  Willen 
des  Verurtheilten  und  seines  Vertheidigers,  dem  Grossen  Rathe  vonu- 
legen. 
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Ans  dem  Inhalte  dieser  beiden  GtosetzesateUen  darf  ganz  zweifellos 
auf  den  beBtimmten  Willen  dee  Oesetzgeben  gesdilossen  werden,  die  Be- 

gnadlgungsfrage  nicht  von  den  bezüglichen  Entschliessiingen  des  aller- 
dings zunKchst  interessirten  Verurtheilten  abhängig  zu  machen,  vielmehr 
neben  demselben  bei  ausgesprochenem  Todestirtlieil  noch  zwei  Organen 
die  selbständige  Vertretung  der  Begnadiguugäfrage  beim  Grossen  Bathe 
einzurXamen. 

Es  ist  somit  nur  noch  zu  untersuchen,  ob  in  vorliegendem  Falle  ge- 
iiU;?endt"  Gründe  ftlr  eine  Begnadigung  sprechen.  Wir  finden  uns  nicht 
veranlasst,  in  dieser  Botschaft  näher  auf  die  verbrecherische  Handlung 
des  Josef  Aiobele  und  sein  Verhalten  vor  nnd  naeb  der  fbrditi»reB  Mord- 
that  näher  einzntreten.  Die  diesbezüglichen  thatsXehliohen  VerhJÜtniste 
sind  im  verlesenen  kantonsgerichtlicben  Urtbeile  voilstlndig  und  mit  «kten- 
gemässer  Treue  wiedergegeben. 

Kapegen  tnUasen  wir  zunächst  auf  die  Tliatsaclie  liinweiftcn,  dass  im 
Kauton  ist.  Gallen  während  der  letzten  50  Jahre  wohl  'à  Todesurtheile 
gerichtlich  ausgesproclien  wurden,  aber  in  8  Fällen  sprach  der  Grosse 
Rath  jeweils  mit  gewaltiger  Majorität  die  Begnadigung  aus,  und  nur  io 
einem  Falle  (im  Jahre  1843)  erfolgte  die  Hinrichtung. 

Diese  9  Todesurtlieile  wurden  ansgcOîllt:  im  Jahre  1843  drei,  von 
denen  eines  vollzog*!!  wurde;  im  Jahre  1849  eineß,  die  Begnadigung 
wurde  mit  lü(J  gegen  20  Stimmen  ausgesprochen;  im  Jahre  1852  eines, 
die  Begnadigung  erfogte  mit  96  gegen  93  Stimmen  ;  im  Jahre  1855  eines, 
die  Begnadigung  wurde  mit  138  gegen  9  Stimmen  gewährt;  im  Jahre 
1867  zwei,  die  Begnadigung  wurdf^  mit  87  gegen  M  Stimmen  ausge- 
Rproehen;  im  Jahre  1884  eines,  die  Begnadigung  erfolgte  mit  136  gegen 
13  Stimmen. 

Diese  Zahlen  in  Verbindung  mit  dem  im  Jahre  1882  manifestirten 

und  auf  die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  gerichteten  Volkswillen, 
sowie  dii-  bezüglichen  VerhandIunL''«>n  hm  Verfussungsratlip  von  1890  be- 
weisen evident,  dass  das  St.  Gallis«  iie  \  *>lk  und  seine  Vertreter  zwar  die 
Todesstrafe  als  SUhnmittel  im  StrafgeBetzbuche  nicht  missen  wollen,  dass 
dieselbe  aber  nur  in  gans  anssergewlthnliehen  Pillen  von  Mord  in  Voll' 
sng  gesetzt  werden  solle. 

Jeder  Mord  erselieint  zwar  als  ein  furchtbares  Vcrbreclien  und  in- 
folge dessen  als  rin  ausserordentliches,  das  Volksgemlith  enipiirendea 
Ereigniss.  Aber  iuuerhalb  dieses  Verbrechensbegriifes  sind  doch  gewisse 
Abstufungen  gedenkbar,  welche  (je  nach  dem  Zei^nnkte  des  Terbreehe- 
rischen  Entschlusses,  nach  den  Umständen,  unter  denen  er  gefasst,  nach 
der  Beharrlichkeit,  mit  der  er  festgelialten  wurde,  nach  den  Vorbereitun- 
gen und  Mitteln  zur  Ausführung  desselben,  nach  den  Beziehungen  zwi- 
schen dem  'Diäter  und  seiuem  Üpter  u.  s.  w.)  die  Ruchlosigkeit  einer 
Mordthat  ansserordentlieh  sn  steigern  vennQgeii  und  demnach  die  Ab- 
lehnung eines  Begnadigungsgesuches  rechtfertigen  kBnnen. 

Allein  ein  solch'  ausserordentlicher  Fall  liegt  hier  nicht  vor:  Der 
Verurtheiltc  steht  erst  im  Jugendlichen  Alter  von  21  Jahren:  seine  'fiiss-'^re 
Erscheinung  und  sein  Bencliuien  zeigen  mehr  eiuen  rohen,  launenhaften 
und  trotzköphgen  Buben,  der  sogar  s'Leid  hingerichtet  werden  will,  als 
oinen  Hann.   Er  ist  auch  offenbar  nicht  in  der  Absieht,  dnmi  Mord  tu 
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liegehen,  sondern  bloss  um  zu  stehlen,  in  das  Haus  seines  Pathen  Josef 
Völkle  in  Obenain  eiitgeatiegen.  Den  Ëntschiuss,  die  i-  raii  Völkle  zu 
■ermorden,  fasste  er  erst,  aie  dieselbe  ihn  nadi  ansgiefUhrtein  Diebstahl 

<liirc!i  ilire  unerwartete  Heimkuiift  Ulterrasclito  und  der  (icfahr  sofortiger 
iOntdeekun-:  niissetzte.  Zwischen  dem  Entsclilnssc  und  der  AuHfÜlniinj? 
(1er  Murdtliat  la^r  nur  «  ine  Frist  von  \veni;^*'n  Minuten.  Aicliele  war, 
eben  weil  er  nicht  luit  Murdgedauken  nacli  Obet  ruiii  i^ekumiueit  wur,  mit 
keinen  Mordinstrumenten  Tertehen,  sondern  ftthrte  die  That  mit  denjeoi- 
gen  Werkaeugen  ans,  welche  xottllig  am  Thatorte  lagen  (Regenschirm^ 
Uulzseliuli,  \'ii'lik<'tte\  ünt<'r  (Iies<}n  Umstanden  hätte,  we-nn  das  katt- 
')lUti,i:e  \'erhalt(  ii  Ai<'hele's  uinnitteliiar  vor  uml  nach  der  1'hat  nicht  zwt'ifei- 
Ins  iiir  vursiit/lieiie  un<l  mit  iilierl<';itrm  Kntsrlilusse  aiis^rfiilirte  Tiidtunir 
<Mord)  i^etijirüchen  hätte,  iu  Fra^ü  kommen  können,  ob  nicht  blusJi  Tudt- 
schlag  vorliege  und  demnach  die  Todesstrafe  ausgeschlossen  sei. 

Endlich  darf  darauf  hingewiesen  werden,  dass  Aichete  noch  am  Tage 

der  That  ein  nn  >  ndes  (iestandniss  al>legti\  das  zur  (îrnndlage  des 
"^IVulesurthcils  wurde.  (Jhne  dieses  (Icstiinihii^s  liafte  dersrlhe  ;rem;îss 
Alt.  17t>,  Absatz  ])roe.  erim.  nur  zu  h'>)«'ni»IangUchtim  Zuchthaus,  aber 
nicht  zum  Tüch*  verurthoilt  werden  k;)nnen. 

Aus  diesen  Gründen  btclleu  wir  Ihnen,  Herr  Präsident,  Herren  Ivun- 
tonsräthe,  den  Antrag:  es  sei  dem  Bei^iiadi^ningsgesache  au  entsprechen. 
Sofeme  8ie  diesen  Antra;;  aeeeptiren,  80  tritt  gemäss  Art.  211,  Abs.  4 
proc.  crim.  an  die  Stelle  der  Todesstrafe  lebenslängliches  Zuchthaus. 

Aichele  wurde  begnadigt. 


ZeiUckr.  I.  ScbwtiMr  StrafreehL  U  Jtht§. 


39 


Digitized  by  Google 


Die  Strafgesetzgebtmg  des  Bundes  und  der  Kantone» 

Jahresbericht  fur  189Î. 

Légrislation  fédérale  et  cantonale. 

Bap^ort  mr  Vamee  Ibifl. 

Bund.  Bericht  er  Btatter:  Fttrspreeher  Fritt  Zeerleder,  Beamter 
des  eidg.  Jottis*  und  PoliseideiNutenieiits  in  Bern. 

L  Darch  seinen  Besetilnss  vom  20.  Januar  1891  (B.>BI.  1891, 1,  120) 
hat  der  Bundesrath  das  Bnndesgesets  betreffend  den  SehuU  der  Fabrik- 
tmd  Hand^marken,  der  HerkunfUheteidmungen  von  Wa€a'en  und 
der  gewerblichen  Auszeidmungen  auf  1.  Juli  1891  in  Kraft  erklärt, 
nach<1cm  es  von  tien  RKthen  am  26.  September  1890  zu  Ende  berathen, 
am  11.  Oktober  öffentlich  bekannt   L'eraacht  worden  (B.-Rl.  1890, 

IV,  531  ff.  und  die  Eiiisprarhsfrist  d;»gt';,'en  am  1».  Januar  1891  un- 
benutzt aljgelaufeii  war.  Das  Gesetz  ist  in  der  Amtl.  i:>amjnluDg  u.  F., 
Bd.  XII,  S.  1,  veröffenlliclit. 

Das  Oesets  vom  26.  September  1890  ist  an  die  Stelle  des  Bandes- 
gesettes  betreffend  den  Schatz  der  Fabrilc*  und  Handelsmarken  vom 
19.  Christmonat  1879  getreten;  wie  schon  sein  Titel  andeutet,  entfallt  es 
aber  ausser  den  Restiniraungen  Uber  eigentlichen  Markensrliut/,  aui  li  Vor 
Schriften,  wodurch  weitere  FiUle  von  Unredlichkeit  im  Handelsverkehr 
zum  >ichntze  der  Produzenten  und  der  Handelf^leute  gegen  unehrliche 
Konkurrenz  und  der  Konsumenten  sreiren  Uebervortlicilun^  durch  Lieferung 
minderwerthiger  Wuare  verboten  und  mit  Strafe  bedroht  werden. 

Die  Frage  einer  Umarbeitung  des  Gesetzes  vom  19.  Christmonat 
1879  nnd  der  Ausdehnung  des  darin  den  Fabrik-  und  Handelsmarken 
gewährten  Schutzes  auch  auf  andere  Angaben,  die  zur  Charakterisirung 
und  Auszeichnung  einer  Waare  tibungsgemäss  im  Handelsrerkelir  benutzt 
werden,  war  schon  seit  ISf-^Q  in  Folge  einer  vom  Nationalrath  erheblich 
erkliirten  Motion  häno'ig.  Zunüchst  hatte  der  Bundesrnth  mit  seiner  Bot- 
st  h.it't  vom  'J.  November  188G  den  Entwurf  eines  Bundesîregetzes  „be- 
tretfeml  Ergiinzung  desjenigen  vom  19.  Dezember  1879  Uber  den  Schutz 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken**  vorgelegt,  der  in  strafrechtlicher  Be- 
ziehimg wesentlich  bloss  die  Anwendbarkeit  der  Strafbestimmnngen  des 
alten  Gesetze»  auch  auf  die  unredlichen  Herkunfsbezeichnungen  und  die 
unberechtigte  Führung  gewerblicher  Auszeichnungen  ausdehnt.  Die  gesetz« 
geberiäche  Regelung  der  neuen  Fragen  auf  dem  Wege  blosser  Zusatz» 
bestimmun<r«^n  genilgte  aber  dem  Ständerath  nicht,  und  er  lehnte  es  ab, 
auf  den  Entwurf  einzutreten. 
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Dadnrch  sîih  sich  der  Bundesrath  veranlasst,  mit  seiner  Hotsrhaft 
voll)  28.  Januar  1890  (vgl.  B.-Bl.  1«90,  1,  291)  zwei  geüenute  (.esctz- 
entwUrfe  vorzulegen  :  einen  Entwurf  zu  einem  revidirten  Markenschutz' 
gesetz  und  einen  Gefietzentwarf  über  die  Bezeichnung  der  Herkunft  von 
Waaren  Qnd  das  Geltendmaclien  gewerblicher  Aiuseichnungeo.  Die  Straf- 
bestimmuogen  des  Oeietxentwarfb  Uber  den  HarkensehtitK  waren  dieselben, 
wie  die  des  Oeeetzes  von  1879,  nor  dass  in  Art  21  («U  Art.  20)  ein 
auBSerordentlicber  Gerirlitsstand  fttr  Klagen  ;?e;;cn  einen  ausserhalb  der 
Schwei/  wolinenden  ^Ki{;entliiinier  einer  >î.irke"  am  Sit/  des  eidgeni.'»:*- 
pisclicn  Amtes  fiir  <reisti?:es  Ki^^eiitlMiin  (in  Hern;  für  alle  Falle  bf?;çriiiidet 
Nvurde,  in  denen  der  «,Ki;;entlilinier^  diesem  An)t  niciit  ein  in  der  Schweiz 
L'ewJililtet'  l>onii/il  an^«'^e()en  li;it.  Es  niaj^  j^leieli  hier  homerkt  werden, 
da».a  man  in  Art.  3"  des  endj;iilti;ren  (Je^-etzof^texles,  worin  dieser  Zusatz 
Aufgenoiumen  m,  ûha  Wort  „EigontliUiaer'*  durch  „Hinterleger^  ert^etzt  hat. 

Der  zweite  der  eingebraehteo  QesetsesentwQrfe,  ntmlich  der  „betref- 
fend die  Herkunftsbezeiclinnng  von  Waaren,  sowie  das  Geltendraachen 
gewerblicher  Anszeichnangen*',  berief  sich,  Ithnlieb  wie  die  Zosatsvor- 
srlil;i^;e  von  1S.S<>.  Hut*  die  Straf!  -'irnniiin;.'(Mi  (1,.^  Marlcengeset/e.s,  und 
benehrünkte  üieli  darauf,  die  Aktivlcgitimatinn  fiir  Klaj;;en  aus  Uebertre- 
tungen  des  neu<'n  <leset/es  niilier  zu  priizisiren  (.Art.  *l, 

l>ie  Konnnissiun  d<'s  Nationalratiis  h.it  sodann  diese  l)eiden  Entwürfe 
wiederum  in  einen  verschmolz^'U  mnl  diesem  die  (îestalt  ;re^el>en,  in  der 
er  djuifi  (duie  wesentliehe  Ahiintierungen  am  Scptemher  180n  zunj 
Gesetz  geworden  it»t.  Die  Strafbestinimungen  des  Gesetzes  lauten  fol- 
gendermassen  : 

Art.  24.  6em&M9  den  nachsteheDden  Bestimmungen  kann  anf  dem  Wege 
des  Zivil»  ^M^■r  stufpio/esses  belangt  w^nlni; 

ni  wrr  tli'  .M:uk«>  oim  -  .\ndern  Dacbmacht  oder  so  nachahmt^  dass  das  Fii- 

biikuüi  irregLluLrt  wird, 
h)  w«r  die  Marke  eihen  Ändern  für  seiue  eijjeuen  Erzeugnisse  oder  Waareu 
verwendet  ; 

<■>  Wir  I'i/fii;^[ii>sc  u(]rr  "\V,i;ir<-[],  voll  ilriidi  rr  wt'i--;,  d,»^-.  st»'  mit  «-iiirr 
nachgeujai  Ilten.  ii<irliL'''.'iliint<'ii  <mUm'  rrrlii iilri'_'''r«  i'i.-p  angebrachten  Marke 
versehea  ^ilui,  vcrkault,  UiÜhalt  uücr  ui  Vi-iki;lu"  l'iiugl; 

dj  wer  bei  den  obbezeicboeten  Uebcrtretungen  wUseotlich  mitgewirkt  oder 

(Idrii  AissfûhnuiL;  Ih-lmul-i ilM  -kIit  erleichtert  h;tt: 

w.-f      h  \v,'ii^''rl.  dii'  ll'-r  küiill  vhh  in  -citu'iii  iH-riniHii  lji'U  KivfUir- 

uia.n.-ii  udcr  \\aarca  au/iigtb*;ii,  Wi;lclic  uucUgcm.n-iiU;,  uaiiigijtüiUJLe  oder 
rechtswidritferweise  angebrachte  Marken  tragen; 
f)  \M'r  (I  n      tinjiinmgen  dei  Alt  1-^  (.Iritt«s  Âlînea),  19,  20  (Ziffer  1),  21 
niid  'j:;  diese»  Gesetzes  zuwiderhandelt'). 


*S  Art.  IB,  AI.  8  :  Verbot  itiiwa]|f«r  Ber1iaiifla))«<«l«hnaiif«ni. 

Art.  IV;  f'fliclit  'Inrer,  die  einen  doi  h  'Ii.-  Fabrikation  I  -r  I'i  i  >]nkli..n  (fowisser  Wa»ren  b»»- 
kaiiut>'(i  <trt  knw<.liiu'[i ,  dat'Ur  la  sorgeo,  dass  da;«  l'ublikuni  durch  ihre  Marke  ud»r  ihr«  Firua  uicbt 
ta.  >!•  ni  iri  i  .i  Mi  v.  r:dtet  werd«.  die  Wures  rVlim  v«ii  d«n  b«t(immt«ii  Ort  Imt,  »^Iticb  tl« 
Mdcfswober  kotiehao. 

Art  SO,  AI.  S  :  Aanialnn«  TomTffbot  fftniftll  «nw«hMr  HttkimfhbiWlchnongen. 

Art.  21,  28:  Veriiot  de»  Anbringen»  g«»«rbUcli*r  AiiBaiebniagta  dmvh  mWnehUgfe»  Ptnoncn 
nnd  aof  utclil  prAiDÜrivn  VVur«ii. 
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Die  Stnifgeset^bang. 


Art.  25.  Die  vorstehend  anfgezabhcn  L  eheiire^ungen  werden  mit  eiufr 
Geldb»isse  von  Fr.  .So  bis  Fr.  2(>i)'»  odri  mit  <i»'f;in?ni><i  vou  à  Tageo  bis  zu 
i'iiiem  Jahre  oder  mit  diesen  beiden  î>tiiiteu  zugUicli  fieahudet. 

Gegeo  RttdEfailige  köDDät  diese  Stnifeo  bis  auf  das  Doppelte  erhöht  werden. 

Sie  treten  nicht  ein,  wenn  die  Uebertretuiig  blo^i  aas  Fahrlässigkeit  be-^an^'  o 
worden  ist;  die  Zivlieiitscbftdigang  bleibt  jedoch  vorbehalten. 

Art.  26.  Wer  fiîlschUcherweise  aaf  seinen  Marken  oder  Geech&ftspapieren 
eine  Angabe  anbringt,  welche  den  Glaaben  erwecken  soll,  als  wire  seine  Marke 
wirklich  hinterlegt  worden  : 

wer  auf  seinen  Gesch.iffb-cljilili^n.  Annoncen.  Prospekten,  Fakturen,  Ge- 
schäftsbriefen ndf>r  Geschaftspapieren  uiibefugterweine  lierkunttsbezeichnun^eu  oder 
Angaben  von  gewerblichen  Aus2eichimugeu  anbringt,  oder  die  in  Art.  22  vorge- 
schriebenen Angaben')  zu  machen  unterliast, 

wird  von  Amtes  wegen  oder  anf  Privatklage  hin  mit  einer  Geldbusse  von 
Fr.  80  bis  Fr.  500  oder  mit  Gefibigniss  in  der  Dauer  von  drei  Tagen  bis  au  drei 
Monaten  bestraft 

Gegen  EückfiUlige  können  diese  Strafen  bis  auf  das  Doppelte  erliAht  werden. 
Art.  27.   Die  Zivil-  oder  die  Strafkhige  kann  angestrengt  werden  : 

1.  hlnsichllich  der  Marken  : 

dorcb  den  getäuschten  Käufer  und  durch  den  Inhaber  der  Marke; 

2.  hinsichtlich  der  Iloikunftsbezeichnungen  : 

u)  durdi  jeden  in  sfiiieni  Interesse  verletzten  1* abrikanten,  Produzent»-!! 
oder  ilaudelamauu,  welcher  in  der  fälächlich  angegebenen  Stadt,  Ort- 
schuft, Gegend  etc.  niedergelassen  ist,  oder  durdk  eine  die  persönliche 
Uandlungafihlj^eit  besitzende  Genossenschaft,  oder  einen  Verdn  solcher 
Fabrikanten,  Produaenten  oder  Handelsleute; 

b)  durch  jeden  infolge  einer  isischen  Uerkunftsbexeiclinung  getftuschten 
Kaufer; 

â.  hinsichtlich  der  jjewerblichen  Auszeichnungen  : 

durch  jeden  Fabrikant'-n.  Produzenten  oder  Handelsmann,  welcher  Kr- 
zeugnisse  herstellt  oder  in  den  Handel  bringt,  die  gleicher  Art  sind,  wie 
diejenigen,  die  fälschlich  mit  einer  unerlaubten  AiigîU)e  versehen  wurden. 

Art.  2y.  Die  »trat klage  kann  entwetkr  am  Dombril  des  Angeschuldigten 
oder  an  dem  Orte,  wo  das  Verg^en  begangen  worden  ist,  angestrengt  werden. 
FDt  das  gleiche  Vergeben  dfkrfen  nicht  mehrere  strafrechtliche  Verfolgungen 
eintreten. 

Die  Kantonsregierungen  sind  gehalten,  ohne  Ivostcn  zu  Lasten  der  Eidgenossea« 
Schaft,  den  ihnen  vom  Hundesrath  eingereichten  K'lnirn  Folge  zu  geben. 

Zivilrechtliche  od'-r  strafrechtliche  Veriolguugeu  können  wegen  suUli^-r 
Uaudluugeu,  die  vor  der  I^auiragung  der  Marke  stattgefunden  haben,  nicht  augu* 
Strengt  werden. 

Die  Ivlagc  verjährt  nach  2  Jahren,  vom  Tage  der  letzten  Uebertretnng  an 
gerechnet. 


b«i  «leami  »I«  erruiigea  norden  »ind. 
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Art.  80.  Die  Klage  gegen  einen  ausserhall)  der  Schweiz  wohnenden  Hinter, 
leger  einer  Marke  liann  vor  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  eidgenössische 
Auu  sfiuc'U  Siu  Liai,  gvbiiiciii  werUcu,  ta  sei  dtmi,  du-is  der  bcirtMlcndi'  Uiiu^- 
leger  diesem  Amt  ein  von  ihm  in  der  Schvetz  gewähltes  Domisil  angcgdten  hfttte. 

Art.  31,  Das  Gericht  kann  die  als  Dötbig  erachteten  voraorglichen  Be- 
stimmnogen  treffen  und  insbesondere  die  Beschlagnahme  der  Werlczeuge  und 
(Mi.ithe,  wekln-  /tir  Nas'hahmiing  «^edirnt  haiieo,  sowie  drr  Im Z'iignjsse  und 
Waarr^n.  .lul  wr-lt  htMi  d]<-  ainj;!  to»  htcm-  .Marler  ;mi;>'bracht  ist,  verlügen. 

An.  :'>2.  K-  kiiiiii  i'1h'ii>u  auf  iii'rhiiuii:^  il'T  F,iit-i  liiuliiriiiigm  nml  der 
I^i.Sii'u  die  l\^nti^k;iti.•n  dov  iriit  iirr^clilag  b«'l''.4fii  ( irgen>tiUidr  verl'ugeu,  «uwie 
die  Verdfientlicbtiug  des  Erkeuotniä^es  in  einer  oder  mehreren  Zcttungett  auf 
Kosten  des  Venirtheilten  anordnen. 

Es  »oll,  selbst  im  Falle  einer  Freisprechung,  die  Veraichtnng  der  unerlaubten 
Marken  und,  ^"1" n.  n  Kalla,  der  nüt  solchen  Marken  versclK  iMn  Waaren,  deren 
V-Tji.u  kiin-,r  niir:-  rnihiiMuiiLT.  -i^vie  der  Werkzeuge  oder  (ierathe,  die  zur  Nach" 

.iliimuii;  ■.'•'die  lit  li.ilii'ii,  \  fit  iiL'iMi . 

All.  l>fr  K'trai:  'b""!  {lii>-''ii  lallt  in  iln'  K'rmii>!;ska--'\ 

jj.iî  L'iibcil  aoli  .■iusöprccb*jii,  Jd-ia  bt'i  NiohlbcAibluu^^  der  Utldatralu  diese 

idm«  Weiteres  in  Gefängniss  umgewandelt  wird,  und  zwar  soll  fur  je  Fr.  6  Busse 

ein  Tu^  GefiLngniss  angerechnet  werden. 

Art.  34.   Gegen  Vorweisung  des  in  Rechtskraft  erwachsenen  Urtheils  nimmt 
.\mt  die  LAschuug  der  widerrechtlich  eingetragenen  oder  ungültig  gewordenen 

Mark'  \"r 

I>it  Lt>*>i:üut»g  wild  nai-li  Vorsctu'Ut  d<^s  .\rt.  lü,  /.weites  Aliueu,  l>ekauul 
gcniarbt  M 

lM'--c  i'."stiiiiiiiiiiij:t,-ii  <-ittspr<'rlM'ii  ilirciii  wcsnil  li'-fjni  iiilialt  nach 
'b'iii'ii  iii'-  alten  Markcii.^cliut/Licsct/os  ;  dainit  i>t  zn_"lfii'h  anrb  ihre 
AfliiilitliUf it  mit  denen  der  ljiiiulL'a;^esLtzt'  bfliclli'Kd  dio  Iii  iiiiUuit^i»- 
pat<;nte,  vom  29.  Junt  1668»  und  betreffend  die  gewerblichen  Muster  und 
Modelle,  vom  21.  Dezember  1888,  gegeben  (vgl.  diese  Zeitachrift  Ii.  Jahrg., 
S.  2G6  ff.).    Die  allgemeine  Anordnung  ist  dieselbe;  nur  hat  man  im 

îl!  iint  Gesetz  dio  mit  Straf-.'iitktiuu  \ frsclu-iicii  Aliikt'l.  gewiss  ^ranz 
ril'liti-'.  /ü-.'imiiiriiL'i'sIt'lll.  sfij  2'>,  .  wäliiTiid  -ir  iViilicr  aii.-riiiaiuk'r 
^"'■i;->«'ii  i.i,aifii  Ali.        iir.d  iM  ib'S  altfi)  (  M-sct/rs  i.    \'oii  «Irr  \ 

Uli' 11^  iiii.z  lii'i'  !!i'r-(i[niiuni:.Tii  über  liic  Sti  af-  iumI  ührr  dio  Zivilkla^i'  bat 
ijiait  .-^ich  dagegen  liit-lit  luaaagcu  lvi.'mt(.-ii  ;  duas  Uicic.>  Vei-nuickcu  iiweicr, 
voi)  HO  verschiedenen  Grundsätzen  beherrschter  Rechtagebiete  durchaus  nicht 
unbedenklich  ist,  zeigt  Art.  27  sehr  deutlich.  Auch  Art.  28  ist  aus  durch- 
aus verschiedenen,  theils  zivil-,  theiis  strafrechdirhen  Bestimmungen  ohne 
iiiii''!  !.'  \'rrbiiii!iiii--  /.usaTOnn'iiLr«'^\  iirb'lr.         liiittc  ;jr\vi<-  nicht  schwer 

m-li;ilti  Ii.  dir   I '>''^tiiiiiiiiii!L:'-M  /i;"iliTrbtli('lli'r  NaUli"  reiutidi  aii-/.ii<rlu'ii|ru  • 

die  lîedakliou  iiiitt«:  dadurch  an  Klarheit  und  der  ganze  'iitcl  an  Heber* 


')  i^Kivlirli  im  Hiin(lel.>AmttbUll,  und  «.w^r  binnea  H  TagvD  tisch  d«r  Löschung,  ^^'gl-  Klhrr« 
t\>¥t  ilici  iQscbuPs  t»t)«l  ihr«  Vetfillvniliebilng  io  4«r  V«II»}«haQgiiv«rordaiin({  vom  7.  April  1891,  Art.  21, 
Ik-Bl.  1991.) 
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Di«  Strafgesetagebniig. 


sîchtlifhkcit  wfÄciitlicli  j^ewonneii  ;  wäre  dabei  die  TitelUbeisfln  ift  mit 
dein  Iiilialt  in  UelxTeiiistiininuiig  gebracht  woriieii,  so  hätte  auch  dies 
einen  Fortscltritt  gegenüber  den  frühem  Gesetzen  gebildet. 

Im  Einselnen  mag  bemerkt  werden,  das«  die  Strafandrohung  dea 
Art.  26  gegenüber  der  des  entepreehenden  alten  Artikels  (34)  insofero 
gemildert  ist,  als  Geßlngniss  und  Oeldbusse  nicht  mehr  (wie  noeb  jetzt 
in  den  Ivorrespondirendcn  Artikeln  29  des  Patentgesetses  und  24  des 
Musterschut/^rcsotzos  aUcrnativ  oder  kumulativ,  sondern  nnr  noch  alter* 
nativ  angewandt  \v(M(1cmi  kchnien. 

Neu  ist  insbesondere  die  Aufziililun^'  der  Poi^sonen,  die  znr  Anstren- 
gung der  Zivil-  und  der  Stral'kiage  legitiuiirt  sein  suilea  (^Art.  27;.  Das 
Patent-  nnd  das  Husterschutzgesetz  bezeichnen  in  richtiger  Würdigung 
der  VerhSltnisse  jeden  Interessenten  als  klagberechtigt;  das  frfibere 
Harkensehatzgesetz  entbleit  für  den  Inhaber  der  Marke  und  den  ge- 
tiusehten  l\ilufer  eine  Art  Pritsumtion  des  Interesses  zur  zivilreehtlichen 
GeltendmAcbung  von  Ansprilehen  aus  Gesetzesübertretungen.  Das  neue 
Gesetz  geht  in  zwei  Rirlitnn^ren  bedeutend  weiter:  zunächst  bezieht  sich 
die  Anfzîihlnii.i:  der  klagbereclitigten  l'ersonen  auch  auf  die  Strafkla^e. 
uud  sodann  i.st  die  Aufziilihing  so  eingehend,  dass  bic  den  Eindruck 
erweckt,  als  wollte  sie  den  Kreis  der  klagberechtigten  Personen  ab- 
sehKessend  normiren  (vgl.  auch  Botschaft  vom  28.  Januar  1690).  Die 
Neuerung  erscheint  weder  in  straf-  noch  in  zivilreehtlieher  Hinsicht  als 
sehr  glücklich. 

Auch  Art.  f^o  ist  im  frUhern  Markenschutzgesetz  nicht  enthalten. 

Ebenso  weniu^  findet  er  .sich  in  den  beiden  andern  an.ilo^ren  Gesetzen. 
Die  Kreirung  eines  inlUndi^ehen  Gerichtsstandes  für  Kluiren  ;^e^'eu  den 
im  Ausland  wohnenden  inui  daher  schwer  erreiclibaKu  ilinterleu'er  i.^t 
zwar  zu  begrüsscu;  docli  wirft  auch  hier  die  Vermengung  des  zivil  und 
des  strafrechtlichen  Gesichtspunktes  ihren  fatalen  Schatten:  soll  der  all* 
gemeine  Ausdruck  „die  Klage''  bedeuteni  dass  auch  für  die  Strafklage 
zu  den  beiden  Gerichtsstftndea  des  Art  28,  AI.  I,  noch  ein  dritter,  für 
auslMndische  Uebertreter,  hinzukommt?  Die  Aasdrucksweise  der  Botschaft 
vom  28.  Januar  1890  (zu  Art.  21  des  P^ntwurfs  zur  Revision  des  Marken» 
Schutzgesetzes)  lässt  eher  darauf  schliessen,  dass  nur  die  Zivilklage 
gemeint  sei. 

II.  In  sanitätspolizeiliclicy  HinsiclU  sind  zwei  Erlasse  des  Bundes- 
rathcs  zu  erwähnen: 

1.  Am  2G.  März  1891  hat  der  liundeüratli  eine  neue  ln$t)'uk(iou 
für  die  Crenzthierärzte  erlassen  (^Auitl.  Samml.  u.  F.  XII,  59  i'.j,  wodurch 
die  frühere  vom  24.  Dezember  1886  aufgehoben  wird  und  in  der  fol- 
gende Administrativstrafbestimmung  enthalten  ist: 

Art.  8.  Wenn  Unregelmft&slgkeiten  m  der  Amtsfilhrimg  der  Grenzthierflicte 
Toikommen,  so  kann  das  schwdzerische  Landwirtiiächaftsdeparteiaent  Bossen  im 
Betrage  von  Fr.  5  bis  Fr.  U)0  vcrhünj^reQ.  Schwere  WiderliandiUQgen  haben  die 
sofortige  Abberul'uug  des  Fehlbareu  zur  Folge. 
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2.  Die  Vp.rordnnnq  betreffend  den  Leichentransport  vom  6.  Ok- 
tober mn  (Aratl.  Samml.  n.  F.  XII,  339). 

Art.  22.  Flu-  Uebertretungeu  dieser  Verordnung  gelten  die  Strafbeatim-» 
mungeu  dps  Epidemiengesetzes 

Die  Verordnung  ist  mit  dem  1.  Janaar  1892  in  Kraft  getreten. 

III.  Die  Verord.ii4,i(j  des  Buiiucöiatlies  Uber  die  Konzessionirung 
von  Unternehmungen  für  den  Transport  von  Personen  und  deren 
Gepäck  mit  Fuhrwerken  ^  vom  26.  Mai  1891  (AmÜ.  Samml.  n.  P.  Xll, 
118),  die  am  1.  Jvoi  1891  in  Kraft  getreten  ist,  bestimmt: 

Art  II.  Die  Uebertretung  der  Bedingungen  der  KoDzetsion  idrd  mit  den 
für  die  Verletzung  des  Pofltregals  Torgesehenen  Bussen  bestrafV.  Dieselben 

bctraiîeii  Fr.  1.  '(i  \u-  Fr.  750  und  könnei)  im  Wirdeihulungsfal!  bis  aofFr.  3000 
«rhttiit  «cnit  i).    ( Aiiääerdem  ist  KonzessioiiHeut/ii  Laiig  vci-^eseiien.) 

IV.  Der  (iesetzesieiitwurf  l)etrelîend  die  Auslieferung  gegtniüber 
dem  Au:<!and,  vom  9.  .Juni  IS'JO,  dessen  (îiundlai;eii  llr.  Dr.  Brü:'tlein 
im  ;?.  .lahrpm;;  dieser  ZeitBciirift  18'.>'»,  S.  113  einstellend  erörterte, 
iijt  vom  .Sliiiiderath,  dem  die  Priorititt  zustund,  in  der  ausserordentliehen 
September-Session  des  Jahres  18*J0  in  Berathang  gezogen  und  mit  einigen 
Abänderungen  angenommen  worden.  In  der  darauf  folgenden  ordent- 
lichen Dezember-deasion  beaehUftigte  sieh  der  Nationalratb  mit  dem  Ent- 
warf ;  sein  Hesel)  hl  SS  vom  12.  Dczeml^er  1890  hat  einige  Differenzen 
mit  dem  desi  Stiinderatll»  geschaffen,  die  dann  in  der  Ai)riI-Ses.sion  des 
.lalirefi  1801  beglieJien  worden  sind.  Mit  den  iJeseliiiisben  de>i  Stiiiuie- 
ratlis  vom  7.  und  des  Nationalratlis  vom  In.  A|M-il  l.*s01  war  die  l'elier- 
ein?;timmun^'  zwij^clien  beidrn  IJatiien  erzielt;  indess  wurde  das  (îesetz 
uocb  nicbl  cndgliltig  angenommen;  vielmehr  wurde  der  Buudesrath  jiiiiü- 
geladen,  den  Text  des  Gesetzes  einer  nochmaligen  Darehsicht  zo  unter- 
werfen nnd  dabei  insbesondere  auf  die  genaue  Uebereinstimmang  desselben 
in  den  drei  Nationalsprachen  Bedacht  zu  nehmen;  endlieh  das  definitir 
redigirte  Gesetz  den  Ilärhen  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzulegen 

Diese  Arbeit  ist  tlurrh  das  eidgenöss^ische  .lui^tiz-  und  Polizeidepnrte- 
ment  im  I.anf  des  .lalires  IS'.U  besorgt  worden.  Am  12.  Januar 
konnte  der  linndcsralh  der  Hundesversammlunp:  den  bereinigten  Text  vur- 
legeu,  der  dann,  nach  eingehender  Diükussion  durch  die  Kommission  des 
StSnderaths,  vom  Bandesrath  im  Einverstftndniss  mit  dieser  Rommission 
noch  in  einigen  Punkten  rektifizirt  wurde.  In  dieser  endgültigen  Vorlage 
wurde  der  Entwurf  am  81.  Januar  1892  nach  einigem  Widersprach  im 
\  irionalrath  und  am  .Januar  1802  itii  ."^tilnder.ath  angenommen.  Er  ist 
1'  Ulf  am  "iT.  .Januar  1^02  im  LJundesblatt  '  l  ^O^,  I,  4<  i'J  ■  mit  Aiisetzung 
der  Ueferendumsfrist  bis  zum       April  lbU2  veröti'eatlicht  worden. 


•)  BaDdwigswto  k«lir«ff»ni  Masanahme»  gegtit  gcmeiitg^äkrtkM  ^pkUmieH,  tob  2.  Juli  |8M 
<A«tl.  8u»l.  B.  P.  IX,  SYT).  Art      Bim  rm  Wt.  lS-800.  lo  «hvcm  FUlw  bif  ft.  1000«  —  «• 

tj'tfbertretun^en  g«h9ren  êMs  in  di«  kantonal«  Koni(>att>ni,  wesüballi  auch  <l0u  Kantonen  dt^r  Kuss«D*rtra^ 
zaAllt;  —  nir  die  Umwandlang  der  uu«iiibrijigliebeu  0eld»infa  in  Oeningnist  Vit  der  Usmstab  Fr.  5 
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Bekauutliüb  hat  die  gegen  dat»  Genetz  augelioUeue  Uelerendums- 
bewegang  niebt  die  sur  «irkwiaeii  UoteraOltsung  d«  B^hraDS  um 
Anordnong  einer  VolktabetimmonK  notbwendige  Avzebl  ron  üntenefariften 
zu  vereinigen  Tennocbt  Der  Bmideeratb  hat  daher  wn  19.  Utt  1892 
das  Oes^  sofort  in  Kmft  erkllrt  und  dessen  Anfhahme  in  die  uatliehe 
Sammlung  verfügt. 

Die  Abänderungen,  die  das  Gesetz  im  Laufe  der  Berathungen  erlitten, 
und  die  Gestalt,  die  es  sclilipaslich  erhalten  hat,  werden  domnSchst  in 
dieser  Zeitschrift  den  Gegenstand  einiger  Bemerkungen  bilden,  liie  sich 
an  den  Eingangs  zitirten  Aufsatz  von  Dr.  HrUstiein  anschlie^sen  und 
denen  auch  der  endgültige  Text  des  Geeetaes  wird  beigefügt  werden. 

Zurich.  Beriehteratatter:  Prof.  Dr.  Zürcher  in  Zttrieh. 

1.  In  Ansfllbrung  des  in  dem  letstea  Jahreabmchte  erwShnten 
AbMnderungsgesetzea  anm  Gesetz  betreifend  die  Rechtspflege  ist  durch 

Kantonsrathsbeschluss  vom  9.  F«  ]»rnar  1801  die  Zuh!  der  Besirfcsaniodlfe 
für  den  Betirk  Zürich  auf  fünf  festgesetzt  worden. 

2.  Die  Direktion  des  Sanitittswesens  hat  am  15.  Juli  1801  eine 
fyiichtorduuvrj  fiir  die  Hehnmmcn  erlassen,  welche  in  §  51  bei  Nieht- 
achtun^r  ilirer  Vorschritti-n  und  Ueberschreitung  der  Befnp^nisse  der  Heb- 
ammen letztem  eine  Pulizeibusse  von  Fr.  10 — 100  androlit,  vorbehältlicU 
strafrechtlicher  Untei*8uchung  in  Füllen  schwererer  Verschuldung,  so  ins- 
besondere,  falls  durch  grobe  Ausserachtlassung  der  gegebenen  Desin* 
felctionsvorachriften  Erkrankungen  der  WQcbnerinnen  (Kindbett6eber)  yer- 
tirsaebt  werden. 

3.  Das  Gesetz  betreffend  die  l^fûhrvnç  du  Bvndeigeielzes  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs^  vom  5.  Juli  1891.  enthält  im  G.Titel 
die  Strafbestimmungen,  Uber  welche  an  einem  andern  Orte  in  dieser  2eit- 
Schrift  Näheres  berichtet  werden  soll. 

Dasselbe  OcRct/,  hat  auch  durchj^reifendf  Ar uderungen  des  Gesetzes 
betreifend  die  Ueclittiptlege  zur  Folge,  hauptsiicliiieh  allerdings  nur  den 
Zivilprozess  beschlagend.  Den  ätrafprozess  betreffen  indessen  die  Be- 
stimmungen der  §§  89  ff,  welche  im  Wesentlichen  dahin  gehen,  dass 
bei  Eingaben,  die  durch  die  Poet  befördert  werden,  die  Aufgabe  bei  der 
Poststelle  entscheidend  ist  für  die  Frage,  ob  die  Frist  innegehalten  sei. 
Übereinstimmend  mit  den  Vorschriften  der  Bundesproxessordnnngen. 

4.  Ebenso  greift  das  Gesetz  betreffend  die  Zufhcihing  der  Ge* 
meinden  Ausserühl,  Enge,  Fluntern,  llirslandeHf  ßottingen,  Ober- 
iitrass,  lUeshnrh^  Untfr^tnis^:,  Wiedikon,  Wipkinrjp^i  und  Wollishofpn 
an  die  SUt'lt  Zürich,  vom  l>.  August  l>^'.'l,  in  die  (ierichtsverfassung  ein. 

Den  Sf'liuldlietreibun^r''bearaten  der  Ötadt  Ziirieli  werden  die  Funk- 
tionen des  tîemeindenmmaniiH  in  Strafsachen  (Voruntersuchung  im  Sinne 
von  765,  766  des  Gesetzes  betreffend  die  Reehtsptlcge)  abgenommen 
und  den  BtadtpolizeibehQrden  ttbertragen  t§  63). 
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Ein  Friedensrichteramt  (SUhnbehürde  in  Chrverletzutigsprozessenj  wird 
fUr  jeden  Veriraltuogskreis  organisirt,  wtthreud  im  ttbrigen  Kanton  ein 
Friedensriebtenint  in  jeder  politisehen  Gemeinde  beeteht  (§  65). 

Endlich  bestimmt  §  44  Ober  die  vielomstrittene  Frage  der  Znstündig- 
keit  zor  BnseenTerhXngimg  Folgendes: 

Durch  die  Ciemciodcordauag  k^itii  dem  Studttaihe  die  Ikfugalss  eingeräumt 
werden,  einidne  ihm  «nkonuneDde  Geschftftasweige  besonderen  Sektiwen  oder 
Abthdinngsrorstttnden  ans  seiner  Mttte  «u  selbstlndlger  Besorgung  susrnreisen. 

Ebenso  kfinnsn  durch  die  Gemeindeordnnng  einselne  VerwsltnngsbefngniBse 

besonderen  Beamten  ausserhalb  des  Sudtrathes  mit  eigener  Verantwortlichkdt 
übertragen,  ihnen  dLi,>  ^rlhstfindisfe  îîfcht  zur  Vcrhiinjnnitr  von  Hus«pii  verliehen 
und  die  Befugnis^  zur  uumitteibaron  Autragâtclluog  bei  dcu  Oberbcbördea  und 
bei  den  (ierichten  gegeben  werden. 

Soweit  dieae  Obliegenheiten  und  Itetugui^äe  durch  die  Geset2gebang  ans- 
drftcklich  dem  Gemeindersthc  zogewieteu  sind,  ist  (tut  die  TJebertragnng  der 
Kompetcnn  die  Genehmigung  des  Regienmgsnthes  erfotderlieh. 

Wo  nicht  gerichtliches  Verfahron  vorgeschrieben  ist  (%  1055  des  (fCaeties 
lietreflcnd  die  Ko«  Iifsprtege),  sind  Kinsprachcu  j?ej»en  BeschlAssc  und  Vi  rfn«jnin£!Pn 
der  vorgenannten  Organe  zn!iS<'bsî  hv\m  Stadtrathe  anzul»nnp;f»n.  (iegeu  die  Eal^ 
Scheidung  des  letzti-ren  steht  «ler  ordentliche  Helcur^»weg  oti'eu. 

5.  Das  LJeht'.reinkommen  zwischen  dfn  Kantonen  Zürich,  Scltwyz^ 
GJarus  innl  SV.  Gallen,  bctre.ffe.nil  die  Fisciterci  im  /j'n'irhf^cr,  im  Lintit- 
kanal  und  im  Wnlh'usff,  vom  l>  AiiLMist  \^*M  (^i ».ituin  der  zUrclierischeii 
Volksabstimmung),  setzt  auf  Ueiiertretungen  liussen  von  Fr.  5 — 4(M),  vor- 
behalten die  Be8tiiuimutg:en  der  Art.  32  und  33  des  Hunde.«^j?csetzes. 

Bemerkenswerth  sind  sodauii  d  e  nachfolgenden,  diis  interkantonale 
Strafreehtsverfahren  beschlaj^enden  Bestimmungen: 

§  2'à.  Alle  Verzeiguugen  wegen  L  ol>ertretung<*n  der  Vorschiifieu  betretVeod 
Fisohärd  im  Vertrag!»gebiete  haben  ohne  Racksicht  auf  das  Territ«ninm,  auf 
weldiem  das  Veigelien  verilbt  wurde,  bei  der  »utandigen  BeiiOrde  des  Wohnort« 
des  Fehtbaren  an  geschehen.  Defattft  nötbig  werdender  Feststellung  des  Vergehens 
kann  dieselbe  Amt»bandluugeu  auf  dem  Gebiete  detiienigen  Kantons  vornehmen^ 
sut  dem  das  Vergehen  verebt  wurde. 

§  24.  Wenn  ein  Bestrafter  fein^'n  Wohn^^it/  mit  dns  rr.  hiei  eines  andern 
bethciligten  Kautuns  verlegt,  soll  das  ürtheil  von  d<'ui  letztern  vollzogen  werden, 
gleich  als  wenn  es  durch  die  eigenen  Behörden  gesprochen  worden  wiire. 

H.  I'(>ber  die  kantonalen  Korrektiomanstalten  sind  folgende  Erlasse 

zu  notircii  : 

a.  Beschlnss  des  Kegiernngsrathf^  lit  iretlV-nd  Alnindenin!?  von  «j  KJ  der  Ver- 
ordnung über  die  Orgaitisanon  drr  staatltchtii  Korrektiou&anstalt  iu  King- 
weil vom  2i.  Oktober  ISal»,  d.  d.       Mai  1^)1. 

Enth&lt  die  Zusichenii^  eines  Beitrags  an  die  Unterbriugungskostea 
ans  dem  Alkoholzebntel. 
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b.  Verordnung  betreffend  die  Organisation  und  Leituuj:  der  ëtaatlicheu  Korrek- 
tionsaustalten  fUr  voiy^hrigc  Perüoueü,  vom  2U.  August 
Als  DiudpliiiAntEafiiiittel  tiod  In  $  16  tngeflüirt: 
tt.  Verweis;  h.  Strafarbdl;  C*  EinspemiDg  bis  auf  acht  Tage.  Mit  der- 
selben kann  Verabreicbung  von  schmaler  Kost,  abwechselnd  für  je  den 
zweiten  Ta pr.  vri  bundon  wrnlfn:  r^  Vollst&adige  Isolinuig  bis  auf  einen 
Mouat  bei  ungeucsoeuur  Ueäcbattiguug. 
Veitng  betreffend  Versorgung  von  Penmen  fai  à»  KomktknMabtlidlaïkg 
der  AntUdt  Kappel,  ?om  29.  BIai/4.  Juni  1881. 

Bern,    lie  riehterst  att  or  :  Carl  Stooss  in  Bern. 

Aîif  dem  Gebiet^  des  Strafrechtes  sind  lediglicli  k;ifitonale  Erlasse 
XU  nennen,  welche  die  Ausführung  von  Bundes^ese{z<ii  bezwecken,  00 
namentlich  die  VoUziehungsv  er  Ordnung  zum  Buudesgeselze  vom  2.  .)uli 
1Ô86  betreffend  Maanahmen  gegen  gemeingefäkrlidie  EpidêmUn  Yom 
28.  Februar  1891,  nnd  das  Einführungsgesett  warn  Bunde»geMU  üb&r 
Sehuldbelreibung  und  Kankur»  Tom  18.  Oktober  1891.  Dieses  Geaefts 
hebt  die  Art.  224  bis  und  mit  230  des  Strafgesetsbliebes  fUr  den  Kanton 
Bern  vom  30.  Januar  1866  auf.  Die  Bestimmungen  echlieasen  sich  im 
Wesentlichen  an  den  Vorschlatr  Züvflipr's  nn,  jerloch  unter  Berück  si  fhtigOD|f 
■der  Systematik  und  der  Anla^i«-  *ier.  bei  nibchen  Strafgesetzbuches. 

Wichtige  Reformen  nind  auf  dem  Gebiete  des  blraf Vollzuges  be- 
Bcblossen  und  eingeleitet  worden. 

Das  Dekret  betreffend  die  Aufhebung  der  StrafanHalt  m  Bern 
und  die  RaorganiaaUon  der  StrafanetaUen  rom  13.  MXn  1891  hebt 
die  Strafanstalt  in  Bern  "(das  Zuchthans)  auf  den  1.  Januar  1893  auf  und 
▼erfligt  die  ]:ntla8snner  der  Beamten  und  Angesteilten  der  Anstalt  auf 
diesen  Zeitpunkt. 

Art.  2.  Die  Strafnustalten  zu  St.  Julianii>cu  und  Thorbf  ru'.  niit  ihren  I)oii*»n- 
deozeu,  werden  zur  Enthaltung  derjenigen  peinlich  uud  korrektioneil  Verurtheilteu 
bestimmt,  welehe  ihre  Strafe  nicht  in  einem  Bedrfcsgeföuguiäs  aa  mtehen  haben. 

In  der  Regel  weiden  die  anm  ersten  Male  sn  einer  peinlldien  oder  kovrek- 
tionellen  Euthaltungs^trafe  Verurtheilteu  dieselbe  io  St.  Johannsea,  Rfidcfällige  da* 
gegen  die  ihrige  in  Thorberg  aushalten,  und  zwar  amh  dann,  wenn  die  früheren 
A  •  rurthfilnngeu  ausserhalb  des  Kantons  Bern  erfolgt  »ind.  Der  Hegieruugäruth 
kann  die  Puli/eidirektlon  ermächtigen,  von  obiger  Hegel  Äuüuahmen  zu  machen. 

Art  3.  Die  Organisation  und  die  innere  Einriehtung  der  Strafimstalten  zu 
8t  Johannsen  nnd  Thorberg  sind  dorch  den  RegieningBiaÜi  anf  dem  Verordnvo^* 
wege  festsmitellen. 

Art.  4  begründet  ein  ständiges  Inspektorat,  welchem  die  Oberanfoicht 
über  die  Strafanstalten  von  Thorberg  und  St.  Johannsen  zusteht:  „Der 
Regierungsrath  kann  anf  refrlementaii><eliem  Wc-re  diesen  Inspektor  auch 
mit  der  Aufsicht  und  Inspizirung  säuiuulicher  Uotaugainsie,  ArbeitahUuser 
und  anderer  verwandter  Anstalten  des  Rantons  beauftragen  und  wird 
überhaupt  die  Obliegenheiten  desselben  nfther  bestimmen.*^ 

Art.  5  ordnet  Bauarbeiten  flir  Thorberg  und  8t.  Johannsen  an. 


Digrtlzed  by  Google 


Jahresbericht  ftli  1891. 


431 


Dit  se  N'orschriften  enthalten  eiix?  an<i!«erordentUch  weitgehende  und 
einschneidende  Rpform  »los  OefSnjrnisswestMis. 

Auf  die  l{(Mnerkungen,  welche  der  Referent  in  der  Zeitschrift  IV, 
S.  51  inkl.  S.  li..  zu  tlcin  Kntwiirfe  tles  Dekrets  v oi  Itrarlite,  ist  nicht 
lilickbicht  goüummtiu  worden,  und  es  fanden  dieselben  auch  in  der  lie- 
rathnng  keine  Beaehtnng.  .  Da  àn»  Dekret  wörtlich  mit  dem  Entwerfe 
Ubereinetimmt,  so  darf  auf  die  bezüglichen  Ausführungen  yerwiesen  werden. 

Am  19.  November  1891  erliess  der  Grosse  Rath  ein  Dekret  betreffend 
Aufstellung  einer  Kommission  /tir  das  GefKngnisawesen.  Der  Kommission 
fllr  das  Gefängnisawesen  liegt  die  Aufsicht  Uber  das  (ief.ingMisswL'sen  ob; 
sie  bestellt  aus  11  .Mit;:lied»'ni ,  der  liefrieruntrsr.ath  bCBtinniit  ihre  Ub- 
lieproiilieiten.  ihm  steht  ;tueh  die  Wahl  dei'  Mitirlieder  zn.  Die  Kommission 
erstattet  üImt  ihre   Thatii^'keit  eincMi  jährlielien  iU'rieht. 

Das  Dekret  des  ('rr<--^-<t-'V  l.'  illies  betretVend  die  Errichtung  riiier 
Enthaftumjsanf^talt  [irr  oD^^tjeartete  j'H'^»'  l-'iute  und  jut^endliche  VeV' 
brcclicr  vom  11*.  November  181)1  verordnet: 

Art.  1.    l)io  î'  .-îiiuie  ■rriU'h>c'v':t'^?  v.-:-.«  KrrHi'n"-.'  !•:  altungs^ 

«nstalt  für  bösgeartete  junge  Leute  und  jugendliche  Verbrecher  bestimmt. 

Art.  2.  la  dieser  Anstalt  sind  zu  euthalten  : 

1.  Die  jungen  Leute  von  Iti — 20  Jalireii,  deren  Einsperrung  im  Verwaltuugs- 
w(>?e  uut  i\nH  Verlangen  der  Eltern,  der  Voruiuudschaftäbehördeu  oder  der  Gerichte 

verl'ü!.'t  wird. 

2.  Die  gerichtlich  zu  Gefaugcuächaft  verurthcilteu  jungen  Leute  vua  weniger 
als  16  Jahren»  wenn  die  Strafe,  welche  sie  zu  TerbQisen  haben^  Uber  ihr  16.  Alters* 
jähr  hinansrdcht. 

3.  Die  gericbtUch  au  Gefaugeaschaft  vMitrtheUtea  jungen  Iieule  von  16—20 
Jahren,  wofern  nicht  die  Umstände  ihre  ünterbringong  in  eine  andere  Strafanstalt 

erfordern. 

Der  liegieruug»rath  wird  ausserdem  ermachiigi,  .-iolcbe  Kinder  aus  Rettuiigs- 
anstalteu  lu  die  Euthaltuugsanstalt  Trachselwald  zu  versetzen,  deren  ÂuffUhi'iuig 
die  Anwendung  besonderer  disziplinarischer  Massnahmen  nothwendig  macht. 

4.  Die  Organisation  der  Enthaltungsanstalt  au  Trachselwald  Ist  durch  eine 
Verordnung  des  Regierongsrathes  festzastellea. 

5.  Der  Regienuigsrath  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Dekrets  beauftragt. 
Dasselbe  tritt  sofort  in  KrafL 

Die  Verwahrung  der  Jugendlieben  in  einer  Erziehangs-  und  Bease- 
mngsanstalt  ist  ein  wesentlicher  Portschritt  und  verdient  lüekhaltlosen 
Beifall. 

Alle  diese  Erlasse  zeigen  das  emstliehe  Bestrebeni  in  dem  Gcfdng- 
nisswesen  des  Kantorts  Bern  die  so  dringend  nothwendipren  Verbessertinpren 
einzuführen,  es  muss  al)er  bedauert  werden,  dass  die  (Tt'>et/.:<ebun^  nielit 
einmal  die  irrund b^lrenden  Vorschriften  Uber  den  ötrafvoilzug  aufstellt  und 
der  Verwaltung  eine  übergrossc  Macht  einrHumt. 
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Luzern.   l'x  i  ichterstatter:  Obenicbtei'  Dr.  Placid  Meyer  v<n* 

Schauensee  in  Luzern. 

Im  Giosaen  Rath  stellten  am  4.  Februar  1891  die  Herren  llocli- 
ätra&ser,  Schmid  (SehUpfheim);  Krell  und  HdltBcfai  eine  auf  Revision  des- 
7AfiU  und  Strafverfahrene,  sowie  des  Sportetntarifs  abzielende  Hotioii. 

Besttglicb  des  Strafverfahrens  worden  von  den  Motionsstellem  für 
die  Revision  folgende  AbHndernngen  in  Anssicbt  graommen: 

1.  In  Pollsdprosesaen  erschdnea  die  Parteien  vor  Gericht  penftnlich  und  ohne 
Assistems  von  AnwfilteD. 

VAnc  Ausnahme  ist  zu  schaftVn  für  den  Staat  und  juristisclie  Personen, 
bevorniund^'tp.  ]nn<xinT  Zeit  kninkr  mxl  nno^pf  dcui  Kanton  wohnende  Prrsonpn. 

2.  Der  Prozess  muss  Iwim  ersten  \  orstand  entschieden  und  das  Urtheil  eroft'net. 
werden,  wenn  nicht  eine  Rackwehuug  der  Akten  erfolgt. 

S.  Das  Reicusationsrecht  ist  au  beseitigen. 

Die  Motion  wurde  den  17.  Februar  erheblieh  erklärt  und  die  An^ 
IrXge  betreffend  Revision  des  Strafreehtsverfahrens  und  des  Sportelntarifa 
dem  Regierungsrath  zur  Prüfung  und  Antra^tellnng  zugewiesen.  Am 
17.  Februar  stellten  sodann  die  Herren  Huher  (Meierakappel),  Hochstrasser, 
Schmid  (Ennensee),  Beck- Leu,  Leu  und  Ineichen  folgende  Motion: 

„Der  Re(^icruni?ärath  wird  einj^eladen»  m  prtlfen  und  darnber  Rericht  zu 

erstatten,  nb  nicht  §  26  Tu<iu<i(htimiifS(jrs''tzf<^  in  tb'r  W(^isn  abzuändern  sei» 
dass  zur  Begnadifftouf  eines  mxn  l  ode  vorunkeilU'n  Verbrechers  zwei  I/ritÜteile 
der  anwesenden  Rathsniitglicdor  zuzustimmen  habeu." 

l'eber  das  Schicksal  dieser  Motion  ist  mir  nichts  weiter  bekannt 
geworden. 

Anschliessend  an  die  Bltdgetberathung  stellte  endlich  Herr  Grossrath 
Rttttmann  den  3.  November  im  Grossen  Rath  folgende  Motion  : 

.Der  Regierangsrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prafm,  ob  Hinrichtungen 
kanftig  nicht  mittelst  ElektrixitAt  stattfinden  dflrfteo." 

Der  Grosse  Rath  schritt  Uber  diese  Motion  sofort  zur  Tagesordnung* 
Im  Uebrigen  wurde  im  Jahre  180l  kein  auf  Strafsachen  bezUgliehea 
Gesetz  erlassen,  und  es  enthält  von  den  aus  diesem  Jahr  datii  tm  rogiorttn^s- 
riithlielien  Verordnungen  einzij?  diejenijre  vom  '27.  A])\-\\  Uber  Be- 

«eitijrnn;.'  von  geraeinschHd liehen  rH.iii/.*;n  (Misteln  auf  d«  ii  Obstbilunien, 
nuww  Tiaubenpilz  am  VVi.in.stuck)  in  3  eine  Stratdrohung.  Hienach 
sind  Besitzer  oder  Pächter  von  Liegenschaften,  welche  den  erhaltenen 
Befehlen  keine  Folge  leisten,  vom  Gemeinderath  das  erste  Mal  mit  einer 
Geldbnsse  bis  Fr.  10  zu  Händen  der  Polizeikasse  zu  bllssen.  Im  Wieder- 
holungsfälle sind  die  Fehlbaren  wegen  Nichtbeachtung  amtlieher  Befehle- 
dem  kompetenten  Strafrichter  zu  Überweisen. 

Uri.    B  0  r  i  c  h  l  e  r  s  t  a  1 1  e  r  :  Natioiialrath  Frau:  Srlimid  in  Altdorf. 
Das  Jahr  IHDl  war  in  I  ii  aut"  dem  lieltittte  den  StratVcchtet*  nicht 
besonders  fruchtbar.  Der  Entwurf  eines  Straf},'esctzbuche8  liegt  zwar,  so- 
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Yiel  uns  bekannt,  in  Arbeit,  und  wir  haUcn  uns  für  berechtigt,  die 

Ansiclit  za  ^Inssern,  dass  die  kundige  Hand,  welclip  mit  des?>cn  Aus- 
arbfitiin^r  kîpIi  l>pschîiftigt,  Morcits  solioii  im  L.-uifc  dies^^:-  ,!  ütrfs  das  Er- 
gebniäs  Studiums  und  Sammeltleisses  den  zustäudi^eii  Behörden 

vorzuleficii  im  Fallf  sein  wird. 

Im  6pe/.ielleii  beschränken  wir  uns  darauf,  das  kantuii.'il(>  EinfUhrungs- 
gesctz  zum  Bundesgesetze  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  zu  er- 
wähnen, welehee  in  Titel  IV  folgende  Straf bestimmungen  aafstelit: 

A.  Wegen  Ungehorsam  gegen  Vcrtügtmgcn  der  Betreibung»-  und  Kunkui's- 
âmter:  Geldbusise  Ton  Fr.  5  bis  50  oder  Oefiuigiii^>â  von  1  Iiis  8  Tagen  —  voraas* 
gesetzt,  dass  sich  nicht  eine  auf  ein  Verbrechen  oder  Vei^hen  gerichtete  Absicht 

heransstelli. 

ino  iMli.  ht  7.nr  Vi  r/i-iguiig  des  Ungehorsams  ist  dem  Betreibungs*  bexw. 

dem  K()nkur.>bi'.iuitfii  auterlegl. 

/•'.  rt.iuiiiiiit.  i^rhlagnng  ist,  sotVrn  kein  Schaden  eni standen  oder  der-olln« 
Fr.  ôt>  tiicht  tibeifttcigt,  mit  Gefiiiigiiiss  bia  einem  Mojiat  oder  (ieldbusse  von 
Fr.  5U  bis  iilXJ;  bei  einem  Schaden  von  Fr.  50  bis  3lXJ  mit  Arlieit«bausstrafe  bis 
auf  6  Monate;  bei  einem  den  Betrag  von  Fr.  300  QberHteigeuden  Schaden  mit 
ArbeitsliauBatrafe  von  B  Monaten  bis  4  Jahre  tiedrobt. 

Der  Vemcii  ist  ebenfalls  als  strafbar  erklltat. 

C  Konknrs^Strafrecht. 

1.  Der  betrOgaiushe  Banlcerott  wird  bestraft: 

a)  wenn  kein  Schaden  oder  blos  ein  solcher  von  Fr.  50  entstanden,  mit 

Arbeitshaus  bis  auf  zwei  Jahre  oder  mit  Gcldbusse  von  I''r.  200  bis  ö<)0: 
h)  wenn  (!<t  Srhafleu  Fr.  50  übersteigt,  aber  Fr.  300  nicht  ttberschreitet, 

mit  Aibeitsl»aui>  von  ü  Monaten  bis  /u  i  Jahren; 
c)  wenn  der  Scliaden  Fr.  üUO  übersteigt,  mit  Zuchthans  uicbi  uuier  3 

Monaten. 

2.  Widerrechtliehe  Begünstigung  von  Gläubigem  sieht  ausser  den  Folgen  des 
Konkurses  Geftngnissstrafe  Iris  an  einem  Monat  nach  sich. 

8.  Die  Strafe  für  leîchtûnnigen  Konkurs  besteht  in  Gcfilngniss  bis  zn  2  Monaten 
nnd  in  ecbweren  Fftllen  in  Arbeitshaas  bis  zu  2  Jahren. 

4.  Der  Pfdudungsbetnig  wird  be/iigllch  Bestrafong  dem  betrügerischen  Ban- 
Iterotte  gleichgestellt;  er  fritt  al-:  vollf^miet,  wenn  bei  der  Ftiindung  nicht 
gf*nügeiid  Ffiindfr  angewiesen  werdeu  kuiiiun. 

Der  Versuch  l»leibt  straflos,  wenn  die  entfremdeten  Gegenstände  zur 
Pftnduug  irieder  herbeigescliaffit  oder  die  treibenden  Glinbiger  bis  cur 
Pftndung  anderweitig  befriedigt  werden. 

AnstUler,  Geholfen  and  BegOnttiger  wetdea  als  solche  bestraft. 

5.  Leiehtshuiiges  Schuldenmachen  unterliegt  der  nimlichen  Strafe,  wie  leicht« 

sinniger  Konkurs;  für  (iüteraufwerfungcn  und  Beneflda  Invi  ntarii  kommeo 
analog  die  vorstehend  erwähnten  Busseoandrohungen  zur  Anwendung. 

J).  Trölerischcs  Vorgolu  n  wird  mit  Ordnungsbusse  von  Fr.  5  bis  5(),  die  ge- 
werbsmässige Ausübung  des  Berufes  eines  Gescliäftsagentpn  ohne  Besitz  des  gesetz- 
lich bedingten  Patentes  mit  einer  Geldstrafe  von  Fr.  100  bis  1000  belegt. 
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Die  kantonale  Vulizii'hungsverordnung  xuiii  BuiideägeüeUe  Uber  die 
Fieehem,  vom  Lftndnthe  beschlosien  den  25.  Hai  und  vom  Regiernng«- 
ratli  promulgirt  den  31.  Jali  1891,  enthSU  folgende  Strafbestimniiingen: 

1.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  werden 
nach  Masiftbe  der  Art.  81  bis  38  deraelben  gebONt 

2.  Fiuhen  ohne  od«r  mit  unrichtigem  Patent  «lebt  ebne  Strafe  in  doppeltem, 
im  Rückfalle  in  dreifachem  Betrage  der  Patentgebttbr  liebst  Palententsng^ 

für  2  bis  Ô  Jahre  nach  sich. 

3.  Verwcigcnmg  der  V(»rzpigung  des  Patentes,  l'eberlasstmcr  des  Patentes  an 
einen  Andern,  Fischen  au  Suun-  ujid  Feiertagen,  Verwendung  unerluuhter 
FischereigerttbOf  Schneiden  von  Schilf  und  Bbisen  in  Fischgewassem 
wibrend  der  Schonzeit»  sowie  jede  anderweitige  Uebertretung  der  Verordnung 
wird  mit  Fr.  5  bi»  100  geahndet. 

4.  Erschleichung  der  Schnsspramie  für  Thierc,  die  nicht  im  Kanton  pflegt 
wurden,  zieht  eine  Busse  in  fftnffachem  Betrage  der  bezogenen  Prämie 
nach  sich. 

Unerlaubte  Fiscbereigerfttiie  nnd  nnerlaabt  gefangene  Fische  sollen  kon- 
fiszirt  resp.  Temicbtet  werden. 

Schwyz.  Berichterstatter:  Staatsanwalt  i4M?on  Bür^i  in  Scliwyz. 

Die  Strafbestimniuni^on  der  §§  73  n.  f.  des  kantonalen  EinfUh- 
r)jncrf£r<»sH7Ps  7tim  l^ütidesf^esetz  Whev  Srlinltlhrtrcihunfr  und  Kon- 
kurs vom  1.  ScptciiiliLT  und  4.  Oktolicr  18^.»l  sind  «Icr  fiii/.ii;e  ;:t\setz- 
jrebt'iisc'lM'  Ei  lass,  d(  r  im  abtrelaufent'ii  Jahre  auf  dem  Gebiete  des  Straf- 
rechts in  hierseitigeni  Kantone  Keclitnkraft  erhalten  hat.  Es  werden 
dorch  denselben  veracliiedene  nette  DelUctebegnife  geschafTen,  nnd  er  bat 
daher,  soweit  diese  Delikte  in  die  kriffllnelle  Znstündigkeift  fallen,  die 
Bedeutung  einer  Novelle  anm  bestellenden  Kriminalatrafgeaetze. 

Durch  die  Aufhebung  des  bisherigen  kantonalen  Sohuldbetreibunge- 
geaetaea  hat  der  §  80  des  sohwyzerischen  Kriminalstrafgesetses  sein 

hauptsMehlichstes  Anwendun{;sj?cbiet  verloren.  —  Nach  schwyzerischoin 
Kfclit  wurde  iiänilicli  die  BetreiViiniL^  durcir  die  sogenannte  Pfatidanzeige 
(belreiltuu^'-saintliclH'  Anzeii^'c  ;tii  dt-n  Debitor,  dass  er  vuin  Kreditor  X. 
für  eine  gcwia&e  Suiuiue  gepfändet  worden  sei)  eiülinet.  Die  l'fand- 
anzeigc  iiatte  die  Wirkung  eines  Hog.  Generalarrests  und  entzog  deai 
Schuldner  das  Recht,  Uber  sein  Vermögen  an  verfügen.  Vcränsserte  er 
etwas  nnter  bestehender  Ffandanaeige,  so  machte  er  sieh,  sofern  dieae 
VerXusserung  zur  Folge  hatte,  dass  der  Kreditor  nachher  keine  oder  nur 
theiUeise  Deckun};  fUr  die  gepfilndete  Forderung  fand,  der  Pfanddefrau- 
datiou  schuldig.  Da  es  nun  keine  rfandnitzeitrc  Tuelir  gibt,  kann  das 
Delikt  der  Pfanddefraudntinn  diurli  1  jitiVemdMiiLi  .-olcber  .'dachen,  die  den 
(iläubigern  durch  I'fundanzeige  /ugesi«  Im  rt  >iiul,  nicht  mehr  verübt 
werden,  ohne  dass  jedoch  der  [»eliktsiOeyr»//  m  existiren  aufliört.  Denn 
das  Delikt  kann  auch  verübt  werden  durch  Entfremdung  solcher  Snehen, 
weldie  den  Glünbigern  durch  Pfandverschreibung  zugesichert  sind. 
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Unter  PfandvernchrfiHun^j  wni]  «lie  Verpfändung  von  im  Besitze  des- 
Schuldners  betindlichen  Saclieii  durch  Eintragung  in  daä  Pfundverschrei- 
brnigibneli  verstanden.  Nach  Art.  210  des  Otligationenreebto  kAiiii  diese- 
Art  von  PfMidTersehreibnng  an  beweglichen  Sadien  nun  allerdings  nnr 
noch  mit  Bezug  anf  Viehliabe  mmt  Anwendung  kommen.  Mit  Besng  aaf 
Viehhabe  besteht  im  Kanton  Schwyz  das  Recbtslnstitut  der  Pfandver- 
Rchreibung  noch  immer  und  wird  daher,  80  lange  dieses  Rechtsinstitut 
bestehen  bleibt,  Pfanddefiraudation  an  verschriebenem  Vieh  noch  immer 
stattfinden  können. 

Die  Annahme,  dass  die  VieUptaiHiversdireibung  mit  den  Be^^timmungCR 
des  neuen  eidgenössischen  Betreibungsrechts  nicht  vereinbar  sei,  ist  ge- 
wiss nicht  sutrefTend,  denn  die  Tiehpfandverschreibung  ist  eine  Pfand- 
bestellnng  auf  vertraglidi^em  Wege,  welche  mit  der  Btireibtmg  begriff- 
lich nichts  sn  thun  hat,  wenn  auch  hnnfig  solche  Verschreibnngen  vor- 
kommen mögen,  um  die  angehobene  Hetreibung  hinfiillig  zu  machen  oder 
die  in  Anasicht  stehende  zu  verliindeni.  Doch  wird  .illcrdings  durch 
finz*»lne  I5('stimmangen  de«»  neuen  Hotrt'ihungsrcclits,  so  /..  H.  durch  die 
ßestiuiuiuagen  üetrelVend  die  Anferlitungsklagc,  die  Existen/.berediligung 
unserer  Viebpfandverschreibung  ziemlich  in  Frage  gestellt;  —  su  lange 
letztere  aber  weder  mit  spSterm  Becht  im  Widerspruch  steht,  noch  aus- 
drücklich als  aufgehoben  erklSrt  ist,  wird  sie  fortfahren,  an  Recht  aa 
bestehen.  —  Begrifflich  wttrde  die  Deliktsbestimmnng  des  §  80  des 
schwyzerischen  Kriminalstrafgesetzes  als  Entfremdung  eines  versc/iW«- 
benen  Pfandes  auch  Anwendung  Hnden  können  beim  Gnmdpfand.  Da 
Jedoch  iui  Kanton  Scliwyz  Grundpfand  nur  diin  li  notarialisrhc  Vcrschroi- 
bung  gUltig  errichtet  werden  kann  und  im  Gniiniluicli  voigeuierkt  werden 
muss,  so  ist  eine  Veräusserung  der  verpfilndeteii  Liegenschaft  ohne  An- 
gabe der  darauf  haftenden  Pfandrechte  nicht  wohl  gedenkbar. 

Der  Begriff  der  Pfanduntorschlagung,  wie  er  in  §  83  des  kantonalen 
EinfilhrungsgeBctaes  sum  Bnndesgesetz  Uber  Schuldbetreibung  und  Kon- 
kurs festgestellt  ist,  deckt  sich  keineswegs  mit  der  Pfanddefraudatioi» 
des  §  80  des  Kriminalstrafgesetzes,  inden*  i  '  83  dos  Einfiihmngs- 
geset/.es  nur  von  Unterschlagung  solcher  äacheu  die  Hede  ist,  die  6c- 
treibuugsrechVich  gepfändet  werden. 

Obwalden.  Berichterstatter:  GerIchtsprKsident  Adalbert  Win 
in  Samen. 

Der  einzige  strafrechtlich  bedeutsame  Erlass  ist  die  Yollziehnngs- 
Verordnung  anm  Bundesgesetze  tfber  Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Eine 

Bearbeitung  der  strafrechtlichen  Bestimmungen  der  Verordnung,  die  sich 
eigentlich  als  Gesetz  qualiti/.irt,  halte  ich  nicht  für  nöthig.  Diese  Straf- 
bestimmungen gleichen  ja  in  allen  Kantonen,  und  wir  speziell  haben 
jms  sehr  genau  an  di  u  von  Hrn.  Zürcher  aufgestellten  Normalentwurf 
angelehnt.  1  nsor  Kantoni^rath  hat  aber  seine  verfassungsgemilsse  Kom- 
petenz durch  Lriass  dieser  „VoUzichuiigsverordnuug"  nicht  überschritten 
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denn  er  hat  liiezu,  insofern  os  sicli  um  Bestimraun^reii  iresetzgeberischer 
Natur  handle,  von  der  Landsgemeinde  Vollmacht  eingeholt. 

Unterwtldfln  nid  dem  WaM^  Berichterstatter:  Regieraogsratb 
ÀL  Flüeler  in  Staus. 

Per  wiclitigete  Erlass  aaf  dem  Gebiete  des  Strafreehts  ist  die  Eio- 
fUinings -Verordnung  smn  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Kon« 
kurs,  vom  22.  Jnni  1891. 

Ueberdies  sind  su  nennen: 

Die  Vollziehungsvcrordnunir  /unn  Bundesgesetzc  betreffend  MaBsnabmen 
gegen  gemeinge^brliche  Epidemien,  vom  3.  Juni  1891.  Die  Feuerpolizei- 
verovdnnnir  vom  28.  Oktober  1891.  EtnftIlininjr<;verordnnng  BUm  Bundes- 
goBetze  betreffend  die  Fischerei,  vom  1^.  Dezember  1Ô91. 

Glarus.  Berichterstatter:  Nationatrath  Atidolf  GoOatt,  Glan». 

Es  sind  im  Jahre  1891  keine  Aenderungen  iu  der  Strafgesetzgebung 
eingetreten. 

Zug.  Berichterstatter:  -f  Regierangsratb  Karl  Zürcher  in  Zug. 

Die  Berathung  des  Entwuifes  einer  Strafprozcssorclnunjr  wurde  nicht 
weiter  fortgesetzt,  da  eine  Verfassungsrevision  durch  Volksinitiative  verlangt 
und  nunmehr  durch  eine  kantonsräthüche  Kommission  vorberoitt^t  wird. 

Die  iStrafbesHmmungen  zum  Dundesgesetze  über  SchuUlbelreibung 
Aind  Konkurs  sind  durch  die  kantonalen  Einfiihrungsbestimmungen  §  3t$ 
bis  und  mit  §§  56  und  69  bis  und  mit  74  featgeüCtzt. 

Fribourg.  Rapporteur:  Le  procureur  général  E.  Perrier k  Pribonrg. 

Parmi  les  lois  édictées  par  le  Grand  Conseil  du  canton  de  Fribourg 
et  intéressant  le  droit  pénal,  je  signale: 

1«  Loi  du  i5  mai  sur  V administration  do  la  régale  de»  œh. 

Le  droit  d'importer  et  de  vendre  le  sel  pour  le  canton  appartient 
•exclusivement  à  l'Etat.   (Art.  1.) 

a)  Le  sel  ordinaire  i  15  cent. 

b)  Le  sel  fin  de  table  à  60  cent. 

c)  Le  sel  dénaturé  destiné  à  Tindustrie  à  10  cent 

Les  contraventions  à  l'ai-ticle  1*'  sont  punies  d'une  amende  égale 
à  dix  fois  la  va  le  m  du  sel  calculée  sur  le  prix  fixé  par  la  présente 
loi,  au  minimum  de  lu  francs. 

En  cas  de  récidive,  l'amende  est  de  trente  fois  la  valeur  du  sel 
(art.  9). 

Est  eu  contravention  celui  qui  achète  du  sel  de  personnes  qui  ne 
sont  paâ  des  préposés  de  l'administration  de  la  régale  (art.  10). 

La  moitié  des  amendes  payées  appartient  au  dénonciateur,  Tautre 
moitié  à  l'Etat  (art.  11). 
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LeR  sels  importt^i^  ou  veoduâ  en  cootraveution  sont  saisis  et  con- 
fisqués au  profit  dt'  l'Et-it. 

Les  chevaux,  voituree,  bateaux,  ustensiles  qui  ont  servi  an  com- 
nieiTc  prohibe  sont  séquestrés  en  garantie  du  paiement  des  amendes  en- 
courues et  des  frais  {iivt.  12). 

L'action  pénale  est  prescrite  à  dater  du  jonr  où  la  contravention  m 
été  commise  (art.  18). 

2°  Loi  du  lî  mai  concernant  l'exécution  de  la  loi  fédérale  sur 
la  poursuite  pour  dettes  et  la  faillite. 

Elle  apporte  des  modifications  profondes  à  quelques-unes  de  nos  lois 
pénales,  généralement  en  adoucissant  les  peines  et  spécialement  en 
abaissant  considérablement  le  minimom. 

Le  débiteur,  sons  le  conp  d'nne  saisie  infmctneuse  on  en  état  de 
faillite,  est  non  excusable: 

a)  S'il  est  conpable  d'un  des  crimes  on  délits  prévns  par  la  pré- 
sente loi; 

6)  Si  la  dette  constatée  par  l'acte  de  défaut  de  biens  est  la  con- 
séquence d'une  faute  grave,  spLcinlement  si  elle  a  pour  cause  une  con- 
damnation pénale,  la  restitution  d^argents  reçus  dans  l'exercice  d'nne 
fonction  ou  emploi  public,  d'une  tutelle  ou  cnratelle.  Toutefois,  la  dette 
provenant  d'une  succession  ne  peut  être  reprochée  au  débiteur  (art.  48). 

Le  débiteur  est  déféré  au  triViunal  correctionnel  s'il  ne  par.aît  pas 
excusable,  dans  les  trois  mois  dès  la  date  de  l'acte  de  défaut  de  biens 
ou  la  clôture  de  la  faillite,  à  rinstancc,  ou  du  préposé,  ou  du  créancier 
perdant. 

L'action  non  introduite  dans  le  délai  fixé  est  prescrite  (art.  49). 

Le  juge,  en  déclarant  le  débiteur  non  excusable,  constate  son  in- 
solvabilité et  le  condamne,  indépendamment  des  autres  peines  qu'il  peut 
avoir  ^courues,  à  la  privation  des  droits  politique  aussi  longtemps 
qu'il  n'a  pas  satisfait  les  créanders  perdants  (art.  60). 

Les  contraventions  aux  art  232,  n«>  3  et  4,  222,  91,  275,  168  et 
229  de  la  loi  fédérale  sont  punies  d^nne  amende  de  50  francs  au  plue 
(art.  58). 

Les  infractions  aux  art.  96  (dégradation  ou  disposition  des  objets 
saisis)  et  aux  art.  164,  275,  283  de  la  loi  fédérale  (dégradation  des 

biens  inventoriés  ou  f5é(iuestrés  ou  disposition  de  ces  objets)  sont  punies 
d'une  réclusion  à  la  maison  de  correction  jusqu'à  3  ans  au  plus,  ou  d'un 
eni])ri8onnement  d'un  an  au  plus,  ou  d'une  amende  de  500  francs  au 
plus  (art.  54). 

La  peine  de  la  banqueroute  simple  est  fixée  de  la  même  manière 
qua  l'article  précédent  (art.  55). 

Les  peines  statuées  aux  art.  54  et  55  sont  appliquées  par  le  tri- 
bunal correctionnel.  * 

Z«it«ehr,C8<k««iMr  SkftlVcekk  «.jAhff.  30 
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L«  peine  de  la  banqnerotite  frandatonse  est  la  réeliuion  pendant 
5  «08  an  plus,  ou  l'emprisonnenient  pendant  2  ans  an  pins,  on  vne 
amende  de  2000  francs  an  plus  (art.  56). 

Est  puni  de  la  même  peine: 

a)  Celui  qui,  dans  son  intérêt,  ou  dans  l'intérêt  du  failli  on  d'nn 
tiers,  a  célé  ou  détourné  tout  ou  partie  de  l'avoir  du  failli  ; 

h)  Celui  qui,  dans  l'intérêt  du  failli  ou  en  vue  d'obtenir  un  avan- 
tage pour  hn-méme  ou  pour  d'autres,  a  présenté  des  dettes  simulées  en 

son  ii'iin  nu  par  personnes  interposées  (art.  57). 

Eät  puni  de  la  réclusion  pendant  trois  ans  au  plus,  ou  d'un  empri- 
sonnement d'un  an  au  plus,  ou  d'une  amende  de  1000  francs  au  plus, 
le  débiteur  qui  se  trouve  souö  le  coup  d'une  saisie  infructueuse,  pour 
avoir  eélé,  ddtonrné,  détruit  on  dégradé  tont  on  partie  de  ses  Ment  on 
aTOoé  des  dettes  âetiyes  (ark  88). 

Les  peines  prévues  ans  art.  56,  57  et  56  sont  appliquées  par  le 
tribunal  criminel,  jugeant  sans  assistance  du  jury. 

Le  débiteur  qui  a  fait  faillite  ou  discussion  avant  le  1"  janvier 
1802  est  admis  à  demander  la  revision  du  jugement  portant  privation 
des  droits  politiques  pour  n'avoir  pas  satisfait  ses  créanciers. 

La  production  de  la  demande  doit  être  faite  jusqu'au  1*'  janvier 
1Ô95,  sous  peine  de  forclusion  (art.  66). 

30  Loi  du  i8  novemhre  't89î,  réglant  Ta  -perception  des  émolu- 
ments des  Cour»  et  des  Tribunaux,  des  frais  de  jmtice  pénale  «t  des 
amendes. 

La  perception  des  émoluments  des  Cours  et  des  Tribunaux  est  con- 
fiée au  greffier,  en  ce  qui  concerne  les  émoluments  alloués  par  le  tarif 
à  la  caisse  de  TEtat. 

Les  greffiers  sont  tenus  à  certaines  obligations  assea  sévères.  Us 
répondent  des  émoluments  slls  ne  font  pas  diligence  dans  les  délais 
légaux  et  ils  sont  passibles  d'une  amende  de  5  francs  par  semidne  de 
retard  dans  la  remise  des  bordereaux. 

Les  greffiers  sont  également  chargés  de  la  perception  des  frais  de 
justice  pénale. 

Les  listes  de  frais  signées  par  les  présidents  et  les  greffiers  sont 
assimilées  aux  jugements  exécutoires. 

Les  greffiers  sont  passibles  d'une  amende  de  5  francs  par  semaine 
de  retard  dans  l'envoi  des  listes  de  frais  pénales. 

La  perception  des  amendes  est  confiée  aux  receveurs  d'Etat. 

En  cas  de  poursuite  infructueuse,  la  peine  est  commuée,  sans  autre 
formalité,  en  celle  de  la  prison,  à  raison  d'une  détention  d*un  jour  pour 
3  francs  d'amende,  en  cas  de  condamnation  pour  crime  on  délit,  sans 
pouvoir  dépasser  6  mois,  et  d'une  détention  d'un  jour  pour  4  francs 
d'amende,  en  cas  de  condamnation  pour  contravention  ou  peine  discipli- 
naire, sans  pouvoir  dépasser  3  mois. 
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La  loi  ii*est  pas  applicable  aox  amendes  statuèes  par  les  lois  sur 
le  timbre,  les  droits  d'enregistrement,  l'impdt  sur  les  fortunes,  sur  le 
commerce  et  rindustrie,  par  les  règlements  de  police  des  autorités  com- 

manalos  ot  paroissiales. 

En  nvnlifioatioti  de  rarticle  ^2  du  C.  p.  et  1<»  du  ('.  j).  p.,  le  décès 
du  condamné  nV'tfint  pas  la  contisoation  et  la  eon damnation  aux  frais 
judiciaires,  aux  restitutions  et  aux  iudcmuitcs  civiles. 

Solothlim.  Berichterstatter:  Regierungsrath  Dr.  ii.  Âffolter  in 
Solotham. 

Anf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Oefilngnisswesens  sind  fttr  das 
Jahr  1891  folgende  Erlasse  zu  Terseichnen: 

1.  Regierungsrathsbeschluas  vom  9.  Jänner  1891,  betreffend  Ans- 

kttndung  von  Lotterien  dorch  die  Inseratenthcile  der  Tagesbltttter.  Es 
werden  darin  die  Verleger  auf  §  190  des  Strafgesetzbuches  aufmerksam 
gemacht  und  darauf  liing-ewiesen,  dn^s  die«*»'  no-^ftzesstelle  sich  nicht  nur 
auf  ausUindischo,  sondern  auch  ant  so^'eiianntc  gomeinnlitzig-e  und  Tom- 
bolas beziehe.  Ansfrenommen  seien  einzi;,'  die  Aunkliadiguugen  von  An- 
leiheuslüosen.  Die  Kantoiispolizei  wird  angewiesen,  in  jedem  vorkom- 
menden Falle  gerichtliche  Anzeige  zn  erheben. 

2.  Regierungsrathsbeschluss  vom  20.  Februar  18'jl,  betreffend 
Verjltbruiig  von  Crthdlen.  Intwpretation  des  §  50  des  Stra^issetsbuches, 
wonach  die  Publikation  des  Urtbells  in  einem  Fahndnngsblatt  die  Ver- 
jährung nicht  unterbricht. 

3.  KantamraÜubeBdilusa  vom  S6.  Februar  1892,  wonaeh  entgegen 
der  Anschauung  des  Obergerichts  angenommen  wird,  dass  gemäss  §  54, 
Abs.  2f  des  Strafgesetzbuches  und  Art.  3  der  Strafprozessordnung  bei 
Konkurrenz  mehrerer  Polizeivergehen  trotz  der  Ztilässigkeit  krimineller 
Bestrafung  die  Kompetenz  des  Polizcirichtors  nicht  alterirt  wird. 

i.  Zivifgfisetzhuch,  neues,  vom  2b.  Februar  1ÖÜ2,  enthält  Straf- 
bestimmungen in  §  170  ({regen  pflichtvergessene  Eltern  i,  232  (ire^reii  den 
Ahlehner  einer  BeistandscLaft),  §§  298  und  299  (gegen  siiuuiige  Beistände), 
und  §  331  (wegen  Nichtanmeldung  von  Schulden  bei  Rechnungstagen). 

5.  Zimlprozensordnung,  neue,  vom  27.  Februar,  enthUlt  Disziplinar- 
vorscliriften  in  §§  11,  18  (Abs.  3),  7'.t,  Uli,  177.  242,  249  und  257. 

6.  Gesetz  betreffend  Förderung  der  Viehzuclit,  vom  25.  Mai  1891, 
sieht  in  §  13  Strafbestimmungen  durch  regierungsräthliche  Verordnungen 
vor.  Die  VoUziehnngsverordnnng  des  Regierungsrathes  vom  31.  Deiember 
1891  bedroht  in  28  verschiedene  Handlungen  mit  Busse  von  Fr.  10 
bis  Fr.  50. 

7*  Gesetz  betreffend  die  ßnfährtmg  de»  Bundeigeaeties  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs,  vom  27.  Mai  1891,  enthält  in  Art.  5 
und  6  die  vom  Bunde  geforderten  Strafbestimmungen,  und  in  Art.  16 
eine  redaktionelle  Aendemng  des  §  16a  des  ötrafgesetzbuches. 
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8.  Regierungsrathsbe$chlu8S  vom  3.  Juli  1891,  wonach  Kantons- 
bllrger  aas  Gemeinden  nur  dnrch  BesehliUB  de»  Regieruugsiathes  an»- 
gewiesen  werden  kîïnnen. 

9.  Regierung$ratkthenMu9»  vom  27.  Juli  1891,  wonach  die  vo^ 
läufige  Untersuchung  bei  BetriebsgeOihrâungen  von  Eisenbahnen  nnd  bei 
allen  beim  Eisenbahnbetrieb  im  engem  Sinne  vorkommenden  Unfiltlen 
vom  AmtsgerichisprXsidenten  su  fttbren  ist. 

10.  Verordnung  betreffend  das  Versf^tren  von  fhierUidutn, 
vom  21.  Jnli  1891,  enthalt  in  §  10  Strafbestimmuogen. 

11.  Re^erungsrathsbeschluss  vom  10.  Oktober  l^^Ol,  wonach  die 
Vcrbiissiing  von  Gefitngnissstrafen  bestimmter  Dauer  in  Solothnm  su  ge* 
Beliehen  bat. 

12.  Kanton^^rftthsheschliiss  vom  30.  November  IHIU,  wonach  die 
(jcriclitsb('l)üi(U-ii  Vt'iri(litun|2;eii .  die  ilurcli  liequisition  einer  an'lfrn  (ie- 
richUbt'lühde  erledigt  werden  küiiuen,  nicht  ausserhalb  ihres  Gerictitäkreiäeä 
vornehmen  sollen. 

13.  VolM^ungwérùrdnxmg  snm  Bundesgesets  Uber  die  Fischerei, 
vom  7.  Desember  1891.  EnthKlt  in  §  24  Strafandrohung  bis  Fr.  100  Bnsse. 

Basel.  Berichterstatter:  Strafgerichtspräsident  H.  David  in  Basel. 

Von  Bedeutung  auf  dem  Gebiete  der  kantonalen  Strafgesetzgebang 

sind  allein  die  Strafbestimmungen,  welche  anlässlich  der  Einfilhning  des 
Biuidesiresetzes  Uber  Schuld bctreibutifr  und  Konkurs  erlassen  worden  sind. 
(Gesetz  hetreftend  die  Kiiifiilirunj;  des  Bundesgesetzes  Uber  Sclmldbetrei- 
bung  und  Konkurs,  vom  22.  Juni  18'J1.)  Im  Wesentlichen  hat  der  Gesetz- 
geber nur  Dasjenige  dem  kantonalen  Strafrechte  beigefügt,  was  durch 
das  einzuführende  Bundesgesetz  durchaus  noihwendig  war,  im  Uebrigen 
aber  das  bestehende  Recht  unberührt  gelassen. 

I.  In  erster  Linie  sind  im  EinfUhrungöge^etze  diejenigen  Ordnungs- 
vorschriften *)  aufgenommen  worden,  au  deren  Schutz  das  Bundesgesets 
ausdrQcklich  Strafandrohungen  vorgeschrieben  hat. 

So  ist  in  §  31  des  Einftthrungsgeseties  dem  Konknrsamte  dasSecht 
eingeräumt,  eine  Ordnongsbusse  bis  auf  Fr.  .50  zu  verhängen  gegen  Per- 
sonen, welche  den  Vorschriften  in  Art.  232,  Ziff.  3  und  4,  keine  Folge 
leisten.  Diese  OrdnunErsbupse  trifft  also  Schuldner,  welfh*^  sifli  beim 
Kunkursamte  nieht  .-innielden,  und  Personen,  welche  in  ihrem  Besitze 
befindliche  Sachen  des  Gcmeinschuldners  auf  Autiorderuug  hin  dem  Kon- 
kursamte  nicht  zur  Verfügung  stellen. 

Iii  §  32  des  Einftthrungsgesetzes  sind  folgende  UcbertrctuDgen  des 
Bundesgesetses  Uber  Schuldbetreibung  nnd  Konkurs  als  Znsats  nun 
Polizeistrafgesetse»  und  swar  als  §  39,  lit.  a,  xnsammengefasst: 


')  Vergi.  £.  Zflrcher:  Die  Stnfbestimmnngen  zam  Boadsifeaets  Uber  Schuld' 
betreibang  und  Konkon.  Zeitschrift  fOr  schvelz.  Stzafrecht  Bd.  H,  8. 800  n.  A 
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1.  Dm  Ausbleiben  des  Schuldners  bei  der  PfiCndunj»,  der  Aufnahme 
eines  GUterverzeichnisees  oder  der  Vollziehung  eines  Arrestes.  Dem  Am- 
bleiben  des  Schnldnera  ist  gleichgestellt  die  unterlassene  Bestelluni^  eines 
Vertreten.   (Art.  91,  163,  275  des  Bundesgesetses.) 

2.  Die  Znwiderbandlttsg  des  Oemeinsehnldners  gegen  die  Verpflich- 
.  tnng,  während  des  Konkurses  der  Konknrsverwsltang  zur  VerfHguug  sn 

stehen.  (Art*  229  des  Bundesgesetses.) 

8.  Die  ungenaue  Vermögensangabe  seitens  des  Schuldners  bei  Pfliti* 
dung,  Aufnahme  des  G  Uterverzeichnisses,  bczw.  Konkursinventars,  oder 
bei  Vollziehung  eines  Arrestes.  (Art.  91,  163,  222,  275  des  Bundes- 
gesetzes.) 

4.  Die  Zuw  id(>rh;iii(lluii;;  i:*.'i;nu  Art.  222  daa  Bundesgeaetzes  durch 
suicbe  l'eiôoiieu,  welche  tiii  den  ilUchtigen  oder  verstorbenen  Gemein- 
schuldner  zur  Angabe  von  dessen  VermügensstUckeu,  die  sie  auch  zur 
Verfügung  su  stellen  liaben,  verpflichtet  sind. 

II.  In  zweiter  Linie  hat  das  Stnfgesets  im  engem  Sinuc  des  Wortes 
folgende,  durch  das  Konkursgesetz  bedingte  Ergänzungen  und  VerSnde* 
mngen  erfithreo: 

1.  Um  den  durch  die  Aufiiahme  des  Ofiterveneichnisses  (Inventar) 
bewirkten  Vermbgensbeschlag  wirksam  zu  gestatten,  hat  §  54  des  Straf- 
gesetzes  nachstehende  Fassung  erhalten: 

„Wer  Sachen,  die  von  der  znstSndigen  Behörde  gepfîîndet,  in  ein 
GUtcrvcrzeichniss  (Inventar)  aufgenommen,  mit  Arrest  oder  Beschlag 
belegt  sind,  unbefugt  beseitigt,  zeratîîrt  u.  s.  w.  .  .  .  wird  bestraft.** 

Früher  felilten  die  Worte:  in  ein  GUterverzeicliniss  aufp»  nonimcn. 

2.  Ent>i)reehend  dem  betHlLHichen  nnd  leichtsinnigen  Bankerott  hat 
das  Im nfiil Illingsgesetz  in  sj  «las  Delikt  dos  IMKnfhiiijrfbetrugs  und 
dasjenigi'  des  leichtsinnigen  ödiuldenmacheus  kunstruirt.  l>er  PHindungs- 
betrug,  welclun  als  §  154,  lit.  b,  in  das  Strafgesetz  eingereiht  werden 
soll,  ist  die  vorsUtzIicbe,  gänzliche  oder  theilweise  Ilintertrcibung  des 
Recbtstriebes  seitens  des  Schuldners  durch  Verfatimlichung  oder  bei  Seite 
schaiFen  yon  VermSgensstUcken,  durch  Vernichtung  oder  bei  Seite  schaffen 
der  Bttcher,  sowie  fälschliche  Schnldanerkennung,  insofern  dadurch  Dritte 
zur  Pftodang  oder  zur  Theilnahme  an  einer  solchen  gelangen.  Der  PHtn- 
datigsbetrug  wird  mit  Gefttngniss,  in  schweren  Fällen  mit  Zuchthaus  bis 
zu  5  Jahren  bestraft. 

Ah  lpirbtsinni;;cr  SrlmMenmacher  gilt  deij<'iii;;e  ganz  oder  theilwci^^e 
ausgepfändete  .^^clnildiier,  (I(m  durch  Aufwand,  Spiel  oder  rUffcrenzgeschäfte 
überm.'issige  Simulien  verbraucht  hat,  oder  der  zu  einer  Zeit,  da  er  sclion 
stark  überschuldet  war,  leichtsinnig  neue  Schulden  gemacht,  oder  Waaren 
oder  Werthpapiere  unter  ihrem  Werthe  verkauft  hat  Die  Strafe  ist 
Oefttngniss.   (§  154,  lit.  c,  des  Strafgesetzes.) 

III.  Nicht  bedingt  durch  das  eidgenössische  Konknrsgesetz,  sondern 
nur  aniassltch  von  dessen  Einführung  im  hiesigen  Kanton  aufgenommen, 
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ist  die  Bestimmnng  des  Bfailllliniiigsgesetzes  (§  34  dmelben,  beiw.  154, 
lit.  «,  dw  StrafgeaetseB),  dasa  die  StrafandrolinngeD  betrolfeod  den  betrüg» 
liehen  und  leichtsinnigen  Banlierott  (§§  153  und  154)  in  Zukvoft  auch 

den  Vertretern  von  jurisUeeben  Personen  gelten.  (Den  Mitgliedern  von 
Küllektivgesellachaflen,  den  unbeschränkt  haftenden  Mitgliedern  von  Kom- 
inanditj^escllschaften,  den  Mit«r!iedern  der  Verwaltung  von  Aktiengosell- 
Bchaften,  dem  Vorstand  und  dem  Anfsiohtarath  von  Kommanditaktien- 
gesellschaften,  dem  Vorstand  von  Genossenschaften.)  „Diese  Personen", 
sagt  der  Rathscblag  des  Kegierungsrathes  zum  üesetzesentwurf,  hatten 
sich  nach  den  jetzigen  Bestimmnngen  nieht  sn  verantvoiten.  Diese  Ltteke 
des  Öesetzes  soll  daher  beim  jelsigen  Ânlass  aosgefllUt  werden.^ 

l\\  lieiläutig  äci  bemerkt,  dass  das  Eioftihniu^'âgesetz  in  den  35 
Q*  ff.  auch  die  „bUrgerliehe  Stellung  der  Falliten  und  Oepftttdeten**  neu 
regelt  Der  Konknrsit  und  fmehtlos  Gepfltndete  wird  im  Aktivbfifgw» 
recht  itillgestellt,  wenn  Konkurs  oder  Pflindnng  verschnldet  ist.  Auch 

die  Mitglieder  einer  Kollektivgesellschaft  und  die  nnbeschriinkt  haftenden 
Mitglieder  einer  Kommanditgesellschaft  oder  Koramanditnktieiifi^esellschafl 
werden  bei  Konkurs  der  Gesellschaft  stillgestellt.  Die  nach  dem  Grade 
des  Verschuldens  zu  bemessende  Dauer  der  Stillstelinn«]:  betragt  in  der 
Regel  1 — 5  Jahre,  in  schwereren  Fällen  kaun  sie  bis  auf  10  Jahre  aus- 
gedehnt werden.  Rehabilitation  findet  statt  nach  Art.  26  des  Bundes- 
gesetxes. 

Ausser  dem  angeflihrten  Einfllhrnngsgesetae  ist  noch  ein  Znsats  zum 

Polizeistrafgesetze  (§  78,  lit.  a)  zu  erwihnen,  nach  welchem  unter  Vor> 
beiialt  der  Bestimmnngen  des  Strafgesetzes  betreffend  Freiheitsentziehang 

Personen  mit  Oeldbusse  bis  m  Fr.  300  bestraft  werden  können,  welche 
hier  wohnhafte  Geisteskranke  in  eine  ansserkantonale  Irrenanstalt  ver- 
bringen, ohne  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Anzeige  an  die  Bekürdeu 
zu  machen. 

Sehliesslleh  sei  der  Genauigkeit  halber  angeftthrt»  dass  infolge  des 
Bundesgesetees  Uber  den  Schatz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  n.  s.  w., 
▼om  26.  September  1890,  §  79  des  Strafgesetzes  eine  redaktionelle  Aende- 

rung  erfahren  hat.  („Wer  eine  Handlung  vorsätzlich  be^rclit,  die  in 
Art.  24  des  Bundesgesetzes  u.  ».  w.  bezeichnet  ist,  ist  vom  Strafgerichte 
nach  Massprabe  dieses  Bundesgeset/es  7:11  licurtheilen.  Die  in  Art.  26 
mit  Strafe  bedrohten  Uandluogen  unterliegen  der  Beurtheilung  des  Polizei* 
gerichtes.") 

Baselland.  Berichterstatter:  Dr.  Ed,  Holinger  in  Liestal. 

Auf  dem  (îebiete  des  Strafreciits,  Strafjiruzeösrecht«;  und  des  Ge« 
fdngnisswesens  liat  Baselland  keine  gesetzgeberischen  Erlasse  zu  ver- 
zeichnen. Einzig  das  ËinfHhrungsgesetz  zum  eidg.  Betreibungs-  und 
Konknrsgesetz  enthält  einige  in  das  Strafreeht  einschlagende  Bestim- 
mungen (§§  43  à  61). 
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Schaffhausen.  Berichterstatter:  Kechtaaawalt  Eugen  Ziegler 
ia  ächatTkauseD. 

Die  Stelle  des  Berichte«  ma":  diesmal  (iie  Botschaft  des  Grosseo 
Rathes  zu  der  Strafgesetznovelie  vom  ^.  Novemtrar  lôdl  vertreten.  Die 
Novelle  selbtt  ist  abgedruckt  S.  466. 

Schon  seit  Jahren  hat  sieh  die  RevisioDtbedttrfkigkoit  des  Btrafgesetse« 
vom  3.  April  1859  ftthlbar  gemacht.  Dieaes  Oeseta,  welches  an  seiner 
Zeit  nach  dem  Vorbilde  der  besten  stra^eeetigéberlscheD  Erlasse,  nament- 
lich nach  dein  damaligen  Strafgesetzbuch  für.  das  OrOfishcr/ogthom  Baden, 
und  unter  BerUcksiehti;ruii;r  der  Verhältnisse  unseres  K  m  f  iis  war  ge- 
ötliatVen  worden,  befand  si(;h  allmiilif^  immer  mehr  im  Widersprnch  mit 
den  veränderten  Anschauuniren  liber  die  8trafwllrdi?^keit  und  Strnfbnrkeit 
einer  Keihe  von  Ver;^elien  und  entsprach  auch  nach  verschiedeucu  Kich- 
t Uli- en  nicht  mehr  der  heutigen  Entwicklung  auf  verschiedenen  Gebieten, 
Bei  einer  grösseren  Anzahl  von  Vergehen  wurden  die  Strafen,  die  es  vor- 
sieht, namentlich  die  untersten  Strafgrenzen,  als  zn  hart  empfanden,  M 
andern  hatte  sich  die  Entwieklnng  eher  tu  einer  strengeren  Auffassung 
gestaltet;  andererseits  hatte  aber  das  auch  im  Strafirechtsgebiete  viel- 
gestaltige Î  - 'i  I  1' ne  VerhfiltnisHe  geschalfen,  auf  die  der  Wortlaut  des 
<ioRetzej<  nicht  mehr  passte.  Wenn  diese  Uebelstiinde  nicht  von  breiten 
Si'hichten  unseres  Volkes  bemerkt  und  empfunden  worden  sind,  so  liegt 
das  in  der  Natur  der  in  unRercm  Kanton  bestehenden  Handhabung  der 
Strafrcchtspflege.  Tin  so  fühlbarer  machten  sie  sich  aber  bei  den  Organen 
dt-r  Strafrechtspllege  und  nicht  minder  oft  tur  diejenigen,  welche  mit  dem 
Strafgesetz  puhsiv  in  Kollision  kamen.  Wohl  bei  keinem  andern  Hechte 
aber  ist  es  so  nothvendig,  wie  beim  Strafirecbte,  dass  es  in  möglichster 
Uebereinstlmmnng  mit  der  {öffentlichen  Moral  sich  befinde.  Schon  im 
Laufe  des  Jahres  1886  hat  desshalb  der  Begierongsratb,  welcher  mit 
einem  ersten  Entwürfe  eines  neuen  Strafgesetzes  Herrn  Staatsanwalt  Walter 
betraut  hatte,  einen  von  diesem  Fachmann  in  erster  liinie  entworfenen 
und  von  einem  Kollegium  vorberathenen  Gesetzesentwurf  dem  Grossen 
liathe  unterbreitet.  Der  Grosse  Kath  wies  denselben  am  27.  November 
dcssclljen  Jahres  an  eine  Kommission,  und  diese  legte  mit  Bericht  vom 
12.  .\ugust  188'.t  das  Resultat  ihrer  Berathungen  in  Form  eines  das 
gauzo  Strafgesetz  einer  Révision  unterwert'enden  Geset/.esetitwurfea  vor. 

Zwei  Erscheinungen  auf  dem  Boden  ded  eidgenössischen  fiechtes 
traten  nun  aber  Inzwischen  and  seither  aaf  und  übten  ihren  Elnfluss  auf 
den  weitem  Gang  der  bisher  beschriebenen  Entwicklang  auf  kantonalem 
Gebiete.  Es  ist  dies  erstens  die  in  den  Vordergrund  getretene  Bestrebung 
ii;ich  Schatfung  eines  eidgenössischen  Strafrechtes.  Zwar  Uberliisst  die 
Jetzige  Jîuiidesverfassung  die  Itegelung  des  Strafrechtes  unter  Vorbehalt 
*ie>  Ver])utes  der  Frügelstrafe  noch  den  Kantonen.  Allein  diese  Verfas- 
sungsitestinimung  kann  revidirt  werden.  Und  im  Hinblick  auf  eine  solche 
Ivi'vision  und  auf  die  Schatfung  eines  schweizerischen  Strafgesetzes  werden 
^^igenwaitig  von  Bundes  wegen  eifrig  Materialieu  get»ammelt,  überhaupt 
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di<»  Vorarbeiten  betiieben.  Dass  aber  ein  einziges  Strafrecht  fllr  die 
gauze  Schweiz  wünschbar  ist,  darüber  dlirflen  die  Meisten  einig  sein, 
dm  die  Moni  dflrite  bei  d«r  gegenwärtigen  Oestaltoiig  der  vielseitigen 
Wechaelbeiidiiiogen  kum  von  deo  Kantonagraiien  ftbbingig  eeiii,  haben 
dodi  die  ans  nmgebenden  Staaten  fBr  ihre  weit  grSsseren  Gebiete  bereite 
eînheîflicîie  ^it^aIgesetze  iresfbafiVn  !  In  (liei<:cr  ErketttttniSB  hat  aich  aucli 
der  Groî^se  II;itIi  eiiior  liiiiiativi;  aiuloier  Kantone  aniresclilossen  und  bei 
den  Buiuk>lK-lii'>rdoii  ileii  AntraLT  auf  Tnitikaîioii  dt  ^  SiratVecbts  gestellt. 
r>a:?>  alii.T  eine  durch^rreitendt-  Aenderung  de^  kantonalen  Sirafreohtes 
Aiigesi'  htjj  ciucà  iu  absehbarer  Zeit  zu  erwartciidcu  eidgeuüsäischeu  Straf- 
geeetaea  nnChnnlicfa  sei,  dQifte  avf  der  Hand  li^en.  Denn  die  Hand- 
kabnDg  eines»  wenn  aaeb  flberiebten,  so  doeh  eingewSlintea  Stoafreehtea 
ist  das  geringere  Uebel  gegenüber  der  Erscbffttening,  welebe  dnrah  Ein* 

flifaniii;.'  zuerst  eines  kantonalen,  bald  b.-niaeh  eine>  eid^^Ssdscfaen  Ge- 
setzes in  Auffassung  nnd  Haadiiabung  der  Bechtsbegriffe  ▼emisaefai  wer- 
den mü*>te 

We»'  und  Tempo  des  lleranskoimiiens  aus  der  durch  diese  Verhält- 
nisse !-''<''^'-^>'nVT!en  Shuation  L:ab  uns  die  zweite  Krsclieinuiii:  an;  i>as  auf 
1.  Januar  16'.'2  in  Kraft  tretende  Bimdesgesetz  Uber  Scboldbetreibung 
nnd  Konkors  vom  11.  April  1889  machte  es  erforderlieb,  dass  auf  den 
Bimiieben  Zdtponkt  vom  Kanton  die  strafireehtliehen  Beetimmnngen  Uber 
betriigeriscben  Konkurs,  Pftndnngsbetmg,  Pf&ndantersehlagimg,  wider- 
rechtliche  Begünstigung  von  GUttbigem,  leiehtsinnigen  Konkars  und  leicht- 
sinniges  Schuldenmarhcn  erls<>«3en  worden,  wenn  nicht  âtraflongkeit  dieser 
Verdrehen  weniirsteus  zum  Tlieil  eintreten  sollte. 

Die  ü'terwie;_'ende  Mehrheit  des  (i rossen  Käthes  entschied  sieb  dess- 
halb  dafUi,  iu  der  Erwartung  eines  eidgeu.  Strafgesetzes  von  einer  Total- 
revision des  kantonalen  Strafrechtes  anr  Zeit  swar  abansehen,  dagegen 
in  Verbindung  mit  dem  Erlasse  der  erwibnten  gesetaliehen  Vorschriften 
di^enigeo  Bestimmungen  nnserss  bisherigen  Strafgeseties  einer  Revision 
an  ontensiefaen,  weldie  sieb  in  der  Praais  als  einer  solchen  am  bedürf- 
tigsten erwiesen  haben. 

So  ht  (!.T  Grosse  Kath  dazu  irelanirt.  Ihnen,  werthe  Mitbtîrp-er,  die 
StratVvsetznovrlle  vorzulegen,  welche  hiemit  dem  fakultativen  Keferendum 
tmterbreitrt  wird. 

Ucber  die  Einzelheiten  der  Vorlage  nur  uoch  kurz  folgende  Bemer- 
kungen: 

All  I  gibt  dem  bisherigen  Zustand  der  faktischen  Aufliebang  der 
Todesstrafe  gesetatScbe  Kraft.  Bekanntlieh  hatte  Art.  65  der  Bundes- 
verfassung urs-prUnglich  die  Todesstrafe  abgeschatl^.  Diese  Strafart  wurde 
deshalb  durch  das  Dekret  vom  21.  Mai  1874  in  lebensliogliches  Zadit- 

haus  umgewandelt.  Nachher  wurde  die  Bundeîiverfa!>snng  aber  in  d^'m 
Sinne  der  W!»>d<>r£restattun;^'  der  Todesstrafe  revidirt.  Lot^tfre  wurde 
aber  au«dru'  kli  h  im  Kaiiton  SeliaiVhau-cn  nielit  wieder  eingeführt.  Der 
Artikel  enibalt  also  uur  die  Fei^tsetzung  des  bi>berigeu  tbatcüehliebeu 
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Zuatandeà.  Auch  priiizipiolle  Anhänger  dci*  Todesstrafe  haben  dieser 
Beâtiuiiuung  im  Grossen  Käthe  keine  Opposition  gemacht:  Denn  auch 
hier  dürfte  das  Bandesreoht  die  eine  oder  andere  LBsmig  bringen. 

Art.  3  bringt  die  bisher  oft  ▼ermiesto  MQgliehkeit  der  Vemrtheiittiig 
von  arbeitsscbeuen  Individaen  zur  ZwtDgsftrbeitsaitBtalt  and  von  jagend* 
lieben  Verbrechern  snr  BeBSernngsanetalt.  Der  iweito  Titel  dee  alten 
Gos<  r/OS  wild  gans  ersetzt  darcb  don  Art.  4.  Die  im  alten  Oesetz  ont- 
hîiltcncn  Üestinimnngen  paBscn  zu  den  Itisherigeii  Ansrhaaun^en  durchaus 
nicht  iiiclir  und  /.svanL'cn  oft  den  Kit  htor  zu  Kntsclu'idcD ,  welche  seiner 
pcrsiWiIiclien  Auflassnn;.'  zuwiderlictVn.  Namentlich  verklausulirt  das  bis- 
lieriu'c  besetz  das  Jiecht  der  Nothwehr  auf  eiiu?  jetzt  als  uni;cre(dit 
cnipfundene  Weise,  und  d*  ii  Stiafaubbchlieöbuugcigrund  de*»  Nüthbtaiideä 
kennt  es  so^jar  nicht  einmal. 

Die  Art.  6,  7  nnd  8  erhalten  wesentliche  Herabeetznng  der  Straf- 
miniina;  die  bezüglichen  bisherigen  Strafbestimninngen  haben  sieh  in  einer 
Reihe  von  Fällen,  wo  besondere  ümstilnde  vorlagen,  als  viel  zn  hart 
erwiesen.  So  soll  namentlich  bei  Mindcrjüliri^rkett,  Verstande&>jch\v:iclie 
oder  verwainiustcr  Erziehunji;  d<'s  Verbrechers  eine  ausnalinisweJso  Mil- 
derunu'^  eintreten  kitnnon.  Aueli  die  vielfach  sehr  !iart(?n  .Strafniiniuia  bei 
der  Ki'r|ierverletzun;^  sind  wi-sentiiidi  reduzirt  worden,  ebenso  diejenigen 
bei  der  lirandstiftun;.'.  L>a<:e<^ej!  ist  bei  der  KiJrperverlctzunsr  insoweit 
eine  A'ersehilrfunL'-  ein;.'-etreteu,  als  in  Zukunft  >chon  von  Amtes  we;;en  ein 
i,^eschrittcu  werden  soll,  wenn  die  Arbeitauufähij^keit  die  Dauer  von  S 
(statt  bisher  30)  Tagen  überschritten  bat,  oder  wenn  sie  in  der  in  Art  164 
der  Vorlage  beschriebenen  Weise  erfolgt  ist.  Eine  bei  der  vorgeschrit- 
tenen Wundbehandlung  bisher  oft  eingetretene  ttberroMssige  Wirkung  des 
Zufall,^,  iiijwiiriliu:»'  Marktereien  zwischen  den  Parteien  nnd  das  Bestreben, 
die  lejidiehe  Gesundlieit  drs  .Mi-nx-iien  möglichst  gleichmiissi^^  und  ebenso 
zu  f^fliiitzen,  wie  andere  (iiit*'r,  ir:i\)i-n  ZU  dieser  Versehürfini^'  Anlass. 

Kiner  in  der  OetVentliehiceil  oi't  irerii^^ton  milden  [»ehandlun»^  der 
rntf'rsehla^'an;^:  macdit  Art.  l>  ein  Knde,  indem  darnach  dieses  Ver;:ehen 
in  Zakunlt  immer  von  Amtes  we;;en  l»estratt  werden  soll,  aufh  bei  Ei-bulz- 
lei^tun;^  durch  den  ThÄter  vor  urLobener  gerichtlicher  Anzeige. 

Art.  10  endlich  enthält  die  schon  erwähnten,  durch  das  eidgen8s> 
sische  Schuldbetreibungs-  und  Konkarsgesetz  nothwendig  gewordenen 
Bestimmungen. 

liine  Frage,  die  /u  vielen  Erörterungen  Anlass  gab,  war  die,  ob 
Anut  sirht^  von  Art.  .'j  ib-r  Kantonsverfassnni;  aucli  im  Tallü  der  infoige 
liedeiiielirn  oder  arbeitsscheuen  Lebenswandels  oder  leichtsinnij^en  Sehul- 
denmarhens  einiretretenen  iVufhtlosfU  rtamlun;:  (Insolvenz)  die  lanstelluiiir 
im  Aktivbiir.reire>'hte  .-lus^resproehen  werden  kllnne.  Der  (Irosse  KatU 
har  mit  .Mehrlieit  die  MoL'iiehkeit  du^ser  S\trafe  in  die  Vorla^'c  auf^^e- 
Dommen  (§  22d  aj.  Zugleich  aber  sind  die  einleitenden  Schritte  geschehen, 
um  nttthigenfalls  den  Art  5  der  Verfassang  im  gedachten  Sinne  abzuändern. 
Zur  Zeit  des  Erlasses  dieser  Verfassnngsbestimmiuig  konnte  nämlich  die 
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„losolvenz^  nar  in  einer  beschränkten  Reihe  von  Fällen  eintreten  (vergl. 
§122  des  Konkongesetsee  ▼om  14.  Hän  1850),  wXhrend  unter  der 
Herrschaft  des  Bundeegesetces  Uber  Schnldbetreibong  und  Koakars  die 

sogen,  fruchtlose  PAndiing  bei  allen  Sohlldnem  möglich  ist,  die  nidit 
im  HandeUregister  eingetragen  sind,  so  dass  auch  hier,  wie  beim  Kon- 
kurs, namhafte  Betrage  in  Betraflit  kommen  k<inn<Mi,  Den  f;ilirUlfi.>iig:en 
Konkursiten  im  Aktivbürgerrecht  eioBteilen  zu  künuen,  diei*e  Mii;,Mi(  likoit 
aber  in  Zukunft  bei  der  selbstverschuldeten  In&olveaz  anszuHchliesäen, 
wäre  also  ungleiche  Elle  gewesen. 

Im  Uebrigen  ▼erweisen  wir  anf  den  Wortfaui  der  Vorlage.  Im 
Grossen  Ratbe  ist  dieselbe  mit  Überwiegend  grosser  Mehrheit  angenommen 
worden.  Sie  enthalt  nnr  das  dringend  Nothwendige.  Sollte  der  Erlass 
eines  eidgenSssischen  Strafgesetzes  in  alten  grosse  Ferne  gerückt  werdeui 
80  würde  die  gesetzgebende  Behörde  sich  wohl  genöthigt  sebeO)  an  eine 
durchgreifende  Reiision  des  Strafrechtes  zu  gehen. 

Appenzell  A.-Rh.  Berichterstatter:  Obergeriehtsschreiber  Hohl 
in  Trogen. 

Keine  gesetzgeberischen  Erlasse  anf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  6e- 
fkngnisswesens. 

Anf  dem  Gebiete  des  Gefingnisswesens  ist  ein  „Beglement  fttr  die 
Zwangsarbeits-  und  Korrektionsanatalt  des  Kantons  Appenzell  A.-Kh.  zu 
G  münden  in  Teufen"  zu  erwähnen,  das  vom  Kantonsrathe  am  M  .  ^c-p- 
tember  1891  genehmigt  worden  ist.  Die  Anstalt  nimmt  nicht  nur  Lieder- 
liche auf,  welche  auf  dem  Administrativweg  (durch  den  Regierunjrsrath) 
in  eine  Arbeitsanstalt  cingcwiescu  worden  sind,  sondern  auch  gerichüich 
zu  Gefängniss  oder  Arbeitsstrafe  Verurtheilte,  sowie  Bussenschuldner,  die 
nicht  zahlen. 

Appenzell  l.-Rh,  Berichterstatter:  J.  fi.  Aä/,  Gericbtescbreiber 

in  Appenzell. 

Keine  strafrechtlichen  Erlasse. 

St.  Gallen.  Berichterstatter:  Regierungsrath  Dr.  Ed.  Scherrer 
in  St.  Gallen. 

1.  Das  am  3^  März  1891  erlassene  Getetz  betreffend  die  £!»n- 
führung  des  BundetgeeeUee  über  Schuldbetreibung  und  Konkun  lehnt 
sich  in  seinen  Straf  bestimmnngen  fast  Tollständig  an  das  Normalprojekt  fltr 

kantonale  Betreibungs-  und  Konkursgesetze  an,  das  seiner  Zeit  Herr  Prof. 
Zürcher  in  dieser  Zeitschrift,  IL  Jahrgang,  4.  und  5.  Heft,  aufgestellt  hat; 
Abweichungen  von  demselben  bcRtehen  darin,  dass  die  vierte  Form  des 
leichtsinnig-en  Konkurses:  „wer  im  ßewiisstscin  der  Insolvenz  den  Aus- 
bruch des  Kuiikurbes  (l.idurt'li  hinauszuschieben  versucht,  daüs  er  neue 
erhebliche  Schulden  eingeht  und  die  auf  diesem  Wege  erhobenen  Gelder 
und  Waaren  Terschwendet  und  Terschleudert,  soweit  nicht  darin  ein  straf- 
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barer  Betrug  gegenüber  den  nenen  Gläubigern  liegt"  u.  w.  (§  18,  lit.  d, 
des  ZUrcher'schen  Projeictes),  im  st.  gallisclieii  Gesetz  lullen  gelassen 
wurde;  wogegen  letxtere«  deo  Thâtbestand  des  betrÜgUeheii  Konkunes 
in  Art.  69,  lit.  d  (vergl.  §  12  des  Zürcher'sehen  Projektes),  auch  daim 
aonimmt)  wenn  „in  bestimmter  Voraassicbt  des  nakMi  Konkurses  noch 
erbebliche  Anschaifungen  von  Waarenvorriithen  auf  Kredit  bewerkstelligt** 
wurden.  Ein  eiirenes  Delikt,  nümiich  die  widerreclitiiehe  Begünstigung 
von  (iliiubif^eni  im  Verpfitndungsverfalircn  nach  Analogie  der  wider- 
lerhtlicben  Beglinstigung  von  Gläubigern  in  Voraussicht  des  Konkurses;, 
eulhiilt  der  Art.  Tb,  laut  weleliem  derjenige  Schuldner  bestraft  wird, 
welcher  nach  erhaltenem  Zahlungsbefehl  in  der  Absicht,  andere  Gläu- 
biger zum  Naohtbeil  des  betreibenden  GlSnbigers  su  b^ttnstlgen,  in  der 
In  Art.  68  bezeichneten  Weise  Uber  sein  Verml}gen  Terfllgt. 
Im  Uebrigen  verweisen  wir  anf  das  Oesets  selbst. 

2.  Das  am  22.  Mai  1891  erlassene  und  am  2<.K  Juni  1891  in  Kraft 
getretene  Nachtragsgesetz  zum  Strafg^^.<t^tz  über  Verbrechen  und  Ver- 
qphen,  vom  4..Iannar  iBsO,  erniiigliclit  es  dem  Hegierungsrath,  jugendliche 
\  erlnorher,  die  aus  diszi|)linarischen  oder  andern  (îrilnden  aus  einer 
BcssernuL's.instalt  zurückgewiesen  und  in  einer  andern  Besserungsanstalt 
nicht  aufgenommen  werden  oder  deren  Uuterbriuguug  in  ciuor  Beseerungs- 
anstatt  Überhaupt  nicht  nKîglich  ist,  in  der  kantoniden  Strafanstalt  au 
detiniren.  Die  OrOnde,  welche  su  diesem  Nachtragsgesets  geftthrt  haben, 
setzte  der  Regierangsrath  in  seiner  Botschaft  an  den  Grossen  Rath,  be- 
treffend llntcibringutig  von  Minderjährigen  in  der  kantonalen  Strafanstalt, 
vi'in  .'>.  Mai  IS'.tti  auseinander,  und  ist  aus  derselben  /u  entnelunen, 
daî>s  t'ol^'^rtider  Spi-zialfall  den  haui)tsächliehsten  Anlass  zum  Gesetze  gab  : 

Am  März  l.^Sl)  hatte  der  Regierungsrath,  gemäss  Art.  2t,  Ab- 
jjutz  2,  des  .Strafgesetzes  vom  4.  .lanuar  18."^^i,  beschlossen,  den  am 
21.  September  1874  geborenen  Kuabeu  Jakob  Roth  von  Qanterswil 
wegen  mehrfacher,  in  höchst  frecher  Weise  begangener  Delikte  gegen 
das  Eigentbum  im  Gesammtbetrage  von  zirka  Fr.  86  auf  polizeilichem 
Wege  ftir  die  Dauer  von  zwei  Jahren  -  in  einer  Besserungsanstalt 
uiiter/uliriiigcn.  Die  Unterbringung  in  der  Bäehtelen  bei  Bern  fand  am 
12.  April  L'IcirhiMi  .Jahres  statt.  Trotz  der  gewijiscidiaftcsteu  Aufsiclit  eui- 
wifh  K'.itii  sebcM  am  2;».  gleicluMi  Monats  aus  der  Anstalt,  Iriel)  sich 
rinen  M.'iiat  lang  im  L.ande  lnMum  und  verübte  melirere  Diebstähle. 
^lach  .-meiner  Wicdereiubriuguug  wm-de  er  von  den  andern  Zöglingen,  deueu 
er  in  der  frechsten  Weise  seine  Irrfahrten  erzShlt  und  sie  ebenfalls  zur 
Entweichung  aufgemuntert  hatte,  so  gut  als  möglich  abgesondert  und 
meistens  in  einem  geschlossenen  Kaum  gehalten,  aus  welchem  es  ihm 
aber  am  15.  Juni  gleichen  Jahres  gelaitg,  nadi  Durchbolirung  eines 
F'iistergitters ,  wit^lrr  zu  entkommen.  In  *ier  daraulbdgenden  Nacht 
M  iübte  er  eitieii  l^itibruch  in  das  Kleidermagaziu  tler  Anstalt  selbst  und 
seh;t']i.:lr  (Jirselbe  dureli  Kiit Wendling  von  Kbddern  in  erlieidi(dier  Weise. 
D.iraul  vagirle  er  bellelud  und  fetehleud  in  der  Schweiz  uud  in  Deutsch- 
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land  herum,  wurde  in  Nördlingeu  wegen  Diebstahl«»  bestnitt  und  entwich 
der  deutseben  Polixei  bei  seiner  Heimlieferung  in  Augsburg.  Dann  setzte 
er  seine  Wanderungen  weiter  fort,  reiste  stets  bettelnd  nnd  stehlend 
nach  Leipzig,  Dresden,  Berlin,  Hamborg  nnd  luini  nacb  mannigfachen 

Abenteuern  nacli  München,  wo  er  wieder  wegen  Diebstahls  zu  einer  Ge- 
taiiu'iiissstrrift'  vun  5  Worhoii  vonirthcilt  wiirdo.  Naoh  seiner  AbliotV'niTi<^ 
konnte  er  in  KorsclKirli  wieder  f iitllielieii,  triel»  sieh  dort  unter  talscheni 
Namen  herinii  und  maelite  sieh  zum  Naehtheil  seinef^  dortij^oii  Dienstherrii 
neuerdings  eines  Betniiies  im  Schadenbetra^r  von  Fr  >eliiildiL;,  worauf  <jv 
im  Dezember  arretirt  und  in  das  kantonale  KrimiuulgcUiiude  in  St.Oallen 
eingeliefert  wurde.  Beth  war  durch  den  vielfachen  Umgang  mit  Gaunern 
nnd  Dieben  moralisch  vollständig  heruntergekommen,  er  scheute  sich  nicht 
mit  seinen  i  liaten  ZU  prahlen,  und  erklärte  unumwunden,  falsche  Solu  itfen 
mit  sich  geführt,  sowie  überall  die  Polizei  in  der  gchanilnse^ten  Wt  ise 
hintor.raiiL'-en  /.n  haben.  Kr  zeigte  auch  nicht  die  mindeste  iieae  Uber 
seinen  bisheri^^en  Lebmswandel. 

Cnteriii  '21.  Dezember  l.^N'.'  beseliloss  der  Ke^ienin;,'-sraih  abermali^ß 
Uuterbriuguui;  liuth'i  in  der  liiichtcleu;  dits  dur;ige  AusLalt^-ileitiiu^'  er- 
klärte jedoch  mit  Rllcksicfat  auf  den  höchst  nachtheitigen  Einfluss,  welchen 
der  Knabe  auf  die  andern  Zöglinge  auszuüben  im  Stande  wXre,  denselben 
nicht  wieder  anfhehmen  zu  kHnnen.  Anfragen  bei  andern  Anstalten  blieben, 
nachdem  di«-  l)ctreff'eiiden  Verwaltungen  von  den  Roth'schen  UntersuchnngS' 
akten  Kinsieht  ^'eriuitiinen  hatten,  resiiltatb's. 

Der  lie2:ii'run;.'sratli  stumi  deinnaeh  \'>r  iler  Alternative,  (U^n  Knaben, 
in  (1er  rninbirlielikeit,  die  StratV-  in  «gesetzlich  vni<^'esehriebt'inr  Weiso 
Vollziehen  zu  können,  eint'a<.'ii  lauten  zu  lassen  oder  ihn  in  einer  Zwan^'^s- 
arbeits-  oder  in  der  kantuualeii  >trafaubtalt  uutcrzubriugcu.  Daiü»  erötere 
bei  dem  Charakter  der  meisten  Insassen  als  Aufenthaltsort  eines  jungen 
und,  wie  man  immerhin  noch  annehmen  musste,  besserungsfllhigen  Menschen 
absolut  iiirbt  geeignet  erschiep,  liegt  auf  der  Hand,  zudem  war  bei  der 
ganzen  Eiurichtunjr  derartij^er  Anstalten  und  bei  der  l'iirniiL^iclikt-it  einer 
L'-enauen  rebrrwarliuiix  bei  deii  l.andwirtlisebaftlielien  Arbeiten  die  so- 
tortifre  Kntweieliun^'-  dos  unsteten  und  'jrewandten  Knaben  mit  Bestimmt- 
heit vi.<rauKZUSelirn.  J>  lilieb  somit  nur  die  Versetzuii;^  des  Knaben  in 
die  kantonale  Slratanstak  übrig,  welche  denn  auch  mit  regierun^aiäth- 
licher  Schlussnahme  vom  10«  Februar  ld90  Terfttgt  wurde,  immerliin 
unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Schlussnahme  nur  vorläufige  Anwendung 
bis  zur  definitiven  Ordnung  der  Angelegenheit  durch  die  gesetzgebende 
Behörde  iin<b\ 

Da  .-ilinlieiie  Fülle,  wie  der  vorlieiroiide,  in  der  Zukunt't  nicht  aus- 
j-escljlossen  ersehienen.  wollte  <ler  Ke;:ierun;^^srat}|  die  l'rai^e  der  Zu!ä.ssi«iC- 
keit  der  ;»!»»redimswci^'''>  ! '••♦"rbrin.irnii;:  Minderj:iliriL''er  in  dei'  Stratanstalt 
von  der  oberi*ten  Landesbehürde  prinzipiell  gelü.st  wissen  und  beantragte 
daher  eine  Revision  bezw.  Ergänzung  der  sachbezUglichen  Gesetzes- 
bestimmangen. 
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Art.  24,  Absatz  4,  des  st.  ^ailisclien  Strafgesetzes  vom  4.  Januar 
188(J  bcHtiiumte,  ila;<s  in  allen  Füllen,  in  welchen  die  üuterbrinj,Ming;  in 
eine  Besserungsauôtalt  gericlUlich  veihUngt  werde,  im  gleicben  lirtheil 
fttr  den  Fall,  dsss  sieh  eine  solche  Unterbringung  nicht  bewerkstelligen 
lassen  sollte,  oTentnell  auf  angemessene  Qefängniss»  oder  Arbeitshaus- 
strafe  su  erkennen  sei;  dagegen  war  nicht  vorgesehen,  wie  in  dem 
gleichen  Falle  zu  verfahren  sei,  wenn  die  T'nterbringunfr  in  einer  Besserungs- 
ai)i=falt  naeli  Lemma  1  und  2  des  zitirten  Artikels  tluroh  BeschJuss  des 
lieißerin-igsraihe.-^  vcrl)Unj;t  wurde.  Ks  befand  «ich  somit  eine  nicht  un- 
weseritlieh«'  Lticke  im  (iesetz,  indem  nielit  angenommen  werden  konnte, 
dass  tler  ('»eset/geber  beabsichtigt  habe,  juijendliche,  dureh  Besehluss  des 
K€^Merun;i:srathea  in  eine  Auatalt  verwiesene  Verbrecher,  deren  Uuter- 
briii^mig  sich  als  anmögUch  herausstellen  sollte,  oder  welche  während 
ihrer  Detentionszeit  aus  disziplinarischen  oder  andern  Gründen  zarHck- 
gewiesen  wurden,  einfach  stratio^  ausdrehen  /.n  lassen  oder  diesen  ^'e;;en- 
Uber  ohne  Weiteres  auf  den  Vollzug  der  vollen  verhAngten  Strafe  zn 
ver/.Iclitcii. 

Aua  diesen  Gründen  wurde  folgendes  Gesetz  erlassen  : 

Art  1.  Diejenigen  Miiulcrjfilingea,  welche  nach  Blassgabe  des  Xacbtrags- 
.C'"^*^tzes  zum  Strafgeselz  über  Vcibrechcn  und  Vcr^rfhen  vom  22.  Mai  1891  durch 
G.Tichtsheschluss  oder  Vcrtiit,'iiu^'  de-  Regierungsratlies  zur  Str;itabbns«nng  in  die 
kantonale  Strafanstalt  verwiesen  wurden,  bilden  eine  besondere  Abtbciiung  der 
Stradinge.  Sie  trsgen  ZivUkieider,  für  welche  die  Hehnatgemeinde,  eventuell  der 
Staat  aofzukommen  hat. 

Art  3.  Diese  Detlnirten  dürfen  In  der  Regel  mit  anderen  Sträflingen  nicht 
in  Berührung  kouimeu.  Sie  sind  angemcsBcn  zu  beschftftigen  und  sollen,  wenn 
immer  möglich,  einen  Beruf  erlernen. 

.•\rt.  Bei  Ii  tVicdigendcr  Arbeitsleistung  und  gutem  Betragen  kann  ihnen 
beim  Austritt  eine  Anerkennung  aii'^  ihn-m  Arhoitsvenlienst,  deren  liOhe  jeweilen 
durch  die  lieamtenkonferenz  festiresefzt  wird,  vcrabtol^jt  werden. 

Art.  4.  l-'ur  bi^swillige  iJefechadigungen  hattet  der  lietinirte  oder  der  Staat. 

Art  5.  Sie  erhaUeu  laglich  wenigsteus  zwei  Stunden  Schulunterrichi  und 
wöchentlich  wenigstens  swd  Standen  Religionsanterrldit 

Art.  6.  Ueber  die  ZuUssigkeit  von  Beaudien  und  der  Eorrespondens  ent- 
scheidet die  Direktion. 

Art  7.  Im  Uehrigen  finden  die  Vorschriften  der  Hausordnung  sngemessene 
Anwendung. 

Art.  8.  Die  Bestimmungen  dieses  Nachtrages  trctcu  mit  der  Annahme  des 
Nnchtrap^rresetze^  vom  29.  Juni  1891  in  Kraft  und  ist  derselbe  in  die  Gesetzes- 
sammlung aufzunehmen. 

3.  im  Zusammenhang  mit  dem  Nachtragsgesetz  zum  Strafgesetz  Uber 
Verbrechen  und  N  ergehen  vom  29.  Juni  1891,  durch  welches  die  Unter- 
bringung von  Minderjährigen  iu  der  Strafanstalt  müglich  wurde,  musste 
nothweudigerweise  auch  ein  Nachtrag  zur  Hausordnung  für  die  kan- 
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tonale  Strafanstalt  in  St.  Gallen,  vom  21.  Januar  1885,  erlas&en  werden, 
da  (V\>'  Minderjährigen  in  der  Strafanstalt  selhstverstSndlich  einer  andern 
Behuuillung  unterstellt,  werden  müssen,  als  wie  sie  von  der  Hausordnung 
hir  die  tibrigen  Anstaltsinsassen  festgesetzt  ist.  Dieser  Nachtrag  i/^nrde 
▼om  Grossen  Ratbe  rniterm  22.  Hai  1891  erlaBsen  und  lautet  folgeoder- 
rnaeseo: 

Art.  1.  In  aliea  FlUeo,  b  welchen  aber  Personen,  die  das  16.  Lebeniiahr 
noch  nicht  ntrflckgelegt  haben,  die  Unterbringong  in  eine  BessernngsanstBlt  ge- 
richtlich vcrhüngt  wird,  ist  im  Urthcile  für  den  Fall,  deM  tlch  eine  solche  Unter- 
bringnn?  nicht  bewerkstelligen  lassen  sollte,  erentttell  auf  tngemeMene  OefUjignlss- 
oder  Arl>('itsb;<iis«trafe  zu  erkennen. 

Soilteu  die  Desiraften  wahrend  der  Detentionazeit  aus  disziplinarischen  oder 
andern  Orftnden  aus  der  BeaeotuigBanttait  zurückgewiesen  nnd  in  einer  andern 
Bctsemngsanstslt  nicht  angenommen  werden,  lo  haben  sie  den  Best  ihrer  De- 
tentlonszeit  in  der  kantonalen  Strafan.  i  U  :n  St.  Gallen  zu  erstehen. 

Die  gleiche  Einweisiin«:  in  di<»  kantonale  Strafanstalt  hat  atuh  für  den  Fall 
zu  erfolgen,  da^ä  die  ünterl)rui<,niii^  in  eine  Bcsserungsanätalt  durch  lie^chluss  des 
Regiei-ungärathea  polizeilich  verfugt  wurde  und  von  Anfang  au  oder  während  der 
Detentionsieit  eich  als  nnmOglich  henosstellte. 

Art.  2.  Die  Etnweisang  erfolgt  in  jedem  efaiselnen  Fall  anf  Antrag  des 
Poliseidepsrtements  durch  den  Begiemngnath. 

Art.  3.  Die  bezüglichen  Kosten,  deren  Höhe  vom  Regieniug^rath  festgesetzt 
wird,  trägt  hoi  >;('ri(  htli<-ti  Beurtheilten  der  Staat  allein,  bei  den  âbrigen  der  Staat 
und  die  Hflmatgi-nuiiuh*  do<  Versorgten  je  zur  Ilillfte. 

Art.  4.  Durch  dieses  Nachtrafr?gesetz  ist  Art.  24,  letztes  I.eiiiina,  des  Straf- 
gesetzes über  Verbrechen  und  Vergehen  vom  l.  Januar  1886  aulgehoben. 

GraiibQlHleil.  Beriebteratatter:  Dr.  A.  H.Gansont,  Advokat  in  Ghnr. 

Obwohl  die  Zeitläufte  gar  nicht  darnach  angethan  sind,  die  kantonale 
Gesetzgebung  anf  strafrechtlichem  Gebiete  sonderlich  au  fttrdem,  und 
Alles,  was  dieselbe  jetzt  produzirt,  angesichts  der  Portsehritte  der  Idee 

des  einheitlichen  eidgenössischen  Strafrechts  nicht  die  besten  Anesichten 
auf  langen  nngestörten  Bestand  bat,  so  hat  doch  GraubUnden  anno  if^^l 
eine  Revision  seiner  Strafgesetzgebung  an  Hatid  genommen,  die  es  noch 
für  einige  Zeit  besehUftigeii  dürfte.  Etwas  uiul  zwar  das  Wesentliche 
ist  allerdings  erreicht,  indem  das  Volk  am  9.  November  189()  den  Ge- 
setzesvorächlag  betreii'end  Ausscheidung  der  Kompetenzen  der  Gerichte 
im  Strafverfahren  nnd  am  8.  Kovember  1891  den  anderen  betreffend 
Revision  von  StraAurtheilen  znm  Gesetz  erhob. 

Was  nun  annlKchst  die  Ausscheidung  der  Strafkompetenzen  betrifity 
so  findet  sieh  der  bezügliche  Volksbescbluss  nebst  Motiven  in  dieser  Zeit- 
schrift Band  III,  pag.  502,  abgedruckt.  Hätte  man  sich  nun  damit  be- 
gnügt, denselben  einfach  tale  quäle  in  die  Gesetzessammlung  aufzunehmen, 
so  wäre  allerdings  ein  Znrtfckkommon  anf  ihn  an  dieser  Stelle  ziemlich 
zwecklos  und  es  köoDte  hücbsteos  die  bezügliche  Praxis  hier  erörtert 
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werden.  Dem  ist  nun  tliatsiiohlich  nicht  ßo.  In  der  richtigen  Erkennt- 
niss,  dass  bei  uuäereu  Laieiigerichten  das  Nebeneinander  widersprechender, 
geltender  und  durch  neue  ersetzter  Normen  zu  Schwierigkeiten  Anlas» 
bieten  könnte ,  hat  der  Groese  Rath  in  aelner  OFdentlichen  Session  d«s 
Jahres  1891  eine  Reihe  von  Sitsangen  der  Anfgabe  gewidmet,  obge« 
nannten  Volksbeflchtiiss  vom  <,*.  November  1890  in  das  greltende  Gesetz 
betreffend  das  gerichtliche  Verfiihren  in  Straffälien,  das  nicht  nur  Straf- 
prozessordnung, sondern  auch  zum  Theil  Strafgerichtsverfassung  ist, 
hineinzuverarbeiten.  Die  Aufgabe  der  Ineinklangsetzung  ^t^  ibihiii 
bestehenden  mit  dem  npiion  Rechte  sollte  der  Praxis  uml  Juiibpiudenz 
eutzogeu  und  der  Le^jittiinive  resp.  Verorduuugagewalt  des  Grossen  Käthe* 
▼indizirt  werden.  DesBen  beztiglichw  Besehlnss  erging  am  I.  Juni  1891. 
Am  30.  Oktober  1891  erliees  sodsno  die  Bundestcanslei  ein  Aasschreiben 
des  Inhalts,  dass  fortan  nur  das  sogenannte  neue  Qeseta  betreffend  das 
Strafverfahren  zur  Anwendung  gelangen  solle. 

Die  blosse  Thatsache,  dass  diese  Konkordanz  durch  den  Grossen 
Hat  Ii  besorgt  und  erledigt  wurde,  ohne  dasa  das  Keferenduni  aucli  bezüg- 
lich dfä  sogenannten  neuen  Gesetzes  in  Aktion  getreten  wäre,  beweist 
zur  Genüge,  dass  einzig  und  allein  eine  Einfügung  des  neuen  Rechts  in 
den  alten  Bau  unter  Beseitigung  des  obsolet  gewordenen  RcchtsmateriaU 
gewollt  war.  Die  Natnr  der  dache  brachte  es  freilich  mit  sich,  dasa 
thatsichlièb  einige  zur  Funktion  des  neoen  Rechts  nothwendige,  aber 
nicht  in  allen  Theilcn  aus  demselben  absnleitende  Bestimmnngen  im  neuen 
Gesetz  Anfnahme  fanden. 

Auf  diese  Wei^e  ist  es  zu  erkl.'iren,  dass  im  lu  1.  cit.  die  Kreia- 
iimter  für  all'-  >'''v'iro(^!iA!isfii|]e  zur  Einleitung  der  l'ntersuchung  verplH'  htrt 
werden,  die  in  u^n  Fällen  kantonsgerichtlicher  Kompetenz  /miü 
Eintretl'eu  des  kantonalen  Verhöramtes  weiter  fUhrcu  soUcu.  Dainii  iiiingt 
zusammen,  dass  die  KreisXmter  jedes  Vergehen  oder  Verbrechen  dem 
Eantonsgerichtspritoidenten  anzuzeigen  haben,  unter  gleichzeitiger  Aensse« 
rung  darüber,  welches  Gericht  in  Sachen  kompetent  erscheine.  Gegen 
ilen  (hiraufliin  erfulgenden  Entscheid  des  K  i  t oiisgerichtsprSsidenten  kann 
beim  Klein<!n  Rathe  Kompetenzkonflikt  erhoben  werden. 

In  der  Praxis  hat  diese  Anzeigeptücht  der  Kreisämter  noch  in  man- 
cher Hczi»'liuitg  keine  feste  Gestalt  angenommen,  so  Ix-zfiglich  der  anzu- 
zeigenden Delikte.  Sollen  nur  Kriminal  vergehen  oder  auch  Polizei  v(>rgehen 
oder  gar  auch  noch  die  strafbaren  Handlungen  gegen  die  Mass  und 
Gewiehtspolizei  etc.  dem  Kantonsgerichtspräsidium  behufs  Einholung  seines 
bezüglichen  Entscheides  verzeigt  werden?  Thatsttchlich  gibt  es  Kreis- 
Smter,  die  jede»  blaue  Auge  und  Jedes  ungeaichte  Biei'fass  auf  Grnnd 
von  §  10  1.  eit.  anzeigen.  Die  Entwickhin;-'  wird  wohl  dazu  filliren.  dass 
nur  Kriminalvi  rgelien  als  der  Anzeigeptiieht  unterworfen  betrachtet  wer<K'n. 
Ki'eilicli  k;»mite  dies  inst>fern  zu  Missständen  fiilircn,  als  dann  z.  H.  eine 
Ti'xltnng,  weil  vom  Kreisamt  als  fahrlässig  und  daliifr  als  Polizeidelikt 
betraciitct,  unangezeigt  bliebe.    Aehuliche  Misüalujide  dürfteu  Ubrigeud 
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auch  nicht  ausbleiben,  wenn  das  Kreisamt,  wie  bisher  hie  und  da  ge- 
sclieiicn,  in  Fullen,  wo  m  nicht  die  kantons;,'ericlitliche  Kompetenz  als 
gegeben  erachtet,  sich  mit  einem  kurzen  liericiit  au  das  Kantonsgerichts- 
pr3f«idiniii  begnligt,  ohne  demselben  irgendwelehe  Akten  zu  behindigen. 
Andereneits  ist  wohl  erklärlich,  daat  es  dieselben  im  Interesse  der  Dnter- 
sttcbnng  oft  nicht  wohl  wird  entbehren  kennen. 

Da  der  Kompeten2ent8oheid  des  Kantonsgeriehtaprisidinms  meht 
selten  auf  Grund  eines  recht  rudimentären  Materials  erfolgen  mnss  uod, 
ganz  abgesehen  davon,  der  Verlauf  der  Untersuchung  in  einem  vom  ge- 
nannten Präsidium  ursprünglich  als  in  kantonsgerichtliche  Kompetenz 
fallend  erachteten  Falle  sehr  wohl  das  Vorliegen  z.  B.  blos  eines  IVilizei- 
vergehens  erweisen  kann,  wird  die  Frage  von  Bedeutung,  wie  daim  zu 
verfabreu  sei.  Das  Gesetz  schweigt;  die  Praxis  gebt  dahin,  dass  der 
als  Anklagekammer  fungirende  Ausschuss  des  Kantonsgerichto  ^nen 
solchen  Fall  an  die  Qeriehtsbehörde  des  Kreises  sarttckweisen  kann.  Er- 
gibt sich  dagegen  die  Kompetenz  eines  Strafgerichts  noterer  Ordnung 
erst  in  der  Hanptverhandlnng,  so  wird  von  einer  Rliokweisang  ans  nahe- 
liegenden Gründen  abgesehen  und  der  Fall  regelmässig  vom  Kantons* 
gerlcht  beurtheilt.  Su  praktisch  das  auch  ist,  so  wenig  können  wir  uns 
mit  der  theoretisehcîi  He^^rr'bidunjr  dieses  Verfahrens  einverstanden  erklären. 
Dieselbe  basirt  n  i  Mlu  h  auf  v>  7  <-.  1.,  der  folgendermassen  lautet: 

j,Wenn  wegen  eines  in  die  Kompetenz  des  Kantonsorcrichts  fallenden 
Yerbreciiens  oder  Verg-ehens  eine  UntersucinniL'  einc^eleitet  ist,  so  kann 
jenes  auch  alle  weiter  sich  ergebenden  Anzeigen  oder  Anschuldigungen 
gegen  den  Inqnisiten  untersuchen  und  dessen  dadurch  an  den  Tag  kom- 
mende Verbrechen  und  Vergehen  bestrafen." 

Oer  Paragraph  setxt  ein  Znsammentreffen  mehrerer  strafbarer  Hand* 
lungen  Toraus  —  ein  Requisit,  das  im  oberwSbnten  Fall  nicht  vorliegt 
und  durch  die  Praxis  vernachlässigt  wird. 

Einige  weitere  Moditikatiouen  des  Strafrerfahrens  sind  wohl  an  ge- 
ringfügig, um  besondere  Erwähnung  zu  finden. 

Von  einer  Regelung  der  accessorischen  Zivilklage  im  Strafprozass 
wurde  dermalen  abgesehen  und  der  nach  Vorschlag  der  Spezialkommission 
in  das  Gesetz  betreffend  Strafverfahren  aufzunehmende  besondere  Ab- 
schnitt fallen  gelassen.  Diu  Materie  bleibt  demzufolge  nach  wie  vor 
durch  §  18  des  Strafgesetzes  geregelt,  welcher  den  Richter  ▼erpfliehtet» 
von  Amtes  wegen  die  Verpfiichtong  sur  Schadenersatsleistang  jeweils  in 
das  Strafurtheil  aufsnnehmen.  ^ 

Bezüglich  des  Gesetzes  betreffend  Revision  von  Btrafurtheileo ,  das 
eine  bedenkliche  Lücke  wenn  nicht  unseres  Rechtes,  so  doch  sicherlich 
nnfsprps  Gesetzesrechtes  ausfüllt,  genüge  die  Bemerkung,  dass  es  im 
Wesentlichen  den  be/iitrlichen  Normen  der  Zürcher  Strafprozessordnung 
betrellend  \Vie(leriierstellung.s;:esucli  (i?  1"H!>  n.  ff  »  entspricht.  Als  Grund 
<ier  Revision  zu  Ungunsten  des  Freigespr<»(  henen  wurde  auch  das  glaub- 
würdige gericlitliche  Geständniss  desselben  aufgenommen. 
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Endlich  mögen  liier  die  StrafbestimiDanKen  erwähnt  werden,  welche 
oinen  Thcll  der  Ausnihrun^rsbcstiraimni^en  zum  Biindesgesetz  Uber  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  bilden.  Der  betreffende  GroaaratbsbeschlasB 
datirt  vom  27.  Mai  IHia. 

Im  Laufe  dieses  Juhrea  vviid  dieselbe  Spezialkommissioa,  welche  bis 
dato  die  Kevisiou  der  Strafgosetzgebung  zu  Händen  der  gesetzgebenden 
BehUrde  besorgte,  bebift  Revii^oii  des  Poliseigesetzes  sasammentreten, 
um  einen  Entwurf  fttr  die  Grossratbaaeasion  Ton  1893  fertigaaatellen. 

Aargau.  BerÎPÎitcrstatter  :  Oberrichter  Ucuhrrger  in  Aarau.  — 
In  diesem  Kanton  wurde  im  Jahre  181'1  »in  (leset?-  erlassen,  das 
auch  Restimmungen  strafrechtlicher  Natur  euthiilt.  Es  ist  das  Eiiifiilinin;:s- 
gesetz  zum  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Die:sclbcu 
«ind  in  den  §§  40  bis  und  mit  54  des  EiDfahningsgesetsea  enthalten. 

Thurgau.  Berichterstatter:  ObergerlcbtsprXsident  Ifatiooalratb 
Dr.  Fe/ir  in  Fravenfeld. 

In  dem  Gesets  betreflfend  die  Einführ nng  des  Dundesgesetzes  »''her 

Schuldbetr(''(b'in(j  vnd  Konkurs  in  dem  Kanton  Thurgau  vom  16.  MHrz 
1891  sind  in  den  iî^  52 — 80  die  den  Thatbeständen  des  ßundesgesetzes 
t^'iitsprechenden  Straf bestimmungen  aufgestellt  worden,  unter  Aufhebung 
der  §§  162 — 164  nnseres  jetzi^on  Strafg:eBetze8.  lui  Anschliiss  an  die 
Ausflihrungen  von  Professor  Dr.  Zürcher  in  dieser  Zeitschrift  wurden  die 
Begn^ffe  ron  Ungehorsam,  Pfandunterachlagung,  betrügerischem  und  leteht- 
slnnigem  Bankrott,  PfXndongsbetrug  und  leichtsinnigem  Schuldenmachen 
niher  festgestellt  and  die  Strafen  TÖrgesehen.  Henrontubeben  ist,  dass 
Straflosigkeit  eintritt: 

1.  bei  der  Pfandnntersddagung,  wenn  der  Schuldner  widerrechtlich 
eine  gepfändete  Forderung  zwar  eingezogen,  aber  den  Betrag  der- 
selben vor  Anliobimg'  der  Strafklapre  durch  den  Glttnbiger  dem 
Betreihungsamte  eingehändigt  hat   ij  f)'.»!; 

2.  bei  dem  Versiir-h  des  Pfändungsbelru^'s,  wenn  die  entfremdeten 
Gegenstände  vom  Schuldner  zur  PfUudung  herbeigeschafl't  werden, 
oder  bei  derselben  die  betrllglielien  Geschüfte  nicht  geltend  ge- 
macht, oder  die  treibenden  Gläubiger  bis  dahin  anderweitig  be- 
friedigt werden  (§  74). 

Zur  Stellung  eines  Strafantrages  wegen  leichtsinnigen  Sehulden- 
macbens  sind  die  Gläubiger  berechtigt,  welche  einen  Verlustscbein  er- 
halten haben..  Dem  Antrag  auf  Strafirerfolgung  wird  ludessen  keine  Folge 
gegeben,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  anAragstdleude  OUtubiger 
wegen  Gewährung  eines  wucherhaften  oder  sonst  wissentlich  leichtfertigen 
Kredites  ein  Mitverschulden  trägt. 

Die  Korapetenzausscheidiing  ist  der  bisherigen  entsprechend. 

Naclideni  das  Gesetz  Uber  die  offi'ntVvhr  Gesvndheitsi*f1ege  und 
die  LebensmiUdjJoUzei  vom  13.  Juli  lëUO  durch  das  Volk  angenommen 
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war,  hat  der  Kegieruugäratli  unteim  28.  November  1891  eine  Voll- 

zieluin^!:sveroi'dnung  dazu  erlassen,  worin  auch  de««  Nîîlioren  HUSjrffMfirt 
hi,  in  welchen  FUUeu  die  ätrafbestitumuogcn  des  Gesetzes  zur  Anwendung 
zu  bringen  sind. 

Tessin.  Rapporteur:  le  doetenr  L.  Colomhi,  conBeiller  d'Etat,  à 
Bellinzona. 

1«  Arrêté  lêgisUttif  du  19  fémier  i89t  :  „Lea  mnnicipalitét  qui 
inscrivent  ao  registre  électoral  des  citoyens  ne  possédant  évideninient  pas 
les  conditions  de  domidle  et  de  capacité  requises  ponr  cette  inscription, 

Ott  qui  en  omettent  d'autres  les  possédant  évidemment,  seront  frappées  d'une 
amende  de  1<»  à  50  frnnc««  ]>our  chaque  citoyen  indûment  inscrit  ou  omis. 
L'amende,  à  appli(|iiri  par  le  Conseil  d'Etat,  ne  pourra  jamais  être  mise 
à  la  charge  de  la  commune." 

l.oi  rt'glnnt  l'exercice*  (ht  droit  d'initiative  en  matipre  de  ré- 
visions cou^titulioïiyicUrs  :  ^Le  fait  d'avoir  apposé  à  une  demande  de 
révision  de  lu  cun^titutlun  par  voie  d  tuiliative  populaire  la  signature  d'un 
autre  citoyen,  même  par  procuration,  sera  puni  d'une  amende  de  50  à 
100  francs,  &  infliger  par  le  Conseil  d'Etat  (Art.  4)."  —  Seront  punies 
d'une  amende  de  20  à  50  francs  pour  chaque  conseiller  municipal  toutes 
les  muni<npalités  qui  n'auront  pas  obtempéré  aux  prescriptions  du  3*  §  de 
l'art.  2  et  du  8*  de  l'art.  5,  d'après  lesquels:  dans  les  6  jours  qui  suivent 
la  ptiVilication  du  di^pot  de  la  demande  de  révision  aiiprèa  de  la  chan> 
cellerie  d'Ktat,  la  municipalité  doit  tixer,  par  une  décision  ad  hoc  —  à 
afficher  h  la  maison  de  ville  —  au  moins  2  jours  par  t^emaine,  y  compris  le 
diiuam  lie,  pendant  lesquels  les  citoyens  pourront  signer  la  dite  demande. 
Huit  jours  avant  de  rendre  la  liste  des  signatures  ou  avant  de  la  Irans* 
mettre  au  Conseil  d'Etat,  la  municipalité  doit  avertir  le  public  —  par 
affiche  publique  —  que  la  liste  se  trouve  au  Greffe  communal  à  la  dis- 
position des  citojens  pour  les  réclamations  éventuelles  au  Conseil  d'Etat. 

3*  Loi  sur  V(trgani9aHon  du  Corps  de  la  gendarmerie  du  97  mai 
i89l.  Art.  18:  Les  membres  du  Corps  de  la  gendarmerie  peuvent  faire 

usage  d(R  armes:  a.  lorsqu'ils  sont  l'objet  de  violences  ou  de  voies  de 
fait;  6.  lorsqu'un  individu,  par  eux  arrêté  ou  confié  à  leur  garde,  s'échappe 
de  leurs  mains;  c.  1(»rsque  la  résistance  fpii  leur  est  opposée  no  pourrait 
être  vaincue  autrement.  —  Si  le  maintien  d«;  l'ordre  puljlic  exiire  qu'on 
fasse  dissoudre  une  réunion  ou  un  rassemblement  de  personnes,  celles-ci 
seront  invitées  à  se  séparer.  Si  l'invitation  n'obtient  pas  son  effet,  ou 
ordonnera  la  dissolution  par  trois  sommations  faites  au  nom  de  la  loi. 
L'ordre  de  se  séparer  peut  être  donné  par  le  directeur  de  la  police,  les 
préfets  de  district,  le  commandant  de  la  gendarmerie  ou  —  en  leur  absence  — 
par  des  officiera  et  sous-officiers  du  corps  de  U  gendarmerie.  Si  les  trois 
sommations  demeurent,  elle:*  au^«si,  î*ans  résultat,  la  prendarmerie  fera  usage 
des  armes  pour  disperser  le  rassemblement.  Les  personnes  qui  se  refusent 
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d'obéir  Hciuiit  arrêtées.  f»ii  pourra  audsi  l'aire  ii8a{çe  de  la  fftrec  dans  Icri 
cas  où  —  ensuite  ilc  révolte  ou  d'opposition  -  il  n'a  pad  élù  pussililtî 
de  taire  les  souiiuulion».  —  Les  personnes  arrêtées  seront  déférées  à  1  au- 
torité judiciaire  et  punies  en  conformité  de  l'art.  100  du  code  pénal,') 
à  moins  que  le  délit  dont  elles  se  sont  rendues  coupables  ne  tombe  sous 
la  sanction  d'un  article  statuant  une  peine  plus  grare. 

4*  M  concernant  ta  procédurê  à  guivre  devant  la  tribunaux  de 
première  instance  et  le  tribunal  d* appel,  des  5  mai  et  17  novembre 
1891. 

IVinobservation  de  Tboraire  de  la  part  des  juges,  des  suppléants  et 
dos  grefliers  des  tribunaux  de  première  instance  est  punie  d'une  amende 

de  r>  franc*»,  ù  doublfr  dans  les  cas  de  reoidivp  dans  nne  période  ne 
dépassant  pas  les  6()  jours  et  à  remplacer  par  la  suspension  des  fonc- 
tions (avec  retenue  du  traitement)  pour  une  période  di'  1  à  3  mois,  en 
cas  de  récidive  réitérée.  Le  président  doit  notitîer  sans  retard  et  sous 
peine  d'amende  de  5  à  10  francs  toute  infraction  d'horaire  au  départe- 
ment de  justice.  Les  pénalités  ci-dessus  ne  seront  pas  appliquées,  si  l'inob* 
servation  de  l'horaire  est  reconnue  comme  justifiée  par  le  Conseil  d^Etat. 
L'tnobsenration  des  délais  dans  lesquels  les  tribunaux  de  première  instance 
doivent  rendre  et  communiquer  leurs  arrêts  sera  punie  d'une  amende  de 
2U  à  50  francs,  ^  payer  solidairement  par  les  membres  du  tribunal 
moyennant  prélèvement  sur  leur  traitement.  En  cas  de  récidive,  le  juge 
négligent  pourra  être  siis|*en(lii  dans  l'exercice  de  ses  ffinctions  pour  une 
période  de  1  à  3  mois  Les  gretlVs  doivent  c^niununiquer  il  la  lin  do 
chaque  mois  au  département  de  justice  le  bordereau  des  causes  juj^éts 
et  de  celtes  dans  lesquelles  les  parties  ont  présenté  leurs  conclusions; 
rinobsenration  de  cette  obligation  sera  pnnie  d'une  amende  de  5  à 
10  francs.  Sera  pnnie  d'une  amende  de  5  à  15  francs  toute  négligence 
ou  violation  des  devoirs  d'office  de  ta  part  des  greffiers.  Dans  les  cas 
plus  graves,'  le  président  du  tribunal  fera  rapport  au  Conseil  d'Etat  qni 
pourra  infliger  la  snspension  (avec  retenue  de  traitement)  pour  une  pé- 
riode de  1  à  3  mois. 

Les  parties  qui  ne  comparaissent  j)as  devant  le  tribunal  d'appel  au 
jour  (ixé  pour  la  discussion  de  leur  cause  seront  punies  d'une  amende 
de  10  à  y<»  francs.  La  prciluctiun  et  uiènie  la  simple  lecture  en  appel 
de  pièces  nouvelles  non  produites  en  première  instance  sera  punie  U  une 
amende  de  20  ft  100  francs.  8*il  appert  du  dossier  que  le  juge  de  paix 
ou  le  tribunal  de  première  instance  se  sont  rendus  coupables  de  négli* 
gences  dans  la  conduite  d'un  procès  ou  dans  la  rédaction  d*un  arrêt,  le 

*)  Code  pinah  art.  160:  „Qniconque  ayant  re^u  un  ordre  d^nne  autorité  com- 

Iicteiife  ne  «c  j»rêtc  jia.s  ù  son  exécution  iinnicdiatc,  s'il  en  est  rctjuis,  sera  puni 
tie  la  (itieutioü  cû  [»rcniicr  et  (Ifiixtèmc  degré  (de  à  jours  :\  un  un).  Hf)ns  réserve 
dcä  dunimagcs- intérêts  et  des  peuics  plus  graves  <|ui  geraieut  uppiicaldcä  au  fuit 
cottcemint  la  transgressioa.* 
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tribunal  d'appel  lui  appliquera  une  amende  de  20  à  50  tVancs.  —  Sera 
punie  d'une  Hiuende  de  lo  francs  (à  doubler  en  cas  de  récidive)  la  traus- 
mbaion  tardive  des  aetes  d'appellation,  ete.  de  hi  part  des  greffiers  des 
tribananx  de  première  instanoe  et  des  justices  de  paix. 

5«  Lot  sur  lù  vente  du  vtn,  dn  27  octobre  1891. 

Il  est  interdit  de  mettre  en  vente  sous  le  nom  de  vin  tout  produit 
qui  n'est  pas  eelui  de  la  fermentation  des  raisins  fhds.  Le  produit  de 
la  fermentation  de  la  lie  avec  addition  de  sucre  et  d'eau,  et  le  mélange 
de  ce  produit  avec  le  vin,  ne  pourra  être  expédié  ou  vendu  que  sous  le 
nom  de  vin  artificiel.  De  même  le  produit  de  la  fermentation  des  raisins 
secs  et  le  mélange  de  ce  produit  avec  du  vin.  Les  fûts,  les  registres, 
les  factures,  etc.  devront  porter  visiblement  l  i  mûme  indication.  Srra 
envisagée  eoninie  une  falsification  tonte  adjonction  an  vin  artiticiel,  au 
vin  de  raisins  secs  ou  au  vin  natorel  de  tonte  autre  substance  que  le 
sucre;  de  niênie  toute  adjonction  deau,  d'acide  salicylique,  de  fucsine 
ou  d'une  autre  couleur  d'aniline,  en  général  de  n'importe  quel  ingrédient 
qui  en  altère  la  composition.  Seront  envisagés  comme  altérés  les  Tins 
gypsés,  contenant  plus  de  2  grammes  de  sulfate  de  potasse  par  litre. 
Les  contraventions  aux  prescriptions  ci-dessus  seront  punies  par  les  préfets 
de  district  en  conformité  des  articles  120,  121  et  80  du  code  sanitaire ') 
et  les  noms  des  contrevenants  publiés  dans  la  feuille  officielle. 

6«  Loi  d'introduction  de  la  loi  fédérale  sur  la  poursuite  pour 
dettes  et  la  faillite,  du  27  mai  1891. 

Le  titre  V  de  cette  loi  contient  21  articles,  prescrivant  et  réglant 
par  le  menu  détail  les  pénalités  à  infliger  à  ceux  qui  se  rendent  coupa- 
bles d'inobservation  ou  de  violation  des  dispositions  de  la  loi  fédérale 
du  11  avril  1889  (art.  75,  n"  3  tö  ).  Le  titre  tout  entier  a  pris  p'>nr 
modèle  le  projet  de  loi  que  M.  le  Ü'  Zürcher,  professeur  à  Zurich,  avait 
élaboré  en  matière  sous  les  au.spiccs  et  avec  les  recommandations  du 
département  fédéral  de  justice  et  police.  Les  prescriptions  y  relatives 
se  retrouvant,  dans  leurs  grandes  lignes,  dans  les  lois  dlntroduction  de 
presque  tous  les  autres  cantons  confédérés,  nous  ne  jugeons  pas  à  propos 
de  les  reproduire  ici  et  nous  nous  bornerons  plutôt  i  faire  observer  qu'en 
général  les  pénalités  de  la  loi  tessinoise  sont  moins  rigoureuses  que  celles 
de  la  plupart  des  autres  lois  analogues. 

1<>  flèglement  canto)ial  concernant  les  opérations  des  agences 
d'émigration,  du  25  avril  IS'Jl. 

Art.  G  :  Les  infractions  à  la  loi  fédérale  sur  les  opérations  des 

aiTPncps  d'émigration  sont  passible?  des  peines  ]irévnrs  à  l'art.  19  de  cottp 
même  ioi,  «  t  cela  indépendamment  de  la  responsabilité  civile  qui  peut 
incomber  aux  contrevenants.  —  Ârt.  à  :  Les  contraventions  à  la  prescrip- 

')  Les  dispositions  de  cea  articles  se  résument  à  instituer  comme  pénalité  une 
amende  de  6  à  100  francs,  à  doubler  dans  les  cas  de  récidive. 
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tion  de  l'art.  19  de  la  loi  fédérale  précitée  seront  dénoncées  au  juge 
paix  du  cercle  où  la  transgression  a  été  commise  on  constatée.  — 
Art.  4  :  Du  prononcé  sommaire  de  la  justice  de  paix,  soit  le  condamné^ 
soit  le  dénoii»,unt  peut  recourir  au  tribunal  d'appel. 

8"  Anétè  législatif  »ur  les  brevets  d'invention,  du  24  octobre 
1891. 

Art.  S:  L^action  péDale  relatire  aux  faits  cmieernant  ta  contrefaçon 
d'objets  brevetés  en  conformité  des  art.  24  et  35  de  ta  loi  fédérale  sur 
les  brevets  d'invention  est  instmite  et  jugée  d'après  les  dispositions  du 
code  de  procédure  pénale.  —  Art.  8:  La  peine  de  la  di  t.  i  tion,  prévne  anx 
articles  M  et  15  dn  code  pénal,  correspond  à  celle  de  l'emprisonnement 
dont  parle  l'art.  28  de  la  loi  fédérale  précitée. 

Le  législateur  tessioois  a  promalgné,  en  outre:  une  nouvelle  loi 
hypothécaire  introduisant  la  généralisation  en  lieu  et  place  de  la  géné- 
ralité des  hypothèques,  et  nue  lot  aur  la  police  des  auberges,  cafés,  etc»y 
mais  la  première  ne  renferme  aucune  disposition  d'ordre  pénal,  et  la 
seconde,  qui  en  contenait,  n  a  pas  été  agréée  par  le  peuple.  Le  départe- 
ment cantonal  de  justice  a  contié  l'élaliDiation  d'un  nouveau  code  de 
procédure  pénale  à  M.  l'avocat  Gabuzzi,  notre  collaborateur,  qui  attend 
cependant  de  pouvoir  asseoir  son  œnvre  sur  celle  de  la  réorganisation 
judiciaire  dans  son  ensemble,  pour  laquelle  la  Constituante,  siégeant  ees 
jours  à  Bellinzonai  doit  fournir  les  premières  bases. 

Vaud.  Rapporteur:  M.  Charles  Soldant  juge  fédéral  à  Lausanne. 

1"  Un  arrêté  du  5  février  1891  a  réglé  ee  qui  concerne  la  police 
de  la  pêche,  en  exécution  de  la  loi  fédérale  du  21  décembre  ivws  sm- 
la  matière  et  du  règlement  fédéral  du  3  juin  1889.  Les  dispusitiuuij 
relatives  aux  contraventions  sont  renfermées  aux  art.  44  à  55.  En  dehors 
de  ce  qui  est  déj:V  prescrit  par  la  lot  ftdérale,  nous  notons  ce  qui  suit: 
L'article  48  envisage  comme  une  circonstance  aggravante  le  fait  que  la 
contravention  est  commise  de  nuit  D'après  l'article  52,  les  Sletb  et 
engins  prohibés  sont  confisqués,  de  même  <|uc  le  produit  de  la  pêche, 
(|ui  est  vendu  au  profit  de  l'hôpital  cantonal.  Les  art.  54  et  55  règlent 
ce  qui  concerne  la  privation  du  droit  de  pêche;  elle  est  prononcée  h 
titre  facultatif  en  cas  île  deuxième  récidive,  jionr  une  durée  de  2  à 
5  ans,  et  à  titre  obligatoire,  en  cas  de  condumuatiou  pour  vol  do  poisson, 
vol  ou  destruction  d'engins  de  pêche ,  pour  une  durée  de  quatre  A  six 
ans,  à  partir  de  l'expiration  de  la  peine  principale,  ou  même  à  vie. 

2«  La  loi  du  6  février  1891  sur  les  mines  a  réglé  une  matière  qui 
était  encore  régie,  jusqn'icî|  par  la  loi  helvétique  du  13  février  1800» 
L'article  38  interdit  d'une  manière  absolue  à  l'exploitant  de  faire  des 

dépôts  on  de  verser  des  déblais  dans  les  cours  d'eaux.  Les  contre- 
venants à  cette  disposition  sont  mis  en  demeure  de  débarrasser  le  cours 
d'eau  et,  au  surplus,  ils  peuvent  être  condamnés  à  une  amende  de  500 
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à  1000  francs.  En  uutre,  en  cas  de  récidive,  le  retrait  de  la  cuncession 
peut  être  prononc»*-  par  le  Conseil  d'Etat. 

.3'*  La  loi  du  10  mai  1891  concci  n;iiit  la  misf  en  vigueur  dans  le 
canton  de  Vand  do  la  loi  fédérale  sur  la  poutsuite  pour  drtfe^  rt  In 
faillite  renferme  un  titro  IV,  intitulé  Diaposifions  pénale.^,  qui  a  rem- 
placé les  art  269,  200,  293  i  298  du  Gode  pénal  de  1843.  Vu  l'im- 
portance de  ces  dispositions,  nous  croyons  devoir  en  donner  le  teste 
complet  dans  le  supplémenti  en  nous  bornant  ici  à  quelques  observattons 
générales* 

Les  auteur»  de  cette  partie  de  la  loi  ont  largement  utilisé  le  projet 
de  code  pt'nal  élaboré,  il  y  a  quelques  années,  par  les  ^o\m  d'une  com- 
mission It-rrislative.  C'est  ainsi  que  notamment  ils  ont  PU])|)nmé  |ps  mi- 
Ditim,  tandis  que  ceux-ci  existent  encore  dans  les  autres  titres  du  code 
de  1843. 

La  nouvelle  loi  distingue,  au  point  de  vue  de  la  sévérité  des  peines, 
entre  les  commerçants  et  les  non^commerçants,  les  actes  de  fraude  commis 
par  les  premiers  entraînant  un  châtiment  plus  rigoureux.  Cette  distinction, 
conforme  h  ce  qui  est  admis  dans  d*autres  codes,  n'avait  pas  été  faite 

par  le  législateur  de  1843,  sans  dontc  parce  que,  h  cette  époque,  le 
commerce  était  peu  développé  dans  le  cnuton  de  Vaud. 

Les  dispositions  générales  du  codi'  |M  iiaI  sur  la  complicité,  la  ten- 
tative, les  circonstances  qui  excluent,  etraceut  ou  atténuent  la  culpabilité, 
la  prescription,  etc.,  sont  d'ailleurs  ai)i)Ii(  ables  aux  délits  réprimés  par 
lu  loi  de  1891,  pour  autant  qu  elles  ne  renferment  rien  de  contraire  à 
celle*ci. 

Enfin,  une  disposition  transitoire  (art.  103}  a  déclaré  que  les  délits 
de  détournement  de  choses  saisies  et  ceux  relatifs  à  la  discussion  des 
biens,  commis  à  Toccasion  de  poursuites  ou  de  liquidations  régies  par  le 
droit  cantonal,  continueront  à  être  réprimés  conformément  aux  dispositions 
du  oode  pénal  de  1843,  même  si  le  jugement  intervient  postérieurement 
au  31  décembre  1891. 

1"  La  loi  du  28  août  1891  sur  rofportatjp,  qui  n  abrog-é  celle 
de  1S78  sur  la  même  matière,  n  ;zIeniiMite  d'une  manièr(  assez  s(  \  t're 
non  seulement  le  colporta^n'  i>ro])riiueüt  dit.  mriis  encore  le  déballage, 
l'étalage,  la  profession  dartisan  ambulant  et  1  exercice  des  professions 
artistiques  ambulantes,  lequel  comprend  A  son  tour  la  profession  d'artiste 
ambulant  et  l'exposition  en  public,  à  titre  temporaire  on  de  localité  en 
localité,  d'objets  d'art  ou  de  curiosités  naturelles  (art  !*')•  La  prise  de 
commandes,  avec  ou  sans  échantillons,  ne  constitue  pas  le  colportage  si 
la  marchandise  commandée  est  expédiée  du  domicile  réel  du  vendeur 
(art.  2;.  En  revanche,  sont  assîmilés  nn  colportage  l'arbat  ou  l'oftVe 
d'achat,  de  maison  en  maison,  de  vieux  olijets  ou  déchets  de  tous  genres 
(art.  3);  le  colportage  avec  voiture;  louverlure  de  tout  magasin  ou  débit 
de  marchandises  aussi  longtemps  que  le  marchand  n'a  pas  annoncé  son 
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commoroc  au  greffe  municipal  de  Ift  Gommitne  dans  laquelle  il  s'établit, 

qu'il  iveBt  pas  inHcrit  au  registre  du  commerce  dans  les  cas  où  la  loi 
lui  en  t';iit  l'obligation,  et,  (>t  ôtran^er,  qu'il  n'est  pm  ;ui  ht'»néfice 
d'un  permis  d'établissement  ;  enrin,  toute  vente,  même  permanente,  an- 
iiotHNM'  SOUS  h»  nom  (]f  (]{-\):\]\:\'^(;  ,art.  l).  Ne  ])oiiv<M)t  ciiiidoyer  h-é 
U-JUiêis  de  liquidation,  ccntc  uu  rubai^f  vculii  à  tout  ^rix,  vente  au- 
(le9som  du  prix  de  facture^  ercomple  extraordinaire  on  «utres  déno- 
minations analogues,  que  les  négoctADte  régulièrement  domiciliés  dans  le 
canton  depuis  trois  ans  an  moins,  qui  ont  annoncé  à  la  préfecture  Vin- 
tcntion  de  liquider  leur  commerce,  ou  certains  articles  bien  déterminés, 
dniis  le  délai  niaxituum  d'un  ;ni  art.  5).  Quiconque  entend  s«^-  livrer  au 
ri>l|)((rt;iue5  an  déballage  ou  à  Tt-talage  est  tenu  de  m  mniiir  d'une  pa- 
tcntr  ;  il  en  est  tie  iiu'-iiie  ,  saut'  ('(.TtaiiK's  cvcciiti'nis ,  des  ai  tisaits  et 
;irtistos  anilMjIaiits,  ainsi  (jtit;  de  lutitr  ])t'r>oiiin'  (|ui  ciitt'iid  <'\»Tr('r  daii-^ 
tt'  r;)ritnM  iitn'  pidt't'SsiMii  |i'iii|i"rair<'  en  aiiil>ulaiitt^  art.  li  à  S.  Ii  est 
iuiciJit  aux  pi'rsouneö  cxcryaut  dea  piorcfcsiuui  uiubuluütCö  de  péiiélrer 
dans  les  logements  particuliers  sans  y  avoir  été  préalablement  autorisées 
laii.  17).  Défense  est  faite  de  même  de  colporter,  de  déballer  ou  d^étater 
d'autres  marchandises  que  celles  pour  lesquelles  la  patente  a  été  délivrée 
(art.  18).  Le  colportage  est  de  plus  interdit  de  nuit,  ainsi  que  les  di- 
iiiatH'Iii's  et  j<Mii-s  de  tV-t-:,  dans  les  proprl<^'i''s  iiaiticuHêr^^s  'art.  22i.  Il 
iiitrialit  é^^^deiupiiî  de  ennfier  aiieini  <v>lpitrta;.;c  à  des  enfants  â d*'  moins 
di'  douze  ans  ,art.  27).  Les  maîtHS  d'iintel,  aubêfi^istes,  raharoticis  et 
antres  pei'sonnes  )|iii  loLrmt  d'-s  ét ran^jrers,  <lnisent  les  prévenir  (puis  ne 
pi'Uvent  evposi'r  aueiine  nian'liandisc  veiif''  ni  ilan^  le.-  listels.  aul>er<,'e.s 
el  locaux  ^uelconqueis,  ni  sur  la  vuio  publique,  avant  d'avoir  obtenu  une 
patente  régulière  (art.  31).  La  vente  k  la  criée  est  interdite  sor  les  rues 
et  places  publiques  les  jours  de  foire  et  de  marché  ;  est  considérée  comme 
vente  k  la  criée  toute  offre  en  vente  d'un  objet  spécial  avee  criée  du 
prix,  dans  le  but  de  provoquer  soit  une  enchère,  soit  une  mise  au  rabais 
(art.  38).  L'exploitation  des  jeux  de  hasard  dans  les  foires  et  f&tes  po- 
bliiiin's  est  interdite:  t(uitet"oi^  l'autorité  supérieure  ]H'ut  autori.^er  certains 
jrn\.  s. .us  (ii's  eonditieMi.s  spéciales,  à  l'occasion  de  l'êtes  de  bienlaisance 
ou  d  utilit.''  pulditpie  fart.  -lni. 

Lé;^  intVaetions  ou  enntraventions  ;'i  la  loi  sont  pniéH's  d'une  aniendu 
de  2  à  .'»1)0  irain-^;  un  réi:le>nent  d'exérution.  du  21  no\emltre  L"^'.*!,  dé- 
terraiuc  pour  eiu4Ut;  cspcce  de  contraveution  lub  liuiitco  cutrc  le:^4^elle8 
Tarnende  doit  être  prononcée,  en  élevant  dans  certains  cas  le  minimum  à 
5  ou  à  10  francs,  et  en  abaissant  le  maitiraum  à  200,  100,  50,  20  ou 
même  10  francs.  En  outre,  la  patente  peut  être  retirée  dans  les  cas 
graves.  Les  amendes  sont  prononcées  par  le  préfet,  et  le  produit  en 
est  réparti  par  tiers  «  ntn'  le  dénon<  iateur,  la  bourse  de  s  j)auvres  de  la 
eoninnine  dans  LKiUelIi-  la  •  ontravention  a  été  commise  et  lliopital  can- 
tonal ^art.  47  et  5u  de  la  loi). 
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5"  Parmi  les  autres  îk  Iph  l  ïministnitifs  renferuiaut  des  disposition» 
pénales,  on  pent  citer  entia  un  arnté  du  3  septembre  sur  le» 

mesures  à  prendre  contre  1a  propagation  des  maladt€$  trantmmibUi 
dans  Ui  écoles  publiques  et  privées  (amendes  jusqu'à  20  fhines),  et  va 
autre,  do  20  oetobre,  sur  la  police  des  veavx  {ameodes  de  5  à  100  fr.}* 

6»  Du  rapport  de  gestion  du  Département  de  Justice  et  police  nous 
extrayons  les  renseignements  statistiques  suivants  en  ce  qui  concerne 
l'administration  de  la  justice  pénale  et  Texéeution  des  peines  : 

Le  chiffire  total  des  affaires  pénales  instruites  en  1891  a  été  de 
5462,  contre  5042  en  1890.  De  ce  nombre  3395  ont  été  abandonnées, 
191  jugées  par  les  juges  de  paix,  685  par  les  présidents  de  tribunaux, 
1132  par  les  tribunaux  de  police  et  59  par  les  tribunaux  criminels  (54 
en  IRVnv  Sur  21fr9  prévenn?;  traduits  devant  ler*  tribunaux,  171»  ont 
été  libérés,  soit  un  peu  plus  du  17  ^o.  Les  attentats  à  la  pudeur  ont 
été  au  nomltre  de  7  fdont  une  libération)  contre  s  en  IM»«)  et  13  en 
1889;  les  outrages  aux  uiuiurss,  au  nombre  de  10,  au  lieu  de  14  eu  1890 
et  15  en  1889. 

La  durée  moyenne  de  la  détention  préventive  s*est  élevée  à  50i|^ 
jours  pour  les  causes  criminelles  (51,4  en  1890)  et  i  19,8  jours  poM* 
les  causes  de  police  (au  lieu  de  20,7). 

La  moyenne  journalière  des  détenus  au  pénitencier  a  été  de  142,8 
hommes  et  17,8  femmes  (en  1890:  149,4  hommes  et  15,3  femmes);  sur 
169  entrées  au  pénitencier  il  y  a  eu  48  récidivistes,  soit  le  28  ^/o. 

La  libération  conditionnelle  a  été  accordée  à  14  bommes  et  4  femmes 
et  aucune  réinté^ation  n'a  été  prononcée. 

Wallis.  Berichte  r  .statter:  Stiiinlerath  Dr.  Lorclnn  in  Leuk, 
Das  Jahr  l^i<l  brachte  uns  mit  der  Einführung  des  liunde^gesetzes  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs  die  in  dieses  Gebiet  einsclilagenden  Straf- 
bcMtimmungen  (Art.  42  bis  54  des  Einfttbrungsgesettes  vom  26.  Mai  1891). 
Die  meisten  Kantone  besessen  schon  ein  mehr  oder  weniger  ausgebüdetee 
Konkursstrafrecht.  Der  Kanton  Wallis  hatte  ein  solches  nicht.  Ancb 
mit  Bezug  auf  die  Vergehen,  welche  im  PHindungsverfahren  vorkommet) 
können,  waren  wir  auf  die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  unseres  Straf- 
gesetzbuchs angewiesen  TArt.  313,  33(»).  Die  im  EinffllirunirsL'e.setz  zum 
Bundpscresetz  betreffend  S.  liuldbetreibung  und  Konkurs  aufgestellten  Straf- 
besliinuiuni:»  M.  ol»\\oIil  unvollständig  und  zu  wenig  systematisch  geordnet, 
füllen  daher  deuuucli  eine  euipfmdliche  LUcke  in  unserem  Strafrecbte  aus. 

Neuchfttel.   Rapporteur:  Le  professeur  Dr.  Men tiia  à  Nencbâtel. 

Le  nouveau  Lode  pcnal,  promulgué  le  29  mai  IHîU,  est  entré  e» 
vigueur  le  1"  juillet  de  la  même  année,  en  même  temps  qu'un  Déereiy 
du  25  mars  1891,  apportant  à  la  loi  sur  rorganisatioD  judiciaire  et  aa 
Code  de  procédure  pénale  les  modifications  rendues  indispensables  par 
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Tadoptioii  du  Code  pénal.  Ce  décret,  d'ailleurs,  n  t  st  pas  destiné  h  suh- 
aistcr  longtemps  :  M.  le  conseiller  d'Etat  Cornaz  vient  d'entreprendre  une 
reTÎBion  complète  et  systématique  du  Code  de  procédure  pénale  de  1875. 
La  seule  partie  de  ce  décret  qui  puisse  intéresser  oos  lecteurs  est  sans 
doute  ror^anisation  de  notre  juetiee  répressive.  £lle  est  extrêmement 
cuin])li<tiKHN  parce  (juc  notre  personnel  judiciaire  est  très  peu  nombreux. 
£n  effet,  abstraction  faite  do  \><  jufres  de  paix,  dont  les  fonetUMia  en 
niatii're  ju'iiale  sont  iiatiirellcniciit  trës  liiiiili'.e^i,  nous  ne  po?Si'dons  (jue 
lU'uf  ju;.'-e-,  savoij-  les  trois  Jii^^es  eaiitoiianx  et  les  six  présidents  des 
Iril'tiiiaux  de  di.-ti'iets.  ('oiimie  les  trois  juires  cantonaux,  composent 
la  cliauibre  d'aecusatiuii,  il  a  iallu  tirer  des  »ix  prcsidciitî»  dcë  tribuuaux 
de  districts  les  éléments  de  tous  les  tribunaux  de  justice  pénale.  An 
moyen  de  combinaisons  variées,  ces  ma^strats  prononcent  en  cinq  qua> 
lités  diiTérentes.  Si  Ton  tient  compte  encore  des  juges  de  paix,  com* 
pétents  pour  If-s  oontraveutions  intimes,  il  se  trouve  que  nous  ne  pos- 
sédons pas  moins  de  six  juridictions  pénales,  que  voici  : 

lo  La  Cour  d'assises^  composée  d'un  président  nommé  par  le  Grand 
Conseil  parmi  b  s  présidents  des  tribunaux  de  districts,  siè;:eant  avec 
deux  de  ses  eulK%'ues  appelés  à  tour  do  rede,  et  assistée  d'un  jury  de 
douze  jurés,  rjle  coiiiiait  des  cjuises  (pli  peuvent  entraîner  nne  eon- 
(iainnation  à  la  i <■  i'lii>ioii.  C  est  notre  ancien  tribunal  eiiiniuel,  auipiid 
cette  dési<rnation  ne  i-onveuait  plus,  puisipie  li-  iii-uveau  ('ude  ]»éiial, 
ayant  abaiidonuù  la  division  tripartite  des  iiüVactiuut.,  ne  distingue  plus 
entre  crimes  et  délits. 

2*»  Lea  tribunaux  correclionnels  d'arrondissement,  au  nombre  de 
deux,  comprenant  chacan  trois  districts.  Ils  siègent  au  ohef-lieu  du 
district  dans  lequel  le  délit  a  été  commis,  sous  la  présidence  du  pré- 
sident du  tribunal  de  ce  diitrict^  auquel  tes  deux  autres  eoUèguee  de 

Tarrondissement  servent  d'assesseurs,  et  prononcent,  avec  l'assistance 
d'un  jury  du  six  jurés,  sur  tous  les  cas  où  la  peine  pourrait  excédet"  un 
an  d'emprisonnement  ou  mille  francs  d'amende.  Ces  tribunaux  ne  dif- 
fèrent donc  du  la  Cour  d'assises  que  par  le  nombre  réduit  des  jurés. 

3**  Les  (ribuyrajtr  du  moiien  corrvdiowrf,  an  nombre  de  six, 
composés  chacun  du  |)résident  du  tribunal  de  distiiet,  nssii^té  d'un  juiy 
de  six  jurés,  et  pruiiün(;ant  sur  les  causes  où  la  peine  pourrait  excéder 
un  mois  d  emprisonnement  ou  deux  mois*  de  prison  civile. 

•f*  I>es  trif>i<naii.r  de  petit  rorrcctiomit'l .  au  nornl)re  de  six,  com- 
posés chacun  du  jirésident  du  tribunal  de  district,  sans  jury,  et  compé- 
tents dans  les  ati'uires  où  la  peine  ne  dépasse  pas  uu  mois  d  umpri- 
sonnenient,  deux  mois  de  prisra  dvile  on  mille  francs  d'amende,  lorsque 
cette  dernière  peine  est  seule  applicable  et  snpérienre  à  cent  francs. 

5"  Les  tribunaux  de  police,  composés  comme  les  précédents,  pro- 
noncent sur  les  contraventions  entraînant  la  prison  civile  ou  une  amende 
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de  vinpft  à  cent  francs.  Jls  n<  sf»  distin^nu  nt  de«  tribunaux  de  petit 
correctionnel  (jue  par  une  |)i-(ict''tiuitî  siinplitice. 

6»  Enfin  les  jtnjfs  th-  pair,  du  nombre  de  dix  huit,  connaissent  des 
petites  contraventions  punies  d  une  amende  de  vin^,4  iVancs  au  maximum. 

Tout  cela  n'est  pas  très  simple;  mai;*  on  ne  pouvait  guère,  avec 
un  personnel  judiciaire  aussi  rare  que  le  nôtre,  personnel  que  pour  le 
moment  on  ne  peut  songer  k  augmenter,  résoudre  mieux  le  problème  dé- 
licat de  l'organisation  judiciaire.  Le  décret  du  35  mars  1891  n'a  d*aiN 
leurs  créé  que  les  deus  tribunaux  correctionnels  d^arrondissement  :  tous 
les  antres  existaient  auparavant. 

Il  se  trouve  en  outra  des  dispositions  pénales  dans  les  lois  suivantes  : 

Loi  sur  V assurance  contre  le  phylloxéra^  du  25  mars  lCt91y  art.  23 
et  24.    (Voir  loi  annexée.) 

Loi  sur  les  éleclions  et  votationSf  du  28  octobre  1891,  art.  67 
Ä  76.    (Voir  loi  annexée.) 

Cette  loi  établit,  comme  on  snit,  ]»our  trois  ans,  le  système  d«  In 
représentation  proportionnelle  dans  le  canton  de  NcuchAtel.  Elle  formule, 
A  l'artif'In  5.  le  piinripe  do  l'obligation  du  vote,  mais  sans  donner  à 
cette  obligation  aucune  sanction  pénale. 

Genève.  Rapporteur:  Dr.  E,  Picot,  président  de  la  Oonr  de 
justice,  à  Genève. 

Le  travail  législatif  du  Grand  Conseil  genevois  s'est  appliqué  spé- 
cialement pendant  l'année  1891  ä  Télaboration  de  deux  lois  ayant  un 
caractère  pénal,  pour  partie  tout  au  moînS|  la  loi  d'application  dans  le 
canton  de  la  loi  fédérale  sur  la  poursuite  pour  dettes  et  la  faillite,  dn 
15  juin  1891,  et  la  loi  concernant  la  puissance  paternelle,  du  20  mai 
1891. 

La  partie  île  la  loi  d'applicition  sur  la  jjoursuite  pour  dettes  <  t  h 
faillite  qui  contient  les  dispositions  [jénaleM  a  été  inspirée  par  le  trav.iil 
de  M.  le  prof.  Zürcher,  paru  dans  la  libvue.  pcnali'.  suisse  (vol.  il,  p.  2^3). 
Elle  a  amené  l'abrogation  de  ceux  des  articles  du  Oode  pénal  genevois 
(art.  S58,  375,  376,  377)  qui  traitaient  du  détournement  d'objets  saisis 
et  de  la  banqueroute. 

Les  infractions  prévues  par  la  nouvelle  loi  appartiennent  à  quatre 
catégories  différentes.  Amende  de  5  à  100  francs  pour  les  tiers,  dé- 
biteurs d'un  failli,  ou  détenteurs  de  son  avoir,  qui  négligent  de  se  con- 
former aux  dispositions  des  art.  2.32,  .3«  et  4"*  de  la  loi  fédérale  sur  les 
|>onrsniî('^.  Peines  de  polier  faiiiiMidc  do  5  A  r>(>  francs  ou  arrêts  de 
|)oliee  jiis(|n';\  h  i<»nrs)  pi-iir  h  s  d.'bitt'iirs  <ini,  par  leur  inertie  ou  leur 
mauvais  vouloir,  cherchent  à  oiitiaver  la  poursuite  (art.  91,  1G3,  222, 
229  de  la  loi  fédérale).  Peines  correctionnelles  pour  la  destruction,  la 
dissimulation  ou  la  détérioration  par  le  débiteur  d'objets  saisis  on  A  la 
veille  de  l'être,  pour  fraudes  commises  dans  le  but  de  favoriser  indûment 
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ccrtatn*?  prôîïT>ciRrs,  j>onr  In  bancjueroute  simple  et  pour  la  banqueroute 
fraudulcii;*!'  ]Hiit:int  sur  uin'  vnleiir  inft-rieurc  à  5000  francs.  Peines 
crinjint  lles  mlin  iHiur  la  haiuiueroiite  frauduleuse  portant  sur  une  valeur 
supéiieiut;  à  i:ctt(!  suimue. 

La  uotioii  du  dötuurut-ment  U'objeLs  .siiisiâ  a  été  puiaublcmciit  étendue  . 
comparativenient  aux  âitpoftitions  anciennes  de  notre  Gode  pénal.  La 
disposition  punissant  le  débiteur  saisi  qui  aura,  avant  la  aalsiOi  détruit 
on  dissimulé  ses  biens  on  consenti  des  créances  fictives  pour  favoriser 
certains  créanciers  est  nouvelle  dans  notre  eanton;  jusqn'ici,  les  com- 

merrauts   soumÎB    à    la  faillite    étaient  seuls  le^   olijcts   de  dispositions 

8(MMl)lalih'^<.  I.cs  dt''liiiitii>ns  dr  la  liaïuiueroule  simple  et  de  la  l)nn(|ni-- 
roiifi'  fraudulriisc  unt  étr  nioiiitiérs,  1rs  aui'iciiiics  di''iiiiit ions  «'ni|Munt<M-K 
.n  ta  loi  iVaiirais''  sur  b-s  faillUrs  ont  paru  tr^]!  inmpliquécs  rt  tri'jt 
}ni'iiialisti'>,  11'  liiit  d<'s  rr(ia<'lii>iis  ni'iiv<'lb's  a  rf<'  de  lai.'istn'  aux  Ju^^fs 
plu.-»  du  liberté  pour  apprécier  le  caruclére  frauduleux  des  acte^  iiicji- 
minés. 

La  loi  sur  la  puissance  paternelle  remplace  et  complète  les  dispo- 
sitions du  Code  civil  sur  l'autorité  du  pére  et  de  la  mère  et  sur  les 
sanctions  données  à  cette  autorité.  Elle  règle  entre  autres  le  droit  de 
correction  du  p^re;  jusqu'ici  c'était  le  gouvenieinent  qui,  en  vertu  d'une 
ancienne  loi  frain.ai:^«'.  pouvait  aur  la  demande  du  père  ordonner  la  dé- 
tention d'un  enfant  comme  mesure  de  rorrertinn  ;  ce  droit  n  «'(c  transféré 
an  tribunal  de  preuiièrc  in>tancc,  il  ,-tatuera  en  la  cluimbre  du  conseil, 
après  avoir  entendu  le  ministère  public,  la  procédure  très  simple  reste 
secrète. 

En  second  lieu,  cette  loi  règle  ce  qui  concerne  la  déchéance  de  la 
puissance  paternelle.  Cette  déchéance  pourra  ctra  prononcée  à  Taveniri 
par  les  tribunaux  de  l'ordre  civil,  envers  le»  parents  qui,  par  leur  incon- 
duite, compromettent  l'avenir  de  leurs  enfants,  ou  envers  ceux  qui  se 
seront  rendus  coupables  d'un  crime  ou  auront  été  condamnés  pour  va<;a- 
bondage,  mendicité,  suppression,  sul)stitution,  recel  ou  at)an(b>n  d'enfant. 
La  même  décbéance  tievra  être  prononcée  par  les  tribunaux  pénaux 
contre  les  parents  eondamnés  pour  excitation  h  la  débauche,  comme 
auteurs,  coauteurs  ou  complices  d'un  crime  ou  d  un  délit  commi»  sur  la 
personne  de  leurs  enfants,  ou  contre  les  parents  qui  auront  participé  à 
un  crime  commis  par  un  de  leurs  enfants. 

Dann  Tordre  administratif  il  n'a  été,  en  1891,  édicté  aucun  règle- 
ment ayant  un  caractère  pénal  et  méritant  d'être  mentionné  ici. 
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Gutachten  iks  Herrn  Prof.  Dr.  Karl  von  Lillenthal  zu  Marburg  i.  K. 
über  die  Fraqc  :  S'iud  Aemlerungeu  des  (jeltenden  Rechtes  er- 
fvihiscJit  in  Betreff  des  Verhält niitses  zivischen  Geld-  '"wf  Frei- 
heitsFfraf»  .^  Sondrrahdruck  aiis  den  Verhandluugen  des  XXII, 

deutschen  Jurinfentatjes. 

In  wesentlicher  Uebereinstimmiinp:  mit  ^fi(trhfädt  beantragt  v.  Lilien- 
thal dem  deutschen  Juriètontaj;  folgende  Thesen: 

'1.  Dit'  heut»',  üblicfir  Art  der  Ih'mef^inirf  der  Gi^ld^trafe  ist  ebenso 
unzuJitD'il iih  >»ne  die  Beilè'eibimg  der  vi'rh(n](itrn  Stmjt'.n. 

'2.  £îf  empfiehlt  sich,  statt  der  Androhung  nacii  festen  Summen 
bemessener  Geldstrafen  den  ÂuemessungtmQentah  hierfür  nach  dem 
jährlichen  Einkommen  des  Thâters  zu  bentimmen  und  nach  solchen 

Einkomwrvstptotet}  Horhst-  und  Mindestbetrag  zu  normiren^ 

3.  Die  Beitreibung  drr  Gehhlrafen  ist  durrh  Zulassimrj  von 
Theilzahlungen  zu  erleichtern.  An  die  Stelle  d»'r  Utnc  a nilhmfj  »>/ 
Freiheitsstrafe  tritt  Zwang  zur  Abarbeitung  im  Falle  der  Zahlungs- 
unfähigkeit, 

4.  Unter  diesen  Voranasettungen  ist  die  Geldstrafe  ein  geeignetes 
Ersattmitiel  für  alle  kurzzeitigen  Freiheitsstrafen* 

Das  Gutachten  ist  mit  reichen  statistischen  Angaben  ver^ehetly  and 
es  enthält  eine  treffliche  und  klar  geschriebene  Erörterung  der  Frage. 

Es  kommt  wohl  praktisch  am  meisten  darauf  an,  die  Geldstrafe 
wirklich  zu  vollstrecken  und  die  beliebte  Umwandlung  in  Freiheitsstrafe 
einzuschrttnken.  Das  erleichtern  die  Massnahmen,  welche  v.  Lilienthnl 
▼oracblXgt,  aber  der  Zwang  sur  Abarbeitung  ist  doch  scblieialieh  wieder 
eine  Freiheitsstrafe.  Daher  sollte  freiwilliges  Abverdleru'u  von  Ocld- 
sttafen  (Zeitschrift  IV,  344)  ermöglicht  werden.  Wie  sdir  das  utUhijz: 
ist,  beweist  die  Statistik.  Die  Mehrheit  der  Ijefängntssstrajlinge  besteht 
in  der  Scbweis  aas  Bussenabverdienemi 

0«  Q«  van  Swindereili  Esquisse  du  droit  pénal  actuel  dans  les  Pays- 
Bas  et  à  l'étranger.  Tome  i^'*-  P.  Nordfioff.  Oroningue  1892. 
862  p.  4«. 

Der  bekannte  Kriminalist  van  Swindercn  liât  sich  die  gewaltige  Auf* 
gäbe  gestellt,  das  Strnfrocht  der  Niederlande  in  Verbindung  mit  dem 
Strafreclit  der  Übrigen  i\.ulturstaaten  darzustellen.  Er  leitet  das  Werk 
durch  eine  Uebersicht  Uber  die  Strafreehtstheorien  ein. 
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Die  Darstellung  seibat  zerfdilt  bei  jeder  Lehre  in  vier  Abschnitte: 
1.  Geschichte,  2.  Niederländisches  Straficclit,  3.  Strafreeht  der  andprpn 
Staaten,  4.  Schlussfolgerungen  (conclusions).  Mit  volictn  ]\t'cht  betont 
van  äwindereUi  dass  er  der  Erste  ist,  welcher  ein  derartiges  Werk  bietet. 
Es  mas8  auch  der  Oelehmmkeit  und  dem  Fleiase  des  Terdienten  Herrn 
Verfassers  das  grösste  Lob  gespendet  werden.  Da  die  Darstellung  ein 
Land  nach  dem  anderen  behandelt,  so  ist  die  Uebersicht  Uber  den  Oe- 
setzesstaud  nicht  gerade  leicht.  l>ocl»  wirft  van  Swiaderen  in  den  con- 
clusions einen  RUckblick  auf  das  Gcsamuitbild. 

Hugo  Meyer,  Professor  in  Tübingen.  Hamlet  und  die  Blutrache, 
Ein  Vorimg.  Leipzig^  A.  Deichert  (Georg  Böhme),  1892,  32  S. 

Hamlet  ist  das  i>raiii:i  der  sinkenden  Blutrache  und  zugleich  das 
Drama  schuldhafleu  Zauderns.  Die  Nichterfüllung  der  Racheptliclit  ist 
schuldhaft.  Dieses  Urthell  begründet  Hngo  Heyer  in  anregender  Weise 
und  verbindet  damit  eine  kurze  DaretelTung  der  Blutrache  und  ihrer 
geschichtliehen  Entwicklung. 

Dp.  L.  Oppenheim,  Professor  dcft  S'frafrfrhffi  an  der  Univ(r.<Hiit  Ba^cl. 
IMs  äfztl/rhr'  Rp(M  ZU  körjirrlichen  Eingriffen  an  Kranken  und 
Gesunden.    B.  ^ichwabe,  Basd  IS9::?. 

Oppenheim  versucht,  das  rechtliche  Fundament  des  Hedits  zu  ärzt- 
lichen Kiiigrilfen  klarzustellen  und  die  Kechtssätze  zu  formuliren,  welche 
fUr  das  Gesaiumtgebiet  ärztlicher  Eingriffe  an  Menschen  massgebend  sind. 
Insbesondere  will  er  die  Frage  beantworten,  wann  ein  Arzt  wegen  körper* 
liehen  Eingriffen  strafrechtlich  belangt  werden  kann.  Oppenheim  verwirft 
die  bisher  anfgestellten  Theorien.  Weder  die  Einwilligung  des  Verletzten, 
noch  der  sittliche  Zweck  der  Handlung,  noch  das  Berufsrecht  des  Arztes 
rechîft  rtigen  den  Hrztlicheu  Einj<iitf;  vielmehr  sei  der  ärztliche  Zweck 
das  ijeiiohnheitsrechtlidie  Fundament  des  Rechtes  zum  ärztlichen 
Eingriff,  das  dieses  Recht  konstitnirende  Moment.  Dieser  Satz  wird  in 
sehr  anschaulicher  Weise  an  Beispielen  erlSntert  und  durchgeführt.  So 
viel  Anre^run;^  der  hübsch  geschriebene  Vortrap:  auch  bietet,  so  ist  doch 
die  darin  vertretene  Theorie  gewiss  nicht  haltbar.  Der  Zweck  einer 
Handlung  entscheidet  nicht  Uber  ihren  rechtlichen  Charakter,  und  der 
Ärztliche  Zweck  körperlicher  Eingriffe  bildet  nicht  den  Gegenstand  eines 
Gewohnheitsrechtes.  Die  sorgfltttige  Begründung  dieses  Urtbeils  erfordert 
eine  Abhandlung. 


Anhang.  —  Supplément. 


Kanton  Sebaffhansen. 

Strafgreselzuovello  vom  9.  NoTcmber  181H. 

Art.  1.  Üas  Dekn  t  dc^  (îro«s«>ii  Rathes  vom  21.  Mai  1874  über  die  Ab- 
äuderuug  des  StrafgescUes  ••il.uiixt  (n  bot/cskraft. 

Art.  2*  Die  Revision  erstreckt  sich  in  der  dureli  tlir  iiai  hlolL^Hiden  Artik«'! 
Qttber  bezeichuetea  Weise  auf  die  §§  16,  2ü— Ii,  72,  t*5,  13.^,  loö,  Itil—itiT,  21U, 
227—229  des  Strafgeaetxes.  Die  neuen  Beetimmungen  sind  so  m  haodhaben, 
würden  sie  an  der  ihnen  amkomnienden  Stelle  im  Kontexte  des  Strafgesetzes  stéketi. 

Art  S.  Zn  1 16  des  bisberigen  Strafgesetzes  tritt 

§  16  a.  Bei  arbeitsscheuen  Individaen,  welche  schon  bestraft  worden  sind, 
kann  der  I'iditer  nebfii  der  Gefàngniâi«stral"e  die  Verbringiing  in  eine  Zwangs» 
arbeit^instait  auf  eine  durch  Urtbei!  zu  h<  s?fiminr»ndp  Zeitdauer  aussprechen. 

Bei  jugendlichen  Verbrechern  kann  die  Erstehung  einer  zuerkaoateu  Freilieits- 
strafc  iii  einer  Besserungsanstalt  angeordnet  werden. 

Mtiss  ein  Veibafteter  während  der  Erstehung  einer  Strafe  wegen  geistiger 
oder  leiblicher  Krankheit  in  eine  Heilanstalt' verbracht  werden,  so  wird  ihm  der 
dortige  Aufenthalt  in  die  Strafzeit  eingerechnet,  sofern  er  dort  auch  als  Gefangeoer 
bebandelt  wukIp. 

Art.  4.  Der  zweite  Titel  flps  bislicri^fn  <Jesetzes,  29—44,  wird  aul- 
gehobcu  und  es  treten  au  dessen  Stelle  folgende  Bestimuiungea: 

Zweiter  Tiieî, 

Von  der  Zurecfanung. 

5j  29.  Strafixir  ist.  wer  dcu  BestiTninuiiümi  difses  Gesetzes  mit  Voi-satz  zu- 
wider handelt.  Fahrlässige  iiaudlungen  durleii  iiiti  dann  bestraft  werden,  wenn 
dies  im  besonderen  Theil  des  Gesetzes  vorge«chrii:bfU  ist. 

§  Jü.  Die  Straf  barkiiit  einer  Handlung  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Geiste«- 
thätigkett  des  Handelnden  zur  Zeit  der  Bähung  der  That  so  bescbaffen  war,  dass 
er  die  Fähigkeit  der  Selbstbestimmung  oder  die  zur  Erkenntniss  der  Strafbarkeit 
erforderliche  Urthetlskraft  nicht  liesass. 

I;  Hl.  Wer  bei  Begebung  einer  Handltuig  das  zwölfte  Altersjahr  nicht  voll- 
cuilet  hat,  kann  wegen  derselben  nicht  strafrechtlich  verfolgt  werden.  Die  Zu- 
rechnung ist  ebenfan^^  ;iii««jf'^';ch!os.s>Mi  lu^i  IVr^onpn,  welche  das  Sfihiizflintc  Alter»- 
jahr  noch  nicht  zunickgeiegi  hal»t  Ji.  weiwi  vu  »ich  ergibt,  (l.i^s  ihnen  die  Fähigkeit 
zur  Unteracheiduug  der  Strafbarkeit  der  Handlung  abgegangen  ist.  Jedoch  kann 
in  beiden  Fällen  die  Anwendung  polizeilicher  Besseruugsmittel  ai^eorduet  w^cn. 
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§  32.  Kriiip  ZtinM'hntmir  fititlrt  -t:itt  hin  Ilfmdlnncrrn  ndiT  rntcr)f»«'-.ungpn,  zu 
w*»lcli*Mi  Jf'maml  (iuroli  nnwuler&lt'ljliclif  kuiperlichc  Citnvalt  oder  durch  Drohungeu 
geautiiigi  wird,  die  itiii  gegeiiwärtiger,  auf  audere  Webe  uicUt  abwendbarer  Gefahr 
für  Leib  und  Leben  seiner  selbst  od«  einer  anderen  Person  verbunden  sind. 

§  33.  Bbenso  sind  diejwifen  Handinngen  nicht  strafbar,  welche  in  eineis 
im  vorschuldeten,  auf  andere  Weise  nicht  zu  beseitigenden  Notbstande  zur  Ab* 
Wendung  ein«r  solchen  augenblicklichen  Gefahr  (Art  32)  begangen  wurden. 

<5  Wenn  siili  .IcMiand  über  Th,)i>;ulifn  otlcr  thiit^Miclilicln-  VorMItniflse^ 
ui'lihi'  fiiii-  H;iii(ilaiii^  stnifljar  inarli<'!i  <nlfr  ilitv  >^traf barki'it  ri-bohni,  in  iinvtr- 
s>  htiltlfi<-tn  Intliuiii  li<'tiii<i('t.  wini  die  ^TnilVt'chtlii'Lc  /iirerliimng  (l.uiurcli  ;uis- 
ge^cliluaseu  bciiitLuugjjvveiiic  ^'riuiudciL  Dagcgcu  wiid  die  Zuiocliuuiig  weJ«jr 
durch  die  Unitenntniss  des  Strafgesetzes  noch  durch  den  Wahn,  als  ob  die  gesetz- 
Uch  Terbotnne  Handlung  nach  dem  Gewissen  oder  der  Religion  des  Handelnden 
erlaubt  ge^'*'^i'ii  nnrU  ilurrli        l>rsi'li;itVrnlnMt  ilt;s  I'.r wri^^^rumlc-  ml'^r  Snd» 

Zweckes.  v>'--li;ilh  lIci-  KniHi-liI ii-M  /.ur  Tiiat  i^ctasat  worden  ist,  aulgeholjcii. 

iö    i;ni<   >tratl>iir4>  ilaudlung  ist  nicht  vorhanden,  wenn  die  Handlung 

duit  h  Nntliwrljr  L;i'l)iitrn  wur. 

>iulliwt,'Ui'  i.-»t  iii''j*'ni:/»'  \>ri liridiguiig,  wricLe  tiiloi'üerlich  i.-t.  um  erneu  gegen- 
wärtigen, rechtswidrigeu  .Viigi  iiV  von  sich  oder  einem  Anderen  abzuwenden. 

Die  [Jeberschreitung  der  Nothwehr  ist  nicht  strafbar,  wenn  der  Thflter  In 
Bestürzung,  Fm'cht  oder  Schrecken  oder  Qberhanpt  aus  Mangel  an  Besonnenheit 
Über  die  Grenzen  der  Vertheidtgung  hinausgegangen  Ist. 

Itcr  lîichtei  kann,  wenn  er  die  Ueltfrscliri'itunî;  drr  Xoihwrhr  -ir.if- 
itar  fiiüi*  t,  Ix'i  der  An-iiir-sunL'  d'  i'  Strate  ntitcr  tia-  Miiiiiniiiû  der  gesetzlichen 
hlralt;  liHiabL'i'ln'U  od-'t  amdi  r'iur  nit'drii^cro  Stratart  anwenden. 

î:;  "^7.  Wrv  .'iii'-n  Andern  in  Nothwidir  vrrwnndrt  "der  «„'ctodiet  ixai,  UiUsä 
oui^'-vanint  ln-i  eiinT  ;itiitlichen  ""teile  liievoii  Aii/ei^'e  luachiai. 

Art.  ö.    ^  12  •■riialt  am  ■^chlns-e  den  /auat/.  : 

Im  i'idle  VMn  Zitt.  I  kann  iitUer  da-  Miiiinmin  der  arigedrohteu  btrate,  jedoch 

JiUdil   mehr  :ds  die  Hallte.  liei'nnter^r^'aMireii  Wei'deU. 
Art.  (».        l:-;:;  (iadi.)  •■rlialt  die  |-"a->nnL': 

lAii  II  •>//  iiliuns'  ru  liiiil  ii>ii>'>ihiu  ifl'  /<  li/f»  a^Jitii'  i/  Iln  Hinlu.hLnUn.r  N\  er 
\i>if.aUltciâ  ;ui  W'jliuha.uaetu  udt-'r  iUj  aijdt;ru  llauuiliciikcileu,  iu  \va;l«^^i»L'n  aich  zur 

Zeit  der  Anlegung  oder  des  Ausbruchs  des  Feuers  Menschen  aufhalten,  desgleichen 
an  GebAuden  oder  Sachen,  welche  ihrer  Lage  nach  menschlichen  Wohnungen  und 

Auf- titbaltsorten  das  Feuer  leiclit  mitttieilen  kennen,  Ürand  j/elem  h.it.  wird  mit 
ZucbtLau-  und.  wenn  in  i  olu'e  d.-r  l'-rand-tiltunL^  ein  >leu>eli  das  iadien  verloren 
)iat  nnd  dei  lliater  diesen  l\lriid'..'  al->  Imeliht  wabTHcbeinllcb  voraussehen  kouute, 
ruit  lelM.'nslaügtiidiouj  /uiditliau.'j  bcstratt, 

Kircbeu,  hjciiuien,  l^'abrikcu,  sovile  alle  Gebäullchkoiicu,  iu  welchen,  weun 
auch  nur  zeitweise,  Menschen  in  grösserer  Anzahl  sich  versammeln,  ebenso  öffent- 
liche Magazine  (Ur  Kriegs-  und  Mundvorräthe,  Archive  oder  aodere  derartige  Ge* 
baud«'  di^  Staates  und  der  Gemeindon  werden  den  bewohnten  Gebäuden  gleich 
geachtet. 

Das  V.-rhre(  h  -n  ist  volleudct,  r^ubald  der  iu  Bratid  zu  iietzeude  Gegenstand 
iu  l'  lamwen  gerat  beu  ist. 


Digitized  by  Google 


468 


Anhang. 


Art.  7.    §  13;>  (hish.)  erbalt  die  Fassung: 

(Anzänduug  atukrer  (Jeycuslitude.)  Wer  ausser  deo  Fällen  der  133  und 
184  an  Waldungen,  fremden  Qebioden,  Brttckeo,  Schiffen,  Hoicronfttben,  ein* 
gesammelten  oder  uneinuosammelten  Frücht<>n,  oder  an  irgeii>i  •  inem  andern  der- 
artigen Gegenstande  Brandstiftinig  verübt,  wird  iiaob  Verbältniss  des  verursachten 
ScbfMl«'ns  und  df»r  nach  d<Mi  Cmständeu  dt'3  fiiuelnen  Fa!1^  vorhandenen  Gefahr 
mit  Zuchthaus  bis  zu  liuitzeha  Jahren,  iu  miidtren  Fallen  mit  GetängDiss  1.  Grade:» 
nicht  noter  6  Monaten  bestraft. 

Die  Autttndung  des  eigenen  Hauses  oder  anderer  eigener  Sacheu  vhné  Gefahr 
fSu"  MtMdien  oder  fremde»  Eigentimm  stellt,  insofern  die  Handlung  zum  Zwecke 
eines  Hetmgs  oder  einer  Beeinträcbtignng  fremder  Rechte  verübt  worden  i^t, 
Zuchthausstrafe  liig  nnf  acht  Juhre,  in  milderen  Fullen  GetÜngniM  I.  Urades  nicht 
uuter  »eclt^  Muuatea  uucb  $ich. 

Art  s.    An  Stelle  des  5.  TiteU  des  bisherigen  Strafgesetzes  (§g  161—167) 

treten  tulgende  Bestiumuogeu  : 

Von  den  Veritrecben  und  Vergehen  wider  die  Gesundheit. 

§  Hil.  Wer  ohne  die  Absicht,  zu  tödten,  einen  Anderen  mit  Torbedacht 
körperlich  mi^shaiidelt  oder  an  der  Gesundheit  beschädigt,  soll  vegon  Körper- 
verletzung besiralt  werden,  und  zwar: 

1.  mit  Zuchthaus  bis  zu  zehn  Jahren,  wenn  der  Beschädigte  einen  erheblichen 
bleibenden  Nulitheil  un  Körper  oder  (Je-iinidheit  erlitten  hat; 

2.  mit  Gefaugiiisfi  oder  Zuchthaus  bis  zu  vier  Jahren,  wenn  die  vorübergehende 
Schädigung  UQ  Korper  oder  Gesundheit  die  Dauer  von  dreissig  Tagen  über- 
schritten bat; 

3.  mit  Gef&ngDifis  bis  auf  xw&lf  Monate  oder  —  und  xirar  allein  oder  in  Ver- 
bindung mit  Freiheitsstrafe  —  mit  Geldbusse  bis  auf  tausend  Franken,  wenn 
die  vorübergehende  SchatliirTHiL'  an  K<tr])»»r  od.  i  Gi  ^mulhcit  die  Dauer  von 
acht  Tagen,  aber  nicht  vua  druissig  Ligen  iil"!-«hiUti'M  hat. 

Leichtere  als  die  unter  Zifler  3  geuauuteu  Körperverletzungen  werdeu  nur 
auf  Antrag  verfolgt  und  polizeilich  bestraft. 

§  1C2.  Wurde  der  Eutschluss  zu  der  Misshaudluug  oder  Schädigung  im 
Affekte  gefasst,  so  trifft  den  Tbäter: 

1.  in  Fällen  des  §  iHl,  ZiH'.  1,  Gefängnissstrafe  nicht  unter  drei  Monaten; 

2.  In  Fällen  des  gleichen  Paragrapheo,  Ziff.  2,  Gefängniss  bis  zu  svei  Jahren  ; 

3.  in  Fällen  des  glelclien  Paragraphen,  Ziff.  3,  GefiiDgiiiss  bis  auf  drei  Monate 
oder  —  und  zwar  allein  oder  in  Verbindnug  mit  Freiheitsstrafe  ~  Geld- 
busse bis  auf  tausend  Franken. 

War  der  Aft'ekt  durch  schweres  Verschulden  von  Seite  des  Verletzten  hervor- 
eTiifen  worden,  so  k<)i!n>  u  dii-  vrtrbeuerkteu  Ötrafen  bis  auf  die  Ualfte  des  an- 
gedrohten Strafmasses  Ii- r.ili-iiiki  ii. 

55  l»;2a.  Krgibi  ?ich,  daas  der  Tbater  die  in  {5  161  bezeiclmeteu  l  oigen 
nicht  voraussehen  konnte,  ao  kann  die  sonst  verwirkte  Sti'afe  bis  auf  einen  Vier- 
theil gemindert  werden. 
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§  163.  Hat  Jemand  in  einem  von  Mehreren  gegen  Ihn  gemachien  AngriAe 
oder  IQ  einem  Kauf  haiidel  eine  B<>!sclin(Iigiing  an  K(irper  oder  Gesnndheit  erlitten» 

siml  »n<  j.  nii;»  ii  Tlifilnehiner,  welche  an  den«  Misshandelten  Thätlicbkeiten  ver- 
übt lialicii,  nai'li  Massi^abf  ilirr«;  Verschuldens  mit  den  fr''S("t/Ii(*li.'ri  Strafen  au 
bcle)ü!»*».  die  ulx  iu'f'ii  'rheilii-'liiiirr  mit  Geldbusse  oder  Gefauguia»  zu  bestrafen. 

KoaoeQ  aber  die  LTbtjber  der  einzelnen  Verletzungen  nicht  ausgemitteit 
werden  oder  haben  die  zugefügten  Terletsnogen  nnr  dnrdi  ihr  Znaammenwirken 
den  eingetretenen  Erfolg  herrorgelmicht,  ao  ist  gegen  die  Tbeilnebmer  tu  dem 
betreffenden  Raufhandel  auf  eine  mildere  als  die  aasaerdem  eintretende  Strafe 
oder  statt  derselben  auf  die  znuAchst  niedrigere  Strafart  zu  erkennen. 

Innerhalb  der  geaetdicheD  Orenaen  iat  die  Strafe  der  KArperrerletsnng 

zu  erhohen: 

1.  w«'iin  die  Verletzung  uacii  vor^ingifrem  Auflauern.  vorzn);lii  h  lu  i  Nai*ht7#»it 
oder  in  <j**iaeinschaft  mit  Mehreren,  oder  wenn  sie  mit  lebensgefährlichen 
Weriiaeugen  (Messer,  Peuerwaffen  u.  dergl.)  oder  ftherhanpt  auf  eine  daa 
Leben  geAhrdende  Wetae  angefügt  ««rden  iat; 

i.  wenn  sie  an  Persimen,  denen  der  Thäter  besondere  Achtung  oder  beaonderen 
Schutz  schuldig  war«  oder  an  Schwangeni,  deren  Znatand  der  Thftter  kannte, 
?erabt  wordim  ist. 

Körperverletzungen,  begangen  unter  den  in  diesem  l'aragraphen  anfgeAkhrtcn 

Voraussetzungen,  werden  immer  von  Staats  wegen  verfolgt. 

IGÔ.  Körperverletzungen,  welcho  durch  Kahrlas<i.rkf  it  v» -nschuldet  worden 
siiul,  Herden  mit  Geldbussc  bis  auf  fünt humleri  I  ranki  ii,  lu  si.hweren  Fällen  mit 
üetaugniss  big  auf  sechs  Monate,  und  zwar  einzeln  oder  in  Verbindung  mit  Geld- 
busse,  bestraft 

Die  gerichtliche  Verfolgung  findet  jedoch  in  solchen  FlUlen  nur  auf  Antrag 

des  BeschAdigten  statt,  Fälle  ausgenommen,  In  welchen  eine  Körperverletzung  im 
Sinne  von  §  161,  Ziff.  1.  vornbt  oder  die  Verletxung  mit  Uebertretung  einer  Amta- 
oder  berufsptlicht  zugefugt  wurdr. 

§  lt><).  liei  vorsätzlichen  wie  l>ei  fahrlässiL'**?!  ivTjicrverletzungen  kaim  gegen 
den  Ttmter  wegen  Verletzung  besonderer  Amu-  oder  Üerufsptiicbten  neben  der 
geaeialichen  Strafe  auf  seitliche  oder  gänzliche  Etetslehung  des  Amtes  oder  der 
Befugmas  aur  selbatatftndigen  fietrdbung  seines  Bernfes  erkannt  werden;  daa 
letztere  in  dem  Falle,  als  die  Betreiinmg  des  Berufes  an  obrigkeitliche  Bewilligung 
geknüpft  ist. 

Art.  9.    §  219  (bish.)  erhält  die  Fassung: 

Die  bei  dem  Diebstahle  in  Beziehung  auf  Hrsi  hränkuug  der  Strafverfolgung 
(1^  211),  auf  WertlilK'stimmung  <?;  2lo),  sowie  aut' freiwillige  Wiedereratatlong  (|21ô) 
iuafgebtelUen  Vüra(  ünften  gelten  auch  für  d'w  I  utcrächlagung. 

Art.  10.  An  Stelle  der  §§  227  —229  (bish.)  treten  folgende  Paragraphen  : 

227.   Der  zaiilongsimiftiiige  oder  aich  als  zahlongsunftbig  ausgebende 

Schuldner,  welcher 

1.  Vermögensgegenstände  verheimlicht,  bei  Seite  schatit  oder  böswillig  zerstört  ^ 

2.  seine  Gläubiger  durch  wisaentileh  fidache  Angaben,  dureh  Anerkennung  von 
nicht  bestehenden  Schulden  oder  durch  finglrte  Rechtsgeschlfte  hcnach- 
theiligt; 
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sd&e  Geschäfts-  uiid  RechnuagsbUcber  Terheimlidit,  bei  Seite  schdlt,  fUadit 

oder  wahrheilswidiii'  fuhrt; 
4.  unter  fal>}chpn  Vorspie^rflniit^tni   uImt  den  Stand  sfinf»  Ncrinogfiis  u'-ue 

bchuldverbiudliclikeiu-u  eiugeht,  i&u  detcu  Ertaiiiuig  er  keine  gegruudete 

Hftftto^By  kftben  km&y 
wird  wegen  betrügtristMu  Ktmkwrtes  mit  Zochlhwia  bis  su  6  Jeliren  oder  Gc> 
fllQgiüi«  bestraft. 

§  327 1.  llach  §  227  wird  im  Felle  de»  Kookiueeiwbniche«  ferner  bestraft: 

1.  jede  zum  Nacbtheil  der  Mai^se  getrofTene  Verfügung  des  Schuldners  iUiei 

sein  Vernio':r»'ii  nach  Aufnahine  dos  Gfiterver/eichnissfs,  soweif  nicht  nach 
Ârt.  164  (it>>  iih(M  SchuidbeUeibuug  uud  Konkurs  dem  bchuidner  die 

Verfügung  au^drucklich  ge&Uittet  ist; 

2.  jede  Vertagung  des  âdliiildiktf  s  Ober  Hueagat  nach  Eröffnung  des  KtmlLnrie«. 
%  227  b.  Ein  Schnldner,  welcber  der  Betreibung  auf  Pfilndung  unterwerfen 

ist»  und  der  in  der  Absicht,  eine  IwTontebende  oder  limla  angebobene  Scbnid- 
tietreibung  frucbtioe  zu  machen« 

1.  Veriuu^oiiägegeu«t&ude  verheimlicht,  bestitiL't  oder  höswillig  zerstört; 

2.  durch  Anerkennung  von  nicht  bestehenden  hchiiliieu  bewirkt,  dass  angeMicb  ' 
Gläuliiger  auf  dr  m  W.  der  Pfändung  den  bere«  hti^^uu  Gläubigern  zuvor- 
kommen oder  durch  Amchluäsptandung  deren  Anibeil  schmälern, 

wird  wegen  Pfüudung^bdrugs  mit  Zuchthaus  bis  su  fftnf  Jabren  od^  Gefiiagi^ 
bestraft. 

g  227  c  Ein  l)etriel>ener  Scbulduer,  weldier  eine  sn  Gunsten  eines  GlAublgers 

im  Rechtstrifb  gepfiindete  oder  eine  dem  Betentionsrecht  unterliegende,  aber  in 
äciuem  Gewahrsam  gj'lasstMir  S;u  h<"  r(  i  htswidrig  voräussert,  verheiniîirht.  be>titigt. 
zerstört,  verbraucht  oder  al»ic'liilii  Ii  zu  drunde  gehen  lässt,  oder  den  Bcira.'  «'iner 
ihm  bezahlten  gepfändeten  t  ordcrung  nicht  dem  Betreibungsamt  aushändigt,  wird 
wegen  PfanckmUrwsklttyun'j  ndt  Zuchthaus  bis  su  fünf  Jabren  oder  Geftogni&s 
bestraft 

§  227  d.  Der  Konknrsit,  welcber  im  Bewusstsein  seiner  Insol?ens  und  In 

Voraussicht  seines  Konkurses 

1.  fur  bestchf'ndc  Verbindlichkeiten  äicherbeit  bestellte,  die  stt  leinten  er  nicht 
schon  fniher  verptlichtet  war; 

2.  Geld^ichulden  auf  andere  Weise  als  durch  liaar&chaft  oder  durch  ander- 
weitige übliche  ZuhUiugsmittel  tilgte; 

8.  niehtverfsltoie  Schulden  sablte, 
ist  der  vnderrtekßkhen  Begünstigung  der  Giäubiger  schuldig  und  wird  auf  Antrag 
eines  benacfatbeiligten  Gläubigers  mit  Geftngniss  bis  au  einem  Jnbre  besMft. 

^  227  e.  P'iu  der  l'ftndungsbetreibung  unterworfener  Schuldner,  welcher  aiif 
di»'  im  vorlHTET-'lj-'uden  Paratrraphen  beschriehem*  WH«f  nachstehende  oder  glpvrîi- 
herecbtiuitc  («lauliiger  widerrechtlich  begünstigt,  wird  auf  Antrag  eines  hena«  b- 
theiligten  Giaubigerü  wegen  des  uamlicheu  Vergehens  mit  uciauguis»  bia  £ii  eiut;m 
Jabre  bestraft. 

§  228.  Der  in  Konkurs  gefallene  Schuldner,  welcher 
L  die  durah  Gesets,  Getach&ftssitte  und  Umfang  des  Geach&ftabetrlclm»  ge- 
forderten BOeher  entweder  gar  nicht  oder  in  solcher  Unordnung  gefehlt 
hat,  dass  daraus  sein  Verniogensstand  nicht  ersehen  werden  konnte;  ebeus<^ 
derjenige,  weicher  die  UbungsgeuûUsen  Bucherabüchlftsse  nicht  gexogeu  liât  ; 


Digitized  by  Google 


Anhang. 


471 


2.  aein  Geschäft  oder  seinen  Beruf  in  uueut  seh  u  kl  barer  Weise  veruachlä:$!iigt 
oder  sich  dabei  iu  Spekulationen  eingelassen  hat,  welche  das  Mass  seiht  r 
Hnanzielleu  Kräfte  übersti^en,  sofern  hieraus  f&r  ihn  Verluste  entstanden  ^iud; 

3.  in  seinem  Privatleben  einen  seine  sichern  Einkünfte  Ubersteigenden,  ver- 
teliweiideritchen  Aufwand  gvtrieben  od«r  sonit  durch  tiederUche  Lebens« 
weise  seinen  Yenn<fgeDs?erft11  herbei^fthit  hat; 

4.  im  Bewnsstsein  seiner  ZahlnngsunfiUii^dt  neoe  erhebliche  SchnUcn  ein- 
gegangen bat, 

wird  wegen  leichtsinnùjeu  Konkursef  mit  Gefängniss  bis  /.u  J  Jahren  bestraft. 

§  228  a.  Ein  der  Hetreibung  auf  rfäiidung  iinterwurfeiier  Schuldner,  welcher 
durch  liederlichen  oder  arbeitsscheuen  l^ebeuüwaudel  seiui.'  Insolvpuz  herbeigeftthrt 
oder  seine  Schuldverpflichtungen  im  Sinne  von  §  228,  Zill.  4,  vermthit  hat,  wird 
im  Falle  firachiloser  Pftndang  weg«i  leidft»innigm  Sdtuldenma^at  polizdilch 
mit  Gefängniss  bis  an  awei  Monaten  bestraft.  In  milderen  F&Ilen  kann  anch  nur 
anf  Einstellung  im  Aktivbflrgerrecht  oder  Wirtliahansveibot  oder  Mde  Strafen 
aasamnmn  erkannt  werden. 

l)ie  Hestnifuiiiï  erfolg  nur  aut  Antrag  de-  /u  N'rrlii^t  gckomnicni'ii  (ilaubigers. 

Is(t  ein  soIcIkt  Antrag  t,'>'>tt;llt  worden,  so  koinineu  giciclizritig  alle  zur  Zeit 
bcfltebcnden,  Irucbtlosen  Pi'uuduugen  des  Schuldnern  in  einem  Vi-rlahren  zur  Ab- 
urtbeilting. 

§  229  b.  Treffen  die  Voraussetaungen  dieses  Abschnittes  bei  juristisehen 
Personen  zu»  so  ünden  die  Straf  bestimmnngen  desselben  Anwendung  auf  die 
schuldigen  Einaelpersonen  der  Verwaltungs»  und  Aufsiehtaoigane. 

§  228  c.  In  den  in  diesem  Abschnitt  aulgelMurten  Falli  n  kann  glciobzdtig 
mit  der  I 'reiheits^trai'e  auf  Einstellung  im  AktivbOrgerrecht  und  Wirthshausverbot 

erkannt  werden. 

§  228  d.  Die  Einstellung  im  Aktivluirgcrr«»«  htc  lallt  vor  Ablauf  der  gerichtlich 
festgcHCtzten  Dauer  wieder  diihiu,  wenn  der  ivuukur^  widerrulen  wird,  oder  wenn 
sftmmtltche  aa  Verlust  gekommenen  Glftubiger  befriedigt  sind  oder  éer  Reliabilitation 
beistimmen  (Art  26  B.-G.). 

I  229.  Wer  die  eigene  bewegliche  Sache  dem  N utaniesser,  da»  Faustpfand- 

gläubiger  oder  den»  sonstigen  rechtmasäigen  Inhaber  entwendet  oder  seine  für 
einen  (iläubiger  mit  H<'scblag  belegte  Sa»  hp  drni  Heschlage  heimlich  eut/it  ht  und 
dadurch  dir  Btrechtigteu  um  ihr  l!^ut2ungsrecht  oder  ihre  Befriedigung  bringt, 
äoll  mit  Gefanguisä  biti  zu  drei  Jahren,  in  besonders  milden  Fällen  mit  Busse  bis 
tu  sweilinndert  Frankel  bestraft  werden. 

$  290.  Alle  mit  diesem  Gesetae  in  Widersiiruch  stehenden  Bestimmungen 
werden  anmit  aufgehoben. 

§  281.  Yorstebendes  Gesetz  tritt  unter  dem  Vorbehalt  einer  allftlllgen  Volks* 
abstimmnng  am  1.  Januar  1882  in  Kraft. 
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Zur  bedingten  Verurtlieiliuig. 

Eine  grundsätzliche  Bemerkung 

▼OD 

Carl  iï>ïoo#«. 


Boicliegerichtsrath  v.  Buri  stellt  in  seiner  jüngst  im  Gerichts- 
saat (XL VI.  321  ff.)  erschienenen  Abhandlung  ûh&t  Dekrmnwnu9 
Mild  hediitgte  Verurtheilung  zunftohst  den  Satz  anf  : 

^Das  f/ef/niwärtif/e  Strafrecht  steht  doch  wü}il  vor  der  Alter- 
native: entweder  dir  Thäici'  hat  die  Strafe  verdient  oder  er  hat 
keine  Strafe  verdient.'^ 

Auf  ürund  dieses  Axioms  hält  sich  v.  Buri  zu  dem  ächluss 
berechtigt  : 

y,Tm  arsten  Fall  muss  dir  Tprdicntt'  Strafe  auch  tmuerweif/er^ 
Uch  vollzogen  werden,  weil  eine  Strafe,  welche  nicht  vollzogen 
tvird,  eine  Strafe  überhaupt  nicht  ist*  Im  zweiten  FaU  aber  mutz 
Freisprechung  erfolgen»* 

So  kommt  i;.  Btai  zn  dem  Sehlusse: 

„Die  hedingie  Vermiheilung  ist  sonach  weder  m  dem  &nen 
noch  in  dem  andern  Fall  hegrilndet.'* 

V.  Buri  Jiimmt  nn,  di''  bcJiii^^te  Vcrurtlicilung  beruhe  auf  dem 
<jodaiikeii,  ('s  sei  die  Schuld  der  cr^^tt  ii  Tliat  nicht  hinlänglich,  um 
4lie  »StnitVollHtrockuug  zu  rochtffrti^'ou,  erst  durcli  die  Ergänzung, 
welche  die  Schuld  durch  die  /.weite  Tliat  erfahro^  fxelaugo  sie  zur 
vollen  iMitstelnin^  ;  somit  werde  die  Schuld  uicht  allein  durch  die 
2ur  Bestralimg  vorliegcudo  That  begründet. 

Der  kriminalpolitisclie  AVerth  der  bedingten  Verurtheiluiig  steht 
aur  Zeit  nicht  fest,  und  auch,  wenn  daran  nicht  zu  zweifeln  wäre,  so 
ist  er  doch  gewiss  sehr  überschätzt  worden.  Diese  Gegenbemerkungen 
bezwecken  daher  nicht,  dio  bedingte  Verurtheilung  als  ein  kriminal- 
politisches Uniyersalheilmittel  anzupreisen  und  ihre  Existenzberech- 
tigung und  ihre  unfehlbare  Wirksamkeit  nachzuweisen.  Vielmehr 
kommt  es  hier  nur  darauf  an,  die  Sätze,  von  denen  v,  Buri  ans- 
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geht  and  auf  welche  er  seine  Darlegung  aufbaut,  zu  widerlegen 
und  zu  zeigen,  das»  die  darin  zum  Ausdruck  gelangte  Grundauf- 
ÛMSung  über  das  Strafrecht  nicht  baltbar  ist. 

"Die  AlternatiTe:  «entweder  ist  die  Strafe  verdient,  und  dann 
mu88  sie  vollzogen  werden,  oder  sie  ist  nicht  verdient,  dann  hat 
Freisprechung  zu  erfolgen**,  scheint  logisch  unanfechtbar  zu  sein. 
Es  genügt  aber,  an  einige  Einrichtungen  des  „gegenwärtigen''  Straf- 
rechts zu  erinnern,  um  das  Bedenkliche  solcher  Argiimentaiion  auf- 
zudecken. Wer  (Miion  Andern  beleidigt  oder  an  '^oi'i''m  Kin'pcr 
leicht  verletzt,  der  liat  frewi^s  in  jedem  Fall  im  Sinnc^  r.  Bari^» 
Strafe  verdient,  und  diicli  tritt  Bestrai'uni^  nur  auf  Antrag  ein.  Der 
Dieb,  der  Betrü<;er,  der  luiuber  hat  Strafe  verdient,  wenn  aber 
eine  gewisse  Zeit  abgelaufen  ist,  so  entfällt  die  S t ra  1  Vollstreckung 
in  Folge  Verjährung.  Der  Mörder  hat,  wenigntens  naeh  deutschem 
BechtsbewuHstseiu,  Todesstrafe  verdient;  die  LJe<;iuuiiguiig  rettet  ihm 
aber  doch  das  Leben.  Auch  die  bedingte  Entlasj^ung  liefert  ein 
Beispiel  dafür,  dass  das  gegenwärtige  Strafrecht  auf  der  Vollstreckung 
der  verdic'uleu  »Strafe  nicht  unter  allen  l  iiü^tänden  starr  beharrt. 

Die  Strafgewalt  wird  vom  Staate  nur  dann  und  insoweit  bo- 
thätigt,  als  es  die  Zwecke  des  Rechtsschutzes  orfordern.  Ob  die 
Zwecke  des  Rechtsschutzes  Strafe  erheischen,  das  ist  für  den  Gesetz- 
geber bei  Aufstellung  der  Strutaudrobungen  massgeb« nl,  und  nicht^ 
ob  der  Thäter  moralisch  Strafe  verdient  hat.  Daher  nimmt  der 
Staat  allerdings  auch  auf  Verhältnisse  Rücksicht,  die  sieh  nicht 
umiiirttdhar  auf  die  That  beziehen;  es  hadet  z.B.  die  Empfindung 
des  Beleidigten  in  Bezug  auf  Genu^'thuuM'^  BiTÜcksichtiguug,  bei 
geschlechtlichen  Verhältnissen  bcstinimt  die  Schonung  der  Ehre  der 
Gesciiädigteu  den  Gesetzgeber,  die  Strafverfolgung  nicht  unbedingt 
eintreten  zu  lassen. 

Alle  diese  Erscheinungen  vermochten  nicht  genügend  erklärt 
zu  werden,  wenn  v.  Buri's  Satz  richtig  wäre, 

Was  nun  die  bedingte  Veruilheilung  anbelangt,  so  geht  es  zu- 
nächst nickt  au,  das  Verhältniss  so  zu  konstruiren,  wie  v.  Bari  e» 
im  Interossc  seiner  Beweisführung  tbuu  niiichte.  Kein  Verlheidiger 
der  bediiigien  Verunlieilung  nimmt  au,  die  SchiiUl  der  ersten  That 
sei  nicht  schwer  geuug,  um  eine  Strafe  zu  rechtfertigen,  und  es 
entstehe  erst  mit  der  Begchun;.;  der  zweiten  I'hat  ein  ausreichendes 
Strafbedürfniss,  Es  steht  ja  nicht  eine  üu.>pcu«iv  bedingte  Strafe 
in  Frage,  huiidern  eine  renolutiv  bedingte.  Daher  wird  die  bedingte 
Vorurtheilung  von  Wach,  Lammasch  und  Andern  mit  Recht  „bedingter 
Strafcrlass"  genannt. 
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Nach  manchen  Gesetzen  bildet  djis  Wohlverhalten  eines  Ver- 
urthcilten  eine  Voraussetzung  der  Verjährung,  es  wird  angenommen, 
das  Strafbedüri'nis«  falle  weg,  wenn  sich  der  Delinquent  während 
einer  Koilio  von  Jahren  ^'•ut  gehalten  ]i;it.  La)nnifisflt  macht  treffend 
daranf  aul'merksain,  dass  der  l'hiiter  im  Lauf  der  Jahre  ein  ganz 
anderer  ^lensch  irewoiden  «ein  kann.  Der  näinlichr  (lodaiikengang 
fülirr  /AI  d*'r  bedingten  YcrurtlieUung.  Ks  wird  Hiner  wcirt-n  uiiiOH 
guriugfrn  Vergoli.eijs  zur  Strafe»  vrrurtlieilt.  Weim  s^'fuMi  zur  Zeit 
der  Verurthoihing  feststände,  dass  der  Tliäter  ganz  au-^uahmsweise 
der  Versuchung  untorl;ig,  dass  er  künftig  uicht  nndir  delinijniren 
wirtl,  so  stîinde  nichts  entgegen,  iiirn  die  au  sich  verwirktt^  Strafe 
zn  erlassen,  solVrn  unter  dit^ser  Voraussetzung  ein  Straf liedûrtni.ss 
niciit  vorliegt.  Das  Eintreten  dieser  \  oj"aus>«'tziing  ist  aber  elH;n 
zur  Zeit  ungewiss.  Daln-r  wolhMi  die,  welche  annehtnen,  ein  Siraf- 
bedürfniss  feide,  wenn  der  'l'liäter  ein  einziges  Mal  ein  g<'ring<'reH 
Vergehen  veitibt,  ileii  Thäter  zwar  verurilieibMi ,  alier  ilnn  die  zu- 
«'rkaniiie  Strafe  für  den  l-'all  erlassen,  dass  er  in  bestiniiuier  Frist, 
kein  nenes  Delikt  begclie.  Die  Ge»Laituug  dieser  V ornui^tteUuBg 
Jää.sr  Verscliiedenheiton  zu. 

(H)  es  sich  üuu  rechtfertigt,  hei  cintmdifirr ,  nicht  n  n'jlerki'.hrandcr 
strafieclitliclier  \  er>(:liuldnng  di(»  Strafe  für  gewisse  Delikte  daJnït- 
falleti  zu  la.<<fii,  das  ist  eine  hrimi luilpfihti^chi-  P'rage,  »Ii'*  nur  auf 
Grund  <lor  Erfahrung  gelTist  werden  kauu.  l'aJls  die  Strate  für  das 
erste,  kleinere  Delikt  entbeiirlicii  ist,  su  ist  es  ohne  allen  Zweifel 
ein  (îewiua  für  <len  Staat  und  für  die  ( iesellschuff.  wenn  dem  Thäter 
die  Strafe  erspar*  '  I^  ibt;  denn  Kechtsgütcr-chtitz  ist  ja  iN  chtsgüter* 
Verletzung,  tnid  IJechtsgütcrverletzung  bedeutet  regelmässig  eine 
Eiabusse  nicht  nur  für  den  titräÜing,  ^ondom  auch  für  den  Staat. 
Nirgend-^  ist  strenge  ()ekoju)niie  BO  öebr  i^cboien,  wie  im  Sfrafrecht. 
Meine  kriminalistische  Emptiudung  neigt  sicii  <lem  Institut  der  be- 
diiiLTleu  Vepurtheiliiui:  nicht  mir  znversichrlicher  Hotlnnn«;  zu,  weil 
das  Bedingungsweise  der  Strafvollstreckung  die  Eijifücbheit  un<l  die 
^iichere  (ileichmässigkeit  der  Snafrechtsptlege  und  damit  den  Zweck 
der  (  i  eiieralprävenrion  beeiutriiclitigen  ki»nnte.  Es  möchte  sich  viel- 
leicht mehr  enipi'ehlen,  bei  cr*toialigeni  Delikt  die  Strafe  »ehr  vtiiUL 
zu  get^talteii  und  bei  Vorlit'geu  .ve/tr  bedeuteuder  .M ildernngsgriinde 
von  Strafe  oder  doch  jedenfalls  von  Ereiheîtastrafe  abzusehen,  wie 
dies  in  einigou  schweizeriBchen  Strafgesetze n  voigesehen  iBt.  So 
sollte  z.  ß.  ein  geringfügiger  Diebatahl  aus  >oth,  auch  wenn  nicht 
formliclier  Nothstand  vorliegt,  mit  einem  Verweis  erledigt  werden 
können,  ebenso  eine  in  begreiflicher  Entrüstung  geäusserte  Be- 
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leidigung,  ein  im  Uebereii'er  begangener  ilausfriedonsbruch.  ')  Das 
gegen\Yärtigc  îStiafrecht  wird  durch  einen  bürcaukratiRcheu  Zug 
entstellt,  80  dass  noch  houto  sebr  oft  Vernunft  Unsinn  und  Wohl- 
that  rhi«;o  wird.  Der  gesunde  Menschenvorstand  fallt  einem  Juriston- 
verstaud  zum  Opfer,  der  entschieden  scholantischen  Ursprungs  ist.*) 
Dieser  Vorwurf  bedarf  zu  seiner  Rechtfertigung  weder  des  Deter- 
minismus, noch  der  Theorie  eines  Lombroso  und  Benedikt.  Einer 
der  hervorragendsten  deutschen  Kriminalisten  äusserte  einmal  ge-  < 
sprächsweise  :  ^Die  Theorie  des  Strafrechts  ist  doch  ausserordentlich 
interessant,  aber  die  Praxis  ist  öd  und  langweilig.*'  UngefShr  das 
Gflgentheil  hat  Goethe  gesagt.  Deutlicher  liesse  sich  nicht  zeigen, 
wie  sehr  die  Strafrechtstheorie  damals,  es  war  Tor  etwa  15  Jahren, 
sidi  dem  Leben  abgewendet  hatte. 

Weil  die  Tnternatiönalc  kriminalistische  Vereinigung  aller  Schola- 
stik den  Krieg  erklärt  und  sich  in  edlem  Drange  dem  Lt^m  sa- 
gewendet hat,  entsprach  ihre  Qrlindung  dem  Geiste  unserer  Zeit, 
und  es  teaten  ihr  allendialben  auch  Eriminalisten  bd,  welche  weit 
entfernt  davon  sind,  jeden  einzelnen  Sats  der  Sataungen  in  ihr 
kriminalistisches  Glanbensbekenntniss  aufzunehmen.  Ein  abge- 
schlossenes Glaubensbekenntniss  wftro  flberhaupt  das  Ende  der  * 
Wissenschaft;  denn  die  Wissenschaft  sucht  die  Wahrheit  nnablfiasig 
und  gelangt  niemals  dazu,  ihre  Ergebnbse  in  ein  unwandelbares 
Dogma  einzumauern. 

Zu  einem  solchen  Dogma  eignet  sich  am  allerwenigsten  das 
Institut  der  bedingten  Yerurtheilung.  Es  genügt,  statt  aller  Belege 
an  die  Wandelungen  zu  erinnern,  denen  der  bewegliche  und  fracht- 
bare Geist  V.  Lvtzt's  in  diMcr  Frage  unterworfen  war. 

Ifur  derjenige  wird  Theorie  und  Praxis  gleichmftssig  fordern, 
àes  die  Strafe  als  eine  staatliche,  im  Dienste  des  Bechtsgüterschntses 
stehende  Massnahme  gegen  das  Terbrechen  auffasst  und  «die  Ge- 
rechtigkeit und  Zweckmässigkeit  der  Strafe  von  ihrer  Nothwendig-  ^ 
keit  und  Wirksamkeit  im  Staatsleben  abhängig  stellt» 


>)  Eben  jetst  melden  die  Zeltnog«!  von  einem  OnsdeaerlasB  des  deuuchen 
Kaisers  -m  Ganiten  von  Verbreehem,  die  aus  Noth  oder  am  UebereUang  yw' 

brochcn  haben. 

^)  Mit  I?ück>icbt  hierauf  hattr  Lothar  Bucher  nicht  SO  gaius  Uorecbt,  weou 
er  uns  Juristen  dte  modernen  Scholastiker  uaniitc. 
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Deux  livres  récents  sur  les  Prisons  de  Paris. 0 

Par  Alfred  Gautier,  professeur  de  droit  pénal  à  l'UBiversUé  de  Geuôve. 


Les  PrliMit  de  Paria  et  les  prisomderä,  par  Arlolplêc  Guiüot,  juge  d'iastnic- 
tioD  à  Paris.  Paria,  Deato,  1880.  —  Lea  haUtaés  des  Prisons  de  Paris.  Stades 

d'anthropologie  et  de  psychologie  crimbieUes,  par  le  D'  Emile  Laurent,  ancien 
interne  à  l'Infirmerie  centrale  des  prisons  de  Psfia.  Paria,  Massen,  1890. 

Par  une  coTnddence  nsaex  etuieme,  Tniiiiée  1890  a  vu,  presque  nu 
même  moment,  surgir  deux  gro«  volumes  pourvus  de  titres  à  peu  près 
identiques  et  s'attaqunut  tons  dans  à  ce  très  attrayant  sujet:  les  prisons 
de  Paris  et  lents  habitants.  Mais  toute  la  ressemblance  entre  eux  s'arrête 
là  ;  il  serait  diflScile  de  concevoir  un  contraste  plus  frappant,  et  la  simi« 
litnde  même  de  l'étiquette  ne  fait  que  rendre  cette  opposition  plus  vive 
encore;  aspect  extérieur,  contenu  tout  entier,  nature  et  méthode  des 
recherches,  tendances  scientifiques  et  philosophiques,  tout,  jusqu'à  la 
profession  de  leurs  auteur?*,  ditTt'rencie  profond^-nieiit  res  deux  études. 
D'nnt'  part,  un  médecin,  un  ancien  interne  à  l  lntirmerie  centrale  des 
prisons  (le  Paris,  (pli  nous  raconte  l'existence  de  ses  patients,  qui  nous 
montre  j)our  ainsi  dire  des  photographies  instantanées  prise?^  par  lui  sur 
le  nu  de  la  vie;  d  autre  part,  un  juriste  ;mais  un  jurhte  un  peu  dans 
l'aeception  que  l'école  italienne  donne  abusivement  à  ce  mot,  un  de 
ceux  qui  ferment  obstinément  leurs  oreilles  à  qui  vient  leur  parler 
anthropologie  ou  réforme  du  droit  pénal),  un  magistrat  de  carrière  qui, 
après  avoir  exposé  ses  idées  sur  la  responsabilité  criminelle,  nous  explique 
le  mécanisme  et  le  régime  des  prisons  de  la  capitale.  —  Voules-vons 
connaître  le  nom,  lliistoire,  le  style  arebiteetnral  et  Taménagement  inté« 
rieur  de  chacune  de  ces  prisons;  voules-vous  savoir  quelles  catégories 
de  détenus  elles  renferment,  où  sont  les  prévins,  les  condamnés  correc* 
tionnels,  les  femmes,  les  enfants,  les  condamnés  à  mort;  voulez-vous 
apprendre  à  quel  système  pénitentiaire  ces  détenus  sont  soumis  dans 
chaque  maison  de  justioe,  à  quel  genre  de  travail  ils  sont  astreints 


*)  Diesi-  Bt  jprechnng  ist  in  deutscher  Uebersetzung  iii  der  Zeitschrift  für 
gesamte  Sir.ifn'cliiswisseuschaft  erschienen  und  wird  mit  '.'iUi'^n-r  Kriaubniss  der 
Rediictioii  und  des  Verlags  der  Zeitschrift  für  gesamte  Ötrafrechtswissenschaft 
hier  lu  Iraiuüsiächer  Sprache  abgedruclit. 
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comment  les  règlements  déterminent  leur  genre  de  vie,  leur  nourriture 
et  jusqu'à  leur  costume?  Prenez  le  livre  de  M.  le  juge  d'instruction 
Guillot.  Je  ne  méconnais  point  l'intérêt  et  l'importance  de  pareils  ren- 
seignements; je  me  borne  à  constater  que  l'auteur  a  envisagé  son  sujet 
par  le  côté  extérieur  et  un  peu  superficiel  peut-être.  —  Mais  si  vous 
êtes  aa  contraire  carienx  d'étadier  le  problème  par  ta  Ikœ  mteme,  n 
vont  tenes  à  savoir  gui  sont  les  habitués  des  prisons  parisiemies,  d*«iA 
ils  viennent  et  où  ils  reviendront  trop  souvent,  quels  sont  leurs  caractères 
corporels  et  intellectaels;  si  vous  voulez  entendre  li^dessos  le  témoignage 
immédiat  d'un  bomme  de  science  qui»  pendant  deux  ans,  a  vécu  edte  à 
cdte  avec  cette  population  si  composite  et  encore  si  imparfaitement 
connue,  alors  lises  l'ouvrage  do  Laurent.  —  Il  serait  facile  d'accuser 
plus  profondément  encore  la  disparate,  mais  j'ai  bâte  d'arriver  k  l'examen 
détaillé  de  ces  deux  œnvres  et  je  conclus  en  deux  mots  :  Le  juriste  a 
fait  un  livre  de  philanthropie;  le  médedn  a  fait  œuvre  de  criminologiste. 

On  comprendra  sans  peine  qu'entre  deux  termes  aussi  profondément 
dissemblables  tout  travail  de  comparaison  dans  le  détail  n'ait  guère  de 
chance  d'aboutir;  le  mieux  est  donc,  ce  me  semble,  d'analyser  tour  à  tour 
le  contenu  de  chaque  ouvrage. 

I. 

* 

Commençons  par  le  premier  en  date,  celui  de  M.  Guillot.  Ce  qui 
frappe  de  suite,  avant  même  d'ouvrir  le  livre,  c'est  le.  luxe  avec  lequel 
il  est  édité.  Trop  de  luxe,  peut-être.  Certes,  l'habit  ne  fait  pas  le  moine 
et  il  serait  puéril  de  grossir  à  plaisir  ce  léger  grief;  je  crois  pourtant 
qu'il  y  a  toute  une  catégorie  de  lecteurs  que  cette  couverture  éclatante, 
que  cette  provision  de  lettres  rouge-vif  risquent  de  mettre  en  défiance; 
bien  des  gens  pensent  qu'un  livre  sérieux  n'a  rien  à  gagner  i  revêtir 
l'apparence  des  romans  de  Ludovic  Halévyl  Sans  vouloir  par  Ift  non  plus 
lui  chercher  querelle,  je  soupçonne  fort  l'auteur  d'avoir  écrit  en  vue  des 
concours  de  l'Académie  française;  les  tendances  humanitaires  de  Tœuvre 
et  jusqu'à  ce  sous-titre  un  peu  attendrissant:  »Paris  qui  souffre*,  tout 
cela  sent  son  prix  Monthyon  d'une  lieue.  8i  je  ne  fais  erreur,  le  succès  a 
récompensé  cette  ambition  très  légitime  et  j'en  félicite  M.  Guillot;  peut- 
être  seulement  ces  préoccupations  académiques  ont-elles  ))u,  d'une  façon 
pluB  OU  moins  inconsciente,  déteindre  un  peu  sur  les  théories  pénales 
émises  au  cours  de  Tosuvre;  à  tort  ou  à  raison,  la  docte  compagnie  ne 
passe  pas  pour  chérir  les  nov.iteurs,  et  M.  Guillot  n'est  point  sorti  des 
sentiers  battus.  11  le  reconnaît  d'ailleurs  lui-même  de  fort  bonne  grâce, 
car  il  avoue  quelque  part  qu'il  a  entendu  faire  „un  peu  de  vieille  philo- 
sophie'^ ! 
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(Test  ans  elaases  favorisées,  c'est  aux  hettreux  de  ee  monde»  comme 
il  les  appellCi  que  fauteur  entend  surtout  s'adresser.  Il  les  avertit,  non 
«ans  emphase,  qu'eux  aussi  peuvent  faire  un  jour  brusquement  connais* 
«ance  avec  la  prison,  l'exemple  si  connu  de  la  Commune  en  est  la  mei!> 
Jeure  preuve.  Il  leur  rappelle,  et  rien  n'est  plue  juste,  qu'ils  n'ont  pas 
'  :grand  mérite  à  rester  honnêtes,  puisque  la  teotation,  eelle  au  moins  qui 
liait  (les  bt'soiiiR  inassouvis,  Uwir  est  inconnue.  Tout  cela,  poUT  les  secouer 
I  inertie  coupable  où  ces  privilégiés  se  coaoplaisent,  pour  les  jxxisser 
A  faire  quelque  chose  pour  ceux  qui  souffrent  et  pour  ceux  qui  sont  tombés. 

Mais  cette  chute  elle-mSme,  comment  se  produit-ellCf  qui  en  porte 
la  faute  et  comment  faut-il  en  apprécier  les  conséquences?  L'auteur 

•cherche  lu  n'-ponse  à  ces  (]uesfions  dans  (Unix  ciiapitres,  intitulés:  „LêB 
-c/iemü)s  d'^  lu  jiri^on"-  et  rr:^  potis  a  ht  Ulé*^,  Le  principe  fondamental 
est  oi'lui-ci:  L'homme  est  libre;  il  peut,  à  son  gré^  retlresser  ses  indi- 
natious  mauvaises  :  il  n'arrive  an  crinio  que  par  des  capitulations  succes- 
sives lie  sa  volonté.  Sans  doute,  il  y  a  certaines  intlnences  extérieures 
i|ui  ne  se  peuvent  inéconnaître,  et  ipii  ))araissetit  faire  peser  sur  la  so<"iété 
<'lle-iiièine  une  part  <le  la  faute;  il  y  a  un  ^crimi'.  t/o/u^vsfN/j/e"  dans 
l'itunioralité  des  parents,  dans  leurs  pernicieux  exeuiplesj  dans  l'abaisse- 
ment fie  la  femme  au  foyer  de  la  famille;  il  y  a  un  ^rrinif.  sociol^ 
dans  les  inau\aises  lois,  dans  la  tidérance  pratiquée  à  l'é^^ard  de  certainf» 
abus  (courses,  brasseries  à  fennnes,  ^'arnis,  etc.),  et  surtout  dans  l'étJit 
<ie  suspicion  et  d'.abandou  otliciel  où  la  icli^^iuii  est  laissée.  M.ais  ce  ne 
sont  pas  là  dcg  iuUuenceö  irréèlatibjea  ;  il  sutiit  d  uu  eliort  üner^jique  puui" 
s'y  soustraire;  en  dernière  analyse,  l'homme  apparaît  donc  comme  le  seul 
«oupable,  puisqu'il  n'a  pas  su  ou  pas  voulu  résister  à  la  corruption  qui 
l'entourait  Le  crime,  fait  puremettt  moratt  s't  xplique  non  par  des  raisons 
d'ordre  physique,  mais  par  les  seuls  phénomènes  internes.  Point  n'est  * 
besoin,  dès  lors,  pour  comprendre  la  genèse  d'une  infraction,  de  faire 
appel  &  des  forces  étrangères,  ä  des  causes  mystérieuses  comme  l'hérô* 
dité;  il  n'y  a  pas  de  malfaiteurs-nés;  les  délinquants  d'habitude  ne  sont 
point,  comme  les  Italiens  le  prétendent,  des  dégénérés,  des  tarés,  mais 
bien  des  hommes  normaux  qui  tournent  constamment  leurs  facultés  vers 
Te  n)al:  il  ii  y  a  >jue  des  agents  nés  libres,  aptes  au  bien^  mais  <jui.  fauto 
de  réagir,  se  btissi  nt  aller  aux  actes  immoraux,  puts  aux  actes  indélicats, 
puis  aux  aetts  délirtm  iix.  Le  crime  n'est  donc  pas  un  pliém-mène  qui 
jmisse  sur^'ir  brus(|iirni!Mit  an  l'curs  d'une  vie  sans  re])roc,lie,  il  ni'  pousse 
<|Ue  datiK  un  ten;iin  préparé  par  les  dét'aillances  ^'raduelles  dt»  I;i  eonü- 
eieiK  e.  I>n  lésuiiié,  la  thèse  dt-  M.  (luillnt  ('.>î  celle  ci:  Le  crime  ne  dérive 
]»as  des  inliiienccs  extéiiciires  :  il  n'ost  jamais  Une  aécesailé,  matä  toujours 
le  produit  U  une  laute  peräunnellc. 
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Je  ne  discute  pas,  je  me  borne  h  exposer  en  deux  mots  cette  tlu^orie^ 
qui  suiiirait  à  montrer,  s'i!  p!i  Atait  besoin,  qu'il  y  a  encore,  de  par  le 
inonde,  des  classiques  ortiiodoxes.  Bien  qu'elles  mér<>nnfiig''fnt  <  !iiii plate- 
ment l'énergiû  des  facteurs  sociaux  du  délit,  il  cet  evidtîîit  qu  au  point 
de  vue  sjieculatif  cm  idée»  sont  fort  acceptables;  c'est  si  vrai  que  pen- 
dant lougteinps  elles  ont  régné  sajis  conteste,  et  que  des  génération» 
entières  les  ont  tenues  pour  texte  d'évangile.  Mais  l'auteur  veut  aller  plu3^ 
loin  et  hasarde  la  tentative  un  peu  périlleuse  de  donner  par  voie  exp»îri-  é 
mentale  la  preuve  du  libre-arbitre.  Mon  livre,  nous  dit  il  en  substance^ 
est  une  étude  de  faits  ;  des  milliers  d'inculpés  ont  passé  par  mon  cabinet 
de  juge  isfonnatenr,  et  pas  de  n^lletir  poste  d'obsovation  que  eelaMif 
C'est  pendant  la  période  d'instroetion,  en  effet,  que  le  eiiminel  est  sor» 
tont  intéressant  k  étudier;  la  personnalité  dn  prévenn  est  restée  ptns^ 
intacte  que  celle  des  prisonniers  proprement  dits;  soumis  A  des  eonditiooit 
matérielles  identiqaes,  ces  derniers  prennent  vite  nne  apparence  oniforaë 
et  comme  mi  air  de  famille,-  c'est  même  probablement  ce  qoi  a  fait  croire- 
à  rezîstence  d'un  type  criminel  distinct  (qoi  ne  serait  donc  pas  antre» 
chose  qne  le  type  détenu  décrit  par  Emile  Gantier).  ') 

La  supériorité  de  sa  méthode  d'investigation  ainsi  établi^  Tantenr 
poursuit:  Il  suffit  d'interroger  nn  prévenu  pour  comprendre  comment  il  ^ 
est  arrivé  au  crime,  pour  comprendre  aussi  qu'il  y  est  arrivé  librement» 
Non,  ces  gens-là  ne  sont  pas  marqués  d'avance  ponr  l'infamie,  car,  s'if 
en  était  ainsi,  on  les  verrait  aller  an  mal  comme  h  leur  élément  natureir 
comme  un  cours  d'eau  suit  une  pente.  Or,  qu'en  est-il  au  contraire? 
Beaucoup  luttent  pour  remonter  le  courant,  et  tous  se  rendent  si  h\en 
compte  que  le  crime  n'est  pas  leur  vocation  naturelle,  qu'ils  cherchent  à 
se  cacher,  qu'i!^^  !ina<r)nent  des  excuses,  quils  ont  des  remords,  qu'ils- 
trcmblent  aux  i  ifiitrontations,  qu'ils  ('prouvent  un  besoin  de  s'étourdir 
qui  souvent  les  perd,  qu'ils  combinent  îles  jdans  d'évasion  parfois  admi- 
rables. Donc  ils  ne  suivent  pas  un  instinct  aveug;le,  ila  obéissent  à  de» 
mobiles  raisonnableé  et  raisonné^;  souvent  même  ils  vont  jusqu'à  analyser 
la  lutte  que  livre  leur  conscience  h  leur  désir  coupable  et  bâtissent  des. 
sophismes  pour  s'absoudre  eux-mêmes.  Donc,  et  de  leur  propre  aveu,  le» 
criminels  n'ont  rien  de  cette  prédestination  au  mal,  rien  de  cette  insen- 
sibilité qu'on  leur  prête;  donc  ce  sont  des  hommes  comme  les  autres, 
e'est-à-dire  des  hommes  libres. 

La  preuve  est^elie  faite?  M.  Quillot  le  croit,  et  d'antres  pensenfe 
comme  Inî.  Ainsi,  M.  Ârthar  Desjardins,  qui,  dans  nn  article  réoent,*^ 

1)  „Le  monde  des  prisons"  dans  les  Archive»  d'anthropologie  erimindie  Illf 

p.  417  i'i  ôll. 

*)  „C  rimcs  et  peines",  dans  la  Revue  des  Deux-Mondes,  du  1*'  janvier  1Ö91» 
pagoi)  1Ü7  et  äuivuutes  et  uotamiueut  page  1U7. 
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soDoe  déjà  te  glas  de  racole  anthropologique  tuée  par  mb  imprudence» 
et  aet  ^eeensions  inteetinee.  Les  Italiens  sauront  en  appeler  de  la  con- 
damnation A  mort  ainsi  prononcée  contre  enx;  ils  sont  trop  hardis  et 
absolus,  soit!  mais  s'eosuit-il  qae  la  liberté  soit  démontrée?  Et,  pour 
en  revenir  à  M.  Oiiillot,  que  penser  de  cette  petite  consnltatiou  par  loi 
demandée  aux  criminels  sur  leor  propre  état  d'ftme?  Je  dois  dire  qne 
je  reste  un  peu  sceptique  ;  non  sans  doute  que  le  témoignage  des  acteurs 
du'  drame  soit  on  élément  dont  il  faille  laire  fi,  mais  c'est  une  règle  de 
la  procédure  criminelle  et  du  bon  sens  aussi  de  n'interroger  les  témoins 
que  sur  ce  qu'ils  peuvent  savoir.  Or,  si  les  criminels  sont  libres,  ce  qui 
après  tout  est  possible,  il  est  tn>s  certain  (|u'ils  \\'^in  savent  rien.  Ce 
tfest  paK  à  ces  f:eiis-lî\  (ju'il  faut  deuiaiuler  de  résoudre  en  cinq  niimites 
un  problème  qui  a  fait  pâlir  les  philosophes  de  tons  les  temps.  Bans 
compter  que,  d'aprAs  un  autre  adage,  nul  ne  peut  être  témoin  dans  sa 
propre  eause  et  tju'ä  ce  point  de  vue  encore,  les  confessions  recneillier< 
par  M.  (ïuillot')  paraissent  Idisn  suspectes.  Le  pins  souvent,  nous  y  voyons 
le  coupable  fort  ppit  soucieux  de  la  vérité,  niais  |iréoccu])é  surtout  de 
se  l)Ianchir  en  chargeant  un  complice  on  en  inventant  des  excuses.  Qu'on 
lise  ees  récits,  on  en  retirera,  j'en  suis  convaincu,  l'impression  île  quebjue 
chose  d'artiliciel,  de  fait  ajjrês  coup;  cela  rappelle,  toute  pro|»ortion  j^ardée, 
les  mobiles  (pi  inventent  et  :iux(inels  prétendent  avoir  cédé  les  sujets  qui, 
après  leur  réveil,  ol)éissent  à  luu-  sn;:;:eslion  {»osthypnotique  ridicide  ou 
désa;.';réable  ;  ces  derniers  aussi  sunt-ils  libres  parce  <|u'ils  se  disent  tels? 
Il  faudrait  donc,  seinble-t-il,  accueillir  avec  [»Ins  de  réserve  critiijue  les 
dücmiieutü  venant  de  pareille  bourcc  et  j  ai  peur  que  la  méthoile  expéri- 
mentale de  M.  Gnillot  ne  soit  pas  rigoureusement  scient  ili( pie. 

A  eété  de  la  théorie,  l  ouvraj^e  lait  nur.  place  à  Vhii'toire  ;  deux 
chapitres  sont  consacrés  aux  aneit  nncs  prisons  et  .lUx  anciennes  pénalités; 
on  pourrait  [Mcsipte  led  dire  cuuâucréâ  à  la  réhabilitation  da  passé.  La. 
barbarie  presque  inconsciente  des  peines  avait  sa  source  dans  un  besoin 
légitime  de  défense  et  aussi  dans  une  idéale  et  profonde  aversion  pour 
le  mal.  Ce  même  esprit  a  inspiré  les  mémorables  efforts  tentés  pour  le 
relèvement  des  détenus  soit  par  certains  ordres  religieux,  soit  par  des 
dames  de  noble  maison.  Si  bien  qu'à  entendre  l'auteur,  ta  Révolution  aurait 
prodoit  un  effet  plutôt  nuisible,  arrêtant  les  réformes  en  cours  et  rempla- 
çant les  actes  par  de  creuses  déclamations;  et  si  c'est  à  dater  de  1789 
surtout  que  la  question  des  prisons  a  passionné  le  public,  cela  tient  à 
la  myriade  d'honnêtes  gens  incarcérés  pendant  la  tourmente  révolution- 
naire,  victimes  innocentes  dont  foinsément  les  malheurs  ont  provoqué 


*)  Voyes  surtout  psges  liS  et  suiTsiites. 
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l'intf'rr't  de  tous.  On  voit  nssez  la  tendance  et  il  ne  faut  pas  s'étojiner 
U  euteiidre  M.  üuillot  entonner  l'élojîe  funèbre  de  la  lînstiilo,  i)auvre 
prison  dont  on  a  dit  trop  de  mal  et  iiui  n'avait  gnèie  contre  elle  (jue  sa 
miue  rébarbative.  Il  ne  faut  pas  s  i'tonner  non  plus  d'entendre  Tauteur 
se  plaindre,  un  peu  naïvement  pmit  être,  de  l'exposition  pénitentiaire  de 
1889,  organisée  dans  un  Cipiit  d'injustice  et  de  dénigrement  envers  le 
passé;  on  a,  dit-il,  figuré  les  prisons  anciennes  par  un  auioiiccllement 
â'borreuria;  on  a,  au  contraire,  exalté  les  systèraes  modernes  en  voilant 
avec  ttn  soin  Jalons  lenra  tacbes  ét  lenra  défaillaneM.  Je  crois  bien  qn*i1 
y  a  quelque  ehose  de  vrai  dans  le  reproche;  mais  ne  faut-il  pas  toujoars 
qu'une  exposition  officielle  marque  nn  progrès  sur  les  périodes  précédentes? 
Et  pour  cela  toute  vérité  n*est  pas  bonne  &  dire.  C'est  pourquoi  les 
expositions  sont  parfois  aussi  trompeuses  que  les  épitaphes! 

A  ces  doléances  historiques,  je  préfère,  et  de  beaucoup,  les  pages 
traitant  des  aUénês  eHntinnh.  M.  Guitlot  fait  toucher  au  doigt  l'impor- 
tance pratique  de  la  question  et  le  danger  social  qu'engendre  le  laisser* 
aller  actuel.  Que  se  passe-t-il,  en  effet?  Les  prévenus  déclarés  irrespon* 
sables  au  cours  d'une  instruction  sont  simplement  remis  à  la  Préfecture  de 
police,  qui  souvent  les  libère  par  voie  administrative;  les  acquittés,  après 
expertise,  sont  eux  aussi  fréquemment  laissés  en  liberté,  attendu  qu'on  ne 
sait  trop  qu'en  faire.')  Enfin,  les  incertains,  les  demi-démenta  et  parmi 
eux  les  plus  dangereux  de  tous,  les  alcooliques,  sont  renvoyés  de  la  prison 
à  l'hospice,  sans  qu'on  les  veuille  garder  nulle  part.  De  là  ces  drames 
dont  les  rues  de  Paris  sont  parfois  le  théâtre.  Aussi,  pactisant  ici  (une 
fois  n'est  pas  coutume)  avec  l'école  anthropologique,  l'auteur  réclame 
énergiqnement  pour  ces  malheureux  la  création  de  maisons  spéciales,  mi- 
sanitaires,  mi^répressives. 

Je  passe  sur  an  chapitre  où  l'auteur  parle  des  crimes  passionnels 
et  se  plaint,  en  toute  justice,  du  cabotinage  effréné  qui  se  donne  carrière 
autour  des  eauses  parisiennes  à  sensation,  »'iKipitre  vh  je  note  au  pas- 
sa^'c  cet  aveu  bon  à  retenir:  „C'est  le  jury  qui  a  fait  le  succès  du 
revolver!'*  Arrivons  maintenant  à  la  description  des  prisons  du  Paris 
actuel  : 

1»  Voiri  d'abord  le  Dr  pot  de  la  Préfecture  de  police,  la  ^prison  de 
tout  le  monde'^,  le  grand  égout  où  constamment  se  déverse  le  contenu 

*)  A  ijen»l've,  une  loi  du  19  oiars  18Ö7,  loi  dont  le  principe  peut  être  juste* 
ment  critiqué,  mais  qui  a  rendu  des  services  en  pratique,  permet,  en  cas  de  doute, 
de  poser  au  jur^  la  question  subsidiaire  d'aliénation  mentale.  En  cas  de  réponse 

affinnntive  attr  ce  point,  l'acquittement  est  prononcé,  mais  la  Cour  pent  ordonner 

»jue  rimliviilii  aiii'-i  ar(|ititt('  ^cra  retenu  jusqu'à  cv.  ii'io  Ic^  formalités  nécessaires 
pour  äuu  placement  à  Thospice  des  aliéués  aient  été  rompliu^. 
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deö  postes  Ue  police.  C'est  là  que  fonctionnent,  pour  tout  nouvol  arrivé, 
le8  services  anthropométrique  et  photographique  et  cela  avant  même 
qu  on  puisse  savoir  si  l'arrestation  »era  luainteuue,  ce  qui  t  »i  aller  un 
peu  vite  en  besogne.  Rien  de  plus  déplorable  d'ailleurs  que  l'installation 
de  cette  prison,  elle  serait  tout  entière  à  jreoooetmire.  Les  cellales,  en 
nombre  instiffisuit,  ne  reçoirent  ^ère  que  les  criminets  de  marque;  le 
mena  fretin  s^entMse  pêle-mêle  dans  d'immenses  salles  où  il  improvise 
y^nne  sorte  de  campement  dans  la  vermine  et  la  saleté".  Ajoates  i  cela 
que  roisiretô  est  complète,  qne  la  nourriture  est  maavaise  et  inenlBsante 
pour  quiconque  n*a  pas  de  quoi  s'approvisionner  à  la  cantine  ou  an 
dehors.  Le  séjour  au  Dép&t  ne  deyrait  pas,  dans  la  règle,  excéder  24 
lieures;  il  n'est  pas  rare  cependant  de  voir  des  prévenus  y  demeurer 
5  on  6  jours,  soit  par  retard  dans  la  transmission  de  la  procédure,  soit 
que  le  juge  d'instruction  tienne  à  avoir  l'inenlpé  sous  la  main  et  veuille 
éviter  des  transfrrfmfnts  n'-îtérés.  ÎV-mlant  ce  tomps,  le  Petit  l^ar/jnet, 
installé,  comme  le  Dépôt,  d^m  le  bâtiment  même  du  ralai>  do  jiistirc, 
procède  aux  premiers  iii{('rro<rat<iircr^  et  à  des  mesures  d'instruction  som- 
maire. .Suivant  les  résultats  do  cet  te  procédure,  le  prévenu  est  ou  relaxé,  ou 
liieu  traduit  de  suite  au  tril)inial  si  la  preuve  est  laite,  ou  enliii,  si  riustruetii») 
doit  s^e  prolonger,  c'est  à  Maza.s  (jue  se  tait  la  seconde  étape  péuiteJitiaire. 

■J"  \faza$  ne  eouticut  pas  des  pn'v.-iins  seulement^  on  y  incarcère 
aussi  des  condamnés  à  moins  de  deux  mois  ou  oecupés  comme  eii»n">*\"  s 
auxiliaires.  Les  préveriKf^  sont  en  cellule;  iU  pniveut  ee|»en<la!it  être 
..di)uldés".  s«ut  sur  leur  demande,  soit  [n»ur  icudro  la  survcillanot'  plus 
immédiat»'.  l'.t,  .1  ce  propos,  M.  <iuillot  proteste  avce  indiu^uation  ((Uitre 
une  faille  trop  areréditée  dans  le  [luMie.  «-elle  de  l'espiomia^re  <dHeiel, 
ou  ,.moutontiaLre-.  Si  I  on  donne  ;iu  préveuu  un  eompa^rnon  de  eaptivité, 
eest  pour  adnueir  sa  S(tlitude,  jxiur  prévenir  tonte  tentative  de  suicide, 
mai>  non  pour  lui  soutirer  des  lévtdal ions.  La  justice  se  salirait  en  f-ou- 
doy;nit  des  dél.ilenrs,  en  laisiint  épier  justpi  au  sonnneil  dr  ceii^  (pi  i  llc 
croit  euupaldes.  11  taut  aussi  réduire,  à  leur  juste  prupurtiou  les  h'j^'en- 
daires  horreurs  du  secret  dont  les  romanciers  ont  tant  abusé;  si  rare  est 
le  secret  absolu  qtie  Tautcur,  et  nous  devons  l'en  croire  sur  p  u  oh-,  affirme 
ne  l'avoir  jamais  ordonné.  A  ta  réserve  du  travail,  imposé  aux  premiers 
et  facultatif  pour  les  derniers,  le  régime  à  Mazas  est  identique  pour 
condamnés  et  prévenus,  ce  qui  ne  s'explique  guère.  Traités  en  prisonniers 
ordinaires,  les  prévenus  subissent  un  châtiment  anticipé  et  Tuniformité  de 
leurs  longues  journées  n'est  rompue  que  par  des  voyages  au  Palais  de 
justice,  où,  dans  les  immondes  cellules  dites  de  „la  Souricière",  ils  atten- 
dent l'heure  do  comparaître  devant  le  magistrat  informateur,  ou  devant 
le  tribunal  si  la  procédure  est  instruite. 
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3^  Paris  m  poHuèâe  pas  de  maison  eeotrale;  les  condamnés  qai 
peuplent  nfia  prisoos  «ont  donc,  en  rèfle  générale,  des  correctionnels 
frapft<'-  'l  ane  peine  qui  d<^*pas«ie  fias  un  an  d'emprisonnement.  Cette 
popuiatioii  se  répartit  entre  deux  maisons  de  correcUoa; 

fi.  Lu  Sanfr,  dont  l'organisation  semble  an  premier  coop  d'œil  asaes 
satinfairtante.  On  y  applique  à  la  fois  risolernent  absolu  et  le  système 
d'Atrhurn.  Lps  nellules  sont  rérf-r\f  en  aux  condamnés  <^ui  n  ont  pas  d'an- 
téndcDtd  juiiiciaires  et  ausfii  aux  condamnés  aux  travaux  forcés  qui  4 
attMi'l<nt  l*ur  départ  pour  la  Nouvelle-Calédonie;  les  récidivistes  cor- 
rectioiiti»  Is  .i*-(  iipf  nt  le  quartier  commun.  Malheurf  Q.s<^meiit,  les  ru«'"-^  »h-A 
détenus  dcjoueut  tout';T<  \f»  précautions  et  fies  cominuniration^  s  ét.-tM i --.t nt 
même  de  quartier  à  quartier.  ^I.  (juîilot  cite  des  exemple^i  de  bandes 
qui  rte  sont  organisées,  de  coups  qui  ont  été  combinés  dans  les  murs 
même  de  cette  prison.  Notons  que  dans  un  des  bâtiments  de  la  Santé 
ft  été  iiMtftlIée  rinfinnerie  centrale,  séjour  très  envié  des  détenuB  qui  y 
trouvent  on  régime  pins  confortable  et  la  vie  en  conunQD» 

b,  Ste-l'tHagU',  vieille  bâtisse  divisée  en  trois  quartiers:  Celui  des 
condamné  pour  délits  poliHques  et  de  presse.  Bien  des  tiommes  illnstres 
y  ont  téjoamé,  qui  plus  tard  souvent,  portés  au  pouvoir  par  les  vieis* 
sitndes  des  partis,  y  ont  conseieneieosement  incarcéré  leurs  adversaires.  ^ 
AuJottrd*liui|  les  vrais  journalistes  y  deviennent  rares;  on  n*y  voit  guère 
que  des  gérants,  bonimes  de  paille  faisant  de  la  prison  par  métieri  sans 
grand  profit  pour  le  gouvernement  Celui  des  détentu  pour  dettes;  on 
sait  que  la  contrainte  par  corps  subsiste  en  France  pour  le  recouvrement 
des  amendes,  réparations  et  frais  dérivant  d*nn  jugement  pénal.  Enfin, 
celui  des  condamnèg  de  droit  commun,  cloaque  infect  oA  sept  cents 
détenus  sont  parqués  comme  du  bétail,  pressés  les  uns  contre  les  autres 
à  râtelier,  entasHés  au  réfectoire  an  puiiit  de  no  pouvoir  s'y  asseoiri  et 
la  nnit  confinés  dans  d'étroits  dortoirs  où  les  lits  se  touchent.  Encore 
si  l'on  ne  mettait  là  que  des  récidivistes!  Mais  il  n'en  est  rien  et,  fait 
à  peine  croyable,  l'envoi  d'un  condamné  à  Ste-Pélagie  ou  A  la  Santé 
dépend  uniquement  du  jour  do  la  $;emaine  ot'i  le  jugoment  intervient,  ^ 
c'c^t  une  sorte  de  loterie!  (  ette  prison,  qu'on  parie  sans  cesse  de  démolir, 
a  cauKé  et  cansc  encore  un  niai  inealcuiable. 

Mentîonn'MiH  rnfin,  |iour  clDre  la  liste,  la  (^oii<  it'r(jt'rn\  où  vécut 
Mario-Antoinette,  où  pu»ticreut  les  Girondins;  c'est  là  que  séjournent  eu 
cellule  les  conduninén  correctionnels  qui  ont  recouru  en  ai»pel  et  les 
prévenu»  criminel»  «iirès  l'arrêt  de  renvoi  qui  Ich  défère  h  la  cour  d'as- 
sises —  et  la  prison  du  CUcrclic-Midi,  exclusivement  militaire  et  ne  rele- 
vant pas  de  raduilnistration  pénitentiaire;  elle  contient  les  prévenus,  les 
coudamués  à  moins  de  cinq  ans  et  les  déteuus  par  mesure  disciplinaire. 
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4«  C'oBt  î\  1.1  Grandf-JloqueAte,  tristement  célèbre  par  le  massacre 
tle8  otages,  que  les  condam)^r$  à  mort  font  leur  dernière  étape.  L:\, 
dans  des  eoîliiles  assez  confortables,  ils  attendent  le  châtiment  ou  la 
clémence  préBidentielle.  Cette  prison  renferme  d'ailleurs  d'autrcg  habi- 
tants: condamnés  correctionnels  à  plus  d  un  an  avant  leur  départ  pour 
la  maison  centrale  et  récidivistes  adultes  condamnés  à  moins  d'un  an, 
8ÜUU1IS  ;iu  systèmii  aubnrnien.  Mais  c'est  h  la  présence  en  ses  murs  des 
condamnés  au  dernier  supplice  que  cette  maison  duit  sa  physionomie 
particnlière,  c'est  à  eux  surtout  que  l'intérêt  s'attache.  Intérêt  n'est  peut- 
être  pas  le  mot  juste,  mieux  vaadrail  dire  curiosité  de  manvais  aloi  et 
reportage,  car  il  n'est  pas  de  mur  ei  ^ais  que  l'indiserëtion  des  jouma« 
listes  inférieurs  ne  les  puisse  percer.  Donc,  on  tient  soigneusement  le 
publie  au  courant  de  Tattitude  du  condamné,  on  déerit  ses  moindres 
gestes,  on  ne  nous  fait  pas  grâce  d'une  des  cigarettes  qnll  fume!  Et, 
comme  le  remarque  judicieusement  Tauteur,  ces  récits  souvent  suspecta 
et  partiaux  sont  d'autant  plus  regrettables  qu'ils  peuvent  contribuer  à 
former  un  courant  d'opinion  défavorable  an  condamné  à  un  moment  où 
la  décision  suprême  n'est  pas  prise  encore  à  son  égard.  Un  autre  abus, 
une  cruauté  presque,  i  lacjuelle  il  serait  grand  temps  de  mettre  un  terme, 
c'est  la  longueur  du  délai  qui  ^'écoule  entre  la  condamnation  et  le  sup- 
plice. A  mesure  que  les  jours  s'ajoutent  aux  jours,  le  malheureux  devient 
inquiet,  nerveux,  perd  le  sommeil.  Ör,  le  délai  qui,  autrefois,  n'excédait 
guère  20  jours,  30  au  plus,  s'est  démesurément  allongé  ces  dernières 
années,  et  cela  sans  raison  valable  puisque  ia  procédure  des  grâces 
n'a  pas  subi  de  modification.  50  Jnur^i  est  presque  aujourd'hui  le  délai 
minimum  et  cette  durée  est  souvent  di'|»assée.  L'auteur  cite  ici  le  mot 
douloureux  de  l'assassin  Rivière  auquel  ou  uuuoii<;:iit  le  rejet  de  son  recours: 
„Je  m'en  doul.iis,  mais,  viaiment,  86  jours  d'attente  t'est  trop  long!"  — 
Jo  ne  suivrai  pas  M.  Uuillut  dans  ses  dissertations  sur  la  peine  de  mort 
(cette  „rcssonrec  suprême"),  sur  le  droit  de  grâce  et  sur  le  scandale  des 
exécutions  publiques;  ce  sont  là  domaines  où  la  moisson  est  faite  dès 
longtemps. 

5*  La  vieille  maison  de  St-fMznrn,  sise  .tu  iauboarg  St-Denis,  en 
plein  cœur  du  Paris  bruyuut  allaiié,  a  servi  jusqu'à  nos  jours  de 
prison  pour  les  femme».  Une  section  y  est  réservée  aux  filles,  «oit  ma- 
lades, soit  détenues  administrativement  comme  insoumisea.  La  seconde 
section  est  habitée  par  les  détenues  judiciaires,  prévenues  ou  condamnées 
an  eorreetionnel  à  deux  mois  au  plus,  les  peines  de  pins  longue  dnrée 
étant  subies  dans  les  maisons  centrales.  Pour  les  filles,  rincareération  à 
St-Laaare  est  moins  nne  punition  qa'nne  période  de  répit  aux  fatigues 
du  métier  et  dans  leur  argot  la  prison  est  baptisée  „la  maison  de  cam- 
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pagne"  I  Pour  lee  jQdiciaires,  StLmmre  eBt  une  éeole  organisée  de  dé 
pravation,  puisque  (sauf  séparatiOD  entre  prévtnoes  et  condamoéee)  le 
régime  de  la  eommiinaiité  complète,  jour  et  nuit,  y  est  en  Tigaeor;  eommo 
le  disait  nagnère  le  dépoté  Hillerand,  rapporteur  de  la  commiesion  do 
bndget:  ,,C'eBt  la  promieeuité  dans  tonte  son  horreor.''  Au  eours  de 
l'année  1889,  il  est  yral|  les  réformes  appelées  depuis  si  longtemps  ont 
enfin  été  entreprises,  mais  M.  Gnillot  ne  ménage  pas  les  critiques  A  ces 
projets  et  va  jusqu'à  dire  que  le  remède  sera  pire  que  le  mal.  Si  je  i 
comprends  bien  ses  explications  an  peu  confàses,  les  filles  insoumises 
seuloR  vont  actuellement  demeurer  à  8t-Laaare.  Les  mineures  de  16  ans 
de  toutes  catégories  (même  collos  en  correction  paternelle)  et  les  con> 
damnt^es  pour  contravention  ont  été  transportées  à  la  Conciergerie  où  on 
les  laisse  prie-in^le ;  les  autre»  prévenues  sont  entassées  au  Dépôt;  enfin, 
les  condamnées  au  correctionnel  à  moins  de  deux  mois  vont  être  en- 
voyées à  la  maison  de  Nanterre  où  elles  trouveront  (les  cellules  en  nombre 
suffisant.  Or,  à  entendre  l'auteur,  l'encellulement,  ;iu«si  l.ien  que  la  com- 
munauté absolue,  est  funeste  à  la  femme  dont  il  froisse  la  nature  „essen- 
tiellement  eommuuieative".  Mais  le  principal  grief  de  M.  üiiillot,  grief 
sur  lu  valeur  dnquel  je  n'ai  pas  à  me  prononcer  ici,  c'est  la  supprctjsion 
des  surveilluutcj»  religieuses,  c  est,  pour  employer  un  mot  à  la  mode,  la 
laïcisation  de  la  prison  des  femmes.  St-Lazare  était,  en  efiîet,  le  centre 
de  nombreuses  oeuvres  religieuses  de  toute  confession;  la  surveillance  y 
était  exercée  par  les  smurs  de  Harie*Joseph,  des  femmes  dévouées  y 
faisaient  régulièrement  des  visites  de  cliarité  et  des  sociétés  de  patronage 
recueillaient  les  libérées  à  leur  sortie.  Tout  cela  constituait  un  puissant 
soutien  pour  les  coupables  désireuses  de  se  réliabiliter;  or,  c'est  du  moins 
ce  que  l'auteur  affirme,  le  nombre  en  serait  grand  et  l'état  moral  des  pri- 
sonnièree  serait  très  supérieur  i  celai  des  détenus  hommes;  les  premières 
conservent  intact  le  sentiment  religieux,  les  derniers,  trop  souvent,  ne 
respirent  que  haine  et  vengeance.  Ce  secours  efficace  va  manquer  aux 
femmes,  puisque  la  religion  est  soigneusement  exclue  des  combinaisonH 
nouvelles,  puisqu'il  n'y  aura  à  Nanterre  ni  sœurs,  ni  chapelle.  Mieux  , 
aurait  donc  valu  guérir  le  mal  sans  tuer  le  bien  et  aména;;er  St-Lazare, 
où  la  place  ne  manquait  pas,  de  fa<;on  à  rendre  possible  une  stricte 
séparation  par  classes  et  l'isolement  nocturne. 

6*»  Quant  aux  enfants  de  moins  de  16  ans,  c'est  la  Petite- lloquette 
qui  les  abrite.  Mais,  comme  les  peines  supérieures  à  six  mois  s'exécutent 
dans  les  colonies  pénitentiaires  ou  correctionnelles,  on  la  vie  des  champs 
est  substituée  h  la  réclusion  ordinaire,  cette  prison  ne  renferme  que  des 
prévenus  f>n  des  détenus  pour  six  mois  au  soit  par  Juf^ement,  soit 

par  mesure  de  correction  paternelle.  La  cellule  de  jour  et  de  nuit  est 
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la  règle  de  U  maison');  dur  et  iiiiiunt  p;ir  lui-iiR-iiie  pour  des  enfants^ 
ce  r('gime  peut  être  encore  aggravé  par  la  mise  au  cachot,  fréquente^ 
paraît-il,  et  à  laquelle  l'auteur  préférerait  I«b  correctious  manuelles.  Et 
pais,  à  quoi  bon  isoler  avec  tant  de  soin,  quand  les  enfants  ap])ortent 
trop  aonvent  à  la  Roqnétte  les  ^rmes  de  cormption  contractés  pendant 
leur  passage  au  Déprt,  o&  aiieane  précaution  n'est  priae  à  oet  ^ard? 
11  faut  aussi  compter  avec  la  rouerie  des  Jeunet  détenua^  qui  rend  la 
séparation  preeque  illusoire;  à  la  barbe  dea  gardiens,  les  billets  circu- 
lent de  cellule  en  celinte  et  les  mauvaises  conôaiaaaneea  m  nouent;  c*eet 
ai  vrai,  que  plus  d'un  parmi  les  grands  criminels  a  attribué  sa  perte  à 
son  passage  à  la  Petite-Roquette!  Ici»  comme  partout,  l'abus  dea  petites 
peines  cause  donc  un  mal  incalculable  et  contribue  à  l'augmentation  de 
la  criminalité.  Il  faudrait,  pour  ces  enfants,  une  éducation  prolongée 
avec  des  travaux  qui  les  intéressent.  A  côté  des  colonies  agricoles, 
l'autear  émet  le  vœu  de  voir  ouvrir  des  eolonks  industrieller«,  car  tons 
ces  jeunes  <:<mi.s  no  sont  pa.s  ))ropr('s  an  travail  de  la  terre;  les  Parisiens 
notamment  n'y  réassissent  guère  et  ne  peuvent  pas  non  pln.s  trouver 
dans  cette  profession  imposée  dos  reiisonrces  pour  jdu»  tard.  Un  essai 
d'ôc'ole  maritime  a  ötö  tenté  à  Helle-hle-en-Mer,  muiM  dans  des  propor* 
tions  trop  restreintes  pour  donner  de»  résultats  appréciablof^. 

7°  Il  r(-ste,  pour  clore  rénumération,  à  dire  un  mot  de  la  Mnisnn 
de  i^anterre,  près.  Paris,  récemment  inau^^tirée  et  destinée  principale- 
ment à  la  répression  du  va<;aboiula;^e  et  de  la  mendieité.  MallienreusR- 
ment,  cet  éditicc  somptueux,  ce  ^palais  de  la  mendicité*',  pourvu  de  tous 
les  pert'ectioitnements  matériels  les  ])liis  modernes,  n'est  rien  de  plus  et 
rien  de  UM.ûns  (ju'une  prison;  aucune  influence  éducatrice  n'y  est  miae 
•  Il  u'iivre,  la  reli;;ioii  y  est  laissée  oubli  et  d'ailleurs  la  cotifusion 
•'litre  ]rA  bons  et  les  mauvais  [lauvrcr»,  cintre  le  malheur  et  le  vice,  y  est 
complète.  A  j)art  nti  t|uarlier  <'ellulaire  destiné,  comme  on  l'a  vu,  aux. 
condamnées  émi;rrant  de  St  liazare,  l'étaldissement  au  divise  en  quatre 
sections  où  la  population  se  f:;roupe  comme  suit: 

Mendiants  libérés  à  r(.'xpirati(>n  de  leur  peine,  et  mis  à  la  dis- 
position de  l  aduiiuiätratiou  pour  être  cuuduitä  au  dépôt  de  mendicité 


Notoiia  cependant  que  dès  le  l"""  mars  1889  un  atelier  a  été  orgauisc  pour 
le  travail  en  commun  (fisbricatioD  de  fleurs  artificielles)  et  ouvert  à  20  enftnts 
choisis  parmi  les  plus  capables  et  les  mieux  intentionnés.  Llonovation  paraît 
devoir  donner  des  résultats  satisfaisants. 

*)  La  démolition  de  cette  prison  et  la  création,  hors  Paris,  d'une  colonie 
pénitentiaire  viennent  d'être  votées  par  Conseil  (Général  de  la  î?eine  (février  1091). 
A  la  méuie  date,  les  journaux  anoonc  ciU  auâsi,  coiuuie  prochaines,  ia  démolition 
de  Ste-Pélagie  et  la  déaaâ'ectatiou  déhaitive  de  St-Lazare. 
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(art.  274,  code  pénal).  On  les  rplfî(;he,  en  général,  dès  qu'ils  ont  amassé 
un  petit  papule  et  peuvent  se  suilire  à  eux-mêmes  pendum  (juelqiie  temps. 

/'.  Individus  .-lyant  réclamé  eux-mêmes  hva  admission  et  porteurs 
d'un  casier  judiciaire. 

c.  Individus  sans  antécédents  judiciaires  venus,  eux  aussi,  volotl* 
taircment  frapper  à  la  porte 

Pour  ces  deux  dernières  catégories,  la  durée  du  séjour  est  indéterminée. 

d.  Enfin,  les  vieillards  impotents  et  j,'âtenx  appartenant  aux  trois 
classes  oi  dessus  sont  réunis  dans  un  quartier  spécial  et  végètent  dans 
l'oisiveté  lu  jjhis  complète. 

Tout  ce  monde  de  misérablea  respire  l'indiflerenco  et  la  réf>iguation 
apathique;  déjà  rocme  Nanterre  tend  à  devenir  un  Heu  de  séjour  re- 
«herelié,  piu^iiu« ,  sur  une  populatio»  totale  de  près  de  3000  âmefl,  lee 
lioapItalieèB  TolontidreB  figurent  pour  les  neaf  dixièmes.  HttDiliation  poar 
les  Trais  pauvres  qui  sonffrent  da  eontaet  des  eondamoèsy  retraite  trop 
«onfortable  et  trop  faeilement  ouverte  pour  les  paresseux,  tels  sont  im 
dangers  de  eet  établissement  hybride.  Et,  critiquant  non  sans  raison  la 
mansuétude  dont  on  use  envers  cette  classe  de  suspects  oA  se  reentte 
le  crime,  l'auteur  voudrait  voir  organiser  sérieusement  rassistanee  des 
vagabonds  et  mendiants  par  les  communes.  Il  faudrait  âUÉsi  que  le  légis- 
lateur,  modifiant  les  dispositions  trop  compliquées  de  la  loi  du  87  mai 
18.^5  sur  les  récidivistes,  fit  de  la  1 1  ndicité  et  du  vagabondage  en  ré* 
cidive  des  causes  spéciale!^  et  indépendantes  de  rélégation;  car  rien 
n'est  plus  inintelligent,  rien  n'est  moins  protecteur  que  la  répression 
actuelle  à  coup  de  petites  peines  privatives  de  liberté. 

Cette  lonj^iie  et  m(*lancolîqnc  revue,  on  devait  s'y  attendre,  inspire 
à  l'auteur  des  conelusions  assez  découragées.  A  quoi  bon  punir,  si  le 
coupable  sort  de  prison  plus  danj^ereux  et  plus  ^lerverti?  Une  série  de 
réformes  simpose  donc,  parmi  les(juel!e8  ligiirent  au  premier  rang: 
lîestriction  au  strict  minimum  de  la  peine  privative  de  liberté  rem- 
])iacée  par  l'amende,  i  admonition  et  le  travail  sans  incarcération;  et, 
pour  autant  qtie  la  prison  sera  conservée,  modiiication  de  son  régime 
dans  le  sens  d  une  répression  plus  rigoureuse,  surveillance  exercée  sur 
Tabus  des  libérations  provisoires  et  des  grâces,  création  d'une  œuvre 
spéciale  pour  la  visite  des  prisonniers.  Application  plus  rationnelle  de 
la  rélégation;  au  lieu  dy  soumettre  des  individus  trop  âgés  et  trop 
«orrompus  pour  être  susceptibles  de  rénovation,  H.  Guillot  voudrait,  dans 
des  cas  à  déterminer,  donner  aux  tribunaux  la  faculté  de  mettre  à  la 
disposition  du  gouvernement  les  condamnés  de  16-25  ans  pour  être 
envoyés  à  Tarmée  ou  aux  colonies.  £n6n,  réoiiganisation  complète  de  la 
réparation  civile  (encore  un  postulat  de  l'école  italienne!);  à  l'heure 
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4Mtttell6^  la  partie  civil«  eoart  de  gros  risques,  et  même  ei  Taffaire 
tourne  bien,  le  résultat  le  çHm  net  trop  soaveiit  obteiiii  par  ell^  e'eel 

rallocntion  k  titre  do  domroagee-intèrêts  d'une  somme  dérisoire  qui  ne 
couvre  pas  le  quart  des  honorairets  dus  à  son  avocat!  La  réparation  devrait 
-être  alloué  d'office  et  sans  frais  sur  la  simple  justification  du  préjudice. 

Ainsi  peut  se  résumer  ee  livre,  à  tendance  franchement  spiritualiste, 

■écrit  par  un  moraliste  conservateur  et  convaincu  ;  livre  honnête  entre 
tous  et  intt'^ressant  aussi  sans  doute,  mais  plus  peut-être  par  l'attrait 
4iiême  du  s(\jet  que  par  la  façon  dont  l'auteur  l'a  coaipns  et  développé. 

II. 

L'œuvre  du  l^'  Laurent,  tVnWi^Q  à  M.  LacasH  i^-nc,  est  précédi''e  d'une 
préface  due  à  la  pluuie  de  rriniiir  nt  professeur  de  Lyon,  beaucoup  se 
<Iêfient  des  livres  où  l'auteur  se  place  ainsi  sons  le  patronage  d'un  plus 
puisiatant,  et,  on  réalité,  le  pavillon  sert  souvent,  en  pareil  cas,  à  couvrir 
■CO  que  la  iiiiiii luûuliàf  peut  présenter  de  défectueux.  HiUoiid  nous  d'ajouter 
qu'il  n'en  eût  rien  ici  ;  Touvrage  est  tel,  que  M.  Laurent  aurait  pu  bardi- 
nent  le  présenter  au  publie  sans  le  secours  de  personoe.  Le  lecteur,  en 
«evancfae,  ne  te  plaindra  pas  de  cet  arrangemeat  qui  lai  a  foit  gagner 
«ne  très  Uitéreuaiite  préfae^  une  sorte  de  petit  manifeste  en  quelques 
pages,  auquel  je  veux  m'arrêter  un  instant 

Dans  ce  eourt  préambule,  H.  Laeassagne,  arborant  drapeau  eontre 
-drapeau,  oppose  Técote  françuse  A  l'école  italienne.  La  première  <et  le 
fait  est  d'autant  plus  caraetéristique  qu'elle  eompte  presque  ezeinsivement 
•des  médecins  dans  ses  rangs)  met  l'aoeent  sur  les  causes  sociales  du 
<IéKt  et  leur  attribue  une  prédominance  marquée  sur  les  facteurs  indi- 
viduels. C'est  dans  les  ess  patbolo^ques  seulement  que  l'influence  de 
«es  derniers  devient  manifeste  et  ce  n'est  plus  à  an  criminel  qu'on  a 
«Aiire  en  pareil  cas,  mais  bien  à  un  aliéné.  Nous  vcilà  donc  bien  loin 
de  la  théorie  lombroslenne  d'après  laquelle  les  facteurs  d'ordre  physique 
seraient  la  cause  génératrice  du  crime,  ce  dernier  n'étant  plus  qu'une 
Mrte  de  névrose  ;  et,  dans  le  système  du  pntfesseur  Lacas^agne,  l'appa- 
rition  de  ces  influences  physiques  ne  marque  plus  que  la  frontière  eatre 
le  domaine  du  mme  et  celui  de  la  folie.  11  faut  donc  non  plus  punir, 
mais  aoipmer  comme  irresponsable  tout  individu  chez  lequel  l'exanien  révèle 
■<1p^   symptùmes  physiques  :>;i  nrnmux  nttestant  une  maladie  des  centres 
>w  i  vi  iîx;  il  ne  pouvait  agir  autreiiH nt  (pfil  n"a  fait.   Aprèn  cette  décla- 
raiiuu   lie   principe,   il   paraît  surprenant,   au   premier  abord,  de  voir 
H.  Lacaääague  propuäct'  une  classification  des  criminciâ  basée  précisé- 
mejit  sur  ces  caractères  physiques  dont  lui-même  vient  de  contester 

MtKkr.  t  SehmlMr  StriftMht  S.  Jbkig.  34 


Digrtized  by  Google 


490 


Alfred  Gautier. 


l'importance.  En  effet|  «'appuyant  sur  la  localisation  cérébrale  des  srnti- 
ments,  des  peoséeSi  des  actes  et  des  instincts,  il  établit  les  distinctions- 
saivantes  : 

1«  Frontaur  ou  intelligents,  ^criminels  de  jjensec".  C'est  ici  que 
se  rencontrent  les  aliénés  criminels. 

2°  Pariétaux  on  actifs,  j^crimineh  d'actes",  raractères  énerpiqucs- 
et  impulsifs,  parmi  lesquels  sp  rernitfnt  les  criminel  (VnccasioTi.  C'est  srir 
les  dèlin((nants  de  cette  catégorie  surtout  que  le  châtiment  peut  mordre. 

3°  Occipitaux  ou  inBtiiu  tifs,  ^criminel»  d'mBtinct»*^^  classe  où  se 
recrutent  les  professionnels,  les  iiisociables. 

Mais  la  contradiction  n'est  qu'apparente.  Pour  ia  dernière  catégorie, 
tout  spécialement,  les  instincts  sont  localisés  dans  des  organes  dont 
ebaenn  préside  à  une  fonction  particulière;  -  or,  il  se  peut  qu'à  ui> 
moment  donné,  l'un  de  ces  f^anprlions  oceipitîjnx  nequière  sur  les  autre», 
uue  prédoniinanrf  telle,  qu'il  earaetérise  à  lui  seul  toute  l'activité  eéié- 
brale;  de  là  des  Itesoins  irn-Hi^^tibies,  des  ruptures  d'équilibre  (lui  nhon- 
tissent  an  crime.  Mais,  d'autre  part,  hi  r('c:îon  occipitale  est  en  relatiuiï 
intime  avec  la  vie  den  vis(  (tcs,  déterminée  elle-même  par  la  vie  sociale. 
Le  bien-être  moral  n'étant  que  la  résultante  du  bien-être  physique,  c'est 
le  „mal  de  misère"  qui  produira  le  plus  grand  nombre  de  critninels. 
C'est  dune  en  conformité  avec  les  prémisses  par  lui  posées,  (jue  jM.  La- 
cassagne  peut  cunclure  :  L'homme  s  andte,  mais  c'est  la  société  qui  le 
mène,  c'est  elle  qui  l'aiguille  dans  telle  ou  telle  direction. 

liais  airlTons  an  livre  lui-même.  Dans  une  rapide  introduction^ 
H,  Laurent  nous  expose  sa  méthode.  Les  prisons,  a  öerit  Mandsley,. 
devraient  devenir  une  sorte  de  clinique  pour  Tétude  de  Thomme;  les 
antécédents,  les  caractères  mentaux  et  corporels  des  détenus  devraient  y 
faire  l'objet  d'nn  eieamen  scientifique  dont  les  résultats  formeraient  iiir 
recueil  de  biographies.  C'est  A  ce  vœu  de  Taliéniste  anglais  que  l'auteur 
a  entrepris  de  donner  un  commencement  de  réalisation.  Pendant  deuK  ans,, 
il  a  vécu  en  contact  avec  des  milliers  de  criminels;  il  les  a  interrogés^ 
non  pas  sur  la  liberté  présumée  de  leur  vouloir,  mais  sur  leur  vie,  leurs 
habitudes,  leur  milieu.  Et  ces  observations  „anthropo-psychologiques'*, 
une  fois  recueillies  et  classées,  il  les  a  livrées  au  public  sans  en  tirer 
de  eonciusionSy  ces  dernières  ne  pouvant  être  déduites  qu'après  d'autres 
observations  confirmativcs.  Autant  donc  nous  avons  trouvé  M.  Guillot 
fertile  en  déductions  générales  et  en  aphorismes  absolus,  autant  M.  Laurent 
va  s'en  montrer  sobre,  poussant,  je  crois,  le  scrupule  scientifique  jusqu'à 
l'exagération.  Des  documents,  voilà  tout  ou  presque  tout  ce  qu'il  nous 
donne.  On  comprend  à  quoi  point  cette  méthode  rend  malaisée  la  tâche 
de  (êlui  qui  rlien  h.'  à  donner  du  livre  un  aperyu  un  peu  exact;  rien 
de  moins  facile  que  d'aualyser  une  analyse! 
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Kn  ^'l'iiéral,  et  sans  aucune  prétention  an  classent  nt  >  ieiitiüque,  on 
peut  diviser  la  population  des  prisons  de  Paris  en  deux  jurandes  fractions: 
La  population  flottante  coniprend  les  criminela  d'accident  et  les  criininels 
d'occasion,  deux  catégories  (lue  I  auteur  cherclio  à  dittéreucicr  d'uue  fa<;oi» 
nn  i)eu  subtile,  les  premiers  m'.  bornant  à  céder  à  la  tentation,  les  autres 
i^n  protitant  Àciouuieut.  La  population  fixe  ^  recrute:  eu  premier  lieu, 
parmi  cenx  que  les  infirmitée,  )e  dtfant  de  volonté  on  la  pareaae  incu- 
rable metteot  hors  d'état  de  ga^oer  leur  vie,  moodiantt  et  vagabonds 
qtû.  roulent  de  prison  en  prison  leur  vie  dorant  (l'auteur  cite  le  cas  d'un 
vieillard  ayant  subi  71  condamnations,  toutes  pour  vagabondage),  volontés 
fluctuantes  qu'il  faudrait  préserver  avec  soin  du  contact  avec  les  malfaiteurs 
de  profession  ;  en  second  lien,  parmi  les  criminels  proprement  dits,  ceux 
auxquels  surtout  l'auteur  voue  son  attention  et  qui,  à  l'en  croire,  sont 
pour  une  très  forte  proportion  des  dégénérés. 

Faut-il  admettre,  cbes  ces  derniers,  l'existence  d'une  hérédité  crimi> 
nelle  positive?  H.  Laurent  n'oserait  pas  l'assurer.  Ce  qui  se  transmet  à 
la  descendance,  ce  nest  pas  tant  nn  penchant  spécial  qu'une  tare  ner- 
veuse ou  un  ensemble  de  tares»  La  folie,  l'hystérie,  plus  rarement 
l'épilepsie,  engendrent  de^  dél>ilités  tout  prêts  pour  le  crime.  >iaiâ  la 
cause  de  dégénérescence  la  plus  efficace,  la  tart^  nerv<;use  héréditaire 
par  excellence,  c'est  l'alcoolisme;  les  enfants  des  alcooli<|ues  peuplent 
les  i»ri>^ün5»,  si  bien  qu'en  tète  de  pre>;qne  toutes  letj  observations  relevées 
par  I  auteiii-  vu  pcnf  litf  ces  mots:  Père  alcoolique. 

Aprtîs  avoir  cheiehé  à  démontrer  qu'il  y  a  identité  entre  le  fou 
moral  et  le  criminel-né,  après  avoir  (non  sans  insister  avec  trop  de 
complaisance  sur  maint  détail  révoltant)  raconté  la  navrante  histoire  d'un 
de  ces  „daitoniques  de  la  conscience",  l'auteur  fait  défiler  devant  nous 
le  triste  curtège  des  déséquilibrés  de  toute  espèce  (jui  peuplent  les  pri- 
mm  et  atliuent  À  Tintirmerie  centrale;  on  y  remarque  surtout  les  variétés 
suivantes  : 

1"  Les  dégénéri'S  ;  ce  sont  ceux  dans  les  antécédents  desquels  on 
retrouve  une  accumulation  d  atVections  cérébro-spinales  jjouvant  affecter 
la  descendance  (l'alcool  jouant  ici,  comme  dans  l'étiologie  de  la  criminalité 
elle-même,  le  rôle  principal),  (  liez  de  i)areils  sujets,  les  troubles  intel- 
leotuels  Buut  couâtants  et  affectent  surtout  la  forme  de  la  (icbïnté,  inca- 
pacité  de  vouloir,  de  faire  effort,  de  prêter  attention  ;  les  dégénérés  dits 
supérieurs,  intelligences  sans  pondération  (le  lameux  Cliambige,  par  exemple), 
sont  beaucoup  plus  rares.  Quant  aux  déformations  physiques  ou  physiolo- 
gique^^,  on  peut  en  signaler  preBt^ue  constamment;  plus  encore  que  les 
hôpitaux,  les  prisons  sont  riches  en  „mal-bfitis**.  A  rencontre  des  anthio> 
pologistee  italiens,  VL  Laurent  estime  que  ces  malformations  sont  assez 
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ögslement  répartieB  entre  tons  les  organes,  Mns  qu'on  pnÎMe  relever  dee 
itigmateB  eonstente,  déformation  dn  crftne  ou  antree. 

'9*  Les  épûepUques.  Leur  nombre  est  bien  pins  élevé  qo'on  ne  le 
croirait,  beanoonp  d'entre  eux  oaehant  leur  mal  on  l'ignorant  eox-mêmes; 
et  presque  toujours  les  délits  commis  par  ces  malheureux  procèdent  de 
l'épilepeie  même  on  de  l'état  crépusculaire  qui  la  précède,  sans  parler 
des  impulsions  irrésistibles  qui  parfois  succèdent  aux  crises.  Faut-il, 
comme  le  veut  liombroso,  identifier  les  épileptiques  avec  les  fous-moraux? 
L'autear  se  prononce  pour  la  négative  ;  ces  derniers,  perren  jusqu'aux 
moëllcs,  sont  invariablement  inaccessibles  anx  bons  sentiments;  rien  de 
plus  intermittent  au  contraire,  de  plu8  fécond  en  contrastes  que  les  épi- 
leptiques. Ce  qui  B'impo9c  à  leur  égard,  c'est  la  séparation  d'avec  les 
autres  détenus  et  l'application  d'un  traitement  spécial.  Avec  le  système 
de  la  confusion  actuelle,  il  n'e^t  pas  rare  de  voir  des  épileptiques  punis 
dis(!iplinairement  parce  que  leurs  accès  incomplets  sotU  pris  pour  des 
tentatives  de  rébellion.  La  même  réforme  »  impuse  en  ce  qui  concerne  : 

S"  Les  hystériques.  Ces  êtres  essentiellement  entraînaliles  et  mobiles, 
ft  qui  rarement  l'initiative  criminelle  appartient  et  qui,  le  plus  souvent, 
ont  un  complice  qui  se  dérobe  par  derrière,  une  fois  condamnés,  se 
comportent  dans  les  prisons  comme  ilans  les  hôpitaux  ;  c'est  dire  (ju'ils 
s'y  montrent  menteurs,  médisants,  qu'ils  simulent  à  tort  et  à  travers  et 
excitent  des  rixes  continuelles;  souvent  aussi  leur  crédulité,  leurs  bizar- 
reries, en  font  les  souffre-douleurs  de  leurs  compagnons  de  captivité.  Et 
comme  d'ailleurs  ils  se  laissent  à  nn  très  haut  degré  influencer  par  le 
milieu  ambiant,  ils  sortent  de  prison  pervertis  et  dangereux. 

4"  Les  aliénés  sont  en  proportion  bien  plus  forte  parmi  les  détenus 
que  parmi  les  hommes  à  vie  normale.  Cela  tient  d'une  i)art  h  la  fréquence 
des  tares  nerveuses  chez  les  criminels,  puis  à  cette  circonstance  (ju'uo  choc 
subit  (émûtion  dérivant  de  l'acte  et  du  jusremeut,  brusque  chuugement  dans 
les  conditions  d'existence)  sutlit  parfoi.^  n  déterminer  le  délire.  Leur  séjour 
en  prison  est  pour  eux  comme  pour  ceux  qui  les  approchent  un  péril 
continuel;  et  pourtant  des  délirants  avérés  sont  imperturbablement  ra- 
menés en  prison  faute  d'examen  médico-légal;  d'autres,  plus  heureux, 
sont  dirigés  sur  les  asiles;  souvent  c'est  le  hasard  de  la  premièra  con- 
damnation qui  dédde  du  traitement  A  venir. 

60  Les  intoa^quéê,  enfin,  compronirant  les  morphinique»  et  svrtool 
les  aieooliques,  dont  t'anteur  n'hésite  pas  à  évaluer  la  proportion  an  80 ''/o 
des  criminels.  L'action  de  l'alcool  sur  les  fonctions  oérébràles  est  plna 
prompte  encore  et  plus  délétère  chea  ces  sqjets  qui,  si  souvent,  présoi- 
tent  déjà  des  symptômes  de  dégénérescence.  Ivresse  passagère,  alcoo- 
lisme chronique,  abrutissement  complet  et  parfois  anssi  accès  de  deliriom 
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tremens  eaosöB  par  la  brusque  intermptioii  de  rhabitndei  tons  les  degrés 
d'intoxieation  se  reoeoDtrent  iMurmi  les  prisonniers.  Les  abgin^iquês 
forment  me  variété  à  part,  soit  à  caase  de  la  rapidité  dea  aeeldents 
nerveux  dne  i  la  violenee  plus  grande  da  poison,  sdt  aussi  parée  qnUIs 
se  recrutent  dans  certaines  elasses  spéciales  de  la  population,  parmi  les 
soldats  d'Afrique  notamutent,  et  aussi  parmi  les  déclassés,  les  découragés 
qui  ont  manqué  leur  vie. 

Tout  cela,  dans  le  Uvre,  n'a  pas  cette  sécheresse  de  monotone  énu- 
mération;  tout  cela  eat  entrecoupé  et  comme  illustré  par  une  myriade 
de  notices  biographiques,  par  une  galerie  de  portraits  qui  font  vivre  et 
surtout  souffrir  les  originaux  sous  les  yeux  du  lecteur. 

Puis  H.  Laurent  aborde  Vétude  morfhalopque,  physiologique  et 
psychologique  du  criminel  en  général.  Et,  tout  d'abord,  y  a^t-il  une 
physionomie  criminelle  caractérisée?  Oui  et  non;  c'est-à-dire  que  la  plu* 
part  de  ces  figures  peuvent  être  ramenées  à  deux  types  différents:  la 
physionomie  tourmentée  et  bratale  d'une  part,  la  face  tortueuse  et  louche 
de  l'autre.  Mais  vouloir  aller  plus  loin,  prétendre  fixer  avec  précision  les 
caractères  du  type  voleur  et  ceux  du  type  assassin,  c'est  donner  à  des 
phénomènes  accidentels  une  portée  scientifique  qu'ils  ne  aaitrair^nt  avoir. 
Un  fait  toutefois  parait  acquis,  c'est  la  rareté  très  marquée  chez  les 
malfaiteurs  de  cette  harmonie  régulière  des  traits  qui  constitue  la  beauté 
classique. 

L'analfîésie  et  la  diaviilnérabîlitô  prétendues  dea  crimînela  sont  deux 
articlen  de  foi  pour  les  coryphées  de  l'école  italienne.  M.  Laurent  refuse 
énergiquement  d'y  croire.   Sans  doute,  on  vuit  des  détenus  durs  à  la 
souffrance,  mais  le  plus  souvent  cet  héroïsme  facile  provient  de  causes 
pathologiques  produisaTit  l'insensibilité,  la  folie  t)U  la  névrose,  par  exemple. 
M.iirt,  dans  riinnieiise  in:ijurité  dm  cas,  ces  gens  qui  font  si  bon  marché 
du  mal  d'uutrui  se  moutreut  lâches  et  pusillanimes  devant  la  douleur 
physique  ;  on  en  voit  beaucoup  qui  défaillent  à  la  seule  annonce  d'une 
opération  prochaine,  on  qui  remplissent  l'infirmerie  de  leurs  hurlements 
à  l'oceaslon  d'un  simple  panaement  peu  douloureux.  Ces  cris,  que  l'auteur 
confesse  avoir  parfois  entendus  avec  une  certaine  satisfsction,  forment  un 
contraste  frappant  avec  le  courage  tranquille  de  la  plupart  des  braves 
gens  qu'on  opère  dans  les  hôpitaux.  Quant  A  la  disvulnérabilité,  ici 
comme  partout,  c'est  afflure  de  tempérament  et  d'énergie  individuelle; 
mais  il  paraît  téméraire  de  soutenir  d'une  façon  absolue  que  les  détenus 
guérissent  plus  vite  que  les  patients  ordinaires. 

Je  glisse  (et,  sans  fausse  pruderie,  il  serait  malaisé  de  s'y  arrêter) 
sur  nn  chapitre  où  l'auteur  décrit  les  habitudes  amoureuses  de  ses  sujets 
et  j'arrive  à  la  partie  psydiologiquê  des  recherches;  ici  encore,  H.  Laurent 
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monlio  lieaucoup  de  circonspection  dans  la  généralisation  des  rtsultatsi. 
Intelligence  presque  toujours  plus  basse  que  la  moyenne  avec  qnelques 
écarts  en  li;uit  provenant  de  dég'énérescence  supé  riiiure^  volonté  souvent 
malade,  suit  impuissante  et  défaillante,  soit,  au  contraire,  tout  imi)ulfiive 
et  à  la  merci  des  instincts;  sensibilité  affective  très  émoussée,  ima^inatiou 
rudimentaire  qui  constamment  les  fait  retomber  dans  les  mêmes  ruses 
mille  fois  déjouées;  conscience  morte;  défaut  de  prévoyance  qui  les  em- 
pêclie  de  réfléchir  à  ce  qu'ils  deviendront,  une  fois  libres;  riehe  collection 
de  passions  et  de  viees  oti  brillé  smrtOQt  la  parme  Incimbley  la  vaiiité 
hâbleuse  qui  les  porte  A  inventer  des  eiploits  crimiDels  imaginaires,  à 
rédiger  des  mémoires  grotesques  ofl  ils  s'érigent  en  héros  du  bagne,  tels 
sont  les  prineipanx  renseignements  recueillis  par  H.  Laurent  snr  „Vftme 
des  criminels".  Point  d'esprit  de  camaïaderiei  point  de  dévouement  entre 
complices;  loin  de  là,  la  délation,  quelque  dangereuse  qu'elle  puisse  être, 
est  journellement  pratiquée,  même  en  prison.  L'esprit  d'association  leur 
fait  même  défaut;  les  essais  de  bandes  à  statuts  fixes  adoptés  par  les 
affiliés  avortent  misérablement.  L'entente  entre  complices  dure  tout  juste 
autant  qu'ils  ont  besoin  les  uns  des  autres;  le  coup  fait,  elle  s'évanouit 
après  le  partage^  sinon  même  avant. 

Ces  gens-là  croient^ils  à  quelque  chose?  Tout  d'abord,  ce  n'est  pas 
cliez  les  détenus  parisiens  qn'il  faut  chercher  cette  religion  superstitieuse 
et  démonstrative  des  peuples  du  midi  qui,  le  crime  sccompli,  croient  le 
racheter  par  une  crise  de  dévotion  et  par  une  profusion  d'indulgences  à 
bas  prix.  Non,  l'immense  majorité  des  prisonniers  de  la  capitale  (et  cela 
surtout,  paraît-il,  {larrai  les  eatho1i(iue3)  professe  en  matière  de  reHg:ion 
l'indifférence  railleuse.  J(»  erois  (|u'il  ne  faut  pas  troj>  s'en  étonner  et  (|ue, 
sur  ce  point,  il  n'y  a  pas  un  bien  grand  écart  entre  eux  et  la  masse 
de  la  population  masculine  de  Paris.  Les  convictions,  dans  ce  milieu-là, 
s'acquièrent  malaisément  et  se  perdent  vite;  l'auteur  eite  à  rp  propos 
l'histoire  de  plusieurs  musulmans  qui,  après  uu  court  héjuur  dans  la  capi- 
tale, raillaient  le  Coran  et  bafouaient  le  rrupliète!  Les  baisers  que  pro- 
diguent au  crucifix  les  condamnés  à  uiuit,  rendus  ù  moitié  inconscients 
pur  l'imminence  du  supplice,  ne  sauraient  passer  pour  manifestations  bien 
sincères,  encore  moins  spontanées.  Quant  au  surplus  des  détenus,  ils  voient 
surtout  dans  la  religion  un  moyen  de  rendre  leur  position  moins  désagréable; 
beaucoup  sont  assidus  à  la  messe,  mal*  e'est  pour  se  distraire,  pour  passer 
le  temps  ou  encore  parce  qu'ils  espèrent  pouvoir,  au  passage,  rencontrer 
les  camarades  et  communiquer  avec  eux;  les  conversions  édifiantes  que 
beaucoup  simulent  sont  destinées  surtout  à  capter  la  confiance  de  ceux 
qui  peuvent  adoucir  leur  sort* 

Vargot  est  bien  moins  répandu  dans  le  monde  des  malfaiteurs  que 
certaines  élncubrations  littéraires  ne  tendraient  à  le  faire  croire.  Il  ne 
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faut  pas  non  plus  l'élever  à  la  hauteur  d'une  langue;  c'est  une  sorte  «le 
Uialecle  professionnel  et  voilà  tout;  encore  à  ce  titre  uattcint-il  guère 
iBon  but,  qui  serait  de  constituer  un  idiome  intelligible  aux  seuls  affiliés; 
il  est  notoire^  en  effet,  que  mil  Parit  ne  comprend  et  ne  manie  l'argot 
mieux  <[iie  les  gcna  de  la  police  1' Corruption  de  la  lan^e-mère  par  dee 
altérations  de  dAsinences,  ftéqoenee  des  attribatifs  pris  pour  remplacer 
les  substantifs  (c'est  ainsi  que,  le  réverbère  s'appelle  ^rindiscret*^),  (^rand 
4iombre  d'onomatopées,  emprunts  aax  autres  langues  par  suite  du  contact 
avec  les  détenus  étrangers,  Innombrables  synonymes  pour  traduire  oer' 
taines  idées  (les  idées  obscènes  en  particulier),  et,  par  compensation, 
«défaut  d'expressions  rendant  lee  pensées  abstraites  ou  élevées,  Images 
avilissantes  ou  ironiquement  cyniques,  ainsi  peut  s'établir  le  bilan  de  ce 
patois  des  criminels.  Les  locutions  d'argot  se  forment-elles  d'après  des 
règles  méthodiques,  comparables  aux  lois  du  langage?  Non;  ce  qui  les 
fait  naître,  c'est  l'occasion,  ce  sont  des  événements  qni  font  époque,  bref^ 
«'est  uno  sorte  <le  mode;  et  souvent  le  caprice  emporte  en  quelques  jours 
«es  mots  éphémères  que  le  caprice  seul  avait  créés. 

Les  données  de  la  graphologie  m'ont  toujours  paru  assez  fragiles; 
J'ai  vu  bien  des  gens  faire  disparaître,  en  douxe  leçons  rationnelles,  lea 
défectuosités  de  leur  écriture,  :  sans  que  celte  réforme  ait  en  son  contre- 
coup sur  l<  s  aspérités  de  leur  cafnctèrel  M.  Laurent  non  plus  n'a  pas 

trop  1  air  d'un  convaiiieu.  H  observe  pointant  <jite  les  caractères  tracés 
par  les  (li'  tenus  Sont  fréquetuiuent  lounis  ou  irrö;^alier8  et  présentent  cer- 
tains truiu  communs  avec  l'écriture  des  aliénés. 

Ceci  u(Hi-  :  '  ne  enfin  aü'  *'8lhétiq\te  de  ces  études,  s'il  est 
permis  de  parl<  r  ainsi.  Plus  (pie  les  hommes  vivant  sans  contrainte,  les 

prisoimieriJ,  semhle-t  il,  doivent  éprouver  aux  lon^Mie^  heures  d'ennui  et 
^i'tmmobilité  la  démangeaison  de  raconter  ce  qiril.-v  éproiivont,  on  de 
retracer  leurs  împrc^sîotis  jiar  le  dessin.  L'es  pruductioiië  littéraires  ou 

attisti<|ues  ér  ioses  8<mis  les  verrttus,  :\  d<^faut  d  une  valeur  intriniéipje 
<lu"oii  ne  [)eul  s  attendre  à  trouver  dans  les  omin  res  de  :rens  de  peu  de 
culture,  <Md  olles  du  moins  une  i)liysi(Muiiuie  ori^^ittale?  A  peine,  ear 
1  ohseénité  en  est  le  trait  dominant  et  il  serait  liardi  d'allirmer  «jue  c'est- 
là  un  earactèro  <|ui  leur  soit  propre.  Kerivains  ou  poètes,  les  d»''tenus 
c  ultivent  Volontiers  les  idées  triviales  et  orduriëres.  Le'.s  ;^'euies  littéraires 
le  plus  tVéquemnient  ahordés  sont  :  la  ldo;^raplne,  où  se  retrouve  ee  l)esoin 
<le  paratl(>  dont  J'ai  déjà  parlé,  la  chanson  iirnoldi'  ou  sinistre,  ou  eueore 
la  littérature  anandiiste  où  les  prol)lémes  sociaux  sont  traneliés  d'un  trait 
<ie  plume,  louant  aux  dessins,  e'est  presque  touj*uirs  un  érotismc  <^rossier 
qui  les  inspire;  la  femme,  tout,  natnrellemeut,  y  Joue  le  premier  réde, 
mats  la  femme  telle  que  l'artiste  Ta  vue  et  comprise;  l'imagiimiiou  qui 
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«mbellit  hH  oomplètenent  défaut;  e'est  dira  qoo  les  ItgorM  et  oetp» 
féminine  ainn  immortaliBéB  n'ont  aveo  U  beauté  eenlpCniale  qne  dei  ana- 
logies bien  lointaines.  Non  eenlement  la  pensée  est  absante,  mais  Tartisl» 
iminovisé  doit  Intter  encore  contre  les  difllenltés  d'exéention;  le  trait  est 
maladroit,  enfantin,  et  parfois  les  ligiires  affeotent  des  attitudes  rsid«,. 
presque  hiératiques,  qui  ne  sont  pas  sans  rappeler  les  beaai-arts  primififi» 

Le  proeédé  épigrapbiqne  du  tatouage  est,  on  le  sait,  en  grande  vogue- 
cbea  les  malfaiteurs  et  le  Mt  est  d'autant  plus  bisarre  que  eette  marque 
indélélrîle  est  essentiellonent  propre  à  dévoiler  une  individualité  compro- 
mettante. D'où  vient  donc  ce  penchant,  transmis  de  génération  en  généra- 
tion? Evidemment,  il  n*y  a  pas  oomparaison  possible  entre  le  tatouage 
eriminel  et  celni  des  peuples  primitifs;  ce  deraler  est  nue  eonséeration 
A  une  divinité  spéciale,  on  une  sorte  de  blason,  ou  encore  un  préservatif 
présumé  contre  les  maléfices.  En  pnson,  rien  de  semblable  et  la  fré- 
quonff  (lea  tatoa.if^cs  qu'on  y  rencontre  doit  être  tout  simplcinent  attribuée 
à  l  esprit  (l  imitation;  on  s'ennuie,  on  vent  f:ùrf  cntmne  les  autres,  on  ne 
veut  pas  avoir  Fiiir  fie  redouter  cette  l*v:in'  s  »uflranee  et  on  livre  na 
peau  au  tatoueur  dont  la  fantaisie  y  trace  des  pointé,  des  lignes  d  orne- 
ment, des  dessins  plus  ou  moins  compliqués,  des  inscription»  on  devi^es^ 
parfois^  luûme  des  rébns.  Très  souvent  le  repentir  suit  et  tte  opération  de 
plus  ÜU  moins  près,  et  beaucoup  ne  demanderaient  (ju'à  ttre  débarrasaé»^ 
de  cette  fastidieuse  broderie;  ceux  surtout  qui  voudraient  se  remettre- 
an  travail  savent  que  le  tatouage  est  mal  vu  dans  beaucoup  d'atelien. 
O'est  pour  venir  en  aide  à  een  de  cette  deraiére  catégorie  et  non  point 
pour  entraver  le  fonctionnement  du  service  d'Identilieation  anthropomé- 
trique, que  H.  Laurent  divulgue  un  proeédé  de  „détatouage"  d6  à  l'inven- 
tion du  D'  Tariot  et  qui,  sans  danger  et  sans  cicatrice  trop  visible^  (ait 
promptement  disparaîtra  tonte  coloration  snspecte. 

La  deraièro  partie  de  Touvrage,  beaucoup  moins  réussie,  à  mon  sens, 
traita  d'un  certain  nombra  de  problèmes  sociologiques:  sort  des  criminelo 
rentrto  dans  la  société,  différents  déUts  et  lenn  mobiles,  influenoe  de 
l'éducation  et  des  milieux,  influence  des  peines,  etc.  —  La  conelusioii, 
elle  aussi,  manque  d'ampleur.  Dans  un  résumé  rapide,  M.  Laurent  nous 
y  montre  les  prisons  peuplées  do  dégénérés  et  de  débiles  ä  intelligenc» 
appauvrie,  à  volonté  déftillanto,  à  conscience  muette,  différentg  des  aliéné» 
sans  doute,  mais  différents  aussi  des  normaux.  Lp  but  pratique  ;^  atteindre^ 
c'est  la  séparation  des  détenus  en  quartiers  distincts  d'après  It  nrs  carac- 
tères individuels  et  la  nature  des  délits  poromis.  A  chacune  de  ces  caté- 
gories, un  châtiment  spécial  doit  correspondre:  pour  les  mendiants,  le» 
vagabonds  et  certains  alcooliques,  il  faut  créer  une  sorte  d'atelier-priaoi» 
OÙ,  sans  trop  peser  sur  le  cOté  atilictif,  on  cherchera  à  les  rendre  apte» 


Digitized  by  Google 


Deuz  Uvrot  récants  «nr  les  Priion«  de  Paris* 


497 


A  la  vie  laborifiisPj  quitte  à  les  déporter  si  de»  recliutes  trop  nombreuses 
les  révèlent  inconigiblea:  pour  les  criminels  d'iiabitml»',  la  «  pIIiiIp  s'impose, 
la  cellule  „où  los  plus  violents  pleurent  comme  des  fciinneä,  touruieutés 
par  Mil  iiisiinnontable  ennni".  —  Ainsi  réoff^aniséc,  la  prison  doit  devenir, 
sons  la  (lireetiun  des  iiiôdecinR  »pécialigte8|  un  champ  d'études  cliniques 
pour  1h  ina;;;istiatiir('  i*t  I«;  barn'Uii. 

Ce  livre  est  donc  le  début  d  um-  cüllection  de  documents  destinée, 
en  s'enrîcbissant  peu  à  peu,  à  former  une  base  piati(iue  pour  les  léforrne» 
l('{,'islativeis.  Sans  doute,  il  est  très  loin  de  la  perleetion  ;  l'auteur  n'y 
prétend  guère  d'ailleurs  et  n'aspire  qu'à  marquer  le  premier  pas  dans 
une  voie  de  recherches  encore  inexplorée,  l'el  qu'il  est,  je  ne  connais 
guère  de  lecture  plus  attachante,  je  n'en  rctimais  puü  qui  provoque  à  un 
plus  haut  de«rrc  1  intérêt  et  suilout  la  icil.  \ion  mélancolique.  Mille  foi» 
mieux  que  la  plus  éloqucute  des  descriptions,  ces  tablea.ux  d'après  nature 
Dous  initient  aux  tribulations  des  misérables  et  nous  font  souffrir  avec  eux. 

Je  voudrais,  eu  terminant,  exprimer  un  regret.  Aux  yeux  def?  écri- 
vains dont  je  viens  U  analyser  les  travaux,  le  domaine  du  droit  pi-nal 
semble  être  l'apanage  exclusif  de  deux  partis  rivaux,  l'école  classique 
d'une  part,  l'école  italienne  de  l'autre,  contre  laquelle  M.  Guillot  prend 
résolument  position,  contre  laquelle  M.  Laurent  polèmise  avec  moins 
d'énergie,  adoptant  même  quelqueB-nnes  cle  ses  tendances.  M.  Laeassagno 
admet,  il  est  vrai,  cotre  ees  deux  antipodes,  l'eslstenee  d'une  école  fran- 
çaise interaédiaire.  Mais  aucun  de  ces  trois  auteora  ne  semble  avoir 
eOnnaisBance  du  vaste  mouvement  de  réforme  qui  a  jms  naiesance  dana 
ces  dernières  années  et  qui  s'est  aujourd'hui  propagé  dans  toute  TEuropo, 
mouvement  de  réforme  dont  l'Union  internationale  do  droit  pénal  a'est 
fait  l'Ame  et  le  porte^parolea.  Cette  Union  comptCi  je  le  sais,  en  terre 
française  des  représentants  dont  la  distinction  compense  le  petit  nombre, 
mais  il  semble  que,  jusqu'à  ce  jour,  son  existence  et  aea  travaux  soient 
demeurés  en  France  lettre  close  pour  beaucoup  d'entre  les  hommes  de 
science.  Rien  de  plus  fâcheux,  car  dans  la  lutte  entreprise  contre  des 
abus  invétérés,  il  y  a  plus  qu'avantage,  il  y  a  nécessité  presque  à  agir 
avec  «isemble.  Noua  avons  tous  besoin  les  uns  des  autres,  et  plus  nous 
marcherons  unis,  plus  nos  conquêtes  seront  rapides  et  décisives.  C'est  ce 
qu'ont  bien  compris  les  promoteurs  do  cette  Union  lorsque,  au  lieu  de 
faire  de  leur  création  nouvelle  une  école  fermée  h  credo  impérieux,  ils 
ont  adressé  leur  appel  à  toutes  les  bonnes  volontés. 
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Die  Revisionssache  betreffend  die  Eiieieute  Müller-Beok. 

VoQ  Dr.  l'lacUl  Meyer  von  Schaueiutee,  Oberrichter  io  Luzern. 


Martin  Mftller  und  seine  Ehefrau  Bertha,  geb.  Beek,  von  Dag- 
mcrsellen,  waren  am  24.  Dezember  1889  wegen  qualifizirter  Brand- 
«tiftnng  xa  3  Jahren  Zuchthaus  yerurtheilt  worden.  Wir  haben  uns 
schon  damals  gegen  eine  kriminelle  Yerurtheilung  ausgesprochen  ^) 
und  es  hat:  sich  nun  die  völlige  Unschuld  der  Eheleute  Hfiller-Beck 
herausgestellt  DemgemSss  hat  das  Obergericht  des  Kantons  Luzern 
am  13.  Hai  1892  das  Temrthetlende  Erkennintss  aufgehoben  und 
die  Eheleute  Müller-Beck  von  Schuld  und  Strafe  freigosp rochen. 

Dem  Staate  wurde  im  Sinne  des  §  813  des  St.  R.T.  eine  Ent- 
schädigung von  10|000  Franken  an  den  Ehemann  Martin  Mfiller 
fur  8  Va  Monate  ausgestandene  Untersuchungs-  und  Straf  haft  auferlegt. 
Dagegen  wurde  Frau  Anna  Bisany  geh*  BUrMi,  die  wirktioheThäterin, 
wegen  vier  Brandstiftungen  im  Sinne  dos  §  HO,  litt,  h,  Ziffer  2, 
K.  St.  Q.,  und  einer  solchen  im  Sinne  des  §111  eod.,  alle  fünf  in 
Fortsetzung  begangen,  ferner  wegen  fortgesetzter  boshafter  Soch- 
bcschädiguugcii,  wovon  die  eine  im  Scbadensbetrage  von  Fr.  100, 
nach  §  214  des  K,  St.  G.  kriminell,  verbunden  zum  Theil  mit  nficht- 
lieber  Ruhestörung  nach  §  162  K.  St.  0.,  femer  wegen  Falschklage 
im  Sinne  dos  §  146  K.  St.  G.  und  fortgesetzter  Unsittlichkeit  nach 
§  143  P.  St.  G.,  alle  diese  Verbrechen  und  Vergehen  in  geminderter 
Zurechnungsföhigkeit  im  Sinne  des  §  52  K.  St.  G.  bigaugeu,  zu 
12  Jahren  Zuchthaus  verurtheilt. 

Ferner  wurden  verurtheilt:  1.  Anfon  Bisanf/  wegen  falscher 
An;j^aijen  bei  amtlicher  EinvornahnK?  nach  §  73  des  P.  St.  (i.  zu 
20  Ta<;^en  Gefänguiss,  welche  Strafe  jedoch  durch  ausgestandene 
Uaft  kumpensirt  sei. 

0  Zeilsehrlft  III,  S.  8S,  wo  aaeh  die  VorgcscIiLcbte  des  Fallet  dargestellt  Ist. 
Vergl.  flberdies  „Basier  Nachrlehten",  Nr.  121  und  122  rem  5.  ond  6.  Mai  1898. 
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2.  Manu  ■'^'h'/iinutun  wegen  falscheu  Zeugnisses  nach  §  139 
dos  K.  Ht.  G.  und  Austittuug  dazu  zu  3'/«  Jahren  Zuchthaus  und 
zum  Khronverlust. 

3.  fhnhara  Pirrtschert  wep:en  fnlschon  ZcugaibtieH,  begangnen 
ohne  luülüügliclie  l  nterschoidungökraft,  zu  zwei  Monaten  Gofüugniss. 

4.  Maria  Birrer  geb.  Hunkolor  wegen  falschen  Zeugnisses  zu 
8  Monaten  Zuchthaus  und  zum  Ehrenvorlunt. 

5.  Franz  JoseJ  7\ri  ienbUM  wegen  Unsittlicbkeit  nach  §  143 
r.  8t.  G.  zu  einer  Geldbasse  von  40  Fr.,  eventuell  14  Tagen  Qe- 
föngniss. 

6.  Joseph  Kaufmann,  Wachtmeister,  wurde  wegen  (ahrlfisDlger 
Amtepflichtrerietzung  nach  §  172  des  P.  St.  G.  /.ur  diszipliuarischen 
Ahndung  nach  §  172  oit.  und  §  241  des  K.  St  G.  dem  Kegienings- 
raih  überwiesen. 

7.  X.  Mder  wegen  fahrlftssig  falschen  Zeugnisses  (§  71,  Abs.  1, 
P.  St.  G.)  zn  8  Tagen  Geföngniss. 

Die  frühere  Yenirthcilung  der  Eheleute  Müller  Ifisst  sich  auf 
zwei  Umstände  als  Ursaclie  zurückfubren  :  1.  die  ÄnscJttddigungeH 
tmd  Handlangen  der  verrüekien  Frau  Bisang^Bürkli  und  2.  die 
Misggriffe  der  ühtersuchungebeh'örde,  speinell  des  Statlkalieramiee 
WiUisau, 

Was  den  ersten  Punkt  anbctri£Flt,  so  gehört  Frau  fiisaug,  die 
Urheberin  aller  jener  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  seit  dem 
Herbst  1888  das  Dorf  Dagmersellen  in  Angst  und  Schreeken  ver- 
setzt haben,  in  die  Kategorie  der  yerbrecherischen  Irren  (in  der 
Form  Ton  chronischer  Verrilcktheif).  Sie  begann  und  schloss  die 
ganze  Reihe  ihrer  Missethaten  mit  dem  Schreiben  anonymer  Briefo. 
Am  27.  Februar  1890  musste  sie  in  die  Irrenanstalt  St.  Urban  ver* 
bracbt  werden,  deren  Direktor  am  15.  Mai  folgendes  Gutachten 
abgab  : 

„1.  Frau  Anna  Maria  Bisang  ist  geiskskrank  und  kidet  an 
verbrecherischem  Wahnsinn  in  der  Form  chroniseher  VerrückÜmt, 
welche  durch  die  Untersuchungshaft  sich  verschlimmerte  und  einen 
akuten  Charakter  annahm.  2,  Die  Annahme,  dass  Frau  Bisuny- 
BürkU  schon  zur  Zeit  der  Abfassung  der  anonymen  Briefe  an 
Geistesstörung  f/elitten  habe,  ist  m  bejahen.*^ 

In  einem  Nachtragsgutachteu  spricht  sich  Direktor  Li«ibacli 
(lahm  aus:  ^Fran  Bisang-Bdrkli  int  zur  Zeit,  als  die  Sachhc^chii- 
diguugen  und  Brandstiftungen  in  Dagmersellen  geschahen,  also  vom. 
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Degmher  1888  bis  Dezember  1889,  wohl  des  CM^rauehf  des  Ver* 
Handes  in  mancher  Richiung  mUehtiff  gewesen,  nkhigdettoweniger 
ist  sie  aber  als  f/emindert  zwreehnungrfahig ,  wmn  mdU  gan» 
unzurechnttng^hig  (f),  Jür  diese  Zeit  m  bsfraehisn^ 

Des  Gutachten  des  Herrn  Dr.  lAsibaeh  macht  unter  Verweb 
auf  Sander  and  Richter,  «OeisteBstömng  und  Verbrechen*,  erheblich, 
das8  gerade  der  Fall  Bisang  beweise,  wie  eine  Geieteekrankheit 
eintreten  könne,  ohne  die  Integrität  gewisser  geistiger  Eanktlonen 
zn  beeinträchtigen.  Auch  Dr.  Solbrig,  «Verbrechen  und  Wahnsinn", 
spreche  sich  dahin  aus,  dass  speziell  beim  verbrecherischen  Wahn- 
sinn die  Schwierigkeit  der  Diagnose  theils  durch  die  Anwesenheit 
eines  hohen  Grades  von  Besonnenheit,  logischen  SchluBsyemiögens 
und  omsichtiger  Planmässigkeit  im  Handeln,  theils  durch  die  Ab« 
Wesenheit  leiblich  pathologischer  Begleiterscheinungen  gegeben  sei. 

Zu  dieser  Schilderung  bietet  der  Fall  det  Frsu  Bisang  wirklich 
fast  ein  Paradigma.  Sie  geht  mit  der  grössten  denkbaren  Raffinirtheit 
Tor.  In  ihrer  Kasirstube  vernimmt  sie  alle  Vorkehren,  die  getroffen 
werden,  um  den  oder  die  Urbeber  der  Brandstiftungen  zu  &ngen, 
sie  merkte  sieh  dies,  und  daher  ist  e^  erklärlich,  warum  weder 
Geheimpolizei,  noch  die  eigenn  von  der  Bürgerschaft  von  Dagmor- 
sellen  Teranlassten  Bürgerwachen  je  den  Bösewicht  auf  frischer 
That  ertappen  konnten.  Immer  ist  sie  bei  eiuem  Brande  zuerst 
zur  Stelle,  mit  Feinheit  weiss  sie  denYerdaciiC  auf  Unschuldige  zu 
lenken  ;  so  leitete  sie  den  ersten  Argwohn  auf  den  Knaben  Hermann 
Mülhr,  weil  er  ihr  zu  einer  Zeit  und  an  einem  Orte  begegnete,  wo 
es  möglich  war,  ihm  die  Brandstiftung  anzudichten. 

Im  Weitem  entnehmen  wir  dem  Gutachten  : 

,Fna  Bisaog-Barkli,  geb.  dea  7.  April  1848,  verheiratet  mit  ÀDton  Bisang, 
Schuster,  stammt  von  einem  wegenVerbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  —  ßlutschamie 
zn  Zuchthausstrafe  verurthciltni  Vater  ab,  direkte  erhli<  h'  T!rhiv(u»ff  für  Geistes- 
krankheit làsst  sich  keine  nachweisen  ;  aber  Familieuanlage  ist  unbestreitbar  vor- 
handen :  eine  Schwester  ist  geisteskrank,  dn  Bruder  etwas  iKSchrftsktea  Geistes 
und  eine  andere  Schwester  eine  liederliche  Penon.  fis  darf  das  als  nnaweifelhaft 
festgestellt  werden  und  stimmt  auch  mit  den  Irreuärztlichcn  Erfahrungen  t\bcrein, 
dass  die  VerhrnL-  in  Willi>aii.  dir  üntersucbungshaft,  die  Kreuzverhrtrr  und  Kon- 
frontationen, der  psychische  Eindruck,  als  sie  sich  in  die  Quere  gctri.  l.t  u  tuhlte, 
sich  in  Widersprüche  verwickelte,  den  Indizieabewels  au  angenfkllig  gegen  sich 
Sprechen  sab,  sie  veranlasste,  sich  in  reinen  Negationen  au  bewegen,  bis  schlicss- 
lieh  das  Bild  emer  akuten  Yerwirrtbeit  mit  Halludnationen  und  mteusiven  Ver- 
folgungswahnvorfttellungen  schnell  aufeinander  pich  ans  der  chronischen  Verrückt- 
heit von  früher  entwickelte  and  schliesslich  zur  Unterbringung  in  die  Irrenanstalt 
nothigte." 
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Im  Anfang  ist  der  Zweck  der  Bosheiten  Vernichtung  des  ihr 
vorhfi8sten  Arztes,  Dr.  Kaufmann,  durch  die  anonymen  Briefe,  ohne 
ersiehtlichen  ürund;  der  verbrc-cherischc  Wahn  schreitet  fort  zu 
Sachbeschndif^ungen,  zu  Jîrandstiftungen  und  erreicht  seinen  Ilidie- 
punkt  in  der  Nacht  vom  24.  Oivtoher  1889,  wo  sie,  von  Il  ms  zu 
ilaus  schleichend,  in  neun  HfiuMorn  die  Fenster  einscÎ!lâ<;t  und  ein 
Anwesen  in  Brand  steckt,  Alles  in  dem  kurzen  Zeitraum  von  vier 
Stunden  in  einem  kleinen  Dorfe,  dus  von  freiwilligen  Patrouilirn 
durch/ogen  war,  ohne  dasa  eine  bpur  des  Yerbrechens  gefunden 
wurde. 

Das  oben  erwähnte  Naehtrags^utachten  der  Direktion  v(m 
St.  Urban  wurde  desshaib  V(Tanla»st,  weil  sieh  die  l'ntersuchunt^'H- 
behnrde  mit  der  Konstatirung  des  gegenwärtigen  Geistettzuötjuideö 
der  Frnn  Bisang  nicht  begnügen  konnte,  tür  si(>  vielmehr  die  B«-- 
antworruug  der  Frage,  ob  Frau  IJisang  zur  Zeit  der  Yerui)uug  der 
Hachbeschädigungeu  und  Brandntiftungen  vom  Dezember  1888  bis 
Dezember  l^ssi)  zurechnungsfähig  gewesen  sei  oder  nicht,  von  ent- 
scheidender Bedeutung  war.  Diese  Frage  war  aber  in  drr  »pHlellten 
Weise  für  eine  Zeit,  wo  keine  sachkundige  Beobachtung  der  i^atientin 
stattgefunden,  ungomein  schwieriL--  zu  beantworten,  und  es  cuthält 
desshaib  das  bctreffi  nde  Nachtragsgutachten  eine  gewisse  Inkon- 
gruenz, wenn  es  bezüglich  der  anonymen  Briefe  die  geistige  Störung 
unhedingif  bezüglich  der  Bar hbes(diädiguugen  und  Brandstiftungen 
dagegen  blos  yemindfri^  Znri  i  himngsfahigkeii  im  Sinne  des  §  51, 
Ziffer  1,  deö  K.  St.  U.  annimmt. 

Wir  unsererseits  halten  dafür,  dass  die  chronische  Verrücktheit^ 
aus  welcher  sich  in  der  Folge  die  akute  Verwirrtheit  entwickelte, 
die  Zurechnungsfähigkeit  ausachloss  und  sie  nicht  blos  minderte.*) 

Das  zweite  Moment,  welches  die  fatale  Y«  rurtheiluug  der  Un- 
schuldigen herbeiführte,  war  die  manf/nfhafte  Leitung  der  Unter- 
suchung durch  das  ÄmtssiaUhalteramt  WilUmu.  Gegen  die  Müller 
fiel  in's  Gewicht  das  Selhstgeständniss  des  Knaben  Jiermmm  Müller 
und  die  Depositionon  der  14jährigen  Kindsm^d  Maria  Purtschert 
und  der  Magd  Maria  SHmitnann.  Beide  hatten  angeblieli  direkte 
Wahrnehmungen  gemacht.  Die  Purtschert  wollte  den  Müller  an- 
zünden gesehen,  die  Andere  denselben  zur  kritischen  Zeit  unmittel- 
har  am  Thatort  bemerkt  haben.  Beides  waren  falsche  Zeugen.  Die 


^)  Vergl.  Dr.  Wiïîr  •  Znr  Yrtigc  der  geminderten  ZurechnungBfiyiigkeit  in 
dieser  Zeitsehrift,  HL  Jahrg.,  S.  I  o.  £ 
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Inhaftsetzung  des  OV^jührigcn  Knaben  Hennann  Müller  und  dessen 
Zusammensperron  mit  einem  mehrfach  bestraften  Verbrecher  hal  sieh 
schwer  gerächt  und  dürfte  in  den  Annalen  der  StnfireolitiwiMen- 
schaft  als  abschreckendes  Beispiel  in  der  Behandlung  der  JugeDd- 
liehen  noeh  oft  lidrt  Verden.  Aneh  bezüglich  der  Zeugen  konnten 
schwere  KoUnsionen  der  Terh&ognimoUsten  Art  mkommen. 

Der  Antrag  des  Stattbalteramts  Luzem  im  BeTîeionsprozesse 
spricht  sich  wörtlich  dabin  aus:  , Jetzt  wurde  unter  Drohung  mit 
Schlägen  und  auch  mit  guten  Worten,  dass  man  ihn  des  Hafts  ent- 
lassen wolle  und  nicht  strafen  könne,  auf  ihn  von  Wachtmeister  und 
ThÜrmer  Kaufmann  und  Frau  eingewirkt.  Das  behauptet  der  Knabe 
und  der  Beweis  scheint  dies&lls  geleistet  durch  die  Depositionen 
des  Ânt.  Marbach,  des  Joh.  Roth,  der  H.  Malier,  des  Joh.  Isen- 
schmied.Wir  fügen  jedoch  bei,  dass  die  Qualität  dieser  Personen 
eine  zweifelfaafite  ist  und  das  Obergericht  den  Wachtmeister  J.  Kauf- 
mann nur  der  fàhrlfissigen  AmtHptiicht^erletzung  (§  172  P.  St.  0.) 
sdiuldig  befand. 

Auch  bezüglich  des  Knaben  Hermann  Müller  ist-  wohl  zu  be- 
achten, dass  derselbe  nach  aufgehobenem  Terhaft  immer  wieder  auf 
sein  GeständnisB  zurückkam.  Er  sagte  genau,  wie  er  in  allen  drei 
Fällen  zu  Werk  gegangen,  wie  er  sich  das  Petrol  Terschafft,  als 
MotiT  gab  er  an,  er  habe  an  einem  frühem  Brande  so  grosse  Freude 
gehabt,  dass  er  sich  das  Schauspiel  wieder  yerschaffen  wollte.  Da- 
bei verblieb  er  auch,  als  er  vor  Kriminalgericht  auf  dem  Augen- 
schein einvernommen  wurde  und  keinerlei  Beeinflussung  mehr  statt» 
haben  konnte.  Wir  stehen  hier  vor  einem  psychologischen  Räthsel. 

Die  Botheit  der  wahimnnigen  Fr<m  Bi$ang  und  die  Fahrlässig' 
keit  des  SfaUftaUeranUes  WiUisau  ermöglichten  daher  die  unschuldige 
Yerurtheilung  der  Eheleute  Müller,  die  prinzipielle  Bedeutung  des 
Falles  liegt  aber  in  der  Auslegung,  welche  der  §  313  des  Straf- 
rechtsverfahrens  bei  dieser  Gelegenheit  durch  das  Obergericht  erhielt. 

Diese  Gesetzesstelle  lautet:  «Zu  einer  Kostenvergütung  gegen 
den  Losgesprochenen  und  einer  Entschädigung  ist  der  Staat  dann- 
zumal  zu  verfallen,  wenn  das  Gericht  finden  sollte,  dass  der  Beklagte 
auf  ganz  çrundloseWme  von  Seite  der  Staatsbehörde  verfolgt  wurde.** 

Das  Obergoricht  nimmt  nun  in  seiner  Motivirung  die  Toraus- 
setzung, dass  der  Beklagte  auf  y^gam  gruridlose  Weise*^  von  Seite 
der  Staatsbehörde  verfolgt  wurde,  dann  als  gegeben  an:  1.  wenn 
einmal  die  UnscJinld  des  Losgesprodt^nen  ganz  offen  zu  Tay  a  trete, 
2.  wenn  im  Weitern  derselbe  auch  nicht  die  geringste  Inkorrektheit 
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im  Lfliifr  (1er  rntorsuchuiig  sicli  liabc  zu  Schulden  kommen  lassen, 
und  endlich  '3.  w(>iiu  das  den  Li)sgt'sprochciien  s('Iiii(lig(nide  Kcsultat 
theihvoise  diirdi  Ute  l.Hiersudntttf/  rosp.  die  (h(/anr  f/e,s'  Sfnalps 
herbeigeführt  worden  sei.  Bezüglich  der  Frau  Müller  nahm  nun 
das  Uhergericlit  an,  si<>  habe  in  der  Tutersurhung  Waiirneiimungeu- 
anueurben,  die  sich  als  o/ijcktif  tnuniit/licJi  herausg.'stoUt.  Dadurch 
habe  sie  ein  scliwerwiegondes  Indi/iuni  für  ihre  rif/cnr  SrJmhl  ge- 
schaffen und  sf^i  d  ifn-r  Maiigi  Is  di"^  /weiten  l{o(|uisits,  vollständig 
korri'kfeii  \  ('rlnllt^^u^  m  der  L  ntersucuung,  nach  §  üKi  des  luzürui- 
öcliun  Strafr(^chtsveif"ahr('Us  ni  (du  ents»  liädigungsbereclitigt. 

Ju  dieser  l!ezi(diung  hat  das  I  rtluMl  eine  prinzipielle  l?ed<'uning^ 
so  dass  in  Zukunft  au<di  das  geringste  scluildhafte  Verhalten  eine» 
hekhigt<Mi  !''tlc  ju  (nrsyiutlii<r}n'  S<  h>(l(!  (b'sselhen,  die  Kut^^chädiguagH' 
türdt'iung  von  HfNUer  !r>eit<'  ausscidiesst. 

Was  dagegen  die  Frage  der  zivtlrrcliilichcn  Haftliarkvif  deü 
Staates  für  seine  lieaniten  anbetrifi't.  so  g.'ben  uns  hierüber  dio 
betrtitfejiden  ^lotive  keinen  festen  Anhaltsputiki.  Ks  wäre  diesfalls 
viidleitdit  zweckmässiger  gewesen,  diese  Frage  in  ein  sejtarates  Ver- 
fahri'ii  zu  verweisen,  wo  dann  nicht  blos  über  die  gesetzwidrige^ 
falirlässig<'  "Weise  der  rnti'rsn'hvnfi ,  sondern  über  die  liamllungeii 
der  rin:rfnr,i  lUmnii  ii  (niclit  allem  dos  Wachtnieiaterä  K.aufmaim) 

zu  cutscheiden   ge\ve>en  wäre. 

T"ns  scheini,  man  li  it  im  ol»ergericlitlic)ien  Frtheil  l)eide  l-'rageny 
sow-dd  des  Anspnudis  aus  3FJ  St.  Jl.  V.  als  (b'r  rilrcthtltchvn 
Jinfifiii i'Lcit  des  Staates,  miteinander  v^rliinden  und  vom  Standjiunkt. 
der  a-:|uitas  aus  /.usamm'  U  li'i-^en  wollen.  \  om  prinzijuelb'n  Stmid- 
puukt  ist  dieses  \  erfahren  nicht  das  richtige:  wir  fiigen  j(uloch  bei.^ 
dass  eine  zivilretditlicbe  Haftbarkeit  des  Staati-s  fiir  seine  ii(!amten 
(dletdiav  vom  (  >beri^ei  i(dit  nicht  ausgesprochen  werden  wollte.  Der 
Aiitin'i  auf  Anwi  iiduii";  des  Art.  <)2  de>  Obli"ati0U(!nreehts  wurden 
\em  (Jcricht  au^drüeklicli  abgrlelmt  utid  auch  eine  suhsidtii rr  Haft- 
/'((/■/:<•/(  \V(»llte  man  iiiclit  statuiren.  In  der  llrdii>  der  Suinjne  sollte 
über  jedenfalls  nicht  nur  der  prinzipiidlen  Seite  des  l^illes,  sondern 
(^lieii-oselir  den  kfmkreteii  Verliältnissen  Keuhnung  getragen  werden. 
I  )en  l\h(driifen  Müller  bleibi-n  iiacdi  dc'r  ausdrücklicdien  Bestimmung 
d(v->  obergei  i(  litlitdien  rniieiis  alle  weitern  i*]ntschädiguiigsansj)riu  iie 
gegen  Frau  Bisa ng.  Anton  llisang,  Maria  Siimimann.  Maria  BirnT, 
r>arbara  l 'urtschert,  Xaver  Meier  und  Wac]itmei->ter  Kaufmann  anf 
dem  Wege  de.s  Zi vilproze^ses ,    wo    die  betretfenden  rersonen  uacU 

dem  Ala^aau  ihre«^  Vurt$chuldcud  zu  huiteu  habt^u^  YorbehaltTuU. 
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Noch  ist  zu  beniL'rkGn,  dasa  Martin  Müller  sich  vom  19.  August 
löbU  bis  II.  April  ISiJO,  Frau  Bertha  Mülh-r  geb.  Beck  vom  18.  Au- 
gust 1889  \m  11.  April  IbbU,  Eraterer  aUo  236,  Letztoro  238  Tage 
in  Haft  befandeu,  davon  vom  24.  Dezember  1889  bia  2U.  März  1890 
-aufolgc  Ycrurthoilung  im  Zuchthaus. 

Das  Oborgericht  nimmt  sehlicsHÜch  noch  Bozug  auf  ein  Urtheil 
<le8  schwt'izorischen  Bund«  sgericht.s  iu  Sachen  Franz  GHchwiud  gegoa 
den  Staat  Luzorn  vom  30.  November  1881),  wo  nich  ausgesprochen 
finde,  dass  dn  i'lnt8chädigungsan«priich  des  unschuldig  (wenn  auch 
gcsctzmäBsig)  Ycrhul'tctüU  gegenüber  dem  Staute  sicli  nicht  aus  all- 
(ji'nicinen  Recht^rinzipiei}  ableiten  la.sHu  und  daher  nur  insoweit 
besti'l)(>u  könne,  als  ein  solcher  durch  besouderu  iiechtäsatz  aner- 
kannt sei. 

Allein  ea  liegt  in  dieser  Zitation  des  bnndesgcrichtlichen  Urtheila 
■Wiedoruni  eine  Verquickung  dL^^  Anspruches  uach  §  313,  von  dem 
da»  Bundesgericht  aelbat  sagt,  es  sei  zweifelhaft,  ob  dieser  §  313 
überhaupt  einen  selbststäudig  verfolgbaren  Zivilanspruch  des  Frei- 
gesprochenen begründe,  mit  der  zivilrechtlichen  Haftbarkeit  des 
Staates,  die  an  und  lür  sich  mit  der  Fraye  der  Enischädigung^pßicht 
unschuldig  Verurtheilter  nichts  zu  thun  hat.  Das  Bundesgericht 
führt  im  zitirteu  Urthoil  noch  ausdrücklich  aus: 

^Wenn  die  Behörden  aber  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Vorsciu  ijlcn  die  Verhaftung  eines  Verdächtigen  anordnen,  so  liegt 
hierin,  auch  wenn  der  Verhaftete  unschuldig  ist,  eine  rechtinässige 
Auanhuni/  'Irr  Staatsgewalt  und  keineswegs  eine  widerrechtliche, 
unerlani>te  Handlung.  Rechtswidrig  ist  eine  Verhaiiung  nui  dann, 
wenn  dabei  die  bestehenden  (îeseue  missachtet  worden  sind,  die 
Verhaftung  von  eiuer  inkotnpetenten  Stelle,  oder  in  einem  Falle, 
wo  die  üenetze  den  Untersuchuiigsverhat't  uiclit  gestjitten  oder  unter 
Missachtung  der  gesetzlichen  Formen  anji;cordnet  worden  ist."  O'S^- 
Eutöcheidungcn  des  Bundt«su:eriehts,  Bd.  XV,  188;),  S.  018  u.  tlV) 

Professor  Geyer  sagt  in  ähnlicher  Weise  wie  das  schweizerische 
Bundesgericht  in  seiner  Schrift  „Ueher  die  den  ungerecht  Ange- 
klagten und  Verurtheilten  gebühi'ende  Entschädigung^  (iu  Holtzen- 
dorlf's  Saijjiiiluugj  S.  IG  u.  tl".  : 

„i  Jic  \sir  weiter  gehen,  müsseu  wir  zur  Verhütung  eines  Miss- 
verständnisses die  Abi^rcnzung  unserer  Frage  gegen  eine  andere 
feststellen,  deren  Beantwortung  im  l'riuzip  wenig  Schwierigkeiten 
macht  und  uns  hier  nicht  beschäftigt.  Wenn  iu  einem  Strafprozees 
in  rechts-  und  gei<ctzwidrigcr  H'eise  gegen  dea  Angeklagten  vorge- 
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gangdn  wird,  wontt  Staataanwalt,  Richter  oder  sonttiffe  Organe  der 
SirafreehUp/lege  unter  fahrlässiger  oder  wissentlicher  Verletzung 
ihrer  Amtspflichten  eine  Strafverfolgimg  einleiten  oder  einen  Ange- 
Jctagten  ungerechtfertigterweise  durch  irgend  eine  Uassregel,  Haus- 
suchung, Beschlagnahme,  Vntersuchungshaflt  u.  s.  w.,  schädigen  :  so 
wird  wenig  Zweifel  darüber  auftanehen,  dass  der  an  solcher  Sohä* 
digung  Schuldüragende  und  in  zweiter  Linie  der  Staat  für  den 
iSchaden  aufxukomnien  habe.  In  solchen  Fällen  kann  höchstens 
über  Einzelheiien  eine  Meinungsverschiedenheit  entstehen,  so  ins- 
besondere z.  B.f  ob  es  richtiger  ist,  den  Entschädigungsanspruch  in 
erster  Linie  dem  ^ate  gegenüber  (wie  es  zum  Theil  nach  der 
thüringischen  Strafprozessordnung  der  Fall  war)  oder  dem  schuldigen 
Beamten  gegenüber  (wie  nach  der  herrschenden  Anschauung  und 
dem  in  den  meisten  Staaten  geltenden  Recht)  zu  geben,  lieber 
das  Prinzip  dagegen:  dass  eine  Entschädigung  zu  leisten  sei  und 
mindestens  mbsidiär  für  dieselbe  der  Staat  aufzukommen  habe,  wird 
wohl  Einhelligkeit' herrschen,  da  dieser  Omndsatz  ja  nur  eine  An- 
wendung des  hohem  allgemeinen  Reohtsgrundsatzes  ist,  dag»  der^ 
Jenige,  welcher  einen  Ändern  in  schuMhafter  Weise  eckädigi,  Scha- 
demersatz  za  leisten  verbunden  ist.'^ 


Saitwhr.  f.  Sckvflser  SlnfrWkL  Bl  Jchrf . 
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4.  „Vebertragbrief  «  der  8tndt  Lenibnrg» 

Vom  23.  Uomung  1457.^) 
Stadtarcbiv  Bern:  Poliset,  Eid-  vod  Spruclibucli  Fol.  195. 

Lentzborg. 

Das  sint  die  Btûgic  and  artikel  in  dem  Übertrag  brieff  begriffen,  so 
min  herren  von  Bern  deo  Ton  LenUburg  geben  und  ai  dero  gefryet  iiand 
nach  sag  irs  brieffs. 

D«'z  ersten  dz  die  von  Lentzburg  in  namen  und  an  stat  minr  berreit 
vun  In  rn  um  all,  nützit  liindan  gesetzt,  habent  2e  richten  mit  dem  nach- 
gesehribnen  uiiderseheid. 

Item  dz  äi  habent  schëdlich  iiU,  wa  daz  für  äi  kouipt,  ze  vachen, 
ze  fragen  und  nacii  ir  vergicht  xe  riehten  in  der  etat  and  der  burger 
dl)  aie  dz  alles  von  alter  har  komen  ist.  By  etlicher  frag  und  dem- 
reebten  mag  der  TOgt,  der  jre  ae  siten  nff  Lentzburg  sitzt,  wol  sin,  ob 
er  Willy  oder  sin  stathalter. 

Item  wenn  ein  schedlich  peraon  um  ir  schuld  und  mistat  gericlit 
wirt,  verlât  dio  gorielit  person  so  vil  eigen  guote?:,  dz  sölich  rieht  gelt 
und  der  eost,  so  darüber  gat  oder  untz  zu  usstrag  der  selben  sach  gan 
wirt,  soi  vorab  uäätragen  und  vergolten  werden  iisser  (b^z  ûbeltîlters  guot, 
üb  dez  80  vil  vorhanden  ist  —  doch  soi  der  cost  in  suiicheni  nit  ander» 
gerechnet  werden,  denn  von  des  tkbeltStera  und  gefangnen  geiitz,  vulter, 
riehtgelt  und  der  gelich  Sachen  wegen  —  und  damaeh  die  kuotlieb  gelt<> 
schulden,  und  der  übrig  teil  geatsklieh  fin  alle  engeltnisse  mlnen  berreo- 
von  Bern  werden  ingeanttwurt  und  gelangen  oder  dem  vogt  zu  Iren, 
banden.   Oach  so  mag  der  vogt  bj  sölicher  reehnung  sin  ob  er  will. 


')  Das  nachfolgende  dntiuiÜK  Suitnt  ist  von  der  Uaud  einet  Schreibers  ge- 
schrielxii.  <b'r  \W2 — 14ö?>  in  «1er  Bemer  Kan/lf  i  (hätijr  wnr:  das  genaue  Datum 
ergibt  sitli  inis  »b-m  fol^nml«  ii  Privileg  Nr.  5.  Beiile  Numuieni  (4  und  5)  bat  mir 
Uerr  i>tua(sarchtrar  lurkr  in  Bern  in  zuvorkonituendäter  Weise  uitgetbeilL 
Weder  die  eine  noch  die  sndere  ist  in  der  Uebersicht  der  aargauiseben  Rechts^ 
quellen  von  Ott  in  der  Zeitschrift  für  schweizCTisches  Recht  XVH  aufgeflüurt 
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Wurde  aber  so  vil  f^uotz  iiit  ^'efiindeii   liiiider   dem   iibeltätter,   so  also 
frerioht  wirt,  de»  belbeii  scliadeti,  so  darüber  gjit  von  richtgelt  niid  andtM- 
saeh  durch  Bi  daruff  getribeii,  »uilent  die  von  Lentzburg  gontzklich  ub 
richten  und  bezalen  ân  miner  herren  von  Bern  schaden. 

Item  wenn  ouch  ein  schedlich  peraon  also  gefangen  wirt,  die  dcz 
todex  wirdig  ist,  kompt  denn  bitt  an  die  von  Lentshurg,  die  lOllent  die 
nnd  ander  eachen  inen  angelegen  dorch  iren  Sehnllfaeiseen  oder  den  ei 
darzQo  von  irem  rat  schibent  an  min  herren  von  Bern,  die  obren  her- 
schafft,  bringen  nff  dez  ûbelt^ttters  oder  siner  friinden  eoaten  nnd  den  nit 
lidip:  Ia«>Ben  ane  gu[n]st  und  rat  niinr  herren  Ton  Bern. 

Wenn  '  Mcli  ein  aölich  schedlich  person  von  der  obern  herschafft  be- 
gnadet wurt,  denn  so  soi  der  i'ibeltätter  sich  zp  Tjpntzbnrg  gegen  der 
herschafft,  den  von  Lentzburg  und  allen  den  iren  verurfecbea  und  ver- 
brieffen,  als  ^'ewonlieli  und  recht  ist. 

Iteiü  um  kuiitlich  trostungbrüch  und  off<»nn  erwist  meyneid  sollent 
die  ober  herschaüt  ze  straffen  und  die  von  Leutzburg  daruuib  ze  richten 
haben  gelicher  wiae  ala  am  ander  eachen  minder  oder  mer,  nnd  di  ein 
vogt  oder  ein  etaUhalter  an  der  herschafft  statt  bj  etlichem  rechten  sie 
nnd  die  straff  der  herschafft  zngehdren  söUe. 

Weliehes  ooch  dem  andern,  fronwen  oder  man,  jung  oder  alt,  somen- 
klich  oder  unbedachtenklich  an  sin  gelimpff  und  ere  redet  nnd  frävenlich 
boscbilt  mit  worteu,  die  nit  nach  notdurfft  mugent  erwist  und  an  den  tag 
gebracht  werden,  die  seihen  sölleiit  die  von  Lentzburg  ze  ^^trâtfon  haben 
und  doch  ulier  zeclien  pfmid  nit  vi'r\elt  werden.  Wo  aber  eins  sölichs 
mit  verdachtem  uiuot  tuot  oder  sieli  \urwigt  fiirzuobringen,  und  er  aber 
(iz  uit  getuon  mag,  soi  süliehs  ze  ätraffen  minen  herren  von  Bern  ge- 
hören. 

Item  all  bnossen  harlangend  von  blaotrûnsen,  herdfeilen,  verwanden 
and  steinwArffen,  so  in  der  stat  Lentaborg  an  dem  n^laeker  untz  an 
dz  est  tûrly  wider  Baden  und  in  iro  bargerzilen  and  kreisen  beschechent, 
Iiand  die  von  Lentzburg  am  v.  Hbr.  ze  straffen.  Wenn  ouch  eins  dz 
ander  in  der  stat  der  e  anspricht,  soi  die  biioß  x.  libr.  sin  und  den  von 
Lentzburg  zuotreliîîren  ze  straffen  und  ze  berechtigen,  als  dz  yewelteu  uud 
von  alter  bar  koiuuu  ist. 

Item  die  von  Lentzburg  söllent  uud  mugent  jerlich  ir  8chultiieis8en 
auipt,  rat,  gericht,  weibel  und  ander  empter  in  der  stat  besetzzen,  rat 
und  gericht  haben,  als  das  untzh&r  von  alter  gebracht  ist,  also  ds  der  Schult- 
heis jeriieb  der  herschafft  preseatiert  werde»  den  ban  über  da  blnot  se 
richtende  Ton  der  hersehaSl  empfahe  and  zu  sinem  ampt  als  gewonlich 
ist  Bchwerre. 

Die  von  Lentzburg  sSlIent  binfttr  alle  Teil,  gella  und  natsungen 

wingeltes,  stur,  zolls,  eynung,  holtzeynung  und  fadeynung,  banckzins  und 
von  geraeinwerck,  holtz  'ind  veld  und  ander  der  «j-elieh  Sachen,  Nvie  si  die 
untzbar  genosseu  und  iugeuomen  habent,  ouch  alle  pot  in  der  stat,  dock 
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uoder  x.  Ubr.,  taon,  nùtezen  and  nyos^en,  getrAwlioh  xuo  â«r  ttat  hAnden 
und  gewalt  sicbeiii  die  Btat  d«init  bewaren  und  erbeurea.  Doch  aillent 
die  von  LenUburg;  einem  vogt,  der  jre  se  siten  >uo  Lenttbnrg  ist,  ob  er 

des  begeret,  der  zit,  so  si  andern  iren  bargem  liolts  se  brennende  ub- 
gebcnt,  ouch  geben  in  der  bescheidenheit  und  zuo  dem  unwUBteuklichosten, 
wie  ds  von  alter  Itar  komen  ist,  und  desgelicb  buwholtz  ungevarlich. 

Item  wurde  sieh  ouch  fügen,  dz  den  von  Lentzburg  der  zoll  en- 
tragen  und  entflirt  wurde  mit  uffsatz  und  geverden,  darumb  buI  die  her- 
schafft; die,  so  den  zoll  eulfUrent,  straffen  nach  der  biilikeit,  und  die  von 
Lentzburg  den  zol  nemen  und  inen  der  werden. 

Item  böllent  min  herren  von  Uern  und  ir  cidgenoBsen,  die  von  Solo- 
tum,  und  alle  ^e  iren  in  bdder  etett  riogkmnreD  geaeaseni  sno  Lentsburg 
nach  aag  der  alten  brieffen  *)  fry  sotlee  faren  und  sin,  doch  ob  yement 
wer  der  were  usser  bdden  Stetten  oder  die  einen  mit  yement  gemein- 
schaft  konffmans  gnot  bette  und  zuo  Lent/.lnirg  oder  in  der  grafschaA 
dz  durch  flirte,  darumb  sölte  den  von  Lentzburg  von  dem  gemânder,  SO 
in  dewcder  stat  gesessen  ist,  der  zoll  j^elnngen. 

Und  zuu  lest  söllent  die  von  Leiitzluirfc  bcliben  bv  allen  iren  tVy- 
lieiten,  brietlVti,  <;naden,  rechtungeo  und  aUfn  «rfwonheiten,  wie  und  von 
wem  Hl  die  erworben,  genossen,  gebrucht  und  hurbracht  babent,  nützit 
UBgenomen,  und  insunders  die  stägk,  darumb  einr  eins  herren  huld  ver> 
lüret  naeh  sag  des  friheit  rodeis,  sQllent  der  herschafft  xnostan,  doch 
das  dise  verlcomoisse  in  allen  stAgken,  puneten  und  artiiclen  wie  vor  etat 
nu  und  zuo  ewigen  ziten  gehalten  werde  unzerbrochenlich  und  unwider- 
tribenlich  daby  belibe  ân  alle  beschwemis  und  irrung  von  beiden  teilen 
und  den  iren  alles  ungevarlich  


6.  Die  Stadt  Lensburg  erliäU  erliöhta  StrAf  beftignis. 

Vom  S.  Heumonat  1496. 

ätaHtüarchiv  Bern:  Spruchbnch  des  ohern  Gewölbs  0  453.  Eine  Aus- 
fertigung liegt  auch  im  Staatsarehiv  Argau  und  ist  erwähnt  in  dem 
Sdiriftehen  von  8.  Weber,  Der  Brand  von  Lensburg  am  25.  HMrs 
1491  (Lenabarg,  Oechsiin,  1891),  S.  13.  Auf  diesm  Brand  wird  im 
Folgenden  Besag  genommen. 

Lentsburg. 

Wir  der  Schultheis  Tond  Ratt  zuo  B«  rtin  taon  knnt  mite  disem  brielf, 

das  hi'itt  ainer  datt  vor  vnns  sind  orHrliinen  der  ers.mien  vnnser  lieben 
getrüwen  Schultheissean  vnnd  Katt  zuo  Lentzburg  erber  botten  vund  haben 


NimUch  des  Kspitalatloosbriefes  vom  20.  April  1415. 
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vnns  fùrgebaitten  allerley  beswilrde  vnnd  vnkominlikeitt,  so  inen  daher 

erwachsen,  das  ?i  nitt  gwaltifr  sienn,  all  Mfell  vnnd  hnoßwirdtf,'  sachenn, 
so  hy  in(Mi  in  der  statt  Lentzbuif^  vnnd  dero  bur;x('r  zilcnn  heselieclieen, 
nacli  irem  bedùncken  vnd  zimlicheti  auüechen  zuo  âtrati'en  vnud  den  nütz, 
Bo  dauün  eutstatt,  zu  irn  iiaiiudcun  zuü  buzüuheu,  daun  in  kraift  ettiicher 
lùttrung^  von  Tnnsern  rordern  vOgaongen  bo  mllssen  sSilioh  frltael  vnnd 
bußwirdig  sacben  in  bywesen  vnnaer  vögt  vnnd  amptlût  gerechttvertîgett 
vnnd  also  vsfandig  gemachtt  werden,  ob  die  vnns  oder  den  selben  den 
vnsern  von  Li'nt/.burg  anstanden  vnnd  also  anndern,  so  zu  inen  vnder- 
stünden  zu  züclien,  vrsacli  ixeben  werd,  vsscrtliall»  zubelilien,  iiieii  dastdbn 
/HO  Lentzburj;  zuo  nicrc'klichcn)  abbrucli,  —  vnnd  darntV  an  vnns  b(';j:t'itt, 
solliclis  aUcs  vnnd  bt-suiub'rs  uuch  den  verlust,  so  inen  kuitzlicli  durch 
fUies  not  bejjegaot  ist,  auzuseclicnu  vnnd  inen  obgeuieilter  saebcn  vnnd 
beseiiwerden  halb  naehlasß  vnnd  gUttiekeitt  mitt  anteillen,  alles  mitt  mer 
wortten  deshalb  gebrucbtt,  die  wir  verstanden  Vnnd  also  in  betrachtten 
der  berSrtten  der  vnnaem  von  Lentsbnrg  zimlichen  gehorsame  vnnd 
diennstbarkeitt,  so  si  vnns  allzitt  bewist  \  nnd  ouch  fïircr  wol  tuon  sidlen 
vnnd  nü'^'t'ii  vnnd  damit  si  ouoh  die  jotz  ^'emollten  statt  L<Mitzbnrf^  déliter 
liaß  erlx'iwen  vnd  in  ;;iu.)ttcm  woseii  behalltton  niög^cn,  so  haben  wir  zuo 
söllirher  f>l»^'enielltler  ir  bitt  vnnd  Iie^'or  ^'■e\villi;^et  vnnd  inen  also  vU 
sunUeru  gnaden  i^^önuen  vnd  zugeluöbenn,  uU  IVUlell  vnnd  buußuirdig 
banndell  vnnd  sacben,  so  sich  hinfùr  mitt  wortten  oder  wercken  in  der 
berlirtten  statt  Lentzbnrg,  ouch  vsserthalb  in  derselben  statt  bnrger  zillenn 
vnnd  kreisen  begeben,  anuertigen,  zu  straffen,  denen,  so  edlich  bnossen 
vnnd  tViitvii  vt  rscbMbb'n,  nach  gestallt  vnnd  ^^ele^^enheitt  der  saehen  gnad 
vnnd  ;:ii()ttikeitt,  <»h  es  inen  ;reualltt,  mitt  zu  teiUen  vnnd  was  nutzes 
•  Mieli  davon  erwac  hst,  söllichen  zuo  der  statt  Lentzburfr  hannden  zno  be- 
zin  h*'!!  \nnd  (»neh  die  damitt  in  erm  zu  haütten  vnnd  ziio  erbessernn, 
doch  har  iun  lutter  vü  gesaUt  alles^  daä,  i»o  libö  vnud  lobcus  verwürckung 
vnd  das  blnott  berttrtt,  st^lliehs  zu  nertigen  zu  straffen  vnnd  zn  hanndien, 
wie  dann  der  vbertrag,  vormals  zwjsehen  den  selben  von  Lentzbarg  vnnd 
vnns  beschecbeen,  des  datum  wist  vff  sant  Matis  abennd  *)  im  sUben  vnnd 
iVintVtzi^Mistcn  jar,  inidialt,  dann  (jiich  si'dü'iier  in  rleni  selben  arti<"kel  in 
krallt  \iind  bestannd  s(d  liabenn.  Vnnd  aläu  bv  ol>i;eniolltter  tVvlieitt 
vnnd  iJ^tiad,  so  wlillen  wir  die  genanten  die  vnsern  von  Ijentzburi:,  so 
lann.ir  vnns  ^eniilli:^'  ist,  lassen  belibeii  vnnd  daby  vum  hiemitt  vorbe- 
lialUtcn  bal)en,  dis  alles  ni;t<juu  cnudern,  luiiideru,  mereu  oder  gunnU 
abstellen,  alles  naeh  vnnserm  willen  vnd  geuallen.  In  krafft  die  brieffs 
des  zu  vrkund  mitt  vnnserm  anhanngendem  sigetl  verwartt.  Besehecheen 
vnd  gebenn  vff  snntag  nach  vnnser  lieben  frouwen  tag  visilationis  als 
man  zallt  von  Christi  gebürtt  tnsent  vierhundertt  niintzig  vnnd  sechs  jare. 


'}  28.  Homuag  1467,  s.  Nr.  4  hievor. 
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6.  Bliits«rlclit8ord]iii]ig  der  Stadt  Baden. 

Stadtarchiv  Hadon:  Ms.  in  4"  in  weissoiii  8ch\vcitis]e<1crbaiid  aus  dem 
XVIII.  Jahrhundert.  Die  ersten  vier  Blätter  sind  leer,  die  folgenden 
acht  beschrieben,  die  letzten  vier  wieder  leer.  In  der  Uebersicht  der 
aargauischeD  Recjitsqiiellen  (Zeitochrift  für  Bchwmxerisches  Recht  XVII) 
nicbt  erwIhDt. 

Blaath  Gerichts  Ürdmuuj  der  Statt  Baden 
Im  Ergeüw, 

Entliehen  vttin  Klein  and  GroO  rith  bey  ein  aiideren  in  der  rath- 

stnben  und  geseOen  soynd,  so  fragt  Herr  Ambt  Schultheiß  den  alten 
Herrn  Schultheißen  oder  Statthalter  und,  wo  diese  beyde  îiit  î^egenwUhrtig, 
deu  Eltisten  vom  kleinen  rath  an:  Ob  es  heUt  noch  tjrniie{2:samine  tag- 
zeit  seye,  daß  er  könne  und  möge  ein  Maletiz  Gricht  liaiten  und  über 
das  Rlueth  richten  nach  der  freyheit  der  Statt  Baden. 

Worauf  der  augefragte  sein  meinung  gibt  und  die  übrige  alle  bis 
auf  den  testen. 

Wann  dann  doreli  die  nnibfrag  mit  Ja  endtaprochen  wird,  so  raeA 
Herr  ÂmbtScbnltlieifl  dem  Großweibel  und  sagt:  Ibr  Qrodweil»!!  haben 

gehördt,  wie  durch  einbeillige  Stimmen  erkennt  worden,  daß  ich  beHtiges 
tags  Bluet  Gericht  halte  und  Uber  daß  Blueth  richten  klmnc  und  mOge; 
also  beühle  i(  ti  eiich,  daß  Ihr  in  mdnem  Nahmmen  daß  Blaetb  gericbt 

verbannen  und  voUfHehren  Hollen. 

Aut  (Ial3  spricht  der  (iroßweibel  also:  llochge^dirter  Herr  Sehtiltlieiß  ! 
Weil  mir  Ijefohh-ii  wird,  daß  IJlueth  ^^ericht  zu  verbannen,  so  will  ich 
liieuiit  in  nauimou  meines  Hochgeehrten  Herrn  Schultheißen  das  selbig 
verbannet  baben  und  das  bey  dor  BneO  also  und  dergestaltcn,  daß  nie« 
mand  nicbts  darin  reden  solle  als  durch  seinen  ordentlichen  fttrsprecheo, 
oder  er  werde  dann  bey  seinem  Eydt  angefragt. 

iferr  SdivUhetß:  Ibr  Großweibel!  weillen  nun  daß  Oricbt  wie  recht 
bey  der  Bueß  verbannet  ist,  so  gebiete  leb  ettdi,  daß  Ihr  Uber  den 
Annen  menschen,  Uber  welchen  das  heutige  Blueth  Gricht  angestellt 
worden,  der  Klliger  scyn  utid  die  <;(  htihrende  Klag  seiner  begangnen 
Mißethatt  halben  vor-  und  anbringen  sollen. 

(troßwcibel:  Hochgeehrter  Herr  J^fhultlieiß !  der  Arme  mensch,  so 
in  meiner  gnädigen  Herren  lîanden  liget,  hat  iiii(  h  niebmahlen  beleidiget, 

derohalben  bitt  ich  mir  hierin  zu  verschonen  und  ein  anderen  an  mein 
Statt  zu  uemmen. 

Nach  dcmme  Er  droymahl  abgebetten  und  Ihme  aber  drey- 

raablen  von  Herrn  Âmbt  Scbttlth^O  solches  zu  verriebten  befohlen 
worden. 


Digitized  by  Google 


Aargauische  Strafreehtsqnèlleii. 


511 


Großwpibd:  lîoch^^eehrter  Herr  Scliultheisî  weill  mir  zum  dritten- 
nialil  gebottei)  worden,  und  ich  zu  geiior'^ammpn  Schuldig  bin,  das  aber 
■eine  schwere  und  wichtige  sach,  und  ieli  «ulciies  zu  veri'ichten  vill  zu 
ficliwacii,  als  bitte,  daü  wir  ein  Beyätand  oder  fUr^prech  gebe»  werde, 
4er  mir  faelffe,  dite  schwere  saeh  ausftlehen  (sie!). 

Herr  Schultheiß  :  Eü  seye  cUcli  liiemit  erlaubt,  einen  von  gegea- 
werthigen  Meinen  Herren  zn  envelJen. 

Darauf  begehrt  er  den  8cfaulthei0  in  4uig,  welcher  sieb  3mahl 
gegen  Herrn  Schultheiß  entaehuidiget»  aweymahl  aber  Ihme  ge- 
hotten  wird,  solchen  zu  tiiuen,  und  auf  daß  drittemalil  ein  Eyd- 
liche  ambfrag  gehalten  und  mit  recht  dabin  erkennt  wird. 

Herr  SchiiUhriß  in  ViVrzig.«  Iloch^eehrtor  Herr  Schultheiß  !  weillen 

ich  nun  durdi  Kydliche  erkantnuß  dem  Großweibel  ZÜ  eineiti  Fürsprech 
^e()r<iiiet  worden,  so  thun  ich  mir  vorbehalten,  wann  ich  die  «acl»  nit 
vorbrächte,  d;i(i  Ihme  getiele,  daü  '  r  selber  auch  reden  dörll'te. 

Demnach  Btelt  er  -iich  zu  deni  Großweibel  und  spricht 

//«'>•*•  Schultheiß  in  Vi,^rzi<i  :  Hochger  fi  îr  r  Herr  Schultliciß,  weill 
jnir  diser  bandel  sdiwehr  V(jrk(>ml>t.  so  be^^elue  ich  drey  mit  räth,  als 
2weeii  von  (I;  kleinen  und  einen  voui  Großen  raÜJ,  die  mir  in  diser 
«ehweren  saeh  rath  und  hilff  leisten. 

Herr  Schultheiß:  Syc  scyeu  oilch  erlaubt,  nambscu  die  selbige. 

Herr  Schultheiß  in  Vierzgcn  naiubset  Sie  alle  droy,  welche 
eich  dreymahl  widren,  auf  das  tritte  mahl  aber 

Herr  Schultheiß:  Ihr  Großweibel!  was  gedunckt  eOch  recht,  sollen 
<di8C  drey  Herren  gcliorsammen  oder  nit? 

Großweibel:  Hochgeehrter  Herr  Schultheiß!  es  dunekt  mich  racht, 
4la0  Sie  gehorsammen  und  Ihnen  daß  recht  widerfahren  solle  wie  mir 
Selbsten. 

Darüber  wird  die  umbfrag  gehalten,  und  sie  mit  recht  dahin 

erkennt. 

Sie  gehorsammen  und  gehen  mit  dem  Großweibel  und  fUr- 
sprccheu  inwendig  der  stoben  bey  seits  zu  rath  und  Schließen, 
das  mann  des  Armen  raenschen  vergieht  nnd  Bekwttnuß  ablesen 
laOen  solle. 

Das  beschiebt  auf  Befelch  Herren  Schultheißen. 
Nachdem  die  vergicht  verleflen 

Herr  Schultheiß:  Herr  Schalthelß  in  Vierzig  als  Fürsprech  was 
gedunckt  elloh  recht  zu  seyn  auf  jetz  angehUrte  vergicht  des  armen 
oienschen  ? 

Der  FürsprecJi:  Hochgeehrter  Herr  Schultheiß,  es  möchte  villlcbter 
îiicr  jemand  zngeo^en  seyn,  der  solcher  vergicht  nit  glauben  wolte,  also 
begehre  ich,  daß  siben  unpartheysche  Männer  mit  dem  Stattschreiber  zu 
dem  Armen  Menschen  in  die  gefaogenschafft  gehen  und  Ihne  fragen  sollen, 
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ob  Er  diser  abgeleßnen  vprpricht  anroch  bekantlich,  demnacli  80Ue  weiter» 
geschehen,  was  urtiieil  uml  reclit  IjringPTi  mag;. 

Herr  Schultheiß  :  Herr  Schultheiß  nanibset  die  selbigel 
Der  Nambppt  Sie  iiaeh  einaiulereii. 

Die  widreii  sicli  zam  dritten  mahl  hierin  kandtscbafi't  tu 
geben. 

Es  wird  daromb  eine  nmbfrag  gehalten  nnd  erkennt,  daO  Sie 
geboreammen  sollen;  daranf  Herr  Sobnitheifl  Ihnen  gebietet,  den 
empfangnen  Befeleh  zu  verrichten,  welche«  Sie  auch  thuend. 

Nachilcmmc  die  t^lben  Mänofr  Bambt  dem  Stattscbreiber 

widrum  zu  ruck  kommen. 

Herr  Schultheiß  :  Herr  Schultheiß  in  Vierzif^:!  weillen  der  Statt- 
schreiber and  die  siben  Männer  wideruub  da,  was  gedunckt  elich  weither» 
recht? 

Herr  Schultheiß  in  Viertig:  Hochgeehrter  Herr  Schultheiß!  luicU 
gednnekt  recht,  daß  die  zeilgen  sollen  Yerhttrt  werden. 

Daranf  gebiethel  Herr  8ehaltheiÛ  den  seligen,  daß  Sie  Kondt- 
sebaffl  reden,  nnd  daß  bey  Ihren  Eyden. 

Die  seligen  getien  einer  nach  dem  anderen  Kundtscbafll. 

Herr  Schultheiß:  Herr  Schiiltheiß  in  Vierzig!  was  gedunei&t  ettcl» 

weithers  recht? 

Herr  Schultheiß  in  Vierzig:  Es  gednnclct  mich  recht,  daß  die 
zeUgen  die  Außag  bey  Ihnen  selbst  behalten  Böllen,  niemand  zu  lieb  und 
Niemand  zn  leyd  bey  dem  Ëydt,  so  Sie  gescliwohren  liaben  einem  Schult- 
heißen und  rath. 

Herr  Schultheiß:  Herr  Schultheiß  in  Vierzig,  was  dunckt  elich 
weithers  recht? 

Herr  Schultheiß  in  Vierzig:  Hochgeehrter  Herr  SchuUheiü!  mich 
dunckt  recht,  daß  weillen  die  Kundtscbaflter  geredt  und  die  abgelesen 
vergicbt  von  Herrn  Stattschreiber  bestïttiget  haben  bey  Ihren  Eyden, 
aoeh  in  swey  oder  drey  Ehrlichen  Hertsen  alle  Wahrheit  bestehet,  sto  (siel) 

stehe  ich  allhier  nnd  K!a;r  /.ii  des  Armen  Menschen  leib,  leben,  haab  nnd 
Gueth,  80  lang  und  vill,  bis  mihr  erfahrt,  warzu  ich  recht  bab,  dann 
biiüch  soll  er  umb  sein  mißhandlung  gestraafft  werden. 

Herr  Schultheis:  Waß  soll  dan  des  Armen  Menschen  straff  seyn? 
Herr  Schultheiß  i)i    Vierzi(j  :  lT(»cli<;eelMter  Herr  Schultheiß,  die 
L'rtheil,  umb  weh  ]ic  ich  angefragt  wird,  fait  mir  fichwehr,  begehre  mich 

mit  meinen  Mitràilien  zu  berat hschbgen. 

Herr  SchuUheiJ^ :  Eß  geye  elich  erlaultt. 

Sie  gehen  darlibiT  bey  seitlis  und  berathscblagen  sich. 
Herr  Schultheiß:  Waß  hal)t  Ihr  im  ralh  befunden? 

Herr  Sehtilthelß  in  Vierzitj  üochg-eehrter  Herr  Schultheiß,  ieli  hab 
mich  mit  meiueu  zugegebnen  mit  räthen  Libur  des  armen  Menschen  Miße- 
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that  berathschlaget,  die  haben  mit  mu-  fcueth  befunden,  daß  der  Arme 
mpnflch  wecren  seiner  mißhandinng  mit  m.  m.  vom  leben  zum  todt 
straâ't  und  langericbtet  werden  solle. 

ITeiT  Schultheili  haltet  hierlil)er  eine  nllgeineine  Rydtliche 

umbiVag,  und  nachdeme  üiäcr  besehehene  rutlischlag  also  bestattet 

wird. 

Herr  SehviUheifi:  HeiT  Seholtlieiâ  In  Vienigl  weillen  nun  eUwet- 
und  eUwer  mitrSthen  ratbsehlag  von  meinen  Herren  den  kleinen  und 
großen  rStheo  betUtbiget  worden,  eo  firag  ieh  eQch  weithers»  was  eficli 
recht  dnncict. 

Herr  SchuUhi>i0  in  Vierzig:  Hoeiigeehrter  Herr  ScbnltheiO,  es 
dnncict  mich  auch  daß  recht,  daß  wann  der  Arme  ^f(-ll3ch  etviras  haab 
und  Gueta  hinderlaße,  daß  soiebes  alles  der  Statt  Baden  verfallen  seyn 
solle. 

Herr  8ehiiit)ieii3  hattet  darüber  aber  die  umbfrag  und  wird 

aucli  (iiieth  {j^ehoilien. 

llt'rr  Schiiliheiß :  Herr  Schultheiß  In  Vierzig!  was  dunckt  eUch 

weithers  recht? 

Herr  iSchuUheiß  in  Viey2i<r  Hochgeehrter  Herr  Schultheiß,  es  ge- 
dnnckt  mich  weithers  recht,  wu  jemand  were,  der  Ueb  armen  menscljen 
todt  riehén  wolte,  es  were  mit  worthen  oder  werckcn,  daß  der  in  deßelbig 
fuesstapffen  stehen  sollOi  und  wann  ein  solcher  In  meiner  Gnadigen  (!) 
Herren  Oriehten  ergriffen  wurde,  Sie  Uber  Ihne  richten  sollen,  wie  heutiges 
tags  über  den  armen  menschen  gerichtet  worden. 

Herr  Schultheiß  last  solches  durch  ein  Eydtliche  umbfrag 
bestethen. 

Herr  Schultheiß:  Herr  Schultheiß  in  Vienig!  was  dunckt  eUch 
weithers  recht? 

Herr  Schultheiß  in  Vifrzig:  Hochgeehrter  Herr  Schultheiß!  weillen 
nun  alle  ding  nach  bester  fonnb  des  rechtens  verrichtet,  so  gedunckt  mich 
ferner»  reelit,  daß  mein  liuchgeelirter  Herr  Schulllieili  wohl  möge  aufstehen 
und  durch  sich  seibäten  oder  durch  jeuiaiul  anderen  verschaffen,  daß  alles 
das  erstattet  und  vollfUehrt  werde,  was  urtlu  il  und  recht  mit  sich  ge- 
bracht und  erkennt  hat,  wann  dann  solches  alles  geschehen,  daß  der 
arme  mensch  wohl  solle  gebließt  haben. 

Goff  Gnade  der  Beel, 

Hierauf  stehen  die  Herren  des  kleinen  raths  auf  nnd  Innert 
den  schrancken  susammeu  and  bestethen  eintweders  die  Ausgefallene 
Urthell  oder  ans  habender  freyheit  miltereo  die  selbe. 

Darnach  setzen  sie  sich  widerumb  nider,  und  zeigt  Herr 
Ambtschultheiß  an,  ob  daß  eigangene  Urtheii  in  Gnaden  ermilteret 
oder  bestSthiget  worden. 
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Alsdann  wird  der  Scharpflrichter  henieffen  und  llimc  anpfp- 
zei^,  dafi  er  den  gefangnen  Armen  Menschen  zu  Beinen  Händen 
und  Banden  nemmen,  verwahrlich  fUr  das  Ratkhaus  fUehreu  und 
alldorlhen  was  urtheil  und  recht  gesprochen  fcmers  vememmen 
solle. 

Wann  dises  allefl  vericbtet  (!)  und  also  daß  Blueth  gericht 
TollfUehri  ist|  so  gehet  Herr  Anibt  Schultlieiß  auf  die  underc  Imhon 
de«  rathhanses  und  stellet  sicli  under  das  fenstor,  Herr  AlteehuK 
heiU  zu  llime  auf  die  recht  und  der  ätattsclireiber  zu  der  Liuckcn 
seithen.  Und  wann  der  Arme  Blinder  verhanden,  so  verliget  der 
Stattschreiber  die  vergicht  und  das  darUber  gefeilte  urtheil. 

Demnach  rueft't  Herr  Ambt  ÖchultiieiU  dem  Scliarpffrichter  Also: 
Meister  N.  hast  du  verstanden,  was  heutiges  tags  fUr  ein  Urtheil  Uber 
disen  armen  Menschen  ergangen  ist?  der  spricht  und  anworthet  mit  nein. 

Darauf  Herr  ScbnltheiO:  Nun  so  wUfle  dann,  daß  du  den  Armen 

Honschen  sollest  nemmen  in  deine  Hand  und  Band  und  den  selben  fttehren 

,    ...       ,  ^    «  f  sQ  dem  gewohnliehen  Hoebgericbt  m.  m. 
durch  die  reichstraaß  <     r  j-  i  t-  7 

(  auf  die  gewöhnliche  nchtsstatt  m.  m. 

Demnach  so  wirst  du  verrichtet  (!)  haben,  was  hetttiges  tags  urtbel  und 

recht  geben  hat. 

Heltfe  dir  Gott. 

lieber  dus  Blutgericht  zu  Baden  vgl.  Fricker,  Geschichte  der  fitadt  und  der 

Bäder  zu  Baden  8.  557  und  ôÙ3  Aiim.,  569  f.  ;  über  den  Scbulthelss  in  Vieneigen, 
d.  b.  dea  Präsidenten  des  ürossen  Käthes,  daselbst  ä.  565. 
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Die  Straüosigkeit  von  Glaubensansichten. 
Anlflsflich  der  Entochefdung  des  Bundesrattief  in  Sachen  Felder. 

Von  Carl  Stooss. 

Niemand  darf  ....  wegen  Oïatibeneaneiekten  mit  Sirafen  irgend 
toekher  Art  bd^t  werden. 

Diese  Bestimmung  des  Art.  4U,  Abs.  2,  der  Buodesverfassung  hat 
Jiwef  Felder  in  Wolhiuen  gegen  das  Strafurfbeil  angerafen,  durch  welches 
er  auf  Orund  des  §  143  des  Lnsemer  Pfiliieistrafgesetses  zn  Fr.  6  Bosse 
vemrtheilt  wnrde,  weil  er  in  seiner  BrennhUtte  gesagt  hatte: 

y,D*Muiettergoite$  iseki  ne  Huer  gst  wi  ne  ändert  üuierj^ 

Der  Bondesrath  glaubte,  mit  Rücksicht  auf  das  bnndesgerichtliche 

Urtheil,  annehmen  zu  dürfen,  „dass  der  Rekurrent  wegen  einer  Handlang 
(AeuBserung)  zu  Strafe  verurtheilt  worden  ist,  welche  von  einem  hizer- 
Dischen  Strafgesetze  mit  Strafe  bedroht  ist,"  altoin  das  Bundesgericht  hat 
nur  entschieden,  es  sei  von  den  I^uzernerj^ericlitcii  ein  GfuHz  angewcndr>t 
worden,  aber  nicht,  das  Gesetz  sei  richtig  angewendet  worden,  i;  143 
des  Polizeistrafgesetzes  ist  gewiss  mit  ünroclit  angewendet  worden. 

%  143.  Wer  SflTaitlich  durch  bildliehe  Darstellungen,  Schriften,  Reden  oder 
Hsodlnngen  die  Sittlichkett  oder  Sehambsftigfceit  Terletast^  soll  mit  einer  Geldbasse  bis 
siif  fftoftig  Franken  and  in  beHondem  schweren  F&tlen  mit  Geftngniss  heatisft  werdoi. 

§  143  steht  im  Titel  XI,  der  von  |,Uebertretnng  der  allgemeinen 
Polizeiverordnungen"  handelt,  und  zwar  unter  Abschnitt  D.  „In  Bezug  auf 
Sittenpolizei'^,  Die  Paragraphen  de.^  Abschnitts  enthalten  folgende  Mar- 
ginalien: §  143:  Verletzung  der  Sittlichkeit. 

§  144:  Unzucht  und  Konkubinat. 
§  145:  Strafe  des  fortgesetzten  unsiitlitliun  Lebens- 
wandels. 

§  146:  Gewerbnn8«sige  Unsacht. 
§  147  :  Unzucht  mit  Minderjährigen. 
§  148:  Ehebruch. 

§  140:  Vorschubleistung  aur  Unzucht. 

§  150:  Trnnkenli.it. 

§  151:  Gemeindebciästigung. 

Aus  dem  Zusamnionliang  ergibt  sich,  dass  §  143  die  ;»fTentliche  Ver» 
Ictzuiig  der  f^rsrhlecidlicln'H  Sittlichkeit  unter  Strafe  stellen  wollte. 

Es  e4t(  lit  wohl  ausser  Zweifel,  das;*  Niemand  d.iran  gedacht  hätte, 
den  Felder  ätrafreclitiicli  zu  verfolgen,  wenn  er  das,  was  er  gesagt  hat, 

*)  Die  Entacheidnng  findet  sich  Seite  546  ff. 
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«twa  auf  die  Jungfran  von  Orteana  bezogen  hStle.  Sa  aollte  die  Eigen- 
Bchaft  der  Jongfiran  Maria  als  Matter  Gottea  und  nicht  ihre  ESgenscIiaft 
als  Jungfran  8trafrecblli<^  durch  das  Vrtheil  gesehtftst  werden.  Ea 
handelt  sich  also  nm  Glaubenasadien. 

§  143  durfte  ttberdiea  nicht  Anwendung  finden,  weil  die  Handluog 
nicht  öffentlich  bedangen  worden  war. 

Allein  damit  ist  nicftt  festgestellt,  dasa  dip  BeriifiniL'  rmf  Art. 
begründet  war.    iieiiii  es  crj^iht  sieh  nur,  dass  Felder  we-^en  einer  auf 
die  licligioa  beisUglichen  Handlung  bestraft  worden  ist,  aber  nicht,  dasa 
er  wegen  einer  Glaubensansicht  bestraft  worden  ist. 

Allerdii^  schliesst  die  Aeasserung  eine  Glaubensansicht  oder  genauer 
eine  Unglaubensansicht  in  sich.  Diese  Ansicht  ist  aber  in  einer  fttr  die 
Bekenner  der  Icatbolischen  Religion  beleidigenden  Form,  ausgesprochen 
worden.  Mit  Recht  macht  das  Obergericht  des  Kantons  Luxem  geltend, 
Art.  49,  Abg.  2,  der  Bundesverfassung  bezwecke  nicht,  njede  in  irgend 
welcher  Form  vorgebrachte  Aeusisenin^  von  OlattbensansichtCUf  nach  Art 
der  vorliegenden,  vor  Strafe  zn  schützen". 

Zu  weit  gellt  aln-r  der  Bumlebrath,  wenn  er  in  Krw;ij;unt,'  3  ausfahrt: 
^Die  dem  Rekurrenten  ^ur  Last  gelegte  Aeus^erung  weist  die  Merkmale 
einer  strafbaren  Handlung  der  xuletat  erwShnten  Art  auf  (strafwürdige 
Gemeinheiten^  grober  Unfug)")  nnd  nun  schliesst:  „Wenn  aber  dies  sieb 
so  verhXlt,  so  erscheint  die  Berufung  des  Bekurrenten  auf  Art.  49  der 
Bundesverfassung  als  grundlos." 

Dieser  Schluss  getit  zu  weit  oder  kann  wenigstens  leicht  in  an  weit> 
gehendem  Sinne  verstanden  werden. 

Wer  eine  Glauliens-  oder  I  itglaubettsansicht  in  strafbarer  Form 
Uussert,  also  z.  B.  in  Form  eijier  Beleidigung,  Drohung,  Friedensstörung 
oder  durch  eine  Thtttlichkcit,  der  darf  dessenungeachtet  fUr  die  Aemse- 
«*ung  der  Glcaibensansieht  nicht  bestraft  werden,  aber  Art.  49  der  Bnndea* 
Verfassung  steht  einer  Bestrafung  wegen  der  strttfbaren  Handlungen,  in 
denen  die  Glaubensamu^it  zur  Erêcltemung  kam,  nicht  im  Wege. 

Daher  durfte  Felder  z.  B.  bestraft  werden,  weil  er  die  katholisch« 
Kirche  in  ihrem  Maricnkultus  beschimpfte,  indem  er  die  Jungfrau  Maria 
Uuvi'  <'lialt;  aber  er  durfte  nicht  bestraft  werden,  weil  er  seinem  Un- 
glauben an  die  Jungfrausehaft  der  Maria  Ausdruck  gab. 

Warum  ist  nun  Felder  bestraft  worden  ?  Die  Erwägungen  des 
Luzerner  Obergeriehts  deuten  darauf  hin,  dass  die  Bestrafung  sich  auf 
die  Form  der  Aeusserung  bezog.  Das  ist  jedoch  nur  ein  Indizium,  nicht 
ein  TollstXndiger  Beweis.  Daher:  Non  Uquet.  Es  ist  nicht  festgestellt, 
dass  Felder  wegen  Aeusserung  einer  Glaubensansicht  bestraft  worden  ist; 
sieher  dürfte  aber  sein,  dass  er  fälschlich  auf  Grund  des  §  143  den 
Folizeistrafgesetzes  verurtheilt  worden  Daranf  konnte  sich  jedoch  die 
l'rlifnng  des  BundeRjT'^Hrlites  nnd  dea  Bninlesratlies  nielit  f'r'Jtrecken.  Aua 
diesem  Grunde  ist  der  Eutüchciduug  des  Bundesrathes  beizustiiumeo. 
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t  Carl  Zûrohar, 


Am  26.  Juoi  1892,  seinem  Geburtstage,  verschied  anf  Scbönet^g,  wo 
er  vergebene  Heilung  geencht  bette,  Herr  Regierungsratb  Carl  Zürcher 
von  Zug,  Mitten  ans  seiner  Antsthutigkeit,  welcher  er  bis  in  die  letzten 
Wochen  seines  Lebens  mit  nnn^broehener  Gdstesfrische  obgelegen,  ist 
er  uns  unerwartet  entrissen  worden,  ein  lanterer  Charalcter,  der,  treu  und 
bieder  in  seinen  politisehen  GmndsXtxen,  doch  auch  die  Anschauungen 
der  Gegner  ehrte,  ein  Mann  von  starker  Willenskraft,  dem  Wohlthan 
Henenspflicht  war* 

Carl  Zürcher  wurde  am  26.  Juni  1849  geboren.  Er  hat  anf  den 
Universitttten  HOncbcn,  Berlin,  Zürich  und  Pisa  studirt.  In  Pisa  h»rte 
er  namentlich  Strafreeht  bei  Mancini. 

Seine  tüchtige  juristische  Bildung,  sein  klarer  Verstand  und  sein 
offener  Blick  machten  ihn  bald  zum  gesuchtesten  Anwalt  des  Rantons; 
doch  genUgte  seiner  ideal  angelegten  Natur  das  Prozessiren,  so  lohnend 
es  sich  auch  für  ihn  gestaltete,  auf  die  Dauer  nicht. 

Im  Jahre  1880  trat  er  als  Btadtrath  in  die  Verwaltung  de»  städtischen 
Gemeindewesens  ein.  Schon  nach  swei  Jahren  wählte  ihn  die  Bürger- 
schaft von  Zug  tnm  Stadtprlsidenten,  in  welcher  Stf  llunj»  er  während 
10  Jahren  —  auch  in  den  erregtesten  politischen  Kämpfen  —  stets  aufs 
Neue  bestätigt  wurde.  Was  er  hier  gewirkt,  wird  ihm  unvergessen 
bleiben.  Das  SohiihvcRen  lag  ihm  ganz  bosonders  .im  Herzen.  Die 
schönsten  Stui)(ion  seiner  H iïf^nt liehen  Wirksamkeit  widmete  er  den  Voiks* 
schulen  seiner  lieben  Stadt  Zii^'. 

Im  (Jliicke  nicht  Uberiulitliiji:,  war  er  aiieli  in  den  Stunden  der  Trüb- 
sal nicht  verzagt.  Die  Stadt  Zu;^'  hat  keinen  sellisllosern  und  tbatkrflftigern 
Stadtpräsidenten  gekannt.  AI«  das  Uni^MIlek  im  .lahre  18H7  lllier  Zug 
hereinbrach,  stellte  Zilrclier  seinen  ganzen  Mann.  Seiner  Energie  und 
seiner  uneigennützigen  Aufopferung  ist  es  zu  verdanken,  dass  die  schwereo 
Wunden  so  bald  vernarbten  und  die  Stadt  rasch  wieder  aufblühte. 

Im  Jahre  1886  wurde  Zürcher  von  der  Stadtgemeinde  Zug  in  den 
Kant<jnsrath  und  gleichzeitig  auch  vom  Volke  in  die  Regierung  gewühlt. 
Er  war  der  gegebene  Führer  unter  den  freisinnigen  Volksvertretern,  und 
diese  FîUirerroile  behielt  er  bis  zu  seinem  Tode,  von  seinen  politischen 
Freunden  hochverehrt,  von  seinen  Parteigegnern  nicht  minder  geachtet. 
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In  der  Regierung  fiel  ihm  die  Leitunj:  des  .lu.stiz-  uod  Polizeideparte- 
ments  zu,  dem  er  mit  grosser  SaclikenntnitJö  Jahre  lan^  vorstund.  Tn 
diese  rcriode  fUIIt  eine  Reihe  von  Gesetzen,  welche  er  ;iusj;earbeitei  iiat. 
Ah  Justizdirektor  setzte  er  ^eiiie  ganze  Arbeitskraft  ein,  um  endlich  zu 
einer  den  modernen  KecbtBanschauiingGn  angepassten  Strafprozessordnung 
für  den  Kanton  Zog  zu  gelangen.  Er  sollte  die  EinfHhniDg  dieses  6e- 
setiee  nieht  melir  erteben. 

Carl  ZUrcher  war  ein  überzeugter  Freund  der  schweizerischen  Keehtij- 
einheit.  Als  Justizdirektor  eines  kleinen  Kantons  erkannte  er  die  Nach- 
tbeile einer  Zersplitterung  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  sozusagen  täglich. 
Daher  trat  er  aoeh  bei  jeder  Gelegenhdt  als  Staatsmann  und  ii^iesondere 
aueh  als  Mitglied  des  schweiserisclien  Joristenvereins  für  die  Vereinheit* 
lichang  des  Reclits  ein. 

Diese  Zeitschrift  yerdankt  ihm  die  Gesetzgebungsberichte  fttr  Zag. 
Wenige  Tage  yor  seinem  Hinsdieide  sandte  er  den  letzten  Bericht  ein, 
den  er,  noch  im  Tode  getren,  seiner  Gattin  diktirt  hatte. 

Carl  ZUrcher  wird  bei  seinen  Freunden  und  einem  weiten  Kreide 
▼on  Mitbürgern  in  gutem  und  ehrenvollem  Andenken  bleiben. 

C.  Ken. 
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EütscheiduDgen  in  Strafsachen.  —  Jurisprudence  pénale. 


I.  Bundesgerieht  —  Tribunal  fédéral 

MittbeOang  des  Herrn  BuodMgeiiditBachreiben  Dr.  E.  Hott  in  LaoBanne. 

18.  Urtheil  vom  17.  Juni  1892  in  der  Auslieferungssache  de$  Friedrich 
Wilhelm  Felix  StUblcr.  Buchbinders,  geb.  16.  November  1854,  von 
Leipzig,  zur  Zeit  in  Frauenfeld  verhaftet 

8el^veê)teri9eh^utêehef  AuäUefanmgweriraif,  —  Da»  Verfahren  in 
AtuiUeJerungmehen  id  in  der  Regel  ein  auMchUesslich  tehrift- 
îichef.  —  Die  SchMfrage  ist  vom  Atiàirferungsrichier  nù^i  m 
prüfen.  —  Die  AuxtUeferungepfHiM  ist  nicht  auf  Strafthaten 
beschränkt,  welche  im  Oebieie  des  mMehmnä^n  l^aates  vernhi 
wurden,  sondern  erstreckt  sieh  sogar  auf  DeUkie,  welche  im  Qc' 
biete  des  ersuehien  Staates  begangen  wurden,  sofern  nur  der 
Bequirirte  nicht  im  ersuchten  Staate  wegen  der  nämlichen  Hand- 
lung sich  in  UntersuchuHg  befindet  oder  in  Untersuchung  gewesen 
oder  bereits  bestraft  worden  ist.  Das  Bundesgesetz  vom  Januar 
1892  derogirt  widersprechenden  Destimmumfen  der  bestehenden 
Staatsverträge  nicht.  —  Die  Ausliejerungspßicht  erstreckt  sich 
axr],  auf  die  Begünstigung  von  AusU^erungsdetikten,  ^  Ort 
der  That  bei  Begünstigung, 

A,  Dardi  Haftbefehl  des  Untersucbunprichters  beim  legi.  wOrltemberglachen 
Landgertcbte  Ulm  vom  1«.  Mai  1892  wird  Friedrich  Wilhelm  FeUx  Stttblcr,  Buch- 
binder, von  Leipzig,  geb.  16.  Novrmber  18Ô1,  beschuldigt,  er  habe  im  M  irz  1892 
tUeils  in  Italien,  thoils  in  lier  Siltwei/,  ilom  wp<;eit  Vcrbrccheüs  der  Irkuiiden- 
fülschung  und  des  stiiwerea  Diehstaljla  in  iiüui  verliultcu  a  und  auf  dem  Iraus- 
porte  nach  Deutschland  bcfindlicbeu  Schreiber  Karl  Klein  von  Blaubeurun  wisaeot- 
lieh  Beistand  geleistet,  um  denselben  der  Bestrafung  zu  eotsiehen  und  um  sich 
treibst  eioeo  Vortheil  zu  verscbafTen;  er  habe  gegen  das  Versprechen ^einer  Be- 
l'ilinun?  mit  dcni  Karl  Klein,  mit  dem  er,  der  nur  des  Landes  verwiesen  war, 
gemeinsam  ati-  Italien  heitranspnrtirt  wnrdf»,  den  Namen  getjiusebt,  in  der  Hoft- 
nuag,  das»  infolge  dessen  Klein  an  der  Ureuze  in  Freiheit  ge<eizt  werde.  Auge- 
rufen werden  die  |§  2.38,  Ziffer  2,  267,  ZilTer  3,  vergl.  mit  §  4,  Zilîer  3,  des 
deutschen  Reichsstrafgesetzbucbes, 
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B.  Oestfttzt  auf  diesen  Haftbefdil  und  unter  Beftifung  auf  den  schweberiadi- 
dentschen  Aoslfeferungsvertng  erancht  das  kgl.  wftrttembergiBche  Minlsteriom  der 

auswärtigoll  Angelegenheiten  mit  Note  vom  27.  Mai  1892  drn  schweizerischen 
Hiiii(lo>irath  um  AusIietVntttir  des  (in  Francnfeld  vorläufig  vrrliaftctcii)  F.  W.  F. 
btûbler,  indem  es  ausflUirt:  Die  s;rafl»ari»  Handlung,  wegen  (icrcii  die  Auslipferuog 
des»  btübler  beantragt  werde,  sei  zwar  in  der  Schweiz  (bczw.  in  Italien)  verübt. 
Et  werde  aber  ansanehnten  sein  und  Yoniosgeietzt,  das»  in  der  Scbweix  wegen 
dieser  strafbaren  Handlung  keine  Untersuchung  eingeleitet  worden  sei,  und  daas 
bleaach  der  Art.  ^^,  Absatz  1,  des  deutsch-schweizerischen  AuslieferungsTcrlrages 
vnm  24.  Januar  \^7\  der  Bewilligung  der  Auslieforunü;  di  ,  Stalilcr  nioht  im  Wege 
stehe.    Kill  Helenkiü  gegen  die  Bewilligung  der  Auslieferung  dürfe  auch  darin 
nicht  zu  Huden  sein,  dass  Stiibler  wagen  Beganstiguiig  verfolgt  werde,  in  dem 
Art.  1  des  Aaslieferungsvertrages  aber  die  B^linstiguag  nicht  erwfthnt  sei  Der 
Begünstigte  habe  im  vorliegenden  Falle  unter  Anderm  einen  schweren  Diebstahl 
▼erübt  und  der  Regttttiitiger  wäre,  da  er  seines  Vortheils  wegen  sich  der  Be- 
günstigung schuldig  gemacht  habe,  gemäss  5^  2.58  des  do.it-ît  hen  St.  ü.  B.  als 
„Hehler"  zu  bestrafen.    Nun  sei  in  frühem  Fällen  schju  mehrfach  seitens  des 
acliwcizerischen  Bimdesrathes  der  württembergischen  Regierung  die  Auslieferung 
eines  bei  den  wftrttembergi  sehen  Gerichten  wegen  Hehlerei  in  Untersnebung  stdieiu 
dm  Angesdiuidigten  betriUigt  worden,  wobd  davon  ausg^nngen  worden  sei,  dass 
die  Hehlerei  als  ein    I  'orm  der  Tlieilnahroe  sich  charakterisirc.  Ebenso  sei  auch 
württembergischorsciis  kein  Anstand  genommen  worden,  an  dio  Sch\v<Mz  die  Aus- 
lieferung einer  wegfu  Hfiilertn  verfolgten  l'erson  zu  bewilligen.    Es  sei  daher 
anzunehmeu,  daâs  die  Auslieferung  des  Stübler  von  dem  Gesichtspunkte  der  Theil- 
nähme  ans  im  Hinblidc  auf  Art.  1,  Ziffer  11,  des  Aut'JeferangSTertrages  keinem 
Anstand  li^^en  werde. 

(\  Bei  seiner  Eiiivemahme  protesiirtc  der  Reqnirirte  gegen  die  AoiUeferuag, 
weil  er  sich  der  Begünstigung  eventuell  der  Hehlerei  nicht  schuldig  gemacht  ba1»e. 

Er  sei  allerdings  auf  den  ihm  im  Qefängnisse  zu  Livoriio  gemachten  Vorschlag 
des  Klein,  dessen  Namen  anzunehmen  und  die  Kli'ider  mit  ilini  zu  tnnsrlu  n.  1  in- 
gegangeu.  .Allein  er  habe  nichts  davon  gewitsst,  dass  Klein  ein  Verlirccheii  l»  - 
gaogeu,  sondern  habe  nach  den  Angaben  des  Klein  geglaubt,  dieser  sei  blos 
wegen  sosialistiseher  Umtriebe  verhaftet  woiden.  Sie  seien  ttberall  glttcklidi 
durchgekommen  und  schliesslich  in  Schaifhausen  entlassen  worden.  £rst  nachdem 
er  (nach  Entdeckung  der  Verwei-hseluug)  wieder  verhaftet  worden  sei,  habe  er 
erfahren.  d;i>s  Klfin  ein  Vrrbrechcr  sei,  worauf  er  sofort  w.ihrlieitsgctren  Auf- 
schluss  eribeilt  und  (iadurch  die  (einis»c  Tage  nach  ^cinfr  Etiilassuiij^  in  Kiiri>t;iii/ 
erfolgt«)  Verhaftung  des  Klein  wesentlich  erleichtert  habe.  Er  sei  Wachse  uiui 
lasse  sich  von  den  Ulmergerichten  durchaus  nicht  benrthdllen.  In  der  Schweis 
habe  er  gar  kein  Verbrechen  begangen,  was  er  getfaan,  sei  in  Italien  (Livorno) 
g<  rli*  hen.  Irgendwelche  Belohnung  habe  ihm  KIdn  nicht  Tersprodien  und  er 
iiabe  keine  solche  erhalten. 

Î).  Der  Bundesrath  hat  am  7.  Juni  1892  iNSschlossen,  die  Akten  dem  Bundes- 
gf^ri<liti'  zu  filiPimitteln,  damit  da>'selbe  «jemihg  .\rt.  2'î  und  24  des  Auslieferunfr>- 
gesetzea  vom  22.  Januar  1892  über  die  Bewilligung  der  Auslieferung  entscheid»;; 
der  Verfolgte  Labe  zwar  nur  Einwendungen  geltend  gemacht,  die  sich  weder  auf  dus 
AusHefernngsgeseti  noch  anf  den  schweiaerisch-deutschen  Auüitfemngsvertng  vom 
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Ü 4.  Januar  IfiT  l  stiit/eu,  immerhin  lialie  er  gegen  die  Auslieferung  ausdritcklich 
Einspruch  erhoben,  und  es  bestehen  nun  ab«.-r  die  Anwendbarkeit  des  schweizerisch» 
-deutscheii  AualiêfenmpTertrages  aaf  das  Vergehen  der  BegQiratiguiig,  welehes  im 
Yertrage  nicht  TOfgeKehen  sei,  und  aof  eine  Handlung,  welche  in  der  Sehweis 
iMgangen  worden  sei,  Zweifel,  die  von  Amtes  wegen  zu  prfifen  aelen. 

E.  Der  Qenetalanwalt  der  Eidgenossensehaft,  welcher  gemiss  Art.  23,  Abs.  4, 
4e8  Ausliei'<!rungsgosetses  eifctirfc  hat,  sich  an  der  Voruntersuchung  und  Haupt- 

verhandhin«:  botheiligen  zu  wollen,  sprirhf  sirh  tnit  Eingabe  ?om  13.  Juni  18n2 
<il.iliiii  aus,  dasü  meiner  Auffassung  nach  der  Auslieferung  kein  gesetzliches  Hinder- 
nis» entgegenstehe. 

Die  Frage,  ob  Stübler  sich  des  ihm  zur  Last  gelegten  Vergehens  schuldig 
gnnachl  habe,  unterliege  der  Kognition  des  Bondcsgerichtes  nicht,  dagegen  habe 
dasselbe,  naclidero  ihm  die  AIcten  vom  Bnndesrathe  seien  Qbermitlelt  worden,  von 
Amtes  wegen  zu  prüfen,  ob  ein  gesetzliches  Auslieferungshiuderniss  vorliege.  Nun 

«ei  uUerdin«."»  die  I5('gitnsii.rntiu'  im  sohweizeris.  h-iiciit>chrn  Auslieferungsvertrage 
nicht  als  AuslielerungsdeJikt  bcsondenü  bezeichnet  und  ersclieiiie  es  in  der  That 
als  eine  etwas  weitgehende  Interpretation,  w^enn  man  die  begiinsugung  als  eine 
Axt  von  Tbellnahme  auffasse.  Allein  diese  Frage  sei  bereiu  durch  gegenseitige 
Erkiftrungen  der  vertragschliessenden  Staaten  gelöst,  wofür  speziell  auf  den  Ge- 
«cliftftsbericht  des  eidgenössischen  Justi/dipiirtementes  vom  Jahre  1888  -  Ans- 
lleferungswesen  Nr.  '»  verwirseu  wrnic.  Von  Seite  der  Schweiz  sei  die  Aus- 
lieferung eines  fluchtigen  wegen  lieguikwtiguug  eines  Diebstahls  verlangt  worden, 
mit  der  Begründung,  Art.  1  des  Vertrages  schliesse  jede  Art  von  Theilnahme  in 
«ich.  Die  Ausliefernng  sei  von  den  deutschen  Behörden  bewilligt  worden,  mit 
dem  Beifhgeo,  dass,  nachdem  von  Seiten  der  Schweiz  die  (iegenscitiL^'keit  als  ver- 
bi\rgt  erscheine,  kein  Bedenken  obwalte,  das  Wort  „Theilnahmi  '*  im  Kiiiv'un?  von 
Art.  1  des  Auslieferungsverlrage''  in  diesrin  «citeni  Siiiüe  zu  verstehen.  Es  be- 
stehe also  eino  verbindliche  üegenseitiglieitscrklarung,  die  auch  im  £inklange  stehe 
mit  dem  AusKefenuigsgesetz  vom  22.  Janaar  1892,  welches  in  Art  3,  Lemma  2, 
■die  Begttnstigung  ausdracklich  als  Auslieferungsdelikt  vorsehe.  Nach  Art.  12  des 
sitirlen  Auslieferungsgeset^es  mUsste  dagegen  die  Auslieferung  deshalb  verweigert 
werden,  weil  «îie  -trnflmre  Handlung,  wegen  der  sie  verlangt  werde,  offenbfir  anf 
4lem  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  begangen  worden  sei.  Der  schweizerisch- 
•deutsche  Auslieferungsvertrag  gehe  aber  nicüt  su  weit;  nach  Art.  3,  Lemma  1, 
desselben  solle  die  Auslieferung  nicht  stattfinden,  wenn  das  reUamirte  Individuum 
wegen  der  gleichen  Handlnng  in  der  Schweiz  in  Untersuchung  gewesen  sei,  oder 
sich  befinde,  oder  bestraft  worden  sei,  was  alles  incom  reto  nicht  zutreffe.  Diese 
Verirafîshestimmun2  sei  durch  das  Au^liefernn'^s'jeM'fz  niciit  aiifi<;r!i(ibpn,  sondern 
Ideilie  so  lanj^e  liestehen,  bi^  <ii  r  Vertrau  im  gegenseitigen  Einverständnisse  als 
«luhiugefalieu  erklart  werde.  iüicksichtUch  des  Verfahrens  bemerkt  der  Geoeral- 
nnwalt,  dass  seines  Eanol^ns  ehie  mOniliehe  Verhandlung  nicht  stattn^iden 
habe.  Nach  Art.  23,  Lemma  3,  des  Ausliefemngsgesetzea  vom  22.  Januar  1892  sei 
«s  in  das  Ermessen  des  Bundcsgericbtes  gelegt,  das  persönliche  Erscheinen  Ver- 
hafteter anzuordnen,  und  nnch  .\rt,  61  O.  G.  erfolgen  die  sfaatsrei  htlichcn  Knt- 
sehetduugen  des  Bimdesgerichtcs  in  der  Kegel  auf  Grundlage  eines  achriftlicheu 
Verfahrens. 

Wtaekr.  r.  SeMiir  ntriftedit.  8^  iduf.  36 
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Da»  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Es  ist  weder  die  Anorditung  einer  AktenvervollstUndigung  noch  ein» 
mllndKche  Verhandlung  nothwendig.  In  leteterer  Besiebung  bewendet  es- 
anch  nach  Inkrafttreten  des  Aiisliefernngsgesetaee  vom  2^.  Januar  1892 

bei  der  Vorschrift  des  Art.  61  O.  O.,  dass  die  Entscheidungen  des  Bundea» 
geliebtes,  wie  in  allen  andern  staatsrechtlichen  Sachen,  so  auch  in  Aus- 
liefernnp:si»af*hen,  in  der  R< -^rel  blos  auf  Grundlage  eines  schriftlichen  Ver- 
fahren» ergehen  und  eine  mUndliehe  Verhandlung  nur  ausnahmsweise 
anzuordnen  ist. 

2.  Wenn  der  Hequirirte  einwendet,  er  habe  sich  des  ihm  zur  Last 
gelegten  Delikts  nicht  schuldig  gemacht,  so  ist  diese  Frage  vom  Aus- 
lieferungsrichter  nicht  zn  prUfen;  vielmehr  muas  der  Angeschuldigte  seine 
hierauf  sich  bexiehenden-  Behauptungen ,  er  habe  um  das  von  Klein  be> 
gangene  Verbrechen  nicht  gewusst  und  eine  Belohnung  weder  zugesichert 
erhalten  noch  empfangen,  vor  dem  in  dor  F^arho  selbst  kompetenten  Straf- 
ricbter  geltriul  machen.  Dagegen  hat  das  Bundesgericht,  nachdfrn  ihm 
die  Sache  vdiii  IJuiidcsrathe  zur  Entscheidung  ist  zujzcwiesen  worden, 
allerdings  von  Amtes  wf;j^<-n  zu  prUfen,  ob  das  Ausliet'erungsgesuch  oacli 
Staatsvertrag  und  (leset/,  lip^rrlindet  sei. 

3.  Ohne  weiteit»  anzuerkennen  iät  nun,  das«  die  Ausliefernngsptlicht 
nicht  deshalb  ausgeschlossen  ist,  weil  das  Delikt  nicht  im  Gebiete  des 
ersuchenden  Staates  begangen  wurde.  Denn  der  schweiserisch-deutselie 
ÂQsIieferungsvertrag  besehrinkt  die  Auslieferungspflicht  nicht  auf  den 
Fall,  wo  die  Straftbat  im  Gebiete  des  ersuchenden  Staates  begangen 
worden  ist,  sondern  erstreckt  sie  (die  im  Vertrage  selbst  enthaltenen  Aus- 
nnhmfti  vorbehalten)  auf  alle  Personen,  die  sich  im  Gebiete  des  requirirten 
Staates  aut'halten  uml  weleho  im  ersuchenden  Staate  wegen  eines  Aus- 
lieferungsdeliktes verfolgt  werden.  Vorausgesetzt  ist  dabei  »elbstvorstUnd- 
lich,  dass  die  Verfolgung  des  im  Auslande  begangenen  Verbrechens  im 
requirirenden  Staate  nach  dessen  Gesetzgebung  Uberhaupt  statthaft  sei, 
hieran  ist  aber  im  vorliegenden  Falle  gewiss  nicht  zu  zweifeln.  Dagegen 
mnss  sich  allerdings  fragen,  ob  nicht  die  Auslieferung  deshalb  verweigert 
werden  müsse,  weil  das  Delikt  im  Gebiete  des  ersuchten  Staates,  der 
Schweiz,  selbst  begangen,  eine  Auslieferung  wegen  im  Imlande  verübter 
Helikte  aber  nicht  /Jili[s?»ifr  fei.  In  dieser  IJezit  liiintî  nun  richtig,  das* 
der  Beistand,  welehen  der  Verfolgte  dem  W.  Klein  ireleistct  hat,  um 
denselben  der  Bestrafung  zu  entziehen,  in  letzter  Linie  in  der  Sehweiz, 
dadurch  dass  der  Verfolgte  den  schweizerischen  Behörden  gegenüber  sich 
ftir  Klein  ausgegeben  hat,  geleistet  wurde,  und  dass  also  die  That  in  der 
Schweiz  begangen  oder  doch  vollendet  worden  ist.  Richtig  ist  im  Fernem^ 
dass  im  Allgemeinen  die  Auslieferung  wegen  eines  auf  dem  eigenen  Oe> 
biete  des  ersnelitt  n  Staates  begangenen  Delikts  niclit  gcwKhrt  wird,  und 
dass  .Vit.  12  des  Aiislieferungsgesctzes  vom  22.  Januar  1802  diese  Ke^'el 
ausdrücklich  ausspricht.    Allein  das  Auslieferungsgesets  bat  nun  wider- 
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ßpreclieiiden  Bcstiiniiiiuij^eii  der  lirstcliciKlcii  Stnntsvprtrîlfçe  weder  derogiren 
wollen,  nodi,  uliue  Verletzung  völkfnethtlicliei  Tllii  htcii,  derogiren  kiSnnen. 
Der  schweizerisch-deutsche  Auslieferungsvertrag  aber  statuirt  in  Art.  3, 
Abs.  1,  eine  Ananabme  ron  der  in  Art.  1  ganz  allgemein,  ohne  Rliciceiclit 
aof  den  Tliafort,  aufgeeteliten  Anslieferiiogapfltcht  nur  für  den  Fait,  daes 
der  Requirirle  im  erauehten  Staate  wegen  der  nllmliehen  strafbaren  Hand- 
lang, wegen  welcher  die  Auslieferung  beantragt  wird,  sich  in  Unter- 
suchung befindet  odor  in  Untorsuchtinp:  prowf'sen  oder  bereits  bestraft 
worden  ist  (s.  Lainin.iscli,  Auslieffinii^^sptlieht  und  Asylrecht,  8.  461  n.  ÏÏ.). 
Uten  trifft  aber  hier  nicht  zn  und  es  muss  daher  die  Ausliel'cniiif;  be- 
willigt werden,  sofern  das  Auslieferungsgesuch  sich  auf  ein  Auslieferunga- 
delikt  bexieht 

4.  Hierüber  iet  su  bemerken:  Der  scbweisefisch-deatBelie  Aus* 
liefemngsvertrag  spricht  nicht  ausdrücklich  ans,  dass  die  Auslieferung 
auch  fttr  die  Begünstigung  von  Ausliefernngsdeliklen  statthabe,  sondern 

erwähnt  nur  den  „Urheber,  Thitter  oder  Theilnehroer".  Es  ist  auch 
wohl  nicht  ganz  zutretfend,  wenn  die  Hundesal)waltt^chaft  annimmt,  es 
ff»i  in  dorn  von  ihr  erwiîhnten  Frille  durch  verbindliclie  Gr-j-cnrcolits- 
erkliirun;;  der  beidseitigen  Kegit'iun^'en  die  Anslîpfenuigs|)tlii;ht  auf  die 
Begünstigung  von  Auslieferunprsdclikten  ausgedehnt  worden.  Denn  der 
schweizerische  Bundesrath  hat  in  dem  gedAchton  Fall  die  Auslieferung 
gestutzt  auf  den  bestehenden  Staatsvertrag,  welcher  seiner  Ansieht  nach 
auch  die  Begünstigung  umfasst,  beantragt,  nicht  dagegen  eine  Uber  den 
Staatsvertrag  hinausgehende  ErklSrung  abgeben  wollen.  Allein  es  darf 
nun  allerdings  angenommen  werden,  dass  der  Ausdruck  „Theilnebmer'^ 
im  Sinne  des  Art.  1  des  Aii>lieferung8vertrages  im  weitem  Sinne  zu  ver- 
stf'h'  T)  sei,  so  dîiss  dnrniiter  auch  der  „Begllnsti^rei"'  t'iillt.  Es  ist  zwar 
wish«  iuiltlicli  >elir  liestritten,  ob  die  HefirHnstij;un;,'  unter  ilen  Jîe^'riff 
der  pTlieiinuhme'^  falle,  oder  nicht  vielmehr  als  seltistüudiges  Delikt  zu 
betraehten  sei,  und  es  wird  dieselbe  gesetzgeberisch  verschieden  behandelt 
(s.  in  Betreff  des  deutschen  Strafrechts  u.  A.:  H.  Mejer,  Lehrbuch  des 
deutsehen  Strafrechts,  3.  Aufl.,  S.  371  u.  ff.;  in  Betreff  der  Behandlung 
der  BcgUnstigting  in  den  schweizerischen  Strafgesetzbüchern:  Stooss, 
GrundzUge  des  Schweiz.  Strafrechts  I,  S.  239  u.  tf }.  Allein  80  viel  ist 
jedenfalls  rieliti  ",  dafs  zwischen  dem  l>elikte  des  Tîrp:linstiger8  und  dem- 
jenigen des  Thäters  des  llnuptverbrecliens  ein  naher  Zusammenhang^  be- 
steht, indem  beide  die  niimlichen  Interessen  verletzen  und  die  Sdiwore 
des  Hauptverbrecheub  für  die  grössere  oder  geringere  StrafwUrdigkeit 
der  That  des  BegHnstigerB  keineswegs  ohne  Bedeutung  ist.  Selbst  wenn 
daher  die  Begünstigung,  weil  nicht  in  kausalem  Zusammenhange  mit  der 
HerbeifUbrnng  des  Thatbestaudes  des  Hanptverbrecheus  stehend,  nicht 
als  Theilnahme  im  engem  Sinne  sollte  aufgefasst  werden  künnen,  so 
kann  doch  in  einem  weitern  Sinne  der  Begünstiger  als  Mitschuldiger  des 
Thäters  des  Hauptverhre'-li-  riH  bezeichnet,  die  Be^^Unstigung  als  Theil- 
luibme  in  einem  weitem  äiuue  des  Wortes  aufgefasät  werden  (s.  £nt- 
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solieid  des  Bnndesgerichtes  in  Sachen  FXbndrich  vom  4.  Juni  1880,  Amtl. 
Sammlung,  Bd.  6,  8.  217  u.  ff.,  Erv.  2).  Wenn  nun  in  der  Praxis  der 
Staatsbehörden  der  Begriff  der  Hieiinahme  nacb  Art.  1  des  Ansltefenrags- 

vertragi-s  !n  diesem  weitem  Sinne  aufgefiasst  worden  ist,  so  liegt  dn 

Grund,  dieser  Auslegunfj  entgegenzutreten,  um  so  weniger  vor,  als  auch 
das  AusHffcnin'^'flj^ci^ftz  vom  22.  Januar  18^2  in  Lt-mma  2  dos  Art,  3 
die  BcgUnstifriin-r  der  l  heilnalime  gleichstellt.  Danacii  ist  denn  die  Aus- 
lieferung £u  bewilligen,  da  sie  wegen  Begünstigung  eines  Auslieferungs- 
deliktes  begehrt  wird. 

Demnach  hat  das  BundrsrjrricfU  erkannt: 

Die  nachgesuchte  Auslieferung  des  Friedrich  Wilhelm  Felix  Stilbler, 
Buchbinders,  von  Leipzig,  zur  Zeit  in  Franenfeld  verhaftet,  an  das  kgl. 
wilrttembergische  Landgericht  Ulm  wird  bewilligt. 

19.  Urtheil  vom  8.  September  1892  In  der  Auslieferungssache  des  Heinrich 
GrUter  ven  Bruch,  Regierungsbezirk  Mlliister  (Westphalen),  in  Zürich. 

Sehwtêgmist'h  -  (teuiêcher  AusUefettmçtvertraff*  Die  Schuld  frage 
üt  vom  Auslieferungsrichter  nicht  zu  pfiffen.  —  Die  Frage  der 
Verjährung  i$i  vom  Auslieferunggrichter  7iur  nach  den  eigenen 
Oeeetzen  des  etênehie»,  nicht  aber  nach  denjenigen  des  muehenden 
Staates  zu  prüfen. 

A.  Durch  Haftbefehl  des  Üutersuchttiigsrichters  beim  k<(nigHch  preussischen 
Landgerichte  in  Duisbarg,  vom  4.  Juni  1892,  wfa^i  der  Stellmacher  Heinrich 
Grüter,  von  Brach,  Regierungsbezirk  Münät<>r  (Wi-HtphalenK  beschuldigt,  „Im 

„Jahre  1S7H  /n  iMiisbiir;^  «'ine  ^itlclic  PrivaturkumJe,  wclclic  7.\vn  Howfi-ic  von 
„Rcrhlrn  von  Krlu  hlichkcit  i^t.  iiiimlich  fif^n  Wi'chspl  vom  i.j.  i-fbruar  1  >'7B  in 
„rechtawidriger  Absu  bt  uiiil  in  der  Absiebt,  sich  ciuea  Veruiögciiavortheil  zu  ver- 
yschaffen,  geOUscht  and  von  demeelbeo  seum  Zwecke  der  T&ns^hung  Gebrandi 
„gemacht  und  aldi  durch  diese  Handlung  des  in  den  §§  267  und  268,  Xr.  1,  des 
„Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche  Kelch  unter  Strafe  gwtelHen  Verbrechens  der 
„l'rkiindonfälschunir  schiiMi!;  i?t«marht  zti  haben".  (îpsttH^'t  auf  difS(>n  Haftbefehl 
suchte  die  kaiserlich  deutsche  (icsandlschaft  in  Hern  mit  isote  vom  Ir?.  .hmi  1892 
beim  schweizcriiicheQ  liundcäratbe,  anter  Beruf luig  auf  Aittkd  1,  Ziffer  17,  des 
schwelaerisch* deutschen  Ausliefenuigsvertrages ,  um  Aaslieferung  des  Heinrich 
Ciroter  nach,  welcher  sich  seit  Jahren  mit  seiner  Familie  In  Aussersibl  (ZQrlch) 
aofhült. 

//.  Am  2"..  .Iiiiii  T^t'l»  vorläufig  verhaftot ,  lifstritt  (iruter,  eine  Wechs^el- 
fdlHchuug  begaugeil  zu  haben  ;  tlbrigeus  mils»te,  vv  cuu  die  Mcüchuldigung  b^rUodet 
w&rc,  wohl  schon  die  Yeijährung  eingetreten  sein;  er  proteelire  gegen  seine Ana- 
lleferang.  Der  Reglerongstath  des  Kantons  Zttridi,  vom  Bnndesrathe  anr  Bericht- 
crsuttung  hiersber  ehigeladenf  erklirte:  Die  kantonale  Staatsanwaltschaft  spreche 


Digitized  by  Google 


Eutsclieiiiungeo  in  Strafsachen. 


525 


ndi  dthÎD  ans,  dass  eine  Verjährung  der  strafgericbtlichen  Verfolgung  noch  nicht 
eingetreten  sei,  da  uacli  /(ircheriscbem  Strafrecht  das  (Mn^eklagte  Vergehen  im 
Maximum  mit  Zuchthau^  von  5  .Tahren  btnlroht  sei  und  bei  solchen  Vergehen 
die  8trafklage  erst  nach  lö  Jahren  verJahre  ^Art.  52  und  lö3  de»  züjrcherischeu 
StnfgeBetsbaclies).  Es  mflsie  dahor  zugegeben  werden,  dm  nAcb  dem  Wortlante 
des  ztkrcberiscben  Stntfgeaetabuehea  die  Strafbarkeit  der  Heiidlang,  weg«n  welcher 
der  Haftbefehl  gegen  GfOter  erla.ssen  worden  soi,  kaum  als  verjährt  l><>trachtet 
werden  könne.  Dagegen  sei  auf  da^  ftir  den  Kcfpiirirten  günstigere  Recht  ilrs  die 
Auslieferung  ver!.'nig»niden  Staates  Hcllist  zu  verwiMM  H.  mn  so  mebr,  al^  dio  inkri- 
miuirte  llandhuig  /.eiilich  so  weit  zurückliege  und  du»  Lebeu  des  llequiririeu  wah- 
rend der  gansen  langen  sefiber  verflossenen  Zeit  dorchans  unbelastet  encbeine. 
Nacb  dem  dentschen  Strafgesetacbnebe  nftmlicb  stdien  auf  UrkundenfiUsebattg  eucb 
in  ihrer  schwersten  Form  böchstens  10  Jahre  Zuchthaus  (§  26Ö)  und  verjähre  die 
Strafverfolgung  fUr  V<»rbrechf»n,  die  ritit  kfiner  län^jeni  Freihpits'strafr  bedroht 
seien,  bereits  iu  10  Jahren  (§  07).  Das  ilechi  zur  V  ertoigung  (iruters  wäre  also 
schon  im  Jahre  188Ö  dahingefallen;  von  Unterbrechung  der  Verjährung  sei  nir- 
gends die  Rede. 

C.  Die  kaiserlich  deutsche  Geeandtocbaft  bi  Bern  bemerkt  mit  Note  vom 

1.  August  1892:  Nach  Art.  5  des  schweizerisch-deutschen  AusUeferungsvertnges 
sei  die  Auslieferung  nur  dium  unstatthaft,  wenn  die  Vi'i  j.ibnm?  nach  den  nc>f>tzen 
des  f'rmchten  Staates  »Miini  iieten  sei.  Der  t  rsuchto  Staiit  habe,  wie  auch  schon 
in  dem  Urtheilc  des  schwei/eriscben  liundesgerichts  iu  Sachen  der  Auslieferung 
des  ebemaligen  Grenxaufsehers  Ernst  Wittig,  vom  SO.  April  1892,  anerkannt  sei, 
nicht  zu  prüfen,  ob  die  Veijftbrung  der  Strafverfolguog  oder  Stmfrolistreckung 
nach  dem  Hechte  des  ersuchenden  Staates  eingetreten  sei.  Die  I'rrtfung  dieser 
Frage  sei  den  (ierichten  des  ersuchenden  Staates  zu  überlassen.  Im  vorliegenden 
Falle  sei  daher  von  der  Schweiz  nur  zu  prüfen,  ob  ciue  V^erjährung  nach  dem 
Strafrecht  des  Kantons  Zürich  eingetreten  sei.  Dies  sei  zu  vemeiuen.  Dagegen 
k5nne  die  Auslieferung  des  Grftter  wegen  Urkundenftlscbong  nicht  davon  abhängig 
gemacht  werden,  ob  nach  deutschem  Strafrechte  eine  Verjährung  der  Strafver> 
{i^]<snu'r  •.uv/Muehrnmi  sei.  l'obrigens  sei  nach  deutschem  Rechte  die  VeijAlming 
wirksant  unterbiuLlien  worden. 

I>.  Mit  Sclireiben  vom  9./11.  August  1H92  nhermittelte  der  Hiindosrath  die 
Akten  dem  iiiundesgerichte  zur  Entscheidung.  Mit  Eingabe  vom  22.  August  spricht 
sich  der  Generalanwalt  der  Eidgenossenschaft  aber  das  Ausllefemngsbegeliren 
dahin  aus:  Die  Behauptung  des  GrQter,  dass  er  sich  des  ihm  sur  Last  gelegten 
Verbrechens  überhaupt  nicht  schuldig  gemacht  habe,  könne  nicht  gehört  werden. 
Die  Frage  der  Schuld  sei  nicht  vom  Aiisliefertinp:srich(rr,  sondern  von  den  (»e- 
ricbten  des  ersuchenden  Staates  zu  beurtbeilen.  Was  die  Frage  der  Verjährung 
anbelange,  so  wäre  die  Verjährung  nach  dem  deutschen  Strafrechte  eingetreten. 
Allein  nacb  Art.  6  des  schweizerisch  •  deutschen  AttslleferungKvertrages  sei  die 
Auslieferung  nur  dann  unstattliaft,  wenn  die  Verj&hrung  nach  den  Gesetzen  des 
ersuchten  Staates  eingetreten  sei.  r)ie3e  VertragsbeKtimmung  sei  einzig  massge- 
bend, da,  wie  das  Hunde-^gcrleht  bereits  in  seiner  Entseheidutit'  in  Sachen  Stübler, 
vom  17.  Juni  1092,  ausgesprochen  habe,  das  Auslief  er  uugsgcsetz  widersprechenden 
Bestimmungen  der  bestehenden  Staatsverträge  weder  habe  derogiren  wolltm,  noch, 
olme  Verletzung  völkerrechtUcher  Verpflichtungen,  habe  derogiren  können.  Nach 
zürcherischem  Stnfrechte,  das  in  concreto  zur  Anwendung  komme,  aber  sei,  wie 
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ans  den  trf'setzlichen  Bostimmtin^fn  (Art.  52  und  188  dp?  zflrchfrischen  Straf- 
gesetzes), Bowie  nus  der  Erklai  uni,'  des  ilegienujgsrathes  von  Zurich  sich  ergebe, 
die  Verjährung  noch  nicht  eitig«  treten.  Nach  der  Aafiassung  der  Bnndesaawalt- 
schift  stdie  deshalb  der  BewilliguDg  der  Anüietwag  kein  UBndeml«»  entgegen- 

Das  Bund&tgerichi  zieht  in  Erwägung: 

1.  Die  Schuldfrage  ist,  wie  das  Bundesgericht  schon  hüulig  ausge- 
sprochen hat,  nicht  vom  Anslieferungsrichter,  sondeni  von  den  in  der 
Sache  selbst  kompetenten  Strafgerichten  des  ersnehenden  Staates  zu  prHfen 
und  zu  entscheiden. 

2.  Ek  kann  sich  daher  nur  fragen^  ob  nicht  der  Bewilligung  der 
Aoslieferung  das  Hinderniss  der  VerjJthrong  entprofronstelie.  Nach  dem 
schweizerisch  -  deutKclu  n  AiisliofiM  tin^rsvertrnsrf  Art.  5)  nun  ist  der  er- 
suchte i^t«at  nur  befugt,  die  Frage  der  N'rriiiliruiii;  ii:ich  seinen  eigenen 
Gesetzen  zu  prüJen  ;  dagegen  hat  derselbe  auf  eine  Prüfung  der  Frage, 
ob  die  Verjährung  der  Strafverfolgung  oder  Strafvollstreckung  nach  den 
Oesetsen  des  ersnehenden  Staates  eingetreten  sei,  nicht  einsngehen.  Die 
CntersQchnng  nnd  Entscheidung  dieser  Frage  ist  vielmelir  den  xostSndigen 
Behörden  des  ersuchenden  Staates  Torbehalten.  Richtig  ist  zwar  natür- 
lich, dass  eine  Auslieferung  für  Delikte,  welche  nach  dem  Rechte  des 
requirirenden  Staates  verjiilirt  sind,  und  welche  daher  von  diesem  gar 
nicht  mehr  bestraft  wcicUmi  kimiien,  zwecklos  ist.  Allein  der  schweizerisch- 
deutBclio  AuülieferunfjöVcrtrag  geht  nun  eben  davon  aus,  dass  die  Ent- 
scheidung der  oft  zweifelhaften  Frage,  ob  die  Verjährung  nach  den  Ge- 
setaen  des  ersuchenden  Staates  wirklich  eingetreten  sei,  den  Behörden 
dieses  Staates  überlassen  bleiben  müsse,  welche  einerseits  ein  Interesse 
daran,  die  Aasliefernng  fttr  oflTenbar  verjährte  Delikte  zu  verlangen,  nicht 
besitzen  können,  andererseits  besser  als  die  Behörden  des  requirirenden 
Staates  in  der  Lage  si  ien,  ihr  eigenes  Recht  anzuwenden.  An  diesem 
veitra^>»m888igen  CruiKis.itzc  Ist  dtireh  das  Bundet^^Tsetz  vom  *2*2.  Januar 
1892  nirlits  îje.lndcrt  worden,  wie  denn  dieses  Civsvl/.  überlmupt  wider- 
sprechenden Grundsätzen  bestehender  Staatsverträge  nicht  derogiren  wollte 
(s.  Entscheidung  des  Bundesgerichts  in  Sachen  StHbler,  vom  17.  Juni  1892). 

3.  Ist  danach  die  Frage  der  Verjährung  der  Strafverfolgung  vom 
Bnndesgerichte  ausschliesslich  nach  achweiserischem  (attrclierischem)  Rechte 
an  prüfen,  so  muss  die  Anslieferung  bewilligt  werden.  Denn  nach  ztlrche- 
rischem  Rechte  ist  die  Verjährung  der  Strafverfolgung  unzweifelhaft  nicht 
eingetreten.  Dagegen  bleibt  natürlich  dem  Requirirten  vorbehalten,  den 
Einwand,  e.s  sei  die  Sti  afverfolirnng  nach  detitschera  Hechte  verjährt,  vor 
dem  zuständigen  deutschen  Strafgerichte  geltend  zu  machen. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkafint: 

Die  Ansliefi  riuiLT  des  Heinrieli  Hrliter  .in  das  königlieh  preussische 
Landgericht  Duii^burg  wegen  Urkundenfälschung  wird  bewilligt. 


üiyitizeü  by  GoOglc 


Sotocheidungen  ia  Strafiiadieii. 


52T 


"20.  Urtheil  vom  7.  Oktober  1892  In  Sachen  des  J.  Spllhler,  RedaMers, 
in  Aarau,  Rekurrenien. 

JPtesBfreihelt.  Der  slaitlsreclitUche  Heîiiirs  u:c(/eti  Vf^rlptzuufi  der 
Pri-ssfft'ilirit  ftiK  h  f/cf/en  p/ozrs.'Hiale  Außagi'n  stattliaff.  — 
Jjic  Uva  n}ii  IrixiiDKj  tle7'  Pi  '  .^^f'n  üieii  verhiefrf  tiii  /it,  (/u.vv  mirh 
dem  ivdhi  rii  Vi'rfns.<rr  eini's  hplt^nliijpvilrn  Prrs.<>r iritfjniünfs  durch 
u iiifi teilt'  ßi J)  ai/n tu/  des  Mt'fluLdirs  (jfj'/rschl  acrdr.  FJ)en.<o  ist 
ii  tiiH  Injnni  nmchen  uni  h  dru  l^et/eln  den  Zivilpruzrssrs  he- 
hnndelt  ivcrden,  sUiühaJt,  dru  ln'kUii/ien  Rcduktor  den  Edttnms- 
niijidi/cii ,  u  plche  fjegen  Fiu  ivun  zirilprozesKfialisch  all[femehi 
zulässn/  xind,  zu  nnterwerfen,  daf/Pf/en  unstaühafi,  denxelhen 
glciclizntty  aU  l'arki  tind  als  Zeugen  zu  heltaudeln.  —  Oe</cn 
einen  GericJitsheschlnss,  der  blon  die  ErOffnunn  des  VerJaJirem 
hehnfs  Ermiiilung  des  Verfassers  eines  als  beleidigend  einge- 
klagten Presiterzeugnisxes  gestattet^  hunn  nicht  desJialb  rehurrirt 
werden^  weil  die  eingeklagte  Meinungsäusserung  eine  offenbar 
berechtigte  sei. 

A.  In  Nr.  *>3  d«»  iu  Aarau  <»r«ohoinen(icn  Zfituiigsblattes  „Aartraufr  N:irh- 
ricuteii'',  vom  15.  März  185)2,  erschit'ii  folgender  .\rtikel:  „Zur  Oberj^erichtbwabl. 
«tEiugesaiidt.)  Ihre  satyriscUen  Bcmcrkungeu  zur  Wahl  uud  Ableliuung  des  llerru 
^Sträbl  als  Oberricbier  schi«ssen  Dicht  neben  das  Ziel.  —  Neue  NominAtienen 
«aus  der  freisinuigen  Partei  dagegen  werden  Sie  wohl  mit  vielen  andern  nur  in 
^der  Wt'isc  einer  kleinoti  l'niscbau  auffassen.  Diese  könnte  noch  auf  mehrere 
^frci^iTiiii-jT''  Juristni  gelenkt  werden.  —  Zur  Stunde  aber  scheint  mir  etwas  Anderes 
„gehicteriKche  Nuthwendigkcit  zu  sein.  Zu  wiederholten  Malen  ist  einer  der  lang- 
Jahrigfin  Obeirichter  öffentlich  aofgefoiden  worden,  sich  von  dem  Vorwurf  der 
^politischen  Parteilichkeit  sa  reinigen.  Auch  hier  aber  wird  die  Methode  de» 
^absohifen  Schweigens  verfolgt.  Ebenso  ist  darauf  hingewiesen  worden,  der  Ober- 
^riehter  thue  seine  PHiclit  nicht  und  wohne  den  Sitzungen  nicht  bei.  iMesermöge 
^sieh  entschlieKsen,  abzutreten,  und  dann  wird  es  sich  zeigen,  ol>  7  <  »hrTrirhter 
^uiii  der  uothigeu  Arheil^îlust  und  Arbeitskraft  die  Geschalte  bewältigen  ujogeu 
,oder  nicht  Das  scheint  mir  die  richtige  Stellung  zu  sein,  welche  der  Grosse 
^Kuh  und  die  politischen  Parteien  der  Wahlablehnnng  Strähl  gegenftber  cinzu» 
«nehmen  haben.  —  .Andernfalls  dürfte  da.s  Volk  die  Frage  entscheiden.  Im  Z'^il- 
^alter,  da  staatliche  I>(  Hzi1e  mit  ;Hi-.r.iii'2irt'  n  Klavieren  UM<^etr»"tter  \>rwnltiT  tmd 
^mit  ausgetitopfteii  Vngeln  gedeckt  werden  wt»lhen.  ist  vielleicht  das  Volk  etwas 
„besser  Ober  eine  zweckentsprechende  Verwendung  seioer  Steaem  und  za  zahlenden 
«GebQbren  orientin.'^  Wegen  dieser  EioBeadung  erhob  Oberrichter  H.  Rohr  in 
Aarau  gegen  den  Verleger  und  Redaktor  der  „Aargauer  Nachricliten",  J..l.8ptthler 
in  Aarau,  Injurienkhi v'f .  indem  er  znn;i(  h-t  im  ..I'i;ilimin;ii  verfahren"  die  AntrAgft 
Stellte:  a,  IMe  zitirte  Einseudunir  in  Nr.  6.i  der  „.Xuil.' nu  r  Nachrichten"  sei  alfi 
für  den  Klager  ii\juriös  zu  erklaren;  0.  J.  J.  SpUhler  haiie  den  Verfasser  und 
Einsender  derselben  m  nennen,  die  Originaleinscndung  Torzulegen  und  seine  be- 
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xAglichen  Angaben  auf  YerluDgen  eidilcll  zu  erhärten.  Im  Bestreituogsfalle  nnter 
KüSteufolge.  amîeriif.ills  die  Kosten  zur  Hatiptsarlio.  Ihr  lîckîagti'  beantragte- 
AbweisuDfÇ  der  Klage  unter  Fulgr  der  Kosten.  Kr  gab  zu,  dass  der  eingeklagte- 
Artikel  sich  auf  den  Klüger  beziehe,  beKtiitt  dagegen,  dass  derselbe  tryarios  -sei. 
Bttcksichtitch  der  Aatorschaft  des  Artikels  beliraptete  der  Anwalt  des  Beklagten^ 
letzterer  selbst  sei  der  Verfasser  desselben.  Der  Beklagte  prinsirte  din  dahin^ 
die  beiden  ersten  Absätze  seien,  wenn  er  sieh  recl  t  •  innere,  nicht  sein  Produkt^ 
sondeni  Einsendung  eines  Andern;  hingegen  von  dem  Alisatze  an:  «Zur  Stunde 
aber  scheint  mir  etwas  Anderes  u.  8.  w.",  sei  der  Artikel  vollständig  seine  Arbeit 
und  stehe  er  dazu.  Der  Kläger  erklärte  sich  mit  dieser  Angabe  Uber  die  AuUir- 
schaft  nicht  eiuTerstanden,  sondern  biclt  an  seinem  Begehren,  daas  der  Beklagte 
den  Einsender  zu  nennen,  das  Manuskript  vorzulegen  und  den  Editionseid  s& 
leisten  habe,  fetit.  Durch  Entscheidung  vom  21.  Mai  1892  erkannte  das  Bezirks» 
gericht  Aarau:  „1.  T)ip  Einsendung  in  Nr.  G3  der  „.\argauer  Nachriditen",  vmti 
„15.  März  18H2,  betitelt  „Zur  Oberirerichtswahl",  werde  als  für  d eu  Klager  iujuiius 
„erklärt  2.  Der  Ik'klagte  Labe  duh  Muuuakript  vorzulegen  und  seine  hezQglichea 
„Angaben  auf  Verlangen  des  Klägers  eidUek  zn  erhärten.  3.  Ueber  die  Kostea 
,,wa!de  im  Eadurtbeil  entschieden  werden."  In  der  BcgrUndung  dieser  Entscbei* 
dung  wird  wesentlich  aimgeführt  :  Nach  langjäliriger  konstanter  Praxis  zerfalle  das 
Verfahren  in  Pre^^sinjnrien-aehen  im  Kanton  Aargan  in  zwei  Stadien,  nämlich  itt 
dasjenige  zur  EruiiiUung  de»  Verfassers  und  Einsenders  und  alsdanu  in  dasjenige 
gegen  diese  selbst,  d.  h.  ia  das  llauptverfahren,  wo  die  materiellen  Parteianbriugea 
vorzutragen  seien.  Zunttchst  miksse  aber  untersucht  werden,  ob  die  bezQgliche 
Einsendung  aberhaupt  für  den  Kläger  iujttriteer  Natur  sei,  abgesehen  von  der 
nominatio  auctoris,  der  exceptio  veritatis  und  allfälligen  andern  Einreden.  Die» 
sei  zu  bejahen.  Der  l'teklütrte  be-treite  es  mit  der  Behauptung,  der  eingeklagte 
Artikel  euthiilte  nur  einen  limweij.  aui  frühere,  dem  Kläger  in  andern  Artikela 
gemachte  Vorwurfe,  und  der  Kläger  bitte  frtther  wegen  jeuer  Artikel  klagen 
können.  Allein  der  Tortiegende  Artikel  eitthalte  nicht  blos  einen  Hinweis  auf  jene- 
iVübera  Vorwürfe,  sondern  eine  Wiederholung  derselben  und  sei  damit  ftkr  den 
KIa;;er  iiijuriii'^.  Di»»  Anbringen,  welche  zn  !,eistnng  des  Wahrlieitsbeweises  ge- 
macht wi'rdi'ii  wollen,  kfinnen  erst  im  Hauplverfalin-n  lierfVeksiehtiLTt  werden.  Was. 
sodann  das  i'rälimuiarbegebren  2  anbelange,  so  bezeichne  sich  der  Artikel  selb^ 
als  ein  „Eingesandt'K  Dadurch  habe  der  Redaktor  seinen  Lesern  ansdracklich 
zu  wissen  gegeben,  dass  eben  ein  Dritter  und  nicht  er  seltrar  der  Verfasser  seL 
Allerdings  erkläre  er  nun,  vM  iin  i  r  ?.ich  recht  erinnere,  so  seien  zwar  die  beiden 
ersten  Absätze  das  Produkt  eines  Andern,  das  Weitere  aber  si  jn  eigenes.  Da  der 
Kläirer  aber  diese  KrlJurnn^^  iiieiit  ak/eptirt  habe,  so  m<1sse  ücklagter  verludteii 
werden,  das  Manuskript  vorzulegen  und  seine  Angaben  ilaniber  eidlich  zu  erharteu. 
Dagegen  könne  dem  weitem  Begehren  um  Nennung  des  Einsenden  nicht  enU 
sprechen  werden,  da  der  Redaktor  die  Autorschaft  des  inkriminirten  Abschnittea 
des  Artikels  übernommen  balie.  Ks  sei  nämlieh  ni«  ht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass- 
die  beiden  ei-gten  Absätze  sit  Ii  mit  der  I'ersiMi  des  Klägers  nicht  beschtlftigen  und 
somit  im  obwaltenden  I'rozesse  nicht  von  Jklung  seien.  Wären  aber  nicht  nnr  die 
beiden  ersten  Absätze,  sondern  noch  andere  Theile  des  Artikels  das  Produkt  eines- 
Dritten,  so  bitte  der  Beklagte  bei  der  Editions-  respektire  Eidesverhandlung  und 
bei  der  Vorlage  des  Manuskriptes  hierüber  weitere  Angaben  zu  machen. 
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B.  Gfgen  die«e  Entschi^ifliuiL'  ergriff  der  Kcklagtc  .1.  J.  SpQhler  deu  sMnat«- 
reclitlicbeu  Bekurs  an  daà  huadesgericht  mit  dem  Autrage:  Das  angefochtene 
Urtheil  des  Besirbagerichtea  Aaroa  sei  ala  dn  mit  dem  Primipe  der  PreMfn>ihe{t 

I  im  Widersprach  stehendes  sa  erklftren  und  mit  allen  seinen  Folgen  aafznheben, 

r  evantaelh  es  sei  Dispositiv  2  zn  streichen,  beziehungsweise  *-s  sei  als  unstatthaft 

7.n  rrklflron,  das«  der  ifrkliiirtr  srinc  ftgt'iic  Ati-sfijro  zu  licsclnvüreii  liabf.  In  di-r 
Ri'kin -äi  lii  ilt  wird  /utiai  lisi  aiwgcfubrt,  es  <v\  dem  Klii'jcr  vor  dem  Krschriiieu 
de?  tiiigeklagtt;u  ArUkelji  wiederholt  in  ojJcutlicLcu  Blatlcru  pülitiscüe  l'urtcilich- 
kclt  bei  AusQbaog  des  Richtenrntes  und  mangelhafte  Erfüllung  seiner  Amtspflichten 
▼orgehalten,  er  jik  Ii  aufgefordert  worden,  sich  von  dem  Vorwurfe  der  Parteilich- 

krit  /II  iriiiiL."  ".  Kr  liabc  auf  dicsf^ii  Vorwurf  i:''Si"liwiej.'eu.  T'ieses  Stillschwt'i'^'en 
luln'  als  /(iirrsuimlnis^  uiiSu'-'U'^'t  w<'nlin  huismcii.  Kiii  lUnl.tktor  dUrt'»'  die  Mit- 
tbeiluugjju  iinderer  Dlaittr  und  äeiuer  lvurrer.})(»udciitcu  so  laugt-  lür  walir  lia!te;i, 
als  nicht  das  Gegeiitheil  bewiesen  oder  glaubhaft  gemacht  sei.  Sofern  aber  watir 
s«l,  was  die  fraglichen  frühera  Artikel  dem  Klftger  vorgehalten  haben,  so  seiet» 
l  elie!st;iiuli  in  der  öffentlichen  N  ei  waltun^î  VHrhaniI<-n,  welclie  zu  nii/rn  Heelit  nnd 
l'tlu  lit  il<  i-  l'icssc  sei.  I  »er  eii;  ji-kli(;,'t*'  .\nik«  l  -ei  nir.lit  iti  l)cli'idi^'<'nder  F(.rin 
ir*  <rhrielM'ii  ;  er  li;ilte  -it  li  l>)o«  d;irttli<T  aut,  dass  ein  ;i;irtranisi  her  <  Mx-rrieliti-r  sirli 
jjüliliicUe  l'arleiliciikeii  zu  sv  ieJcrLylttu  Mulcu  vi)rljalt<;ii  tas»c,  oiiuc  sicii  zu  reinigen, 
ja  sogar  schweige,  nachdem  er  ölfeutlich  mehrmals  aufgefordert  worden  sei,  sich 
SU  reinigen  ;  er  weise  im  Fernem  blos  darauf  hin,  das«  dem  fraglichen  Oberriehter 

auch  in  aiuirier  I'.t'/iiliiini;  VnivMirtc  '/eniacht  worden  seien,  und  L:<l>e  dfr  l  eber- 
zen;:;ntig  Ausdruck,  das-  hiiT  AMnilfe  am  l'Iatzc  si'i  nnd  >oUlo'  iHwX''  uielit  ein- 
Ittcli  tudtgescii wiegen  werden  diirten.  I)arin  knniif  nii'iimls  eirn'  Injurie  <r*'fnndeii 
werden,  sondern  liege  nur  eine  erlaubte  Kritik,  deren  Hesirmlong  mit  dein  l'riu- 
zipe  der  E^ssfreiheit  unvereinbar  sei.  Im  Weitem  behauptet  der  Rekurrent,  ea 
sei  dnsjeni was  dem  Kla^'er  in  den  tViih'  iü  Artikrla  Torgebaltcu  worden  sei, 
walir  lind  Im'!  dfi  f  ",,  rirlit>vet  handliuiLr  >itill-i  i)wcitî''!id  zti;;es(andcii  \vunien.  I>er 
\\';ilirli'  it>lii  W('i-  Ht'i  also  hrreits  t:i'l"-ibtrt.  Kitie  writeif  in»|ui:vitio  sji  dnlier  iinniit/.. 
An»  dem  augolucLteueu  L'rlkeile  gehe  Uervui,  da»i>  in  der  uurgauiî^ciieu  lieclit- 
sprechuug  nicht  nach  iwstehenden  festen,  rom  Volke  genehmigten  Normen,  son«- 
dem  nach  einer  nngeseizlichen  Praxis  Urtheile  geßlllt  werden.  Eine  solche  Rechte 
sprechung  sei  ein  Einbruch  in  die  fnndaim  ntal^t.  n  Grundsätze  des  lû  i  his  und 
drr  1'irilii  it,  IM>pn-ittv  2  de-  aie.'eturltlenen  l  iilicils  widrrjpi eelu-  d<'n  (irnnd- 
sii/cii  der  l'ie-slnilieit.  die  in  di-ni  S.uzf  i,'ijitcln:  liin  wf'^i'u  I 'n'ssveru'elicn-» 
,  Aui^clilugb  r  dail  uitlit  uacti  scbleclilercm  ,Ai  dem  gemeinen  liechte  bcljaudelL 

f  werden.  Nach  dem  angefochtenen  Urtheile  nibsste  aber  der  Rekurrent  Aber  seine 

strafrechtliche  Schuld  eidlich  aussagen;  du^  sei  ungesetzlich.  Nirgends  werde  im 

ii.iruMui^ii  ]i<Mi    StiMfi  IM  liii-    dir    <-iiniehi'    Hc-tat Ïl'hi)!;    drs    ( le-tatuini-si-^  vrlangL 
l'*  i'!i''i   -i'i        .uit'i  l,:tniitiTnia---''n   rin  Tih-tiiirU   drr  rr»'--rf''ilieit,   da:i^  gri^i'licncn 
[  i  aiU  \<jn  allen  niilwirkeudeu  l'ersunou  nur  eine  :>traireLLtiieh  vei-.uitw  ntlitli  ge- 

macht werde  und  dass,  wenn  der  Verfasser  der  Schrift  geständig  vor  deu  Richter 
gestellt  werde,  dieser  allein  hafte.  Nun  habe  der  Rekurrent  erklärt,  dass  er  der 
Verfasser  sei,  und  damit  habe  sich  die  Gegenpartei  zu  begnügen. 

C.  In  ^^'iu^^  \'crnrhmla--.nnL'  uni'  die>e  Beschwerde  lieai:tiai:t  lier  Rekurs- 
li-'kl. !■_'(?■.  Ii,  lîiilir;  1'.-  -('i  di*'  ür-ctiu  cid''  ,iN  i-irir  uiiIh-l'I  uinii'tr  ;tli/inv*'i>en  muer 
l\ii>?rnt<ilL;e.  I".r  t'iihit  ;in- :  h.t-  nuiid''.-u'<'ii>'lit  IkiIm-  »iic  T'iaLTe.  rdi  der  iukriiiii- 
niri»;  Artikel  eine  l'Jtir\erleti:iiug  im  >/mi\:  de>  aargauischen  Zuchtjjülizdgeiset^ti 

i 
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enthalte,  u  sich  nicht  zu  prüfen;  t»  kSone  nur  dann  einsebtelten,  w«nn  eine 
offenbar  berechtigtet  kein  Recht«gut  verletsende  HelnungHâossemng,  z.  B.  eine  den 

staatlichen  Hehdrden  inissUebigo  Kritik  Öft'entlicher  Zustan<Ie,  lui^sbrauchlicb  mit 
Strafe  bel<*'Jt  und  dadurch  tlan  Priiuip  der  Pic^-tifilitit  vcilet/t  wunlcn  st-i  T»cr 
Rekurrent  behaupte  dies  utui  ullenlin;;!)  ;  aJlciii  (ier  «ntH'iu  UlMngcncbt!>tuitj(liede 
guumchle  Vurwurf,  es  tbue  äeioe  Pflicht  uicht  uud  verwalte  die  Uechtspliegc  poli- 
tisch parteilich,  enthalte  offenbar,  aofern  desKO  Wahrheit  nicht  bewiesen  werde, 
eine  atrafbare  Iiqnrie.  DarAber  lasse  sich  vernünftigerweise  nicht  streiten.  Der 
Einwand,  der  oirigekluirte  Artikel  enthalte  den  Vorwurf  der  Ptlirhtvfrietzuug  und 
Partoilichkeit  nicht  -pH»«!,  s^i  nach  »Ier  ganzen  Haltung  des  Aiiiki  N  oftcnbar 
unliegrundet.  Mit  der  Aurulung  anderer  Artikel,  die  das  ühicbe  jiesagt  haben 
sollen,  könne  sich  der  Rekurrent  uicht  recbiieriigeu.  Der  Kekursbcklagte  sei 
berechtigt,  jeden  ArUket  einzuklagen,  der  ihn  besudele.  Die  sftmmtlichen  gegen 
den  Bekursbeklagicn  gerichteten,  diesem  Ihs  dabin  noch  meist  nobekannt  gewesenen 
Artikel  entstammen  iibri<:ens  wohl  so  /.ieinlich  der  gleichen  Quelle.  Der  Eio- 
setulcr  il'*-;  »  in^cklagten  Artikels  (lei  entweder  der  Vater  alUT  jener  Artikel  ofl<»r 
steile  doch  mit  dvm  oder  den  V»'rfassern  derselben  im  ikiiide.  Da-ss  dm  einge- 
leitete Vorverfahren  zulässig  »«  i,  habe  das  Itundcsgericbt  schon  wiederholt  auer- 
kannt  Das  Editionsbegehren  sei  in  concreto  nm  so  mehr  gerechtfertigt,  als  der 
Rekurrent  selbst  den  eingeklagten  Artikel  als  „Einsendung'*  l}ezeichoet  habe.  Jedes 
Strafverfahr«!  habe  die  Aufgabe,  den  wahren  Schuldigen  zur  Strafe  zu  ziehen. 
D.iss  di»'  Pre-i»fr»  ilif'it  pnsrnlire,  der  15 'leidig;e  jiul--e  >ji  h  rtiit  einem  blos*fn 
htrohuianu  be^uti^cn,  »ei  otVenbar  unriciitig.  Auf  den  \S  alirheiisbeweis  habe  sich 
der  Rekursbeklugte  bis  jetzt  gar  uicht  cingela^seu,  da  darikber  erst  im  HauptTer» 
fahren  zu  entscheiden  sei.  Er  weise  Qbrigens  die  ihm  gemachten  verlenmderisehen 
Zulagen  energisch  zurflck. 

DüS  Bmdetgmchi  m'hi  in  Erwäffung: 

1.  Die  anjifc'fuelitene  Kntsclicidunf,'  qnalifi/.irt  >n-h  nieiit  als  Endurtlioil; 
sie  «prielit  nieht  aiiR,  dass  der  Rcknnent  wehren  des  eing^oklatrton  Arti- 
kels einer  dm  eh  d;is  Mittel  der  Driiekei  presse  bc-^angenen  Elirvej  let/.iinjj 
Bcliuldig  und  der>balb  mit  Strafe  zu  btlegen  sei;  sie  cntliillt  nur  einer- 
seits (in  Dispositiv  i)  den  AiiMpnich,  dass  der  eingeklagte  Artikel  fttr 
den  Kläger  „objektiv  beleidigend**  sei,  und  dasa  somit  Grund  Kar  Ernff- 
iHing  eines  gerichtlichen  Verfahrens  sum  Zwecke  der  Fe«Utellunf?  der 
Thilerscbaft  vorliege;  audrerseilB  (in  Dispositiv  2)  eine  prozeasnale  Auf- 
Inge  an  den  Beklagten. 

2.  Wie  nun  das  Bnndesgericlit  licreits  In  seiner  Entselieiduu^  in 
S.ielien  .lilger  c.  Lehmann,  vom  10.  Mai  1>^>'^  Aintl.  Samml.  Hd.  XV, 
S.  G<>,  Erw.  "il,  aiisgcsprocljcn  hat,  ist  der  stu.itsi <  rhtlie1)c  Rckur?  we^rrn 
Ver!et7;niijr  der  Prespfreilieit  nielit  nnr  t:('LM  ii  l'ndiiilljeile,  sondern  auch 
ge-eii  pio/(  >>ii,ile  Aulla«r<  ii  >t:itlliafl,  welche  mit  dicMT  verfassungginU.ssigen 
(;< Wahrleistung  im  \S  idersprnehe  stehen.  Insoweit  sich  also  der  Rekurs 
ge;.eii  die  in  Dispositiv  3  des  angefochtenen  Entscheides  enthaltene  Anf> 
Inge  richtet,  ist  derselbe  nicht  verfrüht. 
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3.  Dagegen  erscheint  in  dieser  Richtung  der  Rekors  als  unbegründet. 
Durch  Dispositiv  2  des  aiigefochtenpii  Entselipkles  wird  dem  Rektiirenten 
nicht,  wie  dicspr  unterstellt  und  wie  allerdings  unzuHlssi^r  wüte,  aufge- 
geben,  Heine  Aussage,  dass  er  der  Verfasser  des  auf  den  Kläger  beziljr- 
liehen  Tiieilcü  de?-  eingeklagten  Aiiikcis  bei,  zu  bcseliwören  ;  viclmrlu 
wird  ihm  dadurch  nur  auferlegt,  das  Hanuskript  vorziiUgon  nnd  »eine 
bezüglichen  Angaben  (d.  h.  wohl  die  IdeDtitMt  des  HanuskripU,  eventuell 
die  Thatsache,  daiw  er  dasselbe  nicht  mehr  besiiac)  auf  Begehreu  eid- 
liVli  zu  hckiiiftigen.  Diese  im  dispositivcii  Tlicile  d«'«  angefoebtcnen 
Urtlioilö  einzig  «Mitlialtene  Autla<î('  aber  stellt  mit  der  vcrlassungsniiissigei) 
(Garantie  der  l^resstVeiheit  iiielit  im  Widerspriirji.  laue  Aiidroliung  ir;;en«l 
welcher  Zwaiigsmassre^eln  l'i'"  »b-n  Fall  der  lalitioiisverw eij^erun;;  ist  mit 
dt-raclbeu  nicht  vcibundeii.  In  <tcr  blossen  Aullage  der  Edition  dagegen 
knnn  eine  VeTfaseungsverletsung  nicht  gefunden  werden.  Dies  ist  vom 
Bundesgericht  bereits  in  seiner  angeführten  Entscheidung  in  Sachen  Jüger 
c.  Lehmann  aus^sreftthrt  und  begrQndet  worden,  und  es  darf  auf  die  Be« 
griindung  di<'ser  laitselieidiiriir  um  so  niflir  verwiesen  werden,  als  der 
Ji'ek)irreiit  eiiicii  \'('i>mli,  diesrlln'  /u  \viderl('^<'ti,  i^ar  nicht  gcinaclit  liat. 
Ks  iiia;^^  <lah(  r  hit-r  nur  wiederholt  wcrdt-n  :  I  Mc  <  ti'\v:ijirl<'istun;r  der 
rrcssIVeiheit  foiiicrt  nieiit,  «lass  der  fines  Frcssveriichcns  Hekla;,''!»'  von 
den  allgemein  fjelteiuien  prozessualen  rarloiptlicliten  bctieit  werde.  Da 
nun  nach  aaigauiëclieni  Redite  die  Editionspflicht  der  Parteien  in  Press- 
in jnriensachcn  wie  in  Injuriensachen  Überhaupt  sich  nach  den  Bestim- 
mungen der  Zivil prozessordnung  regelt,  so  dürfen  dem  einer  Pressinjnrie 
Beklagten  die  nämlichen  Anfla^^eti  hinsic  htlich  der  Edition  von  Urkunden 

g.  Inn«  lit  werden,  welche  nach  di-i  /.iv  ilpi  iizes>oi  (biinii;'  all;remeiii  -e^ren 
illier  Jen  l'arteien  ^lattlla^t  sind.  Kiiie  Verict/iiM;^  der  rresstVeiheit  läge 
nur  <i:inii  vor,  wenn  in  einem  Tresspro/essf  die  beklagte  Parlei  denieiii^en 
Zwanf^-'ina.-sr''gt  In  unterwiM  t'en  würde,  welche  da»  Cieoclz  ire^en  wider- 
spenstige Zeugen  oder  editionnpllicbtigc  Dritte,  nicht  aber  gegen  migo- 
horsaroe  Parteien  gestattet,  und  somit  der  Beklagte  gleichzeitig  als  Partei 
nnd  als  Zeuge  behandelt  wflrde.    Dieser  Fall  liegt  aber  hier  zur  Zeit 

nicht  vor,  denn  Zwangsmas.sreLreln  tiir  den  Fall  der  Verweigerung'  der 
Edition  sind  nicht  an^redroht,  und  en  i-st  also  gar  nicht  ersi<  lit lieh,  da^s 
an  die  \'crwei:,NrnnL'  der  lalilinn  ein  ;in. leres  rriijndiz  ^'ekniipt't  werden 
w,.llr.  aN  »lasieni;;«',  welches  die  .-cir-anische  ( ieset/.::ehun-  der  nngehur- 
>ainen  r.irtei  .■ludroht  id.  Ii.  naeh  ij  lit.  a^  der  uargauibchen  Zivil- 

prozcû  orduuug  die  1  olge,  dass  der  vom  Gegner  behauptete  Inhalt  der 
Urkunde  als  wahr  angenommen  wird).    Wenn  der  Rekurrent  andeutet, 
es  sei  das  fUr  Pressinjuriensachen  in  der  aargauischen  Praxis  übliche 
Priiliminarverfabren  zu  Ermittlung  des  wirklichen  Verfasser^  d  s  ein-e- 
kla-  ten  rre>.-;er/.eii.u'nis>es  iil.erh.ni|,t  vei  ta-sim-swidriir,  so  ist  die>  olb-n- 
si.'htli.  h    nnlie-riiiidet.     Pie   <  ;ewiilirl<  i.Miiu-    der    rre.-siVeiheit  verlnelel 
tieeh  uesvis^  ni.  ht,  d.e^s  nach  d.  in  walireii  Vr-rfa^sov  eine>  l^deidigenden 
l're^■^er/eu,-nisse^   ,i;etor>cht   un<\   der  Itedaktor    der  Z.eituug,  in  weklier 
da*öclbu  cr»ciiicncu  i^i,  davliber  amtlich  angetV.i-t  werde. 
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4.  Insoweit  8(ulaiiti  die  liescliwerfle  darauf  bejrrilndet  wird,  der  ein- 
geklagte Artikel  enthalte  keine  Elirverletzung,  Hondern  lediglich  eine  be- 

recliti|^6  Kritik,  »t  dieselbe  jedenfalli  verfraht.  Denn  Diftpositiv  1  des 
«ngefochtenen  Entscheidee  entblllt  ja,  wie  bemerkt^  noch  gar  kein  Straf- 
nrtheil;  eeine  Bedeutung  liegt  lediglich  darin,  daea  festgestellt  wird,  es 

liege  Grund  zur  Einleitung  eine»  gerichtlichen  Verfahrens  vor.  Die  Frage, 
ob  der  Thatbestand  einer  strafbaren  Ehrverletzung  wirklich  gegeben  sei, 
oder  oh  ea  sich  narh  Gestalt  der  Sache  um  eine  berechtif^te  Meinungs- 
Hiissenuig  handle,  ist  noeli  gar  nicht  enfseliieden,  sondern  der  KrürteruDg- 
und  Entscheidung  iiu  llauptverfahren  voibehaiten.  Es  kann  ulsu  zur  Zeit 
von  voroherein  keine  Rede  davon  sein,  dass  der  Rekurrent  wegen  einer 
offenbar  bereebtigten,  kein  Reclitsgut  verietsenden  HeinangsUnsserang  mit 
Strafe  belegt  worden  sei  und  somit  eine  Verletsung  der  Pressfreihcit 
vorliege. 

Demiack  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Beschwerde  wird  im  Sinne  der  Erwägungen  als  unbegründet 
abgewiesen. 

21.  Urtheil  vom  29.  April  1892  in  Sachen  Sohlr  und  Jordi. 

Der  CTerichti<8tatid  des  il  oimortes  in  Strafsachen  ist  (sojern  wenit/' 
stcns  kein  interkantonaler  Jurisdiktionskoi^iikt  vorliegt)  bundes- 
verjasüunymnümy  nicht  ausgeschlossen. 

A.  Gegen  Jakob  Schär.  Huchhulter,  und  Fritz  Jürdi,  Schriftsetzer,  beide 
in  Lanfientba!.  wnrcn  am  17.  Nov.Mnlipr  1>^î>I  Strafanzeigen  wejjçen  Uebertrefting 
(ier  t.'f'-^f'tzUchen  iiestiminutiiri  n  ulit>r  (l;is  Lnitci  iewesen  eingereicht  worden,  weil 
sie  durcii  Einseuduug  von  Annoncen  in  die  iu  Zürich  erscheinende  Zeitung  „der 
Grfltlianer"  Loose  einer  im  Kanton  Beni  verbotoien  Lotterie  mm  Kaufe  ans* 
geboten  haben.  Durch  Beschliuw  der  Anklagekammer  des  Kantons  Bern  vom 
13.  Januar  1892  wivrdn  die  Sache  dem  iUchteramte  Âaiwangen,  als  dem  (ierichte 
(Ifs  Wiilinortc^  lier  A ngeSchuUli'^tpn,  zur  Bfurtht'iliin;^^  zugewiesen.  Der  Polizei- 
richttr  dfs  Aiiitslxzirkes  AarwaiiL'cii  i'rklarte  durch  Urtheil  T(»m  4.  Kehruar 
1892  die  Angcäcüaldigtt'u  der  Widerhandlung  gegen  die  gesetzlicbeu  Bestiujtuuugen 
ftber  das  Lotterieweven  fftr  sdiuldfg  ond  venirtheilte  in  Anwendung  der  Art.  252 
und  61  des  bemischen  St  G.  B.  und  des  Art  868  der  St  P.  0.  Jeden  dersdbcn 
polizoilich  zu  15  Fr.  Geldbtissc  und  0  Fr.  10  Rp.  Kosten  des  Staates.  Schir  nnd 
.fnrdi  ergriffen  gegen  diese--  Urtheil  die  Appellation  an  die  Polizeikammer  des 
.Vppellations-  und  K.is>atioiishüfes  des  Kantons  Bern.  Vor  diesem  Gerichtshöfe 
heätritteu  sie  vxriruglicü  die  Kompetenz  der  beruLscheu  Gerichte,  weil  die  ihnen 
aur  Last  gelegte»  Handlungen  ausserhalb  des  Kantona  Bern  begangen  ond  daher 
in  diesem  Kanton  nicht  strafbar  seien.  Die  Polixeikammer  wies  durch  Ent- 
schciiliing  vom  19.  Mftn  1892  diese  Vorfrage,  anter  Su!^pcn■<ion  der  Kosten  zur 
Hauptsache,  al>,  ind'Mii  si«'  im  \V*»<ont1ichcn  aie^filhrt  :  Die  Vorfrage  sei  prozesfJtialisfh 
zulässig;  Hie  sei  keine  cigeutiiche  üerichti>ätaudseinrede,  sondern  eine  Einrede 
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matericlirechtlicher  Natur,  da  sie  geltend  mache,  es  stvbe  dem  Staate  Hern  nach 
den  gesetzUchea  Bestimmungen  Uber  das  räumliche  Geltuogsgebiet  der  StmürechU- 
nomen  ein  verfolgtiarer  Stnfiuwprueh  ftberhAupt  Dicht  so.  Nach  Art  8  det 
bemiaeheit  Si  G.  finde  nun  das  beniitche  tiL  G.  B.  in  der  Regel  nur  auf  die  gegen 

dasselbe  im  Gebiete  des  Kantou»:  Bern  verebten  Widerbandlungen  Anwendung. 
\llfin  (lifsf  Vor.si'hritt  ri<'i  mir  tiiv  dir  Kc;,"'!  «Icr  I  itllr  ;^ut"l.n>^l('llt  :  Aliiu'ii  2  des 
All.  o  bfbalie  geseUlicbe  Ausuahiueu  ausdiuckUcli  vuj.  Eiae  sulche  AuMialiiue 
treffe  hier  ai.  Denn  es  handle  eich  um  ein  darch  das  Mittel  der  Preese  bogaagenes 
Delikt,  und  filr  solche  Delikte  sei  in  Art.  10  des  EiufAbruogsgetetaea  sam  Straf« 
tr^ -''tzliurh  liiiisichtlich  d*'r  /tlijtftndigkeit  der  bemiscben  «i(Mi(:!it»\  und  zwar  so- 
\V(»!il  l>i  /(iL'licli  der  örtlichen  Kcjiiipctt'ii/.  il*'r  (>inz'  liioii  (Jrriclii»',  als  auch  bctroffeini 
der  Ix'riiix  hci)  ( Icrii  htshjirkt  it  iii-erhaupl,  »iiiif  SpiviallM^stiiiiiiiuii;^  ;.'('iri)tVon  :  sie 
iaua-:  „1  Ol  die  durch  da6  31ilLel  det  Trciiai;  beguugtutu  Veig<;hcu  iai  dasj»;uige 
»Gericht  zustftndig,  in  dessen  Bezirk  die  Druckschrift  herausgekommen  Ist  Hat 
„deren  Herausgabe  ausserhalb  des  Kantons  stattgefunden,  so  tritt  der  Geriehta- 
^stiîiid  ^  Deklagten  ♦'in.-  I>.i  dif /t'iiiiiitr,  in  welch^'r  die  lieidfu  Angest Imldi^ten 
dit'  Li.tri-i  ii  li.-i-,»'  zuiij  N'crkaiilc  nflcrirl  haben.  aiisMTlmlb  d<'s  Kautons  \i'-rn  Ikt- 
au-^'r^^elioii  werde,  su  trete  diiii.u  h  der  ( lerii  hts->taiid  des  humi/ils  der  beklagten 
ciu.     Dil -t  s  l,etiriile  si.  Ii  fur  lieide  in  Laiiü;entliiil  (Ue/irks  Aarw.in;;en |. 

//  Nunmelir  erjrrifien  .1.  Seliar  nnd  l""ritz  .lordi  mit  Kinj^jahe  v«»m  'j;;.  2<î. 
Mdt/,  löU-  den  ïtaatsrechf lji.!ieM  Üeknrr.  an  das  Miiiidesfrericht.  Sif>  lieantraii^eü  ; 
Ea  sei,  in  Aufhebung  des  Bescblusseti  der  beniischen  Auiibgukitnmer  vom  27.  Janoai* 
und  des  Urtheils  der  Polî2cikammer  vom  19.  M&rz  beides  1892,  der  bemische 
Richter  aar  Beortheilnng  des  den  Rekurrenten  anr  I^ast  gelegten  Delikts  „Aus» 
bieten  von  l/Ottericloosen  in  dorn  in  Zürich  erscheinenden  GriUUaner"  als  nicht 
/iisiilndiîî  zu  erklären,  unter  Ktist*'ntV>!'_'f  'ie-jpti  won  Herhteus.  Zur  Hetrründung 
inacliLii  bic  in  rechtlicher  Beziehung  im  Wesentlichen  geltend:  Das  ihnen  zur  Last 
gelegte  Delikt  sei  mit  der  Aufnahme  des  Inserates  und  mit  dessen  Druck  im 
»GrOtlianer"  begangen;  es  sei  also  da  TerObt,  wo  diese  Zeitung  herausgekommen, 
d.  h.  im  Kanton  Zarich.  Es  gebe  durchaus  nicht  an,  das  Delikt  als  ttberall  da 
bedungen  zu  betrachten,  wo  die  Zeitung  verbreitet  und  gelesen  werde.  Damit 
würde  man  dazu  «jelanfrpn,  das:s  einr»  und  dieselbe  Handlung  utitpr  rmstünden  in 
allen  22  Kantonen  bestralt  werden  konnte.  In  der  That  sei  denn  der  Uckurreat 
Schlr  wegen  des  AuskQnden«  von  Lotterieloosen  in  ztHrcherisehen  Ztitungen, 
speziell  bn  „Gratlianer",  auch  im  Kanton  ZQdcb  der  Widerhandlung  gegen  die 
dortigen  LutterievorscbrMten  fftr  Schuldig  erklärt  und  deshalb  bestraft  worden. 
Das  bernische  Gesetz  selbst  stehe  im  Strafrecht  mit  wenitron  Ausnahmen  auf  dem 
Boden  des  reinen  Territorialjirinzip«  ;  e*^  gHtP  dies  auch  tür  die  l  Vbertretun<j:  der 
Lottcrievorschriften.  Wetm  daher  der  bernischc  Richter  über  ein  derartiges,  nicht 
im  Kanton  Bern  begangenea  Dtdikt  urtheile,  so  überschreite  «r  «eine  Haehtsphlre^ 
Sobald  der  Ort  der  Begehung  nicht  Bern,  sondern  ein  anderer  Kanton  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  sei,  liege  ein  Konflikt  der  Souverainetiit  zweier  Kantone 
vor  und  seien  bundesrechtliche  GrundsAlae  verletst,  so  daas  aoch  die  Kompetens 
des  Bundesgerichtes  begründet  sei. 

C.  Die  Polizeikammer  des  Appellation^-  und  Kassationshofos  des  Kantons 
Hern  verweist  in  ihrer  Yeroelimiassung  einfach  auf  die  Moti?e  Uirer  augefochteneu 
Kntschcidung. 
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Deu  Bunde^eriehi  zieht  in  Eru  iiifnmj  : 

1.  Dit-  n»  kurrenten  haben  eine  positive  Bestimmung  der  Bundes- 
oder  Kantoiialvf ifassiinjr,  wplclie  dur'-^  angefochtene  Ent-i'-lieitltiriL'- 
verletzt  wäre,  oieljt  angt-rulii  t  ;  iiiobcsuiidt-rt'  behaupten  î*ie  tiii-iit  etw  a 
eine  Verletzung  der  Pressfreiheit;  ihre  Beschwerde  slüi2t  sich  vieliuelir 
auMchliesfilich  darauf,  es  i»eien  Groudsätze  verletzt,  welche  das  Bundes- 
recbt  zur  LSBong  interkantoDaler  JnriBdilctionskoiiflikte  über  die  Orensen 
der  Strafgewak  der  Kantone  anfgeetellt  habe. 

2.  Nun  etiftzt  die  angefochtene  Entecheidong  die  Kompetena  der 
bernischen  Strafgerichte  daraof,  daea  im  vorliegenden  Falle  nach  Haas- 
gabe (l<  r  bernischen  Gesetzgebung  der  Gerichtsstand  des  Domizils  des 

Angeßcliuldi^ten  begründet  sei.  Dass  diese  Entscheidung  etwa  auf  will- 
kürlicher Ausl»{nin*r  der  bernischen  Gc?Ptz^::ohung  beruhe,  halben  die 
Kekurrenteii  seilest  nicht  behauptet.  Elx  nso  wnil::  vergtî^sst  die  Statuirung 
des  Gericlitti^laiuies  des  Wohnsitzes  iui  vorliegeiuleii  Falle  gegen  eine 
bnndesrechtliche  Norm.  Ein  Jurisdiktionskontlikt  zwischen  mehreren 
Kantonen  liegt  ttberhanpt  nicht  vor,  und  dasa  die  Ausdehnung  der  Straf« 
gewalt  des  Kantons  Bern  auf  die  Rekurrenten  gegen  bundesrechtliche 
Grundsitze  Verstösse,  kann  um  so  weniger  behauptet  werden,  als  die 
Rekurrenten  nicht  nur  im  Kanton  Bern  wohnen,  also  dessen  Territorial- 
gewalt als  Einwohner  ntderworfen  sind,  sondern  aurli  der  V*Mtiit  li  der 
zum  Verkaufe  ausgeschriebenen  Lotterieloose  vom  bernischen  Gebiete  ans 
erfolgen  sollte. 

Denmadi  hat  (kis  Bandesgericht  erkannt  : 
Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  abgewiesen. 

22.  Urtheil  vom  13.  Mai  1892  in  Sachen  Hanf  und  Genossen. 

Verhajlnntß  UnsehuUliger  und  ungesetzliche  Verhaftung.  —  VorauS' 
tetzungen  der  Bétretung  auj  frischer  Thai,  speziell  derVerfolyang 
durah  dag  öffentliche  Geschrei  nach  AemlseftM»  Mecht.  —  Unter- 
ItUBung  der  Ztifiihruny  vorläufig  Festgenommmer  an  den  Regie- 
rungsstaltltalter.  —  Verspätete  Einvernahme  der  Verhafteten  \imâ 
verspätete  Fassung  der  HqftbelassungshescihUisse  durch  den  Unter- 
euehungsrichter.  —  Entschädigungqi/licht  des  Staates  fUr  unge- 
setzlicften  Verhalt,  —  Umfang  des  Ersatzanspruchs, 

A.  Kmii  üdwiii  Haut",  Ubrcmiia*  hrr.  geb.  18">2.  Car]  CrifUth,  geb.  1855, 
MühleiibcMi/jT.  uml  l'raiiz  Ludwig'  Bak-  r.  L'eb.  18"»U,  füiii«  riiiUMulfut,  sämintlich 
In  Wiluiiugtüu,  Staats  Delaware,  U.  b.  A.,  sowie  Georg  Mumtord,  btud.  jur.  aus 
Neir>York,  und  Carl  Eduard  Coates,  Stnd.  ehem.  aas  Baltimore,  beabsichtigten  am 
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AnjTust  IHHÙ,  auf  ointT  Vergiiiit'Mnc^Nrpigp  in  der  Schweiz  begriftViii,  mit  dem 
i'viU'ü  Xacbmittagszug«  vou  Bcru  nacii  lüun  zu  verreiäeu.  AU  sie  iiu  BegriA'e 
waren,  den  Babnziig  ni  besteigen,  worden  sie  von  den  auf  dem  Babnliofe  statio- 
nirten  bernischen  PoliseiangesteiUen  Lan^jAgerirorporal  Uhlmann  und  Landjäger 
Jost  als  des  Tascbcndicbstahls  viTdächtig  verhaftet.  Auf  dem  Bahnhofe  in  Bern 
lu  Ttsi  ?it.'  um  jrnc  /rit  irilol^«'  der  K«'i-t'-,iihOii,  Miuic  d*'-  Winzcr  t'i  sti  s  in  Vcvi  y 
und  kiinti)ii:ilhri iii«i-li«'n  'l"iinii«'strs  «  iu  j.'r<i^scr  MonscliiMKiiidrani;  und  es  H.irni 
mcliifucU  laöcLcudicbaUüik'  vorgekummou.  An»  Ô.  August  Ib-üd  lialte  William  G. 
Brabant  aus  London  die  Anzeige  erstattet,  dasB  ihin  an  jenem  Tage  Vormittags 
im  Wtirtsaale  erster  Klasse  oder  auf  dem  Perron  im  Bahnhofe  eine  Brieftasche 
mit  RÜher  angegebenem  Inhalte  Im  Werthe  von  1400  i  r.  cutwcinict  wordt  n  sri 
Am  V.irnii(t;iu'  dc.^  ~.  \u'^u>t  i'i  ^t.iüt'tc  diT  ki;].  |ir('ii>-,i,-.i-li(' < n'umlKonsii]  Spit'i^rl- 
tluil  au^  iSt'rIm  ilif  An/ri^'c,  c.^  -im  iluii  luii  l'l'  -  Chi"  \  oiinitlitu'S  ini  \\';irtriii;l!(' 
1.  Klasse  scUiC  scUwaiv.k'dfiUf  liiiiiUscbt;  mil  tilci  l%iubuLidt:iliiJiiik»cbciiicu  der 
Proussischen  Bank  and  mehreren  Âdresskarten  gestohlen  worden.  Die  ThAter 
dieser  Tascbendiebstfthle  hatten  nicht  entdeckt  werden  kftnnen.  Am  8.  Augast 
N.icliiuittagH  zwischen  1  tnid  2  (  In-  uurde  den  anf  dem  liidiiihotv  stationirten 
r(i|i/t-i;iiK'<'-tflltni  iiiitLfftlii'ilt,  d:i>>  «icdrnitii  riii  Herr  ^rin  l'iirt^'tcnillf  vprmi>>so 
mal  ilaai  «incin  aiidcm  hfi  div  Kusse  ein«'  ilmi(ifrtti  iiiikiniidtc  aldiaiideii  ;r*d;niniiU'U 
sei;  Anzeige  wunk  iuücoa  hitrubcr  vuu  den  ÜctutTcudcu,  die  ohne  weitcis  ab- 
reisten, nicht  erstattet  Nach  diesen  Mittheil  mig  n  schritten  Korporal  Uhlmann 
und  LantjjSger  Jost  zttr  Festnahme  der  fOnf  amerikanischen  Bürger;  sie  führten 

dirvrlli.-ti  /ii.'i>t  iü  ein  im  Balmhnlt'  l^clindlitlic^  ZiiniiHT,  »•»  sil'  dirscHu-n  v(ir- 
l.iiilii:  ii.icli  tlirrid  N.iini'ü  u.  \v.  iict'ra:;l''ii,  ln-Miach  wnrdm  dit-  Vi'i  hafti^triH  »mii- 
itehi)  dnii  h  dio  >tad'  na<  Ii  drv  I ,aiiiljaL't'iiiaii]it wai  lif  u"'liilirt.  wo  ihre  l)iir(:]i- 
äuchnng  «tattlaud  uuJ  ihucu  ihr^^  Lf.cktL'ii  abguuumuit'u  vvurdiu;  ulsdaiui.  wurdcu 
sie  nach  .Anordnung  des  dieustthiiendeu  Unteroffiziers  in  das  Untersucbitngs» 
gefönguiss  abgeführt.   Gleichzeitig  erstatteten  Korporal  Uhlmann  and  Lan^jfiger 

Jost  ib'in  lM'vn':'riing>>t;il tlialti'f  \nii  \\<  \u  InTIcht  \in  0,  Aniîiist  l^^'^  ulitT- 

^M^■s  der  i;rL'irr:iiiL'H>t;)ttliriltcr  dfH  lia])jHtrr  Miintiit  1  îciki'^iMi.  snwic  die  hiiif 
Arii-faiit'u   driji   L iitcisMrlinu'iaiicbier,   »ekbem   die  Alticu  am  gleicbtu  iage 

Nacljiiittt.iLT--  '■'>  ;i  Uhr  ziikami'H. 

B.  Der  UntcrsucbuQgsricbter  unterzog  am  U).  August  \  oimiKag»  die  Effekten 
der  Arrestanten  einer  Durchsuchung  und  prüfte  die  Akten;  dabei  fanden  sich 
keine  der  als  entwendet  bezeichneten  Gcgeastâude  oder  Wct  tlipapirr'-  \ui-.  dau;rgt  u 
tii'lit'ti  n>'i-.']i.i-.si'ii    tili   liant".    HakiT,   di  illitli  und  Muiiit'in'il  ein  l' ra^:lil ln  iid" 

und    V  ».'tsrliu-d<         lliitell-t'iji!JIUlL'<'ll.    Wrlilh.'    jlh«T  dil'   Vdll   di'Il  Ijat'tfR'll  Vcr|i>l^t'' 

Kfiaeruulf  fiiii^L^trii  Aiitsildii^s  guluui.  Aui  In.  Aiij^ust  >.atbmitiagri  «urdcu  liuui" 
und  Mnmford  verhört  und  wurde  nach  Genf,  Lausanne  und  Paris  tel^  gi  a^jhitt,  um 
Erkundigungen  einzuziehen,  ob  die  Angaben  der  Verhafteten  über  ihren  dortigen 
Auf'  iuli.ilt  richtig  seien-  Am  12.  August  -  -  d-  r  11.  Vnu'n-t  wai  ein  Souatag  — 
witnir  rii.  c.Kitrs  abgehört  und  wurileu  «Ik-  l,andiiiu'<'r  .lu-f,  (iiiy,  Srljniiruiaiiii, 
-'l'Aie  di''  im  i!ap)i"rle  vnm  s.  A!i_Mi>t  und  eiiiciii  naehtta^lii  lira  llapjiMrte  de^ 
Laiidjiij^erkyi^ioiala  Lblmaiui  vitiii  Augual  als  D«ila»luiigs»zuugt;u  augigidjeucu 
Personen  einvernommen  und  theilweise  mit  den  Verhafteten  konfrontirt.  Gestützt 
auf  das  Ergebniss  dieser  Einvernahmen  und  der  gemachten  Erhebungen  wm-den 
am  13.  Augiut  zunuciist  Momford  tmd  Coates  gemäss  Beschlusä  des  l'ntersucbun^'s- 
richtera  der  Haft  entlassen,  weil  die  gegen  sie  erhobene  Anschuldigung  ohne 
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2welfcl  nicht  begrftndet  Bei.  Am  gleichen  13.  Aupitt  worden  anch  Griffith  und 

Baker  abgehört,  wobei  der  UnUTSiichung^richtcr  vcrl>alisîrt,  (Ihâs  deren  A.bböniiig 
bchoii  am  10.  August  hätte  Ktatttindi'ii  so! Ion,  alter  babe  vcrscbobeii  wcrtini  niüss»^n, 
weil  sich  livrausgcütellt  babe,  dms  dieselben  uur  der  eugUscben  Spraclie  iiiaclitig 
seien,  so  dass  ein  Dolmetoeher  ingeiogen  werden  mQMe.  Nach  diesem  Verhöre, 
4M)wie  nach  einer  nochmaligen  Einvemahme  des  Hanf,  wurden  auch  Hanf,  Griflth 
and  Baker  noch  am  18.  August  gemäss  Beschluss  des  L  ntersuchungsrichten  der 
Haft  enthissen.  Die  Untersuchnn}?  hatte  erj^ebeu,  dass,  wie  die  Verhafteten  von 
Anfang  an  ausgesagt  hatten,  Hant,  (rritüth  und  Haker  gemeinsaui  aiH  Wihningtoa 
iiuch  Europa  abgereist,  nach  einem  Aufenthalte  in  Hagluod  und  an  der  Wcit&us- 
stelluttg  in  Paris  am  6.  August  Abends  Paris  Tcrlas&en  und  am  7.  Vormitt^  in 
Lausanne  ehmetroffen  waren;  die  Kacht  vom  7./8.  Aagnst  hatten  de  im  listet 
JRichemont  in  i^ausanne  verbracht.  Am  8.  August  war  Hanf,  seinen  beUl'-ti  Heise» 
gefthrfrn  vnrinis,  mit  dem  ersten  Zuge  nach  Beni  ahgrrrist  mit  der  Verabredung, 
dort  wieder  ziisammfiiziitreflen  und  Nnchmittatjs  i  Uhr  ù«)  gemeinsam  nach  Thun 
und  Interlaken  weiterzutahreu.  ürittith  und  Baker,  welche  mit  dem  zweiten  Zuge 
nachfolgten,  machten  unterwegs  die  Belianntschaft  der  heiden  Studenten  Muraford 
und  CoAtes,  welche  von  Heidelberg  aus  eine  VergnOgungsreise  nach  der  Schweis 
«ntemommcn  und  dai>ei  ttber  Basel,  Neuenbürg,  Lausaune  nach  Genf,  sowie  an 
das  Winzerfest  nach  Vevey  gereist  war^n  tmii  die  Nacht  vom  7./8.  August  eben- 
fnlls  in  Lausanne  verbracht  hatten,  (iritlitli.  iîaki  r,  .Mumford  und  Coates  ulier- 
gaben,  in  Bern  tialb  11  Uhr  Vormittags  angelangt,  ihr  Gepäck  dem  Bahnbofportter, 
machu  n  gemeinsam  eine  Fahrt  durch  die  Stadt  and  begaben  sidi  sodann  awischen 
12  und  1  Uhr  in  das  Bahnhofrestaurant,  wo  sie  speisten.  Hanf  erschien  während 
dieser  Zeit  auf  dem  Bahnhofe,  lehnte  es  aber  ab,  mitsuspei^en,  da  er  schon  ge- 
M]»*'ist  halle,  iiiui  eiitfcniti'  wifdcr.   Al>  rr  kurz  vor  dem  Abgang  dp?^  Thiiner- 

zuges  gegen  den  Bahuliot  ^ukuiu,  lief  iliin  Baker  euigegen  und  s!i<:te  iimi.  er 
mUsse  sich  beeilen,  es  sei  die  höchste  Zelt.  Hanf  begab  sich  nun  noch  in  ein  Maga- 
sin, um  Cigarren  zu  kaufen,  und  kehrte  dann  in  grösster  Eile  nach  dem  Bahnhofe 
:Burack  und  durchlief  dort  das  Gepftcklokal  und  den  Wartesaal  nach  dem  Perron, 
»im  sein  Gepäck  beim  Portier  zu  erheben.  Dabei  wurde  er  Ton  der  Polizei  ange- 
halten. Seine  Kei>e-r«.tahrt<m,  welche  sein  Kehlen  bemerkt  hatten,  als  das  Zeichen 
zum  Abgang  de»  Zuges  gegeben  wurde,  suchten  ihn  in  den  ver!>chiedenen  Loka- 
Jitätcn  des  BabuhutVs,  wobei  sie  eilig  hin  und  her  liefen.  Als  Hanf  auf  dem 
Perron  erscliienen  war,  wurden  sie  mit  ihm  Tcrbaftet.  Hanf  hat  in  seiner  Ein- 
vernahme erklärt:  er  gel»e  xu,  dass  sein  Benehmen,  namentlich  die  Eile,  mit 
welcher  er  Allen  vornahm,  etwas  AuiTàlliges  haben  konnte.  Die  Behauptungen  des 
J,anfijM<;er>  l  liliiiann  »unl  (li<>,  weniger  he^itimiiitni.  Angaben  des  Landjiijrers  Tiuye, 
des  Dienstnianns  Bauher  und  de>  lioielkutschers  Tliomann,  einzelne  der  Verhafteten 
schon  vor  dem  8.  August  in  Bein  gesehen  zu  haben,  stellten  sich  als  vollständig 
irrthlimlich  heraus.  Die  Bahnhofportiers  Gerber,  Bänninger  und  Peter  sagten  ans, 
sie  seien  von  der  Polizei  auf  die  Amerikaner  aufmerksam  gemacht  worden;  Bttn- 
ninger  und  Gerher  fügten  bei,  dieselben  seien  ihnen  nicht  verdächtig  vorcrekomnien, 
wiihrend  dageiren  Peler  depcinirtf .  fla>  Benehmen  der  Fremden  sei  wirklich  auf- 
fallend gewesen,  da  »ie  sich  hauhg  in  den  il^tumeu  deg  Bahnhofes  berumbewegt 
haben.  Beizufügen  ist,  dass  in  den  üntcrtiucbungsakten  ah  Nr.  30  a  und  66  a  ein- 
geschoben sich  motivirte  Haftitelassungsbcschlasse  des  Untersuchungsrichters  vor- 
findeUf  von  denen  der  eine  tietreffend  Hanf  und  Mnmford  vom  10.  August,  der 
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«ädere  betreffend  die  drei  nndern  Verhafteten  vom  12.  Angost  1889  datirt  ist; 
beide  Beschlüsse  zeiçfn  im  Jahrfädatiim  fine  Korrelttur.  Dnrch  Boschluss  der 
Anltlagpkammer  den  Kautons  Bt;rn  vom  U».  Mftrz  1890  wurde  die  Uatersnchung 
gegenüber  ulleu  fOuf  Angeklagten  mit  einer  Kntàcliadigung  von  je  3U  Fr.,  zusammeu 
150  Fr.,  aufgehoben  und  Kosten  and  Entschidigung  dem  Staate  «uferlegt. 

C.  Mit  Klageschrift  vom  17.  Juli  1891  stellten  E.  liaof,  H.  Mumford,  Carl 
Eduard  Coates,  Carl  Griffitb  und  F.  L.  Baker,  nachdem  sie  sich  mit  einm  Ent- 
nchldiguI^ssbegehren  vergeblich  an  den  Regiemngsrath  des  Kantons  Bern  gewendet 
Jiatten,  beim  Bundesgerichte  die  Antrftge: 

1.  Der  beklagte  Stjiat  des  Kantons  Bern  sei  gerichtlich  zu  vcrurtheilcn,  den 
Klägern  vollstfindige  Entschädigung  ?.n  \rhtm  für  denjenigen  Srliuden,  der 
ihnen  dadurch  entstanden  ist,  da.sä  sir  am  8.  August  1889  durch  Ange- 
stellte und  Beamte  den  Staates  Bern  in  ungesetaUcher  Weise  verhaftet  und 
in  Haft  behalten  wurden. 
%  Es  sei  diese  Entsebidigung  gerichtlich  su  bestimmen. 
3.  Es  sei  der  beklagte  Staat  des  Kantons  Beni  den  Klägern  ^enftber  tu 
Bezahlung  der  Proaesakosten  au  vemrüieilen. 

Zur  Begründung  machten  sie,  indem  «ie  für  den  Hergang  bei  ihrer  Ver- 
liaftung  und  ihre  Behandlung  im  Gffilntrnisse  von  ihnen  vor  einem  öffentlichen 
Notar  ihres  Wohnorts  abgegebeue  eidliche  Erklärungen  einlegten,  im  Wesentlichen 
geltend:  Bei  ihrer  Festnahme  im  Bahnhofe  Bern  seien  sie  in  ein  Zimmer  ver* 
bracht  worden,  wo  sie  dem  sahhrclch  anwesenden  Publikum,  worunter  sich  auch 
mehrere  Amerikaner  befunden  iMben,  als  SchaustQck  gedient  haben.  Es  sei  ihnen 
dort  wie  bei  ihrer  Durchsuchung  auf  der  Lan(ijägerhauptwache  der  Grund  ihrer 
Verhaftunc»  nicht  nTi|ZfjT(>h«>n  und  ihnen,  trotz  ihres  Begehren«,  keine  <î('lp»T<»nheit 
gegeben  wordt^n,  iUrc  Identität  nachzuweisen.  Der  Transport  von  dem  Uuhohofe 
nach  der  Land^jägerhauptwache  und  von  da  nach  dem  Untersuebuugagelanguiss  sei 
in  roher  nnd  beaehAmender  Weise  erfolgt;  sie  seien  durch  unifivmirte  Landjäger 
«nf  offener  Strasse,  zum  Gaudium  der  Strusäcnjugcnd  und  des  sonstigen  neugierigen 
Puhükum«.  transpovtirt  worden.  Im  GetUnguiss  seien  sie  wahrend  der  ersten  Tage 
genotbigt  geweüt'ii.  die  gewöhnliche,  schlechte  G«"f;ingnisskost  zu  genips^cn;  erst 
4un  vierten  Tage  haben  sie  die  Bewilligung  erhalten,  sich  durch  Vermittlung  de« 
Oefangnisswirtm  bessere  Nahrung  xu  Tcrsehaffen.  Die  Zellen  und  die  Betten, 
die  ihnen  angewiesen  waren,  seien  nicht  dnmal  ordentlich  gereinigt,  sondern  voll 
von  Ungeziefer  gewc^  a  Tlire  Verhaftung  durch  die  Landjäger  Uhlmann  und  Jost 
aci  eine  völlig  unges«  t/lu  lie  gewesen,  da  diese  l'oli/i  Uolilaten  sich  weder  im  Be- 
sitze eine»  Ilaftbefi-lil^  befunden  haben,  nuch  aucli  »'in  Fall  der  Betretung 
4iul'  frischer  iliai  vorgelegen  habt-,  in  welchem  Fat)  einzig  »ach  Art.  49  der 
Jiemischen  St.  P.  0.  Angestellte  der  gerichtlichen  Polixei  auch  ohne  Haftbefehl 
am  Festnahme  schreiten  dtUlen.  Femer  habe  auch  der  Regiemngsstattfaalter  von 
Bern  keinen  motivirten  Haftbeschluss  erlassen,  wozu  er  nach  .Art.  14Ô  der  In-nii^diea 
iSt.  1".  Ü.  verpflichtet  <^ewe«en  wiire.  und  auch  der  IJutersuchungsrichter  habe  das 
(Jesetz  verletzt,  indem  er  zwei  der  Verhafteten  (Griflitb  und  Bjiker)  nicht,  wie 
Art,  190  der  bernischen  St.  P.  U,  vorschreibe,  längstens  buuiLii  der  zwei  ersten  der 
Jnhaftitnng  folgenden  Tage,  sondern  erst  am  fünften  Tage  nach  ihrer  Verhaftung 
«inreroommen  haiie.  Auch  hatie  er,  wie  sich  ans  den  betreffenden,  in  die  Unter- 
«uchunpakien  eingeschoben«!  Besehlassen,  insbesondere  aus  der  im  Jahresdatum 
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ang0bTachten  Korrektur,  ergebe,  die  motlvirten  HaftbelMBUngsbeschlflSBe,  welche 

er  nach  Art.  115  St.  V.  O.  s.ifoit  hätte  tr-  fTcn  aollen,  erat  nachträglich,  im  Jahre 
18i)0,  redigirt  uiui  äni  AKtfii  ciiivL-i  Ifiht.  I"ùr  (hn  Schiulcn,  wclrhpndie  Kläger  durch 
die  uugesctzlicbe  Vcrhattung  iin(i  ilattbelusiiung  erlitten  haben,  &ei  ihnen  der  Staat 
Bern  jsiifolge  des  Art  12  der  beniachen  StftatsverfiiBaitDg  matzpfliehtig.  Nqd  seien 
aimmtliche  ftnf  Klager  ehrenhelke  und  sehr  geachtete  Bürger  ihrer  Heimat,  welche 
zu  d«'n  angesehensten  Bewohnern  ihres  Wohnorts  gehören.  Die  Nachricht  von 
ihrer  Yerhafttint:  hnhe  rasch  die  Kunde  durch  die  schweizerischen,  auaserschwei- 
zeriscben  und  namentlich  auch  die  amerikanischen  Zeitungen  gemacht.  l>ie  Schande 
der  Verhaftung  wegen  Taschendicbstahls  sei  dadurch  weit  verbreitet  und  der  gute 
Ruf  der  Kliger  empfindlich  geschädigt  worden.  Tausende  von  Personen  habeii 
ohne  Zweifel  den  Bericht  von  der  Verhaftung  der  Kläger  in  den  Zeitungen  gelesen^ 
ohne  je  von  ihrer  Rechtfertigung  etwns  zu  hören,  und  Tausende  werden  daher 
immer  glanhen,  das>  doch  etwas  Wahres  au  der  Sache  gewesen  sein  müsse.  Für 
ihren  guten  Hui  und  die  bcbadigung,  welche  derselbe  durch  die  Verhaftung  er- 
litten habe,  berufen  sich  die  Kläger  auf  notarielle  und  beschworene  Erkl&ruugen 
(Affidavits)  von  18  BArgem  ihrer  Terschiedenen  Wohnorte.  Aneh  die  GesuKOieit 
der  Kläger  habe  durch  die  ausgestandene  ungesetzliche  Haft  gelitten  ;  insbesondere 
gelte  dies  für  den  Klager  fUiffith,  wofür  ein  Affidavit  seines  Ar/tes  !>enn;ird  Kittiger 
in  Wilniiagtuu  produzirl  werde.  I>er  Schaden,  welcher  Jedem  der  fraglichen  Kläger 
erwachsen  sei,  werde  auf  25,000  Fr.  gewürdigt;  diese  Summe  sei,  wofür  auf  die 
ErklKmngen  der  19  amerikanischen  BOi^ger  und  aaf  riehtorlfchea  Ermessen  abge- 
stellt werde,  den  Verhältnissen  aagemeasen  und  nicht  Obertrieben.  Hiefilr  fiille 
auch  in  Betracht,  dass  die  sämmtlichen  Angaben,  auf  welche  die  Polizeibediensteten 
Uhhnann  und  Jost  die  VerhRftniitr  der  Klüger  gestützt  haben,  sich  als  vollständig 
falsch  erwiesen  haben.  Die  fltuf  Kläger  seien  nach  An.  0,  evemuell  nach  Art.  i'S 
cidg.  C.  P.  O.  zu  gemeinsamer  V^olgung  ihrer  Rechte  berechtigt. 

D.  In  seiner  Vernehmlassung  auf  diese  Klage  beantragt  der  Beklagte:  Es 
seien  die  Bechtsb^hren  der  Klage  abauweisen  unter  Kostenfolge.  Eventuell:  Ëa 
seien  die  geforderten  Entschädigungen  ^lAir  erheblich  herabzusetzen  und  die  Kläger 

wegen  Ueberforderung  zu  den  Kosten  des  Proze-sej  zu  vernrlheilen.  Kr  hetnerkt 
im  Wesentlichen:  Die  Klager  stützen  sich  auf  ungesetzliche  Verhaftung,  tingesetz- 
liche  Verhaftung,  welche  stets  eine  Amtsptiichtverletzuug  eines  Beamten  oder 
Aogestellten  voraussetze,  sei  aber  nicht  su  verwechseln  mit  Verhaftung  eines 
Unschuldigen.  Die  Verhaftung  eines  Unschuldigen  könne  freilich  auch  einen  Ent- 
schädigungsanspruch gegen  den  Staat  Legrunden,  über  welchen  jeweilen  die  An- 
klau'i'kammer  oder  da-  nrtheil»>nde  SirafL'erieht  /n  eritsrheiden  habe;  allein  es  sei 
dies  kein  Entschaiiigung^auspruch  wegen  gesetzwidriger  Verhaftung  durch  einen 
Beamten  oder  Angestellten,  sondern  lediglich  ein  Ansi^ch  auf  Vergütung  fOr  eine 
Irrthtlmliche  Verhaftung  oder  Haftbelassung,  wie  sie  auch  der  aufmerksamsten 
Polizei  und  Justiz  pa^^siren  könne.  Fût  die  vorliegende  Klage  sd  daher  nldlt 
entscheidend,  dass  die  fünf  Vf-rhufteten  unschuldig  gewesen  seien,  sondern  milssp 
sich  fragen,  ob  ihre  V(»rh;ntiiiiL'  '  ine  iiii.'i  <«'t/lii  lie  '^'e\vp<«*»ii  sei.  Nun  habe  Anfangs 
August  IdÖU  aut  dem  Hahnhofe  Hern  ein  st^lir  starker  iMenschenaudrang  geherrscht. 
Taschendiebe  aller  Länder  haben  die  Gelegenheit  benutzt,  vm  die  Reisenden  mög- 
lichst unmerklich  anszupUkudem.  Die  Dienstinslruktion  fOr  die  bernischen  Land- 
jäger mache  die  Landjäger  auf  die  Operationsweine  der  Taschendiebe  anfmerksam, 
weise  sie  speaiell  darauf  hin,  dass  liäufig  melirere  Taschendiebe  susammenwirken. 
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welche  Bich  so  benehmen,  als  ob  sie  sich  gegenaeiüg  gar  Dicht  kennten,  w&hread 
der  erfahrene  Landjäger  doch  bald  sehen  werde,  das«  sio  ihr  Dicbstahlsgewerbe 
im  Komplotte  betreiben,  und  ge?pbenf*nl'a1l^  isislif  nur  «'ine  Person  festnehme», 
sonderu  die  Yerhattuug  der  ganzen  Oesellsclialt  zu  bewerktitfliigen  suciien  werde. 
Die  Schwierigkeit  für  (He  Polixei,  alle  Diebe  dingfest  so  machen,  dabei  aber  Miw 
griffe  zu  Termeiden,  eei  niemiüs  grösser  als  beim  Taschendiebstahle  in  gsdrftngteti 

Mt-'iiM  hriiiii;i>^L'n.  iiikI  auch  der  iTiahn  iisto  Foli/.iht  soi  dubi  i  vor  MissgrifTen  nicbl 
liilu  r.  l»ir  Vcrhatniiig  d«'r  Klarer  -vi  nun  mit  iiiutrli«'li>ter  Schüiuni^f  \org<'nniniiirn 
woiilcu,  <ii<'  lioidtii  (lahfi  ha!ui(>lriilfii  LaritlJ;ii,'i'r  icli'n  iti  Zivil  i;cki»Mdot 
wesen  -  und  t!bcusu  hübe  diT  Irauijjorl  nach  der  Ldin^iiigcibuLijilwacho  uud  vuu 
da  nach  dem  Untersachimgsgef&Dgaisse  mit  möglichster  Schonung  und  ohne  alles 
Aufsehen  stattgefunden.  Der  Untersochongsrichter  habe  seine  Haftbelassungsbe' 
SchlDsx-  rc(  lit/ritiL^  gefasBt  und  iil't^rtiaa|)t  die  TiU' rsiKhiiti;;  natii  Mofrlidikeit 
Lrof^riit'rt.  i>fr  Itc'it'ruiii'sH.t.itfhiilh-r  lialx;  einen  llattliflassiinL'>beMlilii«s  nielit  rn 
ta;-!'ii  briiiirlieii.  -urnlern  •■-  haix'  die  voJ'ortige  l' eher  Weisung  der  SücLe  au  den 
UntersuchungsricLiei  geuiigi.  Umiolitig  sei,  dasä  die  Gefangenschafiskost  schlecht 
tmd  Zellen  und  Betten  nicht  gereinigt  gewesen  seien.  Die  Kläger  haben  Übrigens 
nicht  während  4,  sondeni  nur  wfthrend  l'/^  l  .iu'  *n  die  gewöhnliche  Geftngnisskost 
!/<Miie>scn  miis^en.  l'ir  VerhaJltinii  -oll'^t  -ei  eiii»>  gesi'tzliclii-  <^fe\ve>eii.  Alt.  10 
diT  lit  itii-clien  Sir,if|ti D/rs-urdutiii'/  L'e^t.1tte  eini'  l'estnahiiie  ohne  liaitbelehl  nicht 
nur,  'iveuu  die  »tral  l),u  e  lluudUiug  uucU  iiu  iiegcUeu  begrilleu  sei,  aoudcm  uucli 
nach  eben  erst  begaogener  strafbarer  Handlung.  Die  nAheni  Voraussetsungen 
dieses  Verhaftungsrechts  der  Polizei  können  gesetzlich  nicht  festgestellt  werden, 

S(i  '.'ifiiiL.'  als  die  \'eiilaeht>nnuidr  Ix-i  Verlircchen.  Ks  mti-.-e  hier  uatur>,'emnss 
\  leh  s  Kht -.  h  iij-^eiili'-it    und   ileiii    l'iiUte   di'r  Ijetrelleiiden  ridi/eiht-dieiistefeii 

liij<'i\;issrii  \seril>'ii.  iiiid  i'-.  wai'i-  vidli^  uui'icLlii/,  die  /iiIassiLjkeit  einer  soh-liea 
Veiiiitliuüg  vuu  dem  spätem  KuUclicide  über  Schuld  udci  I  iis(  huld  des  \'urlial- 
teten  abbüngig  su  machen.  In  concreto  habe  die  Yerbuftung  stattgefunden,  nach* 
dem  eben  erst  mehrere  bedeutende  Tascbendi^bbtähle  seien  begangen  worden,  und 
iui1>T  l'ni-t.inil>'n.  w-'U'hr  in  ilirein  Zu-.iiiitui'titi-elifn  dem  Pol i/rij)i'r,M>na]  die  l'i'ber- 
ien^iiii^'  ]ial»fii  aufdiatiL'eii  niiis-eri.  da--,  dl:'  t'iiul  viTluiltrien  Auicrikaner.  widehc 
Sicii  iu  50  aullalleudei  VVtiäe  uul  deui  JJuhubute  biu-  und  herbewegt  haben,  die 
Th&ter  dieser  Diebstähle  seien.  Dies  habe  sich  freilich  nachtn^Iich  als  unrichtig 
herausgestellt;  allein  nach  der  Sachlage,  wie  sie  zur  Zelt  der  Verhaftung  sich 

l>ra-fiit irt  h.iJi»'.  >rien  bela&t(>nd<.'  Mdiin'Ute  wirklieh  <^e^fhen  L;''\ve^en.  N\  fiiu  die 
r  'll/ri  'i';ise|ir|idi<-hr  HUT  aul'  (Iruiiti  r»'iZ' 1  rec h t e T  ilütlijeli'lile  verhatten  (hilt';e,  -o 
kuuulc  aie  äujehe  uberh;in])r  mmials  (iiiiL.'rf~t  niaehen.  l'iir  die  nu>eliiiUliL;  aus- 
gestandene Haft  haben  die  Kla^^er  die  iliueu  geliulireude  ueuugiLuuug  aurch  den 
üescbluss  der  kompetenten  Behörde,  der  Auklagekammer,  erhalten.  Liege  danach 
eine  ungesetzliche  Verbaftuag  oder  Uaftbelassung  nicht  vor»  so  bestehe  auch  eine 
Entscbädigunu'^i  tlirhi  li-'s  ^ui:itr^  nicht,  wklirenil  di'vser  dai^'ei^cn  nii  ht  l'er^rrcite, 
d;is-  er  Int  mu'''-i-t/.lh  hr  ll.iiidlun."'n  -■'•irn'i'  I^Miuieu  iitid  .\UL!''^tellt<'ii  :i1lei  din<;-s 
veiiuiivvoi tlich  v^are.  LveuLuell  v^iuc  die  i.ut.^elia',li<^uugs,fordtruug  der  Klager 
jedenfalls  weit  übersetzt.  Es  werde  zugegeben,  dass  die  fUof  Kläger  ehrenhafte 
und  geachtete  Bürger  ihrer  Heimat  seien.  Allein  sie  haben  durch  die  Verhaftung 
lu  der  öd'entlichen  Achtung  >it<  nhar  uicht  das  Mindeste  >  hiu'<  l>ii>-;  [>i<  von  ib  u 
Iv1;i;-'''rn  jiroilü/iri  I  Ii  s,  hriftlirhiii  /r'.iL'nis:"' ''iitl-i-lin'd  j'Mii'i'  Pew  .•is],:iii;.  iMrsrlheu 
eutualieu  i^eme  ZeuguLsse  ubei  i  baidaciieu,  äuuderu  bluâbe  Pladü)en>  zu  tiuuäten 
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dmr  Kläger;  ganz  besonder«  vMde  die  Beweitkrafl  det  Zeugnistei  des  Dr.  Kittiger 
bestritten.  Mit  VerölTentliehongen  in  der  Presse  habe  der  Kiifer  Coates  selbst 

begouneu.  Wenn  untrer  ('tnstaadeii,  wie  den  vorUegendeo,  fbr  eine  annähenid 
fUnf  Tage  dauernde  Verkaftuug  25,(XK)  Fr.  bezahlt  worden  inftssten,  so  würden 
iWc  Verhafteten  nicht  nnr  Satisfaktion  erhalten,  sondern  ein  glänzendes  Geschäft 
maclien.  Gegen  die  Zuiussigkeit  gemeinscUaftUcUer  i'rozesafübnuig  der  Kläger 
werde  eine  KInwendung  nicht  erhoben. 

E.  In  BeplUc  nnd  DnplUc  hdten  die  Parteien,  unter  BestreHimg  der  gegne- 
risclien  Anbring^o,  an  den  Aufstellangen  der  Klage  und  Antwort  fest,  ohne  etwas 
wesentlich  Neues  anzubringen. 

F.  Am  Rechtstage  hat  der  Beklagte  erklftrt,  er  lialte  an  seiner  Bestreitung 

der  Hewciskraft  der  von  den  Klä;;em  prodiuirten  eidlichen  Hcücheinignngen  fest, 
gebe  inflpss  zu,  dass  die  Zeugni8i;ans>tfll«'r.  wenn  sie  ah  Zpn?f*n  rinvrrnnmuien 
würden,  das  Nämliche  au^isageu  würden,  was  in  den  schrittli«  Ijcn  liescheinigungeu 
gesagt  sei.  Aus  dem  vom  Instruktioosriehter  »bobenen  Zcugeubeweise  ist  henroi^ 
xuheben:  Der  Untersuchungsrichter  Schenk  eridftrte,  «r  erinnere  sieh  nicht  mit 
Hestimmlheit  daran,  ob  die  vom  10.  und  12.  August  1889  datirten  IIaftbelaj»sungs- 
besehlftsse  wirklich  bereits  an  diesem  Tage  redijjirt  worden  seien,  könne  sich  aber 
auch  nicht  mit  Hestimmtheii  erinnern,  da«?"*  (lip>Hlten  erst  später  nachgetragen 
worden  seien.  Der  Gefanguisswärtcr  Tortner  bat  u.  A.  ausgesagt,  die  Verhafteten 
haben  Anfangs  die  reglementarische  Geftngnisskost  erhalten,  welche  in  Morgens 
und  Abends  einer  Mass  Suppe  und  Brod,  Mittags  Wasser  und  Brod  bestehe;  ihr 
die  Suppenrationeo  erhalte  der  (îefangnlsswârter  vom  Staate  36  Ct.  per  Kopf  und 
Tag;  das  Brod  liefere  der  Staat.  Nach  dt*ni  Verhör,  er  ehmbe,  am  12.  oder 
Iii.  August,  haben  die  Verhafteten  t>ich  selltst  bekuî>iigeu  dürfen.  Dass  Zellen 
und  Betten  uureiulich  geweüeu  »eleu,  bestreite  er;  er  habe  die  Verhafteten  in  den 
bessern,  ordentlich  gdhaltenen  Zellen  nntargebracht 

Das  Bundesgerieht  zieM  in  Ehrwägvauf: 

1.  Es  liegt  f'iiip  Milijoktivo  KIîi'2:(>nliUufun^'  vor,  deren  Zulüesigkeit 
vuiii  iicklagten  nicht  behtrittcii  i.-^t  und  •remiiss  Art.  43  dor  eidg.  C.  P.  0. 
niclit  hätte  bestritten  werden  können,  da  die  ÄnsprUeiie  der  einzelnen 
KlXger  MM  der  nlniiGlieD  Thatsache  abgeleitet  nnd  auf  die  gleiehen 
Reehtagriinde  geetUtit  werden.  Ebenso  ist  die  Kompetenx  des  Brnides- 
gerichtas  nnsweifelbaft  gegeben. 

3.  Die  Klage  attitst  sich  anf  nngesetaliche  Verhaftung.  Der  be« 
klagte  Staat  bestreitet  nun  grundsätallch  nicht,  dass  er,  wenn  eine  unge- 
setzliche Verhaftung  wirklich  vorliege,  fllr  die  Handlungen  seiner  Beamten 
hafte  und  den  Kliigern  schadenersatzpflichtig  sei;  er  behauptet  auch,  und 
gewiss  mit  Kecht,  nicht,  dass  der  Schadenersatzanspruch  aus  ungesetz- 
licher Verhaftung  durch  die  Schlussnahme  der  Anklagekammer  endgültig 
beurtlieilt  sei,  sondern  macht  diesen  Staudpunkt  nnr  ftir  die  den  Klügern 
wegen  ansdiul^g  erlittenen  Verbaftes  gebührende  EntBcbädlgung  geltend. 
In  grandBfttzlicber  Beuehong  ist  daher  einsig  atr^tig,  ob  die  Verhaftnog 
der  KlSger  eine  ungesetzliebe  gewesen  aei. 
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3.  Dies  ist  mm  ohne  weiteia  zu  Ix'jahen.  Dio  Land jHo^er  Ilhlmann 
und  Jo8t  befanden  sich  am  8.  August  1889  nicht  im  Besitze  eines  Haft- 
befehls; sie  waren  daher  nwh  den  Beetimmnngen  der  b«misehen  St.  P.  0. 
xnr  Festnahme  der  Kllger  nur  dann  berechtigt,  wenn  die  Voranssetsnngen 
des  Art.  49  der  bemisehen  8t  P.  O.  vorlagen,  d.  b.  ein  Fall  der  Ergrei- 
fung auf  frischer  That  gegeben  war.  Davon  kann  aber  keine  Rode  seîn. 
Nach  Art.  49  der  bernisohen  St.  I*.  0.  gehört  zu  der  Betretimpr  auf  fri.schrr 
That  fljede  in  der  Begehnnj?  hej^riftenp  oder  eben  erst  befranfreiio  .strat- 
»bare  Handlung"^,  ferner  die  Fülle,  „wo  der  Angeseiiuldigte  durch  das 
„ütrentliclie  Geschrei  verfolgt  wird",  sowie  derjenige,  „wenn  er  kurz  nach 
„begangener  That  im  Beritse  von  Effekten,  Waffen,  Wericaengen  oder 
„Papieren  betreten  wird,  welehe  vermnthen  Hessen,  dass  er  Urheber  oder 
„Mitscbnldiger  sei^.  Keiner  dieser  Fälle  trifft  hier  au.  Als  konstatirt 
kann  allerdings  gelten,  dass  im  Bahnhofe  Bern  am  5.  August  1889  ein 
Taschendiebstahl  zum  Nachtheile  des  William  J.  Brabant  au.s  London  und 
am  ^^.  August  1889  ein  solcher  zum  Nachtheile  des  Konsuls  Spiegelthal 
aus  Berlin  verübt  wurde;  dagegen  steht  die  Verilbnng  weiterer  Taschen- 
diebstable  a,m  6.  August  nicht  fest,  da  riicksichtlich  solcher  eine 

eigentliehe  Anaeige  witens  der  angeblteh  Bestohlenen  nicht  erfolgt  ist. 
Nun  ist  aber  gar  nicht  behauptet,  dass  die  Kläger  sich  im  Besitse  von 
Gegenständen  befunden  haben,  welehe  irgendwie  einen  Schluss  auf  ihre 
Betheiligung  an  den  konstatirten  Diebstählen  vom  5.  oder  8.  August  1889 
gestattet  hätten,  und  ebenso  wenig  kann  davon  gesprochen  werden,  dass 
sie  durch  das  öffentliche  Geschrei  als  T'rhchcr  diesor  Diehstîîhle  verfolgt 
worden  seien.  Es  mag  allerdings  unter  V«trlolgung  des  Angeschuldigten 
durch  das  öffentliche  Geschrei,  im  Sinne  der  bernischen  St.  V.  i).,  nicht 
nur  die  Verfolgung  des  Thäters  durch  Nacheilen  und  Nachruf,  sondern 
auch  der  Fall  zn  verstehen  sein,  dass  Jemand  durch  die  öffentliche  Stimme 
unmittelbar  lant  und  bestimmt  als  Thäter  einer  eben  begangenen  straf- 
baren Handlung  bezeichnet  wird  (vgl.  darüber  Kutselieid  des  Bundes- 
geriehts  in  Sachen  Wenger  contra  Bern,  Entseh.  Amtl.  Sammlung  Bd.  14, 
S.  353  u.  ff.,  Erw.  Aüfin  nwh  in  diesem  Sinne  liegt  hier  f»ino  Ver- 
folgung durch  da.-*  utientliche  (ieschrei  nicht  vor.  In  der  l'hiit  hat  nicht 
die  öllcntliche  Stimme  die  Kläger  der  Thäterschaft  der  begaugeiifn  Taschcn- 
diebstXhle  bedehtigt,  sondern  es  waren  lediglich  die  Polizeibedionsteten 
selbst,  welche  gestUtit  auf  vOllig  trügerische,  schwankende  Anzeigungen, 
hanptsächlich  das  ihnen  aaffälUg  vorkommende  Benehmen  der  Kläger, 
Verdacht  schöpften  nnd  denselben  dritten  Personen  niittheilten.  Auf 
Grund  solcher  blosser  persördicher  Vermuthungen  hin  durften  al)er  die 
PoHzeiliediensteten  nach  der  lirrnischen  Oesetzgebung  nicht  zur  Fest- 
nahme schreiten.  Das  bernisehe  Gesetz  gestattet,  im  Intcre^^se  de«  Schutzes 
der  bürgerlichen  Freiheit,  den  Polizeibediensteten  nur  dann  eine  Ver- 
haftung ohne  Haftbefehl  einer  zuständigen  Stelle  vorzunehmen,  wenn  die 
Voraussetzungen  des  Art.  49  St.  V.  vorliegen,  wenn  also  die  Möglichkeit 
eines  Irrthums  erfahrangsgemäss  regelmässig  ausgeschlossen  ist  In  allen 
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andeni  Fiillon  soll  eim^  N'crliaftun;;  nur  jrestiltzt  auf  einen  lîaftbofeîiî  des 
zuständigen  Ueaiiitcii,  nacliilom  das  Gewicht  der  Verdachtsmomente  von 
diesem  und  nicht  von  üinem  bloHsen  Pulizeibedienateten  gewürdigt  worden 
ist,  erfolgen.  Diese  OrundsStse  gelten  für  alle  Verbredien,  dalier  neibat- 
▼entändlieb  auch  fttr  Tasebendiebstähle.  Die  beraieche  Lao^j^i'- 
inetraktion,  welche  ttbrigens  natüiiieh  dem  Oeaette  nicht  au  dcrogiren 
vermöchte,  steht  damit  nicht  ira  Widerspruch.  Richtig  ma^  ja  sein,  dass 
durch  eine  gCBetzwidrige  Verhaftung  hie  und  da  ein  wirklicher  Taschen- 
dieb gefasKt  wird,  und  in  diesem  Falle  kann  nattlrlich  von  einem  Ent- 
schädigungsansprüche des  Verhafteten  nicht  die  Rede  sein,  da  diesem 
materiell  ein  Unrecht  nicht  geschehen  ist.  Allein  dies  vermag  natürlich 
die  gesetzwidrige  Verhaftung  Unschuldiger  nicht  m  rechtfertigen;  die 
Polizeibediensteten  sind  bei  Austtbnng  ihres  Dienstes  an  die  gesetzlieben, 
ihrer  ThXtigkeit  im  Interesse  der  bürgerlichen  Freiheit  gezogenen  Schranken 
gebunden,  und  es  kann  dienstlicher  Uebereifer  die  Ueberschr«tang  dieser 
Schrank!  Ti  nicht  rechtfertigen. 

1.  War  doinnnrh  die»  Fostnalinie  der  Klitcfer  dnreli  die  T.anilj;Î2-<»r 
Lhlmann  und  Jost  eine  ungesetzliche,  so  ist  auch  in  der  Folge  das  Gesetz 
insofern  nicht  beobachtet  worden,  als  die  Festgenommenen  nicht,  wie 
dies  Art.  49  der  bernischen  St.  1*  0.  ausdrücklich  vorschreibt,  vor  ihrer 
Vefbringung  in  das  UntersuchungsgeOingniss  dem  Regierangsstatthalter 
zugefllhrt,  sondern  nach  ihrer  Dorchsachang  anf  der  LandjSgerfaanptwache 
auf  Anordnung  des  dienstthuenden  Unteroffiziers  ohne  welters  in  das 
Untersuch ungsgefiingniss  verbracht  wurden,  wKhrcnd  der  Regierungsstatt- 
haltcr  am  folf^enden  Tage  einfach  den  ilini  eingereichten  Rapport  der 
Polizeisoldaten  sammt  Belegen,  sowie  die  im  Unter8Ui  liung>!gefHngnis?p 
bereits  untergebrachten  Arrcptanten  dem  Untersuchungsrichter  überwies. 
Diese  Unterlassung  int  nieht  bedeutungslos;  dem)  es  ist  keineswegs  aus- 
geschlossen, dass  der  Regiemngsstattbalter,  wenn  ihm  die  Festgenommenen 
zngeftthrt  worden  wXren  und  er  geprüft  hfttte,  ob  ein  Grund  vorliege, 
sie  in  das  Untersochungsgefllngniss  überfuhren  zu  lassen,  zn  einer  ver- 
neinenden Entscheidung  dieser  Frage  gelangt  wUre.  Sodann  sind  durch 
den  Untersuchungsrichter  nicht  alle  Verhafteten  binnen  der  dnreli  Art. 
der  bernischen  St.  1'.  0  vorgeschriebenen  Frist  (d.  h.  längstens  binnen 
der  zwei  ersten  iluer  hihaliirnng  folgenden  Tage)  verhört  worden.  IIioz»i 
mag  allerdiugs  der  Umstand,  das«  für  da»  Verhör  ein  Dolmetscher  znge- 
zogen  werden  mosste,  sowie  die  OeschüftsüberhSufung  des  Untersuchungs- 
richters mitgewirkt  haben.  Allein  nachdem  die  Untersuchnng  des  Gepückes 
der  Verhafteten  dem  Untersnchnngsricbtor  gezeigt  hatte,  das«  diese  sich 
nicht  im  Besitze  von  Qegenstltnden  verdächtiger  Herkanft  befinden,  da- 
g«îgen  Plisse  oder  sonstige  Ausweisschriften  be.^sitJîen,  nachdem  dadnrch 
sowie  dtjreh  die  eingezogenen  Krknndigiingen  Uber  die  Reiseroute  der 
Vcrliatte({'n  die  Mögliclikeit  naliegeh-gt  war,  dass  die  Polizei  einen  Miss- 
grilV  begangen  habe,  wäre  es  gewiss  geboten  gewesen,  die  Verhöre  zu 
beschleunigen  und  dadnrch  dne  müglichst  rasehe  Aufklirung  des  Sach* 
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▼erbalts  flir  alie  Angeschuldigten  lierbeizuflihren.  Ebenso  sind  die  durch 
Art.  145  der  bemiscben  St.  P.  0.  TorgeachriebeneD  motivirten  Haft* 
belaasmigtbeachllliatt  des  UnteranohungBrichtersy  wmn  sie  Uberhaapt  niobt 
«rat  nachträglich  ausgefertigt  wurden,  jedenfalls  in  Betreff  der  Ange- 
srhuldigten  Coates,  Griftitli  und  Baker  verspätet,  n.Hmlicli  erst  am  12.  August 
1881),  pefasst  worden,  wRhrend  nach  dem  zitirten  Art.  145  der  bernischen 
St.  P.  0.  der  Untersnchungsrichter,  nachdem  ihm  ein  von  der  gericht- 
lichen Polizei  vorliiulig  festgenommener  Angeschuldigter  zur  Verfügung 
gût>tclit  worden  ist,  so  raach  als  ml^glich  zu  prlifen  und  durch  motivirten 
Be9phlo«B  darüber  aa  entsebeiden  hat,  ob  der  Verbaft  fortsadauem  habe 
<vgl.  Entacb.  dea  Bandesgeriebtes  in  Saehen  Wenger,  Amtl.  Sammlung, 
.  Bd.  14,  S.  3&5). 

5.  Grundsätzlich  iit  danaeh  die  Schadenersatzpflicht  des  beklagten 
Staates  begründet.  In  Bezng  auf  das  (^»nantitativ  der  Entschädigung 
dagegen  fällt  in  Betracht:  Ein  matericUtr  Scliaden  ist  für  keinen  der 
Kläger  nachgewiesen;  die  Kläger  bL'liau|)t«'ii  zwar,  dass  iiilolge  der  Uber 
ihre  Verhaftung  verbreiteten  Zeitungsnachrichten  ihr  Uuf  und  Kredit  ge- 
litten haben,  und  die  Aussteller  der  von  ihnen  eingelegten  Affidavita 
«prechen  ihre  Meinang  in  gleichem  Sinne  ans,  wenigstens  soweit  es  den 
Rnf  der  Klüger  bei  deiyenigen  Personen  anbelange,  welche  jene  nicht 
persthilich  gekannt  haben.  Allein  die  blosse  Meinung  dieser  Zeugen  ist 
nun  in  der  That  nicht  beweisend  ;  in  Wirklichkeit  ist  gar  nicht  wahr- 
scheinlifli,  dass  dor  ?:tito  Huf  und  Kredit  dfr  Kläc^pr  irgend  geschädigt 
worden  sei.  Denn  di<'  Klii>;t'r  hahnn  nicht  dar^^ctlian,  dass  sie  in  irgend 
«iner  Zeitung  als  deä  Tabchendicb»tuhlä  wirklich  verdächtig  genannt 
worden  seien;  sie  haben  es  insbesondere  unterlassen,  was  ihnen  doch  ein 
Leichtes  gewesen  wXre,  Zeitungen  ibres  Heimatlandes  an  prodnairen,  welche 
4en  Vorfall  besprechen,  und  ea  ist  daher  nieht  erwiesen,  dass  diese 
Zeitungen  andere  Darstellungen  der  Sache  gebracht  haben,  als  wie  sie 
der  Beklagte  zugegeben  hat,  d.  b.  Darstellungen,  welche  durch  Publi- 
kationen der  Kläger  veranlasst  waren  nnd  diose  als  das  Opfer  eines 
grobeil  polizeilichen  Miss^riffes  hinstellten.  Für  die  Wirkung'  solcher 
PubUkatiüüen  aber  kann  der  Beklagte  gewiss  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden,  und  es  ist  übrigens  nicht  einzusehen,  wie  dieselben  den  Klägern 
hütten  schaden  Isönnen.  Ebenso  wenig  ist  dargethan,  dass  einer  der 
Klüger  infolge  der  Verhaftung  einen  seine  Erwerbsfübigkeit  beeintrSeh« 
tigenden  oder  di(>  Aufwendung  von  Heilongslcosten  erfordernden,  gesand* 
heitlichen  Nachtheil  erlitten  habe  Die  persünlichen  Erklärungen  der 
Kläger  tfher  die  nanhtheilige  Einwirkung  d<'r  Haft  aiif  ihr  Nerven- 
system n.  8.  w,  beweisen,  insbesondere  nach  dem  lieweisreehte  der  eid^. 
€.  P.  0.,  derartige  Nachtheile  nieht.  Im  Tebrigen  hat  einzig  der  Kla;?er 
Oriffith  ein  Zeugniss  seines  Hausarztes  Bernard  Kittinger  Uber  gesund- 
heitliche SchXdigungen  infolge  der  Verhaftung  beigebracht.  Âttein  dieses 
blosse  Zengniss  eines  Hanaarztea  beweist  nun  doch  eine  gesondheitliche 
Sehldigang  durch  die  Verhaftung  nicht;  es  ist  insbesondere  nicht  geeignet» 
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den  Kftaulxttumnienhaiig  swiBeben  der  Halt  und  einen  nervDsen  Leide» 
des  KlSge»  Oriffith  denathaiiy  welches  ja  sehr  wohl  aech  dereh  aoder» 

UrsacheUi  insbesondere  die  Reise  als  solche,  verursaclit  nein  kann*  ES» 
hat  denn  auch  der  Klüger  Grifiith  den  Schaden,  der  ihm  durch  gesund- 
heitliche SchUdigun^  verursacht  worden  soi,  üulit  näher  substanziirt  und- 
Überhaupt  lediglich  die  prleiehe  Fiitsrhädiguiij^ötorderung  wie  die  Uhrigeiv 
Mitkläger  gestellt,  worin  doch  wohl  die  Anerkennung  liegt,  dass  ftir  ibi» 
keine  andern  Schadenafaktoren  in  Betracht  kommen,  als  für  die  Ubrigei» 
Mitkläger.  Liegt  somit  eine  materielle  SchSdigung  der  Klüger  nleht  Tor^ 
so  Ist  dagegen  ansuerkennen,  dass  dieselben  doreh  ihre  Festnahme  nnd 
die  aosgestandene  ungesetiliche  Haft  ein  moralisches  Leid  erlitten  haben^ 
fUr  welches  ihnen  Genugthuung  gebllhrt.    Es  Ist  in  der  That  niclit  zu- 
verkennen,  da?îs  die  Verh;iftnnjr,  der  polizeiliche  Transport  durch  die 
Stadt  nach  der  rolizeiimuiuwache  und  imeh  dem  L'nteräucimngsgeningnisse^ 
die  polizeiliche  Durchsuchung,  der  mehrtSgige  Âufenthalt  in  den,  jeden- 
falls  mehr  nach  Rücksichten  der  Sicherheit,  als  der  Bequemlichkeit  ein^ 
gerichteten  Qettng&issaellen  bei  der  kärglichen  OefÜognisskost  IfSnner» 
Ton  der  bOrgerlidien  Stelinng  der  Kläger  empfindliche  seelische  Qnat 
▼ernrsachen  mussten,  daas  sie  den  Aufenthalt  in  den  OefäognissieUen  al» 
eine  peinliche  Unterlirecliuiif^  der  beabsichtigten  Ver^nllfrnngrpreise  cmpfindci> 
und  durch  die  Eingiterrunj;  in  eineui  fremden  I^ande,  dessen  iCinrichtun^rfir 
und  Sprache  ihnen  fremd  waren,  trotz  dcö  liewusstseins  ihrer  RciiuUl- 
iosigkeit,  in  Unruhe   und  Angst  gerathen  mussten.    Angesichts  dieser 
Momente  rechtfertigt  es  sich,  die  Entschädigung  für  jeden  der  Kläger 
auf  600  Fr*  festaosetien.   Htfber  an  gehen  dagegen  und  Entschädignng- 
in  dem  von  den  Klägern  beantragten  Masse  auszusprechen,  wttrde  sieb 
mit  Rücksicht  auf  die  von  den  schweizerischen  Gerichten  Uberlianpt  und 
dem  Hundesjjcrichte  insbesondere   in  ähnliehen  Fullen   und  {jrejrentlber 
eigenen  Ijantlesangehörigen   irfsfinicht-nen  EiUschildigungcn   nicht  recht- 
fertigen und  den  Anschauunf^eu  ues  Lundci?  nicht  entsprechen,   um  «o 
weniger,  als  durch  die  Festnahme  und  fUnftttgige  Haft  die  Kläger  zwar 
wobl  Torttbergebend  in  ihren  persönlichen  Verhältnissen  ernstlich  verletst 
wniden,  nicht  aber  ihre  Stellung  in  der  bäiigerliclien  Gesellschaft  irgeod 
erschüttert  worden  ist. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Klage  wird  in  dem  Sinne  gutgeheissen,  dass  der  Beklagte  jeden» 
der  Kläger  eine  Entschädigung  von  600  Fr.  su  bezahlen  hat. 


Digitized  by  Google 


Entecheidongea  in  Stnüsachea. 


545 


23.  Urtheil  vom  16.  Juli  1892  in  Sachen  der  Eiieieiite  Riedi^adiscli 

in  FliiM  (GnviMliideii). 

Bedi'iiiiing  de?'  Gticahrleistunff  den  verfassungamäpsfiufen  Iiicli(''rs. 
I)irsi'lbe  tr^t rieht  mcli  auch  auf  den  GerichisHtund  in  Straf' 
suchen,  rrschi>pft  sicJi  (ihcr  in  dem  Atusschlitsse  von  Aiisnahme- 
(jcrichkn  uinl  dem  Vorbote  iinllkürlicher  BiUeitmetzung  gesetz- 
licher GericJi tustd Hilsnormett.  J)(ts  Bnndesgericht  hat  die  richtige 
Äntrendufig  kuutotialer  Uesetzeseorschripef}  nicht  zu  überprüfen.— 
Zeitliche  Rech Isan Wendung  im  Gerivhttiverjasmngs-  und  ^Siraf- 
prozessrecht 

A.  Am  8.  April  1894)  erstattete  Banquier  J.  Töndury  beim  Kreisamte  Obor- 
eiigadin  gegen  Frau  Menga  Biedi-radisch  Strafniizfitif  wf^rpn  falscher  Anklage; 
am  11).  August  gl.  Jahres  dehnte  er  diese  Anzeige  auch  aul  deren  Eheuiunu,  Julius 
Riedi,  aus.  In  einem  Zivilprozcsse  der  niimlichen  Eheleute  Kiedi-Cadisch  gegen 
die  Erben  des  Migm  P.  Candrian  fiberwies  das  fioirksgericbt  Plessnr  am  17.  Fe- 
bruar 1802  die  erstem  wegen  Verdachts  der  UrkondenfiUschung  an  das  KantOQS« 
gtiicht  des  Kantons  (Jraubilnden.  InzwiscliPn  war  am  ol.  Oktulifr  1801  gemilss 
einem  Volksbeschlusde  vom  0.  November  lölW)  eine  neue  Slrafjirozesâordnung  in 
Kral't  getreten,  nach  welcher  die  Beurtheiluog  des  Delikts  der  taiachen  Anklage, 
wie  es  den  Ebelenten  Riedi  xnr  Last  gelegt  wurde,  nicht  mehr  in  die  Kompetenz 
der  Kreisgeriehte,  sondern  ausschliesslich  In  die  Kompetenx  des  Ksntonsgerichtes 
fallt.  Die  Eheleute  Riedi  stellten  nunmehr  beim  Kantonsgerichtsprasidium  das 
Gesuch,  die  Strafaiizfijje  des  Ban(juior^  Töndury  als  in  die  Kompetenz  di^s  Kan- 
tousgerichtes  fallend  zu  erklären.  Der  Kautonsgerichisans-clitiss  wies  dieses  Gesuch 
an  Hand  einer  Vernehmlassung  des  Kreisamtes  Obcrcngudiu  mit  der  Begründung 
ab,  dass  die  fragliche  Strafanzeige  noch  unter  der  Herrschaft  des  alten  Strafver- 
fahrens vom  kompetenten  Gerichte  an  Hand  genommen  und  so  weit  gediehen  sei, 
dass  dermalen  eine  Herzii'hung  weder  gesetzlich  noch  zweckmässig  wäre.  Gegen 
di»»^prt  lîesrhlurtà  rekurrirteu  die  Eheleute  Kiedi  an  den  Kleinen  Rath  des  Kantouà 
Grauliunden.  Dieser  wies  durch  KntMcheidung  vom  lö.  Juni  18Ö2  die  Benchwcrde 
kostenfiillig  ab,  mit  der  Begrflndung:  Da  das  neue  Oeseta  kdne  ansdr&ddichen 
Bestimmungen  enthatte,  so  sei  die  Frage,  ob  StrafiUle,  die  vor  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  bereits  anhängig  waren,  nach  den  Grundsätzen  des  neuen  oder  des  alten 
Strafverfahrens  zu  behatidelii  seien,  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  entscheiden. 
Allgemein  geltend  s(  i  nun  dfi  Satz,  dass  eint'rn  i\v^fV/.p  kpine  rückwirkende  Kraft 
beigemessen  werden  konuc.  I)urans  folgt*,  da.sÄ  alle  i-alle,  die  vor  dem  3U.  Ok- 
tober 1691  bereits  anhängig  wareo,  bei  demjenigen  Fomm  zu  Tcrblelben  babra, 
bei  dem  sie  in  gesetsmftssiger  Weise  pendent  gemacht  worden  seien,  gleiehgfiltig, 
in  welchem  Stadium  der  I'rozess  zur  Zeit  des  Inkrafttirtens  des  neuen  Gesetzes 
i«tehe.  Danut  sei  gleichzeiti;?  die  Kratre  erledigt,  ob  das  Kantonsgericht,  nachdem 
ihm  ein  Straffall  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  überwiesen  worden, 
pflichtig  sei,  auch  finhere  Anzeigen  an  andern  Orten  mit  in  Untersuchung  zu 
ziehen  und  laut  §  6  des  Strafverfahrens  au  bebandehi.  Die  nach  dem  alten  Oe- 
aetae  notmirte  Gerichtskompetena  bleibe  fftr  alle  unter  jenes  Geseta  fallenden 
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Anzeigen  bestehen,  und  rs  sei  mu  h  diese  Frage  zu  verneinen,  indem  es  sieb  dabei 
niemals  uui  eine  Konkiuieiu  gliM(hz*»ifi2  in  viiscbiedenen  Kreisen  begaugeoer 
Vcrbrecbeti  baudein  könne,  die  zuäatiiiueu/.uzielieii  luid  je  Dacb  Ibrer  Grösse  voiu 
zusttodigeD  Riehter  anisatragen  wSreii. 

B,  Gegen  dicseo  Entocbeid  ergriffen  die  Eheleute  Riedi-Cadisch  den  Staats* 
recktliehen  Rekurs  an  das  Bunde^sericbt,  mH  der  Bebauptnog»  sie  werden  dnrch 
denselben  in  Verletsttttg  des  Art.  58  der  Bondesvcrfiissung  und  9  der  Kantons- 
verfassung  ihrem  vcrfassung8nt!i8si<_'en  Richter  entzogen.  Sie  ftiliren  wesentlich 
aui>:  Die  An<i*'h(  des  Kleinen  llutlies,  dass  Straftalle,  die  unter  dem  alten  Gesetze 
bereits  aahuii^i|;r  gemacht  waren,  fortwahrend  uacb  dcu  Vorschriften  dieses  Ge« 
setzes  zu  bebandeln  seien,  sei  anrichtig.  Neue  absolut  swhigende  Gesetse  seien 
sofort  in  allen  Fallen  anzuwenden,  und  das  neue,  die  Gericbtskompeteozen  indemde 
Gesetz  über  das  Strafverfahren  qualitizire  si<"h  nun  als  ein  solches  Gesetz  ahtiolut 
zwingenden  ("harakhTS.  Sflbst  wf<nn  rtbrigen«  dus  alte  Strafverfahren  fortwährend 
anwendbar  üciu  sollte,  so  müsiste  doch  das  ivantonsgerieht,  oachdetn  die  Relciir- 
renteu  demselben  wegen  Urknndenftlscbung  seien  abenriesen  worden,  ancb  die 
frühere  Anschuldigung  wegen  falscher  Anbiege  in  Bebsndlung  »eben.  Denn  %  7 
des  alt'-n  Strafverfahrenrt  n>achc  es  dem  Kantonsgerichte  zur  PHicht,  wenn  eio 
Angeschulditrter  ihm  tiberwiesen  sei,  auch  alle  weiter  sich  ergi-lM  iidt  ii  mlpr  ein- 
laufenden AnzeiLTti  oder  Anschuldigung»ni  griren  den  Inquisiten  zu  iintcr-nrhcn 
und  seine  dadurcli  an  den  Tag  kommenden  Vt'rgehen  oder  Verbrechen  zu  iiesirafen. 
Der  Angeschuldigte  habe  ein  Recht  auf  gleichzeitige  Behtndlung  und  Beurtheilnng 
verschiedener  ihm  zur  Last  gelegter  Delikte,  zumal  er  daran  mit  RAcksicht  auf 
die  Stral/iiiiK  ssung  un<l  I^rozesskosten  ein  grosses  Interesse  habe.  Demnach 
wird  in  der  llau])tsache  beantragt:  Da<  Bundesgericht  wolle  den  kleinrathltchen 
Entscheid  vom  lä.  ,fimi  1h;i2  k  issiren  und  dm  Stniflall  betrotVend  die  von  Hatii|uit  r 
Töodur)'  gegen  dit-  Kiieieute  Uiedi-<  udi^cU  deuuuzirte  falsche  Anklage  als  in  die 
Kompetenz  des  Kantonsgerichtes  Graubftnden  fallend  eriilftren.  * 

C.  Der  Kleine  Rath  des  Kantons  Graubbnden  verweist  in  seiner  Vernehm- 
lassung auf  diese  Beschwerde  im  Wesentlichen  auf  die  Begründung  seiner  ange- 

fix  lit-  neu  Entscheidung,  indfin  i  r  Iteifiigt:  Eine  Verletzung!  ^ic^  Art.  58  der  |{an- 
(iesv<*rfas>ung  liei:e  nicht  vor.  l>enn  diesi-r  Artikel  beziehe  sirh,  wi«  das  Biiii(b'>:- 
gericht  bereits  mehrfach  ausgesprochen  habe,  nur  auf  /ivilrechtlichc  1  all»'.  Ktienso 
wenig  sei  .Art.  U  der  Kantousvcrfassuug  verletzt.  Kh  handle  sich  um  die  Frage, 
ob  das  Gesetz  betreffend  das  Gerichtsvcrfiihren  in  Strailällen,  vom  9.  November 
1890,  rOckwiriiend  sei.  Die  Anweudung  kantonaler  Gresetze  sei  aber  ausschliesslich 
Sache  der  kantunalen  Gerichte  und  Behörden  und  unterließe  nicht  der  cognitio 
des  lîuiidesgfrii-lite-j.  Dtnimarh  -rA  das  I!titHl»'>.'*'ric!il  nicht  koiiipptfnt.  auf  die 
Iteschwerde  der  Eheleute  iticdi-(  adisch  einzutreten,  weshalb  deren  .\bweisimg 
beantragt  werde. 

Das  Bundesgerichi  zieht  in  Erwägung: 

1.  Da  die  Rekurrenten  eine  Verletzung  der  btindes-  and  kantonal- 
rerfasRunggniïssigen  Cewährleistung  des  verfassongsmäsaigen  Richters 
bdiaupten,  so  ist  das  Bundesgcricht  zvl  Benrtheilung  der  Beschwerde 
insoweit  kompetent,  als  es  zu  untersuclien  hat,  ob  eine  Verletsang  dieser 
verfassnngsiDMssigen  Garantie  vorliege. 
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2.  Art.  58  der  BundesveiTassmig  bezieht  sich  nicht  nur,  wie  der 
Kleine  Rath  des  Kantons  Grauliüitden  meint,  auf  zivilrechtliche  Streitig« 
keiten,  sondern  stellt  ein  allgemeines,  für  Straf-  wie  Zivilsachen  geltendeB 
Prinzip  auf.  Dies  ist  denn  aach  vom  Bnndesgerichte  stets  anerkannt 
worden  (wihrend  es  dagegen  allerdings  häufig  ausgesprochen  hat,  Art.  59, 
Âbs.  1,  der  Bundesverfassung  beziehe  sieh  nur  auf  zivitreclit]ic]i<>  An« 
sprachen).  Dagegen  hat,  wie  da«  Bundesgericht  I{on8tant  festgehalten 
liat,  die  GewUhrleistung  des  vorfassjinfrsmrlssi^en  Richters,  wie  sie  in 
Art.  58  der  Bundc<5vcrrasf?uii<r  iiiul  in  den  K;intoii:ilvcrl'a«smi;rcii,  ppcziell 
in  Art.  d  der  graubUiidneris^i-lien  Kantonsverfaseung,  niedergelegt  iäl,  nicht 
die  Bedeutung,  dass  dadurch  die  kantonalgesetzlichen  Bestimmungen  Über  - 
Qericbtsbarkeit  und  Gerichtsstand  in  Zivil-  und  Strafsachen  zu  Bestand- 
theilen  des  Verfassungarechtes  erhoben  würden  ;  vielmehr  schliesst  die  ver- 
fassungsmUssige  Gewülirlcistuiig  nur  aus,  dass  für  einen  oder  mehrere  Einzel- 
fälle Ausnahmegerichte  aufgestellt,  oder  dass  die  bestehenden  jrcsctzliolion 
Normen  Uber  Gorichtshnrkoit  und  Gericlitsstand  im  Einzelfalle  wiilkiirlich 
bei  Spite  gesetzt  wcid»  n  uinl  so  der  (icvichtsstand  nicht  auf  (îrniid  <ler 
gesetzlichen  Kegel,  sniidtTn  diiicli  l)flii-rdliche  Willkür  bestinimt  wird. 

3.  Die  Rekurrenten  sind  nun  weder  vor  ein  Ausnahmegfiicht  gestellt, 
noch  sind  ihnen  gegenüber  die  bestehenden  gesetzlichen  Normen  Uber 
Gerichtsbarkeit  und  Gericlitsstand  willkOriich  bei  Seite  gesetzt  worden; 
sie  behaupten  dies  selbst  nicht  und  könnten  es  offenbar  mit  Grund  nicht 
behaupten.  Demnach  liegt  denn  eine  Verletzung  der  Garantie  des  ver- 
fassungsmîtsyigen  Richters  nicht  vor,  und  es  ist  daher  der  Rekurs  als 
unbegrthidct  nhziiwciscn.  Die  andere  v<<ti  den  KekurnMitcn  in  iln'M-  Hc- 
kursschrifl  erörterte  Fra^^o,  oh  die  kleinriitliliclie  Hntf^cheidung  aufrichtiger 
Auslegung  und  Aiiweudiing  des  kantonalen  Uesetzesrechtes  beruhe,  ent- 
zieht sich  nach  bekanntem  Grundsatze  der  Nachprüfung  des  Bundes- 
gericfates.  Es  mag  allerdings  zweifelbafl  sein,  ob  es  richtig  ist,  den  für 
das  Privatrecht  ausgebildeten  Grundsatz  von  der  sogenannten  Nichtrtlck- 
Wirkung  der  Gesetze  in  der  Art,  wie  der  Kleine  Rath  dies  getlian  hat, 
auch  auf  das  Gebiet  des  Strafproz<ss-  und  Geriehtsvcrfassungsrechtes 
anzuwenden.  Allein  weder  die  Bundes-  iioeli  lüc  Kantniisvei  fnssiinjr  ent- 
halten nun  Re.rclii  über  die  zeitliche  Kechtsanwenduiig  ül»erhaupt  "d,  i 
speziell  im  Stralprozeh^r-  ehte.  Kh  handelt  sieh  daher  in  der  gedachten 
Richtung  ausschliesslich  um  eine  der  Nachprüfung  des  Bundesgcriclites 
entzogene  Frage  der  Anwendung  des  kantonalen  Gesetzesrechts. 

Demnach  hat  das  Bundesfferieht  erkannt: 

Die  Best  Ii  werde  wird  als  unbegründet  abgewiesen.  Damit  fjillt  die 
vom  Bundes;,'('ri(-lit>prUsidenten  am  28.  Juni  und  ü.  Juli  erlassene 
provisorische  V'erliigung  dahin. 
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II.  Bundesrath.  —  Conseil  fédéral. 


Bundesrathsbesehlust  über  den  Rekur«  det  Josef  Felder  in  WoblhHeen 
(Luzern)  gegen  ein  Urlbeil  des  BezirkigericMs  Ruswyl  vom  10.  Juni 
1891,  wegen  angebtieber  Verletzunn  von  Art.  49,  Abs.  2,  der  Bnndet- 
verfassung  (6l«ibens>  und  Gewissensfreiheit). 

(Vom  14.  Oktober  1892.) 


Der  schtmzerische  Bundesrath 
bat 

in  Sachen  des  Reknnea  von  Joaef  Felder  In  Wohlhnaen  (Losem) 
gegen  ein  Uitheil  dea  Beairksgerichta  Rnswyt  vom  10.  Juni  1891,  wegen 
angeblicber  Verletzung  von  Art.  49,  Abaata  2,  der  BnndesTerfaaanng 
(Glaabena-  und  Gewi8senBA*ethe{t); 

auf  den  Bericht  des  Justiz-  und  Polizeidepartementa  und  naeb  Feat^ 
atellnng  folgender  akteninäasiger  SachveiiiiUtniaae: 

I.  Durch  ürtheil  des  Bezirksgerichts  Ruauyl  v  iiu  10.  Juni  1891  wurde  Josef 
Felder  von  Scbüpfheiin,  wohnhaft  im  „Badhus'*  zu  Wnlillm?en,  auf  Antra«!^  des 
Statthaltcramttt  Sursee  wegen  Verletzung  der  Siitliclilteit  143  des  luzcniischen 
Poliaelitn^esetses)  zu  einer  Geldbus^e  ?ou  Fr.  6  und  den  Kosten  venutbeilt. 

Aus  den  Untenuchungsaktea  geht  hervor,  dass  sowohl  das  Stattlialteraiiit 
Sursee  als  auch  dus  Bezirksgericht  Uuswyl  trotz  der  Bestreitung  des  Beklagten 
den  Beweis  als  rrlir^cht  angf?;ehfn  halirn.  dass  Josef  Fehler  im  I»'  :'t>iuber  1890 
in  Gegeuwart  von  iV  tcr  iiiicluT  von  Wohllitüü'n  mul  Xfivpr  ( i;i-s<riiaim  von  Rrtmers- 
wyl  in  semer  eigeueu  lli  ennluitte  anlasslich  eiue»  Disputes  sicli  geäussert  hat  : 
gD'  Hacttergottes  ischt  ne  Huer  gsi  wie  ne  anderi  Huer". 

II.  Ein  von  Josef  Fdder  gegen  das  bcsirin^erichtliche  tTrtheil  beim  Ober* 
gericht  des  Kantons  Lnzem  eiogereiclit<-ä  Ka^satlonaget^ueh  wurde  von  dieser  Be- 
h(lrde  unterm  3.  Juli  1891  mit  folgenden  Erwägungen  abgewiesen: 

1.  Das  Bezirksgericht  Ruswyl  «  rblit  ktt-  in  der  dem  Belclagten  sur  Last  gelegten 
AoiissertHig  fine  VerlctznuL^  dfv  Sittlichkeit. 

2.  Das  Kassationsgesuch  bemangelt  vorerbt  die  eiaveruomuieucn  Zeugen  ^Bücher 
and  Gassmann)  und  deren  Glaubwürdigkeit,  bestreitet  im  Weitem  eventuell 
die  Unsittlichlceit  und  Oeffentiiehkeit  der  fri^kdiai  Aeussenmg,  letiterea 
mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  dieselbe  im  geschlossenen  Arbeits- 
rauin  des  Heklatrtcn  ■j;t>falleu  sei,  und  hrrnft  bîch  itn  Uebrigen  auf  Art.  49 
der  Bundesverfassuug,  wonach  Niemand  wegta  Glauliensansichten,  und  eine 
solche  würde  in  der  bestrittenen  Aeussemug  liegen,  mit  Strafen  irgend 
welcher  .\rt  belegt  werden  dnrfe. 

3.  Die  Beweiswflrdiguiig  war  vorab  der  freien  richterlichen  Reflexion  anheim- 
gegeben, wie  auch  die  richtrrliche  Erwägung  fn  i  darflbcr  zu  entscheiden 
hatte,  üb  die  in  §  143  des  l'olizeistrafgeaeUes  genannten  Merkmale  der 
Unsittlichkcit  und  der  Oeffentliclikeit  gegeben  waren. 
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4.  Auch  die  Bcrnfung  auf  Art.  49  der  Bundesverfassung  mu33  als  uustichlialtig 
erachtet  werden,  indem  dii  •jo  VprrHssung^bpsitiinmtinï  offonliar  nicht  dazu 
geich&fi'cn  wurde,  jede  lu  irgeudwelcber  beliebigen  Form  vorgebrachte 
Aeiis8«nuig  von  „GUabeii8aiksieht«ii%  nach  Art  der  Torliegtndoi,  Tor  Stnfe 
in  aclilkti«&. 

DL  Hifiranf  beschverte  sich  Felder  wegeo  Reclitsverwelgcrung,  ungleicher 
Behandlung  vor  dem  Geseta  und  Tertetsung  der  Glanbens-  und  Gewisaenalrelhdt 
beim  b.  schweizerischen  Buodesgericbt,  welches  jedoch  am  i.  Dez^ber  1691  den 
Reknrs  als  unbegründet  abwies,  gestützt  auf  folgende  Erwigoogcn  : 

1.  Dil-  B«'lianj)tuug,  es  ent^oln«  das  Strafurtheil  einer  gesetzlichen  CnuHÎlage 
und  verletze  sotntt  tWo  Art  t  der  Hundesverfassung  tind  Art.  5  der  Kantons- 
verfassuug,  steht  mit  dem  klaren  Wortlaut  des  Urtheii»  im  Widerspruch. 
Letaterea  beieichnet  daa  Vergehen  aoidraeklich  ala  eine  Verletsang  der 
Sittlichlccit  und  aomit,  m  Ueberetastimmnng  mit  dem  Antrag  des  Statthalter- 
amta,  ala  dne  Yerletanng  tob  %  143  des  luaendaehen  PoliaelitralQKesetset. 

2.  Sofern  nun  jene  Behauptung  mit  dem  ebenfalls  erhobeneu  Rckursgrund  der 
lioi  litsverweigerung  verknOpft  werden  wollte,  woil  die  liojüchiildigte  il&nd* 
Uini:  die  that^chlichen  und  rechtlichen  Vorausset/ungeu  vuu  §  143  d(»s 
Fulizeiätrafgesetzes  niciit  biete,  so  ist  das  Bunda)gcricht  bcicanntlich 
einer  UeberprOfuog  der  Auslegung  einer  kantonalen  Oeeetaesbestfanmung 
nicht  kompetent.  Die  UnsitUldikeit  und  die  OeiTentlichkeit  einer  Handlung 
lassen  sich  auch  nicht  von  vorneherein  bestimmen,  äoiideni  ^i^  liiin^en  viel- 
fach von  den  besondern  thatsSchlirhen  (îin^taudeu  Dartiber  zu  ent- 
scheiden, Ist  aller  nur  der  kantonale  Kichter  zuständig,  und  dass  er  iu 
ooncreto  die  ihm  vorgelegte  Krage  in  oiTenbar  willkArlichw  Welse  entschieden 
habe,  Ist  weder  behauptet  noch  aus,  der  Aktenlage  ersichtlich. 

8.  Die  Beschwerde  Iwtreffîmd  Verietznng  der  Glaubens*  ond  Gewissensfreiheit 
(Art  40  der  HundesTcrfosaong)  gehttrt  nach  Art.  69,  Ziffer  6,  0.  G.  nicht 
vor  das  Bundesgericht. 

IV,  Mit  Eingabe  vom  2=;  Jaimar  1^1'.!  J  l^■  rfasser:  Herr  Fürnprech  Dr.  Weibel 
in  Lnr«'rn>  ergriff  nun  Josef  J'eider  iit'in:a  das  Urtheil  des  He/irksgerichts  Ruswyl 
vom  10.  Jurd  1891  den  Rekurs  an  den  Bundesrath,  behauptend,  dasselbe  schlip'îge 
eine  Verletzung  der  Gewissensfreiheit  (Art.  49,  Absatz  2,  der  Bundesverlahsuug)  in 
sich.  Der  Rekurrent  stellt  auch  hier  vorerst  in  Abrede,  den  fraglichen  Auadmck 
gebraneht  zu  haben,  und  gibt  vor,  es  handle  sich  am  einen  blosaen  Racheakt  eines 
der  beiden  Zeugen  ;  dieacr  habe  halbes  Jahr  nach  dem  angeblichen  Vorfall  ihn 
beim  J.,an(ljäi;er  denunzirt .  ..um  ihm  eine  Schmiere  anztiriehten".  Für  den  l'all 
aber,  dasa  der  Beweis  gegen  ilm  als  erbrat  ht  angesehen  werden  wollte,  bestreitet 
Felder,  dass  in  dem  Gebrauch  des  Ausdruckes  „Ilure"  eine  Unsittlicbkeit  liege, 
sellist  dann,  wenn  derselbe  in  Verliindnng  mit  einem  Gegenstande  religiöser  Ver- 
ehrung angewendet  wird.  Sollte  auch  die  Anschuldigung  richtig  sein  und  er  den 
Ausdruck  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  in  einem  geschlossenen  Raum  gebraucht 
haben,  so  könne  er  «.deichwohl  nicht  we£?en  Verletzen«?  der  Sittliehkeit  bestraft 
werden,  indem  ein  bittückkeitsdelikt  nicht  vorliege  und  ein  ReligiousdeliJtt,  das 
hfidistcna  noch  in  Betracht  kommen  ktente,  von  den  beiden  lastanzen  nicht  an- 
genommen  worden  sei. 


Digitized  by  Google 


550 


ËuUuheidungea  iu  StraftMchea. 


Die  dogan^erwibBte  Aeusaenmg  itt  in  den  Aug^n  ôm  Rekurrenten  nichtt 
Anderes,  «Is  etne  rohe  Kritik  einer  Idrehiiehen  Olaubenridire,  wel€he  KriUk  — 

ungeachtet  ihrer  roh.'ii  Fomi  —  straflos  bleiben  müss^.  Er  stellt  daher  das  Ge- 
such, das  Unheil  des  Bezirlugerichte  Eoawjl  vom  lU.  Juni  1881  sei  in  allea 

Tiieileu  aufzuheben. 

Y.  In  spinrr  Vprijehmlassung  an  dfis  untorzpichnfte  Departement  vom  L'O  F»^- 
bruar  1892  verweist  das  Obergericht  de^  Kautoua  Ludern  eiotach  aut  die  iu  Motu  1 
aeinee  EAenntnisses  vom  3.  Juli  18ÜI  gegebene  Ausführung  und  macht  insbesondere 
noch  anf  den  Umstand  anfmerkaam,  dass  die  Vemrtbeilung  nicht  etwa  wegen 
„Gfotteslftatemng",  sondcru  unter  ausdrücklicher  Berufung  auf  §  1  13  des  Poliaei- 
strafgeseties  erfolgte,  welcher  die  Verletzong  der  SitUichkeit  behandelt } 

in  Erwägung^): 

1.  Nachdem  da;*  Buiulcs^tMiclit  durch  sein  Urtlieil  vom  4.  Dezember 
1891  die  Behauptung  des  iieivurreuten,  eä  entbehre  daë  gegen  ihn  vuiu 
Besirkagericht  Raswyl  am  10.  Juni  1891  gefällte  Strafartheil  der  gesetz- 
lichen Gnindlage,  als  nnb^irllndet  erklKrt  ond  im  Uebrigen  gefunden  hat, 
dasB  in  dieser  Sache  von  offenbar  willkttrlieher  Entscheidung  der  dem 
Gerichte  vorgelochten  Frage  nach  der  Aktenlage  nicht  gesprodien  werden 
könne,  hat  der  Bundesrath  ohne  weitere  Prüfung  davon  aaszagehen,  dass 
der  Rekurrent  wpji^en  einer  îlandltinj!:  \eusserung)  zu  .Strrif»^  venirtheilt 
worden  ist,  welclie  vuii  einem  Iijzeniiselien  Strafgesetze  mitStrale  bedroht  ist. 

Deiugemiiss  fragt  es  sich,  ob  ein  kantonales,  auf  den  vorliegenden 
Tbatbestand  anwendliares  Strafget>etz  eine  Verletzung  der  durch  Art.  49 
der  Bundesverfassung  gewährleisteten  Glauben»-  und  Gewissensfreiheit  in 
Bieh  Bchliesaei  wie  der  Rekurrent  —  allerdings  ohne  die  Richtigkeit  der 
Gesetsesanwendan^  anzaerkennen  —  behauptet 

2.  Der  Rekurrent  erklärt,  er  habe  durch  die  ihm  zugeschriebene 
ÂeusseruDg  blos  seine  Glaubensaosicht  ausgesprochen,  und  wegen  Glaubens- 
amicbten  dürfe  Niemand  mit  Strafen  irgendwelcher  Art  belegt  werden 
(Art  49,  Abs.  2,  a.  a.  0.)> 

Ea  ist  richtig  und  vom  Bnndearathe  wiederholt  anericannt  worden, 
dass  nicht  nur  die  Auetprache  positiver  Glanbensafttze,  sondern  auch  die 
Negation  der  Glaubenssiitze  Anderer  ein  Recht  ist,  das  durch  den  Grund- 
Satz  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  geschlitzt  wird.  p.Teder  kann 
glauben,  was  er  will,  und  ein  .îerler  darf  seinen  Oiaubt'n  knn'ltliun;  es 
kann  ihm  «iemnuch  nicht  verljDten  sein,  den  Glauben  Anderer  als  unwahr 
zu  bekämpfen  Nicht  nur  der  religiöse  Mensch,  auch  der  religions- 
lose Mensch  geniesst  Religionsfreiheit."  (.V'ergl.  v.  Salis,  Die  Religions- 
freiheit in  der  Praxis.   Bern  1892.) 


*)  IHese  Erwu<{uugcu  sind  von  Herrn  Dr.  jar.  Leo  Wther^  Sekretär  ft»  6e- 
setagebni^  und  ßeknrawesen,  verfasst 
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l>a8  Keclit  der  r»'li{}^iîî8en  Kritik  nnd  Negation,  des  Kaiupfe«  gegen 
die  Gl  Hubensansichten  Anderer,  gchliesst  indettsen  nicht  die  Bei'ugniss  in 
sieb,  Kampfesmittol  tu  wlhlen,  welche  die  Mnnkei  einei  mit  der  ttffent- 
lieheii  Ordnang  and  Sittlichkeit  ?erträglichen  Meinangsstreites  dnrebbrecben. 
AIb  Bolehe  anerlanbte  Mittel  sind  anznsehen  persönliche  VemogiimpfDng, 
BeleidlgoDg,  Besndelnng  der  Gegenstände  der  religiösen  Verehrung  Anderer 
II.  A.  m.  Eis  kann  durch  eine  Unglaubensäusserung  eine  Ehrverlctzung 
verttbt,  ein  grober  Unfug  begangen  werden.  (Vergl.  v.  Salis,  a.  a.  0.,  35.) 

Art.  4y  der  Bnndesvorfassung  will  nicht  derartij^o  'l'iiatlioötande  von 
der  Strafbarkeit  ausschli essen.  Dieser  Artikel  ist  iibcrliaupt  nicht  in  die 
Bundesverfassung  der  schwei^erisclien  Eidgenossennchaft  aut'genouimen 
worden,  um  groben  Unfug,  strafwürdige  Gemeinheiten  vor  Strafe  zu 
schützen. 

S.  Die  dem  Reknrrentcn  znr  Last  gelegte  Aeassemng  weist  die  Merk* 
male  einer  strafbaren  Handlung  der  anletst  erwSbnten  Art  anf*  Wenn 
aber  dies  sich  so  verhält,  so  erscheint  die  Bemfang  des  Rekarrenten  auf 
Art.  49  der  Bondesverfassung  als  grundlos, 

beschlossen  ') 

1.  Der  Rekurs  wird  als  unbegründet  al)f;ewi*  .s«mi. 

3.  Dieser  Heschluss  ist  der  h.  Regierung  des  Kantons  Luxem  zu  Händen 
des  tit)rtiiren  OliersrerichtH  und  dem  Herrn  FUrbprech  Dr.  Weibel  in 
Lozent  zu  iianden  de««  Hekurreuten  mitzutlieilen. 


Das  Jastizdeparteraent  hatte  beantragt,  den  Rekurs  als  begrûniUtt 
zu  erklären: 

in  Erwägung: 

1.  Das  Bundesgericht  hat  in  sdnem  Urthal  vom  4,  Dezember  1891 
die  Behauptung  des  Rekurrenten,  das  gegen  ihn  vom  Bezirksgerieht  Ruswil 
am  10.  Juni  1891  gefltllte  Strafurtheil  entbehre  der  gesetzlichen  Grund- 
lage, als  unbegründet  crkUIrt  und  im  Uebrigen  gefunden,  dass  in  dieser 
Sache  von  olfenbar  willkürlicher  Entscheidung  der  dein  Gerichte  vorge- 
legten Frage  nneh  der  Aktenla^'e  nicht  sresprochen  werden  künnc.  Da- 
durch ist  jedoch  die  ßefugniss  de^  ßundesrathes  nicht  |)rîîjndizirt,  im 
prüfen,  ob  der  kantonale  Entscheid  nicht  einen  Verfassuu^ääatx  verletzt, 
dessen  Handhabung  dem  Bnnd<»rathe  zugewiesen  ist.  Dieser  bat  viel' 
mehr  in  eoncreto  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  nicht  die  Anwendung 
des  §  143  des  luzemiscben  PolizeistrafgesetzbueheB  auf  den  dem  Rekur- 
renten zur  Last  gelegten  Thatbestand  materiell  als  eine  Bestrafung  wegen 
einer  geäusserten  Glaubensansicht,  d.  h.  als  eine  Verletzung  ?on  Art  49, 
Abs.  2,  der  Bundesverfassung  zu  betrachten  ist. 


*)  Der  Beschluss  soll  genau  mit  der  erforderlichen  Mehrheit  getusät  worden  sein. 
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2.  Zunächst  ist  festzustellen,  daBs  der  von  Felder  gebrauchte  Aus- 
druck als  Aeusserung  einer  Glaubensansicht  im  Sinne  von  Art.  49,  Abs.  2, 
ÛW  BiiBdieBTerfaBsnii;  Ansprach  anf  Sdmts  geniesst.  Er  enthllt,  in  posi- 
tive Form  gekleidet,  die  Bestreitnng  eines  von  der  katholiseiien  Kirehe 
anfgOBtelilen  Glsnbenssstses.  Nun  ist  aber  vom  Bnndesrath  wi^erholt 
anerkannt  worden,  dass  nicht  nur  das  Aussprechen  positiver  Qlaobens- 
«Htze,  sondern  aiicli  die  Vompirinn?  der  Glaubenssätze  Anderer  ein  Recht 
ist,  das  durch  den  Grundsatz  der  Olaabeaa»  und  Qewisseoafreiheit  ge- 
schützt wird. 

3.  Ë8  leuchtet  ein,  dass  die  Art  und  Weise,  wie  der  Einzelne  seine 
Anschauungen  tiber  religiöse  Dinge  äussert,  von  seiner  Lebensstclhmjr, 
seinem  Bildunprs^rade  und  der  p^rössern  oder  geringem  Zartheit  seine« 
niorulischcn  Gefühls  alihüD-^en  wird.  Dass  die  Form  der  AeuBserung,  wie 
ÎIQ  vorliegenden  Fall,  von  grubser  Kohhcit  der  Gesinnung  zeugt,  mag  die 
moraliMhe  Verortlieilung  des  Sprechers  rechtfertigen;  dem  Ansspraeh 
selbst  wird  dadurch  sein  Charakter  als  Aeussening  einer  Olaobensansicht 
nicht  genommen.  Aneh  der  Umstand,  dass  der  Aosspnieh  das  religiltae 
Oefllhl  Anderer  au  verletzen  geeignet  ist,  genügt  nicht,  nm  ihn  von  der 
verfassungsmässigen  Garantie  der  Glanlions-  und  Gewissensfreiheit  auszu- 
schliessen,  so  lange  nicht  ein  Angriff  auf  den  durrh  Art.  50  der  Bundes 
Verfassung  geschützten  Frieden  unter  den  verschiedenen  lieligionsgesrll 
Schäften  vorliegt,  wovon  im  vorliegenden  Fall  keine  Hede  sein  kann 
(vgl.  den  Eutscheid  des  Bundesrathes  in  Sachen  Wackemagel  vom 
20.  Januar  1886,  B.  Bl.  1686,  I,  63  tf.) 

4.  Ist  sonach  die  Form  der  AeussfMung  v(»n  Glaubensansichten  im 
Allgemeinen  unwesentlich,  so  darf  doch  die^e  Aeu&äerung  nicht  derart 
sein,  dass  sie  sich,  abgesehen  von  ihrer  Besiehung  anf  religiöse  Gegen - 
stitnde,  als  Eingriff  in  die  bürgerliche  Rechtsordnung  darstellt.  Es  ist 
denkbar,  dass  durch  die  Aensserung  einer  Glaubensansicht  eine  Öffentliche 
Verletsung  der  Sittlichkeit,  wie  sie  §  143  des  hizernischen  Poliaeistraf* 
gesetzbuches  mit  Strafe  bedroht,  begangen  wird.  Ob  dies  in  concreto 
der  Fall  sei,  hat  der  Hiindcf^rath  in  der  Weise  zu  prüfen,  dass  er  ent- 
scheidet, ob  der  ThatbesUud,  den  die  kantonalen  Instanzen  ihrem  Entscheid 
zu  Grunde  gelegt  haben ,  wirklich,  losgelöst  von  allen  religiösen  Rück- 
sichten, unter  die  erwUhnte  Strafbestimmuug  fUUt,  d.  h.  ob  der  Rekurrent 
durch  den  Gebrauch  des  Wortes  „Hure**  in  seinem  verschlossenen  Arbeits« 
räume  vor  swei  erwachsenen  MSnnern  eine  öffentliche  Verletsung  der 
Sittlichkeit  begangen  hat.  Dies  ronss  verneint  werden,  da  dieser  Handlung 
sowohl  da»  Merkmal  der  Oeffentlichkeit  als  das  der  Un  Sittlichkeit  maogelt. 
Es  ist  nicht  zweifelhaft,  das^  das  Gericht,  das  Über  die  F'rage  der 
OelTentlichkeit  Ul)rigens  sich  gar  iiieht  ausspricht,  nur  durch  die  Ver- 
bindung de«  Ausdrucks  Hure  mit  dem  Namen  der  Mutter  (îoUes  zur 
Verurtheiluug  des  Rekurrenten  gefülirl  worden  ist.  Die  Bestrafung  wegen 
Verletzung  der  Sittlichkeit  ist  in  Wahrfieit  eine  Bestrafung  wegen  einer 
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als  onansUndig  betrachteten  Aeassernng  einer  Olanbenaanatoht  nnd  bildet 
daher  nach  dem  oben  Gesagten  eine  Verietsaoi;  der  ▼erfaMungraiXsaigeii 
QlaobenB'  nod  QewiseeiMfireiheit. 


III.  Kantonale  Gerichte.  —  Tribunaux  cantonaux. 


Urtheil  des  Bezirksgerichts  Luzern  vom  2.  Juli  1892 
in  Sachen  Cesare  Galimbertin  von  INailand,  Direidor  des  Kursaaies  in  Luzem. 

JSrwäguHf/en  : 

I.  Unterm  20.  Mai  1892  erliesä  der  b.  Kegierungarath  dea  Kantons 
Luzern  folgenden  „Beschluss  betreffend  Hazardspiele: 

Der  Regierungsrath  des  Kantons  Luzern, 

mit  Hingeht  auf  §  157  des  Poiiseistrafgcsetzcs  vom  6.  Juni  186i| 
in  Krgiinzung  des  Beschlusses  Uber  dM  Verbot  der  Haiard-  oder 
Glücksspiele  vom  8.  Augast  1&56, 

beschlioBBt: 

1.  Das  Baraqoeepiel  und  das  Baccaratspiel  sind  verboten. 

2.  Oegenwîirtiger  Beschliiss  ist  im  Kantorisblatt  zu  publiziien  und 
den  Statthalterümtern,  dem  Stadtrathe  von  Luzern  und  dem  Milit.ir-  und 
PoUzcidepartemente  mitzutheilen."  —  (Dieser  Beschluss  wurde  im  Kantons- 
blatt Nr.  21,  1892,  publidrt.) 

II.  Durch  Rapporte  der  städtischen  Polizei  vuai  .s.,  10.  und  11.  Juni 
1892  wnrde  dem  Polizeilconimissariat  die  Anzeige  gemacht,  dass  am  7., 
9.  und  10.  Jaoi  Abendt  daa  BaraqaeB|rid  ia  den  SpielidUen  des  Kursaaies 

gespielt  wnrde.  Der  hierüber  vom  Statthalteramt  einvernommeDe  Beklagte, 

Kursaaldirektor  0.  (i.ilimhpîtin,  bat  zufrejireben,  dass  an  genannten  Abenden 
das  liaraquespiel  gespielt  wurde.  Er  erklärte  auch,  der  städtische  Polizei- 
kommiseär  habe  ihm  zirka  am  8.  Jnni  mitgetbeilt,  die  genannten  öpiele 
seien  nunmehr  verboten. 

Da  geraXss  den  erwähnten  Rapporten  beide  genannten  Spiele  im 

Kursaal  ge»pielt  worden  seien,  beantragt  das  tit.  Statthalteramt,  unter 
Hinweis  auf  §  36  P.  St.  O.,  den  Beklatrten  schuldig  zu  erklären  der  lieber- 
tretung  eines  obrigkeitlichen  Verbuteö,  ihn  in  eine  Geldbusse  von  Fr.  löO 
nnd  in  die  ergangenen  Kosten  va  verftllen. 

TIT.  Der  Beklagte  bemerkt  richtig,  das  Statthalteramt  Ha^,'c  irrthüm- 
lich,  68  seien  das  Baraque-  und  das  Bacearatspiel  gespielt  worden.  In 
den  Rapporten  ist  nor  vom  Baraquespiel  die  Rede,  ebenso  im  VerhSr  mit 
dem  Beklagten. 

MtKiv.  £  8«li««lMr  StnftMhi  S.  Jtkif.  38 
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Die  lieiiauptiing  des  Beklagten,  das  BaraqiieRpie!  sei  ein  Geschick- 
lichkeitääpiel,  kein  QlUcks^spicl,  ist  vom  Kiehter  nicht  zu  hören.  Die 
Orttnde  hiefUr  »ind  snb  Erwägungen  1—4  der  Brkanntiiiss  b«treff«nd 
V^ervollständigung  genannt.  Nacli  §  lOR  0.  (î.  erlägst  der  Regierung- 
rath  die  zur  Voll/,it  liin:;,'  bestehender  Gesetze  ii()tli\v<Midi;4^t  n  Verordnungen, 
Beschlüsse  und  Vcrtligungen,  welche  aber  den  Gesetzen  nieiit  widersprechen 
dürfen.  Ob  der  Beschluss  vom  2U.  Mai  1892  den  Gesetzen  widerspricht, 
iBt  nicht  im  vorliegenden  Verfahren  xii  nntersoeben.  Der  nrtheilende 
Richter  hat  die  bestehenden  Gcsot;i;e,  Verordnungen  etc.  anzuwenden  and 
nicht  sie  :n\f  ihre  matpriellf  lUclitigkeit  zu  prilfen.  In  Foliée  des  Be- 
schlusses vom  L'U.  Mai  der  auf  §  157  V.  St  G,  Bezug  nimmt,  bat 
der  Richter  das  Baraquespiel  als  verbotenes  Glücksspiel  zu  bebandeln. 
Der  Betehlau  vom  20.  Mai  1892  ist  ein  Besehlass  sar  Volluehnng  des 
§  157  P.  St.  G.,  wie  der  Beschluss  vom  8.  August  185G  es  war.  Zu- 
widerhandluncrcti  ircgeii  diesen  Ho^chluss  sind  daber  nach  §  157  P,  St.  G.^ 
nicht  nach  §  ;3')  üüdem  zu  Itcliamlclii. 

Gemäss  den  genannten  lUpporten  und  gemäss  Gestiindniss  des  Be- 
klagten wurde  das  Baraquespiel  im  Jnni  abhin  im  Knrsaal  wiederholt 
gespielt*  Der  Beklagte  als  Direktor  genannten  Etablissements  bat  sieb 
daher  der  Uebertrctung  des  §  157,  Abs.  2,  P.  St.  G.  sebaldig  gemacht. 

Die  VprIilCitnisse  rechtfertigen  eine  hohe  Strafe. 

Es  bedarf  keines  Bewei^^es,  dass  das  Urtheil  des  Appelihofes  von 
Aix  in  Vorstehendem  nichts  zu  lindern  vermag.  Dieses  Urtheil  betrifft 
sndem  nicht  das  Baraqnespiel,  vielmehr  ein  gans  anderes  BillardspieL 

Dnreh  obige  Erörterungen  Uber  die  Stellung  des  Rldhters  tioà  auch 

die  weitern  Anbringen  des  Beklagten  erkdi^^t.  Es  lipp:t  nicht  in  der 
Mnclit  des  Richters,  den  Beginn  der  Gültigkeit  eines  publizirten  Gesetzes 

zu  bestimmen. 

Der  Richter  sieht  sich  nicht  veraiiluHst,  Kontiskation  des  ßiilards 
anzuordnen,  da  dasselbe  anch  andern  Zweclcen  dient. 

Urik^l: 

1.  Der  Bekl.i'.'to  sei  schniditr  der  Duldung  verbotener  Glücksspiele. 

2.  Er  sei  in  eine  Geldbiissc  von  lOU  Fr.  verfällt. 

3.  Er  habe  die  ergangenen  Küsten  ?.u  tragen. 

4.  Das  L'rtheil  sei  dem  Beklagten  im  Dispositiv  mitzutheileu. 

Obiges  Urtheil  wurde  nnterm  16.  September  1892  vom  h.  Obergericlit 
im  Schuld-  und  Strafpunkte  bestätigt. 
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Or.  Franz  v.  Lîsrt,  ot'rf.  Professor  der  JSechte  in  HaUe  a.  S.  Lehr' 

hxch  dt's  deuhahen  Sirafn'rhis.  Fünfte^  durch t/earbeitete  Auflage* 
BerÜH,  J.  GattetUag,  189si.   (Preis  10  Mark,) 

Das  Lisst'sche  Lehrbuch  hat  sich  nun  allgemeine  Anerkeniiiing  er- 
rimgon.  Dit  vierten  Auflage  ist  uiigeniciii  rasch  die  fünfte*  wieder 
darchi:«  .irltfitete  profolgt.  Sie  ist  «,ileii  bewiilirten  Kani|»fgeno«*sen"  Pro- 
feR<?()r  l'ri>i^  und  Professor  van  Ilampf  gewidmet,  welrlie  mit  v,  hi»'At 
die  liiteriiationale  Knininalistisebo  Vcrrini^'uiig  gejrrîîmlt't  lialx  n. 

V.  Liszt  iöt  iiielii  nur  im  r-diarfer  Sy.stematiker  utul  eiu  ausgezeieli- 
neter  Dograatiker;  er  schreibt  auch  glänzend  und  ist  niemals  langweilig. 
Und  das  rechtfertigt  den  ausserordentlichen  Erfolg  seines  Lehrbuches. 

In  den  Grundfragen  ist  v.  Liszt  seinen  Anschauungen  treu  geblieben, 
«rührend  er  in  Eiiizelfiagcn  der  Kritik  da  und  dort  Gehör  gescln-nkt  hat. 

Da8  Buch  darf  in  seiner  neiie^tcii.  si'liön  ausgestatteten  Aut1n«ire  dem 
Studirenden  wie  dem  Praktiker  wanii.stens  empfohlen  werden.  Wenn  es 
auch  deutsches  Strafrecht  behandelt,  8u  berücksichtigt  v.  Liszt  doch  Biclit 
selten  das  schweizerische  Hecht;  so  wird  z.B.  auf  „die  Grnndzttge  des 
sebweizerfscheu  Strafrechtes*^  öfters  Bezug  genommen.  Ht, 

Actes  du  Congrès  pénitentiaire  International  de  Saint-Pétersbourg.  1890. 

Puldiés  sous  la  (lit  i  t  lioti  de  la  (  oinniiKSion  d  (nyatutniiwn  pur  le 
D''  Guillaume^  secrétaire  yinéral  du  Conyrha.  5  volumcà:  Saint- 
Pétershoury,  18 If^,  {In  Kommission  bei  Sehmid,  Franche  é  Co* 
in  Bern.)   Preis  Fr.  25.  — . 

In  fünf  stattlicliini  Hiituien  von  über  HOn  Seiten  liegen  nun  die  Ver- 
handluiigti»  des  Petersburger  Geningnisskongresse*  vor.  Das  grossartige 
Werk  ist  der  aufopfernden  Arbeit  des  unermlldlichen  GeneralsekretHrs  des 
Kongresses,  Herrn  Dr.  Louis  Guillaume,  Direktors  des  eidg.  statistischen 
Bllreau,  /u  verdanken  Der  Inhalt  ist  ein  ausserordt  titlii  Ii  n  icliliMltii^'or 
und  wcrtlivüller  Band  I  entliiflt  die  tSitzunqsberir.hte,  Band  11  die  Gut- 
achten über  Strafgesettgebuny  (1.  Sektion),  Band  III  die  Gutachten  Uber 
Gefängnisswesen  (2.  Sektion),  Band  IV  die  Gutachten  Uber  vorbeugende 
Mat'snahmen  gegen  Verbrechen  (3.  Sektion),  nebst  einem  Bericht  Uber 
die  Thîftiirkeit  der  russisrlmn  Getangnissverwaltiin.'  IHT*.'  H.iiid  V 

namentlich  Berichte  über  die  Enhvicklumj  des  ü(ra{-  uuä  (jf/a<iy- 
nisswesem   In    den   einzelnen  LSndem   und  lAteraturverteichnisse. 
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Jedem  Band  ist  dn  Sachn^tor  beigegebeo.  Wer  an  der  Reform  des 
Straf-  and  OefitngnissweeeDB  mitarbeiten  will,  kann  das  Werk  nieht  ent- 
behren. 

ist  eine  Elircni)Hirlif,  die  j^rossen  Verdienste  Guillaume's  um  dieses 
Werk  Ulli  Dank  und  UewunUeiUDg  anzuerkennen.  Nach  tlunderten  zälilen 
die  Briefe,  welche  er  an  die  Hitarbidter  in  allmi  Knltnrstaaten  geschrieben 
hat.  Die  Beitrll|re  waren  aum  kleineren  Tbeüe  in  fransOeiseber  Spraehe 
abgefasst.  Guillaume  hat  sie  aus  dem  Deutschen,  Italienischen,  Englischen 
oder  ans  pinom  mangelhaften  Fran/JîsÎBch  in  ein  reines  Französisch  Uber- 
tragen. ünterätUtzung  fand  er  nur  bei  seinem  Neffen,  Herrn  General- 
prokurator  Dr.  Engen  Berel  in  Nenenbnrg.  EndllcAi  bat  OaiUaume  den 
Druck  des  Werkes,  den  die  Stftmpfli*sche  Ofiisin  in  Bern  In  Tollendeter 
Weise  besorgte,  Uberwacht  und  Uber  250  Druckbogen  durchgesehen. 
Einen  kostbaren  Rin^r,  den  der  russische  Kaiser  Herrn  Dr.  Guillaume 
anbot,  hat  er  als  eidgenössischer  Beamter  abgelehnt.  Sein  einziger  Lohn 
ist  das  BewuMtsein,  dass  er  sieh  um  das  Straf  and  Gefltngnisswesen 
verdient  gemacht  bat.  Das  soll  bier  naebdrUcklicb  bervorgehoben  werden. 


StrafreohtszeitoDg.  —  NouTelles  pénales. 


Strafrecht  und  Strafprozeß. 

Strmfgrc^etzbuch  ffir  den  Kanton  Aargan.  Herr  Oberrichtcr  Jakoft  Hm- 
hrrger  in  Anriui  ht  sm  ilom  Ri  gif-ningsrath  des  Kantons  Aargau  beauftragt  wor- 
den, einen  Emwurt  l'iir  ein  ;wr^:iuisdi«'î<  Strafgesetzbuch  auszuarbeiten.  Dieses 
Gesetzeswerk  ist  uud  soeben  (November  löy2)  erschienen  (Brugg,  Buchdruckerei 
HEffiDgerhof",  ld92).  Der  Entwurf  enthUt  605  Paragraphen,  vom  denen  cleb  184 
auf  den  allgemeinen  Theil  belieben. 

War  die  aersplitterte  Strafgesetsgebung  des  Kantons  Aargan  kennt,  nnd  die 

Bcbwierii^eitf  die  Novellen  mit  dem  nrsprttnglichen  (guten)  Krimiualstrafgesetx- 
buch  zu  verbinden,  wriss  dm  Vorzug  eines  tiiibeitlklicn  kantonalen  Strafgesetz- 
buches zu  wtlrdigen.  .Ifdc  kantonale  Gcsct/arbeil,  die  sich  dif  Ergebnisse  der 
Gesetzgebungäwi:»8enscbatt  zu  2s  uizc  gemacbi  bat,  ist  von  den  Freunden  einer  eid- 
genastischen  Vereinheltllchang  des  Straf^cbta  als  wertbTolle  Mltarbdt  anzuerkennen. 
Denn  auch  ebi  eldgenassisches  Strafgesetsbach  wird  die  niinliidie  Aufgabe,  nur 
fbr  ein  grösseres  Gebiet  zu  lösen  hüben.  Gewiss  wird  der  Entwurf  von  Henberger 
auch  der  eidgenoBsLichen  Gesetzgebung  zu  gute  kommen. 

Ein«»  Wrirfliî»tin?  des  Inhalts  kann  rrst  später  erfolgen  ;  in  Bezug  auf  die 
Form  würde  der  Entwurf  durch  eine  knappere  Zusammeuüassung  des  Stoilcs  be- 
deutend gewinnen. 
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^rafvollziuf. 

Kedigin  vou  inrektor  J.  V'.  Huibin  ia  Leusbutg. 

Pénitencier  de  Nenchâtol.  Eapport  <le  la  direction  nur  Fexerrire  de  isi'l. 
L'effectif  au  janvier:  8()  Ueteauü  (tii  criminels  et  19  correctiouuels),  entrés 
109  (24  crim.  et  85  corr.),  total  180,  sortis  :  105  (il  erim.,  Ü4  corr.),  l'eflectif  au 
81  décembre:  64  (44  erlm.«  40  corr.).  L'effectif  journalier  moyen  70,8  (1890:  80,8). 
Origiwe  âe»  eMri»:  Xeuchäteloi«  50  7«i  Suisses  d'autres  cantons  407«  «t  Etrangers 
10  »/o  ;  âge  :  au-dessous  de  20  ans  8  7o,  de  20  à  29  28  %,  de  30  à  3'^  "  ' , ,  de 
40  à  49  19  7o,  de  60  à  59  11  o,  et  de  «0  à  69  2  "  o  ;  état  civil  :  H7  "  o  de?  mirH 
étaient  céliltataires,  15  "/o  mariés,  8  "/o  veufs  et  1070  séparés  ou  divorcés,  instruc- 
tion priwMire  :  147*  bonne,  41  Vo  passable,  417«  médiocre  et  4  7*  nulle;  édit- 
€ßHm:  bonne  887»)  laissent  à  désirer  61  7»  et  numtralse  117«;  forhim:  en  poe- 
session  1  7»»  ayant  à  en  prétendre  47«»  sans  fortune  95  7«  ;  profession  ou  «cci*« 
pation:  35  7o  étaient  journaliers,  manœuvres  et  domestiques,  4  7o  «  «rr  u  rri,  mineurs 
et  terrassiers,  5  7o  employée  iIp  conimerce.  5  *  r,  hucherons.  î  7»  agriculteurs,  4  7» 
mécaniciens,  21  7°  horlogers,  4  "/o  cordonuifrä,  5°  u  menuisiers  et  16 7o  hommes 
d*aatres  métiers.  Une  fois  pnnis  80  7o,  récidivistes  207*>  iS'alure  de»  crimts  et 
däits:  contre  la  sûreté,  1»  paix  et  Tordre  public  877«,  contre  la  foi  pabliqoe 
1  7oi  contre  les  mœurs  4  7o,  contre  la  vie  d'autrui  IG  7o»  atteintes  portées  aux 
bieus  d'autrui  dans  le  but  de  se  les  approprier  11  ®/o.  Duré"  des  peine-*  crirnindhs  : 
3  mois  },  8  mois  1,  12  mois  9,  15  mois  1,  18  mois  5,  2  ans  1,  27*       1,  3  aus 

I,  4  ans  1,  5  ans  2  et  18  ans  1  ;  dwée  des  peines  eorreetioMdtes  :  de  1  à  1V> 
mois  14,  2  mois  16,  27«  mois  1,  8  mois  18,  4  à  6  mois  21,  8  à  12  mois  8,  14  à 
18  mois  6,  2  ans  4  et  2Vi  ans  2. 

La  durée  moijeune  des  peines  criminelles  était  donc  île  29  nmis  Pt  2  jours, 
des  correctionnelles  3  mois  25  jours.  La  discipline  des  détenus  était  en 

général  bonne. 

Le  nombre  des  jours  d'aftmeHfafto»  était  de  26,009  arec  un  total  de  dépenses 
pour  l*«limeatttion  des  détenus  de  frs.  14,828. 86  (sans  le  ehanfikge).  Un  jour 

d'alimentation  revenait  donc  à  55,1  cts.  ou  avec  attribution  du  chauffage  à  80,4  cts. 
Les  dépenses  pour  vêtements  et  literi^x  s'élevaient  pour  la  jouméf  en  moyenne  à 

II,  4  cts.,  pour  Véclairaije  à  15,2  cts.,  pour  le  chauffuije  à  25,.H  cts.,  pour  blan- 
chissage et  service  de  propreté  à  3,4  cts.,  pour  Vabonnemenl  à  Veau,  etc.  à  8,6  cts. 
et  pour  l'acbat  et  l'entretien  du  mehilier  et  de  VmitiUa^  à  15,4  cts. 

Le  produit  brut  d'une  journée  ouvrable  sans  le  travail  nécessaire  pour  k 
maison  revient  à  fr.  1.  19,1,  nvrr  r(»!ui-ci  et  les  produits  dc^  jardins  à  fr.  1.03,8. 
Les  journées  de  chômage  s'ôlfvput  à  19.H.  les  jounu  os  ouvrables  à  80,4  7" •  J-'^s 
bénéfices  sur  matières  premières  et  alimentaires  et  porcherie  tout  trs.  10,653.  08  ; 
le  total  des  recettes  frs.  82,260.88  et  le  total  des  dépenses  frs.  81,764. 66.  H 
reetait  donc  à  la  charge  de  l'Etat  la  somme  de  fîrs.  66,646. 46  on  par  jour  et  par 
détenu  frs.  2. 17. 

Die  Strafanstalt  tnxern  zählte  im  Jahre  1891  zu  Anfang  143  (1890  ^ 
152),  am  Ende  14i>  (143)  und  im  Ganzpn  2!^!»  (330  (»ofangpii»' r  2t»î  (2'>3)  miinn- 
liche  und  65  (78)  weibliche:  103  (114)  kriminelle,  14  (22}  korrektiuuelle  und  26 
(7)  Zvk'aogsarbeiteritiDeu.  *)   Im  Gänsen  sind  amgelrettn:  147  (188)  und  zwar: 


')  Di«  BBinlUhiMi  SwugitfMter  hainte  ridi  ia  te  SwaigparMlHiistilt  aaf  dttt  8a4»th«r 

bal  LasMB. 
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■1  (2)  oder  2,72  (l,(i(i)°,o  intbljço  deliuilivt  r  llegutidigiuig  durch  Ueu  iîrossen  Rath, 
42  (46)  oder  28,57  (21,00)  '  ,,  infolgt-  hediugier  Freillssuiig  durch  den  Regierimgà- 
nth,  2  (2)  Oder  l,ätt  (1,06)  V  »folge  Tod,  92  (1S6)  oder  62,59  (72,84)  %  infolge 
Ablauf  der  Strafzeit  and  7  (3)  oder  4,76  (IfiO)  </»  aus  andern  Grftnden. 

Kinifflrfirn  sind  (ohne  die  2H  Zwangsarbcitcrinnen)  120  (172).  Daron  w.iren 
<>1  fl-i?)  orler  75.«:!  ^1\),^V^)  %  Kantouahürger,  22  (23)  oder  18,33  (13,;;7)  • 
Hiirger  anderer  Kantone  und  7  (12)  oder  5,83  (7.on)  «  o  Ainländer:  12  (tî)  oder 
10,00  (3,41))  7o  zahlten  unter  21  Jahren,  32  (öi>)  oder  2(j,ü6  (2Ü,07)  7o  staudcu 
im  21.-80.,  83  (50)  oder  27,50  (29,07)  7o  im  81.— 40.,  26  (89)  oder  21,66  (22,67)% 
im  41.— 50.,  7  (19)  oder  5,83  (11,05)  7o  im  51.— 60.  Alter^alire  und  10  (8)  oder 
8,33  (4,H5)  7u  waren  Uber  GO  Jahre  alt;  80  (105)  oder  06,67  (61.05)  "o  th-r  Ein- 
getretenen waren  ]cM<x.  20  ("0)  oder  21,17  (31.30)  '*  i  rfrrhpHcht,  8  (ö)  oder 
6,6Ü  (2,1M)  Vo  veiwittwet  und  3  oder  2,ôO  (1,74)  ",0  ,it  hieden  ;  97  (U9)  oder 
80,83  (80,63)  "/o  katholisch,  22  (23)  oder  18,33  (13,37)  7o  reformlrt  und  1  (— ) 
oder  0,83%  Israelit.  2  (8)  oder  1,60  (4,65)%  hesassen  gute,  91  (127)  oder 
75,83  (73,84)  "  0  mittelmissige  und  27  i  :l7)  oder  22,60  (21,51)  7«  geringe  oder 
gar  keine  Si  lmlhildung.  Sämmtliehe  Eingetretenen  hatten  kein  Vermögen.  Nach 
den  Hri  iifriaitcii   sind  f57)  oder  H;,<î7  (:îM,14)  "     Handwerker  und  Tag- 

lohuer,  2o  (l^i)  oder  19,1.»  (2.^,(>Uj  7«  Landarbeiter,  beulten,  .Melker  etc.,  4  (13) 
oder  3,33  (7,56)  7..  Handarbeiterinneo,  10  (12)  oder  8,33  (7,(K))  7»  Beamte,  6e> 
schftftsleiite,  Wlrthe  etc.  and  27  (47)  oder  22,50  (27,32)  %  BenifloBe.  Einmal 
bestnift  sind  64  (96)  oder  53,33  (55,81)  7o,  mckfüllig  56  (76)  oder  46.67  ('44,11»  7o. 
I>pr  Verirehen  frejjen  (îcsundheit  und  Leben  sind  es  7  (l'?")  oder  5,83  (7,56)  7"? 
gegen  die  hiitlichkeil  16  (16)  oder  13,33  (ü,30)  7'o,  gegen  die  Sicherheit  2  (8) 
oder  1,66  (4,65)  7«,  gegen  Treue  und  Glauben  4  ( — )  oder  3,33  (  )  7o»  gcgeu 
das  Eigenthnm  77  (lOS)  oder  64,17  (69,89)  %  und  Poliiei?ergehen  14  (82)  oder 
11,67  (18,60)  7«. 

Die  Disziplin  der  Stittflinge  war  im  Allgemeinen  gut.  Von  289  Individuen 
wurden  diszipltaarisrh  bestraft  22  oder  7,6  7«»  in  1890  von  331  nur  19  oder  6  7o- 

Die  Gi'saramtzahl  der  VerpHeg»mgstage  stieg  auf  !:>•-'(  18'.M)  =  47,SS-S),  der 
tägliche  Diirch<chiiitt  also  auf  115,8  (131,2).  Die  \  eiptlegiiiigsknsten  bctni^eu 
Fr.  33,976.  72  (Fr.  32,774.02),  1  VerpHeguugötag  also:  a.  für  1  Aufseher  Fr.  1.22 
(1890  ^  Fr.  1. 21),  6.  für  1  Gefangenen  50  Cts.  (1690  ^  48  Cts.).  Die  Verwal* 
tangskosten  betrugen  Vt.  19,161.  60  (19,895. 30)  oder  pro  Tag  und  Kopf  39,59  Ott. 
(40,50);  Ilekleidong  und  Betteffekten  71 17.  65  (7611.  93),  pro  Tag  und  Kopf  14,71 
(15.001  (  t  .:  HrPTiTimaterial  4796.  45  (40 |H.  78),  pro  Tag  und  Kopf  9,91  (8,46)  Cts.; 
Beieuchtuiig  .jo5fi.  30  (4630.15),  pro  Tag  und  Kopt  10,45  (9,67)  Cia.  \  Geräth- 
schaften  3383.  »i9  (2348.  40),  pro  Tag  und  Kopf  6,9;>  (4,91)  CtS. 


Auf  einen  Sträfling  entfallen  durchschnittlich: 


a.  Arbeitst  H  t?e  .... 

,    .  286.31 

oder 

78,36  7o, 

1890 

278,05 

oder  76,18  7g 

/*.  Sonn-  und  l-eiertage 

.    .  62.20 

r 

17,14  „ 

^  y9,26 

n     16,23  „ 

n 

3,62  „ 

n 

22,59 

„      <î.l9 , 

â.  Gen&ngniss-,  Arrest-, 

Em- 

n 

0,87  „ 

n 

«  4,90 

«      1,34  „ 

e,  Unterrichtstage    .  . 

.   .  0,07 

n 

0,01  „ 

V 

«  0,20 

865,00 

100,00  % 

865,00 

100,00% 
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Dor  Nettoverdienst  betrug  nach  Abzug  der  i'ekulien  Fr.  37,51 1.  öti  (43,008. 05) 
oder  pro  Arbeitstag  98,8  (llT.ü)  Cto.  Den  GefkogeoeD  wmrdeo  an  Arbeitsrerdienstp 
antbeil  (PekuUmn)  Fr.  3094. 70  (1800  =  Fr.  2190. 16)  gotgeedirieben,  dorchsohnitt' 
lieh  6,4  (18B0  «  6,8)  Cto. 

SinuDtllcbe  AoBgaben  der  Anstalt  betragen    ...  Fr.  80,328. 51 
,         Einnahmen  der  „         „         ...    ,  36,875.83 

Aläo  die  tJnterhaltäkosten  Fr.  41,453. 18 

Der  Staatszuschuss  beträgt  ^   31,100. — 

Pro  1890  betrugen  die  Au.^  ib  n  Fr.  77,3:^3.  47 

„      „         n        7>    Einütthwea  „  14,517.89 

Ahn  die  [JnterhaltMkosten   Fr.  82,8 lô.  58 

Der  Staatszuschuss  beträgt  „   34,3(JO.  — 

U*'ber  den  Gefundlieitszu.stand  ht  endlich  Folgeudes  zu  berichten  :  In  den 
Jahren  ls<Mj  und  kaun  n  20'.)  Kranke  mit  221  Fallen  (ohne  dif  «^elir  zahl- 

reichen InHuenzafàlle;  zur  Behundluug.  Die  lucistcu  l'atienten  wurden  ambulant 
bebandelt 

Sic  tiitlidlen  auf  folgende  Kategorien  : 

I.  Innere  Krankheiten  gab  en   III 

II.  Aeoeaere      „        „    ^  110 

221 

Todesfjille  sind  4  zu  verzeichnen;  Todesursache  war:  l^ungenscliwiudsucbt, 
Longeneotzûndung,  Altersschwftcbe  mit  Laogen»  tind  Herzentartuog,  Baucbfellent- 
aOndiing. 

Die  Influenza  nahm  ihren  An&ng  beim  Beamten-  und  Aufeichtopenonal  (13 

Erkrankungen  bei  einem  Bestand  von  25)  ;  dann  folgten  50  nulnnliche  Sträflinge 

von  ^'2'■'  tiiui  »■(  Weiber  von  24.  Die  Fülle  vfrlief^n  übrigens  ohne  Ausnahme 
leicht,  unter  uervo.s-febrilcr  Form  ;  scliwere  Aftektioneu  der  Athmungsorganc  oder 
Tod  kamen  nicht  vor.  H. 

Strafrollzng  als  Ursache  Ton  Verbrechen,  Der  Metzger  Friedrich  Thier- 
stein aus  Bowyl  Ist  am  23.  September  1892  in  Basel  wegen  Mordes  verhaftet 
worden.  Thierstein  bat  am  Sonntag  den  14.  August  dieses  Jahres  den  Zollassi- 
Btenten  Ott  am  westlichen  Abbang  des  Bdehens  erschlagen.  Thierstein  war  anerst 
auf  dem  Blanen  mit  Ott  snsammengetroffen  und  dann  wieder  auf  dem  Weg  zum 
Beleben.  Auf  der  Höhe  setzten  sich  beide,  Thierstein  sass  hinter  Ott,  «r  ersdllng 
ihn  mit  einem  Felsstein  und  beraubte  ihn. 

Ueber  den  Verbrecher  berichtet  das  Thnner  Geschäftsblatt  : 
^  Der  Unglückliche  ist  Sohn  einer  zahireii  lu  ii ,  durchaun  <renehtet<Mi .  aber 
durch  den  Tod  des  P'amilieuvaters  in  etwas  bedrängte  l^age  gerutheneu  laniilie. 
Trotadem  erhielt  er  eine  gnte  Schulbildung.  Der  Tod  seines  Vaters  modite  zwar 
die  Aufsicht  flbtir  die  heranwachsenden  Knaben  der  Hütt»  etwas  schwierig  ge* 
macht  haben;  wir  sahen  ttnd  hörten  aber  nie,  dass  etwas  Unrechtes  während  der- 
Schulzeit  vor  sich  gegangen  würe.  Nacli  Absolvirung  (b  r-elben  kam  Friedrich  zu 
einem  geachteten  und  soliden  Schwtiuemetzger  in  die  Lehre,  der  sehr  zutriedcn 
mit  ihm  war  und  ihn  wiederholt  später  in  Dienst  nahm.   Als  er  in  die  Lehre 
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trat,  gehörte  Friedrieh  Tbientein  einer  Sektimsenniueluft  an,  bei  dem  leben»- 

frohen  Burscheu  ein  befremdeades  Faktum;  er  soll  ein  sebr  eifriger  Anhänger 
dieser  Richtung  prewp?en  sein  tind  Neigung  gezeigt  haben,  sogar  wähnnul  der 
Arbeit  dem  Tralctatii lesen  obzuliegen.  Das  war  aber  eine  unnatürliche  (ieistes- 
thätigkait  fbr  einen  Metzgerbarschen  —  eines  Tages  sattelte  er  am  und  gerieth 
dann  plfllslbdi  in's  EKtrem. 

Die  Hftuptscbuld  an  seinem  Unglttdc  war  obne  Zweifel  ein  scblediler  Gesdl^ 

schafteTf  der  sich  an  seine  Fersen  heftete.   Es  tiel  nun  nacbgwade  nuf,  dasa 

F.  Th.,  drr  inzwischen  Geselle  mit  >ohr  anständigem  Lohn  geworden  war,  über 
mehr  (ield  verfügte,  als  mit  seinem  Loline  in  Einklang  stund,  und  kurze  Zeit 
nachher  urtblgte  sein«;  Verhaftung  wegen  Theiinahme  an  einem  Bleidiebstahl  in 
der  eidgenöBsischtti  MnoitloiiafalHrlk,  bei  welchem  natArlieb  jener  Kamerad  Uiu 
hcttfer  «ad  wobl  aock  Amtifter  war.  Wlbrend  der  darauf  folgenden  Haft  lehebit 
der  Unglückliche  jedes  Schamgefühl  und  damit  jeden  nittlicben  Halt  verloren  zu 
haben.  Der  harmlose  Janv'llng,  der  früher  Wochen  lang  fleiasig  arbeiten  konnte 
und  die  Musse^^tiinden  in  der  l'amilie  seinem  Meister«  verbrachte,  der  demselben 
noch  in  seinem  leUien  Briefe  vom  Oktober  für  Wiedcraiisteiluug  dankt  und 
femer  sebreibt:  »Mein  enaiea  Bestrebw  wird  sein,  Sie  mit  mir  in  jeder  Beste* 
hang  znfrleden  sn  sehen«  denn  ich  bnbe  noch  manchmal  an  Sie  ipedacht,  nnd 
Ihr  Rath  Ist  mir  schon  manchmal  xu  gute  geki mimen,  ich  werde  mich  beSeissen^ 
ein  treuer  und  aufrichtiger  Knecht  zu  sein,  denn  ich  hin  üsnen  noch  vie!  Dank 
schuldig"  —  dieser  von  den  besten  Absichten  be^ieelle  Mensch  war  mihrend  der 
mthrtcöcheutlichen  Uemeinavhaft  mit  Galgenvîkfeln  alier  Art  ein  Verbrecher  ye- 
wordm,  der  rasch  sdncm  Verhftngniss  enigegeneilen  sollte. 

Bei  sehier  anerkannten  Gesdückliehkeit  in  sdnon  Berufe  wire  es  ihm  nidit 
schwer  gewerden,  nadi  der  fcnrsen  Haft  lohnende  Bwchiftigung  ni  finden;  er 
hatte  aber  das  Bedürfniss  nach  ehrlicher  Arbelt  verloren,  die  Genusssncht  kennett 
gelernt,  und  die  Gemeinschaft  mit  Verbrechern  war  ihm  kein  Greuel  mehr." 

Nach  diesem  Bericht  muss  angenommen  werden.  da>3  Thierstein  dnrch  die 
SirafvuU.ttrefkung  zum  Verbrecher  geworden  ist.  Verhalt  e»  sich  wirklich  so,  SO 
liegt  in  der  Thatsache  eine  vernichtende  Kritik  unseres  Strafvollzuges.  Zu  beachten 
ist,  daes  die  Strafe  nur  kurze  Zeit  gedauert  hat.  Die  Sträflinge,  welche  ebe 
langieitige  Strafe  au  bestehen  haben,  werden  dnem  „individualisüreinden"  Straf- 
systein  unterworfen  und  es  wird  mit  Sorgfalt  au  ihrer  sittlichen  Hebung  gearbeitet. 
T'ni  den  Sträfling,  der  einige  Wochen  sitzen  muss,  kümmert  sich  Niemand,  Mit 
Andern  zusammen  verbringt  er  die  Strafzeit  in  Müssiggang,  der  hier,  wenn  je,  aller 
Laster  Anfang  ist.  £ine  Reform  des  Strafvollzages  musa  bei  den  birnnUigm 
GeftngnlMstrafen  und  bei  der  Untermdumgi^afi  beginnen.  <SL 

Tbuli  Johann  von  Uerlisberg,  Kantons  Luzcm,  bekanut  unter  dem  Namen 
„Schwelm*,  Mflller  und  Muhlanacher  von  Beruf,  geb.  1847,  welcher  seine  Strafe 
ans  dem  Kanton  Znn  in  der  Strafanstalt  Zftridi  verbflsst  hatte  und  sich  seit  einiger 

Zeit  wieder  in  Luzeru  befand,  wo  er  von  30  Jahren  und  10  Monaten  bis  jetzt 
16  Jahre  erstanden  hat,  reichte  am  31.  August  1.  J.  dem  Hegienuigsrathe  in  dort 
ein  Gesuch  um  bedingte  l'Veilassung  auf  Wohlverhalten  ein.  Diese  Freilassung 
kann  nämlich  im  Kauton  Luzem  schon  nach  Ablauf  eines  Drittels  der  Strafaeit 
gewahrt  werden.  Um  bat  Thali  gegenwlrtig  In  Lnaem  no^  14  Jahre  und  10 
Monate  (2  Urtheile),  im  Thurgan  18  Monate  und  im  Aaigan  7  Jahre,  losanunen 
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aläo  oocli  23  Jahre  und  4  MonMte  zu  verblissen  (siehe  Zeitschrift  fur  Schweizer 
Stra&ecbt  I,  pag.  535). 

Üatenn  7.  OkUrfMr  tnndte  sich-  mm  das  Jtntis^uteiiient  TOB  lAutm  intt 
folgender  Zoiclirift  an  die  aargptf iche  Jastia Aidrtlon  !  MNaishdeni  Thall  enußidie 

Besserung  verspricht,  zeigt  sich  bei  den  hiesigen  Behönlen  unter  der  Voraassetzung 
Geneigtheit  zur  Oosuclisintsprechung,  dasa  sich  auch  der  Reglern  ups  rat  h  des 
KantüUÄ  Aargau  bereit  erlilart,  ihm  jene  fünQäbrige  (V  siebenjährige)  Zuchtbaus- 
btrafe,  die  er  noch  in  Lenzburg  abzusitzen  hätte,  ganz  oder  theilweise  in  Gnaden 
an  erlasaen.  Detsgleidien  worden  irir  beauftragt,  den  R^g^ongsrath  des  Eantons 
Thurgaa  anzufragen,  ob  derselbe  mit  tmsemi  Vorgeben  «nveratanden  sei  und  dem- 
nach dein  Petenten  die  daselbst  noch  an  erstehende  ISmonatliche  Znohtbausstrafe 
ganz  oder  tbeilweise  scbenlien  wolle. 

„Indem  wir  Ihnen  demnach  empfehlen,  wenigstens  zu  einem  Versucho  Hand 
zu  bieten  und  Thalt  endlich  Gelegenheit  zur  ehrlichen  Existenz  in  der  Freiheit 
an  Terscbafflto  (er  hatte  eine  solche  schon  einmal  ;  denn  er  irar  adion  «fannal 
proTisoilseb  freigelasara.  D.  A.),  bemerken  wir  noch,  dasa  derselbe  selbstrecstAnd- 
lieh  erst  auf  jenen  Termin  bedingt  entlassen  würde,  wo  nihere  Garantie  tùr  ein 
Unterkommen  desselben  vorliegen  wird." 

Welche  Antworten  die  Regierungen  der  Kantone  Aargau  und  Thurgau  der- 
jenigen in  Lnzi  rn  ertheilt  hüben,  wissen  wir  nicht  ficnan.  Su  viel  ist  aber  .m/u- 
nehmeu,  dass  sie  sich  einem  solchen  V  orgehen  nicht  widersetzt  haben  ;  denn  schuu 
am  14.  Oktober  wurde  Johann  Thali  vom  Regierungsrathe  in  Lnzem  bedingt  frel- 
gelassen  und  der  thuigaaisdi«n  Strafanstalt  Tobel  zogefikhrt.  Der  Kanton  Thnrgan 
besitit  das  Institut  der  proTlsOTlschen  Freilassung  noch  nicht.  Bis  daher  der 
Grosse  Kath  dieses  Kantons  ftber  ein  Begnadigungsgesuch  des  Thuli  cntsi  hu  den 
haben  wird,  hat  dieser  in  dpr  Strafanstalt  Tobel  zu  verbleiben.  Aarg;ui  h;it  die 
provisorische  Freilassung  auf  Wohl  verhalten  nach  Ablauf  von  Zweidrittel  der  .Mraf- 
adt.  Die  Gewibrong  liegt  in  der  Hand  des  Grossen  Bathes.  Tball  bat  bis  jetat 
im  Aargan  eine  frahere  Strafe  von  8  Jahren  verbQsat,  an  der  neuwn  von  7  Jahren 
aber  noch  keinen  Tag  ab^'i-SLSsen.  Er  kann  daher  hierseite  noch  ideht  bedingt 
fn'iijolasfsen  wenlen.  Wrtrde  dessen  Dt-tention  im  Thunrau  und  Aargau  aber  fort- 
gesetzt werden,  so  hätte  die  bedingte  Freilassung  desaolben  im  Kanton  Luzern 
licmen  Sinn  und  auch  keinen  Nutzen,  für  Thurgau  und  Aargau  wohl  aber  den 
Naebthell,  daas  sie  eine  Last,  die  vorläufig  noch  dem  Kanton  Luxem  angdliflrte, 
filr  diesen  au  tragen  bitten.  Es  ist  daher  anzunehmen,  àasa  Thali  an  beiden 
Orten  definitiv  begnadigt  werde.  Mit  dieser  Begnadigung  könnte  man  im  Aargan 
immerhin  aber  noch  zuwarten  und  ilir  dio  [irovisoriscbe  Freilassung  im  Kanton 
Lii/eni  voran^ehen  lassen,  re^p.  dif-e  nach  der  Fntlassinit?  'I'iinli'rt  im  Kanton 
Thurgau  ohne  Weiteres  sofort  in  Vollziehung  setzen.  Wurde  si«  h  ihuli  unterdessen 
wiridich  gut  verliaiten,  so  konnte  seine  definitive  Begnadigung  im  Aargau  nach 
einigen  Jahren  erfoigeo;  wftre  soldies  nicht  der  Fall,  so  milaste  Luaem  dessen 
Detention  wieder  Qbeniehmen,  denn  seuie  14  Jahre  lud  lü  Monate  gehen  als 
Strafe  den  aargauischen  7  Jahren  zeitlich  voran.  Zu  wUuschen  wäre  natürlich, 
dass  Thali,  einmal  in  l<'reiheit  geaetjst,  nicht  mehr  eingebracht  werden  mttsste.  M. 
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Strafrecb  t»ze  il  u  u|{. 


JttffendUche  Verbrecher. 

Bestrafan^  vuu  kiuü«ru  in  Lujceru.    Aui>  eioeni  iierichtc  der  Ju«tiz- 
kommiflsion  an  den  Regieningiiralb  von  Lozero  aber  die  Zahl  der  jugeutUkbea 
Verbrecher  anter  18  Jahren,  vom  2t.  Juli  1890  (abgedruckt  in  dem  Becbenschafts- 
bericht  des  ObergericbtH  fBr  1890,  bei  Nr.  802),  ergibt  sich  folgende  Statistik: 
En  Icamen  Penoneu  von  10 — 18  Jahren  zur  HiMirth^ilun?: 

Im  J»kn  b«ir«iM<l  UttUrKtei4iuicai(r»{l  ward» 


1678 

1^*7» 

Tl  ^ 

u  1 

bqakt  Iii 

1  Falle 

vMa^t  ta 

22  Fftllen 

lf>^ 

5 

2  l-aiieii 

3 

1881 

8 

8 

1682 

4 

4 

» 

5 

6 

m 

1HS4 

5 

6 

tl 

1öm5 

7 

7 

1»86 

13 

2  Fällcu 

11 

r 

1887 

4 

4 

M 

1888 

9 

2  Fttllen 

7 

It 

1889 

IB 

2  . 

1 1 

Die  Zahlen  für  1888  und  18^1)  sind  in  deui  Berichte  der  Ju8tiakommi»ion 
m  den  I{egierungsrath  nicht  f'nthalti'U.    Sie  sind  h^df-nküch 

Wie  das  „VaUrUtHd-  berichtet,  äitxeu  geijenintrtnj  (Ende  Septeiuber  lö92) 
im  Zentralgefuiiguiis  von  Lozem  14  oder  16  Knaben  unter  i7  Jahren  wefen  Sittr 
Hcbkeiiavergehen,  Betrag  und  Diebereien;  die  Delikte  fallen  meist  in  die  Zeit 
der  Schulferien. 

Da/.u  beuif'ricf  fias  „Luzerner  Tu'^blatt",  dessen  Kfdaktor  früher  Direktor  der 
.Straran^talt  liU/.ern  war  :  „  Für  junge  Verbrecher  ist  hier  schlecht  vorgesor-rt  :  e-s 
sollte  uothweudig  ein  Auächluss  an  die  neue  btratanstalt  für  Jugendliche  in  Aar- 
buig  gesttcbt  werden." 

Die  Kinder  werden  im  Oefangniää  weder  besehüftigt  noch  unterrichtet,  Be> 
«e^iiTig  in  frischer  l>uft  wird  ihnen  dcht  verschafit.  llicht  selten  befinden  sie 
»ich  in  der  ?«  hl»'rhtesten  (ie»rll<<  Imft. 

Und  diese  Siratliuge  sind  zum  grossien  Theil  Kuider,  welche  das  Gericht  als 
nicht  nnterscbeldungsfllhig  erklArte,  wm  nach  allen  andern  CrMKUsg^ngen  Frei- 
sprechung blanden  würde. 

Bin  Jnifcr  Terlirwfecr*  Am  17.  Oktober  1892  wurde  ein  blu^unger  Ver- 
brecher, E.  M.  von  K,,  mit  einer  Strafe  von  l'/i  Jaliren  in  die  Strafanstalt  Leiiz- 
bare  einfrelieff-rt.  I>a  er  zufulH«.»  ilm  .Wuinn  Matter  tr.iijt,  so  war  die  öfTcntliche 
Meinung  bald  hei  der  Hand,  ihn  tleu  z\\i  it.Mi  „Malter"  zu  nennen.  Bernhard 
Matter,  respektive  der  erst^i  Matter,  war  uauilich  ein  Erzschelm  mit  etwas  kommu- 
nistischer Anlage.  Als  unverbesserlicher,  gefthrlicher  Di^  wnrde  er  im  Jabre 
1854  nach  damals  noch  gelt<>ndeni,  hierauf  aber  abgeftndertem  aargauischem  Straf* 
geseize  vom  Obergerichte  zum  Tode  verurtheilt,  vom  Grossen  Käthe  ui« dt  begna- 
digt und  unter  den  .'>  Linden  an  fier  Strasse  von  Leuzbiirg  nach  Huuzenschwil 
(groüse  ZtU-ich-llerm>trû«sej  vor  den  Augen  eiueâ  zahlreichen  rublikumü  enthauptet. 
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Der  junge  „Matter",  geb.  am  3.  JaU  1676  sn  K.,  ist  zwar  ehelich  g«  borea, 
hat  Beinen  Vater  aber  nie  gekannt.  Mit  5  Jahren  wurde  er  von  der  heimatlichen 
Armenpflege  verkustiareldot,  da  soine  Matter,  iln  Hrod  zu  verdiencü,  in  einer  aus- 
wrirtiîren  Fabrik  Arbeit  nalim.  Iiis  zum  8.  Altrrsjalire  bÜtb  er  bei  doii  «^birlifn 
I'tiegeeltern,  dauu  kam  er  2  Jabre  laug  iu  ein  anderes  ilaus,  wo  aiub  nirlitî; 
Besonderes  vortiel.  Am  diiticn  Kostorte  verhielt  er  sich  (nach  seiner  eigenen 
Aussage)  anderthalb  Jahre  lang  ebenfall«  gut,  allein  weil  sein  Pflegevat^  seinui 
Geldsäckel  in  der  naversehlosseneu  Ttschtnibe  aufznbewahrai  pflegte,  so  wurde 
dieser  Umstand  für  den  Knaben  verbangnissvoll.  Sein  höcbsteä  He^trebon  be^^tand 
nämlich  von  jeher  darin,  eine  'rntrhruuhr  m  hf^itzen.  Da  stand  einmal  in  der 
ZeitiiDg,  dass  Uhrenmacher  ii.  Taschenuhren  um  den  niedrigen  Frei»  von  G  I'r.  ver- 
kaufe. K.  M.  begab  sich  au  ihm,  um  die  Ultren  zu  besichtigen.  Da  aeigte  ihm 
der  Uhrenmacher  eine  iltere,  messingene  Uhr,  die  er  ihm  um  4  Fr.  verkaufen 
könnte.  Jet/t  lag  die  Verstn  huuL'  /u  nahe,  M.  konnte  derselben  nicht  mehr  wider- 
stehfn.  Er  gritt' in  einem  unbcw:i(  btpn  Auu'fiifilirke  in  den  Cieldbrnti  l  sfiii.  >  l'rt»"^»'- 
vater^-  tlfs  Scbneidcrniei><ters  B..  inid  «iiiii.ihrii  dr'inselben  1  Fr.  Damit  In-^^ah  er 
sich  zum  l  hreumacher  uud  erwarb  sich  liit«  Lhr.  Doch  die  Freude  war  kur2. 
ächnetdermeister  B.  vermisste  bald  die  4  Fr.  und  stellte  M.  deshalb  aur  Rede. 
Dieser  mnsste  sich  abar  die  Erwerbung  der  Uhr  auaweisen  und  blieb  hängen.  Der 
Gemeinderath  diktirte  ihm  für  diesj*n  ersten  Diebstahl  eine  DorfgefänguidSätrafe 
an  zwei  auf«'inander  folgenden  5>onntagen.  J'a>  Xu-  iiiul  Abfülir*'ii  lu-sorgte  der 
iiu  Dorf  ätatioiürie  i'olizeiâuldat  iu  UuUorm.  Das  war  das  erste  Debüt  des  jungen 
Diebes. 

Nun  hatte  er  die  liebe  Uhr  aber  wieder  verloren;  sein  Pflegevater  hatte  sie 

als  Entschädigung  behalten.  Allein  eine  Taschenuhr  steckte  ihm  ja  Im  Kopfe; 
.si<-  «nr  >(  in  Sinnen  und  Trachten,  sein  einziges  Lebonsglück;  sie  musste  auch 
wit'di-r  in  seine  Tasche.  Narh  einigen  Wochen  laugte  er  tiefer  in's  Portemonnaie 
seiucs  Kostmeisters  uud  entmihm  demselben  12  Franken.  Um  diesen  Treis, 
meinte  er,  werde  sieh  schon  dne  rechte  Uhr  erwerben  lassen.  Er  ging  wieder 
zu  Uhrenmaeher  H.  und  erhandelte  eine  filtere,  silberne  Tasehenuhr  um  11  und 
einen  halben  Franken.  Diesmal  hatte  er  damit  mehr  Glück,  denn  er  konnte  die 
Uhr,  in  der  \Vcsfoiita>cbf  versteckt,  iiiolirerr  Wochen  den  Augen  st'ine«  Pflege- 
vaters entziehen.  Zwar  hatte  me&fi  ilt^ii  Manko  im  ( rpliHnvit*»)  bald  entd'*(kt,  nhfr 
er  hatte  für  seinen  Verdacht  zu  wciug  Auhaltspuukte.  Jel^t  vernahm  er  durch 
Schulbuben,  dass  £mil  eine  Sackuhr  habe.  Dieser  masste  nnn  ein  Verhör  be- 
stehen und  Uieb  trotz  allem  Leugnen  aneh  diesmal  wieder  hingen.  Der  Gemeinde- 
rath vi-rschrieb  ihm  i;  Tage  Arrest  im  „Spittetchäfi**,  und  der  l'olizeisoldat  vollzog 
daü  Urthei!  mit  Gewis-enbatügkeit  und  «b'innn«trHtivpni  Atntsfifcr. 

Die  .Mutter  hntti-  unterdessen  wieder  geheirathet.  uud  Emil  kam  jetzt  wieder 
zu  ihr.  Alleiu  beim  Mietvatcr  ging's  nicht  gut.  Er  wollte  dem  Stiefsohne  keiue 
Kleider  anschafien  und  dieser  wurde  daher  wieder  verkostgeldet.  Eines  Tages 
entschloss  steh  der  flln&diiyibrige  Jftngling,  an  seinem  Stiefratnr  Bache  zu  nehmen, 
itin  zu  bestehleu  und  ans  dem  Geld«  Kl  'itîf  i  und  —  eine  Tatrhennhr  anzuschaffen. 
Er  wn?sfe  n;irnli<  h  von  seinem  frühem  Aufenthalte  beim  Stirlsafi  r  bt  r.  da-*^  dieser 
in  seiner  ZiminermannswerkstäHe  unter  einer  îSteinplaite  (ield  verborgen  hatte. 
Zu  Anfang  der  Nacht  trat  er  aus  seiuem  Wald  verstecke  heraus,  fand  die  Thftre 
der  nahen  Werkstfttte  unverschlossen,  drang  m  diese  hinem  und  behftndlgte  das 
Geld.  Als  er  es  zfihlte,  waren  es  85  Franken.  Damit  reiste  er  nach  der  Stadt  A. 
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und  Icaufti)  daraus  Kleider,  eine  Taschenuhr,  ein  Mei«er,  ein  Portemonnaie,  einen 
Hat  und  ADderes  mehr.  Wieder  heimgekdirt,  Mgte  er  Milien  Kmtlenten,  seine 

Patbio,  die  er  besucht  habe,  hätte  ihm  alle  diese  Dinge  snm  Geschenke  gemacht. 
Allein  die  Patbin  wurde,  weil  man  dem  jungen  LQgiier  nicht  glaubte,  aogelhlgt 
and  £.  M.  ii\r  diesen  Diebstahl  mit  U  Wucheu  Bezirksgefängniss  be<;traft. 

Im  Frftbjahr  1892  wurde  E.  M.  in  seiner  Heimatgfinpindi'  K.  kontirrairt  und 
war  vuu  nun  an  sich  selbst  überlassen.  Kost  und  i^ugiü  ualiui  er  wieder  bei  der 
Familie,  wo  er  snent  als  kleiner  Knabe  „rerkostgeldet*  gewesen  war.  Dafikr 
mnsste  er  monatlieh  20  Fr.  benhlen.  Arbeit  erhielt  er  in  einer  benachbarten 
Sehuhfidyrik,  wo  er  tüglich  Fr.  1.  10  verdiente.  Dabei  hielt  er  es  aber  nicht  gar 
lange  ans  und  wandte  sich  wiodcr  znr  LuiulailxMt.  Die  I^äuerin.  hei  dor  er  ein- 
getreten war,  schickte  den  Jungliag  nun  eines  lagcs  in  die  Mühle  nach  Sich.,  um 
daselbst  einen  Sack  Mais  zu  holen.  Dafür  gab  sie  ihm  Fr.  5.  60  mit.  Bald  fiel 
es  ihr  aaf,  dass  M.  Terschicdene  kldnue  Sachen  ankaufen  konnte,  denn  sie  wuiste 
ja,  dass  er  beim  Binteltt  in  ihr  Haus  kein  Geld  mitgebracht  hatte.  Bierauf  begab 
sie  sich  mit  M.  selbst  nach  Sch.,  nm  in  dortiger  Mühle  einen  Sack  Mehl  zw  holen. 
M.  eilte  voran?  nnd  kam  ihr  am  Einf»an{re  des  Dorfes  mit  dem  Mehl  sr.bon  ent- 
gegen. Als  die  Baueria  den  Sack  .Mehl  bezahlte.  >(>  vernahm  sie,  dass  das  Mais 
auch  noch  nicht  bezahlt  sei.  M.,  darüber  zur  liede  gestellt,  behauptete,  das  Geld 
einem  ^Bfahlknecbte"  gegeben  su  haben.  „Gut,  sagte  die  Binerin,  so  geben  wir 
beute  Abend  nach  Sch.,  damit  du  mir  den  betreflenden  „Maidknecht"  Yontellen 
kannst."  Sie  gingen  wirklich  miteinander,  dran  M.  hatte  sich  den  Amtchein  ge- 
geben, dasH  ihm  eine  s<dchi;  Begegnung  nur  erwünscht  sei.  Die  Bäuerin  schiektp 
M.  in  die  Mühle,  um  den  Müllerkoecbt  herauszurufen.  Jener  ging  hinein,  kam 
aber  nidit  mehr  heraus,  so  dass  die  Bauerin  unveiricbteter  Sache  endlich  wieder 
abdehen  musste.  M.  hatte  seinen  Scfalupfweg  aber  auch  geftraden  nnd  begab  sich 
nach  St.,  wo  er  sieb  in  einem  ihm  wohlbokaunten  Hause  8  Tage  und  3  N&chte 
auf  dem  Heustnrkr  aufhielt  und  sich  mit  Brod  und  Speck  ernährte,  welche  Lebens- 
mittel er  sieh  in  üiin>fii;en  Augenblicken  ans  der  Küche  holte  Am  dritten  Taee 
entdeckte  ihn  der  Hauseigeuthümer  und  gab  ihm  den  Laufpass.  Jetzt  sollte  es 
anders  kommen. 

£.  M.  hatte  neue  PlAne  gemacht   Das  Dorf  K.  war  ihm  zu  klein  und  die 

Umgebimg  zu  eng.  Er  wollte  nun  auf  Reisen  tjeheu  und  einmal  die  Welt  sthettf 
eine  Anw.tndhirig,  welche  bei  seehiszehnjährigen  .IniiL'lingen  pjnr  nieht  nelten  vor- 
kommt; allein  dazu  braucht  man  »rute  Kleider  und  Geld.  >iun  erinneite  er  »ich, 
dass  sein  früherer  Pflegevater,  Schnei denne ister  B.,  sein  Geld  im  Schlafzimmer  in 
einem  Klelderkoifer  verwahrte,  nnd  dass  der  Scblflaael  inm  Koffer  auf  euiem 
„LftdU*  liege.  Er  suchte  sieh  unvermerkt  in's  Hans  hinein  an  schleichen,  nnd  als 
am  Nadimittag  alle  Hausbewohner  das  Haus  verlassen  hatten,  streckte  er  seine 
Frevlerhand  aus,  langte  den  Schlil>sel  vom  „I.adli"  herunter,  öffnete  den  Koffer 
und  behändigte  das  (ield.  Dasselbe  trug  i  r  ans  der  Wohnnm:  dureh  die  Kutti  r- 
tcnne  auf  den  Ueu^tock,  wo  er  es  zahlte.  waren  1' Unttruuiiouihaler!  Rusch 
20g  er  aefaie  Strttmpfe  aus,  brachte  die  Thaler  hinein,  band  jene  am  einen  Ende 
susaramen  und  legte  sie  wie  ein  Paar  Raucbwdrste  nm  den  Hals,  so  dass  die 
Zipfel  vorn  auf  die  Brti^t  Ii (>runt erhingen.  Den  Bock  aber  sog  er  darüber  an 
und  verliess  bei  Einhi  n.  h  ih  r  .Nacht  wein  Versteck. 

Im  Dorf  G.  beliudt-t  >ii  h  «  ine  Kleiderhandlung;  daran  eriinu  rte  er  sii  h.  Er 
sog  seinen  Bock  auf  freiem  Felde  aus,  nahm  seine  Wurst  herunter,  füllte  seine 
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Taschen  mit  Tlialern  und  versteckte  den  Rest  in  der  Nàhe  des  Dorfes.  Alä  er 
Kleider  gekauft  hatte,  begab  er  sich  wieder  au  seinem  Schalle,  arhob  denselben, 
wog  die  neuen  Kleider  an  und  veipadcte  das  Geld  an  den  alteo.  So  ausgerastet 

begab  sich  £.  M.  auf  die  Reise,  zuerst  nach  Zoricb,  wo  er  seine  Einli&ufe  an 
Reispbfdftrfnisucn  zu  macbeu  gpdin  hto,  und  wo  sich  ein  Reisebegleiter  zu  ihm 
gesellte,  den  er  nicht  einmal  nacli  sfinem  Nampn,  geschweige  denn  uach  seiner 
Herkunft  fragte.  Vua  Zarich  giiig's  Uber  Bern  und  Thun  nach  dem  Berner  Ober> 
lande  und  dann  amUck  Aber  den  Br&uig  nach  Lusem  und  wieder  nach  Zdrich, 
wo  die  beiden  Wanderer  poliadlieh  abgefasat  worden. 

E.  M.  und  sein  Begleiter  hatten  sieb  aus  den  gestohlenen  Geide  folgende 
Gegenstfindf  anpfcschafit  : 

2  Hemontotiuhmi  mit  T'cberächalen  und  Kf'ttpn,  2  Portemonnaies,  1  Finger- 
ring, 2  Hegenschirme,  1  i^tui  m;t  Tabakpfeife,  2  ZigarreD&pitzen,  1  Zigarrenetui, 
1  gdUedemen  Hendkofferi  1  Rettenéccsiaire,  1  Relaeflaiehe,  1  Fernglas,  l  Sack- 
mesaer,  Hemdenkzlgen  und  Kravatten,  1  Feneneng  and  I  Brieftasche.  Bei  der 
Verhaftung  wurde  dem  £.  M.  eine  Baarschaft  von  Fr.  1193.  60  abgenoininen. 

Die  Schule  hatte  er  8  Jahre  lang  hesucht.  war  aber  hlos  bis  zur  5.  Klasse 
vorgerttckt,  da  er  drei  Jahrp  lang  in  der  ersten  und  zwei  Jahre  ia  der  dritten 
Klasse  zubringen  musste.  Seine  Schulbiiduug  i^t  äehr  mittelm&ssig.  Der  Pfarrer, 
der  ihn  konfirmirte,  gibt  ihm  folgendes  Zengniss:  „Ër  sdiion  ^lemKcb  aofmeiksam 
SU  sein,  aber  seine  Fasanngskraft  war  gerbig  und  sein  Hera  und  Gemftlh  blieb 
ziemlich  ungertüut»  obschon  ich  mir  Mfihe  gegeben  habe,  ihn  Tom  bösen  Wege 
abBabringen.**  H, 

MoMnahmen  zur  Verhütunff  von  Verbrecken, 

XliM  Arbeit«ifcolonle  flr  milMitolM»  fenomm  mai.  entlaüea»  Stiillnfe 

in  der  Mittel»  und  Oslnchwcll.  Am  13.  Oktober  hnd  in  Zürich  eine  Versamm- 
lung von  AhgeordnciPn  gemeinnütziger  Ciesellschaften,  aus  Vereinen  fttr  Natural- 
verpflegung,  aus  Schuuaulâicbtâvereioen  und  Regierungen  zn  dem  Zwecke  statt, 
tiber  Erwerbung  und  Gründung  einer  Arbeiterkolonie  zu  verbandelu,  welche  arbeits- 
lose Personen  und  entlassene  Stviflinge,  die  sich  naeh  Arbelt  nmseben,  anfininehmen 
hüte»  um  jenen  Beschiftignng  nnd  Vwrdienst,  diesen  zugleich  aneh  noch  Gdegen- 
beit  zu  bieten,  durch  ehrliche  Arbeit  wiedenun  die  Brücke  zu  einem  ordentlichen 
Lph.'ii  in  der  blirgerliclien  Gesellschaft  zu  schlagen.  Die  Vprsammlung  wurde  von 
Abordnungen  aub  den  ivaiitoneu  Zürich,  Luzern,  Glarus,  Ba^cletadt,  Schad'hauäen, 
ht.  Gallen,  A&rgau  und  Thurgau  besucht.  Die  Regierungen  von  Oraubttnden  und 
Zug,  weiche  an  der  persönlichen  Theilnabme  verllindert  waren,  sandten  ajmpathiscbe 
Zuschriften. 

Die  Verhandlungen  bezogen  lîdch  hauptsächlich  auf  drei  Punkte  :  auf  die 
Gnmdlugen  der  Anstalt,  auf  die  An«dchnini(r  iln-er  Zweckbe^timmimg  und  auf  den 
Ort  derselben.  Bezüglich  des  ersten  i'iujlctes  war  uiau  ailgemeiü  der  Ansiebt,  dass 
eine  derartige  Anstalt  nur  auf  dem  Wege  freier,  gemeinntttziger  Tlifttigkeit,  jedoch 
mit  Unterstt^tsnng  der  Kantone,  in's  Leben  gerufen  werden  könne.  Ueber  den 
Zweck  der  Arbeiterkolonie  Hessen  sich  verschiedene  und  Terschiedenartige  An* 
sichten  vemrhraen.  jedoch  herrschte  darin  EiiimtUbigkeit.  dass  solche  Anstalten 
nothweudig  seien  und  eine  heilsame  Wirksamkeit  hüben  können.  Ks  zeigte  sich 
daher  für  Gründung  vorerst  einer  solchen  allseitig  ein  guter  Wille.  Dieselbe  h&tte 
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fur  ciiniial  der  Oav-  und  Slittelschwci/,  zu  dienen.  Z 'ige  sich  dafftr  ein  weiteres 
B»ilrufni-v.  wnrde  man  noch  mehr  solcher  Arlieitcriiolonieii  gründen.  Man 
verwahrie  »ich  aber  daeetfen,  dass  dieses  Arbeiterheim  eine  Art  Zwaiii'xjiriieits- 
ooätaU  werden  i>u11g  ;  denn  ea  hatte  nur  arbeitslosen,  aber  arbeitHtrcudigen  Indivi- 
duen zu  dienen,  veicbe  in  Folge  Missgewhick  keine  Arbeit  finden  können.  Auf 
die  Ortsfntge  wurde  vorUtofig  nicht  eingetreten. 

Zum  Schlüsse  beauftragte  die  VerBMUtnlung  das  zürcherische  Initiativkomite, 
"^icb  (birch  Vertreter  aus  gemeininUzi^t'n  Kreisen  anderer  Kantone  n'»ch  zu  vcr- 
sturkeu  und  die  filr  Errichtung  eiucr  Arbeiterkolonic  weiter  uothwcadigco,  ein» 
leitenden  ä.chritte  zu  thun. 

ArbeiMielBf*  Naehdem  wir  in  der  letzten  Zeit  das  „Arbeiterbeim  Tanuen- 
hof**  in  der  Nàhe  des  bernisdien  Dorfes  Gaupelen  besucht,  seinen  Gang  beob- 
achtet und  mit  dem  Herrn  Verwalter  Burkfaalter  ilamlier  Kdckspraehe  genommen 
haben,  so  erlfjuben  wir  ttns  fol  jenrlc  srnindsiitzliche  Meinung^^ilnssen!n!T  : 

Ks  ist  ofienl»ar  eine  mu  n  litiL"-  und  nn]ir:ikt!«!rhe  Auffassung  der  Sai  he, 
wenn  mau  glaubt,  eiu  Arbeiterheim  miisse  üiierali  luiil  unter  allen  Umständen  in 
einer  landwirthschafUichen  Kolonie  bestehen.  Zwei  Faktoren  geben  hier  hanpt- 
Bftchlich  den  Ausschlag,  efairaal  das  Bedflrfliiss  (die  Naehft«ge)  und  dann  daa  Vor- 
handensein oder  der  Mangel  ehies  grossem  Gdterareals. 

Die  Narlifracre  wird  sich  hauptsäclilicb  nach  (i(U-  <f  irolmicn  Beschäftt<nmg 
richten,  im  Kanton  Üern,  in  agrikolen  Kantonen  überhaupt,  wird  Vorzugs weii>e 
landwirthschaftliche  Arbeit,  in  Kantonen  mit  Landwirthschaft  und  Industrie  ge- 
mischte Beschäftigung,  in  industriellen  Gegenden  aber  gewerbliche  Beth&tigung 
$;eHucht  werden.  wäre  nach  unserer  nnmassgeblichen  AUMicht  daher  ganz  ver- 
fehlt,  in  der  vorherrschend  industriellen  Ostsrhwfiz  eine  Arbeiterkolonie  mit  aus- 
schliesslicli  lanrlwirthschaftlicber  Heschaftif^uni:  zu  ^^liniileii  l>if  Bewohner  indu- 
tttricller  (iegendcn  —  werde  die  Industrie  in  l  abrikeu  oder  als  iJausindiiatrie  be- 
trieben —  fliehen  nach  uns^  vielfachen  Wahmehmuimien  die  Landarlndt;  sie 
wollen  nicht  bei  Whid  and  Wetter  nOber  die  Erde  hfateinschlagen",  wenn  sie  Ajrbeit 
im  Trocknen  haben  können.  Daher  kommt  es  denn  auch,  da>s  in  solchen  (Jegen- 
deu  die  Bauern  mich  bei  der  In  -ti  ii  BezabluriL'  kr  itir  Arlu  itor  (Tiigelöhner)  mehr 
Itekommen.  Mai:  l'raire  nacb  und  mau  wir»!  nubcn'  liehauptnug  l»estâtiîrl  Huden. 
Wenn  nun  die  Bauern  ihr  grOsseru  Lohn  und  bessere  Kost  nur  schwer  Arbeiter 
bekommen,  werden  diese  dann  etwa  mit  Freuden  in  ein  landwlrthscliaftlichea 
Arbeiterbeim  hindnsprii^n  ?  Der  Nenheit  wegen  oder  aus  Noth  flir  den  Anfing 
vielleicht  wohl,  aber  sie  werden  nach  ein  paar  Tagen  schon  wieder  gehen.  Das 
ist  es  ja  aber  gerade,  was  man  will,  könnte  iitan  uns  <'inwpii(!çn .  die  .\rbeiter 
sollen  ju  uur  vorübergehend  Aufnahme  finden  und  dann  wieder  geiieu.  Wie  be- 
findet sieh  dahei  aber  die  Wirthschaft  und  welches  ist  das  wlrthschafdiehe  Ergab- 
niss,  wenn  ein  Arbeiter,  der  vorher  noch  keine  Hacke  in  der  Hand  gehabt  hat) 
nach  ein  paar  Tagen  lichrzeit  wieder  anstritt  imd  einem  neuen  Lehrling  l'lat« 
macht,  der  auch  wieder  l;' Iit.  wrnn  ■^t-ine  Wünsche  nicht  so^'lpirh  rrfnllt  werden? 
Man  frage  dan^b*'r  den  Herrn  Buikhilter,  was  das  für  eine  IJaurerei  sei  mit 
Arbeitern,  weiclie  noch  keine  laudwirthschaftlichen  Arbeiteu  gesehen,  geschweige 
denn  selbst  gemacht  haben,  insbesondere,  wenn  sie  gerade  wieder  davonlaufen. 
Und  Herr  Burkhaltf^r  und  sein  Arbeiterheim  befinden  sich  doch  im  Kanton  Bern, 
inmitten  einer  landwirthschafilichen  Bev(tlkerung!  G,  12.  ja  bis  21  Monate  lan^ 
mochte  er  seine  Arbeiter  aneinander  iiaben,  um  ein  au»re»chtnd^  Wirthschafts- 
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»•rs^^bniss  zu  przifl»»n.  AUj'in  »'ino  <n|fhp  Aus^'b^finuti?  des  ArluMlfranfonthaltos 
widiTsprAcUe  ja  pw/.  den  Bestiiuuuingeu  des  Arliciurheiius.  Die  ArlieitK^r  müüüeu 
einaoder  fortwftlirend  Platz  machen. 

Der  andere  Faktor,  mit  dem  sa  recbaen  tut,  beiist:  Ist  ein  ausreicheDdeB 
landwirthschiiftlicJics  Areal  vorhanden  oder  JtU  erwerbfii  luoglüJt?  l)«'c  Tauncnluif 
h  it  <  iiicn  Kliichfiiiiilialt  von  120  .Iticliarton.  Haiis  und  Land  wiii  Ii  n  um  Fr.  S'J.öoO 
gi'kautt,  sît'wiss  oinc  verhaltniäänia>iäi|;  klfinp  K.rtil'<miin)f .  allein  au  ilie  Verzinsung 
der:4elbeu  kauu  noch  nicht  jjtdacbt  werden,  iicrr  burkhalter  tiudct  das  Areal  viel 
zu  klein.  Entweder  iDQ$»e  die  Zahl  der  Arbeiter  beecbrftnkt  oder  da»  Arbeits- 
gebiet erweitert  werden.  Mit  5  Knechten,  wird  l>ehauptet,  sollte  man  das  Hofgiit 
bebauen  Jtönuen,  nun  i<eieu  oft  aber  big  3()  Arbeiter  d.i.  Bei  unst'rni  HesttChe 
waren  eg  17  iiml  trotz  der  vielen  llrrl><t;trb<»iten  mehr  als  ■reiiu'.'.  Dir'  Erwfitc- 
niUii  ilr-  1  anneuhof<'s  ist  nun  mit  keinerlei  ScliNueri'^keiten  verbunden:  denn  er 
liegt  am  grossen  Mooäo,  wo  uuch  viele  tausend  und  tanseud  Jueharteu  Boden  in 
Knitarland  m  verwandeln  w&ren.  Ob  in  der  Ost-  oder  Mittelschweiz  für  Erwer- 
bnttff  einer  landwirthsehaftUchen  Kolonie  so  gOnstife  Aussichten  vorhanden  wftren, 
mus<^  sehr  bezweifelt  weiden. 

Ab»r*'^fMiPn  vofi  :inderti.  •*f'\n  brlifr/iy^fn^w  iTtlicn  Punkfi'n.  .uif  die  wir  wo- 
möjrlii  li  in  der  naelisleu  Nununer  euitri-teu  wertieu,  scUliesseu  wir  daher  ftlr  ein- 
mal dahin:  Wenn  in  der  Mittel-  oder  Ostschweiz  sich  das  Bedilrfuiss  zeigt,  ein 
oder  mehrere  Arbeltertieime  sn  granden,  so  sollten  dieselben  nicht  einseitig  nur 
für  landwirthscbaftliohen  Betrieb,  sondern  zugleich  aneh  noch  fftr  industrielle  Arbeit 
eintferiehtet  werden,  weil  sie  sonst  dem  Bedürfnisse  und  der  Nei«un><  der  dorti{;(>n 
lîr\ ollvcriirii»  nieht  entsprechen,  abixeaehen  davon,  dass  eine  scdche  Anstalt  nnt 
geititsi  bter  Arbeit  wei«  mehr  Hände  zu  beschäftigen  im  Stande  wäre,  als  eine  aus- 
schliesslich laudwirthschattliche  liolnuie,  und  dass  sie  dem  Uedarfniss  weit  nüber 
käme  als  diese,  weil  sie  ihren  Arbeitern  auch  so  der  Zeit  noch  volle  Beschäftigung 
gewähren  könnte«  wo  die  Landwirth^i«  haft  weni»,'  oder  keine  solche  metir  zn  bieten 
vermatf.  I»as  ist  aber  gerade  diejenijre  Zeit,  der  Wint(-r.  wo  der  Zuflrauf;  zum 
Arbeiterheim  im  T'iiuienhof  der  ^rösste  ist  und  wo  am  meisten  Arbeitiiuchende 
dort  abgewiesen  werden  müssen.    Sapieuti  sut  ! 

Auf  das  gegenseitige  Verhähniss  gewesener  Sträiinge  und  fW'ier  Arbeiter 
bei  ihrer  Vereinigung  im  Arbeiterheim  werden  wir  zurackkonunen;  es  Ist  fQr  das 
Credcihen  einer  solchen  Anstalt  und  fftr  die  Ldsnng  ihrer  Aufgabe  von  Bedeutung. 

H. 

Vereinsnaeftfich  ton. 

Der  Sehwebteriwlie  Teretn  für  SInif-  ud  CMSi^towesen  wird  seine 
Versammlung  im  Herbste  1893  in  St  GaJlen  abhalten  und  damit  die  Feier  seines 

2.')jabrigen  üestebens  verbinden,  l'uter  dem  Präsidium  des  Herrn  Uefrierungsrathe* 
Dr  IM.  S.  hrrrer,  de^  Vorstehers  des  Polizeidepartemcnts,  liat  sich  in  bt.  (iailen 

ein  Uokalkumite  gebildet.  H. 

Schweizerischer  Juristenveroin.  Der  Schweizeri>elie  Jurisit-nverein  wird 
seine. nächste  Jabrjcsversammlung  in  Fraueufeld  abhalten  und  folgende  üegenstäude 
beratben  : 

1.  Die  Kompetenz  des  Buiulesgerichtes  in  BetreibungS'  und  Konknrssaehen. 

Berichterstatter  :  die  Herren  Prof.  Dr.  L.  R.  v.  Salis  in  Basel  (voraussicbtüch)  und 
Dr.  Aifr.  Brüstleiu,  Direktor  des  eidg.  Amtes  für  Betreibung  und  Konkurs,  in  Bern. 
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2.  Die  Ëiamle  den  Spiels  bei  Ditierenzgeschäftcn.  Berichterstatter  :  die  Uerreo 
Prof.  Dr.  Virgile  Rossel  in  Bern  und  Dr.  Richard  Temme,  Advokat  in  Basel. 

In  Frsnenfold  hat  sidi  ein  jBbmdt«  rar  Voübenltiing  der  Yenamnilung  ge- 
bOdat  Fxlaideiit  daaaelben  iat  Herr  Kattooalrath  and  Obeineriditaprlaldent  Dr.  Fdir 
in  Ftaaenfeld. 

FKiafipagie«    Dar  Schwetseriaeha  JnriatenTarein  hat  ala  Preiafrage  aiu« 

gaichrieben:  Das  Veriiiltnitt  dM  Zivil-  und  Strafurtheils. 

Gewünscht  wird  eine  I'arstellung  tles  gcltemlcn  Bundes-  und  kantoualcn 
Rechtes  mit  Berücl(sichtigung  der  Rechtsprechung,  nebst  einer  kritiacben  Wurd^ung 
des  Geüetzesstaudes. 

Es  wird  do  erster  Prela  fon  Fr.  600  nnd  ein  aweiter  Preis  ?on  Fr.  800 
ausgeeetsL 

Zur  Bewerbnng  wird  jeder  acbwciaeriache  Jurist  sagelssaen. 

Die  Arbdten  sind  dem  Prlaidenten  des  Vereins  vor  don  1.  Juli  1808  ein- 

aureichcn. 

Dir  S])rui'hr>  k  nin  dcut^rh,  französisch  oder  italienisch  sein.  Der  Umüang 
soll  buchäteuä  U  iJruckbuguu  belrajjeu. 

Die  Arbeit  und  der  versiegelte  Umsoblag,  der  doi  Kamen  des  T<K<asR«n 
entbftlti  sollen  mit  der  nftmlieben  Insehrift  Tersdben  werden. 

Das  Urbebmecht  an  den  gekrönten  Prdsaibeiten  gebt  anf  den  Sdiwdaeilaehea 
Jnristenvereia  aber,  dw  sich  die  Dmeklegung  Torbefailt 

lIoIts^Bdorff-Stifliuig»  Der  Schweiserische  Juristenrerein  liât  der  Holtzcn- 
dorff-Stifiting  einen  Beitrag  von  Fr.  400  sagewendet  und  als  seinen  Vertreter  Prof. 
StoosB  in  Bern  beceichnet. 
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